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VORWORT, 


r  hohe  oUorösturrtiichtsch«  Landtu^:  hat  über  An- 
;  .  _  Ues  Herrn  Abg'edrtlneten  Ganoom' Ghakkh  von 
ICiiKNiiuKc  in  der  SitruiiK"  am  lo.  Dctober  ifWij  die 
ikl^^Mr^L  J  Urucklt.>fun^^  des  Manuscriptus:  „llistorisdio  lipht- 
muriduii  über  ditj  Wirkbainkcit  der  Ständu  vuii  ( >fsirrrfii  >i  <<h 
der  Enns"  beschlussen. 

Dituieü  umfauf^eichu  AfanitöcripL  Itutintlut  sich  im  i.andu!t* 
archivif  und  hat  zum  Verfasser  dun  vcT.si(>rbenen  Landesurchivar 
und  Registrator  Franz  X.  Slauber,  uinon  lür  die  ( rtÄchichtu  seines 
lluimatlandcb  buj^uibi'.rtun  Mann,  wulchur  in  diesem  mil  wahrem 
llienenfleisse  jfearbeit'-tun  Werk»?  die  wichüg^sten  Agenden  der 
ehemalig^en  Stände  in  p rag n)ati scher  l'omi  schildert  und  damit 
eine  <|uellcnmäsbigc,  auf  den  Acten  des  lxindet»archiv'es  bcruimndc 
Gcäclüclitti  der  segensreichen  Wirksamkeit  unserer  Vortahren 
liefurt,  iMislens  i;i;eign4_^i ,  so  manche  Lücke  der  Iteimisehen  (ie- 
sehiehte  aus/ufüllen  und  nuinchtjs  hunkel  dursolhim  ?.u  erhrlltin. 

Der  l^ndtiäau^schuäs  glaubte  an  der  originellen  Schreibweise, 
sowie  an  dem  schlichten  Tone  des  Verfassers  nichts  ändern  »u 
sollen  und  übergibt  somit  in  Vollziehung  dtis  oben  erwähnten 
l.AndtagsbeschUisses  das  Wrrk  der  Oeffentlichkeit. 

l'-inige  biographische  Motizen  über  den  Verfasser  d(;r  ^l*-phe- 
meriden"  dürften  an  dieser  Stelle  nicht  unwillkommen  sein. 


'ranz  X.  Sta-uber,  welcher  einer  alten  Bürg-erfamiUc  von 
l.iru  entstammt,  trat  im  Jahn:  1K18  aU  Regisiraturü-Praktikant 
in  dun  Dienst  der  Stände.  Nachdem  er  im  Jahre  1823  als  zweiter 
Rey^istrant  anpestellt  worden  und  1825  zum  ersten  Registranten 
vorgerückt  war,  wurde  er  1848  zum  Archivar  und  Registratur 
Ijefnrdert.  Als  solcher  entwickelte  er  eine  staunenswerte  Thätig"- 
köit.  Neben  der  gewissenhaften  Besorgung  bciner  Amtsgeschäfte 
fand  er  die  Zeit,  das  umfangreiche  Landesarchiv  neu  zu  ordnen 
und  hierüber  einen  musterhaft  angelegton  Universal -Archivindex 
iü  5  grossen  Folianten  zu  verfassen.  Die  Früchte  jahrelangen 
Fleisses  legte  er  nieder  in  zwei  Manuscripten,  von  denen  das 
eine  —  die  „Ephemeriden"  —  hier  im  Drucke  erscheint.  Das 
andere  Manuscript  führt  den  Titel;  ^^ Chronologische  Auszüge 
über  di6  Wirksamkeit  der  Stände  des  Landes  ob  der  Enns"  und 
ist  im  Jahre  1859  verfasst  worden.  In  demselben  werden  in 
Hegestunform  die  wichtigsten  geschichtlichen  Ereignisse  über 
die  Thäiigkeit  der  Stände  vom  Jahre  1186  bis  1852  dargestellt. 

Der  Landesa usschuss,  welcher  Stauber  1863  zum  Vorsteher 
der  Milfsämter  ernannt  hatte,  beantragte  im  Jahre  1865  für  den 
verdienstvollen  Beamten,  der  im  letzlep,vähnttin  Jahre  in  dun 
Ruhestand. getreten  war,  bei  dem  hohen  I^ndtage  eine  Personal- 
zulage von  500  fl.  zu  seiner  normalmässigen  Pension,  welche 
auch  mit  Beschluss  vom  i.  December  1865  bewilligt  worden  ist. 

Möchte  diese,  auf  gewissenhaften  und  gründlichen  Archiv- 
studien beruhende  Arbeit  dazu  beitragen,  die  (fe.schichtc  unserer 
schönen  Heimat,  besonders  in  cultureller Beziehung,  zu  ergänzen; 
möchte  sie  auch  von  .Seite  der  Fachmänner  jene  wohlwollende 
Aufnahme  und  Anerkennung  finden,  welche  sie  durch  ihren 
reichen  und  interessanten  Inhalt  verdient! 

Vom  oberösterreichischen  Landesausschusse. 


Lmz,  im  Mai  1884. 
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gUI'LLHN  Dil'lSI'S  HUCHES. 


rranz   Stauher   hat  sdnen    „Historischen    K-phcttipridcn"    die    hic2u 
bcnOtxtcn  Quellen  als  Marginalien  des  Textes  beigefügt. 
Diese  Quellen  sind  folgcmle: 

1.  Vor  aUem  die  Arcliivsarten  selbst,  welche  in  ilen  Randbemt-r- 
kungrn  na<-h  der KiniagAbejEeirhnung,  unter  Her  sie  aulbew:thrt  sind,  cjtirt 
werden  und  zwar  achr  hfiulig  mit  Beifügung  der  Jnhrsabl.  Die  Archivaacien 
reichen  bis  zum  Jahre  1790;  von  da  bis  zum  Jahre  1812  befinden  sich  die 
citirtcn  Aeicn  in  der  sogenannten  alten  Kegistratui'.  von  18 12  ab  jedoch 
in  der  Registratur  des  LandesausschusseA. 

2.  Die  Annalcnbücher  des  Lan<lcsarchivcs.  iingcl^hr  100  umfang- 
reiche Folianten,  welche  Abschriften  der  wichtigsten  Verhandlungen  aus 
den  Jahren  1303  bis  1Ö45,  von  1678  bis  1684,  dann  von  1692  bis  1698 
enthalten. 

3.  Das  ßeschcidbiich,  bestehend  aus  4  Fnlinntcn,  die  wichtigeren 
Verfügungen  den  Verordneten-rollegiumR  aus  den  Jahren  1594  bis  161H 
enthaltend. 

4.  Die  ßescheidprutukullc,  265  kleinere  Kolianlen,  umfassend  die 
siAndischcn  Heschfide  aus  den  Jahren   1600  bis  1783. 

5.  Das  geheime  Archiv,  nAmhch  die  unter  drafacher  Sperre  ver- 
wahrten Privilegien  der  nberösterreichisclien  Stänrlc,  Verbriefungen  ihrer 
Ret-lite  {Schiidlosbrielc)  und  sonst  wichtigen  (»riginidurkumlen,  332  an  der 
Zahl  and  mit  dem  Jahre  1421  beginnend. 

6.  Das  sogenannte  Schlösse!  berger -Archiv,  welches  einst  im 
Besitze  lies  berühmten  Geneulugen  Johann  Genp^  Adam  Freiherrn  von 
Huheneek  (1669  —  I7S4)  und  in  dessen  Stammschlossc  Schlüsselberg 
ba  Grieskirehen  aufgestellt  gewesen  ist.  wurde  1834  von  den  StSmlen  um 
4000  11.  ('.  M-  angek.^ufl.    Mine  genaue  Beschreibung  dickes  für  die  vatcr- 
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lflmlisi.'lu-  lioscliichtc  horhwicluiijrn  Archivcs  enthält  iler  37.  Jahresbericht 
(N's  Museum  Francisco-farnlinum.  Uas  Seite  57  der  .Ephemeriden"  citirte 
.tirahmal  drr  stAndisrhrn  Freiheiten"  von  Hohencck  ist  unter  Nr.  95  im 
Schlflsselherger -Archive  einj;ereiht. 

7.  Landh.indvest  vun  Oesterreich,  verfasst  von  Reichard  Strein  zu 
Schwarienau  (1537 — itKX>);  ein  Manuscript  im  Landesarchiv. 

S.  Das  im  Museum  aufbewahrte  sogenannte \"erordnetenbuch,  ent- 
haltend die  Wappen  der  \'erordneten  vom  Prälaten-,  Herren-  und  Ritter- 
stand, dann  jene  der  7  landesfürsllichen  Städte. 

O.  Die  rauf".  I'rau-  und  Sierbematrikel  der  evangelischen 
SiAndemitj;brt!cr.  einst  in  der  evangelischen  Landhauskircht-  im  Gebrauch, 
umlassend  die  )ahre  i.S'O  bis  1581.  Dieses  Ruch  betindei  sich  unter 
Nr.  154  in  der  Manuscript ensammlung  des  Museum  Francisco -Cartdinum. 

10.  Die  l.anvitagsacten  vom  Landtage  i)es  Jahre*  lS4^. 

11.  Die  gi\lruckten  stenographischen  Berichte  ■1e>  ■•brrösier- 
rrichischen  l-,indt;igcs  \on  iSoi  bis  1SC4,  dann  die  gedruckten  Sitzungs- 
prv»tok.>lle  des  Landesausschusses  aus  dieser  Ze;t. 

I.^.  l\idex  .tustriacus  nut  den  Supplementen. 

15.  Oevlruckte  sL'tndische  Instruction   von   l7-jl. 

14.  Kur.-:  Albrx'cht  V.  —  Knexihch  I\". 

15.  SiuIj:  Wdhering. 

!0.  Tritj:  tieschichie  des  l-.*ndes  «d»  .'.er  Knns.    j  Itindi-. 
»-.  r-.lWein:  Lini.  Kinsi  und  IeL:i. 
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ÄNDISCI IF.  UNTHRRICHTS-ANSTALTF-N. 


ie  F.ntstehung-  dieser  Anstalten  führt  auf  die  Prote- 
sUmiischi'  Landschajissckuk- ,  welcbu  von  den  g^rössten- 
ihciLs  der  neuen  Lehre  erj^obenen  Ständen  des  Herren- 
und  Ritterstandes  um  1550  in  Linz  eröffnet,  im  Jahre  1507 
in  das  verlassene  Minorilenkloster  nach  Knns  und  um  Mar- 
tini  1574   in  das  neuerbaute   Landhaus  übertragen  wurde. 

Wenn  sich  auch  nur  vermuthen  lässt,  dass  zur  Zeit, 
als  die  erwähnte,  durch  Vermächtnisse  reich  dotirtt;  Schule 
auf  ihrem  Höhepunkte  sich  befand,  derlei  Anstalten,  wie 
z.  B.  l'echt-  und  Tanzschule  bestanden  haben  moj^en,  so 
gewinnt  diese  Vermuthunji^  an  Wahrscheinlichkeit  durch 
den  im  Jahre  lOu  an  ICaspar  i'eltingcr  aus  München  er- 
lassenen Bescheid,  mit  welchem  derselbe  als  Fechtmeister 
für  die  Jug-end  der  adeligen  Landschaftsschule  gegen 
monatlich  2  (lulden  4  Schillinge  aufgenommen  wurde. 

Dem  Pettinger  folgte  im  Jahre  lOij  (reorg  Khtiller  als 
Tanzmeiütcr,  welcher  monatlich  lO  fl.  als  (i-chalt  und  1  11. 
als  Taxe  erhielt. 

Im  Jahre    16 16  erscheint   Peter   Kalteysen    als    Fecht- 
meister,   dessen   Oehalt  von  30  auf  40  fl.  erhöht    wurde; 
derselbe  erhielt  ein  Jahr  zuvor  einen  Verweis  wegen  e^en-   1. .   v'..i.  pi. 
mächtiger  Waffen reparatur. 

Mit  dem  Verfalle  der  T^ndschaftsschule  wahrend  der 
bayrischen  Pfandherrschaft  mögen  wohl  auch  Tanz-  und 
Fechtunterricht  aufgehört  haben,  denn  schun  im  Jahro  \iii\ 
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Ifindische  Geschichte  hochwichtigen  Archives  enthält  der  37.  Jahresbericht 
des  Museum  Francisco -CaroÜnum.  Das  Seite  57  der  „Ephemeriden"  citirte 
„Grabmal  der  ständischen  Freiheiten*'  von  Hoheneck  ist  unter  Nr.  95  im 
Schlösselberger -Archive  eingereiht. 

7.  Landhandvest  von  Oesterreich,  verfasst  von  Reichard  Strein  zu 
Schwarzenau  (1537 — 1600);  ein  Manuscript  im  Landesarchiv. 

8.  Das  im  Museum  aufbewahrte  setgenannte  Verordnetenbuch,  ent- 
haltend die  Wappen  der  Verordneten  vom  Prälaten-,  Herren-  und  Ritter- 
stand, dann  jene  der  7  landesfürstHchen  Städte. 

9.  Die  Tauf-,  Trau-  und  Sterbematrikel  der  evangelischen 
Ständemitglieder,  einst  in  der  evangelischen  Landhauskirche  im  Gebrauch, 
umfassend  die  Jahre  1576  bis  1581.  Dieses  Buch  befindet  sich  unter 
Nr.  154  in  der  Manu  Scriptensammlung  des  Museum   Francisco-Carolinum. 

10.  Die  Landtagsacten  vom  Landtage  des  Jahres  1848. 

11.  Die  gedruckten  stenographischen  Berichte  des  uberöstpr- 
reichischen  Landtages  von  1861  bis  1864,  dann  die  gedruckten  Sitzungs- 
protokolle des  Landesausschusses  aus  dieser  Zeit. 

12.  Codex  austriacus  mit  den  Supplementen. 

13.  Gedruckte  ständische  Instruction  von  1791. 

14.  Kurz:  Albrecht  V.  —  Friedrich  IV. 

15.  Stülz:  Wilhering. 

16.  Pritz:  Geschichte  des  Landes  ob  der  linns.    2  Rande. 

17.  Pillwein;  Linz,  Einst  und  Jetzt. 
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IUI  Kntstehung^  dieser  Anstalten  führt  auf  die  protc- 
sttiHtischi'  Landschaf isschule,  weicht?  vt»n  den  yrössten- 
thciLs  ddt  neuen  Lehre  erhobenen  Ständen  des*  Hcrrcn- 
und  Ritterstandes  um  155U  in  Linz  eröffnet,  im  Jahre  1567 
in  das  verlassene  Minoritenkloster  nach  Knns  und  um  Mar- 
tini   1574   in  das  ncuurbaule    Landhaus  üherlrai^en   wurde. 

Wenn  sich  auch  nur  verniuthen  lässt,  dass  zur  Zeit, 
als  die  erwähnte,  <lurch  Vermächtnisse  reich  dotirte  Schule 
auf  ihrem  Höhepunkte  sich  befand,  derlei  Anstalten,  wie 
z.  B.  Fecht-  und  Tanzschule  bestanden  haben  mügen ,  so 
{gewinnt  diese  Vermuthung  an  Wahrscheinlichkeit  durch 
den  im  Jahre  lou  an  ICaspar  Pettinj^er  aus  München  er- 
lassenen Bescheid,  mit  welchem  derselbe  als  l'V.chtmeister 
für  die  Jugend  der  adeligen  Landschaftsschule  gegen 
monatlich  2  Gulden  4  Schillinge  aufgenommen  wurde. 

Dem  Peitinger  folgte  im  Jahre  1O13  C^uorg  Kheller  als 
Tanzmeister,  welcher  monatlich  lü  fl.  aU  Gehalt  und  1  f1. 
als  Taxe  erhielt. 

Im  Jahre   ibiö  erscheint  Peter   ICalteysen    als    I'*echt-   "^'^'^,'"'7,'' 
meister,   dessen   Gehalt  von  jo  auf  40  fl.  erhöht    wurde; 
derselbe  erhielt  ein  Jahr  zuvor  einen  Verweis  wogen  eigen-  i.  r.  f.4.  yn. 
mächtiger  Waffenreparatur. 

Mit  dem  Vorfalle  der  I^ndschaftsschulc  während  der 
bayrischen  Pfandherrschaft  mr>gen  wohl  auch  Tanz-  und 
h'echlunterricht  aufgehört  haben,  d(M»n  schun  im  Jahre  \hi\ 
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urscheint   fteorg  KheUer  als  gewesener  Tanznieister,   um 
dessen  Abft*rtij*-ung'  es  sich  damals  handelte. 

Xact>  lieentlig'un^  des  blutij^en  liauemauffltandBs  unti 
nacbdoni  die  Nachsicht  dos  Landusfürstcn  die  Stände  des 
Herren-  und  Rittarstandes  hofftin  Hess,  in  Ansuhun^  der 
der  kaiserlichen  Disposition  vorbchaltenen  Schulcassc  mil- 
dere lleding^unsfen  zu  erwirken,  kam  zwischen  ihnen  und 
den  Mitgliedern  des  Prälaten  Standes^  die  manche  Forde- 
rung dt'ni  yutnn  Kinvi;rnRhm(m  zum  Opfur  brachten,  am 
r  1 1.  .1  I.  Duct-mbur  1026  «in  VL-rgluich  zustande-,  der  die  Bitte 
um  Wiederaufrichtung  der  l^andschaftsschule  und  Belas- 
sung" aller  dazu  gemachten  Stiftungen  zum  Gegenstände 
hatte  und  mit  der  kaiserlichen  Rusolutiüii  vom  16.  No- 
vember 1637  die  (Tenchmigung  erhielt. 

Die  Wiederaufrichtung  der  Landschafts-schule  in  katho- 
lischer Richtung  beruhte  indes  auf  sich,  da  das  Studien- 
WKst^n  ausschliesslich  Ubii  Jesuiten  übertragen  war;  die 
Schule  hatte  aufgehört,  eine  Öffentliche  Studienanstalt  in 
sein,  sie  war  nur  noch  ein  iVivatinstitut,  ein  Convict,  für 
welches  die  Stande  der  pl'rivat-lnstitutinn  und  F.xereitien 
halber"  einen  Theü  des  den  Jesuiten  überlassenen  Schul- 
tractus  im  I-andhausii  sich  vorbehielten. 

Dass  die  Stande  nicht  säumten  mit  der  Krrichtung 
dieses  Convictes,  zeigt  das  (tutachten  des  hiezu  beslimnilen 
Ausschusses  vom  8.  Mai  lüjo,  worin  derselbe  den  Antrag 
atcHle.  taugliche  Individuen  zu  bestimmen,  deren  Aufgabe 
es  sein  soll,  vor  allnm  den  Stand  der  Schulc;isse  tu  er- 
heben, die  hinsichtlich  der  Verpflegung,  der  Excrciiien 
und  Privat -Repetitioii  nlicvor  bestandene  Ordnung  den 
veränderten  Zeit  Verhältnissen  anzupassen,  wie  auch  wegen 
Aufnahme  der  I-ehrer  nach  Massgabe  des  Schul  Vermögens 
das  Geeignete  vorzukithrcn. 

Was  hi):riiber   festgesetzt    und   in    welcher  Weise  das 

Convict  eingerichtet  wurde,  ist  nicht  bekannt,   nur  soviel 

it,  HJ.    g'-ht  aus  eint^m  Rorichte  des  Georg  von  Schallenberg  her 

vor,   dass  srln>n  im  Jahre   i6ji    20  Zöglinge,   thtüls  Söhne 

L .-.  314-      von  l^ndli^ulen,  theils  von  NobiUlirten,  mit  ihren  Lehrern 

und  Dienern  im  I-andhaus*^  wohnten  und  ein  eigener  land- 

I.  r.  iji,     schaftlicher    Schulwirt    für   deren    Verpflegung    zu   sorgen 

hatte. 

|)i;n  ständischen  Zöglingc;n  nebst  der  wissenschaft- 
lichen   Ausbildung,    die    sie   im    Gymnasium    der    Jesuiten 
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erhielten,  auch  noch  ander*»,  vermöj^  ihrer  Gehurt  und 
Stellung  ihntMi  nöthiyo  Erfi>rderniss«  anzuei(>-nen ,  zwiift  der 
Schlu-ss  des  ständischen  Ausschusses  vom  lu.  Mai  löji,  »i.  ja.  i:». 
dem/ufolgfe  die  Aufstellung  eines  taujflichen,  wo  möglich 
in  fremden  Sprachen  erfahrnen  Inspectors  und  „damit  die 
adelige  Jugend  ihre  Exercitia  habe'',  die  Aufnahme  .eines 
Sprach-  und  Fechtmei.sters,  zunächst  aber  eines  HereilfJT» 
als  höchst  noth wendig  dargestellt  wurde,  was  auch  der 
gedachte  Herr  von  Schallenberg  in  seinem  vorcitirten  Be- 
richte bezüglich  des  Tanzmeisters  dringend  empfohlen  hatte. 

Wenn  auch  das  Convict,  als  zu  kostspielig,  schon  im 
Jahre  16.^6  aufgehoben  und  dafür  den  stundischen  Zöglingen 
oder  ihren  liltern  die  Stipendien  auf  die  Hand  gegeben 
wurden,  so  nahm  doch  dies  auf  die  Exercitien  keinen  Ein- 
ßuss,  die  von  da  an  bleibend  wurden. 

So  die  Rt'iischuU-. 

Der  erste  ständische  Hereiter,  dazumal  Rossbereiter 
mt,  war  Johann  Albero,  welcher  am  12.  Jänner  it>j4  b.  m.  *H,Nr.  i. 
"mit  einem  Jahresgehalte  von  200  fl.  aufgenommen  wurde 
und  dafür  keine  andere  Verpflichtung  hatte,  als  den  \on 
den  I  .andesmitglicdern  ihm  anvertrauten  Pferden  fieisstge 
Obsorge  zu  widmen;  denn  die  für  den  Reitunterricht  und 
das  Zubereiten  der  Pferde  festgesetzte  Gebür  war  Mebon- 
gabe,  die  jeder  Lernende  entrichten  musste. 

iJie  Instructionen  vom  8.  Juli  iüj6  und  2\.  .-X-Ugust  1640 
für  die  Hereiter  Störr  und  (ierstler  enthalten  im  wesent- 
lichen dieselben  Verpflichtungen  und  Bezüge,  in  welcher 
Weise  es  auch  im  Jahre  165g  bei  Jakob  Störr  bestanden 
habi^n  wird. 

bn  Jahre  1676  erhielt  Bereiter  Möllzer  nebst  dem  er- 
höhten Gehalte  von  450  fl.  eine  Freiwohnung  m  dem  im 
Jahre  1Ü70  auf  dem  Reitplatze  erbauten  fiebäude,  wofür 
derselbe  verpflichtet  wurde,  zwei  taugliche^  schulgerechte 
l^erde  zu  halten. 

Das  vorerwähnte  (jehäude  entstand  mit  der  gleichzeitig 
erbauten  Stallung  für  ö  Pfenlo  auf  dem  vum  Kais<^r  Fer- 
dinand III.  den  Ständen  zur  Aufrichtung  einer  Reitschule 
im  Jahre  1644  freielgenthünilich  überlassenen  sogenannten 
Maulgarten,  auf  welchem  Schule  und  Gebäude  das  jetzige 
Bereiterstöckl   —  noch  bestehen. 

Früher  befand  sich  der  Reitstadl  auf  der  von  den 
Ständen  im  Jahre  1&38  um  den  Betrag  von  i^n  fl.  erkauften 
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Städtischen  Spitluneso .  tl«ssRn  Erbauung  tl«in  slämlischim 
UiiumcKstcr  Painherr  übertrafen  war. 

In  Anst;huni;f  des  Spnithmtisfcrs^  worüber  zwar  keino 
Instructionen  vorliegen,  geht  aus  dem  ständischen  Schlüsse 
vom  5.  Matz  1635  her\'or,  dass  schon  danmU  ein  solcher 
bestanden  und  derüelbe  im  Landhausc  gewohnt  hab«,  welch 
letzteres  wahrscheinlich  wegen  Aufhebung  des  Cunvictes 
nicht  mehr  gestaltet  wurde. 

Vür  dun  l-'ortbestand  dieser  Schule  xeigt  auch  ein  Aus- 
weis über  die  aus  der  adcHyen  StipendiaLscasse  für  das 
Jahr  i6j3  m  bestreitenden  Auslagen,  sowie  ein  (i-utachten 
vom  29.  Aujfust  1082,  worin  der  Sprachmeister  mit  einem 
(rehalte  von  270  fl.  aufgeführt  erscheint. 

Den  gleichen  Fortbestand  des  Tanz-  und  Fecht-Unter- 
richtes  erweiset  das  Decret  vom  10.  April  1652,  mit  welchem 
Matthias  Verleih  zugleich  als  Tanz-  und  Fechtmeister  mit 
einem  Jahresgehalte  von  joo  fl.  angestellt  wurde,  ohne  zum 
unentgeltlichen  Unterrichte  verpflichtet  zu  sein,  da  er  wie 
der  Bereiter  und  wahrscheinlich  auch  der  Sprachmeister 
von  den  Schülern  tiebüren  erhielt. 

Dies  mochte  wohl  Ursache  gewesen,  sein  von  dem 
geringen  Besuche  der  .Schulen,  dertin  Lehrer,  auf  Xeben- 
bezüge  angewiesen,  nicht  bestehen  konnten,  weil  die  we- 
nigsten .Schüler  in  der  I^ge  waren,  diese  Gaben  leisten 
zu  können. 

Um  nun  der  Jugend  die  Theilnahme  an  dem  Unter- 
richte zu  ermöglichen  und  die  Lehrer  in  den  Stand  zu 
setzen,  den  Unterricht  ertheilen  zu  können,  wie  überhaupt 
die  Lehranstalten  durch  eine  zweck  massigere  Hinrichtung 
emporzuheben,  wurden  über  Gutachten  der  Verordneten 
und  AusschüftM^  auf  (irund  des  Schlu.sse»  vom  2b.  April  lOiy? 
die  (iehalte  der  i-ehrer  erhöht,  und  zwar  des  Bereiters 
gegen  Haltung  von  0  Schulpferden  auf  1400  fl.,  dann  des 
Tanz-,  Sprach-  und  Fechtmeisters  auf  je  600  fl,:  es  wurde 
die  Zahl  der  Schüler  festgesetzt:  6  für  die  Reitschule  und 
je  1 1  für  die  übrigtin  j  Schulen,  wie  auch  die  Dauer  des 
unentgeltlich  zu  ertheilenden  Unterrichtes  bestimmt  und 
die  Aufsicht  über  Lehrer  und  Schüler  den  Vurordni?ttm 
übertragen,  welchen  auch  die  Aufnahme  der  Schüler  zu- 
stand, darüber  ein  eigenes  Vormerkbuch  errichtet,  das  noch 
vorhanden  ist  und  diu  Namen  aller  ständischen  Zöglinge 
voll  den  Jahren   lOyK  bis  1750  enthäll. 
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Obzwar  sämmtliche  fruiplätz«;  mit  Ausnuhmu  von  je 
zw*'i  in  der  Ferht-  und  SprachKrhuIf;^  titiren  fiivspt/unjj  rinn 
Verordneion  der  lHndi:;sfürstIicli<;n  Städlc  für  Küryerliclic* 
vorbehaUen  blieb,  nur  für  die  SOhne  der  I.andcsmitj^'^liL'der 
H^ewidmot  waren,  sn  onthfilt  dnnh  das  vorerwähnt«  Vor- 
merkbuch viele  Xanien  von  Uür^rerlichen,  di*-  muh  in  der 
Keit-  und  Tanxschule  Unterricht  erhielten. 

Hinen  Beweis  von  der  streng'en  Ueberwatrhuny  der 
I-ehran>tallen  von  Seile  der  Verordneten  geben  die  Ue- 
crete  vom  iq.  April  1701  und  b.  Juni  1704,  mit  welchen 
die  Lehrer  ang-ewiesen  wurden,  den  Austritt  der  Srhüh.T 
jedesmal  an>:uzetvren  und  jcnu  vi>m  Unterrichte  auszu- 
schliessen,  die  ohne  j^eyründcte  Ursache  durch  14  lafjfo 
abwesend  waren. 

Allmählich  erweiterte  Mich  das  Institut. 

Im  Jahre  1707  erbot  sich  der  Huriiter  (irav,  seine 
Schüler  in  der  lurnierkunst  Jtu  unterweisen  und  erhielt 
dafür^  da  er  f/  l'ferde  halten  musste,  eine  Crehaltserh»ihung 
von   i  lof)  auf  i«no  fl. 

Im  selben  Jahre  erhielt  der  Balhneistftr  l.an^etl  über 
Anerbieten  zur  unentfifeltlichen  Unterweisun^r  der  adeli]Efen 
Jujfand  im  Hallspiele  ( Hallschlajjen)  einen  (iehalt  von  150  II. 

Dieses  K.vercitium  mochte  wohl  damals  j^rassc  Theil- 
nahme  g^efunden  haben,  zählte  aber  schon  im  Jahre  1741 
keine  Schüler  mehr. 

Im  Jahre  1708  wurde  mit  dem  Unterrichto  im  l*'echten 
auch  jener  im  Fahnenschwinjycn  und  Voltijjieren  vereinig-t, 
wofür  der  damalige  Fechtmeister  Papillon  einen  Jahres- 
beitrag^ von   lOü  n.  bekam. 

Das  vorjjenannte  Jahr  rief  eine  neue  Anstalt  ins  Leben, 
die  fngenieurschulg,  als  deren  erster  Lehrer  Franz  Anton 
Knittel  mit  dnm  (iehalte  von  ^oo  fl.  aufjjr«nt>mmen  wurde, 
damit  die  adelige  Juij^end  in  der  Mathematik,  (ieomctrio, 
Architektur  und  Fortifications  .Wissenschaft  Unterricht  er- 
halte; schon  nach  2  Jahren  wurde  der  CrehaU  auf  500  fl. 
erhöht. 

Einen  Beweis  von  der  Zweckmässigkeit  dieser  Schule 
und  der  Tüchtifi-keit  des  l^hrers,  der    im  Jahre    17 43  zur 
Untersuchung^    der   Strassen   des  Traunkrei-ses   abgeordnet 
und  für  die  verfasste  Mappe  mit  einer  Bololinunjj  von  60  11 
betheilt  wurde,  liefert  die  am  4.  Mai   1745  erfolgte  Ernen-     u  .t,ii.  99. 
nung  eines  Zöglings  dieses  Lehrers,  des  Karl  Anselm  I  leiss 
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zum  ständischen  Ingenieur,  dessen  Mappe  über  die  hier- 
irindtgcn  Strassen  im  ständischen  Archive  aufbewahrt  ist. 
lis  bestanden  sohin  im  Jahre  1708  fünf  ständische 
Schulen^  nämlich:  die  Reit-,  Tanz-,  Fecht-,  Sprach-  und 
Tnjjenieurschule,  die  nach  Ausweis  des  erwähnten  Vormerk- 
buclies  von  den  Schülern  lleis^iig  besucht  wurden  und  den 
Ständen  an  Lehrergchalten  die  tiir  die  damalige  ^eit  nicht 
unbedeutende  Jahresauslajiiife.  von  4100  fl.  verursachten.  Das 
sogenannte  Üallhaus-Exercitium,  wofür  jährlich  150  fl.  ver- 
au^abt  wurden,  kann  wohl  nicht  als  Schule  bezeichnet 
werden. 

Der  ständische  Personal-  und  Besoldunj^sstand  lässt 
eine  abermalijfe  Erhöhung*  HtjrI.ehrerjjohalte  ersehen,  davon 
auf  den  Bereiter  (irav  einschliesslich  des  ihm  altcrshalber 
adjunjfirten  ünterbereiters  2128  fl.,  auf  den  Sprac  hm  eiste  r 
Humbert  bo^  fl.,  auf  den  Kechtme ister  l'apillon  ein.schliass- 
lich  des  Vorfechters  Roofl.,  auf  den  Tauzmeister  Scio  064  fl., 
auf  den  Ingenieur  Knittel  594  fl.  und  auf  den  Ballmeister 
Langet!  450  fl.  entfielen. 

In  dieser  Weise  verblieb  es  bis  zum   Jahre  1750,  wo 

II,  I.  3«.  jfufolgo  Kntschli essung  vom  15.  .\pril  die  Aufhebung 
der  ständischen  .Vkademie,  nämlich:  Professor  Juri.s  und 
Exercitienmeister  als  ohnehin  wenig  fruchtbringend  vor- 
läuHg  ausgesprochen  und  die  Wohlmeinung  der  Stande 
abverlangt  wurde,  ob  nicht  (^twa  dafür  einige  adelig** 
l.andeskin«ier  in  den  .Vkademien  zu  Wien  untergebracht 
warden  köiuiten. 

Die  Stände  entgegneten  zwar  in  ihrer  Vorstellung  vom 
i.  xi.  ,.  12.  Juni  1750,  dass  die  hiesige  studirende  Jugend  von  dem 
in  den  ständischen  Lehranstalten  genossenen  Unterrichte 
grossen  Xutzen  geschöpft  und  sich  dadurch  für  die  ver- 
.schiedenen  Dienstess teilen  im  Lande  liefahigt  gemacht  habe, 
ein  .\ufhörcn  dieser  Anstalten  daher  für  dieselbe  um  so 
emptindÜcher  sein  würde,  als  die  wenigsten  davon  in  der 
Lage  sind,  die  Akademien  zu  Wien  b«;suchen  zu  können: 
allein   ihre  Vorstellung  hYmXi  fruchtUis,  die  Entschliessung 

c.».ji.      vom  22.  August  1750  bestätigte  den  früheren  Entscheid. 

Der  Bereiter,  Sprach-,  Tanz  und  Fechtmeister,  sowie 
der  Ingenieur  wurden  pensionirt  und  ihnen  ihre  (_iehalte, 
dem  Beroitor  mit  600  fi.  und  den  übrigen  Lehrern  mit  je 
400  fl.  bis  zu  ihrer  anderweitigen  Unterbringung  als  Pen- 
sionen aus  der  ständischen  Stipendiatscasse  belassen. 
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Bei  Aufhebung  der  llandstipundicn  erhielten  zwar  die 
Stipemliatiin  l-'rciplätze  im  Convictc  zu  Krcmsmünstor  und 
damit  zugleich  üelcgenliuil  zur  Au-sbÜdung  in  di^n  ver- 
schiedenen treien  Künsten  und  Wisäi^nschallen,  allein  diuN 
kam  nur  jenen  zujifute,  die  so  j^flücklicU  waren,  l'rcipläijte 
zu  erhalten;  die  zu  l.inz  studirende  bei  weitem  zahlreichurc 
Jugend  blieb  davon  ausg'eschlosscnj  daher  das  allgemeine 
Verlangen  nach  Wieilererrichtung  der  Lehranstalten,  welche 
die  Stände  zu  erwirken  suchten. 

Zuerst  war  es  der  Tauzmeisicr,  des&cn  Aufnahm«  in- 
folge lintschli essung  vom  2.  März  1754  mit  dem  (ichalte 
von  joo  fl.  genehmiget  wurde.  Dur  »päter  auf  loa  fl.  ge- 
minderte (Ti.'halt  wurde  im  Jahre  iy<>i  wieder  a^uf  j<xj  fl. 
erhöhl  und  hatte  van  (iaagclt,  der  damalige  Tuiumeister, 
zugleich  eine  Freiwohnung  im  Hallhau&e,  sowie  ihm  auch 
mit  Stände  seh  luss  vom  23.  März  1 705  ein  J  ahn  isbei  trag 
von   loo  fl.  für  den  Vorgeiger  bewilliget  wurde. 

Auch  der  Ingenieur  Heiss  war  wieder  in  Wirkt-amkeit 
und  zwar  schon  im  Jahre  1760,  wie  aus  einem  liesclieide  /u 
orsehon  ist,  mit  welchem  derst^lbe  für  da.-^  Au&zuichnen  der 
Sonnenuhren  am  Landhaustliurme  eine  Belohnung  erhie.lt- 

I>er  diesem  Ingenieur  im  Jahre  1767  für  die  Verfassung 
der  (irenzniappe  zwischen  Oesterreich  und  Passau  bcwil- 
Ügtö  Betrag  von  loR  fl.,  sowie  viele  andere  ihm  lx:willigte 
Beiträge  Inssen  auf  die  Würdigkeil  dieses  Mannes  .schUessen, 
wa>  auch  dadunh  Bestätigung  lindel,  da.ss  die  Ständ<:  dum 
altgewordenen  Diener  im  Jahre  1773  den  Ueinnch  Vaullrin 
d«  .St.  Urbain  mit  dem  (»ehalte  von  ,joo  tl.  adjungirten, 
welch  letzterer  im  selben  Jahre  für  die  beigescliafften  und 
in  das  lügenthum  der  Stände  übergegangenen  Mesa- 
in.-'lruniente  den  Betrag  von   167  H.  erliielt. 

Dur  Ingenieur  war  somit  zugleich  Baubeamter  der 
Stände,  als  diese  auf  den  Strassen-  späterhin  auch  Wasser- 
bau theils  mittel-,  theils  unniitlell>aren  liinfluss  hatten. 

Vaullrins  Nachfolger  im  Jahre  17K4  war  Hauptmann 
(jemperli  von  Weidenthal. 

l>as  Wiederbeste hen   der  .Sprachschule   zeigt  der   im 
Jahre   1772  an  Otto  Wilhelm  Steinfort   erlassene  J^scheid,    '•^«'^-'J»'"'- 
mit  welchem  derselbe  als  Sprachiucister  mit  dem  üelialtc 
von  JOO  fl.  aufgenommen  wurde. 

Nur  in  Ansehung  der  Wiederanstellun^:  ijines  Bereiters, 
ura  welche  die  .Stände  im  Jahre  1707   oingesch ritten    sind, 
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erfnlf^tu  nin  alnvt^isliclier  iMitst-lieid,   weil  /.uitumstände  sie 
nicht  /.ulä^si}^  «rschiiiinm  licssen. 

Dies  j^eschah  erst  im  Jahre  1 783.  Veranlassung-  hiezu  (^al> 
ein  MajftstätsK^psuch  tU-.s  Jakoh  Schneider,  welcher  d;mials 
in  der  ständischen  Kuiütchule  Privatunterricht  erthuilte. 

Da  die  Stände  in  dem  von  ihnen  alJvi:rUni^i;n  <¥Ut 
achten  den  Xut/eii  und  die  Xothwendi^'keit  iU:s  Ruit-Untur- 
richtes  für  die  dem  Militärdienste  sich  widmende  adell^fc 
Jugend  hervurjfohobiin,  so  erfol^re  mit  der  Entschliüssunj? 
vom  27.  Moveniber  1783  die  Bewillit^ng  zur  Anstellung  des 
Jakob  Schneider  als  btändischvn  Bereiter  mit  dum  riL-halle 
von  -(f>o  fl,  und  dar  VerpHichtun;?,  4  Schulpferde  zu  haiton. 

So  warwn  nun,  mit  Ausnahme  des  Fechtmeisters,  alle 
übrivten  ständischen  l'-xcrcilienmeihlcr,  nämlich  Hureiter, 
Invfenieur,  Tanz-  und  Sprachm>•i^ter  wieder  in  Thäti)Xkeit, 
freilich  mit  (lern  sehr  ^'•''^'^^•"älHrtiin  Uinkommen  von  m- 
sammen  i.|oo  fl.,  in  welcher  Weise  es  auch  bei  <ler  im 
Jahre  i7go  erfolgten  WicdcniinstiLzung  der  Stand»?  in  ihr« 
vorige  Wirksamkeil  verblieben  ist. 

Uie  Hxercitienmeister,  deren  ICrnennunjf  sich  die  Stände 
vorbehi«U<;n,  wurden  zur  TViachlung  ihrer  Instructionen 
anyi-balten  und  vor|)flichtet,  den  ihnen  vom  Vcrordneten- 
Collegium  zug-e wiese nen  Schülom  in  den  ständischen  (.tg- 
bäuden  unentgeltlichen  Unterricht  zu  ertheilen  uml  zwar, 
mit  Ausnahme  der  Reitschule,  im  ehemaligen  Hallhause, 
nach  dessen  Verwendung  zum  Theater  die  Schulen  im 
Kandhause  untergebracht  wurden. 

Kurz  nachher  erhielten  die  ständischen  Lehranstalten 
einen  neuerlichen  Zuwachs  in  der  italu'nisi'hfn  Sftrachsthuh', 
deren  Krrichtung  als  für  die  dem  Commerz  sich  widmende 
Jugend  höchst  wünschenswert  erkannt  und  über  liinrathen 
der  Stände  mit  dem  Ilofdecrele  vom  2\.  Jänner  1703  ge- 
nehmiget wurde. 

Noch  im  selben  Jahre  erhielten  der  Ingenieur,  der 
T'anzmeister  und  die  beiden  Sprachlehrer  neue  Instructionen 
mit  Bestimmungen  über  die  Zeit  des  "Unterrichtes  und  die 
Zahl  der  Schüler,  welche  für  die  Ingenieurschule  auf  11, 
für  die  Tanzschule  auf  8  und  für  die  beiden  Sprachschulen 
auf  je  6  festgesetzt  wurden,  sowie  auch  gleichzeitig  die 
erste  Ausschreibung  der  Unterrichtsplätze  erfolgte. 

Nur  der  Bereiter  erhielt  keine  Instruction,  weil  er  un- 
entgeltlichen Unterricht  nicht  zu  urtheilen  hatte. 
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I>er  Unt<'rricht,  obzwar  ursprünjjflich  nur  A^lflij^f-n 
j^ewidnifit,  war  wie  früht^r  ;iunh    ITnnd'sliif'in  /ii.i^atij^lich. 

Damit  dio  Schulen,  wrlcli»;  dem  .Studi«:;n  -  Diroctnriilr 
nicht  unterstanden,  gehörig"  überwacht  waren,  wurde  im 
Jahn^  i79t  einem  ständischen  Vurordneten  dio  CHioraufsicht 
übtirlraK'en  und  dersoIbi.i  ang-ewiesen,  aus  den  Schulrapporlen 
der  l^hrer  dem  l<nnd(*Kprä.si{lium  über  Verwendung^  und 
Korlgany  der  SchüU.T  Rtdalion  zu  i'rstatt*!n. 

Vorzüjflich  war  es  diu  In^feniL-urschulL',  welcher  die 
Stände  durch  neischaffunj*  von  Üüchem  und  worlvullen 
Instrumenten  jn'i>f^"«'  (JbKorjje  widmeten.  Im  Jahre  i?*;«) 
hatte  die  erste  I^rüfiirnj  stattijtifumh'ii;  Imrt^Miii'ur  war  damals 
der  nachhin  zum  Lundos-Baudireclor  ernannte  t'crdinand 
Mayr. 

XcK'h  fehlte  lue  /.eichnun^ssrhuh;,  hinsichtlich  deren 
die  (tesuche  um  ihre  Krrichtuni(  in  den  Jahren  i7i>3  und 
1794  keinen  trfoiif  hatten,  daher  die  Stände  im  Jahre  1K03 
dem  Josef  IVistlan.  Zeichnunj^blebrur  an  der  Normathaupt- 
Kchule  in  Linz,  über  dessen  iVnerbieten  /um  unentjijeltltehen 
Unterrichte  Reniunuratiotien  bewilligten,  bis  bei  einem 
j^^ünstig-eren  Zeitpunkte  um  dessen  stabile  Anstellunjf  ein- 
geschritten werden  konnte. 

Dies   f^uschah   im  Jahre  1808,    wo  bei  der  allg^emeinen 
Rejjculirung-    des    ständischen    Personal-    und    Besoldungs- K.);..-.Nr.iui. 
Standes  zufolg-e  des  Rescnptes  vom   25.  Aujfust   auch   di'- 
Kxcrcitienmeister,  darunter  der  Zeichnungslelirer  mit   diim 
(behalte  von  200  fl-,  einbezogen  wurden. 

Für  die  übrigen  Lehrer  entfielen  und  zwar:  für  den 
Licrcitcr  400  Ü.  und  weitere  400  fl.  für  die  Dauer  der 
Theuerunj?  als  Pferdehaltungs-Pauschale,  für  den  Injjenieur 
als  liehalt  400  fl.,  für  den  Tan/moister  nebst  dem  (.ielialtu 
per  300  fl.  weitere  lon  tt,  für  den  Vorgeiger,  endlich  für 
die  beiden  .Sprachlehrer  je  200  fl. 

Die  Gehalte  waren  jedoch  nicht  zureichend,  daher  die 
.Stände  sich  bewogen   fanden,   um   deren   Krhuhung  einzu- 
schreiten, die  sie  auch  erwirktun  und  zwar:  im  Jalire  180g  K.aiw».N'.soj*. 
für  den  Ingenieur  auf  800  fl.,  im  Jahre  1810  für  die  beiden  l  c  Nr.  «id«. 
Sprachlehrer  auf  je  300  fl.,  im  Jalire  1811  für  den  Zeichnungs- 
lehrer  ebenfalls  auf  300  fl.  und  im  Jahre  iHi2  für  den  lie-  u.6.3».Nf.ijbi. 
reiter  auf  600  Jl.,  hinsichtlich  des  letzteren  bemerkt  werden  J.  1.17*- Nr.sM. 
muss,  dass  der  im  Jahre  1804  als  Bereiter  angestellte  Anton  T.i.tos.Nf.i^oö. 
von  AVaibI    zur   nnentgeltlichen  Untcrrichtsertheilung  vor- 


ptlichtt-l  wuniu,  somit  aui'h  in  ilif*ht;m  Jahre  die  erste  Au»- 
schrc'ibunK  zweier  Kreiplätze  erfolgte. 

U&s  Nichtauslan^en  des  Bereiters  bei  den  durch  das 
Kehljahr  1 8 1  b  herbeigeführten  aujisergewöhnlich  hohen 
Futterpreisen  bowog  das  Verordneton  -  CoUejüfium  unter 
jfleichzeiti>fer  Unterstützung  des  vom  Bereiter  >^e.slcllten 
(iehalCäVorächus^igesuches,  für  denselben  um  eine  Fuurage- 
abg-abe  in  natura  einzuschreiten. 

IJer  Uehaltsvorsohutis  wurde  bewilligt  und  in  dem 
1. 1. «».  Nr. .uitv  darüber  ertlo.s.senen  Hofdecreto  vom  2.  Octobor  1817  äu- 
^leich  an^-edeutet,  ^dass,  wenn  die  -Stände  geneijift  wären, 
dem  l^ereiter,  wie  es  bei  den  übrig^en  österreichischen 
Provinzen  der  Fall  ist,  ein  besonderes  Pferdepauscbale 
zu  gönnen,  nin  Antrag  zur  Krwirkung  der  höchsten  iie- 
nehmigun>j  gestelli  werden  könne,'"  was  denn  auch  r-c- 
^t  c  Nr.  >7io>  achehen  ist  und  die  in  dem  Ilofdecretc  vom  18.  Juli  i8iß 
ausgesprochene  allerhöchste  Genehmigung  zur  Folge  hatte, 
von  da  an  tla-s  Pauschale  für  zwei  Schulpferde,  nach  dtm 
jälirlichcn  FulterpreiMin  in  (reld  reluirt,  seine  Fntsteliung 
ableitet. 

Indem  nun  in  dieser  Weise  <ler  Uereiter  sowie  die 
ülirigen  l.«-hrer  durch  zureichende  Sub^iLstenzniittel  in  diu 
l..age  gesetzt  waren,  den  an  sie  gestellten  Anforderungen 
entsprecliun  zu  können,  und  das  Verordneten-Collegiuni 
nichts  unterlassf:!n  hat,  durch  zweckmässige  Verfügungen 
für  das  (ledeihon  der  Anstalten  Sorge  zu  tragen,  gaben 
leider  mehrere  Unzukömmlichkeiten,  die  dem  Ingenieur 
KampniüUer  von  Langholsen  wegen  Zulassung  unberufener 
Zöglinge  zum  Unterrichte  zur  Last  fielen,  im  Jahre  i8;o 
Veranlassung,  dass  über  die  Entstehung  und  den  Bestand 
der  Ingenieurschule  Aufklärungen   verlangl  wurden. 

Die  Vorlage  derselben  und  die  in  dieser  .Sache  weiters 
gepflogenen  Verhandlungen  führten  im  Jahre  1825  auch 
auf  die  /AÜhnuH^sschuh'y  über  welche,  da  ihr  BestehfjTi  Her 
Studien-Hofcommission  unbekannt  war,  ebenfalL-i  Aufklä- 
rungen verlangt  wurden. 

Das  Ergebnis  derselben  war  kein  günstiges;  die  aller- 
"Nr.  a/«i.  höchste  Entschtiessung  vom  17.  (.ictober  1826  hat  mit  der 
Aufhebung  der  Ingenitrurschule  auch  jene  der  /eichnungs- 
.sühule  ausgesprochen. 

/war hatten  die  Stände  alles  aufgeboten,  die  Z«MChnungs- 
schule,   gegen    welche    nicht    im   geringsten    etwas    Nach- 


■Ba«.  tH)<i. 
,i.«4.Kr.  iH^i 


jr,  1/3. 38. 


—     1  r     — 


Nr.  Hj4.  i8w. 


J.  •■   Mi. 

St.   IClII.    I»JH. 


theili|^es  vorlaj?,  zu  erhalten,  allein  es  war  umsonst.  dÄf 
frühere  Kntscheid  blieb  aufrecht. 

Die  Effecten,  welche  noch  an  den  Bestand  der  In- 
g"enieur-  und  Zeichnungsschule  erinnern,  bestehend  in 
Rüchem,  Zeichnungen,  MessinÄtrumenten  u.  dgl.,  befinden 
sich  dermal  in  der  Gtwt-rbti'cmns-Si'hN/t',  an  welche  dieselben 
im  Jahre  1848  mit  dem  Vorbehalte  des  ständischen  lügen- j./ii.«.Kr./it. 
thum.sreohtes  übergul>en  wurden,  um  in  dieser  neuen,  wenn 
auch  nicht  mehr  .ständischen,  su  ütx:h  durch  die  Stande 
unter  einem  andern  Xamcn.  aber  zu  gleichen  Zwecken  ins 
I^ben  gerufenen  Schule  benützt  zu  werden. 

Auch  bezüglich  der  Reitschule  gaben  mehrere  Unter- 
stüt/.ungsgesuche  dea  Hereiters  im  Jahre  1822  Anla.s.s,  das» 
Über  die  Genüsse,  Üienstesoblicgenheiten,  sowie  über  die 
Nnthwendigkoit  und  Nützlichkeit  dieser  Schule  Auskünfte 
erstattet  werden  mus-sten,  die  den  allerhöchst  ausgesprochenen 
Fortbestand  der  Schule  zur  Folge  hatten. 

liine  ähnliche  Veranlassung  gab  im  Jahre  1853  die  An- 
weisung des  Pferdepauschales.  Der  Minister  des  Innern 
verlangte  ein  Gutachten,  „ob  bei  den  jetzt  veränderten  Um- 
stünden die  fernere  Beibehaltung  einer  ständischen  RtMt 
schule  auf  I.andeskoslen  für  den  unentgeltlichen  Unterricht 
einiger  wenigen  Jünglinge  sich  als  nützlich  und  angemessen 
begründen  lasse." 

Da  das  vereinigte  I,andesc*jllegiuni  in  Meinem  (iutaohtt^n 
für  die  Beibehaltung  einer  Anstalt  das  Wort  führte,  welche 
auf  die  Befriedigung  eines  Zeitl>edürfnisses  berechnet  ist 
und  nicht  erst  mit  grossem  Aufwände  ins  Leben  gerufen 
werden  soll,  sondern  bereits  besteht  und  sich  in  vielfacher 
Beziehung  als  nützlich  bewahrt  hat,  so  wurde  mit  dem 
Ministerial-V.rlasse  vom  it.  Mai  185J  der  Fortbestand  dieser  J-i  *.«i.Xr.i;<i5. 
Schule  zur  Wi^^senschaft  genommen. 

Der   im    Jahre    1855    erfolgte    Tod    des   Georg    lliu;kl     v^t,\,t<m. 
gab  in  Ansehung  der  Tanzschule,    mit   welcher  seit    dem 
Jahre  i8ji  auch  der  Unterricht  im  l*"echten  verbunden  war, 
im  Jahre  i8,iö   Anlass,  dass  die   bereits  beantragte   provi- 
sorische Besetzung  der  Kehrerstelle  sistirt  wurde. 

Dieser  Sistirung  folgte  im  Jahre  1863  die  gänzliche 
Auflassung  nicht  nur  der  Tanzlehrers  teile,  sondern  auch 
jener  des  B<;reiters,  sowie  der  Lehrer  der  französischen  und  • 

italienischen  Sprache,   welche  der  Landtag  in  der  Sitzung  ^^^^  ,  i(r»i<:i.i 
am    24.  Pebruar   im    Falle   der  Erledigung   ausgesprochen   |mk.  oj».  m- 
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iTattM,  wi-'il  boj  ti«n  vUilun  r>ff«ntliehi*ii  uiiü  rrivatanstaltcn 
und  dor  ^feringen  Concurrenz  um  din   wonipon  l'>eip|Jitzo 
L'in   wirkliohHr  Bedarf   für   die   ständischen   Inslitut«   nicht^ 
mehr  vorhanden  war. 

Xach  dem  Tode  der  Sprachlehrer  Wejfscheider  und 
Rossi  hatten  im  Jahre  186.5  ^'"?  beiden  Spruchschulen  auf- 
pfehnrt,  daher  nur  noch  di«  Reitschule  bt*stoht,  solanjfe 
mit  dem  yejfenwärtij^en  Fiereiter  keim:  V^iriindcrun)^  vor- 
fällt, oder  ein  späterer  Landtagsbeschluss  anderweitige  Ver- 
fßg'unjjccn  trifft. 

Die  \'ürpflichtuiiif  des  liereiters  besteht  in  dem  unent- 
geltlichen lJnterrii:hle,  tlen  er  4  Znglinjfen  zu  erlhcil'^n  hat, 
wofür  derselbe  nebsl  dem  (iehallc  von  600  fl,  und  der 
FreiwohnunjjT  in  dem  soj^ennnnten  Tiereiterstock  1  auch  nrx:h 
jj^jri-n  jährliches  Kinsrhr«ilen  uin  Pfurdt;|Kiuschalt;  von  104 
Mutzen  Hafer,  72  Contner  Heu  und  1 44  Hund  Stroh,  nach 
tlnn  Marktpreisen,  in  (iflid  rehiirt.  dann  r.\n  SrhuterhaUunjif.s- 
Pauschalo  vun  jährlich  jo  tl.  und  zur  UehiMzun^  d^r  Schuld 
ein  jährliches  Deputat  von  6  Klafler  Brennholz  zu  be- 
ziehen hat. 

Die  im  Jahn;  18)3  «rrichtfite  Reitschulordnung  bestimmt 
die  Zeit  rie.s  Unterrichtes  für  die  .ständischen  Zriiflin^e.  dann 
jene  luHfe  und  Stunden,  welche  dum  Ad'jl  sowie  den  Offi- 
cieren  der  hiusiji^en  tiarnison  zur  lienützunif  lyewidmet  sind. 


l&Mf 


iJiääik&iBMfid  hAä6d&tAAÜ&&äAdMää&MäSdäi 


rt 


% 


rvV^a 


JWWOTtrawaoewJWffWos^ö  i'  ■'■ 


:&3Tfif^eOTc>>,<ci." 


n. 


STÄNDISCHE'  STIlTUN(iI'N. 


A.  STAXIIISCHE  STIPliNDIF.NSTIFTUNGliiN 


UNii  zwak: 


A.    KRKMSMÜNSTICRISCHK    AKADKMIKSTIFTUXG. 


Di 


'w  Stiftunvjs-Capttalien   hiezu   bildutcn    unsprünKÜch     i.  ij.  h?. 
den  HauptbostancUhuil  der  ständischen  Schul-  oder  Stipen- 
diiuscasse,  die  aus  j  Classen  bestand: 
I.  aus  der  Schul-  oder  adeli^un, 
3.  aus  der  Horstaucrischcn  und 
3.  aus  der  Almosenciasse. 

Die  Schul-  oder  adelif^e  Classe  «ntstand  aus  dun  Stif- 
tuiivfcn    dor   ehevor    protestantischen  Stünde    des   Herren-     r.  iv  io». 
und  Ritterslandes,  um  davon  eine  Schule  /.u  Krüiiden,  deren 
Zweck  es   war,  die  adelige  Jugend  in  der  (iUubenslehre  '^"'*j*  '*'"•  '*• 
der  auxsburg'ischen  Confession,  sowie  in  den  Wissenschaften 
und  adelig-en  Exercilien  zu  unterrichten. 

Als   die    ersten   (rründur    diuser    Schule    (l^ndschafts-    1,  c.  p.>i,  yj. 
schule)  sind  die  Brüder  Wolf  und  Georg'   von   l'erkheim 
zu  betrachten,  auf  (iriind  deren  Testamentes  vom    i,=i.  Xo- 
veniber  154J  und  des  durch  Vermittlung  K..  Maxiiuiliun  11.    t.  i.  i'..i.  57U. 
zwischen  den  Perkli  ei  mischen  lirben  und  den  Ständen  des 
Herren-  und  Kitterstandes  am  4.  März  1502  ji^eschlossenen    1,  cKlI.  %)j. 
Verg'luiches   18.000  H.  hiezu  g-ewidrael  wurden. 

Das  Jahr  der  Knt.stehunjj   dieser  Schule  zu  l-inz  lässt 
sich  nicht  )^t:nau  angeben         muihmasslich  zwischon  1543   t  ..  y..i,  171.. 
und  i,»).V' 
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AihbI.  Nr.  ij. 
Fol.  .    ffit 

Aniul.  Nr.  i^ 
t'»1.  «;.  M. 

(. .    ....    , . 

Ati:liir.  maj. 


c  tm.  71. 


I/V  'V  >. 


n.  i/i.  II. 


Annal.  Nr.  ij. 
>  wl  1».   IJ.  J. 


A.  li'».  i;h. 


Im  Jahr«  15Ö7  »ach  Knns  ühi!rtrajj^«n,  crfül^rto  7  Jahri- 
später  ihre  1  ransfcrirun^?  nach  Linz  in  das  neu  c-rbaui*? 
Landhaus. 

Ansehnlich«  Stifluni;en  liirilertHn  unil  erwoiterlen  das 
Institut.  So  ilurch  Achaz  llohcnl'eltler  mit  locio  H.,  —  »u 
durch  I.udwix  Ilueber,  der  mit  Testament  vom  t.  Xovember 
1577  *^'*-'  adelig-cn  .Sit/  Kreyn  zur  Schule  >fewidmel  hatte, 
welcher  Sitz  im  Jahre  1.593  ^'on  den  Ständen  an  llans 
Christoph  Geymann  um  22.000  fl.  verkauft  worden  ist,  — 
so  endlich  laut  Sohulcasse-Inventariura  vom  Jahre  J62S 
von  vi*_'len  anderen  Wohlthätern,  als;  Pruckhlin,  Steuber, 
Tausend,  i^rifjl,  Ilnrlcinsperger,  Volkerstorf  u.  .s.  \v. 

Einen  bedeutenden  Zuwachs  erhielt  die  Schulcasse 
durch  dnn  I.andsc:haftschirurg(m  Heinrich  Horstauer,  wulchcr 
mit  TostaniLMit  vom  11.  April  1608  die  protestantischen 
Stände  dos  Herren-  und  Ritterstandes  in  dankbarer  Er- 
inneninjf  an  die  von  ihnen  jfeno.ssenen  Wohlthaton  zu  Uni- 
versalerben seines  nicht  unbeträchtlichen  V'prmöjjens  mit 
der  Restimmung  einsetzte,  dass  ein  Grosslbeil  der  davon 
«■ntfallendcn  Interessen  der  studircndcn  armen  Jut^end  //■/■ 
mt'f/uM  stiffcndii  verabreicht  werde. 

Diese  .Stiftung  bildete  die  2.  Tlasse  der  Schulcasso 
unter  der  Benennung  Horslaucrischc. 

Die  so  entstandene  und  allmählich  erweiterte  l.and- 
schaftsschule  war  vermöge  ihrer  inneren  Kinrichtung  zu- 
gleich ein  Convict  mit  eigener  .Schulwirtschafu 

Die  daselbst  verpflegten  Zöglinge  muästen  entweder 
die  Auslagen  selbst  bestreiten  oder  sie  hatten  l-'reiplätze, 
wie  aus  dem  Schlüsse  vom  H.  Juni  lOoo  zu  ersehen'  ist, 
mit  welchem  die  Verordneten  angewiesen  wurden,  13  Stv- 
pendisten  nach  der  H-sherigen  (reptlttgenheit  auf  standische 
Kosten  bei  den  Studien  zu  untiirhallen. 

Die  l,and.schaftsschulc,  im  Jahre  1600  nach  langem 
Widerstreben  der  .Stände  di^s  Herren-  und  Ritterstandes 
abgeschafft,  wurde  9  Jahre  später  zwar  witnler  errichtet, 
allein  ihr  Bestehen  war  von  nur  kurzer  Dauer. 

Die  Ereignisse  nach  Kaiser  Matthias'  Tode  und  die 
gänzliche  Abstellung  des  proti-stantischen  Cultus  durch 
Kai.ser  l'"erdinand  II.  im  Jahre  i(i2.s  führten  ihre  abermalige 
Auflassung  und  damit  zugleich  die  Kin/.iehung  ihrer  Stif- 
tungen herbei,  die  der  kaiserlichen  Disposition  vorbehalten 
wurden. 


I 


1.  ^-.  .«. 


Der    von  den  drei  oberen  Standen  ^Prälaten,  Herren 
und    Ritter)    wegen    VViedererrichtuny    dieser    Schule    am 
I.  Oeceinber  1020  jifeschlossene  Verg^leich  erhielt  zwar  mit     c.  1  j.  u. 
Resolution  vom   16.  November  1627  die  kaiserliche  Bestä- 
tig'ung',   jedoch   mit  der  ausdrücklichen  Bestimmunif,  da-ss 
diese  Schule  eine  katholische  sei,  in  welchem  Sinne  allein 
di:n  StiindüH  die  ihnen  entzü|^enen  Stiftunj^en  mit  Ausnahme 
der  den  Jesuiten  zu   \erbleibcndcn  Herrschaft  Oitensheim 
wieder  einj^eräumt  werden  sollen,  was  denn  auch  im  Jahre  10.  a.i  k  hj.  i, 
1628  geschehen    ist,    wo    die  'Schulca.sse   eröffnet   und  den      i'.  i^v.  n. 
Verordneten  cum  brnfficio  Invefttarii  eingeantwortet  wurde. 

Üie  Jiestatigung  des  vorerwähnten  Vergleiches  wegen 
Wiedererrichtung  der  Schule  war  für  die  Stande  nur  inso- 
fern von  Wichtigkeit,  als  sie  damit  die  zur  gedachlen 
Schule  gestifteten  Capitalien  wieder  zurückerhielten,  deren 
Interessen  nun  als  Stipendien  sowohl  tiir  die  adelige  als 
unadf'lige  studirende  Jugend  verwendet  wurden. 

Die  Schule  selbst  hatte  aufgehört,  eine  Studienanstalt 
zu  sein,  da  das  Studienwosen  ausschliessend  den  Jesuiten 
übertragen  war;  sie  war  nunmehr  bloss  ein  Friv.itinstilut 
der  Stände  zur  Untenveisung  der  Jugend  in  den  freien 
Künsten  und  adeligen  Kxercitien,  worübe.r  bei  den  stän- 
dischen   Unterrichtsan stallen   das    Weitere   zu    ersehen   ist. 

Bei  der  ÜctheiUmg  mit  Stipendien  ad  mmtiis  verblieb  es 
bis  zum  Jahre  17.^0,  wo  sie  aus  Ursache  der  den  Ständen 
zur  I,ast  gelegten  willkürlichen  (lebarung  mit  den  Stipen- 
diatsgeldern unter  gl',*ich/.eitiger  Aufhebung  der  Unter- 
riehtsanst allen  zufolg«  der  allerhöchsten  Rutsch Iic5wun gen 
vom  i.s-  April,  27.  Juni  und  8.  August  eingestellt  und  dafür 
die  l'lrrichtung  eines  Alumnats  im  Nordischen  Stifte  ange- 
ordnet wurde. 

I>ie  Stände  haben  sich  jedoch  bei  der  ihnen  freige- 
stellten Wahl  des  Urtes  mit  Schluss  vom  2.  J^ccember  1730 
für  KremsmnnMer  ausgesprochen,  welche  Wahl  sowohl 
wie  auch  die  Präsentation  von  q  adeligen  und  8  unadeligen 
Alunmen  zufolge  Hntschliessung  vom  26.  December  1750  i.  .1.  mo. 
mit  der  W'-isung  gutgcheissen  werde,  dass  in  Zukunft  immer 
2  Individuen  in  Vorschlag  zu  bringen  seien  und  darüber 
die  allerhöchste  ftenchmigiing  eingeholt  werden  müsse. 

Mit  dem  zwischr.n  den  Ständen  und  den  Prälaten  von 
Krenismünsler  am  7.  Jänner  1751  abgeschlossenen  Vertrage  C.i*  »4.1»',. 
haben  die  aus  dem  Stifiungsvermögen  der  vormals  adeligen 
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C.  i.'j.  v>\. 
c  t'j.  n. 


C.  }.  Ol.  «. 
H.  .1,1».  7«. 
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Snhul-  und  Ilorstauerischen  Classe  dotirten  ständisch« 
Convictsplätz«  ihren  Anfang  j^enomnifin ,  wofür  cia5  Stift 
für  jeden  adelijjfcn  Zöjfling  der  ersten  Clas«j  jithrlich  22^  fl, 
und  für  jeden  unadoligen  der  2.  Classe  150  fl.,  sohin  zu- 
sammen J225  fl.  erhielt,  den  Eltern  und  Vormündern  aber 
ir.t»diH>i  c.  I ;/.  noch  überdies  aus  der  Stipendialscasse  jährlich  75,  bezie- 
hungsweise 50  fl.  verabfolj^  wurden. 

Die  im  Vertrage  ^  8  tu  uHfewssum  gepflogene  L'ebor- 
einkunft  wejjen  Aufnahme  weiterer  Alumnen,  wenn  die 
Stipendiatscasse  von  der  Zahlung  der  Pensionen  für  die 
c,  »,1.  ji.  Excrcitienme ister  enthoben  sein  wird,  ist  durch  die  Errich- 
tung der  Xeustädter  Militär-Akademie  überflüssig  geworden, 
da  der  ständische  Beitrag  hie/u  mit  jährlich  2500  fl.  laut 
c  X  «b  V'erordnung  vom  12.  October  1754  aus  der  äti[}tindiats- 
cassc  beätritteu  werden  musste. 

Unangefochten  bis  zum  Jahre  1773  verblieb  die  Aka- 
demie zu  Krem.smünHter  und  so  auch  der  Vertrag  vom 
7.  Jänner  1751,,  als  über  einen  höchsten  Orts  vurgclegten 
c.1.^-  isi-  Vorschlag  wegen  Vereinigung  des  ständischen  Alumnats 
mit  dem  Nordischen  Stifte  in  Linz  unter  einem  weltlichen 
Director  das  (lutachten  der  Stände  abverlangt  und  dieses 
U  »w.  »"^  dahin  abgegeben  wurde,  dass  es  von  der  allerhöchsten  lint- 
schliessuug  abhängen  werde,  von  welchem  Fonde  die  da- 
durch jährlich  nuthwendig  werdende  Mehrauslage  von  bei- 
läutig  8500  fl.  bestritten  werden  solle. 

Man  Hess  das  Project  fallen,  sowie  jenes  des  l-reiherm 
''.''"^»^  "  ^'**"  Pilati  wegen  Aufhebung  der  höheren  Schulen  zu 
Kremsmünster  und  Ueberset/ung  der  ständischen  Zöglinge 
nach  Linz,  indem  de;r  Fortbestand  der  gedachten  Akademie 
LcNr.  u.  I7K.  und  des  ständischen  Vertrages  allerhöchst  ausgesprochen 
und  zugleich  beigefügt  wurde,  dass  es  in  Linz  weder  einer 
Akademie  noch  einer  Universität  betlürfe. 

Der  Fortbestand  der  Akademie  zu  Kremsmünster  war 

jedoch  von  nicht  langer  t)auer,  denn  schon  im  Jahre  1782 

c.  Kj.  *.»».     wurde  ihre  Aufhebung  angeordnet. 

c,  1.  «I.  .Nr.  13.  Im  Jahre  1 7^3  zwar  wieder  bola.ssen,  erfolgte  mit  Knt- 

c  iii.  i<H.     Schliessung  vom  sy.Sopiuniber  178,=)  ihre  definitive  Auflassung 

und  die  Umwandlung  der  .Stiftung  in  .Stipendien,  die  denn 

C  i/s.  jtx*.  *•'■  auch  mit  den  Hofdecrcten  vom  ij.  August  und  zb.  Xovembor 

C  i/i.  w»'.     1787  noch  im  selben  Jahre  in  Vollzug  gesetzt  wurde. 

Von    diesem    Zeitpunkte    an   stand  die    erwähnte   Stif- 
Cin.iji.  iivt- tung,    da  die   ständische  Siipindialscasse  aufliörte,    unter 
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«19.  1^». 


C.   ».  46. 


Vurrtichnung'    der   k.   k.   Studicnfondscasse,    sohin    ausser 
ständischer  K.enotnisnahrae  und  Controle. 

Eine  Folge  davon  war,  das»  die  bei  der  Vereini- 
gTing-  des  gesammtun  Stifiungsvermögcns  von  den  aus 
dem  Capitale  per  loo.ooo  fl.  jährlich  entfallenden  4000  fl. 
«it  dem  Jahre  1787  bis  1801  nur  j  Stipendisten  mit  je 
300  fl.,  9  mit  200  A.  und  5  mit  150  Ü.,  sohin  17  Stipendisten 
mit  zusammen  3450  fl.  betheilt,  daher  jähriich  550  fl.  der  c. 
ständischen  Präsentation  entzojron  wurthin,  deren  VVieder- 
xuwendun^f  für  j  Stipendisten  mit  je  150  fl.  und  für  einen  mit  *-»-h>tN»-**M' 
100  fl.  erst  im  Jahre  1801  erfolg^te. 

Dies  währte  jedoch  nur  bis  zum  Jahre  1803,  indem  mit 
Verordnung    vom    25.    März   aus   Anlass   der   beantragten       "'-  t  w. 
Wiederherstellung  der  Studenten-Seminaricn    die  Bethoi- 
lung  mit  Stipendien  aä  fuatius  eingestellt  wurde. 

Bei  der  Wiedererrichtung  de»  Convictes  zu  Krems- 
mün.ster  im  Jahre  IlSo^  wurde  die  ursprüngliche  Zahl  von 
17  Alumnen  auf  14  Convictoren  gemindert,  da  für  jeden 
derselben  jährlich  280  fl.  bezahlt  werden  mussten,  wobei 
80  fl.  erübrigten. 

Auch  dieser  Bestand  war  von  nicht  langer  Dauer.  Die 
Finanz-Operation  vom  Jahre  1811  minderte  allmählich  diu 
Zahl  der  Convictoren,  denn  die  erledigten  titiftplätze  blieben 
unbesetzt. 

Dies    veranlasste    das  Verordneten -CoUegium,    das  im 
Jahre  181 1  gestellte,  aber  imerledigt  gebliebene  Ansuchen  ^■■'■^■"j'*'-»^ 
um  Mittheilung  eines   Rechnungsauszuges   über  die  stän- 
dischen Stiftungen  im  Jahre  18 lö  zu  erneuern. 

Der  von  der  Staatsbuchhaltung  diesfalls  erstattete  Bericht 
enthält  eine  Zusammenstellung  über  die  seit  dem  Jahre  1787 
stattgehabten  Veränderungen  und  die  durch  das  Finanzpatent 
vom  Jahre  iRti  herbeigeführte  unzureichende  Bedeckung 
der  ständischen  Stiftungen,  welcher  zufolge  mit  Ende  des 
Schuljahres  1818  nur  j  Convictsplätzc  bestanden  hatten. 

Erst  im  Jahre  1822  konnte  zur  Wiederbesetzung  der 
hievon  erledigten  zwei  Plätze  geschritten  werden;  der  dritte 
war  ohnehin  besetzt. 

Fliezu  kam  im  Jahre 
1839  der  fünfte  folgte.  sr.  Jiot. 

Die  Ereignisse  des  Jahres  1848  haben  auch  auf  die 
ständischen  Studienstiftungen  EinHuss  genommen  und  bei 
denselben  wesentliche  Veränderungen  herbeigeführt 

StiiubcT.   t:phMD<rridcn.  i 


i9it. 


C.  1-  »s. 


1820  ein  vierter,   dem   im  Jahre  ^- '-■»'■ '*'■''*•' 
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C  tl*.   4«. 
Nr.  3-«. 


Nr  4«ii[. 


Diu  erste  V'eränderuiij^  war  <]i«  l'mwandlung^  der  C(»n- 
\nctspläue  zu  Kremsmünster  in  llandätipuiKlien  zu  250  fl^ 
welche  mit  dem  Erlasse  des  Unterrichts-Ministeriums  voai; 
6.  September  1H4K  ang-eordnet  wurde  und  die  5  Convict»- 
plätze  betraf,  wobei  es  jedoch  dem  Stifte  K-renumüuster 
unbenommen  blieb,  fernerhin  ein  Convict  zu  halten,  in 
welchem  die  Zöglinge  zu  belassen  den  Eltern  derselben 
frei^'östellt  wurde. 

Der  weitere  Ministerial-Eriass  vom  10.  November  des- 
selben Jahres  beschränkt  die  Stipendien  zu  z.'so  fi.  auf  jene, 
die  bereits  t'onvictoren  waren  und  den  Anspruch  auf  die 
volle  Verpfleyunff  im  Convicte  jfnnossen  hatten. 

In  Ansehung  der  Zahl  der  Handstipendien  für  die  Zu- 
kunft und  dür  allfälli^en  Vermehrung  derselben  wurden 
die  hierortigen  Ansichten  über  die  künftige  Verwendung 
des  ständischen  Stiftungserträgnisses  abverlangt  und  die- 
selben mit  Note  vom   15.  Jänner  1849  mitgetheilt. 

Als  Erledigung  hierauf  erfolgte  der  Ministerial-Erlass 
^  "  »L'"**^   ^'*'*"  '7*  November  1841^  und  mit  ihm  die  neue  Kugulirung. 
Es  wurde  angeordnet: 
a)  dass  jede  der  ständischen  Stiftungen  abgesondert  zu  ver- 
walten,   zu    verrechnen    und    die    Ueberschüsse   zu    den 
einzelnen  Zwecken  juder  Stiftung  zu  verwenden  seien; 
dass  sich 
6)  in  Bezug  auf  die  Rechte  und  Vorrechte  zur  Erlangung 
der  Stipendien,  wie  auch  hinsichtlich  des  Vorschlags  und 
der  Präsentation  nach  den  Bestimmungen  der  Stiftungs- 
urkunde zu  benehmen  sei. 
Ausserdem  wurde  die  Bemessung  der  Handstipendien 
nach  zwei  verschiedenen  Stufen  zweckmässig  befunden,  dio 
Bestimmungen   hierüber    aber,    sowie    die   Verleihung   der 
Stipendien  der  Statthalterei  —  als  in  deren  Wirkungskreis 
gehörig  —  überlassen. 

Diesem  Wirkungskreise  gemäss  wurden  die  .Stipendien 
von  der  Statthalterei  in  zwei  Classen  ubgetheilt,  und  zwar: 
a)  in  jene  zu  200  fl.  für  die  8  Jahrgänge  der  Gymnasien 

und 
6)  in  jene  für  die  h5heren  Kacultatsstudien  zu  300  6. 

Der  Vermögonssland    der  Stiftung   gestattete   die    Er- 
richtung eines  sechsten  Stipendiums. 
C  1*  7*.  ini  Jahre  185(1  »^Phiolt  diese  Stiftung  einen  Zuwachs  von 

a  neuen  Stipendien    lu   gleichen    Iht-ilen   für  Adelige  und 
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Unadelige  und  ebenso   im  Jahre  tHb\   einen  weiteren  Zu- 
wachs von  4  Stipendien  für  Adelij^e  und  Uiiadclii»'o. 

l£s  behtehen  sunach  vfef^enwärtijj  i8  Stipendien  zu 
gleichen  Theilcn  für  Adeliffe  und  Unadelig^e,  die  ihre  Knt- 
stehung-  von  der  ehevor  protestantis<:hBn  I-andf»chafLsschule 
ableiten  und  deren  Cienuss  bis  zur  Vollendung  der  höheren 
1'acultäts.studien  dauert. 

Das  Präsentatio nsru cht  hierauf,  in  der  Vorzeit  bis  zun» 
Jahre  1750  ein  unbeschränktes  Verleihunjfsrecht  der  Stände, 
wurde  bis  zum  Jahre   1849    und   zwar  auf  (rrund   der  Knt- 
schliessung    vom   27.  Juni   1750,  de»  .ttändischen  Schlusses  c. 
vom     I .    Uctober    1 750,    des    Vertra^^es     mit    dem    Stifte ». 
Krerasmünster  vom   7.  Jänner    1751    und    des   llofdecretes  ^' 
vom  13.  Augu»t   17S7  von  den  Verordneten  im  Namen  der  c 
Stände  ausg^eübt,  worüber  die  allerhöchste  Hestati^rimg  ein- 
zuholen war. 

Gegenwärtig'   übt   der  l.andcsausschuss   dieses  Recht, 
las  der  Verleihung  die  Statth alterei. 

Ä   NORDISCHE  STU'TUNG. 

Diese  Stiftung  zu  den  heiligen  drei  Königen  Erich. 
Canut  und  Clav,  deren  Zweck  zunä-chst  war,  die  von  den 
evangelischen  Ländern  des  Nordens  abstammenden  Jüng- 
linge in  der  katholischen  (irlaubenslehrc,  wie  auch  in  den 
Künsten  und  Wissenschaften  zu  unterweisen,  erhielt  vom 
Kaiser  Josef  1.  im  Jahre  1710  die  Bostätigung  und  zugleich 
einen  Beitrag  von   looo  fl. 

Diesem  Heispiele  folgend,  haben  auch  die  Stände  im 
selben  Jahre  beschlossen,  hiezu  jährlich  Ooo  il.  und  zwar 
Üieils  für  den  Stiftsregenten  und  Missionar;  theils  für  einen 
von  den  Ständen  des  Herren-  und  Ritterstandes  zu  prasen- 
lirenden  jungen  Herrn  l>eizutragen. 

Der  diesfalls  mit  dem  Siiftsregenten  am  25.  Februar  171 1 
abgeschlossene  Vertrag,  sowie  der  ständische  Schluss  vom 
lo.  .September  1718,  womit  den  Verordneten  die  wachsame 
Obsicht  auf  die  KrfüUung  der  Vortragsbedingnisse  über- 
tragen wurde,  enthalten  das  Nähere  hierüber. 

Dabei  blieb  es  bis  zum  Jahre  1780,  wo  nach  Aufhebung 

'des  Nordischen  Stiftes  mit  allerhöchstem   Handbillet  vom 

y.  October  die  gleiche  Behandlung  der  dortigen  S;iftlinge 

mit  den  übrigen  .Stipendisten,   die  ihre  Stipendien  auf  die 

Hand  bekamen,  anbefohlen  und  mit  den  Hofdecreten  vom 
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W*  30«. 'V  1  j.    Au^st    und    26.    November    1787    in    Vollzuff   g«S4 

wurde,  von  welchem  Zeitpunkte  an  auch  der  zum  vormal«' 
c.  i/j.  jji.     Nordischen  Stifte  jährlich  g-eleisteie  ständische  Uuitrag-  pr. 
6fXJ  fl.   unter  der  Verrechnung    der  k.  k.  Stipendienfondü- 
cassc  zu  :itchen  kam. 

Von  diesem  Beitrage  wurden  nach  Inhalt  de«  Staats- 
'-■•'''' ♦'^  buchhaltungs-lierichtes    vom    10.  I^ceml>er   1818  4  Hand- 

die  Präsentation  aber  den 


Nr.  1454.  1801. 

c,  ^.  50. 


iSoH. 


Stipendien  mit  je  150  fl.  creirt, 

Ständen  erst  im  Jahre  iKoi  zugewendet,  welche  indes  nur 
bis  zum  Jahre  1803  ausj^eübc  werden  konnte,  da  mit  Ver- 
ordnung" vom  25.  März  iSo.j  wej^en  der  beantragten  Wieder- 
herstellunjf  der  Studenten -Seminarien  die  bisherige  Ver- 
leihung der  Stipendien  eingestellt  wurde. 

Bei  der  Errichtung  dus  Convictes  zu  Kremsmünster 
im  Jahre  1805  wurde  stiftbrief massig-  wieder  ein  Platz  mit 
280  fl.  zur  Besetzung  angetragen  und  der  aus  den  jährlichen 
600  fl,  erübrigte  Betrag  pr.  320  fl.  nach  den  von  der  Con- 
victscommissjon  aufgestellten  (Grundsätzen  zur  Ergänzung 
•"•••^JJl"'"*^- des  Abganges  bei  einigen  Stiftungen  zum  freien  Vermt'^gen 
des  Nordischen  Stiftsfondes  genommen. 

Die  Vorstellung  hierauf  und  Bitte  um  Erwirkung,  dass 
den  Ständen  das  Präsentationsrecht  auf  einen  zweiten  Nor- 
dischen Platz,  der  in  dem  Ueberschusse  jährlicher  320  fl. 
seine  volle  Bedeckung  findet,  eingeräumt  werde,  blieb 
fruchtlos. 

Die  im  Jahre  1848  erfolgte  Umwandlung  der  Convicts- 
plätze  zu  Kremsmünster  in  Stipendien  traf  auch  den  Nor- 
dischen .Stiftplatz,  der  in  Ansehung  des  .Stipendien betrage», 
der  Präsentation  und  der  Verleihung  mit  den  ständischen 
Akademie  -  Stipendien  die  gleichen  Veränderungen  er- 
litten hat. 

Der  Genuss  dieses  .Stipendiums,  worauf  nur  adelig-e 
Jünglinge  des  Herren-  und  Ritterstandes  Anspruch  haben, 
dauert  ebenfalls  bis  zur  Vollendung  der  höhern  Facultäts- 
studien. 

Ehevor  hatten  die  Stände  des  Herren-  und  Ritterstandes 
das  unbeschränkte  Verloihungsrecht,  bis  es  das  Hofdecret 
vom  13.  August  17H7  in  eine  Präsentntion  umwandelte,  diu 
von  den  Verordneten  im  Namen  der  Stände  ausgeübt  wurde 
und  }v.U\  der  Ijindesausschuss  atisübt, 

Da.s  Recht  der  Verleihung  steht  der  Statthalterei  zu. 


CrJ«.  Job. ' , 
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C  CARDtNAI.  I.AMBERGISCHE  STIFTUNG. 

Sie  enUtand  in  den  Jahren   1747  und   1748. 

Cardinal  Fürstbischof  von  Passau,  Josef  Dominik  Graf 
von  Kamberff,  bestimmte  lautStiftbriefenvom  17.  Februar  17^7 
un(J  21.  September  1748,  38,250  fl.  ats  eine  immerwährende  c.  14.  •,.  i*. 
Stiftung  im  Nordischen  ('oUetjfi"*"'  da,ss  von  den  Jahres- 
interesscn  6  hierländige  Landmannskiniler  und  in  deren 
Ermanjflunif  die  Sohne  der  lanHeshaupt  mannschaftlichen 
und  ständischen  Beamten  im  ijedachten  Stifte  unentjfeltlich 
verpflegt,  wie  auch  in  den  Wissenschaften,  guten  Sitten 
und  adelig'en  Hxercition  unturrichtci  werden. 

Das  I' rase ntation.s recht  hient  hatten  cuniulativ  der  tu 
officio  .stehende  Landschaf tsprä.si den t  aus  dem  allen  Herren- 
slandc  (der  erste  Verordnete  dieses  Standes)  und  der  je- 
weilige Rcctor  vSociotatis  Jesu,  das  der  [{rnennung  der 
Stifter  und  seine  Nachfolger. 

Nach  Aufhebung  der  Jesuiten  hatte  laut  Verordnung 
vom  lo.September  1774  die  l.andeshauptmannsrhaft  nominf  c.  »j.  «7. 
Rfgis  die  Mitpräsentation,  doch  musstcn  die  Candidatvn 
früher  höchsten  Orls  angezeigt  werden,  worauf  der  Fürst- 
bischof das  Emennungsrecht  übte,  welches  nach  der  Mediati- 
sirung  des  Hochstiftes  Passau  auf  den  Kandesfürsten  über- 
gieng. 

liei  der  im  Jahre  1785  anbefohlenen  und  im  Jahre  1787  in     c.  1,5.  11*4. 
Vollmg  gesetzten  Aufhebung  des  Nordischen  Stiftes  wurden    c,  15,  yoo' ,, 
.auch  die  l^mbergischen  Stiftlinge  zufolge  des  Handbillets 
vom  ().  October  1787  mit  Stipendien  ad  monns  betheilt.  c.  1'».  loo. 

In  diesem  Weise  verblieh  es  bis  zur  Wiedererrichtung 
des  Con vieles  t\x  Kremsmünster  im  Jahre  1805,  wo  die 
I.ambcrgische  Stiftung  dahin  einbezogen  und  nach  den 
Convicisdirectiven  für  jeden  der  sechs  Convictisten  ein  jähr-  ^  '  *■  ^'-  ''*'■ 
lieber  Unterhaltsbeitrag  von  280  fl.  fe.stgesetzt  wurde, 
wodurch  sich  ein  jährlicher  Abgang  von  150  fl.  ergab,  der 
aus  dem  freien  Nordischen  Stiftsvermögen  gedeckt  werden 
musste. 

Die  l-'inanz-Oporation  vom  Jahre  iSi  1  hatte  auch  hier 
nachtheilig  eingewirkt,  da  das  .Stiftungscapital  statt  1500  fl, 
C  M.  nur  765  R.  in  Kinlösscheiiien  jährlich  abwarf,  die 
erledigten  Plätze  somit  unbesetzt  blieben. 

Ihre  Wiederbesetzung  in  der  ursprünglichen  Zahl  erfolgte 
mit   Beginn   des  Schuljahres    1822,    in    welcher   Weise  ^-s '■''""^jj^^'''"*"^ 
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ai.>&.Nt.iM!y  sowohl  in  Ansehunji!:  Uct  Zahl  *\kv  l'lälzu,  aXs  auch  bezüglicli 
der  l*räsentalion  und  Verlelhunj^  bis  zum  Jahre  1849  ver- 
blieben ist. 

Das  Niuhtmelirbestuh«»  eines  erst«n  Vc.rordruHen  des 
Mcrrcnstandu»  fuhrtu  aua  Anlasi^  einer  von  dem  Ntändi:^chun 
Referenten  in  Siihung-ssachcn  bei  der  Statthaltcrej  im  kur- 
zen Wege  gestellten  Antrage  den  Erlass  des  Unlerrichts- 
Minif.teriums  vom  ^4.  Juni  iHsn  herbei,  mit  welchem  die  An- 
träge der  Statihalterei  wegen  provisorischer  AuAÜbung  des 
Präsentation srechtcri  entweder  vom  I.andeäCullegium  oder 
v<m  dem  Vorstände  desselben  gutgehcissen  wurden,  worauf 
das  erwähnte  CoHeglum  sich  in  dem  Heschlusse  einigte, 
diese»  Recht  bis  «ur  Activirung  der  neuen  Landesvertre- 
tung durch  den  damaligen  Vorstand,  Herrn  Dominik  Kebschy, 
Prälaten  zu  Schlägel,  ausüben  zu  lassen,  dessen  Ausübung' 
infolge  des  lirlasses  des  Unterrichts- Ministeriums  vom 
C.i-^.M.Nt.ij».  5.  Jänner  1854  für  die  Dauer  der  ein  Provisorium  l>udin- 
gonden  Vcrhältrisse  dem  vereinigten  l^ndescoUegium  über- 
tragen wurde. 

Die  im  Jahre  1848  erfolgte  Umwandlung  der  Convicts- 
plätze  in  llandstipendien  traf  auch  die  1  ^imbergischen  Plätze, 
<iie  an  deren  Stelle  getretenen  Stipendien  auf  (irund  des 
Mintsterial-Krlasses  vom  15.  November  184g,  weil  nur  für 
8  Gymnasialclassen  giltig,  auf  200  fl.  festgeseut  wurden, 
doch  sind  auch  nach  Vollendung  der  Gymnasial-Studien  noch 
weitere  2  Jahre  zugestanden,  wenn  der  Stipendist  die  philo- 
sophischen Studien  an  einer  Universität  vollendet. 

Die  Zahl  der  Stipendien,  welche  im  Jahre  184Q  sechs 
betrug,  wurde  im  Jahre  1850  aufbieben  erh»jht  mid  erhielt 
im  Jahre  1857  infolge  günstiger  Verlosung  einen  Zuwachs 
von  fünf  Stipendien,  welchem  im  Jahre  1865  ein  weiterer 
Zuwachs  von  ^wei  Stipendien  folgte. 

Ks  bestehen  somit  dermal  vierzehn  Cardinal  I.amber- 
gische  .Stipendien,  bei  welchen  das  Recht  der  Präsentation 
vom  I-andcsausschusse  und  das  der  Verleihung  von  der 
Statthalterei  ausgeübt  wird. 
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B.  XEUSTADTER   MILITAR-AKADEMIE. 

Sie  entstand  im  Jahre  1751  unter  der  Regierung  der 
Kaiserin  Maria  Theresia,  um  für  den  Mililärstand  tüchtig"e 
Männer  heranzubilden  und  den  Söhnen  des  wenig  bemittelten 
Adfds  des  Herren-  und  Ritiersiandes,  sowie  jenen  der  ver- 
dienstvollen Officiere  die  (felcjifenheit  hiezu  zu  verschaffen. 

[nfol^c  Aufforderung  an  alle  Civil*  und  Militärbehörden 
weisen  Vorlage  eines  Verzeichnisses  der  zur  Aufnahme  in 
die  Akademie  zu  Neustadt  oder  derlei  Pflanzschule  zu  Wien 
g-eeigneten  Knaben  wurden  auch  die  Verordneten  einge-      c.  a.  &». 
laden,    das    diesfalls   erlassene  Rescript    den   Ständen   bei      c.  a.  «1. 
nächster  Versanmilung  vorzutragen. 

T>ie  Stände  .sprachen  hierauf  ihren  Dank  und  zugleich 
die  Hoffnung  aus.  dass  auch  einige  J^ndesinitgliedcr  dieser     »,  f  i^.  «■ 
Gnade  theilhaftig  werden,  ohne  deshalb  für  die  schon  be- 
stehenden milden  Stiftungen  etwas  befürchten  zu  müssen. 

Wirklich    wurde   schon   im  Jahre  1752    ein  Graf  von 
Sprinzensteiii  in  die  Akademie  aufgenommen  und  die  Zu-      c.  1.  »4, 
Sicherung  weiterer  Aufnahmen  gegeben. 

Die  günstigen  Resultate  dieser  Akademie  haben  den 
Wunsch  zu  deren  Erweiterung  herbeigeführt  und  die 
Kaiserin  Maria  Theresia  bei  der  Unzulänglichkeit  der 
Staatsmittel  veranlasst,  mit  dem  Rescripte  vom  6.  Juni  ^-  '■  "»• 
r754  von  sämmtlichen  lirbländern  nach  Verhältnis  einen 
jährlichen  Beitrag  hiezu  abzuverlangen,  der  für  das  Land 
ob  der  Hnns  250U  fl.  betrug  und  von  den  Standen  ohne 
Xachtheil  für  die  Contribuentcn,  etwa  aus  dem  Stipendiats- 
fond oder  durch  andere  Ersparnisse  zu  leisten  sei,  wofür 
ihnen  0  Plätze  vorbehalten  wurden. 

Obzwar  sich  die  Stände  in  ihrem  Üerichte  vom  16.  Sep- 
tember 175,)  entschuldigten,  einerseits  wegen  Mangel  eines  r  r.  «?.  m. 
zureichenden  Kondes,  anderseits,  weil  kaum  /.u  erwarten 
stehe,  einen  oder  zwei  Söhne  von  J.andesmitgliedem,  ge- 
schweige sechs  in  Vorschlag  zu  bringen,  —  so  erklärten 
sie  doch,  insoweit  mitzuwirken^  als  es  der  Stand  der  Zög- 
linge zulässig  macht,  ja  sie  liesscn  sich  bei  der  am  25.  .Sep-  i.  *.  s,^ 
tember  mit  dem  Prä.sidentcn  der  Repräsentation  und 
Kammer  gepflogenen  Conferenz  zu  jährlich  1000  fl.  herbei, 
welche  die  bei  der  Akademie  verwendeten  vormaligen 
ständischen  Exercitienmeister  Wanich  und  PapiUon  aus  der 
StipcndiatscasSG  als  Pensionen  bezogen. 
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Diese  looo  fl.  wurden  zwar  mit  Verordnung  vom  i  ».  Oc-j 
tober  1754  angenommen,  die  übrigen  1500  fl.  aber  mus^tenj 
aus  der  ständischen  Stipendiatscasse  bestritten  werden. 

Mit  dem  im  selben  Jahre  überreichten  und  genehmigten 
Vorschlage  zu  den  6  ständischen  Akademieplätzen  hat  nun 
auch  der  ständische  Reitrag  von  jährlich  2500  fl.  seinen 
Anfang  genommen. 

Infolge  der  Interessen-Reduction  auf  2000  fl.  gemindert, 

i.  c  103.  lo«.   wurde  derselbe  im  Jahre  1 708  durch  die  mit  500  fl.  bewilligte 

Ergänzung  aus  der   ständischen  Casso  wieder  vollgemacht 

c  i.  «.(..     und  infolge  des  Hofdecretes  vom  28.  März  1781  unmittel' 

bar  an  die  Cameralca-sse  abgeführt. 

In  dieser  Weise  verblieb  es  auch  bei  der  vom  Kaiser 

c,  l;^.  "vij.  Josef  IL   mit  Sliftbrief  vom    18.  April  1786  erfolgten   Be-| 

stätigung  und  Organisirung  der  Akademie. 

Ct.».  Seit   dem  Jahre   1787,   wo   die  ständischen  Stiftung»- 

Capitalicn  unter  Verrechnung  der  k.    k.    Stipendienfunds- 

cassc  zu  stehen  kamen,  wurde  der  erwähnte  Beitrag  ganz 

c  I*  ^i.  iTQo.  ^^  i/^fftes/üo  geleistet  und  im  Jahre  1803  bei   der  grossen 

Theuerung^  ungeachtet  der  von  den  Standen  im  Jahre  1802 

dieserwegen    beantragten    R«ducirung   auf  5   Plätze^  über 

ihre  endliche  lünwilligung  auf  3<;>oo  fl.  erhöht. 

Derlei  NachRahlungen  fanden  nachhin  immerzu  statt, 
weil  da-s  seit  dem  Jahre  1819  jährlich  präliminirte  Erfor- 
dernis für  die  Zflglinge  je  nach  den  Preisen  der  Ijeljens- 
artikel  überschritten  wurde. 

Anspruch  auf  die  Akademieplätze  haben  nach  Inhalt 
c.  1/4.  Vi.  ij.  des  Stiftbriefes  vom  18,  April  1786  zunächst  adelige  Jüng- 
linge, deren  Kitern  die  Mittel  zur  Ausbildung  ihrer  Kinder 
nicht  besitzen,  dann  bei  gänzlicher  Krmanglung  adeliger 
Compotcnten  auch  unadelige  Söhne  solcher  Vater,  die  im 
Militär  gedient  haben.,  wie  auch  die  Söhne  unadeliger  ver- 
dienstlicher Civilbeamten,  wenn  Letztere  geborene  Landes- 
kinder sind  und  eine  zwanzigjährige  gute  und  treue  Dienst- 
leistung nachweisen  können. 

Kine  Umänderung  erlitt  die  Stiftung  durch  die  neue' 
Organisirung  der  Militär- Hildungsansialten  im  Jahre  1852, 
nach  welcher  die  XeustätUer  Akademie  auf  4  Jahrgänge 
roducirt  und  die  4  niederen  Classen  in  abgesonderte  Vor- 
beroitungs-  Institute  (Cadetleninsiitule)  vereinigt  wurden, 
aus  denen  nur  die  geeigneten  Zöglinge  in  die  Neustädtor 
Akademie  übertreten  können,  die  anderen  hingegen  in  die 


C.  3.  bo. 
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Militär-Oberer/iehun^shäuser  übersetzt  oder  den  Eltern 
Überg-eben  werden. 

Was  schon  die  Stände  im  Jahre  1802  beantragt  hatten, 
die  Reducirung'  der  Akadeniicplätze,  kam  in  der  l^ndta^^a* 
Sitzung  am  7.  Februar  1861  neuerdini/s  in  AnrejninR  und  wurde  '^"'■■f'  Hfricbt 

pn*-   in- 

auf  Cmind  des  vom  Landesausschusse  bezüglich  der  Rechts- 
beständistkeit     mehrerer  Stiftunc'en    erstatteten    Berichtes     "  '^  "• 
in  der  I^ndtag-ssitzung-  am   18.  April   1804  zum  lieschlusse 
erhoben,  nämlich:  die  Zu  rück  führ  unif  der  Stiftung"  auf  die  ^'''*"**' "'''''" 

puf-  54*1 

Grenzen  des  Stiftbriefes  vom  18.  April  1780,  weshalb  der 
Landesa usschuss  beauftragt  wurde,  w^egen  Reducining  der 
jetzigen  Leistung  für  (j  Zöglinge  mit  der  Regierung  in  Ver- 
handlung zu  treten  und  hierüber  Bericht  zu  erstatten. 

Dies  ist  nun  geschehen  unter  Berufung  auf  die  aller- 
höchste hntschliesRung  vom  11.  Mai  1865,  mit  welcher  der 
I.Andtagsbesch!uss  von  Sr.  k.  k.  Majestät  zur  allerhöchsten 
Kenntnis   genommen  \\nirde,    worauf  der   I-andiag  in  Jer '^'""'"  ""***" 

"  pajf.  106. 

Sitzung-  am  22.  Uecember  18O5  den  Beschluss  gefasst  hat, 
nur  4  Stiftplätze  zu  belassen  und  den  Lfuidesausschuss  zu  t.  c.  pdc-  m- 
beauftragen,  über  die  stiftbriefraässige  Verwendung  des 
Restes  an  den  J^ndtag  die  geeigneten  Anträge  zu  stellen. 
Das  Vurschlag-srecht  hatte  ehevor  das  Verordneten- 
Colk'gium  im  Namen  der  Stünde,  seit  dorn  Jahre  1841;  daa 
vereinigte  LandescoUegium  und  wird  gegenwartig  vom 
Lande^sausschuRse  ausgRÜbt,  dessen  Vorschläge  zur  aller- 
höchsten Bestätigung  vorg"elegt  werden. 


c.  3.  ib.  US*. 
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C.  THERESIAMSCIIE  WAiSKNSTlI-TUNG. 

Sie  entstand  im  Jahre  1767.  Veranlassung  hiezu  gab 
die  von  dnm  Verwalter  des  Tl^eresianischen  Wai'^enhaases 
getitelile  Bitte  um  eine  Beihilfe  zu  einer  täglichen  Messe 
und  Beischatfung  einer  Hausuhr. 

Die  .Stände  bewilligten  hierauf  mit  Schluss  vom  20.  Oc- 
tober  1707  einen  Beitrag  von  jährlich  240  fl.  zum  erwähnten 
HauM;  mit  der  I^dingung.  dass  von  jedem  der  vier  Stände 
t  Knabe,  sohin  zusammen  4  Knaben  dahin  präsentirt  werden. 

Von  den  Verordneten  wurde  nun  am  31.  Octobor  be- 
schlossen, dass  2  Knaben  und  2  Mädchen  zu  prasentiren 
seien,  in  welcher  Weise  es  auch  bis  zum  Jahre  1781  ver- 
blieben ist. 
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Im  Ja>i!^i7«fi   wurden  mit  dem   allerhöchsten   Uand- 
ii.  i/ij.  15.    schnjiben  vom  g.  Ociobcr  alle  Mrriehunjjfshäuser,  weil  kost- 
spielig und  für  die  Kinder  ungesund,  aufg-ehoben,  so  auch 
das  Theresianische  Waisenhaus,  das  PrLsentationhrecht  aber 
blieb  jenen  vorbehalten,  die  dasselbe  bisher  ausgeübt  hatten. 

Was  hierauf  veranlasst,  dann  welche  Hinlpitunjfun  wegen 
l'nterbringunK  der  Waisenkinder  in  auswäni^e  Koat  und 
PfloR^e  jifotrolTcn  wurden,  blieb  den  Verordneten  bis  Kiiin 
Jahre  1799  unbekannt,  wo  dann  über  deren  Minschreilcn  diu 
Landesre^erung  die  Mittheilung  machte,  flass  weder  ein 
Stiflbrief  noch  Vorschriften  bestehen,  sondern  dass  die  seil 
dem  Jahre  1781  für  Waisen-  und  ArmenvtT&orjfuni's-näuHer 
vorjfeschriebenen  Directiven  ganz  oder  halb  eltemlnsu 
Waisen  oder  Kinder  wahrhaft  dürftiger  KUem,  vom  b.  bis 
einschliesslich    15.  Jahr  zur   Aulnahme   geeignet  erklären. 

Auf  Grund  dieser  Mittheilung  wurde  von  den  Ständen 
^  yn- $)•  am  13.  April  1709  der  Beschluss  gefasst,  die  Waisen- 
stiftungsplätze auf  dieselbe  Art  wie  alle  übrigen  ständischen 
Stiftungspläize  zu  verleihen.  Die  gleichzeitig  in  Anregung 
gebrachte  Errichtung  eines  Stiftbriefes  ist  jedoch  unter* 
blieben. 

In  den  Jahren  1816  und  1818  fand  das  Verordncten- 
Collegium  abermals  Anlass,  hinsichtlich  eines  Abganges 
v<m  jährlich  </>  fl.  Nachfrage  m  halten,  worauf  mit  dem 
4  Hl.  147.  Regie rungs-Inainuate  vom  ii.  Jänner  1819  erwidert  wurde, 
dass  nach  der  erfolgten  Absonderung  des  Stiftungsfundes 
von  dem  milden  Versorgungsfonde  über  Abschlag  des 
Regiebetrages  von  jährlich  15  fl.  den  zwei  manttlichen 
Wai.sen  jährlich  135  fl.  und  den  zwei  weiblichen  go  tt., 
sohin  zusammen  225  fl.,  vom  Jänner  1819  angefangen,  ver- 
abfolgt werden. 

Dieser  Stiftuiigsgenuss  wurde  im  Jahre  1843  für  die 
j  männlichen  Waisen  auf  302  fl.  und  für  ilie  weiblichen  auf 
^[8  fl.,  sohin  zusammen  ^luf  520  fl.  Kinlös^chein  erhöht. 

Dabei  verblieb  es  bis  zum  Jahre  1850,  wo  aus  Anlass 
der  Absonderung  der  verschiedenen  unter  der  bisherigen 
gemeinschaftlichen  Verwaltung  vereinigten  Haupt-  und 
Xebon Stiftungen  auch  die  ständische  Waisensttftung  regu- 
lirt  und  der  bei  derselben  sich  ergebende  .\bgang  von 
jährlich  55  fl.  von  dem  vereinigten  LandoscoUegium  mit 
.:.  Ni.  »16.  nuschluss  vom  1 1.  juh  1850  zur  Vollmachung  dtjs  Betrages 
von    151    fl.    bewilligt,    gleichzeitig    auch    nach    erfolgter 
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Ministerial-GenehmigTin^f  vom  28.  December  1856  ein  eigener  c.  tia-n-^r.itf. 
Stiftbrief,  tWo.  5.  April   1H57,  errichtet  wurde.  c  »/i- V».  j».  «. 

Das  reine  Hrträgiiis  des  der  ständischen  Stiftung  zu- 
jfewiesenen,  bei  der  k.  k.  weltlichen  St iftunffs Verwaltung" 
verwalt»;ten  Vcrmüg-ens  per  1247  fl.  bV»  kr.  C.  M.  beträß't 
jährlich  57  fl.  14V4  kr.,  hiezu  der  Jahresbeilrajf  aus  dem 
Domesticalfonde  per  151  fl.  —  beträgt  isohin  das  jährliche 
Stiftun^serträffnis  208  (1.  14'/*  kr.  C.  M.,  davon  für  jeden 
der  beiden  Waisenknaben  60  fl.  24  kr.  und  für  jede-s  der 
beiden  Mädchen  43  fl.  30  kr.  C.  M,  jährlich  entfallen,  die 
auf  die  Iland  bezahlt  worden. 

Das  Präsentationsrecht,  früher  auf  (trund  des  Schlusses 
vom  i.i.  April  17^4  vom  Vcrordneteu-Colle^ium  und  seit  b.  jjir.  ^j. 
dem  Jahre  tS+q  vom  vereinigten  l.andescolIejjium  a.\i.%ge- c,  ti*. ^t»,  y».  * 
übt,  übt  g^etfenwärtitf  der  Landesausschuss,  worauf  nach 
BestäliKunif  d'^r  Siatthalterei  die  Anweisung*  des  Stiftimy^s- 
genusscs  und  zwar  seit  dem  Jahre  1862  unmittelbar  bei 
der  Landschaft  scasse  erfolg^t. 


l).  OUATKMBRR-  UNI)  KKOXUNGSGESCIIENKS- 
PFRÜNDEN. 

Die  tjuatemberpf runden,  vormals  Ouatemberyelder  be- 
nannt,   leiten    ihre  lintstehunK"    von  den  während  des  pro-      t.  i,>.  •;. 
testantischen  CWittewlienstos  im  Landhause  eing"esammelten    p^"'"'  '*' 
Säckeli^eldem,  diu  nach  und  nach  fruchtbrinj^end  angeleg-t 
und  wovon  die  armen  l^ulc  wücheiulich  betheilt  wurden. 

Diu  so  entstandenen  Capitalien  bildeten  die  .sog'enaimte 
dritte    oder    Abnosenclasse    der    ständischen    Stipendiat^-     t-  '/j.  *? 
casse. 

Kin  »'iiren'^T  .Mniosenpfleger,  nachhin  auch  Hofmeister 
fi^enannt.  Michael  Kuller  mit  Namen,  hatte  die  Vertheilun^ 
dieser  Gelder  zu  besorg'en    und   wurde  im  Jahre  löio  mit       ^- 1  <»<■ 
einer  eiifenen  Instruction  versehen. 

Im  Jahre   1O23  war  ein  g-ewisser  Julius  Wolf  Albrecht 
damit  betraut;  es  wurde  die  Aus/,ahlung  dieser  (relder  über 
des    Vori»^enannten    Fertig'ani^    im  Jahre    töag    dorn  über-      i».  s'i. ->. 
einnehmer  und  über  dessen  Ablehnung  im  Jahre  1633  dem      ^-  «-j-  "- 
Obereinnehm-^ramts-VerwaUer  Wolf  I^naz  Schüehel  über-       1. 1.  a?. 
tragen,    der    wie    jeder    Nachfolger    dieses    Ireschäft    als 
Stipendiatscasso-Verwaltcr  zu  besorgen  halte. 


—      28       — 


C   tty  tj:   «0. 


It  jq.  l»(. 


C  Vt.  %.  a.i. 


Nr.  17*;.  tjui. 
C  1.  Ai-  65.  Aj, 


t.  i'i.  V».  35. 
C.t.So.NT.nii 


C.^,  iD-Nr.  M/t 


Das  Capital  der  Almosenclasse  helief  »ich  im  Jahre 
1716  auf  13.960  fl.  5  Schilling-  10  Pfennig,  von  ilessen  jahrot- 
interesson  per  ügSfl.  8  Pfennige  die  armen  I-antleseinwohner, 
jeder  wnchentlich  mit  10  kr.,  oder  jährlich  mit  H  fl.  40  kr. 
betheilt  wurde. 

Die  erledijjt«n  Plätze  wurden,  wie  aus  dem  Schlüsse 
vom  10.  September  1718  zu  ersehen  ist,  von  den  Verord- 
neten besetzt. 

In  dieser  Weise  verblieb  es  bis  zum  Jahre  17K5,  wo 
alte  .Stiftung".scapitaHen,  somit  auch  die  der  Ouatcmberg'elder, 
im  damaligen  Betrajjje  von  ii>.950  fl,  unter  der  Verrechnung 
der  k.  k.  Stipendionfonds-C'assc  zu  stehen  kamen  und  dieser- 
weg"en  von  den  ständischen  Deputirten  unterm  »3.  Märe 
1790  eine  Umgestaltung -'^er  vonnalig-en  »Juatembergeidor  in 
13  Pfründen,  jede  mit  täglich  lo  kr.,  unter  Beischluss  eines 
Siiftbricfes  vorgeschlagen  lA-urde. 

Die  eigentliche  Regulirung,  beziehungsweise  Errichtung 
der  13  Quatemberpfründen  geschah  erst  im  Jahre  1793,^0 
inKwischen  auch  von  dem  vom  K  aiser  Kranz  für  wohl- 
thätigH  Zwecke  gewidmeten  Krönungsgeschenke  ein  Betrag 
von  13.7^5  fl.  (nachhin  auf  13.905  fl.  erhöhtl  auf  8  l*fründen 
(Krönung-sgesrhenkspfründen)  für  verarmte  T«indes-Contri- 
buenten  bestimmt  wurde  und  der  sofort  für  beide  Pfründen 
am  3,  August  1703  errichtete  Stiftbrief  am  27.  August  1794 
die  Regierungs-Bestätigung  erhielt. 

Nach  §  4  dps  Stiftbriefes  wurden  den  mit  Ouatember- 
geUlem  betheilten  Personen  ihre  ursprünglich  genossenen 
Bezüge  lebenslänglich  belassen,  daher  die  dafür  errichteten 
13  Quatemberpfründen  erst  nach  Aussterben  der  mit  *Jua- 
tembergeldcrn  Bclheilten  allmählich  besetzt  werden  konnten. 
Dagegen  haben  die  8  Ivrönungsgeschenkspfründen  sogleich 
ihren  Anfang  genommen. 

Das  Kinanzpatcnt  vom  Jahre  1811  hatte  jedoch  nicht 
nur  die  Interessen  von  den  Siiftungscapitalien  gemindert, 
sondern  auch  die  Xahl  der  Pfründner  reducirt. 

Xur  durch  Nichibesetzung  der  erledigten  Pfründen 
konnte  nach  dem  Sinne  der  llofkanzleiverordnung  vom 
15.  Juli  1813  der  sliftbriefmässige  Genuss  für  die  besiehenden 
Pfründnnr  erwirkt  werden,  was  denn  auch  im  Jahre  1817 
geschehen  ist. 

Diesem  tvurde  begegnet  durch  die  im  Jahre  182Ö  er- 
folgte Regulirung  der  Pfründen. 


Veranlassung  hiezu  gab  der  Umstand,  dass  die  Stiftunpfs- 
Capitalien  dr;r  Krönungsg-eschonkspfründen  in  die  Verlosung 
gefallen  sind. 

Der  bei  dieser  Gelegenheit  von  der  Regierung  ge- 
stellte Antrag:  durch  die  Betheilung  eines  Pfründners 
mit  täglich  13  kr.  Einlösschein  die  ursprünglich  gestif- 
tete Anzahl  von  21  Pfründnern  iA*ieder  zu  erreichen, 
wurde  von  Seite  des  Verordneten-Collegiums  dahin  be- 
antwortet, dass  dies  dein  Stiftbriefc  entgegen  wäre  und 
daher  die  Krönungsgeschenkspfründen  ihrer  eigentlichen 
IJestimmung  gemäss  für  8  verarmte  J.andes-Contribuenten 
in  dem  ursprünglichen  Stiftungsbetrage  verwendet  werden 
sollen,  welcher  Antrag  auch  die  Zustimmung  der  Landes- 
regierung erhalten  hat. 

Erst  im  Jahre  1855   konnte  aus  den  jährlichen  lieber- c. 3.5a- n».i6;1 
Schüssen    des   Stiftungserträgnisses    auch    die    Quatember- 
sliftung  bedacht  werden,  die  eine  Vermehrung  von  7  Pfründen 
erhielt,   welcher   ira  Jahre  1865  eine  weitere  Vermehrung  c.j.n-»«-- w*- 
von  j  Pfründen  folgte,  so  dass  gegenwärtig  i^  Quatember 
und  K  Krönungsgefichenkspfründen  bestehen. 

Das   Präsentationsrecht,   früher   auf  (inmd  des  Stifl- 
bricfes  vom  j.  August  i7y3  und  des  ständischen  Schlusses  c.  1^4.  v»  «. 
vom    ij.  April  1799  vom  Verordneten -Collegium  und  seit     n.  yip.  yi. 
dem  Jahre  184,9  vom  vereinigten   l-andescoUegium  ausge- 
übt,   übt  gegenwärtig    der  I.andcsausschuss,   worauf  nach 
Bestätigung  der  Statthalter  ei,  die  Anweisung  des  Pfründen- 
genusses und  zwar  seit  dem  Jahre   1802  unmittelbar  bei  der  xr.'^,,.  XbT. 
I^ndschaftscasse  erfolgt.  ws-  i»j- 


CHIRURGISCHES  OPERATIOXS-INSTITUT 
Zu  WIEN. 

Im  Jahre  1844  stellte  Dr.  Ernst  Krackowizer  dio  Bitte 
um  Er%virkung  der  Aufnahme  als  Zögling  dieses  Instituts. 

Dieses  Institut,  im  Jahre  1807  durch  Kaiser  Kranz  zu 
dem  Zwecke  gestiftet,  um  ö  junge  Wundärzte  auf  Kosten 
des  Acrars  als  gute  Operateurs  auszubilden,  —  wurde  all- 
mählich dadurch  erweitert,  dass  die  Stande  in  Steiermark 
und  Tirol,  die  Gubernien  in  Mailand  und  Venedig,  dann 
Siebenbürgen,  auf  ihre  Kosten  Zöglinge  im  erwähnten  In- 
stitute ausbilden  Uessen. 
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Dadurch  und  auf  Grund  der  vom  I^ndes-I*rotomc<iicus 
abgeg"ebenen  Aeussorung,  dass  bei  dem  Mangel  gebildeter 
Operateure  die  Stiftung  eines  Stipendiums  für  einen  ob  dor 
Hnnsischen  Zngling  des  erwähnten  Institutes  vortboilhafi 
und  sehr  wünschenswerth  erscheine,  land  sich  das  Ver- 
ordneten-CoUegium  bewogen,  in  diesem  Sinne  bei  den 
Ständen  anzutragen,  die  denn  auch  mit  LandtagHschluss 
vom  16.  September  1844  nicht  nur  dem  Krnst  Ivrackowizer 
und  Florian  (iriesmRVßr  auf  die  Dauer  des  I.ehrcurses,  d.  i. 
auf  zwei  Jaltre,  eine  Unterstützung  von  jährlich  joo  ü. 
C.  M.  für  joden  bewilligten,  sondern  auch  nach  Verlauf  dieser 
zwei  Jahre  tHe  I'^rrichtung  eines  eigenen  Stipendiums  für 
einen  aus  dieser  Provinz  gebürtigen  Mediciner  beitchluasen 
und  hiezu  ein  Capital  \  on  0000  fl.  widmeten. 

Der  Ständeschlus.s  erhielt  mit  lintschlicssung  vom 
8.  April  1845,  jedoch  mit  der  Bemerkung  die  Cien«:'hmigung, 
dass  für  das  Stipendium  kein  eigenes  .Stiftungscapital  zu 
widmen  sei,  da  dieses  Capital  aus  dem  Domesticalfpnde 
ausgeschieden  würde  und  dieser  Fond  ohne  eine  solche 
Ausscheidung  die  Auslage  jährlicher  joo  ä.,  solange  das 
Stipendium  sich  als  nöthig  darstellt,  wird  bestreiten  können. 

Jeder  Bewerber  musste  sich  verpflichten,  seiner  Zeit 
die  Praxis  in  dieser  Provinz  auszuüben. 

Im  Jahre  184Ö  l>ewilligten  die  Stände  einen  Wohnungs- 
zinsbeitrag jährlicher  bo  [fl,  C.  M.,  der  diu  allerhöchste 
Genehmigung  erhielt  und  mit  dem  Slipendienbetrage  per 
300  Ü.  aus  dem  Doroesticalfonde  in  Monatsraten  ausbezahlt 
wird. 

Das  l'räsentationsrecht,  ehevor  auf  Grund  des  Be- 
schlusses vom  3.  December  1845  vom  Verordneten-CoUegium 
und  seit  dem  Jahre  184^  vom  vereinigte»  Lundejioollegium 
ausgeübt,  übt  gegenwärtig  der  Landcsausschuss  und 
zwar  mittelst  Ansuchen  bei  der  Statthalterei  zur  Erwirkung 
der  Ministcrial-Genehmigung. 

Die  im  Jahre  1803  angeregte  Erhebung  der  Rechta- 
beständigkeit  mehrerer  Stiftungen  gab  auf  Grund  des  vom . 
T-andesaus.schussodiesfallserstatteten  Berichtes  Anlass,  doss 
das  Stipendium  in  das  Präliminare  pro  1865  nicht  einge- 
stellt, in  den  l-andtagssitzungen  vom  18.  und  i(y.  April  1864 
jedoch  auf  die  Dauer  von  4  Jahren  bewilligt  wurde. 
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I*.   POLYTI-CIINISCIIES  INSTITUT  ZU  WIEN. 

Die  ständische  Stiftung  hie/u  entstand  im  Jahre  1847. 

Veranlassung  gab  das  lünschreiten  des  IJnzer  Man* 
'datariats  des  Industrie-  und  Gewerbevercins  um  Gründung 
von  4  Stipendien  von  je  200  fl.  für  die  ausgezeichnetsten 
Frequentanten  der  Vereinsanstalt  zur  höheren  Ausbildung 
im  Polytechnicum  zu  Wien  oder  in  der  ständischen  Rerg- 
ukademio  zu  Vordernberg. 

Das  Verordneten -Collegium,  einerseits  anerkennend, 
dass  für  höhere  technische  Ausbildung  in  dieser  Provinz 
keine  Lehranstalt  besteht  und  es  daher  nur  wenigen  mög- 
lich wird,  ihren  Söhnen,  welche  sich  dem  technischen  Fache 
widmen  wollen,  in  grösseren  Städten  die  höhere  Ausbil- 
dung zu  vurscJiaffen,  anderseits  aber  auch  in  Kenntnis, 
dass  der  von  so  vielen  Suiten  in  Anspruch  genommene 
Domesticalfond  den  Zwecken  der  Industrie,  nachdem  er 
dem  Mandalariate  zu  Linz  ein  für  dessen  Bedürfnisse  ein- 
gerichtetes Haus  um  den  Preis  von  j 0.000  fl.  erkaufte  und 
jenen  zu  Steyr  und  Ried  5000  fl.  bewilligte,  nicht  neue 
Opfer  bringen  könne,  —  fand  einen  Mittelweg,  indem  es 
bei  den  Ständen  den  Antrag  stellte,  die  lirrichtung  von  j 
Stipendien  zu  je  200  fl.  C.  M.  für  hierländige  Zöglinge 
des  polytechnischen  Institutes  zu  Wien,  jedoch  nur  für  den 
Fall  zu  bewilligten,  wenn  die  Stände  von  der  Beitrags- 
leistung für  den  Lehrer  der  Geburtshilfe  per  240  fl.,  für 
die  Besoldungen  der  Normalschullehrer  per  320  fl.  imd  für 
die  Experimental- Physik  per  80  fl.,  somit  zusammen  per 
O40  fl.  C.  M.  enthoben  würden. 

Die  Stände  beschlossen  hierauf  in  der  l-andtags-Ver- 
sammlung  am  8.  Juni  1840  die  Errichtung  der  beantragten 
3  Stipendien,  deren  Dauer  noch  um  2  Jahre  zu  verlängern 
sei,  wenn  sich  der  .Stipendist  durch  ausgezeichnete  Fort- 
schritte zum  Uebertritt  in  die  Akademie  der  bildenden 
Künste  oder  zum  Lehrcurs  der  sleiermärkisch- ständischen 
Berg-  und  Hüttenkunde  zu  Vordernberg  eignet. 

Nachdem  jedoch  die  Landesregierung  nicht  in  der  Lage 
war,  das  Hinschreiten  der  Stände  in  Ansehung  der  bedin- 
gungsweiscQ  UowiUigung  der  Stipendien  der  Hofstelle  vor- 
legen zu  können  und  auch  über  das  Ansuchen  um  Befreiung  '■  *^-  ^''  J***- 
von  den  erwähnten  Beitragen  keine  Erledigung  erfolgte, 
so  hatten  die  Stände  über  Vortrag  des  Verordneten-Col- 
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legiums  ohne  RücVüicht  auf  den  Erfolg  der  hinsichtlich  der 
Beiträjjt  noch  schwebenden  Angelejfenheit  am  7.  Juni  1847 
die  lirrichiunK"  von  2  Siipendifjn  beschlossen  und  diu  aller- 
höchste Genehmig'ung'  nachg'esucht,  hinsicliüich  des  dritten 
Stipendium»  aber  für  den  Fall  der  Hefreiunjf  von  den  Kei- 
trägen  ein  weiteres  KJnschreiten  beantrag"!. 

Hierauf  erfolgte  nun  mit  allerhöchster  Entschliessunuf 
vom  25,  September  1847  die  GenehmigTin>f  zur  Krrichtung 
von  2  Stipendien  mit  je  joo  fl.  C  M.  aus  dem  stän- 
dischen T>omeslicalfünde  für  hierländi^e  Zö>{ling"e  des  poly- 
technischen Instituts  zu  Wien,  deren  Ausbezahlung-  halbjährig 
vorhinein  )?egren  Beibringung  der  letzten  Schulzeugnisse 
geschieht. 

Das  Recht  der  Verleihung,  früher  vom  Verordneten- 

CoUegium  und  nach  dem  Jahre  184g  vom  vereinigten  I-andes- 

collcgium  ausgeübt,    von  dem  unmittelbar   die  Anweisung 

erfolgte,  übt  gegenwärtig  der  I.andesausschuss. 

st.MMti:r.  it^ckt         pie  im  Jahre  18Ö3   angeregte   Erhebung   der  Rechts- 

p««.  34*.      bestand  igle  cit  mehrerer  Stiftungen  gab  auf  Grund  des  vom 

i>.  »■!.  1*.     ]^ndesau&schusse    diesfalls    erstatteten    Berichtes    Anlas«. 

Hr.  )Wl*.  ««•!■  ' 

dass  der  T^ndtag  in  der  Sitzung  am   18.  April  18O4    den 
fttenuin^.  itrrkht  Reschluss  fasstc,  die  2  Stipendien  auch  künftig  in  die  Landes- 
Präliminarien  einmstellen,  insolange  kein  entgegengesetzter 
Bcschluss  im  I^ndtage  gefasst  wird. 


C.   i'».  7"- 
Nr.  38>».   1B1.5. 


G.  TAUBSTUMMENINSTITUT. 

Die  Stiftung  hiefür  entstand  im  Jahre  1847  über  tm- 
c.ifi.j(.Nr.<oÄ.  schreiten  der  Insiituts-Direction  um  Bewilligung  von  Sti- 
pendien für  arme  Taubstumme  dieser  Anstalt. 

CVleichwte  sich  die  Stände  in  Anerkennung  des  Nutzens 
dieser  Anstalt  und  des  wohUhätigen  Einflusses  auf  so  viele 
unglückliche  l'\T,milien  im  Jahre  1844  bestimmt  gefunden 
hatten,  dem  Institute  zum  Erweiterungsbau  einen  Beitr^ 
von  4001)  fi.  /.u  widmen ,  ebenso  fand  sich  auch  das  Ver- 
ordneten-Collftgium  sowohl  in  Berücksichtigung  des  Zu- 
dranges  von  bereits  82  Zöglingen,  von  welchen  fast  für 
die  Hälfte  die  Verpflegskosten  durch  nnidthätige  Bei- 
trage odT  durch  <iio  Armeninsiitute  und  (remeinden  be* 
stritten  wenlen,  als  auch,  weil  noch  beiläufig  40  Taub- 
stumme aus  Mangel  nn  Unterstützung  des  Unterrichtes  und 
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der  moralUchun  Ausbildung  entbehren  müs&cp,  im  Jahre 
1R47  veranlasst,  bei  den  .Ständen  auf  2  Stipendien  mit  je  c.vi.n.KT.9ot. 
8u  fl.  C.  M.  anzutragen^  welcher  Antrag  denn  auch  auf 
dem  Landtag  am  7.  Juni  1847  bewilligt  und  roit  der  aller- 
höchsten lintschliessung  vom  22.  September  desselben  Jahres 
genehmigt  worden  ist. 

Die  Instituts -Direction  hat  die  Axisschroibung  der  Sti- 
pendien zu  veranlassen  und  hierauf  die  Gesuche  mit  flem 
Bejietzungsvorschlage  dnm  I.andnsaus-srhussn  vorzulugnn, 
lern  die  Verluihung  der  Stipendien  zusteht. 


tt.  tij.  1;. 

Nr.  ijüü. 
C.  «,*.  j). 
Nr.  wBi. 


C.  11.  VI- 

Ni.  tu.)(i. 


H.  FRANZ  JOSEFS-STIPENPIEN. 

Sin  entstanden  zufolge  des  .Sitzungsbeschlussos  des  ver- 
einigten Landescollegiums  vom  2j.  Februar  1853,  womit 
zur  ewigen  Erinnerung  an  die  durch  die  göttliche  Vor- 
sehung glücklich  abgewendeten  I'olgun  des  am  23.  Februar 
1S52  gegen  die  geheiligte  Person  Sr.  Majestät  des  Kaisers 
Franz  Josef  1.  unlernummcniin  frevelhaften  Attenlat«s  für 
alle  künftige  Zeiten  lu  Unterrichts -Stipendien  mit  dem 
Namen:  Franx  Josef  Stipendien  la  je  50  fl.  C.  M.  errichtet 
und  zu  diesem  ßehufn  jährlich  500  fl.  C.  M.  aus  dem  Do- 
rn csticalf  ende  guwidmet  wurden,  welche  Widmung  diu  aller- 
höchste frenehmigung  erhalten  hat,  worauf  der  Stiflbrief,ddo. 
22.  April   1Ö53,  errichtet  wurde. 

Nach  diesem  .Stifthri«fe  erhalten  alljährlich  6  männliche   c.  t'u  */,.  »j. 
tind  4  w^eibliche  .Schulkinder  sämmtlicher  hierländigen  Unter- 
richts- und  Erziehungsanstalten  im  Lande,  welche  daselbst 
geboren,  luitlellos,  besonders  fleissig  und  in  jeder  Bcziehutjg 
untadelhaft  sind,  diese  Stipendien. 

Die  Verleihung  derselben  stellt  dem  I-andesausschu.sse 
zu,  und  zwar  über  (jutachten  der  Schul  vorstehungen,  durch 
welche  die  (icsuchc  vorzulegen  sind  und  hat  die  llekannt- 
machung  der  Verleihung  jedesmal  am  18»  Februar  auf  eine 
feierliche  Weise  in  der  betreffenden  .Schulanstalt  stattzu- 
Hnden. 


C.  tli.  ot. 
Nr.  iSjft.  ^604. 


Sl«tlbpr  ,    KphfairtMrii. 
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Nr-  jijio. 


J.   MILITAR-OBRR-F.KZIKHUNGSHAUS. 

r.i.M.Nr.  Kui-  Der  lirlass  des  Ministers  des  Lnncm  vom  34.  März  1853, 

womit  ein  Gutachten  über  die  Fraj^e  abverlao]^  wurde, 
wie  diojenig'cn  Krsparnisso  ven^'endat  werden  sollen,  welche 
sich  an  den  bisherig"cn  Verpfle^fungskosten  für  die  stän- 
dischen Stiftungen  der  Militär- Akademie  zu  Neustadt  da- 
durch erj^ben,  dass  diese  Stiftling^e  nicht  mehr  wie  bisher 
unmittelbar  in  die  gedachte  Akademie  eintreten,  sondern 
früher  einen  vierjährijfen  Vorbereitungscurs  in  einem  Ca- 
detteninstitute  durchzumachen  haben  —  bestimmt«  das 
vereinigte  LandescoUegium,  die  (rründung  eines  siebenten 
Stiftungsplatzes  in  den  Cadetteninstttutcn.  Iwzichungs- 
weise  Militär-Akademien  zu  beantragen. 

Hierauf  erfolgte  die  allerhöchste  Rntsrhli essung  vom 
6.  August  1853: 

das«  diese  Ersparnisse  zur  Hedeckung  der  Kosten  von 
neuen  Plätzen  in  Über-Krziehungshäusem  und  in  deren  Vort- 
sotzung  in  den  Schulrompagnien    zu   verwenden    seien,   — 

dass  die  Zahl  dieser  neuen  Plät/e  nach  Massgabe  dor 
in  Aussicht  stehenden  Krsparnis  zu  bestimmen  sei,  — 

dass  auf  diese  Platze  die  Anordnungen,  vvelclie  für  die 
Akademiestiftungen  Itestelusn,  mit  dem  Ueifügen  Anwen- 
dung 7.U  finden  haben,  dass  bei  den  Vorschlagen  vorzüglich 
auf  Sühne  minder  besoldeter  Staats-  und  ständischer  Be- 
amten, welche  ausgezeichnet  gedient  haben,  Redarht  zu 
nehmen  sei,  endlich 

dass  die  Vorschläge   behufs   der  allerhöchten  Bestäti- 
gung an  das  Ministerium  des  Innern  /u  erstatten  seien. 
c.>.ioj.Nr.jte.  Schon    im  Jahre    iS^.i   kamen   die   zwei   (;rsten    Plätze 

C.B.uMxMr.t$g5.  zu    besetzen,    welchen    im    Jahre     1856    schon    ein    dritter 
folgte. 

[>f:r  Bestand  dieser  Plätze  war  indes  nur  von  kurzer 
Dauer. 

Veranlassimg  hiezu  gab  <he  im  Jahre  i80j  angeregte 
Erhebung  der  Rechtsbestandigkeit  mehrerer  Stiftungen» 
auf  (irund  des  vom  I-andesausschusse  diesfalls  erstatteten 
Berichtes  in  der  l.andtagssitzung  am  18.  April  i86.|  der 
s«n««f  n»-riri.i  j^e^jchluss  gefasst  wurde,  dass  der  Beitrag  jährlicher  750  fl. 
für  drei  /oghnge  in  den  niederen  Mtlitär-Bililungsanstalten 
den  gegenwärtig  im  Besitze  solcher  Stiftplätze  befindlichen 
Zöglingen   zwar    nicht   zu  entziehen,    nach  ileren  Austritte 


SwaiifT.  Hrrlclit 

O.  *.'7.  tt. 
Nr.  t<Ai.  iBOj 
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aber   dieser    Üeitrag^  definitiv  einzustelleri  und    nicht  mehr 
zu  leisten  sei. 

Die  allerhöchste  Entüchliessung  vom   ii.Mai   iHo^  hiit 
diese»  fjindtagsbeschluss  genehmigt. 


1*    »-  HO. 
Nr.  4)hQ. 


Nr.  nfo. 


K.  ELISABETH-STIFTUNG 

2UR  HEIRATSAUSSTArrUNG  FÜK  AiÄDCMKN  AUS  OBFR- 
ASTKRKKICH. 

Sie  entstand  im  Jahre  1854.  V^eranlassung  hiezu  jfab 
die  Vermählunjar  Sr.  Majestät  Kaiser  Franz  Josef  I.  mit  der 
Prinzessin  Elisabeth,  Herzogin  In  Bayern,  welches  Fest  auf 
die  würdigste  Art  zu  feiern  und  mit  die.sem  glücklichen 
Ereignisse  zugleich  oiiitjn  Act  der  Mildthütigkeit  in  Ver- 
bindunj^  zu  setzen,  —  das  vereinijsfte  I,andescnUegium  in 
der  Sitzunpf  ara  ly.  März  1854  den  Beschluss  fasste,  vier 
Heiratsau.sstattunjjs-Stiftungen ,  jede  zu  150  fl.  C.  M,, 
aus  dem  ständi.schen  Domesticalfonde  mit  der  Benennung: 
„Hlisabeth-stiftung  zur  Heiratsausstattung  für  Mädchen  aus 
Oberösterreich ^  zu  errichten,  welche  Stiftung  mit  aller- 
höchster EntSchliessung  vom  12.  Juni  185.^  genehmigt  wurde,  i-  «■■  ^'•-  "^<' 

Nach  dem  hierüber  errichteten  Stiftbriefe  vom  12.  Juni  ^  *'*■  'V  jft. 
1^54  werden  alljährlich  \  Mädchen  mit  ilem  Ausstaltungs- 
betrage  betheilt,  welche  in  Überost  erreich  geboren  sind, 
einen  untadelhaften  flehen sivandel  geführt  haben  und  deren 
häusliche  Verhältnisse  von  der  Art  sintl,  dass  sin  bei  ihrer 
dürftigen  l-ige  durch  die  Betheilung  mit  einer  solchen 
Unterstützung  die  Mitt«!  finiJen,  eine  für  ihren  Stand  an- 
gemessene Heirat  schliessen  zu  können. 

ba-s  Recht  der  Verleihung  steht  dem  Eandesausschussc 
zu  und  werden  die  bewilligten  Unterstützungsbisträge  nach 
der  legalen  Xachweisung  über  die  vollzogene  Trauung  bei 
der  Landschaftscasse  ausbezahlt. 


i* 


A.  >.  iS. 

Mf.  j/8» 

M.  3.  05. 

Nr,  4960.  s«ij. 


C.  lU-  V..  37. 


L.  ERZHERZOGIN   GISELA- I^ANDESSTH-TÜNG   IM 
EÜSABETlI-KINnEKIlOSI'ITALE  ZU  MALI-. 

Die  vielen  und  namhaften  Beitrage,  welche  dem  zu 
Hall  errichleten  Klisahcth-Hospttaln  für  kranke  Kinder  zu- 
geflossen .sind,  veranlassten  auch  das  vereinij^te  I^mdus- 
collef^um,  in  Würdijfunif  de»  humanen  wohlthätiRfon 
Zweckes^  dieser  mit  der  ständischen  Hadeanstalt  in  unmillul- 
barer  BezichunK  stehenden  Stiftung  am  0.  März  1H56  einen 
Jahresbeitrag-  von  300  fl.  C.  M.  zur  Stiftung"  eines  Kranken- 
bettes für  arme  scrophuloso  Kinder  r.u  widmen. 

Dieser  Beitrag^  wurde  jedoch ,  um  die  (xeburt  einer 
kaiserlichen  Prinzessin  in  würdig"er  Weise  zu  feiern  und 
durch  einellandlunjj  der  Wohlthätiß^keithleibend  imGedächt- 
nisse  zu  erhalten,  mit  Besrhluss  vom  12.  Juli  1850  zur  Stiftung 
von  drei  Krankenbetten  auf  goo  fl.  jährlich  erhöht,  welche 
Stiftung  nach  dem  Namen  der  Prinzessin  ,, Erzherzogin 
(iisela  Landesstiftunj;*'  jjenannt,  die  allerhöchste  Genehmi- 
gung erhielt. 

Nach  dem  darüber  ausgefertigten  Sliftbriefe  vom  13.  Sep- 
tember 1856  übt  der  l.ande&ausschuss  das  Recht  der  Auf- 
nahme in  das  erwähnte  Spital,  woselbst  die  Kinder  v(^r- 
pflegt  und  mit  Reisebeilrägen  versehen  werden. 


A.  t.  *8. 

Mr.  419S- 


Hr.  Ojti. 


M.  KKONI'KINZ  KUDOLF-STIFTUNG  FOR  LEIIKAMTS- 
CANDIDATEN. 

Diese  Stiftung  entstand  mfolge  des  Sitzungsbeschlusses 
vom  23.  August  185R,  womit  in  der  Absicht,  das  beglückende 
Hreignis  der  am  n.  August  erfolgten  Geburt  eines  kaiser- 
lichen Kronprinzen  auf  die  würdigste  Weise  durch  einen 
bleibenden  Act  der  WohUhätigkeit  zu  feiern,  6  Stipendien, 
jedes  zu  15a  fl.  C.  M.  jührlich,  für  l.ehramtscandidaten 
der  Volksschulen  in  Obernsi erreich  unter  der  Benennung: 
„Kron])rinz  Rudolf- Stiftung"  errichtet  wurden. 

Die  allerhöchste  (fenehmigung  hiezu  erfolgte  mit  Re- 
solution vom  24.  .Septemlwr  1858,  von  welchem  Zeitpunkte 
an  dies«  .Stipendien  nach  vorläufigem  Ik;nehmen  mit  dem 
.Schul de piirtement  der  .Statthallorei   und  dem  bischöflichen 


J 


C.  x.'i.  t, 
Nr.  v^. 
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Consisturium  über    die  Würdigkeit  der  Corapetenten  vom 
I  .andesausschussc  verliehen  werden. 

Der  am  18.  September  1861  errichtete  Stiftbrief  erhielt   c  1I4. '/*.  yi. 
am  22.*  Februar  1862  die  Bestätij^n^  der  Statthalterei. 

Bald  erlitt  dieser  .Stiftbrief  wesentliche  Veränderungen. 

Veranlassung  hiczu  gaben  zwei  Petitionen,  nämlich  die 
der  Normalschul-Direction  vom  29.  Jänner  18Ö2  um  Ver- 
mehrung der  Stipendien  mit  geringeren  Beträgen  und 
jene  der  oberosterreichi sehen  evangelischen  Schulaufsicht 
vom  24.  März  [802  um  Zutritt  der  evangelischen  Lehramts-  1.  •:.  Nf.  ^t*» 
candidaten. 

Beide  Petitionen  wurden   vom  Landtage  am  28.  ^[ärz  ^""•"'^- "'''^'" 
1863  dem  Landesausschusse  zugewiesen,  über  dessen  Vor- 
trag in  der  Laiidtagssitxung  am  2 1 .  April  1 864  der  Beschluss      ^  *''•  *■ 
^fa«st  wurde,  dass  im  §  .\  des  Stiftbriefea  das  Erfordernis 
der    christkatholischen    Religion    zu    entfallen    habe     und '"'"""■"*''''" 
anstatt   der    6  Stipendien    zu    157  fl.  50  kr.    g   Stipendien 
XU  105  fl.  5.  W.  für  die  Zukunft  zu  verleihen   kommen,  in- 
folge dessen  dem  Stiftbriefe  der  betreffende  Anhang  ddo. 
21.  Juli   i8()4  angefügt  wurde.  c  1/4- ''t.  io. 


Es  bestehen  sohin  dermal  13  ständische  Stiftui^ne, 
theils,  wie  die  Akademiostiftung  zu  Kremsmünstcr  und 
die  Cardinal  Lambergische,  durch  einzelne  Ständemitglieder 
und  sonstige  VVohlthätcr,  theils  durch  die  Stände  als  Kör- 
perschaft, theils  auch  in  jüngster  Zeit  durch  das  vereinigte 
Landescollegium  ins  Leben  gerufen  worden  sind,  —  Stif- 
tungen, %vodurch 

45  Jünglingen  die  Gelegenheit  zur  Ausbildung  geboten 

wird,  um  im  geistlichen   .Stande  oder   als    Beamte,    Aerzto, 

Schulmänner  oder  Techniker  ihre  Existenz  zu  gründen,  — 

4  Jünglinge  für  den  Kriegerstand  herangebildet  werden, 

10  Schulkinder  dürftiger  Eltern  jährlich  Unterstützung 

erhalten,  — 

22  verarmte   Landes-Conlribuentcn    oder  sonst   Hilfs- 
bedürftige lebenslängliche  Versorgung  dnden,  — 

4  Waisenkinder  bis  zum  Normalalter  mit  Erziehungs- 
beiträgen und 

2  Taubstumme  mit  .Stipendien  betheilt  werden,  — 
4  unbemittelte   Mädchen  jährlich   eine  Au.sstattung  er- 
halten, um  eine    anständige  Heirat   schliessen    zu  kennen, 
'-  endlich 
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arint-    hcrophulo-se    Kinder    im   JOisabuth- Hospitale   zu 
Hall  jälirlich  unontg^fjUliche  Wartung  und  Pflege  finden. 


Noch  erübriget  zu  bemerken,  dass  mit  Ausnahme  der 

Kremsmünaterischen  und  Cardinal  1  .ambergischen  Stiftung, 

dann   der  Pfründen,    deren  Rechtstitel  ohnehin  zweifellos, 

auch  die  übrigen,  in  diesem  Abschnitte  angeführten  Stlf- 

'u-t...Kr.  liiri.hi  tungen    vom    J,andtage    in    den    Sitzungen    am    i8.    und 

*'"Xi!^joi«^"    2  1.  April  1864,  als  rechtsverbindlich  anerkannt  worden  sind. 


III. 


SCI11:L-  und  STlDIHNWföl'N. 

(LANDSCllAI-TSSCllULJi.) 


N 


Di 


Me  durch  l-ullier  herbeigeführt«  Kirchenlrt-nnung" 
schlug^  jiuch  im  Lande  oh  der  liiins  tiofu  Wur/chi  und  be- 
sonders der  Adel  war  es,  bei  dem  sie  l£ingang  und  Untcr- 
ätüt/ung*  fand. 

Mit  der  Kirclic  im  enf^'on  Zuhammenhanj^n  steht  die 
Schule,  als  ein  llauptmiltul,  der  tirsleren  ein4;n  fruchtbaren 
Boden  zu  bereiten. 

1  )ie^  erkanntt-n  aiirh  tlio  clor  n*men  Lehre  zum  ^-rossen 
Theile  mit  ICifer  zuyethanGn  Stände  des  Herren-  und  Kitter- 
stande». 

Als  vor^tüyliche  I''Ördertr  des  protestantischen  .Schul- 
wesens müssen  vor  allen  die  tiebrüder  Wolf  unti  (ieorg 
von  l'erkheim  jcfenannl  werden,  welche  ihr  b<'trächtliches 
Be.sitrthum  für  den  ¥n\\  des  Ab^fanges  einer  Xachkommen- 
schaft  zur  Krrichtunitf  einer  adeligen  I^ndschule  (T.and- 
schuftsschule)  widmeten  und  zu  dienern  IWhute  mit  Trsla- 
ment  vom  15,  November  154J  die  Stände  des  Herren-  und 
Ritterstandes  als  l-.rben  einsetzten. 

Tier  zwischen  ihnen  und  Christine  von  Perkheim,  der 
uachjfcbomen  Tochter  des  Wolf  von  Herkheini,  des- 
weK"en  entstandene  Streit  wurde  durch  Vermitttunsf  K. 
Maximilian  11.  im  Jahrn  150^  dahin  h«;rHrhen.  dass  letztere 
iX.noo  tl.  zu  liunsten  der  Schule  abtrat,  nachdem  ihr  Dheim 
(rtsorg"  von  Perkheim  schon  früher  6000  fl.  dazu  gewidmet 
halte. 


\n>t>il.  ij. 
V..1.   s/v   li. 


AadaI.  ij. 
Kul.  J76.  *. 
Annal.  \}. 
K»L  J7f.  b. 
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Ful.  ifli. 


AntMl.  I,]. 
FuL'  57A.  b. 


r.    fol.   %6,. 


I.  c.  Fol  .. 
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Kine  Widmung"  weiterer  is.ooofl.  g-eschah  im  Jahre  tto2 
von  Seite  der  erwähnton  Christine,  damals  verwitweten 
von  J.osenstein,  auf  Grund  di?s  Vertrages  vom  6.  Juni. 

iJie  I.andschaftsschulC;  als  deren  eigentliche  (iründer 
wohl  mit  Recht  die  Perkheimer  zu  bezeichnen  sind,  wurde 
um  1550  in  l.inz  eröffnet.  Ueber  ihre  damalig-e  innere  Kin- 
richtung  und  Wirksamkeit  ist  nichts  bekannt,  auch  nicht, 
wo  sie  bestanden  hatte. 

Für  diese  Schule  ein  passendes  ]..ocal  zu  bekommen, 
bewarben  sich  die  zwei  oberen  Stände  um  das  in  Knns 
befindliche,  ohnehin  ieerstehande,  baufällige  Minoriten- 
kloster,  welches  sie  auch  vom  Kaiser  Maximilian  II.  mit 
Resolution  vom  5.  Jänner  1506  zur  Benützung  für  ihre 
.Schule  zum  Geschenk  erhielten. 

Die  Uebertragung  der  Schule  nach  Enns  erfolgte  im 
Jahre  1567,  wo  sie  am  24.  Juni  ihren  Anfang  genommen  hat. 

Als  der  erste  bekannte  Rector  erscheint  BumHus  Khüen- 
eg^er,  aus  dessen  Instruction  vom  20.  März  15O7  hervor- 
geht, dass  diese  .Schule  eine  Art  Convict  war,  wo  die 
Zöglinge  Kost  und  Verpflegung  erhielten. 

Zur  Uebenvachung  der  Schule  und  des  Schulvermögens 
waren  Hans  Tschernembl  und  Achaz  Häcklberger  mit  In- 
struction vom  ,3.  März  156g  als  Superintendenten  aufge- 
stellt; zwei  Inspectoren,  der  Pfarrer  und  Stadtrichter  zu 
Enns,  hatten  die  unmittelbare  Aufsicht  über  die  Schule, 
hinsichtlich  deren  Hinrichtung  und  Statuten  die  von  Michael 
licklhuber  unterm  12.  August  1570  vorgelegte  .Schul-Ord- 
nung  Aufschluss  gibt. 

Uneinigkeiten  zwischen  Lehrer  und  Schulwirt,  vielleicht 
auch  andere  Unzukömmlichkeiten  mögen  die  .Stände  ver- 
anlasst Ilaben,  bei  dem  Hau  des  Landhauses  auch  für  tlto 
Unterbringung  der  Schule  daselbst  zu  sorgen,  um  selbe  in 
der  Nähe  zu  haben  und  desto  leichter  überwachen  zu 
können. 

Ihre  Uebertragung  in  das  Landhaus  erfolgte  um  Mar- 
tini 1574,  weshalb  Magister  Lorenz  Püchler  die  Weisung 
erhielt,  mit  den  Schülern  bis  dahin  in  Linz  einzutreffen. 

Von  da  an  erhielt  die  Schule  einen  immer  grösseren 
Aufschwung,  mehrten  sich  allmälüich  die  .Schulcasse*Capi- 
talien  durch  Beiträge  und  Vermächtnisse,  darunter  nament- 
lich jenes  des  Ludwig  liueber,  welcher  im  Jahre  1577  den 
adeligen  Sitz  Freyn  zur  .Schule  vermachte,  bei  dessen  im 


—    4T     — 


Jahre 


I!ans  Christoph  Geyi 


;rfoly:tün  Verkauf 


c.  u«.  j. 


C  i'S.  II. 


Aniwl.  ij. 


l'..l. 


±1.   Ki.L  i(». 


I.  .:.  FuL  ib). 


^'mann 
die  Schulcasse  einen  Zuwachs  von  22.000  fl.  erhielt. 

Im  Jahre  1588  stiftete  Achaz  HohenfeUlor  1000  fl.  zum 
Bücherankauf,  auf  Kleidung  \md  Stipendien  für  Arme; 
viele  andere  folgten  diesem  Beispiele,  als:  Pruckhlin, 
Sleuber,  Tausend,  Prigl,  Hörleinsperger,  Volkerstorf  u.  s.  w. 

Vor  allem  lag  den  Ständen  daran,  einen  tüchtigen 
Mann  als  Leiter  der  Anstalt  zu  bekommen,  als  welcher  im 
Jahre  157Ö  Magister  Johann  Memhard  aus  Strassburg  em- 
pfohlen und  von  den  .Ständen  als  Rector  uufgenommen  wurde. 

Schon  im  folgenden  Jahre  wurde  das  SchuUocal  zu 
klein,  denn  die  Zahl  der  .Schüler  war  von  7  auf  74  gestiegen. 

l>aR  I^hrpersonal  bestand  nebst  dem  Rector  Memhard 
aus  den  I^hrem,  CoUegen  genannt,  deren  es  damals  1.  <.  KmL  tA>. 
vier  gab:  Calamint,  Conradi,  Camerari  und  Kathy,  dann 
den  deutschen  Modisten  (_Schreiblehrer),  zugleich  Instru- 
mentalist  und  den  Pädagogen  (Correpetitoren),  —  sie  alle 
waren  mit  Instructionen  versehen  und  den  SchuHnspectoren 
mm  (xehorsam  verplliclitet,  von  welchen  auch  die  Auf- 
nahme der  Schüler  abhieng. 

Für  die  Bedürfnisse  des  Leibes  sorgte  ein  eigens  be-  1. .:.  r..i.  ijj. 
Htellter  Oekonom  1  Schul wirt). 

Ueber  die  innere  Einrichtung,  Studienplan  und  Haus- 
disciplin  geben  die  Schulordnungen  von  den  Jahren  1379  Lc.  p«i.i<>;.»i. 
und  158t)  Aufschlüsse;  letztere,  eigentlich  eine  Erneuerung 
und  Verbesserung  der  ersteren,  enthält  zugleich  die  Stunden- 
eintheilung,  nach  welcher  die  Lehrgegen stände  in  den  fünf 
Classen  vorgetragen  wurden. 

Veranlassung  zu  dieser  letzteren  gaben  mehrere  Un- 
zukömmlichkeiten und  Gebrechen,  die  schon  in  den  Jahren 
1580  und  1582  sowohl  dem  Rector,  als  auch  dem  übrigen  >'*-'.vui.  175- ««i. 
Personale  zur  Last  gelegt  und  weshalb  die  damaligen  Schul- 
in.spectoren  (ieorg  von  Neuhaus  und  Prediger  Cementarius 
mit  Instruction  vom  1.  Uclober  1586  zur  strengen  Ueber-  1. .;.  F.>r.  >frs. 
wachung  der  .Schule  angewiesen  wurden. 

Dies  schien  indes  wenig  gefruchtet  zu  haben;  hievon 
zeigt  das  an  Rector  Memhard  im  Jahre  1596  ergangene 
Decret  mit  angedrohter  Dienstesentlassung,  noch  mehr 
aber  die  Relation  des  Schulinspectors,  des  Predigers 
Cementarius,  vom  15.  August  1597. 

Ea  wird  darin  vorgebracht,  wie  von  der  Schule  im 
In-   und    Auslande    übel    gesprochen    werde,    woran    der 
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Rector  die  meiste  Schuld  trage,  die  iLltem  deshalb  ihn; 
Kinder  zurückziehen  und  die  Schule  so  immer  mehr  und 
mehr  in  Verfall  jjerathe.  Solches  zu  verhindern,  sollten  zur 
Aufmunterung  für  Lehrer  und  Schüler  die  Laiides-Mit- 
glieÜer  bei  den  Prüfungen  zuR"ep|-en  sein,  sollten  Prämien 
an  die  Jujjend  vertheilt.  sollte  ein  dritter  Inspector  aus 
dem  Herrenstantle  bestimmt  werden. 

Da«  Ergebnis  der  hierauf  einnfeleiteten  Unterduchung 
war  für  den  Rector  ungünstig»";  es  wurde  »eine  Kntlassung 
angetragen  und  an  dessen  Siölle  Dr.  Anumäus  in  Vur^^chla^f 
gebracht. 

Als  (iründe  zur  I-intlassung  wurden  angeführt:  Saum- 

I.  p.  Km),  jm.    sal    in    »einen    Verrichtungen,    schlechte    Xachsichtapflege 

beim,  I.ehrpersonalc,  Ergebenheit  zum  Trünke,  Schmutzerei, 

Unverträglichkeit  und  abstossendcs  licnchmen  gegen  das 

Lehrpersonal  und  die  Kitern  der  Kinder. 

Infolge  der  hierauf  weiters  gepflogenen  Verhandlungen 
wurde  der  dem  Rector  bevorgelassene    freiwillige   Rück- 
I.  c.  v\.i.  i<n.    tritt    aiig-enommen    und  Dr.   Anomäus  mit   einem  (ichaltc 
von  600  fl.  zum  Rector  ernannt. 

Das  Vorerzählte  äel  in  eine  Zeit,  wo  es  sich  bald 
darauf  um  (^^^n  liestand  der  .Schule  tM^lbst  handelte. 

Die  vom  Kaiser  Rudolf  II.  im  Jahre  itixt  anbefohlenH 
gänzliche  Abschaflung  des  prüteslanlischen  Cultus  traf  auch 
die  l^andschafts schule. 
I.  r.  FoLws-U  Am    18.  März    um   6    Uhr   morgens   wurden    die   drei 

ständischen  Prediger  -sammt  dem  .Schulrector  von  den  Re- 
formations-Commissären  (l^ndeshauptmann  Freiherr  vun 
Lnbl,  Dr.  (iarzweiler  und  Vicedom  (iienger)  vorgerufen 
und  ihnen  bedeutet,  da-ss  sie  das  bisherige  Kirchen-  und 
Schulwesen  sogleich  einzustellen,  die  Prediger  aber  binnen 
fünf   Tagen  das  Land  zu  verlassen  haben. 

Dies  kam  den  weltlichen  .Ständen  unerwartet.  .Sie  baten 
I.  c.  Vai  ss^■  um  eine  glaubwürdige  Abschrift  des  kaiserlichen  Hefehles, 
u  r.  v»i  5(1.  baten  ferner,  dass  dieselbe  mit  dem  Original  verglichen 
werde,  überreichten  eine  Vorstellung  gegen  das  Uenehmen 
der  Commissäre,  die  ihnen  aber  zur  Antwort  gaben,  dass 
es  nicht  ihre  Aufgabe  sei,  mit  den  .Ständen  in  Beantwortung 
von  Streitfragen  sich  einzulassen,  sondern  die  kaiserlichen 
Befehle  zu  vollziehen. 

Die  Stände,  überzeugt,  dass  unter  den  damaligen  Ver- 
hältnissen an  einen  Fortbestand  der  Schule  nicht  zu  denken 
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sei,  beschlossen  dah^r  am  j8.  Juni  1600  die  Erriciiiuni^  von     11.  yj.  )j. 
12  Stipendien  für  adelig^e  Jüng^ling-e  des  Herren*  und  Ritter- 
standes,  um  ihnon  <Tclcgonheit  zu  geben,  sich  andenvarls 
ausbilden  zu  können. 

Mit  Decret  vom  n^  Juni  wurde  der  Rector  angewiesen, 
bei  200  Ducaten  Strafe  der  Schule  ku  entsag'en  und  das 
I^ndhaus  zu  verlassen  und  verfüjft,  das«  die  übrigen  Prä»  )■  c  F"L  ut. 
ceptoren  aus  dem  I-ande  entfernt  werden. 

Die  hierauf  einberufenen  Stände  befahlen  dem  Rector 
am  io.  Juni,  im  Üociren  fort/.ufahrcn,  den  übri(:jen  Lehrern  1. 1.  v*a.  tu. 
aber  wurde  freigestellt  zu  bleiixjn  oder  nicht- 

nies  hatte  weitere  Decrete  des  Landeshauptmannes  an   i- 1.  sjj  -sfa. 
den   Rector  zur   l*ülge^    die   ab«r  unbeachtet   blieben  und 
den  I^^ndeshauptmann    veranlassten,    zum    letztenmal    bei  1.  <.-.  fot  jim- 
sonstigem  Verlust  der  Landhausbefreiung"  die  Abschaffung 
der  Schule  zu  verlangen. 

Auch  diese  I^cretu,   äowie  ein  drittes  an  den  Rector  t.i:.F»LsB5'S*>. 
unter  Androhung   körperlicher  Züchtigung    hatten    keinen 
Brfolg  und  wurden  dieselben  an  Reichard  von  Stahrmberg  i.r.i'*j.v».!iiM. 
nach  Prag  gesendet,  um  das  Anliegen  der  .Stände  in  ihrer 
Hofvorstellung    gegen    die  Abschaffung    der    I^ndschafls- 
ächulc  zu  unterstützen. 

Die  Stände  sicherten  awar  dem  Rector  und  den  übrigen 
Präceptoren  mit  Bescheid  vom  2^.  Februar  1601  ihren 
Schutz  zu,  allein  die  Schule  warder  Auflösung  nahe;  denn 
Hchon  im  Dccember  1601  wurde  Anomäus  über  seine  Auf- 
forderung vom  Rectorate  enthoben  und  am  23.  Juli  1602  1.  c  r.*L  tfi*. 
resignirte  der  SchuUnspecior  Cementarius,  um  nach  Württem- 
berg abzugehen;  auch  die  übrigen  Präceptoren  wurden 
theils  früher  theils  später  mit  Abfertigung  entlassen. 

Aus  einem  I^schüi<le  vom  13.  September  1602  ist  ersicht- 
lich, dass  der  ehemalige  Rector  Anomäus  ausgewandert  war 
und  nicht  nach  Uet-tcrreich  durfte,  dass  die  Stände  ihm  sein 
Haus  i^ammt  Garten  um  3joo  t1.  abkauften  und  ihm  noch 
überdies  ein  (ifi-schrnk  vun  joo  fl.,  sowie  seinem  Sohne  i?in 
Stipendium  bt- willigten.  Von  dem  Hause  wird  hier  darum 
Urwähnung  gemacht,  weil  dasselbe  als  ein  Kigenthum  der 
Stände  nachhin  mit  dem  Schulwesen  wieder  in  Berührung 
gekommen  iüt. 

Ein    weiterer  Bescheiil    vom    7.   April    1604   bewilligte  1. 
dem  Anumäus  die  Belas.sung  .seines  irehaltc»  durch  weitere 
drei  Jahre,  nicht  aber  die  nachgesuchte  Beät^dlung  hinsieht- 
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lieh  der  zu  Wittenberg-  butindliclieii  ständiächcn  Stipen- 
disten, woraus  hervorgeht .  dass  diese  letzteren  nach  Auf- 
lassung der  }.andschaftsBchule  in  Wittenberg  ihre  Studien 
fbrtsetzlen. 

Ob  Anomäus  dort  Aufnahme  gefunden  hat,  ist  nicht 
bekannt,  gewiss  aber,  dass  er  seine  frühere  .Stellung  bald 
wieder  einneliinen  sollte. 

Noch  ehe  König  Matthias,  auf  den  die  protestantischen 
Stände  in  confessioneller  Heziehuny  ihre  Hoffnuntfcn  setzten, 
Landesfürst  geworden  war,  zeigte  sich,  wie  allerwärls  im 
Lande,  so  auch  zu  Linz  das  Wiederaufleben  des  protestan- 
tischen Cultus  in  Kirche  und  Schule. 

Densölben  eu  fördern  hatte  sich  auch  ein  Bürgerlicher 
besonders  hervorgethan,  der  ständische  Chirurg  l-leinri< 
Horstauer,  welcher  mit  Testament  vom  ii.  April  lOoS  die 
protestantischen  Stände  des  Herren-  und  Ritterstandes  in 
dankbarer  Erinnerung  an  die  von  ihnen  empfangenen  Wohl 
thaten  zu  Li niversal erben  seines  beträchtlichen  Vermögens 
einsetzte  mit  der  Bestimmung,  dass  ein  (Trosstheil  der  da-, 
von  entfallenden  Interessen  der  studirenden  armen  Jugen^ 
per  modum  stipendii  \*erabreicht  werde. 

Noch  im  sulben  Monate  wurdu  dem  edlen  Stifter  im! 
Landhause  die  Leichenrede  gehalten. 

Von  den  auswärtigen  Schulen  was  es  jene  zu  Gries^! 
kirchen,  welche  mit  den  Ständen  in  Berührung  kam  und 
von  diesen  über  Ansuchen  des  Gundakar  von  Pulheim  mit 
Schluss  vom  12.  April  1608  einen  Jahresbeitrag  von  joo  fi. 
bewilligt  erhielt. 

Oh  auch  die  Schule  im  Landhause  um  diese  Zeit  oder 
schon  früher  in  voller  Wirksamkeit  war,  lässt  sich  nur 
vermuthen,  gewiss  aber  ist,  dass  bei  dem  feierlichen  Em- 
pfange des  Königs  Matthias  in  Linz  am  17.  Mai  1609  ein 
Knabe  der  adeligen  Landschaft:«schule  als  Kngel  gekleidet 
den  Gefeierten  mit  einem  Glückwunsche  begrüsste,  und 
weitere  sieben  Zöglinge  dieser  Schule,  die  sieben  Planeten 
vorstellend,  lateinische  Sprüche  recilierten. 

Damals  mag  wohl  die  Landschaftsschule  noch  nicht 
organisirt  gewesen  sein:  dies  geschah  erst  nach  der  Ab- 
reise des  Königs,  dessen  in  der  Wahlcapitulation  vom 
19.  März  1Ö09  den  Ständen  unter  der  Knns  zugesicherte 
Religionsfreiheit  auch  die  von  ob  der  Knns  auf  sich  be- 
zogen. 
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Das  Gutachten  der  Verordneten  vom  i.Juli  i6oq  stellte 
mehrere  Anträjije  behufs  der  Wiedererrichtung  der  Srhule: 
die  Bestellung  von  Iiispectorcn,  einüs  Rurturs,  Conrectors 
und  Cantors. 

Schon  im  Monate  März  i6io  erscheint  Anomaiis  wieder 
als  Rector  und  /ugluich  Oekonom;  uin  l^funat  später  Prc- 
digfor  Magister  Jordan,  beide  aus  Wittenberjf  jfekommen. 
Andere  schon  vorhandene  Lehrer  wurden  beütütig^t,  neue 
angenommen. 

Auch  des  vormali>yen  Rectors  Meinhnrd  wnirde  jfcdacht 
und  ihm  ein  GnadcnyehaU  von  125  fi.  bewnllij^. 

Die  Schule  war  nun  wieder  ordentlich  im  Ganye.  Zur 
Aufmunterung^  der  Schüler  wurden  Prfimien  eingeführt: 
auch  wurde  angeordnet,  die  l'rüfunjfen  in  feierlicher  Weise 
abzuhalten. 

Der  Besclieid  auf  das  Memorial  des  Schulin spectors 
Freiherrn  v.  I'.nnenkl  vom  iq.  Üctol>er  161 1  läbst  ersehen, 
dass  die  Schule  von  dem  Inspector  und  dieser  von  den  Ver- 
ordneten penau  überwacht  wurde.  l*.s  wurde  vorgeschrieben, 
nach  welchen  Lehrbüchern  di<;  Vorträj^c  zu  halten  imd  ilie 
Verfassung  eines  Bücherkatalogs,  some  oinor  Schulmatrikel 
ang-eordnet. 

Auch  für  ein  solides  Vergnügen  der  Schuljugend  wurde 
durch  Aufführung  ivon  Tragödien  und  passenden  Vorstel- 
lungen Sorge  getragen. 

Damit  die  adelige  Jugend  Anstand,  leichtes,  unge- 
zwungenes Benehmen  in  höheren  Kreisen  sich  aneigne, 
ward  im  Jahre  161^  ein  Tanzlelirer  angcätellt;  ein  Fecht- 
meister  übte  die  Jugen<l  in  Führung  der  Waffen. 

Da  bei  Wiedererrichtung  der  l^nschaftsschule  die  Sti- 
pendien aufgehört  hatten,  so  erhielten  theils  Schüler  thcUs 
l*rivaldocenten  zur  Fortsetzung  der  Studien  auf  Hoch- 
schulen Darlehen  und  Unterstützungen  mit  der  Verpflich- 
tung, über  Begehren  den  Ständen  ihre  Dienste  zu  widmen. 

Dadurch  und  durch  die  freundlichen  Beziehungen  der 
Stände  zu  mehreren  auswärtigen  Hochschulen,  insbesondere 
zu  jener  von  Wittenberg,  zu  des.sen  Krankenspital  für  Stu- 
dirende  sie  einen  Bettrag  von  100  Ducaten  gewidmet  hatten, 
geschah  es,  dass  sowohl  heimische,  dort  ausgebildete,  als  auch 
fremde  Lehrkräfte  dem  J-<inde  gewonnen  und  erhalten  wurden. 

Anomäus'  Nachfolger  im  Rectorate  war  Magister  Rau- 
snhart,  von  don  Standen  am  28.  November   1614  hiezu  bc- 
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Ctik.4.1.  rufen.  Kr  verblieb  als  solcher  bbt  zum  Jahre  1622^  sohin 
ru  einer  Zeit,  wo  die  Ereijjfnifise  nach  Kaiser  Matthias'  Tode 
und  in  deren  l'olgp  die  bayrische  Pfand herrschaft  unter 
Statthaher  Herhersttirf  d<^n  ffmeren  Rcstaiid  der  I-and- 
schaftsschule  in  bisheriger   Weise  sehr  in   l-rage  geteilten. 

Die  protestantischen  Stände  schienen  das  befärchtel  «j 
haben, 
i  r.  711.  Zw'ar  wurden  mit  dem  Memorial  vom  16.  August  162^ 

wcgpn  künftijji^er  I.eitung^  des  Srhnlwesens  Antrag-«  g-estollt, 
wie  auch  an  diesem  Tag-e  die  rnstallirung  des  ntiuen  Rec- 
tors  Johann  I*'riedrich  Benzius  erfolgte,  allein  es  wurden 
auch  Vorsichtsmassrejfeln  besprochen  wej;fcn  Venvahrunif 
dnr  .Srhulcass«  und  der  Stiftunpsdocumente. 

Diese  und  andere  beantraji^tu  X'erfüg-ung-en  bliebnn  un- 
ausgeführt, denn  die  Resolution  vom  24,  October  1624  bo- 
A.  <»/#.  tih  fahl  die  g-änzUche  Kinstellunjf  des  prote-stantischpn  Cullus 
in  Kirch«  und  Srhule  und  die  kaisorliche  T'ardonimnjjK- 
Resolution  vom  27.  Februar  1625  stellte  die  SchulrasÄ« 
der  ?.wei  oberen  Stände  sanunt  allen  Stiftunj^n  zur  freien 
Wrfujfunjjf  des  Kaisers. 

Auf  dessen  Mildo  vertrauend,  hofften  die  Stande  in 
AnschunfT  der  Schulc^sse  mildern  Redin^ng'en  zu  er- 
lanjjen. 

Zu  diesemZweckeverjflichen  sich  die  I*rälaten,  die  manche 
l-orderunj?  dem  jfuten  Kinvernehmen  zum  Opfer  brachten, 
mit  drn  Ständen  <Ins  IFerrfrn-  uml  Ritterstamles  und  -«teilten 
das  nemeinschaltlichc  Ansuchen  um  ftenehmijjnny  zar 
Wiedererrichtung  der  Kandschaftsschule  und  Verwendung- 
der  dazu  jjeniachten  Stiftunjjen. 

Dnr  Kaiser  genohmifftn  die  Bitte  in  der  Resolution 
vom    16.  November    1627,   jedoch    mit    der   ausdrücklichen 


I.  c  170. 
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Heslimmuiivr,    dass    diese   Schule   eine   k.atholische  sei,    (if^M 
welchem   Sinne    allein   den   Standen   die   ihnen  entzntrenen^i 


entznifenen 
Stiftungen  mit  Ausn.ilinio  <lr'r  den  Jesuiten   zu  verbleiben- 
den   1  Icjrrsrhafl    ( )liensheim    wieder     eingferäuint     worden 
'».ij.  i.Nf.i«.  sollen,  was  di-nn  auch  im  Jahre   1628  ^r^^srhehen  ist. 

Die  Hi'Ntiitijfun^-  des  zwischen  den  dn.-i  oberen  Ständen 
(fcschlossennn  Verjfleichos  war  indes  für  die  Stande  nur 
in.süfern  wiclitiKr,  als  sie  damit  die  zur  Kandsrhaftsschule 
ffcmachlcn  StiltunjfiMi.  mit  Ausnahme  vonOttensheim  wieder 
xurücknrMeltnn :  die  Schule  «idb«  hattw  aufjfehört  zu  sein, 
was  ?tie  ehedem  tfeweumi. 


I 
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X>ie  Stände  wurden  angfe wiesen,  werfen  Aufrichtimg 
äojA  SdiuUvt;s(jnü  mit  dem  I-andcshauptmanne  und  Virednm 
im  Beisein  des  Kcctors  der  Josuilim  in  Untarhandlunj;  zu 
treten. 

Die  Jesuiten  erboten  sich  in  der  am  ii.  Aujyust  lü^g  n.  ts-oo.  Kr. «. 
gcpHo]{enen  Conferenz:  „der  löblichen  Stande  Jug"end  mit 
und  neben  der  ihrig-en,  die  sie  bereits  in  Unterricht  haben, 
in  humaniuribu.s  bis  ad  Rlietoricam  o<ler  auch  ],o}?icam 
unter  Kiuem  zu  unterrichten,"  zu  welchem  Behufe  ihnen 
von  den  Ständen  der  mittlere  Ciadem  im  hinteren  Stock 
des  J^ndhauses  bis  zum  Saal  j^eg-en  Revers  ad  interim 
rur  Benützung  fiir  die  Schule  angeboten  wurde. 

Die  Jesuiten  wünschten  zwar  auch  den  oberen  nntl 
unteren  (iadem,  begnü>ften  sich  aber  vorläufig,  um  den 
Anfansf  des  Schuljahres  nicht  zu  verzöjfem. 

Am  2f\.  November  ihzu  wurde  «lie  Ju(Ä"end  unter  dem 
freläute  der  Schul^locken  feierlich  introducirt  —  somit  die 
Landschaftsschule  mit  jener  der  Jesuiten  vereinigt. 

Die  erstere,  für  welche  sich  die  Stände  den  oberen 
und  unteren  (tadem  cies  Schulstockes  resen'irten,  war  den»- 
nach  nur  noch  ein  Privatinstitut  für  die  adelig-e  Juf^end. 
OieAelbe  seilte  darin  xerpflcj^l,  mit  Lehrern  ver.seh<jn  und 
hinsichtlich  der  übri^jen  Kxercitien  ausgebildet  werden. 

Deshalb  wurde  beschloRsen,  einen  tauglichen,  wo 
möglich  in  fremden  .Sprachen  erfahremm  Inspertor,  wie 
auch  eintm  Spr.ich-  und  h'echtmei.sler,  zunächst  al>er  einen 
B«?reiter  aufzunehmen,  auch  ^vie  es  in  Ansehung  der  Schul- 
Wirtschaft  gehalten  werden  soll. 

Allein  das  Institut  blieb  nicht  lange  in  Wirksamkeit, 
e5  kam  zo  kustspielig,  besonders  ilie  Schuhvirtschafl,  dahfr 
dieselbe  mit  Beschluss  vom  25.  September  1635  aufgeholfen 
und  ilafür  die  Itetheilung  mit  Stipendien  ad  manus  cinge- 
führt  wurde. 

Die  ehemalige  .SchiUcasse  erhielt  von  da  an  die  Be- 
nennung .Stipemliatscasse  und  war  wieder  abgetheiit  in 
die  adelige  .Schul-  und  llorstauerischc  (.'lasse,  worüber  bei 
den  ständischen  Stiftuiit|cn  das  Weitere  zu  ersehen  ist. 

Aus  dem  ehemaligen  l'rivatinstitute  giengen  die  .stän- 
dischen L'nterrichtsanstaltcn  hervor,  darüber  dort  das 
Xähere  zu  ersehen  ist. 

Das  SchuUocule  im  Lamlhause  war  indes  den  Jesuiten 
theiU  nicht  zureichend,  theils  nicht  recht  passend,    daher 
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IX  IS.  w.  Mr.  t«.  die  .Stände,  nachdem  ihr  Antrag  wogen  Uebcrlassunif  dus; 
f^nxen  hinteren  Stocke«  gegen  Abtretunjf  des  hosen- 
steinischnn  und  WeLssischen  Hauses  nicht  Anklanf;  trefundßn 
liiittUf  —  ihr  \on  dorn  t.'hemalij^(:n  RiKitor  Anuinäus  um 
3000  fl.  erkauftes  liaus  laut  Vertrag  vom  2.  September 
LcHrio.  163»  den  Jesuiten  geilen  Räumung  dos  l^ndhauses  um 
den  lietrag  von  loofj  fl,  käuflich  überliessen.  ihnen  ahrsr 
den  KaufüchiUing  sowohl  al»  auch  noch  weitere  itkxj  fl. 
al»  einf!  HilfsstKU«r  bf?hufs  der  Adaptimnt^  schenkten»  wro- 
für  si(!  jedoch  verpflichtet  wurden,  davon  200  fl.  für  «las 
Semtnarium  zu  verwenden. 

In  dieser  Weise  haben  die  Stände  für  die  zwockmä-ssign 
Unterbringung  der  Schule  unmittelbar  und  mit  grossen 
Opfum  Sorge  getragen,  wub^i  übrigens  nicht  umgangen 
werden  darf^  da&s  die  von  ihnen  mm  vormals  protestan- 
tischen Schulwesen  verwendete  Herrschaft  (rHtensheim, 
welche  im  Jahrn  1025  vom  Statthalter  Herberstorf  den 
Jesuiten  übergeben  und  laut  kaiserlicher  Kesolution  vom 
c  IM.  5.  3.  l>ocerabor  1027  anstatt  des  aus  d»j:m  ständischen  Schul- 
vermÖgen  früher  bestimmten  Betrages  von  2000  fl.  jährlich, 
behufs  der  Studien  ihnt^n  belassen  wurde,  —  eben  deshalb 
als  ein  xur  Förderung  der  nunmehr  katholischen  Studien- 
anstalt verwendetes  ständisches  (ful  betrachtet  werden 
kann. 

Das  erfolgreiche  Wirken  der  Lehranstalt  während  eines 
Zeitraumes  von  vier  Dccunnien,  —  das  Kostspielige,  die 
Jünglinge  nach  vollendeten  (Tymnasialstudien  zur  weiteren  ^r 
Ausbildung  in  entfernte  Orte,  zu  senden  und  da.*t  Beispiel  ^M 
anderer  Landstände  veranlassten  auch  die  von  ob  der  Knns,  ^^ 
wegen  Errichtung  eines  philosophischen  Studiums  mit  dem 
Jesuitcnorden  in  Unterhandlung  zu  treten. 

lüne  Kolge  davon  war  der  mit  dem  Rector  der  Jesuiten 

i>.  I]  »-      am  31.  August  lOtx;  abgeschlossene  Vertrag,  worin  sich  die 

Stände  verbindlich  machten,   für  die  Dauer  des  Bestehens 

dieser  J^hranstalt  einen  Jahresbeitrag  von  iBooÖ.  2a leisten. 

Dieser  Betrag  \^*urde  auch  ununterbrochen,  und  zwar 
1. 1.  .16.  bis  zum  Jahre  177,^  an  die  Jesuiten  und  nach  deren  Auf- 
hebung seit  dem  Jahre  1770  an  den  Hxjesuitenfond  abge- 
führt, bis  im  Jahre  i7(>o  nach  dem  Aufhören  der  ständischen 
StipendiaUicasso- Rechnungsführung  die  auf  den  Ilxjesuiten- 
c.  «ft  jji.  fond  im  Botrage  von  ^.^.(kxi  fl.  umschriebene  ^  %  Domestical- 
Obligation    uutur    der  Vnrruchnung    der   k.   k.    Cameral- 
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cas.se  zu  stehen  kam,  daher  seit  dieser  Zeit  die  jährlich 
ontfallenPTi  Int'^ressen  p«r  iHoo  fl.  von  der  erwähnten  Casse 
ihrer  Bestiinnmni{  /.U)^eführt  wurdun,  was  auch  nonh  jff^^nn- 
wärtig  und  zwar  mit  dein  vollen  Belrago  per  ilkw  fl. 
C  M.  ffcschieht,  da  die  erwähnte  Oblij^ation  zufolg-e  des 
Hot  kammer- Präsidialerlasses  vom  30.  December  1844  bo- 
f^ünstijfunjfsweise  vor  ihrer  Verlosung  in  eine  4%  Staats- 
schuldverschreibunf^  umgeschrieben  wurde.  . 

Dieser  durch  dit;  Aiuniticenz  der  Stände  entstandenen 
philosophischen  Lehranstalt  fehlte  jedoch  die  kaiserliche 
Hestätif^ung  und  das  Privilejfium,  den  ^^rot^vj  dn^ca/aurt-a/us 
i'i  magtslerii  ex  phi/osofyhui  r.ix  erthnÜen. 

Die  Stände  bewarbtiu  sich  daher  aiu  18.  Mär/  1674 
um  dieses  Hrivilejfium  und  erwirkten  es  auch  vom  Kaiser 
Leopold  I.  laut  Diplom  vom  20.  April   1074. 

Davon  konnte  indes  kein  (rebrauch  g^emacht  werden, 
weil  der  Anstalt  die  Orj^anisalion  der  i-'acultät  fehlte,  die 
Jesuiten  daher  befürchteten,  das>  die  von  ihnen  promo- 
virten  Baccalaurei  H  Ma^islrt  den  auf  ordentlichen  Uni- 
versitäten irraduirten  nicht  j^leich  ^■eachtet  würden. 

Dias  mochte  wohl  Ursache  j^wesen  sein,  dass  l)r.  Bö- 
heim  bei  seinen  im  Jahre  1672  bey-onnenen  Privat -Vor- 
lesungen in  der  Rechtswissenschaft,  obH'ieich  er  von  den 
Ständen  im  Jahre  1675  dafür  einen  Gehalt  von  500  6.  er- 
hielt, nur  eine  jjferinjye  Anzahl  Zuhörer  halte,  zumal  das 
Studium  Juris  nicht  privilegirt  war  und  die  hierortijfe 
Frequenz  zur  VoUendunjf  der  Stutlien  auf  einer  Universität 
keine  Gilti^jkeil  erlanj^le. 

Wenn  auch  der  von  tlen  Verordnelen  in  einem  (iut- 
achtcn  vom  Jahre  löyö  (gestellte  imd  von  den  Ständt^n  mit 
Schluss  vom  16.  Jänner  i<)g7  zustimmend  auff^cnommene 
Antrag  wej^en  Errichtung  einer  Universität  in  IJnz  nicht 
zur  Ausführung  gekcmimen  ist,  so  wurde  doch,  um  die 
hiesige  Lelu'anstalt  zu  heben,  der  Professor  Juris  Jakob 
Pauli  mit  Instruction  vom  26.  Xovember  i6ijt>  angewiesen, 
seine  Vorlesungen  unter  der  unmittelbaren  Oberaufsicht 
des  jeweiligen  Rectors  Socidatis  Jesti  in  dem  von  dem* 
selben  bestimmton  l.ocalc  öffentlich  und  ohne  Jintgelt  zu 
halten ,  wofür  er  aus  dt-r  StiptMidiatscasse  einen  Jahres- 
gehalt  von  400  fl.  und  nebst  dem  Wohnungszinsbeitrag 
von  Oo  fl.  zu  Endo  eines  jeden  Jahres  200  fl.  als  Adjutum 
erhielt. 
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Dieselbe  Instruction  bekam  im  Jahre  i;ii  Professoi 
Raküwiü. 

In  dieser  Weise   legton   die  Stände  den  Grund,    daAs 

die  Rechtswissenschaft  in  l.inz  jjelehrt  wurde. 

Der  von  ihnen  besoldete  l'rofessor  verblieb  bis  zum 
Jahru  1750,  wo  nach  AufsteUung  einer  von  den  Ständen 
unabhängigen  Ciuise -Administration  mit  allerhochstor  Unt- 
schliessung  vym  15.  April  eine  allg^umeinc  Reform  iro  stän- 
dischen Haushalte  crfolji:^te. 

Darunter  waren  nun  auch  die  lixercitienmeister  und 
der  Professor  Juris  hejfriffen:  sie  wurden  aufgehoben  und 
die  fiehaltn  dersi^Iijen  bis  zu  ihrer  anderweitigen  Unter- 
bringung^ als  Pensionen  aus  der  ständischen  Stipendiats-j 
cassc  bezahlt. 

Bei  der  im  Jahr«  17O5  mit  allerhöchster  Hntschliessung- , 

K.  ii4-  •»•     vom   32.  Juni    erfolg-ten   Wiedereinsetzung-   der  Stände   in 

ihre  vorige  Wirksamkeit  erscheint  Dr.  Winibcr  als  Professor 

Juris  mit  dem  slatusmässigen  Hehalte  per  600  fl.,  welchen 

r>.  j.  6;'.v     er  bis  zu  seinem  Tode  im  Jahre  1777  bezogen  hat. 

Die  Stände,  mit  landeshauptmannschaftlichem  Insinuatj 
t.  vom  22.  Dccember  1777  um  die  feri»ere  Vcrabfolgung  dieses 
Beitrages  für  einen  jeweiligen  IVofessor  der  Reclitswissen- 
schaft  angegangen,  erklärten  sich  in  Würdigung  des  grossen 
Nutzens  durch  Bildung  rechtskundiger  Beamten  mit  Bericht 
vom  2.  Jänner   1778  hiczu  bereit. 

Der  erwähnte  Beitrag  wurde  demnach  und  zwar  in 
S8.  ersterer  Znit  für  Heyrenbach  und  Agrikola  aus  der  stän- 
dischen Ca.sse  angewiesen,  nachhiii  seil  der  Vereinigung 
des  Verordneten -Collegi  ums  mit  der  Regierung  bis  zum 
Jahre  182Ö  an  den  Studicnfond  abgeführt,  was  auch  mit 
dem  im  Jahre  1771  für  den  Professor  der  Cameral-  und 
Polizei  wissen  schuft  bewilligten  Besoldungsbeitrag  per  400  fl. 
jährlich  der  Fall  war. 

Das  \ichtzureichen  des  Studienfondes  zur  Reparirungj 
der  physikalischen  Instrumente  si>wie  zu  neuen  Bei- 
schaffungen bewog  die  Stände  über  die  mit  allerhöchster 
Kntschlie.ssung  vom  16.  August  178?  an  sie  ergangeno 
Einladung  zu  einem  Beitrage  per  200  fl.,  jedoch  nur  ein- 
für allemal. 

Dieser  Beitrag  wurde  indes  während  der  Vereinigunj^ 
des  Verordneten-CoUcgtunis  mit  der  Regierung  in  einen 
jährlichen  Beitrag    umgewandelt    und    späterhin    auf  80  fl. 
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C.  M.  ruducirt,  wie  jener  fürT.ohrerbesoldungen  von  800  fl. 
K.  Srh,  iiul"  ,}2ü  fl.  C.  M.,  zu  welchem  sich  die  Stämli; 
behufs  der  Errichtung  der  Normalschulo  in  I.tnz  im  Jahn; 
1773  mit  Schluss  vom  24.  Au^st  erklärt  hatten. 

lün  weiterer  Beitraß-  zur  Frirderunp  des  Stiidienwesens 
ist  jrmor  auf  Prämien  für  (iymnasialschüler,  der  seine  Ent- 
stehung von  der  ehemaligen  r,an<Ischafts.schulo  ableitet,  für 
welche  zur  Aufmuntorunjf  der  Jugend  gewisse  Summen  zu 
Prämien  verwendet  wurden. 

Dies  geschah  auch  nachhin  laut  der  ständischen  Schlüsse 
vom  28.  April  1694  und  22.  Jänner  1700,  mit  welchen  150  fl. 
zu  diesem  Zwecke  bestimmt  wurden. 

Aus  dorn  landeshauptmannschaftlichen  Insinuate  vom 
2.  Decembcr  1776  ist  ersichtlich,  dass  der  auf  100  fl.  fost- 
gcsotzto  Jielrag  jährlich  geleistet  wurde,  sowie  dass  die 
.Stände  in  ihrer  zustimmenden  Antwort  vom  jo.  Janner  1777 
zugleich  das  Ersuchen  stellten,  dass  die  an  die  .Stelle  der 
Prämit'nhücher  getretenen  Medaillen  den  damit  betheilten 
Schülern  als  ein  Erinnerungszeichen  belassen  werden  s(tllten. 

Nach  AuITiebuug  der  Jesuiten  erhielt  das  .Schul-  und 
Studienwesen  eine  gleichförmige,  den  Zeiten  anpassende, 
praktische  Einrichtung,  die  jedoch  das  Bestehen  der  An- 
stalten nicht  beirrte. 

So  blieb  es  bis  zum  Jahre  160S,  wo  mit  dem  Studien- 
hofcommissions-Decrete  vom  5.  November  die  Aeusserung 
abverlangt  wurde,  ob  nicht  bei  dem  hierortigon  l.yt^eum 
wegen  der  ohnehin  nicht  fernen  Universität  .Salzburg  das 
juridisch-politische  Studium  aufzuheben  wäre. 

Das  Verordneten-CoUegium  in  seiner  energischen  Vor- 
stellung vom  zo.  Decembcr  1808  entgegnete,  dass  die  Auf- 
hebung des  juridisch -politischen  Studiums  zu  T,inz  für  das 
Land  ob  der  Enns  von  unberechenbar  nachtheiligen  Folgen 
wäre  und  dass  man  im  wahren  Interesse  dieser  Provinz, 
deren  Landbeamten  nach  den  höchsten  Anordnungen  in 
allnn  Wissenschaften  geprüfte  Männer  .sein  sollen,  es  aber 
nicht  sein  können,  wenn  ihnen  die  Mittel  zur  Ausbildung 
entzogen  werden,  —  eher  Verbes.se rungs vorschlage  als 
einen  Antrag  zur  Beschränkung  oder  gänzlichen  Auf- 
hebung erwartet  hätte,  zumal  auch  die  1-age  der  .Stadt 
Linz  für  die  angrunzen<ien  Erbländer  und  besonders  für 
Böhmen  vortheilhaftcr  ist,  als  jene  von  Salzburg  an  der 
äusscrsten  Cirenze,  ohne  zu  erwähnen,  dass  eine  Universität 
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daselbst  nur  Ausländern  voii  Nutzen  würe  und  zwäl 
Xachtheil    für   die    Inländor,    welche    dort    ungleich    kost- 
spieliger 1eb«n  mÜRsten. 

Dieser  Vorstellung'  reihte  sich  die  Bitte  an,  dass  Wel- 
niehr  dtc  Universität  in  Salzburg*  aufK^hüben  und  eine 
solche  in  I.inz  «rrichtet  werdon  möchte,  wozu,  wenn  die 
Mittel  des  .Studienfondes  nicht  zureichend  sein  sollten,  dir 
StUndö  nach  den  Kräften  ihres  Fondes  mitzuwirken  nicht 
ermang-eln  werden ,  dag-ejfen  im  l-'alle  der  TransferirunR 
der  Studien  nach  Salzburg  ^cgen  jede  Bcitraj?sleistun^  zu 
derlei  Anstalten  auf  das  feierlichste  sich  verwahren  müssten. 

Nichisdestowoni|,;Br  erfolg-te  im  Jahre  iKio  die  Auf- 
hebung* der  juridisch*politisctien  Studien  in  Linz. 

Die  von  den  Ständen  unterm  >H.  Aujfust  1810  an  Se. 
Majestät  g-erichtete  Vorstellung  wejjen  fernerer  Helassung* 
derselben  wurde  als  zur  unterstützenden  Kinl>egleituny  nicht 
geeignet  zurückgeschlossen;  ebenso  erfolglos  blieb  die  im- 
mittel>>ar  bei  Sr.  Majestät  eingereichte  Uitte. 

Wühl  mochte  der  infolge  der  unglücklichen  Kriege 
erlittene  Verlust  des  Inn-  und  der  Parcellen  des  Haus- 
ruckkreises mit  Ursache  gewesen  sein,  dass  den  vereinten 
uachdrücklichen  Bitten  und  Vorstellungen  der  Stände  keine 
Folg^e  gegeben  wurde,  weshalb  sich  dieselben  auch  bewof^a 
fanden,  zur  Erneuerung  ihrer  Bitte  einen  günstigeren  Zeit- 
punkt abzuwarten. 

Dieser  Zeitpunkt  war  gekommen,  als  die  Siege  der 
Jahre  i8ij  und  1815  dem  nsterreichisrhen  Kaiserstaate  die 
abgetretenen  J^ndcstheüo  wieder  erworben  hatten. 

Die  Stände,  das  Bedürfnis  höherer  Unterrichtsanstalten 
für  die  Provinz  erkennend,  benützten  diesen  Zeitpunkt  und 
erneuerten  im  Jahre  1817  die  so  oft  ohne  Erfolg^  gestellte 
Bitte  um  Wit.'derherstellung  der  juridisch-politischen  Studien 
in  Uinz. 

Bev<»r  noch  hierüber  ^'ine  Entsch^'idung  erfloss,  wurde 
im  Jahre  i8ii>  ein.  von  Sr.  Majestät  be/.eichnr-.tes  ("lesuch 
mehrerer  Beamten  um  Wiederherstellung  des  erwähnten 
Studiums  zur  lierii-hterstattung  7ug»>.stt;llt. 

r)ie  hinsichtlich  einer  verhältnismässigen  J^eitra^fs- 
Ifistuiig  einvernonimoncn  Stände  erklärten  sich  auch  zu 
einfin  jährlichen  Bi>itrage  von  4000  fl.  C.  M.  an  den 
Studienfond  bereit,  jeduch  nur,  in?40lnng>i  die  erwähnte 
AuKlalt  Umstehe  und  g<'g<>n  KntheUung  \un  jtMler  künftigen 
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Zu/ahlung  auf  Pensinnen  rier  Professortin  od^r -sunstij^B  Bt- 
soUiunjjsxuschüssB. 

Alluin  auch  diosnial  bliub  da»  Heniülicn  der  Stände 
zur  Errcicliunsr  des  so  lange  ang^eslrehten  Zieles,  seUwt  auch 
bei  dtjm  antjebntwnKn  nirht  unb«lräriitHch«n  HtMtrage  von 
400(1  fl.  uhnc  Urfulj^,  da  aUerhoch.-sl  anbijfohbiti  wunh;,  dass  '  *■■  ^''  *"'■ 
diu  Wiedererrichtung  einer  juridisch-pulitischen  Lehranstalt 
in  I.inz  auf  sich  zu  buruhcn  habe. 

Das  Aufhören  diusur  Anstalt  machte  auch  die  stän- 
dischen JleiträjfM  für  den  Frofessor  Juris  mit  öoo  fi.  und 
juncn  der  Polizei*  und  (^meralwiäusenschaft  per  400  d. 
üburdüssi^,  welche  bisher  an  den  Studienfond  j^ulcistet  und 
erst  im  Jahre  1826  über  liinschreitun  der  Stände  eint/eslellt  ^.  "','  '" 
wonlen  sind. 

Die  jih;ichzeitij^  nath);ffsuchte  Knlhelrnnj^r  vun  den  Hei- 
trägen  für  die  Kxperiniontal-I'hysik  per  80  H.  und  für 
Lehrerbesoldungen  per  jjo  fl.  ist  ungeachtet  mehrmaligen 
liinschreitcns  ohne   l'xfolg  geblieben. 

lirst   die  auf  dem  Landtage    im  Jahre   tRhj  angeregte'*""*'*«'"'"'*^*' 
lirhebung  der  Rechtsbesiäntligkeit  mehrerer  Heiträge  gab 
dera  Landtage  auf  Itruml  des  vom  Landesausi^zhusse  dies-  ^.***''*'  "' 
falls  erstatteten  Berichtes  m  der  Sit/ung  am  iS.  April   1K64 
v\nlass,  den  Landesau^schuss  zu  beauftragen,  wegen  jjäriz- ^""*^'- "**''*** 
lieber  Abstellung  dieser  Heiirage  mit  der  Regierung  Aus- 
einandersetzungen /.u  pflegi-n  und,  da  über  das  liin. -sc breiten 
des  LandesausschussL-s   keine   Erledigung  erfolgte,    in    der 
Sitzung  am  11.  Jänner  1866  das  Aufhören  derselben   vom  t  c.  p«K.  .«<. 
Jahre   [866  an  durch  Nichteinstellen  in  dai>  Präliminare  auü- 
zuhprecheu. 

Was  den  Ständen  bisher  nicht  gelungen  war  «u  er- 
reichen, suchte  der  (temeinduausschuss  der  Landeshaupt- 
stadt Linz  in  grösserer  Ausdehimng  zu  erwirken;  derselbe 
überreichte  nämlich  dein  im  Jahre  1848  zu  Linz  tagenden 
i^rovinzial-I^ndtage  die  l*etition  wegen  lirrichtung  einer 
Universität  in  Linz. 

Diese  Petition  wurde  von  dem  Provlnzial-I^ndtage  mit 
Uinschreiten  vom  29.  September  beim  Mhüslerium  dos 
öffentlichen  Unterrichtes  imterstützend  einbegleitet. 

Vnn  dort  mit  dem  Krlasse  vom  ju.  Xovembcr  der  Re- 
gierung zur  Aeusserung  zugemittelt,  ersuchte  diese  letztere 
mit  Lnsinuat  vom  24.  J3eccmber  um  Mittheilung  der  Aeusse- 
rung, ob  von  Seite  der  Stande  auf  einen  bestimmten  Bei- 
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trag-  zur  Bedeckung-  der  Auslagen  für  die  bcatitragtu  Uni- 
versität gerechnet  werden  könne,  da  in  der  Hinbegleitung' 
des  ständischen  Landtages  von  uinom  Beitrage  keine  Kr- 
wähnung^  geschieht,  die  Stände  aber  bereits  in  ilcn  Jahren 
1808  und  1810  wegen  Belassung  der  juridisch -politischen 
Studien  nach  Kräften  ihrer  Fonde  mitzuwirken  die  Zu- 
sicherung ertheilten. 

Di«  vom  LandesrullRgium  mit  Insinuat  vom  5.  Jänner 
1849  erstattete  Aeusscrung  enthält  eine  Aufzählung  alle« 
dessen,  was  die  Stände  bisher  in  Förderung  höherer  Unter- 
richtsanstalten  mit  patriotischem  Fifer  geleistet  haben,  so- 
wie eine  Beurtheilung  der  von  dem  Gemeindeausschusse 
vorgebrachten  (Tründtj,  welche  die  Krrichtung  einer  Uni- 
versität in  l.inz  sowohl  im  allgemeinen  für  das  Land,  als 
speciell  mit  Rücksicht  auf  die  Bevölkerung  der  Provinz 
sowie  ihrer  Hauptstadt,  dann  der  T^ge,  der  (Gesundheit  des 
Ortes  und  der  verhältnismässigen  Wohlfeilheit  wünschens- 
wert und  mit  Rücksicht  auf  den  reich  dotirten  obderennsi- 
schen  Studienfond  auch  ausführbar  machen;  —  sie  enthält 
femer  Hinweisungen: 

dass  der  Studienfond  durch  Stiftungen  Adeliger  und 
Bürgerlicher  schon  seit  zwei-  bis  dreihundert  Jahren  be- 
sonders reichlich  dotirt  war,  — 

dass  mit  Resolution  Kaiser  Ferdinand  IL  vom  lö.  No- 
vember 1627  den  Ständen  alle  zur  I^ndschaftsschule  ge- 
hörigen (rüter,  Stiftungen  und  Legate  zur  Krrichtung  einer 
katholischen  l^andesschule  übergeben  wurden,  deren  I^ituog 
den  Jesuiten  übertragen  wurde,  — 

dass  mit  diesem  I^ndasfonde  in  späterer  Zeit  mit  grosser 
Willkür  verfahren  wt)rd4fn  zu  sein  scheine,  indem  man  die 
heiniatlichen  Untcrrichtsanstalten  verkümmern  Hess  und 
die  Ueberischüsse  der  Einkünfte  für  andere  Provinzen  ver- 
wendete^ — 

dasa  durch  genaue  Nachforschungen  sich  werde  er- 
heben lassen,  wie  viel  der  Studienfond  nach  gänzlicher 
Tilgung  der  erhaltenen  Aerarial-Vorschüsse  zu  den  Kosten 
einer  Universität  beizutragen  vermöge,  — 

dass  gleichwie  der  (i-emeindeausschuss  sich  zu  Opfern 
bereit  erklärte,  mit  Zuversicht  vorausgesetzt  werden  dürfe, 
dass  die  künftige  Landesvertretung  nicht  minder  als  in 
früheren  Zeiten  die  Stande  mit  grösster  Bereitwilligkeit 
und  nach  Kräften  des  Domesticalfondes  beitragen  werden, 
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um  die  UDtBrrichtsanstalt*)n  üuü  lindes,  die  wUiwnachaft- 
liehe  Bildunji  tu  lieben,  — 

dass  endlich  für  die  Bedürfnisse  einer  Hochschule  durch 
da»  Vorhandensein  eines  Gebäudes  (CoUegiocaserno),  sowie 
eipHr  Bibliothek,  eines  physikalischen  Cabinets  und  tles 
Museums  Fruncisco-Carulinum  mit  seinen  Saramluuj^en  und 
wissenschaftlichen  Schätzen,  welche  an  einem  anderen  Orte 
wohl  schwer  vermisst  werden,  mehr  als  hinreichend  ge- 
sor;gt  sei. 

Dieser  Aeusserung  schloss  sich  die  Bitte  an,  die  Aeusse- 
rung  sowohl,  als  das  Gesuch  des  Gemeindeausschusses 
und  des  l^ndtuyscomit/^  mit  der  nachdrücklichsten  Unter- 
stützung an  das  Ministerium  des  Unterrichts  einbegleiten, 
zugleich  aber  auch  die  eizuleitenden  Erhebungen  ermitteln 
zu  wollen,  worin  das  wahre  gestiftete  Vermögen  des  ob- 
dercnnsLHchen  Studienfondes  bestehe  und  was  demselben 
im  Verlaufe  der  ^iten  willkürlich  und  widerrechtlich  ent- 
zogen wurde,  da  das  zu  so  heiligen  Zwecken  gestiftete 
Eigenthum  eines  Landes  nicht  durch  einseitige  Verfugungen 
geschmälert  werden  kann  und  der  Anspruch  auf  Ersatz 
durch  Jahrhunderte  eine  offene  Frage  bleibt. 

Dieser  Anspruch  auf  Ersatz  —  noch  immer  eine  offene 
l'Vage,  weil  das  vorstehende  Kinschreiten  unerledigt  ge- 
blieben ist  —  kam  aus  Anlas»  des  in  der  Kandtagssitzung 
am  1 6.  Jänner  i86.}  gestellten  Antrages  wegen  Ueber- '*^'"'"^ '*"''^'* 
gäbe  des  Studienfondes  in  die  Verwaltung  des  lindes 
neuerdings  in  Anregung  und  hatte  den  Auftrag  zur  Vor- 
lage aller  die  I.andschaflsschule,  das  Gymnasium,  dann  die  '■  '^{^^  "*' 
Schul-  und  Stipendiatsc-asse  betreffenden  Acten  zur  Folge.  i.i.iMm.6*.i*i4. 

Mit  diesen  Acten  in  manchen  Beziehungen  im  Zu- 
sammenhange steht  die  vom  Ausschusse  des  evangelischen 
Kirchensprongols  im  December  18Ö5  eingebrachte  Petition 
um  gleichberechtigten  Mitgcnuss  der  ursprünglich  von 
Evangelischen  gemachten  Stiftungen,  darüber  der  Landes- 
ausachusa  die  nötbigcn  Erhebungen  zu  pflegen  beauftragt 
wurde. 


1.     C.    l'AK'     IDl4. 
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Fie  sländisrhc  Verfassung'  des  l^uindes  üb  der  liniis 
beruhte  ursprünglich  wie  bei  den  übri;^en  deutschen  l-ändem 
auf  dum  freien  Urundbebitz,  zu  dem  aber  nur  »eie  hv 
rechtiyt  waren. 

Uen  (rruiidbesiu  theUtun  der  l.aiid>iäfun>t,  der  hühere 
und  niedere  Adel,  dann  die  l'reiun  des  t^ndeä^  der  eijjent- 
liche  Kern  des  Volkes,  und  als  Hischofe  und  Aebte  jfrosse 
IWsiUun^un  erhielten,  auch  die  (xeiäÜichkeiL 

Die^u  zusammen  bildclen  ein  grosäes  (ranzes,  de»H«!n 
Cilieder  für  des  Staates  Wohlfahrt,  Schuii*  und  Sicherheil 
/.u  sorgen  hatten,  was  auf  allg'emeinen  Volk&versammIunvf«n 
geschah,  wo  die  das  Land  betreffenden  Anjjele)^enheilen 
verhandelt  und  für  Alle  giUi^fe  (iesetze  bestimmt  wurden, 

Nebst  diesen  allgemeinen  I^uidtag'en  fanden  auch  andere 
Versammlungen  und  Herathunireii  über  schnell  zu  erledi- 
gende Fraisen  statt,  die,  weil  jg^ewühnlich  am  Sitze  des 
I.andesherrn,  lloftag-e  hiesMm,  auf  welchen  nur  die  Kdlen, 
die  Vasallen  und  Ministerialen  zu  berathen  und  zu  ent- 
scheiden hatten. 

Zwar  konnten  auch  die  Freien  dabei  erscheinen,  allein 
sie  kamen  seilen  dazu,  wurden  auch  immer  weniger,  je 
drückender  die  persönliche  Heeresfolge  bei  andauernden 
Kriegen  wurde,  daher  viele  ihr  freies  (tut,  Allod,  an  Mäch- 
tigere abtraten  und  dasselbe  als  Uienstmannen  gegen 
Keichung  einer  gewissen  liabe  zu  l.ehen  uidunen,  wodurch 
3ic   xwor    der  llecre»folgo  auf  eigene  Kusieii   cntgiengen 
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aber  uudi  ihru  SHlbstandij^-keit  und  dun  mit  dem  freien 
Besiuthuin  vorbundun^m  I.iindadc:!  oinhüsslcn. 

Au!"  diosu  Weise,  ^üwie  durch  Verkaul,  wohl  auch 
ilurch  (jewaltthaten  und  unerschwingHcho  Lasten  gclang-tu 
das  liesitzthum  lier  ehedem  Freien  des  lindes  (dhnähUch 
in  die  (icwalt  des  Adels  oder  der  (icistHchkcit  und  die 
wuniifcn  Fn:ien  wurden  kaum  mehr  beachtet;  (.resetzgebung 
und  RcK'icruu;^  hien^f  nur  vun  dc-m  I-andesfürsten,  dem  alten 
freien  Adel,  der  höheren  Geistlichkeit,  den  Vasallen  und 
hc'iheren  Mini}sterialenab;e&üntsLand  dieCimndlaj^e  manchwr 
landständibchun  VurfasHun^,  die  sich  dann  weiter  ent- 
wickelte. 

Zu  den  iilte«ten  Adulsg-eschltjchtern  des  Landes  ob  der 
F.niw  /.ählten  die  Schauimhürg'o  (Schaumburjfe),  di«  tirafen 
\on  Machland  und  Khim.  die  Voyti!  zu  I*i;rp,  die  Herren  von 
Klingenber^',  Vulkersturi,  Losenstein,  Sturhcniberi^,  Falkcn- 
stein.  Polheim,  Lichtenstein,  Zelkinj^'-,  Schlierbach,  Penistein, 
Tannber^  und  Loli«n.stein,  welche  der  GenealoK"  Freiherr 
vun  1  loheneck  als  die  Vorderen  bezeit^hnel,  die  einander 
jL^elreulich  beizustehen  untl  das  l^nd  mit  und  neben 
dem  l^iidesfürsten  zu  vertheidi^en  sich  yeeinigel  und  da- 
durch den  (inind  zur  Landschalt,  zu  den  freien  Landes- 
ständen yeleift  Hatten,  als  welche  damals  nur  die  Herren, 
Rittor  und  Knechte  verslanden  wurden,  letztere  jedoch 
nicht  in  dem  niedrij^en  Heg'ritTe.  den  man  mit  dieser  Ue- 
nennung'  jetzt  verbindet,  sondern  weil  freigüboren  und  selbst 
adelig,  wie  Kdelknecht,  Gefährte  eines  Fürsten,  Grafen 
oder  sonst  Mächtigen. 

Je  weiter  das  Uesit/thum  des  hohen  Adel-s  sich  er- 
streckte, desto  grösser  wurde  seine  Macht,  sein  Kinlluss  auf 
die  Geschicke  des  Landes,  wohl  auch  der  Kegenten  selbst^ 
wie  im  Jahre  1251  auf  den  Landtagtm  zu  "Wien,  Tulln  und 
Triebensire,  wu  sie  wegen  der  Wahl  eitles  Herzogs  nach 
dem  Tode  des  letzten  Babcnbergcrs  sich  versammelten  und 
einen  der  Sohne  der  Constantia  von  Meissen  zum  Herzoge 
wäldten,  welche  Wahl  aber  keinen  Erfolg  hatte,  weil  die 
mächtigen  Kucnringe,  Hardegge  und  Lichtensteine  mit  dem 
gTossten  Theile  der  Geistlichkeit  dem  üttokar  vun  Böhmen 
gewogen  waren,  der  durch  Geld  und  Versprechungen,  wohl 
auch  mit  (iewalt  sein  Ziel  zu  erreichen  vvusste. 

Die  l'xllen  des  l^andes  waren  eSj  welche  Rudolf  von 
Habsburg  im  Kampfe  gegen  Ottokar  unterstützten,  welch» 
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Kur, fr w. IV.  ^^  OtM-enihur   i  [Oj  <_TrtilH"t':ii  Todu  dies  Sländu  uui  lL-ih  til 
2,  Jänn«;ri  (6|  ahgühjiUcnon  jjprossiTnl..'in(lla(jresich  (ürKaiiMsr 
l'riudrtch  IIl.  erklärten,  dem  xu  huldig'en  sie  beüchlosKaiif 
äowic  itiu  auch   den  von  ihm  zum  Lundohluiuptinanm:  l>e- 
fitclltcn  Wolfpang-  von  Walsee  alä  solchen  anerkannten. 

IMh  im  Jahre  i^hö  bej^onnenen  Fehden  des  Georg*  vqn 
..  \>nK-  .o-  ;■>.  Stein  und  Wilhelm  von  Puchheim  veranlaastijn  die  Stand« 
zur  Htiratullung  dtir  Ruhe  eine  allK'iMneine  UttrathMihlag^nf^ 
2u  halten.  Dur  KaJM^räulbäl  kam  nach  l.inx,  wu  am  15.  I'o- 
bruar  1467  ein  f^^rosser  Landtag  abgehalten,  aber  wenig 
erzielt  wurde. 

Noch    schlimmere    Kolgcn    hatten    diu    zwischen    dem 
Kaiäur  und  ICäiiig'  Matthias  von  Ungarn  untälandenen  Miss* 
hulligkcitun,  die  nach  un^flücklicli   geführten  Kriegen  mit, 
dem  Verluste  der  Stadt  Wien  endigten. 

Der /Cu.stand  de.s  lindes  war  ein  hncKst  trauriger;  die 
vom  Kaiser  vcrsprochenei  Keichshilfe  blieb  aus.  die  Steuern 
und  l.a.stun  waren  schon  unerschwingbar  gewurden,  Kehdun 
I.  r,  p»g.  tu.  und  Gewalttliaten  der  wilden  Ungarn  sowie  der  kaiser- 
lichen .Söldner  an  der  Tagesordnung,  daher  die  Stände 
auf  dem  Kiindtage  zu  Linz  am  2.  April  1  187  den  Ite^chlush 
faästcn,  das  KanUesaufgebot  noch  3  Monate  unter  den 
Waffen  xu  halten  und  die  Reichshilfe  abzuwarten.  tJieaer 
Beschluss  erreichte  aber  nur  einen  AValTenstilisland,  tlessen 
Li;.pac.*4i.'<ir- Verlängerung  dun  Ständen  in  dun  Jahren  1488  und  i^Hg 
iS.ooo  Ducaten  kostete. 

Der  Tod  des  Königs  von  Ungarn  machte  dem  lang*- 
wierigen  Kampfe  ein   Knde. 

Nur  noch  j  Jahre  lebte  Kaiser  l'riedrich,  deswsn  am 
19.  August  1493  zu  l^inz  erfolgte  Tod  da-i  Mittelalter  ab- 
schloss. 

Mit  dem  Auftreten  Maximilian  I.  begann  ein  neuer, 
höchst  wichtiger  Zeitraum,  sowohl  hinsichtlich  der  Reformen 
in  Vt^rwakung  und  (iijsiitzg^bung,  als  auch  in  Ansehung 
derKriegbführung  und  des  hiezu  erforderlichen  Aufwundes; 
namentlich  in  letzterer  Beziehung  hatte  sich  viele«  ge- 
ändert 

Die  ehe  vor  ijersönlichc  Ilecrusfolge,  die  Abgaben, 
welche  von  den  Stünden  den  (iiltunbcsitzern  abgefordert 
und  dem  Landei^fürsten  als  sogenannte  lihrungsgelder  und 
Kriegshilfen  ^Cffen  Schadlosbriefe  bewilligt  wurden,  waren 
nicht    mehr    zureichend;    diu    zunehmenden     Kriege    nach 
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ausAen,  namentlinh  pf^ßn  die  Türken,  wodurch  stehende 
Het;ro  tjoscluiffen  wurden,  verlanj^toii,  da  diu  Krträ^jnisse 
der  Kammerg^üter  beiweitem  nicht  yenügen  konntt-n.  immer 
grösseroSummen,  hinsichtlich  derenBeischatfung  der  I^ndes- 
fürst  sich  an  die  Stände  wendete. 

Dieses  geschah  mittelst  der  Postulale,  welche  der 
l4indesfür»t  nebst  anderen  Propositionen  auf  den  von  ihm 
ausjfeschriebeiien  Landtagen  vurtr^en  Hess,  derlei  l^iid- 
tage  (Postulaten- Landtage)  von  Maximilian  L  angefangen 
nun  alljährlich  abgehalten  wurden  und  im  Landesarchivc 
mit  dem  Jahre  1503  beginnen. 

Wichtige  Angelegenheiten  in  Ansehung  der  Verwaltung, 
Rechtspflege,  Wahrung  ständischer  Rechte,  Landes-Ver- 
theidigung,  Kriegsrüstung  und  der  Mittel  zur  Ermöglichung 
derselben  wurden  auf  diesen  1  .andtagen  verhandelt  und 
Ausschüsse  gewählt,  welche  mit  jenen  der  übrigen  öster- 
reichischen Provinzen  nach  Augsburg  und  Innsbruck  ab- 
geordnet wurden,  woselbst  der  Stände  Wünsche  und  l^e- 
sch werden  in  den  Augsburger  und  Innsbrucker  Libellen 
U»re  Krledigung  fanden. 

Um  mit  den  Ständen  wegen  des  Türkenkrieges  und 
einiger  zu  Innsbruck  nicht  ganz  erledigter  Gegenstände  /u 
heralhen,  sollten  dieselben  im  l>ecember  151H  Ausschüsse 
nach  Wels  senden,  wo  Kaiser  Maximilian  krank  lag:  allein 
die  Stände  anfangs  tlagegen,  entschlossen  sich  erst  hinzu, 
als  CS  ÄU  spät  war  und  der  Kaiser  ."iich  nicht  mehr  mit 
welüichen  Dingen  befasste. 

Sein  am  is.  Jänner  X5iy  zu  Wels  erfolgter  Tod  gab 
den  .Stänilen  Anlass,  in  der  Versanmilung  zu  Linz  am 
2.  Februar  mit  Uebcrgehung  der  vom  verstorbenen  Kaiser 
bestellten  Regenten  bis  zur  Ankunft  der  beiden  Pursten  L'^FoI-wää^ 
Karl  unil  Ferdinand,  denen  sie  treue  Unlerthanen  sein 
wnlUen,  eine  eigene  Verwaltung  tles  Landes  einzusetzen, 
bestehend  aus  04  Mitgliedern  der  vier  Stände  zu  gleichen 
Theilen.  Landrathe  genannt,  von  welchen  vier  aus  jedem 
Stande  die  Regierung  fuhren  uml  aus  dem  Kammergute 
ihren  Unterhalt  beziehen,  die  übrigen  aber  nur  bei  den 
wichtigsten  Verhandlungen  zugezogen  und  von  der  J^nd- 
schaft  erhalten  werden  sollen. 

Die  weiteren  Ueschlüsse  betrafen  Verwaltungs-Mass- 
regeln,  eidliche  Angelobung  der  T^ndrätlie,  deren  Wirkungs- 
kreis in  Kriegs-  und  Priedenszeiten,  Bestellung  eines  Peld- 
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Kur«:rHrd.iv,  2,  Dec^embur  1 16 j  erfolirten  Todn  die  Sländii  auf  dem  am 
2.  Jänner  i.jO  1  alii^cliallcMiun  tiTitssi;u  l-iindta^fcsicli  fürKaisur 
Friedrich  Ul.  erklärten,  dem  /u  huldig-cn  sir  bi:schlos-s<;n, 
soAtrie  sie  auch  den  von  ihm  zum  Landeshauptmanne  bc- 
HtelUtin  Wolfyranfjf  von  Walseu  als  solchen  annrkanntnn. 

Die  im  Jultrii  1  (60  bitj^onncncn  Fehden  de»  Georg  von 
■  i"(e- 76.  ;'^  Stein  und  Wilhelm  von  Puchheim  veranlassten  die  Stände 
zur  Hurslullung'  der  KuIil-  eine  all^umcine  Burathächla)|^ng' 
äu  halten.  Ücr  Kaiser  selbst  kam  nach  Linz,  wo  am  15.  Fe- 
bruar 1467  ein  grosser  Landtag?  abj^ehalten,  aber  ^ve^iJf 
erzielt  wurde. 

Noch  üchlimmuru  1-'u]h"cii  hallen  die  zwischen  dem 
Kaiser  und  Konig  Matthias  von  Ungarn  entslamlenen  Mi»s- 
helligkeiten,  die  nach  nntr]ück1ich  geführten  Kriegen  mit 
dem  Verluste  der  Stadt  ^Vien  entlivrten. 

Der  Zustand  des  lindes  war  ein  hoclist  trauriger;  die 
vom  Kaiser  versprochene.  Reichshilfe  blieb  aus,  die  Steuern 
und  Kasten  waren  schon  unorschwinjfbar  (geworden,  l''ohden 
und  Gewaltthaten  der  wilden  Unyara  sowie  der  kaiaer- 
liehen  Söldner  an  der  l'agesordnung',  daher  die  Stände 
auf  dem  ].andtage  zu  I.inz  am  2.  April  1497  den  Heschlnss 
fusslen,  das  l.an<Iesaufi»'«bijl  noch  ,i  M4)nate  unter  den 
Waffen  r.u  halten  und  die  Reiehshille  abzuwarten.  Dieser 
Beschlw«»  erreichte  aber  nur  einen  Waffenstillstand,  dessen 
Te.pxc.i9i.«o;.  Verlängerung  den  Ständen  in  den  Jahren  1488  und  1480 
1S.000  Ducaten  kostete. 

T>er  Tod  des  Königs  von  Ungarn  machte  dem  lang*- 
wierigen  Kampfe  ein    l'lnde. 

Nur  noch  j  Jahre  lebte  Kaiser  l-riedrieh.  dessen  am 
it^  Augusl  141;.}  zu  I.inz  erlolgte  Tod  das  Mittelalter  ab- 
schloss. 

Mit  dem  Auftreten  Maximilian  I.  begann  i'in  neuer, 
höchst  wichtiger  Zeitraum,  sowohl  hinsichtlich  der  Ref^trmen 
in  Verwaltung  und  Oesetzgebung,  als  auch  in  Ansehung 
der  Kriegsführung  und  des  hie/.u  erforderlichen  Aufwandes: 
namentlich  in  letzterer  Beziehung  halte  sieh  vieles  ge- 
ändert. 

Die  ehevor  persönliche  Ileeresfolge,  die  Abgaben, 
welche  von  tien  Standen  den  Giltenbesitzern  abgcf€)rdert 
und  dem  I^ndesfürsten  als  sogenannte  l*,hrungsgelder  und 
Kriegshilfen  gegen  Suhadlosbriefc  bewilligt  wurden,  waren 
nicht    mehr    zureichend;    die    zunehmenden    Kriege    nach 
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aussen,  namentlich  g'eg-en  die  Türken,  wotiurch  sttihende 
Heere  tfejichafFcn  wurden,  Vürlungien,  da  die  Jirträjfn'iHse 
der  Kammc-rg-ütcr  beiw-eitem  nicht  geaüj^en  kunnton.  immer 
fiTÖssereSummKn,  hinHichtlich  deren  Jieischaflfung  der  l.andes- 
fürst  sich  an  die  Stündt;  wendete. 

Dieses  geschah  mittelst  der  l^oslulaie,  welche  der 
Lunde^furüt  nebst  anderen  Propuaitiunen  auf  den  von  ihm 
ausjfosch rieben en  I^ndta>;cn  vurtraffen  Hess,  derlei  I^nd- 
tajfe  (Postulaten-f^ndta^fn)  von  Maximilian  I.  ang-efanjyen 
nun  alljährlich  abg^ehalten  wurden  und  im  1 -andesarchive 
mit  dem  Jahre  ijoj  beginnen. 

Wichtijife  Anji^elcg-enheiten  inAnschung-  der  Verwaltung", 
Rechtspfleg-e,  Wahnrng  ständischer  Rechte,  l.andes-Ver- 
theidigung,  Ivrieg.srüstunjj  und  der  Mittel  zur  Ermöglichung 
derselben  wurden  auf  diesen  LandtJigen  verhandelt  und 
Ausschüsse  gewählt^  welche  mit  jenen  der  übrigen  öster- 
reichischen Provinzen  nach  Augsburg  und  Innsbruck  ab- 
geordnet wurden,  wcselbst  der  Stände  Wünsche  und  lle- 
schwerden  in  den  Augshurger  und  Innsbrucker  Libellen 
ihre  Krlcdigung  fanden. 

Um  mit  den  Standen  wegen  des  Xürkenkrieges  und 
einiger  zu  Innsbruck  nicht  ganz  erledigter  Gegenstände  zu 
bonithen,  sollten  dieselben  im  December  151H  Ausschüsse 
nach  Wels  senden,  wo  Kaiser  Maximilian  krank  lag:  allein 
die  Stände  anfangs  dagegen,  entschlossen  sich  erst  hinzu. 
als  es  zu  spat  war  und  der  Kaisf^r  sich  nicht  mehr  mit 
weltlichen  Dingen  befosste. 

.Sein  am  12.  Jänner  1519  zu  Wels  erfolgter  Tod  gab 
den  Ständen  Anlass,  in  der  Versanunlung  zu  Linz  am  i  r.  p..i.  tt*. 
2.  Februar  mit  Ucbergehung  der  vom  verstorbenen  Kaiser 
bestellten  Regenten  bis  zur  Ankunft  der  beiden  Fürsten  1.  r,  r»).  >«>.  »a|. 
Karl  und  Ferdinand,  denen  sie  treue  Unterthanen  .sein 
wtditen,  eine  eigene  VcrwuUung  des  Landes  pinzusetzen, 
Ijestehend  aus  64  Mitgliedern  der  vier  Stände  zu  gleichen 
Theilen,  Landrathe  genannt.  \'on  welchen  vier  aus  jedem 
Stande  die  Regierung  fuhren  und  aus  dem  Kammergute 
ihren  Unterhalt  beziehen,  die  übrigen  aber  nur  bei  den 
wichtigsten  Verhandlungen  zugezogen  und  von  der  Land- 
schaft erhalten  werrlen  sollen. 

Die  weiteren  Beschlüsse  betrafen  Verwaltungs-Mass- 
regetn,  eidliche  .^ngeluliung  dttr  Landrathe,  deren  Wirkungs- 
kreis in   Krii-gs    tiiul  Iriedenszeiten,  Bestellung  eines  Feld- 


liph,  Arrhiv. 
Nr.  lo.  15.  16. 


Annah  i. 
l-'iil.  j%i.  tili. 


6ö 


I^K    Mt 


KuffMwi.nr.  j_  Dficemljor  i  163  orfolgtt'ii  lodc  di«;  Siäiitl«  auf  dorn  am 

|lik||.  O5.  „  ■      "  o 

2.  Jüiincn  ;(»)  ahifijlmlluntjn  ^rii*%fMi  l.;in<Itay"r  sich  lürKaisDr 
l'rit-'drich  111.  urklärttii,  dem  zu  huldi^^tjti  sie  btJscIi1oHj»en, 
sowie  sie  auch  den  von  ihm  zum  l.aadeshauptmannu  bc- 
stelltün  WolfRung-  von  Walsec  als  solchen  anerkannten. 

Die  im  Jahre  1(66  bejjfonnenen  Fehden  des  Georg  von 
■  c  Mff- 1«' r'K  Stein  und  WilhHlm  von  Puchheim  veranlassten  die  Stände 
zur  Herstüllung  der  Ruhe  eine  allgemeine  Kerathsi:lila|^ng' 
üu  halten.  Der  ICaibcr  selbst  kam  nacli  I.inz,  wu  am  15.  Fe- 
bruar 1467  ein  j^ros:>er  I.ancUai>'  ab^jehalten,  aUjr  weni^ 
fsrzielt  wurde. 

Nuch  schlimmen.*  l'oljLjen  hatUm  die  zwischen  dum 
Kal^>er  und  König  Matthias  von  Llngunt  entblundunen  Mis?i. 
helligkeiten,  die  nach  un.i^lücklich  pfeführten  Kriegen  mit 
(h;m  Verluste  der  Stadt  Wien  entliglun. 

Der  Zustand  des  lindes  war  ein  höchst  trauriger;  die 
vom  Kaiser  versprochene  Reichshilfe  blieb  aus,  die  Steuern 
und  Lasten  waren  schon  unerschwingbar  geworden,  Kchden 
und  Lrewaltthaten  der  wihlen  Ungarn  sowie  der  kaii>er- 
lichen  Söldner  an  der  Tagesordnung,  daher  die  .Stände 
auf  dem  Landtage  zu  ].inz  am  2.  April  1487  den  Ueschluss 
fassten,  das  Landesaufgebol  noch  ^\  Monate  unter  den 
Waffen  zu  halten  und  die  ReichsliiUe  abzuwarten.  Uiesur 
Beschluss  erreichte  aber  nur  einen  WafTenülillstand,  dessen 
T-tpa-iv-w.  Verlängerung  den  Ständen  in  den  Jahren  1488  und  148g 
18.000  Uucatcn  kostete. 

Üer  Tod  des  Königs  von  Ungarn  machte  dem  lan^- 
wierig«:?!   Kampfe  ein  l'^nde. 

Nur  iuK;h  j  Jahre  lebte  Kaiser  l'riedrich,  dessen  am 
19.  August  i^t^j  zu  Linz  erftjlgle  lutl  das  Mittelalter  ab- 
acbloss. 

Mit  dem  Auftreten  Maximilian  I.  begann  ein  neuer, 
höchst  wichtiger  Zeitraum^  sowohl  hinsichtlich  der  Reformen 
in  Verwaltung  und  (iesetzgebung,  als  auch  in  Ansehung 
der  Kriegsführung  und  des  hiezu  erforderlichen  Aufwandes; 
namentlich  in  letzterer  Beziehung  hatte  sich  vieles  ge- 
ändert. 

Die  ehevur  persönliche  lleeresfolge,  die  Abgaben, 
welche  von  den  Standen  den  Giltenbesitzern  abgefordert 
und  dem  l-andesfürsten  als  sogenannte  Khrungsgelder  und 
Kriegshilfen  gegen  .Schadlo.sbriefe  bewilligt  wurden,  waren 
nicht    mehr    zurcit:hend:    die    zunehmenden    Kriege    nach 
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aussen^  numentlich  gegnn  die  Türken,  wodurch  stehende 
Heere  j^eschaffon  uurden.  verlanjsften,  da  die  Rrtrajjnissp 
der  Kammor^üter  heiweitem  nicht  j^enüffen  kunnt'Mi,  iniiiicr 
jjTilsserBSunmiBn^  hinsichtlich  deren  ReischalTun]^  der  J*aades- 
fürst  sich  an  die  Stände  wendete. 

TMeses  geschah  mittelst  der  l'oslulate,  welche  der 
I.andesfürsl  nebsl  anderen  l^ropositionen  auf  den  von  ihm 
ausgeschriebenen  Landtagen  vortragen  liess,  derlei  I^nd- 
tage  (Posiulaten-Kandtagft)  von  Maximilian  I.  angefangen 
nun  üHjährlieli  abgehalten  wurden  und  im  Kandosarchive 
mit  dem  Jalire  1503  beginnen. 

Wichtige  Angelegenheiten  in  Ansehung  derVenvaltung, 
Rechtspflege,  Wahrung  ständischer  Rechte,  1  ,ande.s-Ver- 
theidigung,  Kriegsrüsiung  und  der  Mittel  zur  lirmöglichung 
derselben  wurden  auf  diesen  Landtagen  verhandelt  und 
Ausschüsse  gewählt,  welche  mit  jenen  der  übrigen  fister- 
reichi.schen  Provinzen  nach  Augsburg  und  Innsbruck  ab- 
geordnet wurden,  woselbst  der  Stände  Wünsche  und  Bo- 
schwerden in  den  Augsburger  und  Innsbrucker  hibellen 
ihre  Erledigung  fanden. 

Um  mit  den  .Ständen  wegen  des  Türkenkrieges  und 
einiger  zu  Innsbruck  nicht  ganz  erledigter  Gegenstände  zu 
berathen,  sollten  dieselben  im  December  1318  Ausschüsbe 
nach  Wels  senden,  wo  Kaiser  Maximilian  krank  lag;  allein 
die  .Stande  anfangs  dagegen,  entschlossen  sich  erst  hie/.u, 
als  e.s  /.u  spät  war  und  der  Kaiser  sich  nicht  mehr  mit 
welllichen  Dingen  befassic. 

Sein  am  12.  Jänner  i5i(#  m  Wels  erfolgter  Tod  gab 
den  Ständen  Anlass,  in  der  Versammlung  zu  Kinz  am 
2.  Februar  mit  Uebergehung  der  von»  verstorbenen  Kaiser 
bestellten  Regenten  bis  zur  Ankunft  der  beiden  Fürsten  i.r.r.ii.  100.704. 
Karl  und  Ferdinand,  denen  sie  treue  Unterthanen  sein 
wollten,  eine  eigene  Verwaltung  des  Landes  einzusetzen, 
bestehend  aus  64  Mitgliedern  der  vier  Stände  xu  gleichen 
Theilen,  Landräthn  genannt,  von  welchen  vi«jr  aus  jedem 
Stande  die  Regierung  führen  und  aus  dem  Kammergute 
ihren  Unterhalt  beziehen,  die  übrigen  aber  nur  bei  den 
wichtigsten  Verhandlungen  zugezogen  und  von  der  l^nd- 
schaft  erhalten  werden  sollen. 

l>ie  weitereu  Beschlüsse  betrafen  Verwaltungs- Mass- 
regeln, eidliche  Angelobung  der  I.andräihe,  deren  Wirkungs- 
kreis in  Kriegs-  und  Friedenszeiien,  Bestellung  eines  Keld- 
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Kmt^.rfi^A.rv.  2,  Dccembur  146«  urt'ulu'tuii  Tode  tli«  Siände  auf  il«m  am 
2.  Jänner  1404  abj^dialtenen  j^rüsst?n  l.andtaj^csich  lür Kaiser 
Friedrich  III.  erklarten,  dem  zu  huldigen  sie  büschlosson, 
üowie  si«  auch  den  vun  ihm  zum  I^ndeshnuptmanne  be- 
stellten Wolfjrang^  von  Walsec  als  solchen  anerkannten. 

Die  im  Jahre  1466  begonnenen  Fehden  des  Georg- von 
p'K  jfc ,  h  Stein  und  Wilhelm  von  l'uchheim  veranlassten  die  Stände 
Äur  Merstollung-  der  Ruhe  eine  allgemeine  Uerathschlag^uni; 
zu  hatten.  Der  Kaiser  selbst  kam  nach  Linx,  wo  am  15.  Fe- 
bruar 1467  ein  }^rtls^.Br  Kandtatj'  abgehalten,  aber  wuniR 
erhielt  wurde. 

Xüch  schlimmer»?  Foljjen  hatten  die  zwibchen  dorn 
Kaiser  und  KÖni(f  Matthias  von  Ung-arn  entstandenen  Miss- 
hellig'keiteu,  die  nach  unglücklich  (jfefiihrteii  Krieg-en  mit 
ilem  Verluste  der  Stadt  Wien  cndi^yten. 

Der  Zustand  des  Landes  war  ein  höchst  trauriger;  die 
vom  Kaiser  versprochene  Reichshilfe  blieb  aus,  iHe  Steuern 
und  Lasten  waren  schon  unerschwingbar  gewerden,  Fehden 
und  (Tewaltthat'.Mi  der  wilden  Ungarn  sowie  der  kaiser- 
lichen Söldner  an  der  Tagesordnung,  daher  die  Siändv 
auf  dem  l-indtage  ru  Linz  am  2.  April  1  \fiy  den  lieschloss 
fassten,  das  I.aiidesaufgebut  noch  ,i  M<inate  «nter  den 
Waffen  zu  halten  und  die  Keiclishilte  abzuwarten.  Dieser 
Beschluss  erreichte  aber  nur  einen  Waffenstillstand,  dessen 
Verlängerung  den  Ständen  in  den  Jahren  I4>i8  und  1469 
i8.n(K)  Dut:aten  kustetti. 

Der  Tod  des  Königs  von  Ungarn  machte  dem  lang- 
wierigen Kampfe  ein  Fnde. 

Xur  noch  .^  Jahre   lebte  Kaiser  Friedrich,  dessen  am 
B.  1, 7.1.       i'j.  .\,ugut.t  14*^3  zu  Linz   erfulgte  Tod  das  Mittelalter  al*- 
schloss. 

Mit  d*Mii  .Vuftreten  Masiniilian  I.  Imgann  ein  nf'uur, 
höchst  widniger  Zeitraum,  sowohl  hinsichtlich  der  Reformen 
in  Verwaltung  und  Gesetcgebung,  als  auch  in  Ansehung 
der  Kriegsfijhrung  un<i  des  hiezu  erforderlichen  Aufwandes; 
namentlich  in  Iet>!tercr  Beziehung  halte  sich  vieles  ge- 
ändert. 

Die    ehevor    persönliche    Ileeresfolge,    die    Abgaben, 

welche   von   den  Ständen   den  Giltenbesitzern  abgefordert 

G«u.  Archiv,    und  dem  Landesfürsten  als  sogenannte  F.hrungsgelder  und 

Kriegshillen  gegen  Schadlosbriefe  bewilligt  wurden,  waren 

nicht    mehr    zureichend:    die    zunehmenden    Kriege    nach 
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aussen,  namentlich  gfeg-en  dia  TürlcHn,  wodurch  stehende 
Keere  jjeschaffen  wurden,  verlangten,  da  die  Krträffnissc 
der  Kammerg-üter  heiwoitem  niclu  jfenügen  konnten,  immer 
grossere  Summen,  hinsichtlich  deren  Beischaffung  der  Landes- 
fürst  sich  an  die  Stände  wendete. 

Dieses  geschah  mittelst  der  PostulatC;  welche  der 
J-^ndesfürst  nebst  anderen  Propositionen  auf  den  von  ihm 
ausj^eschri ebenen  Landtagen  vortra)j:en  Hess,  derlei  l^nd- 
tajye  (Postulaten-Landtag^e)  von  Maximilian  I.  ang-efangen 
nun  alljährlich  abgehalten  wurden  und  im  I.andesarchivij 
mit  dem  Jahre  1503  beginnen. 

Wichtige  Angelegenheiten  in  Ansehung  der  Verwaltung, 
Rechtspflege,  Wahrung  ständischer  Rechte,  I,ande.s-Ver- 
theidigung,  Kriegsrüstung  und  der  Mittel  zur  Ermöglichung 
derselben  wurden  auf  di^-sen  Landtagen  verhandelt  und 
Ausschüsse  gewählt,  welche  mit  jenen  der  übrigen  öster- 
reichischen Provinzen  nach  Augsburg  und  Innsbruck  ab- 
geonlnet  wurden,  woselbst  der  Stände  Wünsche  und  Be- 
schwerden in  den  Augsburger  und  Innsbrucker  Libellen 
ihre  Erledigung  fanden. 

Um  mit  den  Ständen  wegen  des  Türkenkrieges  und 
einiger  zu  Innsbruck  nicht  ganz  erledigter  Gegenstände  zu 
berathen,  sollten  dieselliun  im  Di-ceniber  i,tiK  Ausschüsse 
nach  Wels  senden,  wo  Kaiser  Maximilian  krank  lag:  allein 
die  Stände  anfangs  flagegen,  entschlossen  sich  erst  hie;;u, 
als  e.s  zu  spät  war  und  der  Kaiser  sich  nicht  mehr  mit 
weltlichen  Dingen  befasste. 

Sein  am  12.  Jänner  1519  ku  Wels  erfolgter  Tod  gab 
den  Ständen  Anlass,  in  <ler  Versammlung  zu  Linz  am 
2.  Februar  mit  IJebergchung  der  vom  verstorbenen  Kaiser 
bestellten  Regenten  bis  zur  Ankunft  der  beiden  Fürsten  i,-.r.>i.i(«.ab4 
Karl  und  I-'erdinand,  denen  sie  treue  Unterthanen  suiii 
wollten,  eine  eigene  \'t:rwaUung  des  Landes  einzusetzen, 
bestehend  aus  04  Mitgliedern  der  vier  Stände  zu  gleichen 
Theilen,  Landräthe  genannt,  von  welchen  vier  aus  jedem 
Stande  die  Regierung  führen  und  aus  dem  Kammergute 
ihren  Unterhalt  beziehen,  die  übrigen  aber  nur  bei  den 
wichtigsten  V'erhandlungen  zugezogen  und  von  der  J^nd- 
schaft  erhalten  werden  sollen. 

Die  weiteren  HesrhUisse  btJtrafen  Verwaltungs-Mas*- 
regeln,  eidliche  Angelobung  der  Landräthe,  ihtren  Wirkungs- 
kreis in   Kriegs-  und  Kriedenszeitcn,  Bestellung  eines  Feld- 
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Hauptmanns  und  Sicherhcitsvorkohninffon  bei  druhenden 
f  refahren. 

Der  zu  Brück  an  der  Mur  von  den  Stände-Ausschüssen 
der  österreichischen  Erblandc  und  Tirol  abE^uhaltune  I^nd- 
ta^f  beschloss  (fegen sei tigfc  HilfelcistunK"  und  gcnicinschaft- 
lichc  Absendung  einer  Deputation  an  beide  I  .andosfürslen. 

Diese  trafen  indes  auch  ihre  Anordnungen.  l*>7.hen[»ig 
Ferdinand  ward  ermächtigt  zur  Einberufung-  der  Stände 
und  Krzher/og  Karl  berief  einen  I.an<Uag  auf  den  an.  Jänner 
1520,  wozu  er  lievollmachtigte  senden  werde,  um  in  seinem 
Namen  die  Huldigung  aufzunehmen.  Ein  anderes  Schreiben 
I.  cNr.  «4.  des  letzteren  enthielt  den  Befehl,  die  Kammergüter  und 
Aemter,  worüber  zu  schalten  die  Stände  sich  angemasst 
haben,  seinen  BcvoUmächtigton  zu  übergeben  und  sich 
nicht  weiter  zu  befassen,  sowie  der  Vorgenannte  der  stän- 
i-riw:  <\  A.  K.  dischcn  Deputation  die  schriftlich«  Antwort  übergab,  dass 
er  gehört  habe^  was  indessen  in  den  verschiedenen  Krb- 
ländem  von  den  Ständen  angeordnet  worden  sei,  und  dass 
er  glaube,  es  sei  alles  aus  Wunsch  für  das  Wohl  der 
Länder  in  Treue  geschehen,  obwohl  es  füglicher  gewesen 
wäre,  wenn  sie  nicht  die  Einkünfte,  die  Jurisdiction  und 
Eandesverwaltung  mit  Hintansetzung  der  vom  verstorbenen 
Kaiser  bestellten  Regierung  sich  angemasst  hätten,  wozu 
seine  Ein^villigung  nnthig  gewesen  wäre. 

Nach  längeren  Verhandlungen  wurde  den  Bevollmäch- 
tigten die  Huldigung  geleistet  und  von  diesen  ein  Schad- 
losbrief ausgestellt,  dass  die  von  den  Ständen  ohne  Bei- 
sein der  Landesfürsten  geleistete  Huldigung  ihren  Rechten 
nicht  nachtheilig  sein  soll. 

Nur  zwei  Landtage  hatte  Kaiser  Karl  V.  au.sgesch rieben, 
denn  mit  Urkunde  vom  24.  April  1521  erfolgte  seine  Re- 
signation auf  alle  Österreichischen  Erbländer,  die  seinem 
Bruder  Ferdinand  zufielen. 

Die  Regierung  Ferdinands  begann  unter  bedrohlichen 
Zuständen;  von  Osten  die  Fortschritte  der  Türken,  vom 
Westen  der  im  Jahre   1525  ausgebrochene  Bauernaufstand. 

Beide  verlangten  Sicherheitsmassregcin .  verstärkte 
Krtegsrüstung,  somit  immer  höher  gesteigerte  Postulate, 
die  auf  Landtagen  verlangt  und  von  den  Ständen  nach 
Möglichkeit  geleistet  wurden,  obgleich  schon  damals  in 
confessioneller  Beziehung  im  Ständeconsort  selbst  ein  Zwie- 
spalt sich  enti^ponnen  hatte,  indem  Adel  und  Städte  grössten* 
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theÜR  der  neuen  T^hre  huldifi^en  und  in  Anjjelfigonheiten 
d<;r  Religion  vom  Prälatciistande  yetronni,  Sondorlxirathun- 
j^cn  hielten  und  Ueschlüssc  (assten,  wodurch  der  Zwii^spalt 
neue  Nahrung  fand  und  derselbe  besonders  auf  Landtagen 
sich  kundgab. 

DioN  zeigte  sich  besonders  im  Jahre    1529,  wo  Sulci- 
nians  Aufbrucb  aus  Constantinupel  und  aem  Marsch  gegen 
Uüsterreich    König   Ferdinand  nöthigte,   bei   den   Ständen    1. 1.  i-\.i.  ..t.. 
Hilfe  zu  suchen,  die  auch  vieles  bewilligten,  die  Bürgschaft 
aber  wegen   Aufnahme    von  (ield    ablohnten,  bei   welcher  i.r.Ftd.iai.tiu. 
(Tnlegenheit  die    Herren   und   Ritter   (schon   meist    I*rote- 
stanten)  den  Rath  gaben,  dass  der  vierte  'ITieil  der  geist-   i.e.  m.  117. 
liehen  (rüter,  die  ohnehin  zur  Ehre  Gottes  und  zur  Ver- 
theidigung  der  Religion  gestiftet  seien,  hiezu  vorkauft  oder 
verpfändet  werde,  welcher  Vorschlag  von  den  königlichen 
Conimissären  willig  aufgenommen  wurde,  jcduch  nicht  zur 
Ausführung  kam,  da  sich  König  Ferdinand  mit  einer  Summe 
von  24.000  fl.  begnügte,  die  der  Prälatenstand  zu  erlegen    1.  c.  Pol.  m. 
hatte. 

Von  hoher  l^edeutsamkeit  für  das  Ständewesen  war 
die  königliche  Landtagsinstruction,  Datum  Prag  15.  Mai 
1538,  worin  König  Ferdinand  die  Besitzungen  der  Prälaten 
und  Städte  sein  Kammergut  nannte,  nur  den  Adel  und  die 
Ritterschaft  als  wirkliche  Stände  gelten  lassen  wollte  und 
von  diesen  letzteren  sogar  die  Vorweisung  der  Privilegien 
verlangte,  dass  sie  nicht  besteuert  werden  dürfen  und  ihre 
Bewilligungen  nur  freie  (iaben  seien. 

Die  Krklärung  der  Ciesammtstände  hierauf  war  eine 
feierliche  Protestation  gegen  die  beab.sichtigt<;  Sonderung,  i, 
die  dem  I.andesfürsten  keinen  Nutzen  bringen  würde,  in- 
dem Kinigkeit  im  Lande  immer  das  Beste  sei,  mit  welcher 
sie  auch  seit  Jahrhunderten,  gleichwie  zum  Wohle  des 
Landes,  so  auch  der  Fürsten,  vieles  bewilliget  und  geleistet 
haben,  worüber  sie  genug  Schadlosbriefe,  auf  alle  vier 
Stände  lautend,  vorzuweisen  vermögen. 

In  vorstehender  Beziehung  nicht  minder  wichtig  war 
der  Landtag  im  Jahre  1543,  auf  welchem  König  Ferdinand 
zur  Vertheidigung  gegen  die  Türken,  zur  .Ausstattung  seiner 
Tochter  F-lisabeth  und  für  seine  eigene  Person,  sowie  für 
den  Unterhalt  seines  Hofstaates  Mithilfe  und  Unterstützung 
verlangte,  bei  deren  Verweigerung  er  gezwungen  wäre, 
die    Besitzungen    der    Prätaten,    Städte    und    Märkte    als 
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Kanmicr^üter  äu  erklären,  sie  selbst  zu  besteuern,  sowie 
zur  liefriedig-ung*  dnr  Hodürfnisse  neue  Gefälle  aufzurit-htftn. 

l>!e  Ständi!  erklärten  hit^rauf,  dass  sui  nicht  mehr 
iBtKten  kiMintcn,  als  bereits  geschehen  sei,  und  baten,  die 
anyfedrohte  TrennunK'  zu  unterlassen,  die  gopen  die  alten 
Rechte  und  Urkunden  wäre ,  das  I  .and  ins  Verderlwn 
bringen,  die  von  In-  und  Ausländern  gestifteten  KlÖHter 
veröden  und  die  Städte  zujjrunde  richton  würde. 

Nach  mehreren  schriftlichen  Verhandlunjifcn  jjfaben  die 
königlichen  Commissäre  die  letzte  Antwort:  „Weil  die 
Stände  in  des  Königs  Begehren  nicht  einwilligen,  so  werde 
dieser  die  Trennung  vornehmen  und  die  Steilem  Imstimmen. 
der  Adel  soll  sich  zum  persönlichen  Zuge  rüsten  und  auf 
seine  Unterthanen  den  Anschlag  machen." 

I*rälaten  und  Städte  protestirten  nochmals  feierlich  da- 
gegen, doch  blieb  es  nur  bei  der  Drohung,  die  Trennung 
kam  weiter  nicht  mehr  zur  Sprache. 

Die  vier  Stände,  in  vorstehender  Beziehung  unter  »ich 
einig,  waren  es  jedoch  nicht  in  Ansehung  der  Religion. 

(m  Jahre  1541  hielten  die  weltlichen  Stande  eine  lie- 
rathschlagung  und  reichten  eine  Majestätsschrift  ein  über 
die  Sittenlosigkeit  des  Volkes,  woran  die  Priester  grössten- 
theils  Ursache  waren,  und  gaben  den  Rath,  man  solle  das 
Abendmahl  unter  beiden  Gestalten  reichen,  das  lautere 
Kvangelium  verkünden  und  die  Pfarren  besetzen. 

Die  Prälaten  protestirten  gegen  diese  unwahren,  ge- 
hässigen Anklagen  und  vertheidigten  den  Clerus,  worauf 
König  Ferdinand  den  welllichen  Ständen  bedeuten  Hess, 
L  I-.  frti.  (ftj.  dass  sie  bis  zur  Beilegung  der  Streitigkeiten  durch  eine  all- 
gemeine Kirchenversaiumlung  bei  der  Religion  ihrer  Väter 
bleiben  sollen. 

I  )ie  beiden  Parteien ,  Katholiken  und  Protestanten, 
standen  al>er  nichtsdosloweniger  schroff  /.u  einamler,  s«lbsl 
nnch  dem  Jtu  Augsburg  am  15.  Mai  i.s4fi  beschlossenen 
Interim,  tnnsomehr  nach  dmn  Passauer  Vertrage  vom 
lü.  Juli  155»»  welcher  den  Protestanten  Duldung  ihres 
(flliub«nH  sicherte,  wodurch  ihre  Zahl  im  I.an(le  immnr 
mehr  xunuhtii  und  iiuch  das  Verhältnis  zwischen  d<mi 
l.an<lesrürNliin  und  den  St-inden  nicht  nur  in  confcssionellen. 
sondern  4iuch  in  nndoren  Hi^ichungon  ein  gespanntes  blieb, 
win  nuH  der  Miijchlät-isehrirt  vom  1;.  Dticember  1552  hor- 
V4irifühl,  worin  h\v  um  <!it'  .Ausstclhm«  der  Schadlosbriefe 
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in  altherpfibrachter.  ihre  Rechte  schützender  I'^omi  batr.Ti, 
fleren  X'erwiMj^erunff  nicht  nur  schnn;rzliche  (fufühlo  ür- 
wecken,  sondern  auch  auf  die  künfiiß"en  Uewilliyun^en 
nicht  ohne  Resor(fnis  störend  einwirken  würde. 

Cn^eachlet  dieser  Sprache  hewillij^ten  .sie  über  Ver- 
langen des  KÖnijj^  aul  dem  l^ndtag"e  am  lo.  April  15.S3 
zu  den  bereits  versprochenen  is.ooci  fl.  noch  weitere  35.000  fl., 
erwiderten  aber  nuf  den  Fiefehl  hin>ichtlich  der  Heicht  und 
der  ('ommunion.  dass  sie  auch  noch  beichten,  aber  das 
Abendmahl  untur  beiden  (restalten  empfanii^en  und  dabei 
auch  verharren,  worauf  K^ni^r  l-erdinand  enlg'cjf nate :  „Hs 
sei  sonderbar,  dass  sie  immer  nur  von  den  alten  Rechten 
und  Freiheiten,  von  dem  alten  ilerkomnien  sprechen,  die 
beibehalten  werden  Milien,  in  Ansehung-  der  Reli>{ion  aber 
es  nicht  beim  Alten  lassen  wollen,  sondern  dem  Neuen 
sich  zuwenden.'' 

Die  I.andtaj<s-Iiewi]li>junffen   hatten  indes  regolmassiK 
ihren   jährlichen  Verlauf,    nur    m    Ansehung   der  Religion 
traten  die  welilichcn  Stände  offener  auf  und  baten  in  der 
Majestätsschrift  vom  21.  Jänner    1556  um  l'reigebung  der 
protestantischen  Lehre,  %\'urden  aber  auf  den  Augsburger   1.  r.  FoI.  tK|. 
Religionsfrieden    verwiesen    und    konnten    ungeachtet   der 
Fürsprache  des   lir/.herzogs  Alaxiniilian  nichts  anderes  er- i.i-.  Kni.w««- 
wirken  als  Duldung,   die    der  König    bei  dem  festen  Zu- 
sammenhalten der  fünf  österreichischen  Länder  und  bei  der '^"''■^^ '"""""*■ 
Nothwendigkeit  der  ständischen  Hilfo  zur  Herhaltung  tles 
Hofstaates   und    Kinlösung    der    Kammergüter   sowie   zum 
Kriege  gegen  die   Türken  nicht  verhindern  konnte. 

Dagegen  erwirkten  die  drei  oberen  Stände  (Frälaten-, 
Herren-  und  Ritter)  den  Ankauf  des  Minoritenklosters  zu 
Linz,  behufs  der  Krbauung  eines  Landhauses,  das  zu  besitzen 
schon  lange  ihr  Wunsch  war,  um  darin  unbehindert  ihre 
(reschätte  besorgen,  ihre  Versammlungen  hallen  zu  können. 

Weitere  Bestandtheile  des  Klosters,  um  das  l^ndhaus 
entsprechend  erbauen  zu  können,  .sowie  die  Befreiung  des- 
selben und  (xleichstellun^'  mit  jenem  zu  Wien,  erhielten 
die  Stände  erst  von  Maximilian  iL,  unter  dessen  Regierung 
der  Hau  dieses  Hauses  vollendet  ward,  Vfin  wo  aus  im 
\' erlaufe  sturnil>ewegter  Zeiten  (jutes  und  Schlimmi;s  zu- 
tage kam,  folgenwichltg  für  Fürst  und  Land. 

Nahezu  anderthalb  Jahr  nach  dem  Tode  Kaiser  l-erdi 
nand    L   im    I >eceniber    1 5(>5   knm   (l«>ss<^n   Sohn   uiui    N'ach- 
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atjgehallen  und  dem  Kaiser  die  lluldij^^ung  gnloistRt  wunU 

Die  daselbst  verbtindttlten  ( k^^RnütUiult:  botraftm  4iold 
Humnien  zur  Kübrunj»"  d<rs  Krieges  g-ejyen  die    Türken  un 
zur  Hexalitunv?  drr  llotschulden  auf  zwei  Jahre  mit  jiihrlirh] 
Cmj,ooo  fl.,  dann  ReUjfii>ns-Ang'Hej;ftnh*Mten,  in  welcher  He 
ziehunj;   die    welllichen    Stand«-    über   ihn^    Bitte    um    frei» 
Relij^ionsiibunj^    mich    dem    auj^shurg^ischon    Bekennt nissrt 
ii\if  den  Religionsfrieden  verwicMin  wurden. 

Von  j^os.ser  Wichtij^koit  war  dor  l.andlavr  am  i.  Ih?- 
cember  15O8,  auf  welchem  Kaiser  Maximilian  II  i>ersonlich 
zu^oj»^en  war  und  die  .Stände  die  Uejuihlung  einer  Million 
o.««'».}»»«!;  zweihundertlausend  <fuUlen  Hofschulden  übernahmen,  wo- 
für ihnen  der  la/.,  iler  \Vochenpfenni>4^,  der  .\n>*chla)jr  a 
Silber-  und  Seiden WtUiren,  dann  der  Viehaufsrhlajf  über- 
lassen wurden,  sieb  hieran  zahlhaft  zu  machen. 

Xicbi  minder  wichtig  war  die  dem  Herren-  und  Ritter 
iMtL  n.  a,  R.  Stande  in  einer  Audienz  am  7.  Deceniber  desselben  Jahr 
gestattete  freie  KeliiL^ionsübung  nach  der  aug?Jburpisch*n 
Confcssion,  jedoch  nur  für  sie  und  ihre  Anyehüriffcn  in 
ihren  SchliVssem  und  lläuscni,  sowie  in  allen  ihnen  j.fe- 
börigen  Kirchen  auch  für  ihre  protestantischen  L'ntertbam^. 

Üie  IlewilHj^unjf  zur  freien  Relijyionsübung'  mochte  wohl 
in  einer  näheren  N'erbinduny  mit  der  Uebernahme  der  Hof- 
si:liuldfMi    gewesen    sein;    die    Stande    rühmten    sich    auch 
dessen,  aber  der  Kaiser  hatte  schon  früher  (am  18.  Au^fib^i 
i^tiB)  dem  Adel  unter  der  linns  das  Xämlicho  jrestattet,  er 
konnte  es  kaum  mehr  den  anderen  verweig-urn.  Uebrigens.| 
herrschte  ohnehin  der  Protestantismus  im  Lande,  die  An 
häng-er  desselbim   thaten   was   sie   wollten   und  die    lieiden 
.Stünde  g-ewannen  durch   diese  Bewilligung  nur  die  recht- 
liche, gTjRCtz massige  Ausübung. 

Dies    änderte    sich    unter    Kaiser    Rudolf   IL,    dessen 
scharfes  Decret  gegen  die  Ausübung  des  prote.stan tischen 
»ultus  im  Mai  157H  der  Vorläufer   von  dem  war,   was  bei 
seiner  Ankunft  in  Linz  im  Monat  Juli  geschah,  wo  er  den 
dri'i  weltlichen  .Ständen  erklärte,  dass  die  Religion  mit  der 
Huhligung  in  keiner  Verbindung  .stehe  und  diese  in  einem  ^j 
Memorandum  mit  der  Bitte  um  Kinreihung  der  Religions-^^ 
frcih«;it  in  die  Confirmation  ihrer  Rechte  zugleich  erklärten,  ~ 
auch  ohne  Bestätigung  der  Religionsfroihoil  die  Huldigung 
zu   lei.sten,  jedoch  bei  iler  augsburgischen  Confession  fojit 
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zu  vrrharren  und  durch  dio  TluldiiLrunttf  ihr  GowiKStMi  nicht 
hindtm  XU  lassi^ii. 

Von  dii  iin  wurde  die  Kluft  zwischen  Katholiken  uiul 
Proinstanten  inimnr  weitür,  xumal  Kaiser  Rudoli"  t^int-«  Re- 
fi)rm;ition  vor/uiiphnimi  um!  dt^Ti  PrtJlfstanlisinus  nur  da 
und  iti  jüiHT  WVis«  zu  dulden  l>i*sf:hlos.sfMi  hatti;,  wi«;  <*s 
von  Maximilian  II.  im  Jahn*   15O8  bewillig  wurden  war. 

Iiiir  \'ortTilli'  in   der  Pfarre  Siurniny-  und   int  (iarsien-     a ""'»*"' 
thal    (VVindisfb\;arsten^,    dio    PriMliijft     dits     Hvan^'^IiM*h«!n    «i.  1.1.  ih,  h. 
Pfarrers  zu  l\fferdiniJ,  <Hn  Hfsttillunir  di;s  .stnmijkatholisfhen     ^"'"'-  •"■ 

'^'  r*  n  |'„[^  ^j  p|p_ 

l'Veihcrm  %'on  l.öbl  zum  Landeshauptmann,  dio  l*>nennun>:;  .^.^  ^|.-,»|^ 
eines  \icht-Landniannes  zum  Landesainvalt,  hauptsächlich  >;,  ,.  \. 
der  im  JaliPf!  151^5  zum  Ausbruch  ^^fekommene  Hauern-Auf- 
stund  mit  seinen  Fülj^en,  siuWe  die  anbefi)ldenfi  Rostiluirung 
der  den  Kathuliken  oni/oj^enou  Kirrlifjui^ülor  waren  koines- 
\ve^  yeei^et.  diese  Kluft  auNZufüilen.  im  (ii-pentheÜ.  sie 
erweiterten  dieselbe  immer  mehr  und  mehr  und  nahmen 
selbst  KintluRs  auf  dio   l,andiaj:;fshandlunyen. 

Die  weitlichen  StaTulo  woiyertcn  sich,  die  l.amltai'.s-  ■^'""'-  "• 
Proposilionen  vor  l-irledig'unjf  der  Reliy^ions-Jloschwerden 
in  Beraihunp  zu  ziehen,  ob  dieses  Ungehorsams  sie  vom 
Kaiser  einen  streny<'n  Verweis  erhieUen  und  den  Städten 
lit'i  Verlust  ilircr  Privilej^ien  verboten  wurd«,-,  in  ReÜHioiis- 
Ang-olej^cnheiten  mit  dem  Herren-  und  Rillerstand«  »»■emein- 
schaftlich  zu  handeln. 

Der  Prälatenstand  seinerseits  be.schwerte  sich,  dass  er  r,  ..  v»\  uk 
dreimal  vergeblich  bei  den  Landtag^shandluiiyen  erschienen, 
wo  keine  Beschlüsse  g-efasst  werden,  während  der  llorren- 
und  Rilterstand  fast  lav^Hch  Zusammenkünfte  halten,  von 
welchen  die  Prälaten  ausg-eschlossen  seien,  worauf  die 
weltlichen  Stande  erklärten,  dass  die  ReliR'ionsfrag'e  keine  1.  ..  k.j.  ,». 
Äpecielle,  sondern  eine  l.andesfra^e  .sei,  indem  mit  Aus- 
nahme des  Priilatcnstandes  und  einiger  Weni^ifen,  sowohl 
Obrigkeiten  als  Unterthanen  zur  aujfsbursfischen  Confession 
sich  bekennen,  ja  sie  erliessen  einen  Auftrag"  an  die  Ver- 
ordneten, vor  K.rlediguny  der  Beschwerden  von  den  l,and- 
tajfsbewillii^uniyen  nichts  zu  verabfolgen. 

Zwar  wurde  im  Jahre  i6oj  der  Befehl  erlassen,  dass 
ohne    1  lofsg-enehmig^unjj    keine    Versammlunjyen    j:fehaUen      n.  .t,.  ,. 
werden  dürfen:  allein  1-andeshauptmann  l.iibl,  der  kräftij^e 
Vertheidijjer   der   katholischen    Religion   und   eifrige  VoH- 
zifther  der  kaiserlichen  Befehle,  war  todl.  es  lilieb  wie  vorher, 
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mmal  die  weltlichen  Stände  hei  dem  zwischen  Kaiser  Ko« 
ilolf  und  Krzhcrzüg  Mattliias  entstände  nun  UruderzwLst',* 
auf  des  letzteren  Seite  standen  und  in  Ansehnnj?  der 
Rnli^ion  auf  diesen  ihre  Hoffnungen  setzten. 

Als  Matthias  laut  des  Vertra4<-e.s  vom  25.  Juni  1606 
Herr  von  ÜberÖsterreich  g-eworden  war,  traten  die  Stände, 
ohne  den  Erfolg  der  in  Ansehun)?  der  Rclit<ion  einjfeleiteten 
Verhandlungen  abzuwarten,  offen  und  entschieden  hervor, 
was  auch  jene  von  unter  der  Knns  thaten,  die  deshalb  mit 
Matthias  in  Streit  geriethun,  welcher  gefährlich  zu  werden 
drohte  und  auch  auf  das  l,and  ob  der  l^nns  Einfluss  nahm, 
des.sen  weltliche  Stände  über  ein  von  jenen  unter  der  Knns 
am  g.  September  1608  erhaltenes  Schreiben  eilig  einberufen 
wurden,  um  über  die  dem  Protestantismus  drohenden  Ge- 
fahren zu  berathen. 

Sie  beschloK»en  in  der  Versammlung  am  13.  September 
die  Wahl  eines  Ausschusses  mit  ausgedehnten  Vollmachten 
zur  Anticipirung  der  (telder,  Truppenwerbung,  Munitions- 
Beischaffung,  Sicherung  der  Grenzen  gegen  Passau,  Rayern 
und  Salzburg,  Erhaltung  einer  freundnachbarlichen  Corre- 
spondenz  mit  den  unirtcn  Landern,  besonders  mit  den 
Reichsiursten  und  Anwendung  von  Gewaltmassregeln  zur 
Verhinderung  der  Rüstungen  von  Seite  der  Katholiken. 

Der  Ausbruch  eines  grossen  Kampfes  gegen  König 
Matthias  und  die  katholischen  Stände  schien  'nahe,  er 
wurde  verhindert  durch  die  dem  Adel  und  den  landesfürst- 1 
liehen  Städten  unter  der  Knns  in  der  Wahlcapitulation  vom 
isi.  März  160g  bewilligte  Ausübung  der  protestantischen 
Religion. 

Ein  Aehnliches  erwarteten  die  weltlichen  Stande  ob 
der  Enns  von  dem  in  Linz  anwesenden  König  Matthias, 
dem  sie  nach  zweitägiger  Hurathung  im  I^andhause  am 
I.  f.  Fol.  r  15-  20.  Mai  lOo^  die  Majcstätsschrift  überreichten,  welche  die, 
nitte  enthielt,  die  Wahlcapitulation  vom  19.  Mär/  zu  be- 
kräftigen, den  drei  wi'llliuhen  Ständen  die  freie  Religions- 
iibung  zu  belassen,  die  Di enstess teilen  mit  Landleuten  obnft^ 
Unterschied  des  Glaubens  zu  besetzen  und  die  ständischen 
Recht«!  un<l  Ereiheilen  vor  der  Huldigung  zu  bestätigen, 
wnlch  letzteres  nach  längerem  Widerstreben  durch  Aus- 
stellung eines  Reverses  geschehen  ist. 

Die    l'.rnennung   dns    WnK    Wilhelm    von    Volkerstorf' 
?uni   l.andeHhauptnianu  Miliim  dnn  Ständen  von  gutt;r  \'or- 
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beilfutu)i>(,  denn  Volkorniorl  war  wn  oirri^or  FVoteslaut, 
aber  ein  Bcller,  dtsm  I-'ürsten  und  Vatorlaiid  tn-u  tr^nlMüiür 
Miinn^  der  die  Umtriebe  s<»  niünchur  seiiiiis  SlatiUus  ver- 
abscheute und  dem  von  den  Ständen  bei  ihren  Versamm- 
lun^^en  der  dfün  Aeltesten  des  Ilemtnslandes  j^ebürondu  ti. 
Vorsiti  ausnahmsweise  einyeräumt  wurde. 

Das  (fute  Einvernehmen  zwischen  Könijf  Matthias  und 
den  Ständen  war  indes  von  nicht  lany<;r  l>au»T. 

Die  energibCh  verlanffle  linllernun^f  der  hieher  vje^on- 
deten  llaj^erischen  Knechte,  wozu  der  Köni^f  einwilli>(un 
muHste,  war  dur  erste  Siog^,  welchen  die  Stand«  über  Mat- 
thias erranjjTtrn,  wuzu  er  ihnen  S(dbst  den  Wiitf  yrty/Mi^fi. 
hatte,  indem  er  sie  zu  Mitwissern  und  Mitschuldigen  an 
der  Vertichworunj^  >f**K'*^n  (»einen  Hruder  machte. 

Auch  als  Matthias  den  Kaisürdiron  luistief^en  hatte, 
laj(  die  eij»(eniliche  Macht  in  den  Mäntlen  der  Stände,  diu 
ihre  eijfene  Stärke  nun  gefühlt,  welche  er  solbst  zum  Auf- 
treten jjfe^^en  ihren  rechtmasM^fen  ll'irrscher  j^eführt.  in 
denen  er  den  tieist  der  Ridxdiion  grossgozogen,  welche 
nie  zufrieden  immer  weiter  strebtun. 

trleichwie  die  .Stände  ob  der  Ivnns  mit  jenen  von  unter      *•"•*'  ^^ 
der   Knns   durch   .\bsendung  vtm  .\usschüsscn  auf  den   zu  j^'.jg.'jyj \j,,' 
WMen    abgehaltenen    andauerndt^ti    Landtagen    gt^meinsanie 
Sache  machten,   darüber  der  Kaiser  meinen  höchsten  Un-  l  r.  v»i:  »h*. 
willen  aussprach,  hatten  sie  auch  auf  dem  im  Mai   lOij  zu 
l.tnz  abgehalteiitui  Landtage  ihreHeschw<;rden  vcirgebrachl. 

Sie  baten: 
Um  Aufrcchterhallung  aller  seit  Kudijlf  I.  bestehenden  und 
von  allen  Xachfulgern  bmvilligleti  Rechte  und  Lruihuil^JM 
durch  erneuerte  l*ubIication  derselben; 
baten  fem  er 
um  Aufhebung  der  seit  dem  Jahre   i,5i;7  infolge  irriger  In- 
furmationen  erlassenen  neuen,  dun  alten  Rechtun  zuwider 
laufenden  Gesetze: 
baten  endlich, 
das«  kein  neues  (jesutz  ohne   frübenjm  lünvernehtuen  des 
l^ndeshauptmannes,  der  I.andräthe  und  der  Stände  zur 
Publication  gebracht,  sowie  die  Justi/.pflege  ordentlich  ge- 
handhabt, ihnen  auch  über  ihren  Zuzug  nach  Biihmen  im 
Jahre  1608  ein  Schadiosbrief  ertheilt  und  die  alte  Form 
dieser  liriefe  mit  HinWeglassung  des  neu  hinzugekommenen 
Heisatzes  „wie  uns  fürkonimt"  beibehalten  werden  mÜge. 
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ust  wäpj  tis  auf  flifs«ni  l.aiidtaj'e  /u  eiii'-T  l'rennuni; 
der  r'rälatijn  von  den  drei  weltlichen  Stünden  gekommen, 
wozu  die  mit  den  Protestanten  ohne  EinwillifTunR'  der  Prä- 
laten am  ig.  März  ibrxf  zu  Wien  abgeschlossene  (^pttu- 
lation,  sowie  der  Umstand  Anlass  ^aben,  dass  die  Prälaten 
manche  zu  (runston  der  Protestanten  gemachten  Auslag'en 
nicht  anerkennen  wollten.  Doch  kam  durch  Vermittlung 
der  l.andtaj^scommissäre,  insbesonders  des  biederen  Landes- 
hauptmannes Volkerstorf  ein  Ausjjfleich  zustande  un<l  wurde 
eine  Versöhnung-  herbeig-eführt. 

Kine  Foljjn  dieses  l^ndtav-es  war  die  AusMollung"  des 
Schadlosbriefes  für  den  Zuzuf?  nach  IJöhmen,  dem  in  den 
Jahren  lOi.s,  I0i6  und  1617  weitere  derlei  Briefe  nach-1 
folgten,  nicht  unwahrscheinlich  aus  Veranlassung^  des  stän- 
dischen Schlusses  vom  Jahre  1615.  mit  welchem  bestimmt 
wurde,  die  Postulate  nur  nach  erfoli^ter  Schadlos>verschrei- 
bung  zu  bewillig-en,  wie  auch  keinem  hei  Hof  Bediensteten 
daA  Erscheinen  auf  Ijindtag-en  zu  gestatten. 

Nach  dem  im  Deoember  i6iö  erfolg-ten  Tode  des 
Landeshauptmannes  Volkerstorf,  dessen  Stelle  unbesetzt 
blieb,  gestalteten  sich  die  Zustände  immer  trüber.  I>ie 
Gewaltthat  im  Prager  Schlosse  am  2j.  Mai  lAi«  hatte 
auch  auf  das  Land  ob  der  Hnns  wichtige,  höchst  traurige 
Folgen. 

Die  Stände  versichenen  zwar  den  Kaiser  ihrer  Treue, 
übersendeten  ihm  ein  zweites  von  den  Directoren  Röhmens 
erhaltenes  Schreiben,  wofür  ihnen  der  Kaiser  sein  Wohl- 
gefallen zu  erkennen  gab.  setzten  sich  aber  gleichzeitig  in 
Wehr\'erfassung  und  wurden  die  geworbenen  Truppen  ver- 
pflichtet, der  I^ndschaft  und  dem  von  ihr  zum  I^ndobcrsten 
ernannten  tiotthart  von  .Starhemberg  den  Kid  des  Ge- 
horsams zu  schwören. 

Die  Krage  wegen  wVbhaltung  eines  l^ndtages  wunte 
dahin  beantwortet,  dass  dieser  bei  der  herannahenden  hei- 
ligen Zeit  füglich  nicht  mehr  stattfinden  könne,  das.s  übri- 
gens nach  der  Pacificirung  Böhmens  ein  allgemeiner  I^nder- 
Inndtag  die  Mittel  und  Wege,  gleichwie  zum  Besten  des 
1  .andesfürsten ,  hu  »lurh  der  emzelnen  Länder  und  Unter- 
thanun  liL-rausfutdun  werde. 

Nur  Kinigkeil  und  Liebe  zum  Landesfiirsten  konnten 
w«'nlgsti'n'*  in  Oe,Ht.'rr»>ich  den  bevorfiteh enden  Kampf  ver- 
hindern   und   »KK-h    dit*>ins    Land    netten,    allein    auch    hier 
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standen  sich  tlio  Katholiknn  uml  die  viel  zalitreicheren 
IVutestanten  schroff  jjB^fenüber,  besonders  der  Adel  und 
der  Ritter^tand  j^egen  die  Prälaten. 

Kaiser  Matthias,  machte  noch  einen  letzten  Versuch, 
beide  auszujiflcirhen;  «r  errichtete  eine  eij^une  Commis-jion 
üu  diesem  Zwecke,  wodurch  jedoch  niclit**  erzielt  wurde. 

Beide  Parteien  blieben  g'etrennt  zu  einer  Zeit,  wo 
Einig-keit  so  nothwendig"  gewesen  wäre,  denn  mitten  untnr 
die:ien  Wirren,  am  23.  März  löig,  starb  Kaiser  Matthias, 
dessen  Tod  das  Signal  zu  folgewichtigen  Weltereignisscn 
ward. 

.Schon  am  2.  Februar  161  y  hatte  Krzherzog  Albrecht, 
des  Kaisers  Bruder,  Ferdinand  von  der  Steiermark  er- 
mächtigt, nach  des  Kaisers  Tode  die  Regierung  in  Oester- 
reich  in  seinem  Namen  zu  führen  und  die  >Iuldigung  an- 
zunehmen, auf  (jrund  dieser  I'-rmächtigung  Mrzherzog  Fer- 
dinand ein  Schreibon  an  die  Stände  crliess  und  einen  Com- 
missär  an  sie  abschickte. 

Die  Stände  aber  beschlossen  in  der  zahlreichen  Ver- 
sammlung zu  I.inz  am  g.  April  1619  (es  waren  83  vom 
Herren-  und  Ritterstande  und  sämmtlichc  Deputirte  di;r 
7  Städte)  in  Abwesenheit  des  Landesfürsten  nach  altem 
Rechte,  bis  die  IfuMigung  erfolgt  sein  wurde,  die  Regie- 
rung des  lindes  selbst  zu  führen  und  bestellten  den 
Siegmund  von  Polheim  als  den  ältesten  I.andrath  des 
Herrenstandes  z\in\  Landesliauptmanne,  dem  sie  auch  eine 
Instruction  ertheilten  und  dem  alle  Beamten  geloben 
mussten.  Die  Prälaten  hatten  an  diesem  BeschliLS.'^e  keinen 
Anlheil. 

Den  an  sie  abgeordneten  Commissären  (TeuflFel  und 
(rrienthal)  antworteten  sie  über  ihren  Vortrag,  dass  seit 
urdenklichen  Zeiten  nach  dem  Tode  des  l.andesfürsten  die 
Landes- Administration  bib  zur  i>ersüii]ichen  Ankunft  des 
Nachfolgers  von  den  Ständen  übernommen  worden  sei, 
worauf  es  Krzherzog  Kcrdinand  bei  den  von  ihnen  ge- 
troffenen Verfügungen  einstweilen  beliess,  sowie  er  auch 
dem  Siegmund  von  Polheim  gestattete,  dass  er  die  Landes- 
liauptmannschaft,  jedoch  nicht  im  Namen  der  Stände,  son- 
dern in  seinem  Namen  fortführen  könne. 

Als  aber  Ferdinand  von  ihnen  Huldigung  und  Ue- 
horsam  verlangte,  diese  dagegen  eine  lange  Heweisschrift, 
die  übrigens  viel  Ungereimtes,  wie  die  Berufung  auf  Kaiser 
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Xuru  iiiitiiitill,  ihr  Vrrfahn.'n  /u  r»:dur«:riif,»'«;ii  sm^hTtnT  m«i 
den  he&chlujis  vom  >}.  April  in  Auslühruny^  br&cluen,  pro- 
lestirte  Ferdinand  geK"en  Polheim»  lirnennun^  zum  I^ndev 
hauptmannt!. 

Von  da  an  btigunn  der  offene  Widorstand  dor  wull- 
lichun  Stände,  anjfercjjft  vom  Krasmus  Tschernembl ,  dem 
kühnen,  gewandten  und  Icenntnisreichen  Wurllührer  der 
protestantischen  Sache  und  l'einde  der  Katholiken.  Viele 
[heilten  st'ine  (iesinnun^tMi,  andere  wag^ten  e»  nicht,  ii^ej^en 
ihn  und  seinen  Anhang  aufzutreten. 

Diu  I'Zrci^ni;»;»e  folgten  schnell  aufeinander: 

die  am  j.  Juni  iKsrschlossenu  Absendunjj  von  Abjfe- 
ordnuten  nach  Prag,  Tschernembl  an  der  Spitxc,  — 

die  irnterferti(^ung  der  Confnderations-  Urkunde  auf 
dum  Pra>(er  Schlosse  am   i6.  August,  — 

die  IWkräftigung  derselben  von  Seite  der  weltlichen 
Stände  mit  Handschrift  und  Petsrhafl,  — 

die  l'!rmahnuni;i;n  tie.s  inzwischen  zum  deutbchen  Kaiser 
erwählten  l'erdinand  li.,  die  Stünde  zur  Pflicht  zurück- 
/uführen,   - 

din   f'rucittlusen  VerhandlunH'en   iler  nach   Wien    abg*« 
sendeten   4   Mitglieder  der  (resanunlstÜnde,   - 

der  Schlus.s  der  weltlichen  Stände  vom  24.  Mai  ibxo»' 
mit  welchem  ^4  Mitglieder  des  Herren-  und  Riiterstandes 
und  2  aus  i*>eistadt  zur  Erneuerung  der  vom  verstorbenen 
Kaiser  Matthia>  geschlossenen  l.änderconvention  ihre  '/m- 
slinmiung  gaben,  deren  Abgeordnete»  Tschernembl  an  der 
Spitze,  am  25.  April  die  ("onfoderations -Urkunde  mit 
l-'rietlrich  von  der  Pfalz  und  Rethlen  Ciabor  unterfertigten, 

die  Aufforderung  der  Böhmen  zum  vereinten  Mitwirken 
und  das  Abmahnen  davon  von  Seite  vieler  Reich» fursten,  — 

die  kaiserliche  Resolution    mit  der  lie-stimmung   eine» 
Laiultagcs  auf  den  i^.  Juni  zur  Huldigungsleistung,  — 
L  c  riA  M.  (w  die  Antwort  der  auf  ihre  Rechte  verharrenden  Stände, 

nachdem  sie  kurz  zuvor  Abgeordnete  zum  Reichstage  nach 
Neusohl  gesendet  hatten,  — 

die  Resolution  des  Kaisers  hierauf,  dass  er  seine  RechtuI 
zu  vertheidigcn  wissen  werde,  —   endlich 

der  Einzug  der  Herzogs  Maximilian  von  Bayern  äu 
Ein/  am  |.  August  1O20,  an  welchem  läge  die  ständische 
I^indes-  Administraticm  ihr  Ende  erreichte,  nachdem  sie" 
ein  Jahr  vier  Monate  gedauert  hatte. 
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Die  ilcii  kai.scrlirhen  lommissären  vervvui^furie  InUTim.s      *""•»'  ^ 
huUlif^uiifr   musste   am  2*>.  Auj^ust   1620    d«m  llerzo^fi-  von 
Bayern  y^«ileist*;t  wurduii,  der  den  Hans  Adam  von  Herber-       ■*■  *  iv 
ütorf  zum  Stallhalter  ernannte. 

•     Zwei  TuH'e  später  wurde  die  Confödenitions- Urkunde      i. ..  lu. 
vom    lO,  August    löit)   mit   51    Unterschriften   für   ungiltig 
erklärt. 

J)a.s  stentje  K«t^'Ti^*'nt  HerherstorfH,  — 

die    noch    immer  nicht  erfulgte  unbeding^to  Uiiturwer-      v    i^.  .«i 
fun>f  der  weltlichen  .Stände,  — 

das  Kdict  vom  i.  October  1624,  mit  welchem  dieselben 
al»  in  die  Strafe  der  Majestäts- UclcldiyunH-  verfallen, 
vur  das  in  I.inz  zusammenyeselzle  (iericht  vorgeladen 
wurden,  — 

die  Vorlaufe  der  mit  60  Unterschriften  des  Adels  und 
iler  Magistrate  versehenen  Submissionsschrift,  — 

die  Parduiiirungs-Kesolution  vom  27.  Februar  1025  und 

die  am  26.  April  desselben  Jahres  von  einer  Depuuition 
j^elelstete  Abbitte  erzählt  des  Näheren  die  (ieschichte  — 
der  A-Veg-,  um  auf  das  frühere  Verhältnis  zwischen  Kaiser 
und  Ständen  wieder  xurückzukonimen,  war  angebahnt. 

Der  Kaiser  halte  manche  iitrer  I''reiheiten  bestälij^, 
viele  aber  ihnen  entzogen,  die  er  entweder  mit  dem  Wohl» 
des  lindes  nicht  vereinbar  oder  aus  anderen  Rücksichten 
nicht  mehr  zeitgi^mäss  fand. 

Die  Kesolution  vom  2ä.  Jänner  1627  untersagte  den  n.  m.  ..  Xr.  |. 
Ständen  das  Ausschreiben  der  Landtage  und  anderer  Zu- 
sammen künft«;,  sowie  die  Ahsundung  ständischer  Mitglieder 
an  fremd«  l'ürsten  und  diu  Uel>ernahme  der  Landes- Ad- 
ministration während  eine»  Interregnums,  wogegen  der 
Kaiser  versprach,  die  Staude  mit  ausserordentlichen  l*"ur- 
derungen  womöglich  zu  verschonen  und  die  Contributionen 
nur  auf  Landtagen  zu  begehren. 

/(war  suchten  die  Stande  das  ehevor  ausgeübte  Recht     0.  n^.  ^^. 
iler  Ausschreibung  von  Landtagen  und  anderen  Versamm-      t;.  m-i.  j. 
iungcu  zu  erlangen,  allein  die  Resolution  vom  2.  November   ^••^  ArcWr. 
1628  verbot  jede  Ausschreibung  ohne  Wissen  des  Kaisers 
und  gestattete   sie  nur  in  Wirtschafts-    und  Landessachen 
mit  Vorwissen  des  Landeshauptmannes. 

Tür  die  .Stände  nicht  minder  ungünstig  lautete  die  Re- 
solution vom  26.  .September  162Ö,  welche  die  Hestätigung  i.  *.  xr.  .». 
der  Augsburger   und  Innsbrucker  Libelle,   weil    nicht  das 
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Land  ob  der  ^^nn^  allein  beirefffiid,  wdbo  aui:h  nur  Rcm>- 
lutiuiiun  und  Derreti;  j/w  uJia  priviifgiontm  forma  nls  lyranz 
unnüthig  erklärt. 

I)ie    nunmehr    vom     Landesfüraion    ausgeschriebenen 
L- 0*1.  >w.     I.andtage  hatten  seit  der  am  5.  Mai   1028  erfoliften  Ueber- 
gabe  des  lindes  ob   der  Enns  von  Sette  Bayerns  an  die 
kaiserlichen  Commissare  «ieder  ihren  regelmä-ssigen  Ver- 
lauf,  was  um  so  nothwendig-er  war,    als  der  mit  abwech- 
selndem   (jlücke    geführte    dreissigjähnge    Krieg    grosso 
Summen  verlangte,  die  auf  I^ndtagen  bewilligt  und  wofür 
11,  1 ,1.  *<*.     vom  Jahre  1 632  an  wieder  Schadlosbriefe  ausgestellt  wurden, 
«•fc.  A«w*.    obwohl  die  Resolution   vom   38.  Jänner  1O27  die  Ausferti- 
J?"ig  derselben  für  unnüthig  erklärte. 
.\.  *.  10.  Den  Vorsitz  bei   I-andtagcn  und  sonstigen   Versamm- 

n.  sa.  »1.  »613-  lungen  der  Gesammtstände  führte  wie  ehevor  so  auch  jetzt 
der  Aelteste  des  Herrenstandes. 

Im  Jahre  i6jg  wurde  die  jährliche  Abhaltung  eine» 
Hochamtes  vor  Keginn  des  l^ndtages  beschlossen  und 
diese  (iepflogenheit  seitdem  beibehalten. 

Die  auf  den  Landtagen  während  der  Regierung  l**er 
dinand  II.  und  Ferdinand  KI.  gepflogenen  Verhandlungen 
betrafen : 

die  Bestreitung  der  lindes-  und  Hofsbedürfnisse,  wo- 
für ihnen  gegen  Verzichtleistung  auf  ihre  Forderungen, 
wie  im  Jahre  16,^0  der  Taz  nebst  anderen  (feiallen  und  im 
Jahre  1631  der  Sarnüngsteiner  Aufschlag  auf  weitere  Jahre 
überlassen  wurden,    — 

den  Unterhalt  und  die  Verpflegung  grosser  Truppen 
AnmIcm  Nr.  ;«  massen,  wie  im  Jahre   1633,  wo  zehn   Regimenter  Wallen- 
**       Steins  im  Lande  verpflegt  werden  mussten,  — 
n.  r.  1.  I.  •.  die  Fjnführung  neuer  Steuern,  wie  im  Jahre.  1O40  die 

Tranksleuer,  für  deren  Zustimmung  den  Ständen  ein  Schad- 
losbrief ausgestellt  wurde,    — 

die  Vertheidigungsanstalien  bei  den  siegreichen  Fort- 
schritten der  .SchwfilHn,  wie  im  Jahr»!  1041.  wo  die  Stände 
r,  wj.  i.  Kr.  .11.  üinen  Plan  zur  Krrichtung  einer  bleibenden,  in  den  Waffen 
goübton  Mannschaft  ülHTr*Mt:hten,  eine  Idee,  die  nach 
i6<>  Jahren  mit  der  Krrichtung  der  l^indwehr  vollkommen 
ausgeführt  wurde,  —  ferner 
ii.>i.»w>.  im  Jahre  1Ö41,   wo  die  .Stände  den  Heschluss  fassten, 

II.  4.11.  Xf.  t.  i-'oo  Mann  zu  l'-u-ss  und  Jtx)  Reiter,   letzter«;  aus  eigenetn 
Säckul    der   Crültunbesit/ur  zu  »tulluti    und   mit    dum    zum 
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Nr.  131. 


ti.  W4  irx. 


Anfiilirer  ili;r  sländischim  Welirmiiniisfhafl  hcsliilllen  Ale- 
xander Schifer  einen  Vertrai?  schlössen,  —  endlich 

im  Jahre  1645,  wo  ihnen  von  der  Kaiserin  Maria  als     y' V^ "' 
Rejfentin  von  Oesterreich  bis  zur  Ankunft  des  Erzhurzojjs 
Wilhchn    die  iJirection    der  Venhcidii^ung-sanstaUun    ülM^r-  ».  i'i.  wj.  k^ 
irag-en  und  Reichard  von  Stahrmberg  als  Uefehl.shabi.'r  der 
g^eworbenen  Mannschaft  ernannt  wurde. 

Der  dreissig-jährige  Vorwüstung-skampf,  dem  der  Friede 
zu  Münstor  und  Osnabrück  Bin  Knde  machte,  kostete  unge- 
heure Summen.  Die  Militärforderungen  des  Landes  be- 
trugen 4  Millionen  O29.007  Ü.,  die  anderen  (TUlhabuiij^cn 
beliefen  sich  auf  773.748  fl.,  worauf  die  Stande  verzichteten 
und  dafür,  sowie  gegen  Bezahlung  von  3K0. 501  rt.  mit  R^-. 
.Solution  vom  cj.  .September  1651  den  Taz  nebst  mehreren 
andern  (iefällon  auf  weitere  30  Jahre  erhielten. 

In  derselben  Weise  wurde  es  auf  i  .andtagen  gehalten 
unter  Kaiser  Leopold  I. 

If.ine  der  wichtigsten  Verhandlungen  war  die  eigen- 
thümliche  Ueberlassung  des  Tazes  an  die  Stande  laut  Di- 
plom vom  4.  April  it^S,  wofür  sie  ihren  horderungen  an 
das  Aerar  per  5,500.000  fl.  entsagten,  dem  Kaiser  den 
Sarmingsteiner  in  kr.  Aufschlag  als  Kigenthum  über- 
lie-Hsen  und  nebstbei  ?.u  mehreren  anderen  Zahlungen  sich 
verpflichteten. 

Die  von  den  Türken  drohende  *  iefahr  veranlasste  im 
Mai  ttit>3  die  Einberufung  der  Stände,  um  über  die  Ver- 
Iheidigungs- Massregeln  zu  berathen;  der  Sieg  bei  St.  (rott- 
hard  hatte  die  (iefahr  l>eseitigt,  worauf  längere  Zeit  Ruhe 
herrschte,  welche  die  Stände  für  innere  I.andes-Angelegen- 
heitcn  in  mehrfachen  Beziehungen  benützten. 

Zunächst  betraf  es  im  Jahre  16O6  das  .Sanität swesen 
durch  Verfassung  von  Statuten  für  das  ku  bildende  (7ff/- 
ifgium  mfdtciim,   — 

im  Jahre  1669  die  Krrichtung  eines  philosophischen 
Studiums  in  Linz,  für  welche  Anstalt  ein  Jahresbeitrag  von 
1800  li.  gewiilniet  und  im  Jahre  1674  das  Privilegium  zur 
Krthüilung  des  Baccalaurcats  und  Magistcriunis  erwirkt 
wurde. 

Die  im  Jahre  1 079  ausgebrochenen  ansteckenden  Kratik- 
hoiten  gaben  den  .Ständen  l  relegenheit,  mit  ihrem  Sunitäts- 
Personale  und  durch  Unterstützungen  dem  Unglücke  zu 
steuern  und  nach  Möglichkeit  Hilfe  zu  bringen. 
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Nun  (Ijosu  (utfnhr  vorübiir  war,  drohlf  im  Jahro  ibÄ^ 
riiiu   noch  vrrnssuro  von  den    Türken,  üie  vor  dun  'ITionin 
Wiens  &tandt:n. 
r.  lt.  I««.  Kilijf  wTirden  die  Stände  einberufen,  der  Kaisor  selbst 

kam  am  i-|.  Juli  nach  l.inz,  wo  in  dessen  HRisein  ein  grcisser 
Landlaj^  gehuHun,  über  die  ku  trefl'enden  Miib>reg^eln  be* 
ralhen  und  die  Obsorf^e  zur  Vertheidig^ung^  des  Landes 
den  Standen  im  Vereine  mit  dem  Landeshauptmannu  Über- 
tragen UTirde. 

Die  folgenden  Jahre  gaben  den  Standen  (.TeIegi:nhott> 
nebbt  den  gewÖhnUcben  l^ndlaghbcwilltgungen  auch  Ausser- 
ge wohnlich fii  zu  lei^len,  wie  im  Jahre  iüi>2  loo.oix)  fl.  jeur 
Bestreitung  der  Kriegsauslagen,  wofür  ihnen  derdcmtirafen 
von  Salbui^  verschriebene  Sensenaufschlag  nach  Ablauf 
der  Zeit  zugesichert  wurde  und  im  Jahre  1701  auf  (inind 
des  Recesses  vom  >i.  Mär/  durch  IJebem.ihme  der  Ue/ah 
lung  einer  Million  llofschulden  samnit  Interessen  g^egen 
Abrechnung  an  den  1.andtagsbeu*illigungen  und  mehreren 
anderen  Bedingungen. 

Sie  nahmen  aber  auch  Anlass,  im  Jahre  168Ö  gegen 
k.m'ij*'->  •!- das  Stempelpatent  vom  2«>.  April  eim^  Majestät^schrift  ein- 
zubringen und  darin  entweder  um  Aufliebung  dieser  ohne 
ihr  vorheriges  Kinvemehmcn  beschlossenen  Massregel  oder 
doch  wenigstens  um  Milderung  derselben  im  Interesse  de» 
Handels  und  der  ohnehin  schwer  gedrückten  I-andesinsasscn 
zu  bitten,  sowie  sie  im  Jahre  1701  gegen  die  von  der 
K.M^<i.Nr.i  liiiierbergischen  1  lauptgewerkschaft  aus  Anlass  der  (re- 
treidetheucrung  begehrte  lüsensteigerung  als  eine  nicht  /u 
rechtfertigende  Massregel  beim  l.andeshauptmanne  ener- 
gische Einsprache  führten,  indem  das  l^and,  welches  den 
gewerkschaftlichen  Bezirk  mit  dem  nöthigen  (xetreide  vor- 
sah und  deshalb  den  eigenen  Bedarf  tu  hohen  Preisen  ander- 
wärts beziehen  musste,  nun  dafür  um  einiger  gewinn- 
süchtiger Private  willen  bestraft  werden  soll,  statt  ihm  jene 
l*>leichterung  zukommen  zu  lassen,  die  ihm  nach  Inhalt  des 
jüngst  geschlossenen  Reccsscs  verhcissen  ward. 

Diese  ohne  Erfolg  gebliebene  Vorstellung  wurde  im 
I.  e.  Xr.  t.  Jahre  1705  crmruert  und  rwar  unmitttdbar  beim  Kaiser 
selbst  und  ilarin  die  in  Begünstigung  des  wucherischen 
Vortheils  der  sogenannten  (iewerkschaftsvoi^eher  at/  sini~ 
sfram  iHtormatüninn  ft  tmi/uas  f^rects  erworbene  Preis- 
erhöhung ids  eine  nicht  nur  dem  Lande,   sondern  Seiner 
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Majestät  eijjenem  Interefwte  Machtheil  bringende  Mjissreg-el 
genannt,  weil  sie  den  hiesijjun  Feuerarbeiter  ausser  Stand 
setze,  mit  dem  Auslände,  desMin  Fabrikate  billij^er,  gleichen 
Schritt  zu  halten  und  seine  seit  Jahren  aufp-ehäuften  Vor- 
räth«,  wiij  ehevor  geschehen,  dahin  auszuführen,  was  natür- 
lich ein  gänzliches  Aufliören  dieses  dem  l^inde  einst  so 
fruchtbringend  gewesenen  (teschaftszweigas  herbniführcm 
müsstc. 

Wie  die  Stände  des  ].andes  innere  Wohlfahrt  nach 
den  verschiedenen  Richtungen  zu  f»"irdern  bestrebt  waren, 
waren  sie  es  nicht  minder^  als  dessen  Sicherheit  von  aussen 
durch  das  Vorgehen  des  Kurfürsten  von  Bayern  im  Jahre 
1702  bedroht  wurde. 

Es  genügt,  des  Rescriptes  vom  18.  Jänner  1704  zu 
erwähnen,  worin  der  Kaiser  die  Bestrebungen  der  Stande 
und  ihre  Opferwilligkeit  lobend  und  dankbar  anerkannt 
hat,  sowie  der  Antwort  der  Stände-Abgeordneten  im  Kriegs- 
rathe  zu  Wels  auf  die  Frage  des  Generals  Gronsfeld:  „Ob 
man  l.inz  seinem  Schicksale  überlassen  solle, '^  welche  dahin 
lautete:  „duss  der  treneral  besser  verstehe  als  sie,  welche 
.\nstalten  der  Dienst  des  Kaisers  und  das  Wohl  des  Vater- 
landes verlange." 

Die  Bereitwilligkeit  der  Stände,  den  Hofsforderungen  auf 
r^ndtagen  sowohl,  als  in  anderer  Weise  nebst  den  gewöhn- 
lichen Postulaten  unter  den  Kaisern  Jos<>f  I.  und  Karl  VI. 
nach  'lliunlichküit  zu  entsprechen,  bethätigten  sie  im  Jahre 
1 705  durch  das  zur  Bekämpfung  des  Aufstandes  in  Ungarn  *^-  ■*'>  ^^  **"' 
bewilligte  Subsuiütm  txtraordiiwrium  per  222.222  fl.,  — 

im  Jahre  1708  durch  die  Pachtnahme  des  Musikimposts, 
die  oft  kaum  den  zehnten  Jheil  der  Pachtsumme  ein- 
brachte, — 

in  ilen  Jahren  171.1,  1715,  I7.i4  und  173.5  durch  Ver- 
sorgung der  invalid  gewordenen  Krieger,  — 

im  Jahre  1715  durch  den  Abschlusa  des  I^ecennalrecHHses, 
dftingemäss  sie  gegen  Knth<;bung  von  jeder  weiteren  (ield- 
leistung  die  Zahlung  jährlicher  3oo.t>oo  fl.  übernommen 
hatten,  — 

im  Jahre  1710  durch  die  Pai:htnahme  des  l'"lei  seh -Auf- 
schlages gfjgen  jährlicbe  ji.ouu  H.,  die  ebenfalls  wenig  ein- 
trug, so  da.ss  sie  im  Jahre  1718  bei  dem  Nichtzureichen  der 
liirmalimen  zur  Aufrechthaltung  des  Credits  im  inneren 
llaushidti'  Keductionen  vorzunehmen  gezwungen  w'aren,  — 
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im  Jahre  1720  durch  die  nm  ig.  April  mit  Sttnimm- 
«Mnlirllig-k<:it  iinK''-noinm(-'nt;  ITiron-  und  I'.rltfr)Itr<*ürdnun^ 
des  iiau.scs  liabsbur^  in  Abijani^  müntilicht-'rNachkoninxen,  - 

in  den  Jahron  1722  und  1728  durch  die  Paclunahmn  des 
Hier-  und  MosUiufschlajfs,  endlich 

im  Jahre  17JO  tiurch  die  Ueljftrnaimuidtfr  llftzahixmij  jähr 
Hchur  tnKx>f\.  zur  Salarinm^  dorUt;uniU:n  di.>r  t.aiidt>shaupt- 
mannsc-Iiaft  und  zwiir  ziu;ini;r/lt;it,  wo  si«  selbst  in  h"cl»simtÄS-i 
liehen  Umstanden  sich  befanden  und  nicht  in  der  Lajfi» 
waren,  die  vnrianfften  Kxtrabeiliilfen  we<Ier  als  oint^  B« 
williijung,  noch  ab*  eine  Anticipation  IniKton  zu  können, 
jaüich  soj^arifezwunj^en  sahen,  zur  Ilebun)^  des  ^^sunkenon 
Crcdils  um  die  Ausmittluny  von  lUK-^qucllcn  zu  bitten. 

Üie  hierauf  erfolgte  Absendunjj  des  geheimisn  Mnan«- 
Nr.  i.  tjii.  Conferenzrathes  ftundaker  lirafen  von  Stahrmberij,  welcher 
ennächlij^l  war,  mit  den  Ständen  über  tlif;  Milt'd  biihufs 
der  l'jnporbrinj3;uhg  des  Crodils  y.u  berathen,  halte  die 
ICrrichtunp  einer  vom  Winschaftswesen  abffosonderten 
Credits-  und  Schuldencasse  unter  der  unmittelbaren  l.i'ituni^ 
von  8  Administratiiren  aus  jedem  der  vier  Stände  zur 
Kolg'e,  womit  die  Staatsvorwalluntj  den  ersten  Schritt  in 
das  Innere  de^i  ständischen  Haushalts  setzte,  indem  sie  sich 
nölhijjenfalls  die  F.insichtnahme  des  ständischen  Schulden- 
Standes  vorbehielt  und  indem  die  dafür  verantworlHchen 
Adniinistratoron  verpflichtet  waren,  etwaig-e  Unzukömmlich- 
keiten höchsten  Orts  zur  Kenntnis  zu  bring'en. 

Dies  man  wohl  mit  jem^m  (TUtachten    (geschehen   »ein, 

..  j  w.      welches  l'Yeiherr   von  1  loheneck  bezügflich   der  Schtdden- 

til^un^f   im  Jahre  1732  vorgelegt   hatte  und   manche  Miss- 

briiuche   scharf  rügt,    wovon   im   Jahre    174V    iCrwähnun;; 

zu  machtin  Maria  Tlicresia  Ursache  gefunden  hatte. 

Mit  dem  Tode  Kaiser  Karl  VI.  und  dem  Regierunj^s- 
antritlo  soiner  Tochter  Maria  Theresia  begann  eine  neue 
r«riode,  folgenwichtig  für  das  Land  wie  für  die  Stände,! 
insljesondere  für  die  letzteren,  welche  durch  die  dem 
i  .  ■..  Kurfürsten  v..n  Uayem,  Karl  Albrecht,  am  19.  April  1741 
gelüistotu  lluldi^'ung  boi  der  Königin  in  Ungnade  gefallen 
waren. 

Wohl  hatten  mehrere  von  den  ständischen  Mitgliedern 
in  ilor  Verwirrung  und  aus  Verzagtheit  der  (iewalt  in  An- 
'''.'■"!."  'IJ^  ""^W'tf  t^o''  Huldigung  violleicht  ku  viel  nachgegeben  tind^ 
einige,  abf'f  sehr  wenige,  den  Hayem   wirkliche   Dienste' 
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(yeli:!istet,  wi^shalh  auch  dnr  stäntlischft  Präsident  {der  ersii- 
Vf»rnrdmflii  tUss  attun  Iltirrfnistaiitles),  aLs  ßr  ilum  am  2  |.  F»>- 
)>rua.r  1742  siejjreich  in  I.in/.  eiiigezotjencn  (ionialiln  der 
Köni^rin  im  Namen  der  Stande  seine  Ehrfurcht  bczoujyen 
wolltt*,  nJclit  V(iri*'i'Iasium  und  mit  mtihrernn  andunin  aus 
I.inz  vorwittscn  wurdo. 

Maria  Theresia  war  nun  anfanjjj»  \\'ejf«n  der  Huldijjunjr 
so  sHhr  ijrl)ill(;rl,  dass  sie  dir  uIidr:r(Minsi;ich).*n  Stand'?  tjanz 
auflösen  wullle  und  hatte  dazu  littr«;its  den  KefVjhl  nTthrrÜl, 
allein  die  VctrsteUnny^nn  ihr«r  Minister,  dass,  wenn  aucli 
ninit»R  jj^efchlt,  doi:h  Uii;  anderen  nichts  verschuldet  halten 
und  keine  Strafe  verdienen.  -  bewogen  sie,  ihnsn  Keiehl 
zu  widerrufen. 

Viele  waren  <iuch  schuldlos  verleumdet,  der  Hofrath 
viMi  I'elsorn.  der  die  Unlersuchunif  führte,  war  ein  bestm- 
tiener,  );ferochtor  Mann;  der  I'rttpst  zu  St.  Morien  trui^ 
auch  vieles  zum  ffuten  Ausg"anj:fe  der  Sache  bei. 

l>em  zweiten  llerrenstands- Verordneten,  1-eo  v.  Iluhen- 
eck,  wurde  die  \olle  Verwaltung;  der  Landschaft  ülter- 
iruvren.  Am  10.  Uecember  1742  wurde  auch  den  Verwiesenen, 
vier  ausj^cnommen,  die  Rückkehr  nach  J.inz  und  Thcil- 
nahme  an  den  Sitzunj^en  der  Stande  bewilllpt. 

Aus  der  Deprecationsschrifl  der  Stände  vom  35.  April  a.  i.  a.i. 
1742,  worin  sie  der  Köni^fin  für  die  Ausschrcibunpf  des 
Kandtaejes  und  die  individnolle  Zusenduniar  der  I.andlajfs- 
schreiben  ihren  ])ank  aussprachen  und  zu]iflt;ich  baten,  in 
ihre  Treue  und  Ergebenheit  keine  Zweifel  zu  setzen;  so- 
wie aus  dem  Schreiben  derselben  vom  j.  October  1741  an 
den  Mofkanzler  (irafen  von  Sinzendorf,  dem  eine  postämt- 
liche Bestätigung  über  das  erst  nach  der  Huldigung  einge- 
langte diesfallige  Abmahnungspatent  vom  ^n. September  1741 
beilag,  geht  hervor,  dass  die  Stände  —  der  (Tusammtkörper 
—  nur  durch  die  Gewalt  der  Uebermacht  und  bei  ver- 
schlossenen Stadtthoren  zur  Huldigung  gezwungen  worden 
sind,  wie  denn  auch  Maria  Theresia  selbst  in  ihrem  Re- 
scripte  vom  5.  Mai  1742  erklärte,  die  Treue  und  Ergeben- 
heit der  Stände  in  corpore  nie  in  Zweifel  gestellt,  auch 
nie  die  Meinung  gehegt  zu  haben,  die  Handlungen  einiger 
dem  iTesammtkürper  zumuthon  zu  wollen. 

Am  J5.  Juni    1743  hatte  die  Huldigung  zu  Linz  statt-    <■»■•»• '^•«''•>'- 
gefunden,  welchem  feierlichem  Acte  die  llestätigung  der 
ständischen  Rechte  folgte. 


—       HO      — 


(«rfi.  Archh. 
St.  184. 


n. »»«.  js- 


VAn  freutltin  volles  Kreij^is  war  die  Krwählun^i;  des  Ge- 
mahls der  Köiii^fin,  Kranz   Stephan   von    l.olhrm;(en,   xum 
dfiulÄchün  Kaiser  im  September  1745,  zu  dessen  Küis«?  nach 
l'Vankfurt  di«  Stande  ein  Suhsüiium  itintrarittm  von  50.000  fl. 
r^iB.  M».     und  als  Dunaliv  5000  Ducaten  bewilligten. 

HaWl  folyte  der  l'Viede  zu  Dresden  und  im  Octobcr 
1748  zu  Aachen  der  allgemeine  Friede. 

Manches  hatte  sich  seit  kaum  zwei  Decennien  ver- 
ändert. 

Die  jährlichen  Poütulatenlandtage  hatten  zwar  ihren 
j^ewöhnlichen  Verlauf,  über  die  daselbst  erfolgten  BewU- 
lipung-en  aber  wurden  keine  Schadlosbriefe  mehr  ausgestellt: 
der  letzte  dieser  Briefe  lautet  vom  23.  Februar  1733;  an 
deren  Stelle  nach  dem  Decennalrecesse  vom  q.  October  174S 
die  AbsoUitorien  g^etreten  sind. 

Mit  dem  erwähnten  Recesse  hatten  die  Stände  die  Be- 
zahlung einer  jährlichen  Rece8.suali]uote  von  einer  Nfilliun 
4484  fi.  22^it  kr.  übernommen,  wogegen  sie  von  der  Be- 
streitung der  Militär-  und  Kriegsauslagen^  sowie  von  allen 
übrigen  freiwilligen  Gaben  gänzlich  enthoben,  ihnen  femer 
der  Musikiinposl  und  der  erhöhte  Bieraufschlag  belassen, 
endlich  der  J^ndmannseinstand  und  das  l'rivilcgium  fU 
non  ("i'ocando  sammt  allen  übrigen  Rechten  mit  der  gleich- 
zeitigen Zusicherung  bestätigt  wurden,  dass  kein  Contri- 
buttons-Fatenl  ohne  ihre  vorherige  Vernehmung  publicirt 
werden  soll. 

Behufs  der  Einbringung  dieser  Recessualquote  wurden 

K. ».  uT-      die  Stände   schon    im    September    1748   zur  Vorlage    eines 

Kntwurfes  hinsichtlich  einer  allgemeinen  Steuer-Rectification 

und  der  darauf  beruhenden  verhültnismässigRren  Contribu- 

tion  aufgefordert. 

Die   dazu    berufene   Rectifications-Commission    ist    im 
K.  16.  >.i       Jahre    1749    ins   Leben    getreten    und    hatte    im    l.andhause 
ihren  Amtssitz,  wo  sie  am   1.  üctober  mit  ihre^n  Arbeiten 
begann. 

Rasch    aufeinander    folgton    die    Reformen    über  Ver- 
waltung und  Rechtspflege,  nämlich: 
o.  iik  loR.     Mit  dem   Rescripte  vom  22.  October   1748  die  Aufstellung 
«.  *  *7.  einer  unmittelbar  von  Ihrer  Majestät  abhangigen  landes- 

fürstlichen Deputation  zur  Itesorgung  des  tniii/un's  mixti, 
Coiifrihufionntis  et  iMUuralh  untitr  dem  Präsidium  des 
(irafen  von  .\n<ll<'rn  und   Witten: 


mit  dem  F.rlasÄe  vom  lo.  Mai  i;4g  die  fiirmliche  Tr(»nnun|3f 
der  ])oUt.iM'1ien  (icsi-häfte  von  jenen  der  Justiz,  der«n 
^rstere  der  nunmelir  Repräsi^ntation  und  Kammer  hc:- 
nannten  Deputation  zufielen : 
im  Jiihre  1751  di«  l'niändftrung-  der  1  .andeshaupTmann.Hch.ift 
in  ein  i.andrecht,  dessen  Vorstand  nicht  m?hr  Landes- 
hauptmann, sondern  Präses  hies»,  aber  schon  im  Jahre 
1734  wieder  die  Bimennunj^  J.andeshauptmannschafl  er- 
hielt, mit  dem  drafen  von  Andlern  und  Witten  als 
J^ndeshauptmann  und  7Avm  neußn  recht.skunditff^n  l,and- 
räthen,  endlicli 
im  Jahre  1759  das  Aufh/Vren  der  Repräsentation  und 
Kammer,  deren  Wirksamkeit  an  die  wieder  zur  l.andc-s- 
stelle  erhobene  1^ndeshauptmaimsr.haft  ül>er^eng^,  durch 
welch  letztere  allu  die  l^ndschaft  betreftenden  llofs- 
ansinnen  an  die  Stande  und  von  diesen  ihre  I-xklärunjfHn 
hierauf  dahin  zu  g'elan^en  hatten. 

Die  .Stände  xunächst  aher  berührte  daH  Rescript  vom 
17.  December  1749,  womit  ihnen  die  fruie  (iebarung  mit 
der  Ca.'kse  entzoj^en  und  die  Verwaltimgf  derselben  einer 
von  ihnen  unahhän^ig'en,  dem  IVäsidenten  der  Repräsen- 
tation und  Kanmier  untergeordneten  ständischen  C'asse- 
administration  übertraLfcn  wurde,  ohne  deren  Zustimmung 
in  Geld-  und  Gefälls-Anjyelejfenheiten  nichts  verfüjjt  werden 
durfte  und  welcher  der  ständische  Obereinnehmer  und 
iregenhandlcr  mit  Kid  verpflichtet  waren. 

Die  Wirksamkeit  dieser  Cas."ie -Administration  währte 
bis  zum  Jahre  1756,  wo  mit  dem  Rescripte  vom  24.  No- 
vember den  Ständen  in  .\nerkennun]if  der  guten  Onlnuny 
in  der  ("ieldmanipulation  und  der  willfahrigen  Erklärung- 
Jiur  Anticipatiun  von  zwei  Millionen  diii  Vcrm»i^en&-Ver- 
waltung  wieder  eingeräumt,  dieselbe  aber  schon  mit  dem 
Rescripte  vom  12.  März  1757  dahin  beschränkt  wurde, 
dass  sie  unter  der  unmittelbaren  Leitung  des  Repräsenta- 
lions-Präsidcnten  zu  stehen  kam,  welcher  mit  Beiziehung 
der  Verordneten  wöchentlich  seine  Sitzungen  hielt. 

Diese  den  Namen  „ständische  Deputation"  führende  Ver- 
waltung war  im  (irundc  nichts  anderes  als  die  vormalige 
Casse- Administration,  nur  mit  deoi  Unterschiede,  dass  jetzt 
die  Verordneten  als  Beisitzer  functionirten,  in  welcher  Weise 
e.H  bis  zum  Jahre  1 7O5  gepflogen  wurde,  wo  mit  dem  Rescriptf 
vom   22.  Juni   das   Ständewesen  eine   neue  <iesialt  erhielt. 

Stanbor,    F-.pliipmifriiJr>ii.  u 


n.  ».  11. 


O.  17.  M». 


I».  3-  »» 


n.  j  w' 


M-  I.  K. 


Ci.    |.  ii. 


I>.    I     JO. 


O.    1,7.  I3J, 


B.  I   flj. 
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Das  Ausschoss-  und  Raitrath^scolle^tnn  wurden  auf- 
ß-ehoben,  an  des  letzteren  Stelle  trat  die  Buchhaltung. 

Nur  das  Verordneten -CoUu^ura  wurde  belassen  und 
ein  jeweiliger  l^ndeshauptmann  zum  Präsidenten  der  Stände 
nmannt. 

Derselbe  halte  als  solcher  den  Vorsitz  hei  allen  Stände-< 
Versammlungen  und  im  Verordneten-CoUegium  und  erhiell 
für  die  Leitung  der  ständischen  (Toschäfic  und  zur  Bestreitung 
der  I^ndtagstafel  als  landeshauptmannschaftlichen  Oehalt 
2700  fl.,  auch  wurde  die  I^indeshauptmannschaft  die  Mittel- 
behörde zwischen  dem  Hofe  und  den -Ständen,  durch  dcrunj 
Weg  alles  und  jedes  zu  gelangen  hatte. 

Das  Recht  zur  Wahl  der  Verordneten  wurde  den 
Ständen  zwar  belassen,  die  Wirksamkeit  der  Cvewahltcn 
aber  von  der  allerhöchsten  Bestätigung  abhängig  gemacht. 

Wenn  schon  unter  der  Kaiserin  Maria  'Ilieresia  dii 
Wirksamkeit  der  .Stande  eine  beschränkte  war,  so  wurd« 
sie  es  noch  mehr  unter  ihrem  Sohne  und  Xachtolger  Kaism 
Josef  II. 

Mit  dem  Rescripte  vom  21.  Juli  1783  wurde  das  Vei 
ordneten -Collegium    aufgehoben    und   die    Besorgung'    dei 
Geschäfte  desselben  der  an  die  Stelle  der  Landeshauptmann- 
schaft    gelrutenen    Landesregierung   übertragen,    wo    zwei, 
ständische  Deputirte  als  Referenten  Sitz   und  Stimme 
hielten  und  der  ständische  Syndicus  den  Dienst  eines 
cretärs  zu  versehen  hattt;. 

Zur  wesentlichsten  Aufrechthaltung  der  Hxistonz  dei 
Stände,  deren  übrige  Rechte  ungoschmälert  bleiben  sollten, 
wurde  ein  ständischer  Ausschuss,  zwar  nicht  mit  der  Be-j 
fugnis  zur  Abhaltung  ordentlicher  Sitzungen,  sondern  nui 
in  der  Absicht  bestellt,  damit  d«r  Präsident  der  I^nd< 
rogierung  aK  ständischer  Präsident  mit  demselben  die  das 
ständische  Wesen  berührenden  Landes  -Angelegenheiit»n 
xur  Vermeidung  der  mit  Auslagen  verbundenen  ausser- 
ordontlirhen  Ständeversamndungi'ii  hcralhe  und  für  den 
Landtag  vorbereite,  zu  dfrssen  liinberutüng  nur  der  Landcs- 
fllrftt  da»  Recht  hatte. 

Diese  Verfügungen  wurden  von  den  Ständen  als  ein* 
nJlerhörhsto  (made   aniTkannt,    worauf  in  Krledigung  der' 
naehgeHUchten   Helassunn  der   ständischen   Rechte   unterm 
i$4    AugtiNt    1 7HJ    ein    weiteres    Kesrript    erlolgte ,    das 
bei  (jestattnng  <1e^  .^uHHchusses  es  keineswegs  die  AbsicW 


-     83     - 


gewesen  sei,  aus  selbem  eine  ordenllirhe,  beständig'  ver- 
sammelte Stelle  zu  machen,  dessen  unenti^f eltlich  dienende 
Mitglieder  nicht  immer  wegen  solchen,  ihren  gewöhnlichen 
Gang'  habenden  Geschäften  zusammenberufen  werden 
können. 

Die  I^ndtag-e  wurden  nun  vom  Kaiser  alljährlich  aus- 
geachrieben  und  auch  abgehalten,  allein  die  Verhandlungen 
daselbst  hetrafen  mit  wenigen  Ausnahmen  die  jährlichen 
Postulat«  und  die  Bewilligungen  derselben  nach  Inhalt  der 
I^ndtagsschlüsse,  die  indes  nur  bis  zum  Jahre  1784  mit 
den  Originalunterschriften  der  Stände  5m  T-ande»archive 
vorhanden  sind  und  vom  Jahre  1785  an  nur  in  Concept 
vorliegen,  wie  denn  überhaupt  über  die  Wirksamkeit  de» 
Ausschusnes  und  der  mm  l^ndtage  einberufenen  Stände 
sich  wenig  sagen  lässt,  indem  dicstjlbc  immer  seltener  in 
Anspruch  genonmien  wurde,  was  in  dem  Rescripte  vom 
1.  December  1788  seine  Begründung  findet,  worin  der 
Kaiser  seinen  Willen  aussprach,  dass  es  von  der  bisher 
stattgefundenen  Kinbcrufung  der  Stand«  in  corpore,  da 
ohnehin  eigene  ständische  RepräLsentanten  der  Landes- 
regierung zugetheilt  seien,  künftig  abzukommen  und  nur 
in  jenen  Fällen  zu  geschehen  habe,  wo  es  von  ihm  selbst 
nach  Umständen  eigens  angeordnet  würde. 

Der  ain  20.  Februar  i7go  erfolgte  Tod  des  Kaisers 
(uhrte  bald  einen  Umschwung  der  Dinge  herbei,  so  auch 
im  Ständowesen. 

Schon  in  d«r  Majestätsschrift  vom  jo.  März  1 790  baten 
die  Stände  Kaiser  Leopold  IL  um  Aufhebung  des  Steuer- 
und  LVbarial!*ystftms,  sowie  um  Wiedereinsetzung  in  ihre 
früheren  verfassungsmässigen  Rechte  und  um  Genehmigung, 
über  ihre  Beschwerden  in  einer  ständischen  Versammlung 
berathen  und  diesellMin  in  einer  Majestätsschrift  vorlegen 
zu  dürfen;  behufs  deren  Unterstützung  wurde  eine  eigene 
ständische  Deputation  nach  Wien  abgesendet,  welche 
beim  Kaiser  gnädige  Aufnahme  fand. 

Die  Unzulänglichkeit  der  der  Schöpfung  Kaisijr  Josefs 
beigemischten  ständischen  Kiemente,  sowie  die  Scheu  vor 
gänzlicher  Aufgebung  der  alten  Hasis  der  J^ndesverfassung 
scheinen  Kaiser  Leopold  IL  bewogen  zu  haben,  die  vorige 
ständische  Verfassung  un<I  Wirksamkeit  wieder  einzu- 
führen, die  in  dem  Rescripte  vom  1.  Mai  1790  ausge- 
sprochen ward. 


lt.   3/Ji. 


II.    I/I.  »6. 


K.  7i>t.  u- 


r,.  ii'i.  u.  t. 


t.  L.  n. 


It    iv  119. 
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(i.  »if.  (■>. 


finlnifkfs 

BitflK>l. 


RRperunffspräsident     Graf    Rottenhann     erhielt     deal 
Auftrag"  zur  sog^leichen  Kinborufung"  der  Stande,   um   hin- 
sichtlich   dns     neuen     Steuersystems,    übf:r    die    Tcünftiirol 
Stand« Verfassung,'     und     übor    die    übrij^en     Beschwerde« 
zu    bcratlum     und    die     Vorschläge    hierüber    vorzulejjtMi, 
was    denn    auch    bei    der    unter    dem    Vorsitze    des   Ji.rsrf  1 
(irafen    von    Weissen wuIf  als   ältusti^n    des    alten    Herren- J 
Standes  am  .5.  und  7.  Juni  1790  abj^rehaltenen  Ständn^Ver- 
sammlunpf    jjfeschehen     ist,     die    sich    mit    der    von     ihren 
Deputirton   überreichten  Majestätfsrhrtft   einverstanden    er- 
klärten. 

f..  y  4.  Nr.  104.  l)il^  hierauf  erflossene  Rescript  des  Kai^M;^s  vom  2.  No-l 

veniber  1700  setzte  die  Stände  in  ihre  frühere  Wirksamkeit] 

wieder  ein,  die  beinahe  in  allen  Beziehungfon  dieselbe  war, 

wie  sie  im  Jahre    17&5   von  der  Kaiserin   Maria  Therusiaj 

ihnen  ijejjeben  worden  ist.  nur  mit  dem  Unterschiede,  dass' 

7.U  dem   Verürdneten-CoUejfium    nun    auch    das    Ausschuss-i 

raths-Coilegium    wieder   hinzukam.     I>ie   von  den  Ständeai 

entworfenen   und  nach  allerhöclister  (Tenehmitjunjf  unterm 

22.   I>cccmber   ijifi    ausgefertigten   Instructionen    enthalten 

das  Nähere  hierüber. 

Diese  Wiedereinsetzung'  der  Stände  in  ihre  frühere 
Wirksamkeit  fiel  in  eine  Zi;it.  wo  andauernde  ivriej^«  und 
finanzielle  Krisen  ihre  volle  Jliatkraft  und  ihren  Credit  in 
Anspruch  nahmen. 

N'ah«?zu  zwei  Decennien  waren  vorüberjfezoj^en,  in  derenJ 
Verlaufe   die  Stände   sich   bestrebt  hatl*:n,  zu  leisten,    wastj 
geleistet  werden  konnte,  als  im  Jahre   1810  infolge  cine«| 
R  I.  ».Nr.  t<n.  allerhiichsten    Cabinetssclireibens    von    der  Höfkunzlei    ein 
(intachten   abverlanjyt  wurde,   ob  es  bei  den   dermal  ver- 
änderten   Zeitumständen   nicht  für  die  Stande  von  ob  und 
unter  der  Enns  bessf^r  wäre,  wenn  sie  in  einen  ständischen 
Korper  vereinigt  würden,  in  welchem  l-'alle  die  Regie  für 
beide  minder  drückend  und  kostspielig-  sein  würde. 

Die  hierauf  einberufenen  .Stände  env'iderten,  da.ss  Rie 
zwar  die  gute  Absicht  des  Landesfürsten,  den  .Standen 
durch  Verminderung  der  Keg-ic-Auslagen  eine  Krleichtt^rung 
KU  verschaffen,  mit  Dank  erkennen,  dass  sie  aber,  das 
Wohl  des  Landes  imd  auch  jenes  des  .Staates  selbst  vor 
Au^en  haltend,  die  sehr  wichtig'eTi  Fraiffin  \orläufi(f  bit- 
handeln zu  inü.ss(;n  f^^lauben,  üb  die  Vereinigung  thunlich, 
nützlich  iiikI  r.tlhs.un  sei. 


Ri 


,\iist?huii^  ilirr  .\us("ülirbark»-'it  könnt:  iii<:Iit  in  Ali- 
rudc  gestellt  wurden,  Hans  <liu  innen.'  •">rllicl)u  liuüchatTun- 
heil  beider  ].ätid<;r  wesontlicli  verschieden  sei  und  ebenso 
dos  (iiobiskeits-  und  Bosieuerun^fsvrrhältnis,  dahur,  um 
eiinn  (il«ichhoit  ;^u  erziel^Ti,  dit!  Verfashunjf  «inus  der  lx:iden 
lünditr  uni^'.'wandelt  wur<lun  niüsbte, 

llu^cii^lich  des  Nutzens  mü.s.sti  ang^ff führt  werden,  üabü 
die  Verein! t^un^i  btjj  der  kaum  nenii<jn^\vert*-n  ^erin^fm 
Iü'>parnis  vielmehr  höchst  iiitchthcili^e  l'oljjen  nach  sich 
zitihen  würde,  nämlich  das  Aufhören  des  nffentlichen  lindes- 
crediLs.  d»;r,  wunn  auch  durch  Ktil-j^o  und  andiT'j  iraurij^e 
Ereig-nisse  bahl  mehr,  bald  minder  }fi:»chwächt  und  im 
j.ihre  1740  durch  die  den  Ständen  entzogene  Casse- Admi- 
nistration dorn  Krlnschen  nahe,  sich  nach  Kinführunjf  tl«r 
freien  ständischen  (assevurwalturiif  doch  wieder  allmäliUch 
erholt  halte,  ilass  es  der  Landschaft  un^feachtet  dreier  feind- 
lichen Uinfälle  möjfhch  wurde,  die  zur  Rrleichterunfif  und 
Rettuni;^  der  I  .amlesinsassen  höchst  nothwtsndijfen  Summen 
ye^en  bilhi^e  IliHliinfuny;en  lu  vrlialleii ;  dass  fi;rner  der 
ständische  Credit  einen  selu*  wichtigen  Kintluss  auf  den 
Wohlsland  der  hiesi>fen  Untenhanen  habe,  die  im  Ver- 
trauen duraut  ihre  Hrsparnisse  bei  der  Landschaft  frucht- 
bringend anleytun  und  dadurch  iliren  /.ustanti  so  sehr  vor- 
be»i5erten,  dass  die  feindlichen  Armeen  durch  dreiniaÜK'e 
Invasionen  und  l'>pressungen  aller  Art  ihn  nicht  ^anz  zu- 
jifrunde  richten  konnten,  —  dass  endlich  eine  Vereinig-uny 
il«n  llauptKweck  der  ständischen  Versammlunjfen  und  Wirk- 
sunikeit  zur  Wahrunjjf  der  Landesinteressen  unerreichbar 
und  sollin  das  Wühl  des  Landes  von  eini^^en  wenigen 
nach  Wien  berufenen  Mitjtrliedem  abhängigf  machen  würde. 

In  Ansehung  der  dritten  l'Yajfe,  ob  die  Vereinigung" 
rathsam  wäre,  entgegneten  sie,  dass  eine  Veränderung, 
die  bei  einem  nur  unbedeutenden  Nutzen  einen  ungleich 
grösseren  Schaden  »nach  sich  zöge,  niemals  rathsam  sein 
könne,  ebensowenig  als  es  räthlich  erschiene,  Rechte  imd 
Privilegien,  in  deren  von  allen  Landesfürsten  bestätigten 
liesitze  sich  die  Stände  mit  den  Laudesinsassen  durch 
mehrere  Jahrliunderte  befänden,  ummstür/^n  und  eine  Ver- 
fassung aufzulös<;n,  in  welcher  die  Lande«bewohTier  in  die 
glückliche  1-age  gekonimen  suien,  dass  sie  bei  gewöhnlichen 
und  ausserge wohnlichen  hallen  so  vieles  leisten  konnten 
und  bekannter massen  auch  wirklich  geleistet  haben: 


n.  t.  8. 

Nr.  <v>*  '*"^ 


dass  fiiriii-T  diu  XotliwendiglCL-it  einur  uif^unuii  stanüi- 
achon  liehnnlc  im  Lande  stiit  mehreren  Jahrhunderten  von 
den  1  Jtndesfürston  anerkannt,  dieselbe  zwar  unter  Knihcr 
Josef  ri.,  jedoch  nur  kurze  Zeit  mit  der  Landenrugierung 
verutnipt,  von  Kaiser  Leopold  IT.  aber  aus  Irründen  der 
Nützlichkeit  und  Xweckmä-ssi^keit  wieder  selbständig'  ge- 
macht wurde: 

dass  weiter  das  I  ,and  ob  der  Enns  auch  ohne  den  los- 
jiferissenen  'ITieÜen  doch  immer  grös.ser  als  SchlHHien. 
Kärnten  und  Krain; 

dass  der  Schuldcnstand  nach  Ilinwcf^nahme  der  dor 
l^ndescasse  aufgebürdeten,  ihr  nicht  zuständigen  I^asten 
sich  bald  mindern  und  der  ständische  Credit  wieder  heben 
werde,  was  durch  eine  Vereinigung  nicht  geschehen  würde: 

dass  endlich  die  Örtliche  Lage  des  Lande»  dem  Be- 
stehen einer  eigenen  ständischen  Behörde  und  Casse,  statt 
hinderlich  zu  «ein,  vielmehr  das  Wort  spreche,  weil  e»  nicht 
rathsain  wäre,  ein  Land  bei  einem  feindlichen  Hinfalle  uh 
Cxeld  und  ohne  alle  Hilfe  und  Leitung  zu  lassen. 

Die  Erledigung  hierauf  war  die  allerhöchst  bestätigt 
Selbständigkeit  der  .Stände  in  ihrer  bisherigen  Verfassung. 

Die  im  weiten-n  Verlaufe  der  nachfolgenden  Ucccnnien 
sich  ergebenen  Veränderungen  Hessen  die  Wesenheit  der 
Verfassung  uiiherührt,  bis  die  Kreignisse  des  Jahres  1B4H 
dem  Wirken  iler  Stände  ein  Ziel  setzten. 

Der  am  7.  Juni  1847  abgehaltene  Landtag,  auf  welche 
die  im  Jahre  1840  zur  Erinnerung  an  die  Vorzeit  bebchl 
seno  Ans.«tchmückung  des  Marmorsaales  im  Landhauso  auf 
günstigere  Zeiten  verschoben  wurde,  war  der  letzte  der 
traditionellen  Stände. 

lias  kaiserliche  Patent  vom  rj.  März  1K48,  worin 
Pressfreiheit,  Volksbewaffnung  und  freie  Verfassung  unter 
Berücksichtigung  der  Pro vinzial -Verfassungen  zugesichert 
wurden,  hatte  die  Einberufung  der  Stände  zu  einer  Ver- 
sammlung auf  ilen  23.  März  zur  Folge,  woran  theilzu- 
nehnien  auf  iirund  des  Rescriptes  vom  20.  März  zehn  l><;- 
putirte  der  Stadt  Linz  eingeladen  wurden. 
i.r.  .«P.Ni.njo.  Der  bei  dieser  Versammlung  gewählte  Ausschuss  hielt  am 

N».  I.        4.  Apnl  seme  erste  Sitzung  und  thoutc  sich  m  drei  .Scctionwn. 

Noch  bevor  dieselben  mit  ihren  Sitzungen  begannen,] 

Nrlilii**'     Grab  die  Verfas-sungsur künde    vom    25.  April  den   Verord-j 

I.  c.  Nr.  iju.  neten  Anlass,   am    15.  Mai   mit    den  Ausschussräthcn   undl 
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i\)\tin  in  Linz  anwesenden  .StäniJemitj*'li(.'dern  ilen  Heschlu?»» 
zu  fai>sen,  iXat^s  nach  HeendigTang"  der  Sections-B«ralhunjjen 
über  die  Vorschläge  derselben  in  einer  allgemeinen  StUnde- 
versammlung  mit  Beizichung  aller  Mitglieder  des  Ausschusses 
berathen  werde. 

Am  2.1.  Juli  hielt  der  in  dieser  Weise  entstandene  ober-  '-""'i'-K»->''.-to- 
österr.  Provinziallandtag^  vom  Jahre  1848,  auf  welchem 
auch  die  inzwischen  gewählten  Vwrtnjter  des  Curatderus, 
der  nicht  landsiändiächen  CTillenbesitzer,  dann  des  liÜrgor- 
und  Bauernstandes  (54  an  der  Zahl)  mit  und  neben  den 
altständeberachtigten  Mitgliedern  über  des  T.andes  Wohl, 
Wünsche  und  Bedürfnisse  zu  beschltessen  halten,  im  stän- 
dischen Redoutcnsaale  seine  erste  öffentliche  Versammlung. 

Schon  in  dieser  ersten  Versammlung  kam  das  Pro- 
vinzial-Ständeinstitut  zur  Sprache;  der  Bescliluss  hierüber 
erfolgte  zwei    läge  später. 

Zwei  l'rtncipien  —  das  der  Krhaltung*  und  zeitgemässen     i- «.  Nr. «. 
Mrweileruug.  dann  jenes  des  auf  tlus  Repräsentativ-System 
basirten  Neubaues  wurden  gegonsfitig^  verfuchten. 

..-VierundsHchzig  Stimmen,  darunter  eine  beding^te^ 
sprachen  sich  gegen  neunzelin  dahin  aus,  dass  bei  Bildung 
des  neuen  Ständeinslitulb  die  alten  ständischen  Vorcechte 
nicht  berücksichtigt  worden  sollen  —  fiohin  für  das  Auf- 
hören* der  traditionellen  Stände. 


Ueber  die  Art  und  Weise  der  Abhaltung  der  ehe- 
maligen l*nstulatenlandtage,  über  den  Besuch  und  di« 
Dauer  derselben  lässl  sich  aus  der  im  Jahre  is^H  in  Antrag 
gebrachten  Landtagsordnung,  sowie  aus  den  einzelnen 
l.andtagsliandlungen  der  Vorzeit  Nachstehendes  zusammcn- 
.slellen. 

Die  Landtage  wurden  von  den  I.andesfürsten  ange- 
ordnet, zu  welchenl  Behufe  an  die  (THsammtstände  (gemeine 
Lamlschaft)  Credenzsclireiben  ergiengcn  und  die  Landla^^rs- 
commissäre,  als  deren  erster  gewöhnlich  der  Landeshaupt- 
mann, Creditive  imd  Instructionen  erhielten. 

Zum  l'lrscheinen  auf  l.andtag'en  waren  verpfliehlel  die 
PrälatiMi,  Herren  und  Kitler  in  eigener  Person,  die  Stätite 
aber  durch  ihre  Abgeordneten,  deren  jede  den  Bürg^er- 
nieistor  oder  Richter  sammt  einem  Mitgliede  des  inneren 
Käthes  zu  senden  hatte. 


it-  11  '■ 


Das  Pi*;iKHliuMi  lulirlc  (Irr  ältt^Kti;  <U:s  alt^n  Herrpn- 
Mandcs,  vom  jaltn;  r;^^^  uii  der  Kaiidcsliaiipttnann ,  nachhin 
R«g-it;ruuy"5präsidom.  SoiiK*  Aul'g-abe  war  es  zu  sorgen, 
das»  den  I  .andt.i^jsrommiHsären  oin  Vprxcichnw  der  an- 
WKsenOnn  ^til|^li*:d«ir  und  nach  einvfi^hoUtir  liü^Hmmun^ 
der  y.v'xi  und  Stund*;  zur  Anlinruii^f  der  J*ro(H>HiiiiiiM;n,  j»ideh 
dieser  Milg'Hfidnr  hievon  vursländij^l  werd«. 

Diu  I^ndtag-u  der  Vorzeit  dauerten  oft  niulirere  Tay«, 
auch  noch  länger,  daher  nach  Anhilrun^f  der  l'ropO!>iüonen, 
wobei  jedes  Ntitylied  anwesend  Miiin  musstu,  ein  AusacHubk 
von  12  Mitglindern  zu  yhiichon  Thuilen  aus  jtjdeni  di?r  vier 
Stände  j^üwählt  wurde,  der  die  l'ropositionen  und  Be- 
schwerden in  Herathun^  zu  ziehen  und  die  erste  I^ndtag"»* 
antwort  den  (iesammtsländen  zur  Aj^noscirung*  voneulegen 
hatte. 

Nach  Vorlage  dieser  ersten  l^ndta^serklarung'  ward«: 
ein  grösserer  Ausschuss  von  20  Nritg-Iiedern  l>estimmt. 
worunter  die  Verordnett^n  be^friflen  waren. 

DiesHF  verj»TÖss+;rte  Au.sschuss  halte  di«  Verpflichtung^ 
ilem  LandtHfifc  l»i.s  zum  Schlüsse  desselljen  bci/:u wohnen 
und  erhielten  die  von  ihm  vollzogenen  Handlungen,  als  ob 
von  den  tiesammthtän<len  beschlossen,  volle  dlltigkeit. 

Im  Verlaufe  der  Zeit,  als  die  Landtage  nicht  mehr  m»- 
lange  dauerten  und  im  Ständewesen  bedeutsame  Verände- 
rungen eingetreten  sind,  insbesondere  seit  dem  Jahre  170.5, 
wo  der  jeweilige  Landeschef  zugleich  als  ständischt^r  Prä- 
sident die  Ijiitung  und  den  Vorsitz  führte,  hatte  sich  vieles 
anders  gestaltet. 

Die  Landtage  wurden  indes  alljährlich  vom  Landes- 
fiirsten  ausgeschrieben,  zu  welchem  Zwecke  einige  Zeit  zu- 
vor die  Verzeichnisse  über  jene  I.andesmitglieder  vorgelegt 
werden  mussten.  an  welche  die  1 -andtagssch reiben  ergiengen. 

Jeder  Landtag  begann  mit  einem  feierlichen  Kochamte 
in  der  Kxminoritenkirche,  wozu  die  I^ndtagscommLssäre 
nach  vorhergegangener  Anfrage  von  einer  ständi.schen  De- 
putation aus  je  einem  Mitgliede  der  vier  Stände  abgeholt 
wurden,  bei  welcher  (iclegenhoit  das  Mitglied  des  Herren- 
standes  an  die  l^ndtagscommissäre  eine  kurze  Anrede 
hielt. 

Nach  beendetem  Hochamte  verfügte  sich  die  Land- 
tags-Commission  in  den  zu  diesem  Zwecke  bestimmten 
Saal,  wo  auch  das  Publicum  Zutritt  hatte  und  der  I.andes- 


—     «g 

rhf^f  aH  rrstpr  l..tn«ltaijsconiniissär  liii-  l*ll^lul 
I  ländu  üi^NJmiii^eri  Milglicd^'s  vom  aliiiii  llcrrtinstando  ühLT- 
Lfab,  dur  die  RikIc  des  l^ndtajptcotiinii.s.sars /u  buanlworti.-n 
liutte,  nach  cluren  Btt*-ndi>junjf  die  Stände  in  ihren  Sit/.un>f»- 
siial  ffiengen  und  der  Landesrhßf  als  ständiHclier  Prä.sidc;nt 
.sielt  «'benfalls  dahin  bc^ab. 

Dort  wurden  vom  ständischen  Syndicus  da.s  Crcditiv 
und  diu  I.andtagspostulate  abgelesen,  worauf  der  Landi-s- 
chef  oder  in  dessen  Abwesenheit  der  iÜteste  de.s  alten 
llerrenstandes  von  dun  Mitjfliedem  durch  Umfrage  die 
Slinimen  al>j»et>en  liess  und  tUm  Majoritälsbeschluss  bekannt 
machte,  nach  welchem  die  l.andlagserklärung  abzugeben 
wäre. 

Die  Ucborj^alw  dieser  F.rkläruny  gesdiali.  yewclhidich 
nm  zweiten  Ta^e  nach  der  Landlitj^ssitzun^'  von  einer  ^tän- 
dibchen  Conimission  aus  je  einem  MitjüTÜede  der  vier  Stande, 
w^omit  die  I.andta}r.shandiung  schluss. 
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V. 

STANDISCllli  CÜLLEGIEN. 


IVlit  )li>'in  Ab»chluH»ö  das  Mittelalters  nach  Kaiser 
Krifdrich  III.  TihIp.  und  dom  Keirinno  des  sechzehnten 
JahrhundurU,  des  der  Refonnun  und  inntiren  (Tesetzj4"Kbung, 
ist  auch  der  Kinflub»  der  Stünde  auf  die  Geschicke  des 
Landfris  bedeutsamer  jfeworden,  hat  ihr  Wirkungskreis  in 
administrativer  Beziehung-  sich  enveiiert. 

In  der  Vorzeit,  als  die  Stände,  die  Hurren  und  Riller 
nämlich  keine  andere  VerplHchtun^  hatten  als  die  persnn- 
iiclie  Hi!nresfolg-e,  —  als  es  noch  keine  Steuern  j^^ab,  die 
in  bestimmten  Beträgen  zu  bestimmten  Zeiten  entrichtet 
werden  mussten,  —  als  noch  vieles  mündlich  gescblichtat 
uml  selbst  bei  Zusammonkünften  und  Versammlungen  wenig 
geschrieben  wurde,  genügte  gewöhnlich  eine  gewandte 
Feder,  die  das  Beschlossene  zu  Papier  brachte  und  für 
desben  Ausführung  sorgte. 

Dies  änderte  sich,  als  die  Prälaten  und  Städte  mit  den  erst- 
genannten Standen  voreinigt  zu  handeln  begannen  und  eine 
Körperschaft  bildeten  unter  der  Benennung  der  vier  Stände 
von  Prälaten,  Herren,  Ritterschaft  und  Städten,  um  übfrr  lan- 
desfürstlichc  Postulate,  über  J,ande:^-Angelegt;nhuilen,  über 
Krieg  und  Vertheidigungsanstälten  zu  berathen,  —  als 
die  Anforderungen  und  Bedürfnisse  d(»s  Hofes  sich  mehrten, 
demselben  gegen  Scliadlusbricfe  freiwillige  i'^hrungsgelder 
bewilligten,  von  diesem  aber  itiimer  grössere  Summen  ver- 
langt wurden;  als,  um  diese  Summen  aufzubringen,  eine 
bestimmte    Grundlage    der    Beitragsleistung     nothwendig 
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wurde,  als  überhaupt  Geschäfte  und  Correspondenz  sich 
erweiterten  und  der  eigene  Haushnit  der  Stände  eine  sorg- 
isame  Uebervvachung  verlange. 

Die  Landtngshandlung'en  der  Gesammtstände,  welche 
mit  dem  Jahre  1503  i>e^nnen  und  von  da  an  ununter- 
brochen im  Landesarchive  aufbewahrt  liejjen,  dauerten  je 
nach  der  Meng'e  und  Wichtigkeit  der  Berathungs-Oegen- 
stände  oft  mehrere  Tage  und  noch  länger,  denn  damals 
wurde  fast  alles  auf  Landtagen  verhandelt  und  von  den 
Ständen  die  Vollziehung  der  Beschlüsse  angeordnet. 

Das  Anwachsen  der  (i-eschäfte,  die  immer  häufiger 
werdenden  landcsfürstlichen  Postulatc  und  die  den  Ständen 
zur  Ilerathung  und  Abgabe  ihres  Gutachtens  zugegan- 
genen Lant lesfragen,  hauptsächlich  aber  die  auf  dem  I^nd- 
tage  am  Montag  nach  I.ätare  1527  beschlossene  und  it. 
von  einer  ständibchen  Coniniission  (Kinlagshändlcr)  behufs 
der  Erhebung  der  Gilten  und  ihrer  lirträgnisse  vorgenom- 
mene (iittenbereitung  (die  Grundlage  der  Landsteuer) 
machten  es  wünschenswert,  ja  nothwendig,  dass  zur  Ver- 
meidung oftmaliger  ko.sLt>pieliger  Kinborufungen  der  Stande 
eigene  Personen  aus  ihrer  Mitte  als  das  Vollziehungsorgan 
der  auf  l^ndtagen  und  sonstigen  Versammlungen  gefassten 
Beschlüsst:  Ijcsttinnil  und  vorordnet  wurdim. 

Diew  Personen  nannte  man  Verordnete,  als  Körper- 
schaft: 

VK  RORDNETIi  N  -  COLLEGIUM. 

Das  im  Lantl'jsarthive  aufbewahrte  Vcrurdnctenbuch 
beginnt  mit  dam  Jahre  1526,  in  welchem  der  Abt  zu  Wilhe- 
ring,  liartholomä  von  Starhmberg,  Alexander  Schifer  und 
Jakob  Üttmayr  für  Linz  als  die  ersten  Verordneten  er- 
scheinen, somit  jeder  Stand  in  diesem  CoUegium  seinen 
Vertreter  hatte. 

Im  Jahre  152g  am  Freitage  nach  Johann  Huptist  wurde 
*lie  erste  Instruction  ausgefertigt,  welclie  den  Wirkungs- 
kreis uml  die  Verpflichtung  dieses  Collegiums  önthält. 

I!>ie  Aufgabe  desselben  war  nebst  der  Vollziehung  der 
Siändebeschlüsse:  die  litisorgung  der  Casse-  und  Wirt- 
schaftsgeschäfte, die  Ueberwachung  des  iriltbuchs,  die 
Wahrung  der  ständischen  Rechte,  sowie  die  Vorbereitung 
alhäs  dessen,  worüber  die  Stände  zu  berathen  und  zu  ent- 
scheiden hatten. 


In  Fällen,  wo  i:s  nicht  für  sich  bleibst  zu  Bntsvlioidvn 
H-laulit«,  war  es  ermächtiffl,  andeni  Släinlunntglit.-dwr  «ur 
lienithunj^f  uml  lintscheidunjf  beizuzichcn,  doch  dürft«  us 
ohni:  dtjren  tiiwchluss  keJnB  bedeutenden  Auslag-on  machon. 

Di«  Zahl  der  Mitglieder,  welclie  <lurch  Wahl  (^inas 
jeden  Standes  hiezu  Ijerufen  wurden,  bctruj,'  im  Juhre  ijjy 
schon  zwei  von  jedem  Stande,  »olnn  zusammen  acht,  deren 
RezÜpfe  für  ihre  Mühewaltunj^  jeder  Stand  für  sich  be- 
streiten musste,  wog'ejfen  die  liestreitun^f  der  VerwaltunKH- 
auslugen  den  ^csammten  vier  Standen  obla^. 

Fortwährend  ßcstcij^erteMofspostulate  und  die  dadurdi, 
sowie  durch  die  Vertheidig'ung's-Massreji^eln  (feg'cn  die  l  ürken 
und  «lurch  andere  IIofstTnsprüche  hoher  jjewordenen  Steuern 
und  I-^sten^  wodurch  auch  die  (feschäfte  an  Umfang^  ho- 
wohl  als  an  Wichtigkeit  zug^enommcn.  erwcitertL-n  allmäh- 
lich, 7.unial  in  Verwaltung  der  den  Standen  g^ejfen  über- 
nommene Hofschuldcn  überlassenen  Gefalle  umi  Aufschlag-«, 
den  (jeschäfLskreis  der  Verordneten  und  jjaben  zu  neuen 
[nstructioncn  Anla.ss,  die  in  den  Jahren  1,155,  1566  und  1571 
ausjfefertig't  wurden. 

1  )ie  Instruction  vom  2n.  März  1571  enthält  die  Ver- 
pflichtung tler  beiden  Verordnetet!  eines  jeden  der  drei 
obern  Stände  zur  abwechslungsweisen,  ununterbrochenen 
Dienstleistung,  ferner  die  Verwahrung  der  wichtigen  Ori- 
ginal-Urkunden in  einer  durch  dreifache  Sperre  versicherten 
Truhe  (das  geheime  Archiv,  wie  solches  noch  gegenwärtig 
unter  dreifacher  Sperre  besteht^  dann  die  lirmächtigung 
der  Verordneten  zur  zwangsweisen  Kinbringung  der  aus- 
ständigen Steuern,  sowie  zur  Einziehung  und  zum  Verkaufe 
der  <TÜter  bei  nicht  erfolgender  Zahlung. 

Die  Dienstzeit  der  Vertirdneten  währt<;  damals  zwei 
Jahre,  nach  deren  Ablauf  je  einer  von  jedem  Stande  aus- 
zutreten hatte.  An  Gehalt  bezog  jeder  der  drei  oberen 
Stände  jährlich  400  fl.,  joner  der  Städte  200  Pfund  Pfennige: 
Verehrungen,  Tafelgelder  wunlen  als  unnnthige  Ausgaben 
erklärt. 

^  I.  10- j».  3*.  Die  Instructionen  von  den  Jahren  15R4,  159Ö  und  1598 

besagen  mit  geringer  Änderung  fast  dasselbe,  nur  wurde 
die  Dauer  der  Üiujistzeit  der  Verordneten  auf  vier  Jaliro 
festgesetzt  und  musste  jeder  (Tewähllc  die  Wahl  mit  Aus* 
nähme  erheblicher  und  gegründeter  Ursachen  l>ei  50^  l>u- 
caten    Strafe    annehmen;     auch     waren     die    Verordneten 
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verpflichtet,  sich  als  Abgesandte  vfirwendon  Zü  lassen,  sowte 
sin  von  ÜLMi  Ständen  für  ihre  Handlun;^Bn  unverantwortlich 
gemacht  wurden.  Kin  in  HxL-culion  vurfalloner  V(irt>r<hi(;ter 
wurde  des  Dienste«  enthoben. 

Dift  Krt-ij^isÄe  nach  Kaiser  Matthias  Turio,  die-  bayri- 
sche Fraiiilherrschaft  unter  Statthalter  Herberstorf  und  das 
Verhältnis  der  Stände  zu  Kaiser  Ferdinand  lt.,  dem  si« 
Abbitte  leisten  mussten,  sowie  die  cunfession eilen  Bezie- 
hungen liessen  voraussehen,  dass  der  bisherige  licstand 
von  nicht  langer  l)aiier  sein  k<inne. 

Kin  im  Mai   itj?,^  an  Statthalter  Herberstorf  erlassene.s     •*■  "'  »■»• 
kaiserliches    Rescript  bi.-fahl    mit    der  ]ieiel/.ung  der  Ver- 
ordnetenämter  ins<»lange  innezulialten,  bis  die  (reneral-Re- 
solution  über  die  standischen  Privilegien  erfolgt   sein  wird, 
worauf  mit  Krlass  des  Statthalters   vom   2b.  Mai    1625  die       '■  '■  -^'■ 
Suspendirung  der  Verordneten  erfolgte. 

Erst  im  Jahre  1628  war  das  neue  Collegium  gebildet; 
es  bestand  ausser  den  Prälaten  von  Wilhering  und  Sanct 
Florian  aus  Krasmus  von  (Tera  und  iJietmar  Schifer  vom 
Jlerrenstande,  dann  I'lrasmus  von  Rüdern  und  Christoph 
von  'llxürheim  vom  Ritt  erstände,  sämmtUch  Katholiken. 

Die  abgetretenen  Verordneten  (Protestanten ,  welche 
die  Auswanderung  vorzogen)  waren  Weichhart  von  Polheim, 
Wolf  von  Gera,  Wolf  Jagenreitcr  und  Simon  l*'ngl  von 
Wagrain. 

Am  7.  Mär/  mussten  sie  sämmtlich  beim  Statthalter 
erscheinen  und  begann  von  da  an  die  Wirksamkeit  des 
nunmehr  katholischen  CoUegiums. 

Hier  ist  es  angezeigt,  des  ersten  ständischen  Syndicus 
zu  erwähnen,  welchen  Titel  der  an  die  Stelle  des  ausge- "'^''"'*  •'•"•"■ 
wanderten  Dr.  Schwarz  als  ständischer  Advocat  aufgenom-  F<.i."iei.'' 
mene  Joachim  i'^nsmüUer  im  Februar  10^7  erhielt;  ein 
Mann,  der  arm  aus  Schwaben  gekommen,  durch  (ieschäfts- 
gewandtheit  zu  hohen  Ehren  und  grossen  Reichthümern 
sich  emporschwang  und  als  Ciraf  von  W'indhaag  starb. 

Schon  im  Jahre  1O28  wurde  ihm  der  (iehalt  von  ((ki  J.  j.  ■•■. 
auf  600  rt.  erhöht  und  wurde  von  da  an  die  Stelle  eines 
ständischen  Syndicus  bleibend :  derselbe  hatte  sowohl  bei  den 
Gesammts landen,  als  speciell  beim  Herr<tn-  und  Ritterstande 
»owte  im  Verordneten -Collegium  als  erster  Secretär  und 
General referent  die  erfor4lerlichen  Informationen  zu  ver- 
fassen, überhaupt  die  Leitung  der  (iesrhäftf  und  H'Thaltung 
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der  Ordnunif  in  den  Kanzleien  und  «rhielt  spfiter  \m 
l^ndhauso  eine  l'Veiwohnung. 

In  den  Instructionen  von  den  Jahren  1636  und  1644 
geschieht  auf  Grund  de»  Herren  Standsschlusses  vom  8.  Mai 
»6j5  vom  Vorsitze  Erwähnung,  welche  die  beiden  Verord- 
neten des  gcedachten  Standes  abwechslungs weise  zu  fuhren 
hatten,  sowie  auch  die  (rehalle  erhobt  erscheinen,  nämlich 
der  eines  Verordneten  der  drei  oberen  Stände  auf  1800  fl. 
und  jener  eines  städtischen  Verordneten  auf  900  fl. 

Mehrere  Unzukömmlichkeiten,  welche  sich  während 
des  dreissigjährijjen  Krieges  sowohl  in  Ansehung-  der 
Wahlen  zu  Verordneten  als  auch  bezuglich  der  hiem  er- 
forderlichen Eigenschaften  eingeschlichen  hatten,  gaben 
Anlass  zur  Feststellung  bestimmter  Normen. 

Die  unterm  20.  November    1660  ausgefertigte  Instruc- 
R.  tu.  »7.     tion  gibt  diese  Normen  bekannt  und  schreibt  vor: 

Üass  die  Dienstzeit  der  Verordneten  nie  länger  als 
vier,  höchstens  fünf  Jahre  zu  dauern  habe; 

das«  Kactionen  und  Partheiungon  beiseil«  /.u  setzen 
und  solche  von  den  Wahlen  ausKUschliessen  seien,  welche 
weder  im  Lande  sesshaft,  noch  je  den  Versammlungen 
beigewohnt; 

dass  nur  jene  zu  wählen  seien,  welche  das  zwanzigste 
Jahr  erreicht,  nicht  mit  Schulden  behaftet,  im  Kalle  sie 
landesfürst liehe  Dienste  bekleiden,  iiher  deren  Enthebung 
sich  ausweisen,  in  ständischen  (reschäften  soviel  möglich 
bewandert,  gc^cn  der  Stände  Privilegien  nie  gehandelt 
und  weder  Wahlslhnnien  noch  Interces.sions-.Schreibrtn  vom 
Hofe  ausgewirkt. 

Auch  wurde  festgesetzt,  dass  jeder  Gewählte  im  Falle 
der  Nichtannahme  bei  anerheblichen  Ursachen  100  Ducaten 
als  Strafe  (entrichte  und  niniMi  Revers  einlege,  nie  gegen 
der  Staude  Sclllüs^e  un<l  Instructionen  zu  handeln. 

Eine  bedeutende  Aufbesserung  erhielten  die  Verord- 
neten in  den  ihnen  Ijewilligten  Adjuten  (Recompense),  die 
bei   jedem  Verordneten    der    drei    oberim    Stände   jährlich 
itjoo  fl.,  bei  jenem  der  Städte  200  fl.  betrugen. 
n.  11.38.  Nr.  5-  Diese  Recompense  wurden  jedoch  im  Jahre  1688  wieder 

eingestellt,  dagegen  aber  die  (iehalte  erhöht,  und  zwar 
für  t;inen  Verordneten  des  1  lerrenstandes  auf  jjoo  fl.,  des 
Prälatenstandes  auf  4200  fl.,  des  Rttterstandcs  auf  3000  fl, 
und  der  .Städte  auf  1000  fl. 
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"Die  Einstellung'  der  (Tchalte  jener  I.andräthe,  welche 
zu  Verordneten  gewählt  wurden,  jyab  den  Ständen  im  Jahre 
100"  Anlass,  Se.  Majestät  um  Uelassung  dieser  Gehalte  zu  tu  j.  **.  Nr.  ♦. 
bitten,   was  auch  in  der  Voraussetzung  genehmigt  wurde, 
dass  der  Kandrechtsdienst  darunter  nicht  leide. 

Nach  dem  Schlüsse  vöm  ii.  Uecember  1732  hatte  jeder    ".  in«  m 
Verordnete    nach   voUslreckter   tHenstzeit   ohne  Wahl   als 
Ausschuss  einzutreten. 

Das  kaiserliche  Rescript  vom    15.  December  1742  ge-      ü.  v  ^«. 
stattete  jedoch  ohne  Consequenz  die  Wahl  eines  geheimen 
Rathes  zum  Verordneten. 

Kine  bedeutsame  Beschränkung  des  Wirkungskreises 
erlitt  da-s  Verordneten-CoUegium  im  Jahre  1731  durch  die  t,.  i,  .1.  nv.  is. 
Errichtung  einer  von  dem  Wirtschaftswesen  abgesonderten 
Credits-  und  Schuldencasse  unter  der  unmittelbaren  Leitung 
von  acht  Administratoren  aus  jedem  der  vier  Stände,  die 
verpflichtet  waren,  etwaige  Unzukömmlichkeiten  höchsten- 
orts zur  Kenntnis  zu  bringen,  was  wohl  mit  dem  (TUtachtwn  t.  j.  1*  17J1. 
des  I'reiherrn  von  Hoheneck,  welches  manche  Missbräuche 
scharf  rügt,  geschehen  sein  mochtO;  wovon  Erwähnung  zu 
machen  die  Kaiserin  Maria  Theresia  Ursache  fand. 

Dies  geschah  im  Jahre  174^,  wo  mit  dem  Rescripte 
vom  17.  December  den  Ständen  die  freie  tjebarung  mit 
der  Casse  abgenommen  und  die  Verwaltung  dersolhon 
pinr^r  dem  PräsiiU-nlt^n  der  Repräsentation  und  Kammer 
untergeordneten  ständischen  <_!a.sse-Administration  übt;r- 
tragen  wurde,  die  aus  sechs  von  der  Kaiserin  ernannten 
Mitgliedern  der  drei  oberen  .Stän^Ic  und  dem  Repräs«nta- 
tionsrathe  (irafen  von  l-üger  bestand. 

Noch  beschränkender  war  das  Re.script  vom  15.  April 
1750,  wolrhes  in  allen /wenigen  Ro<luction**n  anordnete  und 
so  auch  die  (rehalte  der  Verordneton  des  I^rälatenstandes 
auf  i^oTi  fl.,  des  Ilerrenstand<rs  auf  jooo  fl.,  des  Kittcr- 
Rtandes  auf  1500  fl.  und  der  Städte  auf  50(t  fl.  herabsetzte. 

Mit  dem  Resrriptt?  viim  34.  November  1756  wurde  n,  i.  i& 
die  Vermögensverwaltung  zwar  wieder  eingeräumt,  doch 
mussten  infolge  des  Rescriptes  vom  12.  März  1757  die  «.  • ;.  i»»- 
Jahresrechnnngen  behufs  deren  Vorlage  nach  Hof  dttm 
Repräsf-ntations-Präsidenten  überreicht  werden,  ohne  dessen 
Vorwissen  nichts  geschehen  durfte,  sohin  diese  den  Namen 
ständische  Deputation  führende  Venvaltungim<Trunde  nichts 
anderes    war  als  <lie  vormalige  Casse- Administration,  nur 
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mit  dem  Unterschied«,  dass  jetzt  die  Verortlneten  als  Bei- 
sitzer des  Kepräsentations-Präsidwntnn  functionirlen ,  in 
welcher  Weise  es  bis  zum  Jahre  1765  verblieben  ist,  wo 
mit  dem  aUerh ochsten  Reficripte  vom  22.  Juni  das  Stande- 
wescn  eine  neue  (iustiilt  erhielt. 

Ausschus^-  und  KailTuthscuUegium  w^urden  aufg^choben, 
nur  das  \*crordnotcn-CDllcßium  belassen,  darin  der  jeweilige 
l^ndoschef  zug"leich  als  Präsident  der  Stände  den  Vorsitz 
hatte,  der  in  seiner  Abwesenheit  ilem  Verordneten  des 
alten  Herrenstandes,  später  beiden  Verordneten  dieses  Stan- 
des abwechslunpfs weise  übertriiifen  wurde;  auch  wurde 
die  l^andeshauptniannschaft  die  Mittelbehörde  zwischen  dem 
allerhöchston  Mof«  und  den  Standnn,  durch  deren  Weg^ 
alles  und  jedes  zu  f^relangen  hatt*;.  ..f 

l'ür  die  J-citunpr  der  ständischen  Ueschäfte  erhielt  der 
J^ndeshauptmann  27(10  fl.  als  landeshauptmannschaftlichen 
Crehalt. 

Das  Recht  zur  Wahl  di;r  Verordnelen,  deren  (fehalte  für 
die  Mitglieder  des  llerrenstandcs  2000  ü.,  des  Prälaten-  und 
Ritterstandes  1500  6.  und  der  Städte  500  fl.  betrugen,  wurde 
den  Ständen  zwar  belassen,  die  Wirksamkeit  der  Gewählten 
aber  von  der  aUurh">chsten  Bestätigung  abhängig  g^eniachl. 

Unterm  5.  August  1765  würde  die  den  neuen  iie- 
stimmunj^en  angepasste  Instruction  für  die  Verordneten 
ausg-efertig-t. 

Nur  18  Jahre  währte  die  Wirksamkeit  des  Verord- 
neten-CoIlegiums :  dasselbe  wurde  infolge  des  allerhöchsten 
Rescriptes  vom  21.  Juli  178J  aufgehoben  und  die  Resor- 
g-ung  der  Geschäfte  desselben  der  an  die  Stelle  der  Landes- 
haiiptniannschaft  getretenen  I^ndesregierung  übertra^n, 
wo  zwei  ständische  Deputirte  als  Referenten  Sit/  und 
Stimme  erhielten  und  der  ständische  Syndicus  den  Dienst 
eines  Secretars  zu  versehen  hatte. 

Die  Wahl  der  beiden  Deputirten,  sowie  jene  des  Syn- 
dicus wurdo  den  Ständen  zwar  belassen,  doch  musste  hin- 
sichtlich il'tr  Deputirten  ihre  Wahlfähigkeit  von  der  Hof- 
kanzlei  ausgesprochen  sein. 

Die  dem  Verordneten -CoUegtuni  utit*.*rgcordiirl  gewe- 
senen Aemler  wurden  mit  jenen  der  I  .andesr»%rierung  v*yr 
einigt. 

Der  am  20.  Kebruar  1 71^0  erfolgte  Tod  ICaiser  Josef  11. 
führte  bald  die  Wiedereinsetzung  der  Stände  in  ihre  vorige 
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Wirksamkeit  herboi,  die  in  dem  kaiserlichen  Rescripte  vom 
2.  Xovember   ij(j<>   au.sjresprochen   ward,    worauf  die   von  k.  i.  i.  Xr.  m^. 
den  Ständen  «ntwurfciicn  und  ullorhtichst  genehmigten  In- 
structionen unterm  22.  Deccmber  1791  atisjjrefertigft  wurden. 

iJas  V'erordneten-Collej^ium,  unter  dorn  Präsidium  tlos 
l<ej|fi«runj|fsprä,sidenten,  zugleich  Präsidenten  der  Stände, 
bestand  nun  wieder  aus  8  Mitgliedern,  von  welchen  die  des 
Herrenstandes  2000  tl.,  die  des  Prälaten-  und  Ritterstandes 
ijioo  fl.  und  die  der  Städte  500  H.  als  (rehalt  erhielten. 

Ihre  Dien.stzeit  wurde  auf  6  Jahre  festgesetzt,  doch 
konnte  sie  auch  um  weitere  3  Jahre  verlängert  werden; 
in  beiden  Fällen  war  die  Wirksanikeit  der  liewählton  von 
der  allerhöchsten  Restätigung  abhänj^jig;  von  der  Wahl 
wurden  ausgeschlossen  erklärt  die  in  landesfurstlichen  ond 
Privatdienslen  stehenden  Beamten. 

Die  im  Verlaufe  der  nachfolgenden  Uecennien  sich  er- 
gebenen Veränderungen  liessen  mit  Ausnahme  der  im 
Jahre  i8in  infolge  eines  allerhöchsten  Cabinetsschreibens 
angeregten,  jedoch  untt;rbliebenen  Vereinigung  der  beiden 
ständischen  K-cirper  von  ob  und  unter  der  Knns,  sowie  der 
mit  allerhöchster  Kntschli essung  vom  24.  Mai  1822  den  K.3n.NV.»«. 
Staatodienem  erlaubte  Bekleidung  ständischer  Dienste  mit 
Beibehaltung  der  Staatsdienste,  wogegen  die  .Stände  im 
Jahre  1821  eine  Vorstellung  eingereicht  hatten,  —  die  '■  »^- N'- »«'•• 
Wirksamkeit  der  Instructionen  vom  Jahn:  1791  unberührt, 
bis  die  Ereignisse  des  Jahres  1848  einen  Umschwung  der 
Dinge  herbeiführten,  der  das  Aufhören  der  traditionellen 
Stände  zur  Polge  hatte  und  auch  auf  das  Verordneten- 
Collegium  sich  erstreckte,  angeregt  durch  den  in  der 
Sitzung  am  2.  August  gestellten  Antrag  wegen  Anfslel-  '"^ji*^,**^*" 
lung  eines  provisorischen  Ausschusses  bis  zur  neuen  Ein- 
richtung der  Ständeverfassung. 

Schon  am  9.  August  wurde  die  Wahl  von  4  provi- 
sorischen Mitgliedern  des  ständischen  Collegiums  mit  57 
gegen  5  Stimmen  beschlossen  und  noch  am  selben  Tage 
vorgenominen,  die  Ausführung  jedoch,  hinsichtlich  deren 
Berechtigung  sich  Debatten  entsponnen  hatten,  erst  am 
29.  August  mit  3(y  gegen  15  Stimmen  in  Vollzug  gesetzt, 
demnach  der  Provinziallandtag  die  Gehatte  von  zwei  Ver- 
ordneten, welche  nach  voUstreckter  Dienstzeit  auszu- 
treten hatten,  einstellte,  jene  für  die  gewählten  .;  Vor-  K.yttj.ttf.tfict 
irauensmännet  anwies  und  das  N'rTordneton- Collegium  zur 

Siaubfir,  ICiihi>iM»rli1ri>.  J 
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Verständigung    der    unterstehe ndon    Aemter   In    Kenntnis 
setzte. 

Das  durch  die  4  Vurtrauonsmänner  des  Pruvinzial-Kand- 
tajafes  verstärkte  VerordnfttRn-CoUeg'ium  hatte   nach  einer 
j22JUhrij,jpn  Wirksamkoit   von  da  an  aufjfohört,    iKus  Voll 
ziehunK^ory"aii  der  traditionellen  Stände  zu  sein,  weil  dii»si' 
facti.sch  nicht  mehr  bestanden. 

Am  n.  December  1848  zeijjfte  RevritM-unyHprasidttnt 
Freiherr  von  Skrbensky  infoljjfe  seines  Ausscheidens  aus 
den  Staatsdiensten  dem  t'ollejfium  seine  zeitweilige  Ent- 
fernung an  und  übertrug  bis  zu  seiner  Kückkunft  dem  Abt 
Oominik  von  Schlägel  die  Leitung  der  ständischen  (t*i- 
Schäfte,  wozu,  da  Freiherr  von  Skrbensky  auch  seines 
Postens  als  Chef  der  Stände  enthobßn  wurde,  in  dem  über 
Auftrug  des  Ministers  des  Innern  «rstattfjten  (rutachten  der 
erwähnte  Abt  einstimmig  bezeiciinc-t  wurde. 

Mit   I.  Jänner  1849   hörte  auch   der  landeshauptmann 
schaftlirhe  Gehalt  per  2700  fl.  auf,   welchen  ein  jeweiliger 
Regierungspräsident    als  ("hef  der  Stände  be/ugen  hatte. 

Im  April  iH.jg  nrfolgte  in  Krledigung  der  von  dem  Ver- 
B.  t.  i«.N(.ibj4.  urdneten-rollegium  über  eine  Vorstellung  der  altberechtigten 
Stände  abg<^Hbennn  Aeiisserung  mit  dem  Ministerial-Rrlasse 
vom  14.  die  Vereinigung  des  Ausschussraihs-CuUegiums  mit 
jenem  der  Verordneten,  welches  angewiesen  wurde,  seine 
Amts  Wirksamkeit  unter  dem  Präsidium  ilesAbtesvttnSchläg'^l 
bis  zur  Reorganisirung  iles  l^rovinziallandtagHs  nach  den 
ständischen  histructionen  vom  Jahre  17^1  zu  regeln,  sich 
aber  jfMicr  riispositiven  Verfügung  zu  enthalten,  worüber 
die  l^ndesvertretung  zu  entscheiden  habe. 

Am  30.  April  1849  hatten  beide  Collegien  ihre  erste 
Sitzung  und  gaben  sich  dieselben  in  der  Sitzung  am  2 1 .  Mai 
den  Namen:   Vereinigtos  Landescollegiuin. 

.Seine  Wirksamkeit   als   solrhes,   seil   dem  Jahre    1852 
unter  dem  Präsidium  des  .Stalthalters  Kreiherm  von  liach, 
1.1. 14.  Nt.fr/-.  zugleich    ständischen    Präsiilenten,    währte    bis    22.    April 
18O1,  dem   Tage  des  Uebergehons  an  den  von  der  neuen 
Landesvertretung  gewählten  J-andesausschuss. 

Noch  erübriget,  gleichwie  dos  ersten  stäntlisnhtm  .Syn- 
dicus  erwähnt  worden  ist,    auch    des  letzten   /u  erwähnen, 
Anton  Ritter  von  Spaun,   nach    dessen   am   26.  Juni    i8:|y 
B.  i/i.  iriii.     (.j-folu^tem  Tode  ilie  Stelle  eines  ständischen  Syndicus  unbe- 

Nr.  ijoit,  •' 
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der  ('trundentlastung'.s-LandftscoiTimis-Mon  benutzt  wnirde,  wo    "\*,''""  '*' 
nach     Auflu;l)untr    des     LIntertlmni;»-fcftUs  -  Veri>and«s     das 
Ifiterimal»*  vom  8.  Mai   1547  soine  doftnitivn  Kricdiyunjj  er- 
halten hat. 
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Nach  der  im  Jahre   i5_'«j  au-sgefertig-t'-'n  Instruetion  für 
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das  Verordneten-Collej^ium  war  dasselbe  in  l-üllen,  wo  es 
nicht  für  sich  solbst  beschtiessen  zu  können  jflaubte,  er- 
mächtiget, andere  Stäiidemitghednr  zur  Berathuny  und  I'"nt- 
srheidunjiC  beizuziehen. 

Die  hiezu  l>erufenen  Ständeniitjjlieder,  die  Tdirijjfens  auch 
in  wichtigen  Fallen  von  den  <TeRamnitsländi;n  selbst  ge- 
wählt wurden,  Ovaren  sohin  nur  zeitweilig,  nicht  bluibeiid, 
und  nach  Inhalt  der  Instructionen  für  dit-  Verordnelen  von  t: 
d«n  Jahron  1584,  isgO  tind  1598  ffleich  diesen  verpflichtet, 
mil  Ausnahme  erht^blicher,  gegründeter  Ursachen  die  Wahl 
anzunehmen. 

niese  je  nach  der  Drinjflichkeii  der  Umstände  gewählten 
Ständfimitjjlieder  nannte  man  Auss<-hüsse.  deren  Aufjfabe 
es  zunächst  war,  entweder  für  sich,  oder  veri;int  mit  den 
Verordneten  die  al)\erlan>ct'Mi  (hita^hten  zu  erstatten.  *Jb 
sie  damal!«  noch  andere,  beKtiminiK  Verpflichlung-en  hatten, 
ist  nirjjenrls  ersichlllch. 

Aus  d<Mn  Schlüsse  der  Stände  vom  .s.  Juni  lOio  gehl 
indes  hervor,  dass  um  diese  Zeit,  oder  vielleicht  noch  früher, 
eigene  bleibend'-  Aussrhussräth^  ((Irdinari  Aiissehussräthe) 
bestanden  hatt»*n,  di»;  zur  r>sp;irung  ch-r  Auslagen  nicht 
mehr  bestehen,  sondern  an  d^ren  Stelle  im  Bedarfsfälle 
die  nachslbefindlichen  Ständeniitgliedcr  einberufen  werden 
sollten. 

Davon  schien  man  jedoch  wieder  abgekommen  zu  sein,    a  » ij.  ib». 
weil   vom  Jahre  1647    '-'"  (rulachten  vorliegt,    wo  es  sich 
um    die  Ueantwnrtung    «ler  l-rage  handelte,    ob   nicht  den 
Ausschüssen  statt  di^r  bishi-rigen  Liefergetd^r  Uesoldungen 
zu  verabreichen  seien. 

Dies  It'tZtt^re  mai^  wohl  sl.ittgefunden  haben,  denn  die 
erste  Inslniclion,  widche  auf  (irund  des  Wirlschaftsschlusses 
\'om  10.  September  1718  fiir  die  Ordinari- Ausschussräth»* 
unt'T  denisnlben  Datum  ausgefertigt  wurde,  besagt  Absatz  6 


11.  i  ».   (4i. 
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hinsichtlich  der  Gehalte,  dass  dieselben  für  jeflen  Aus- 
ächussrath  der  drei  oberen  Stand«  450  fl.,  für  jenen  der 
Städte  izs  fl-i  wie  bishur.  zu  betragen  habe. 

Xach  der  vorerwähnten  Instruction  bildeten  die  Ordi- 
nari-AMHschussräthft  ein  ffirmliches  Collepiuni  mit  einem 
Präsidenten  aus  dem  alten  Uerrenstando,  der  das  Recht 
hatte,  (lin  Aussc:hussräthe  ülier  l-'inladung-  der  Verordneten 
einzuberufen. 

Die  Obliejifenheiten  dieses  Collejfiums  waren  ühcrbaupl. 
die  ständischen  Ri.'chto  und  Interessen  zu  wahren,  die  vom 
Oberninnehmuramte  vor^eleg^ten  Hilanjcen  und  Sumtnar- 
extracte  j^cnau  zu  prüfen,  sowie  über  die  jährlichen  Rela- 
tionen des  Raitrathscolleg-iums  ausführliche  Gutachten  zu 
erstatten,  endlich  einige  Tay^e  vor  Regtnn  der  Stände -Ver- 
sammlung^ über  die  tlaselbst  vorzuiraK^cndcn  Gejjcnstärfde 
zu  beratJien  und  die  nothijjen  (lUtachten  zu  verfassen. 

In  Ansehung  der  Wahlen  und  der  erforderlichen  Eigen- 
schaften hiezu  galten  dieselben  Be.stimmung4)n  wie  bei  den 
Verordneton:  die  Dienstzeit  hatte  wie  bisher  j  Jahre  zu 
dauern. 

II,  Irin.  tu.  Im  Jahre  1732  wurde  die  Dienstzeit  auf  t  Jahre  erhöht, 

von  den  Ausschussräthon  ein  Vertrautsein  mit  der  Landes- 
verfassung verlangt  und  wahrscheinlich  dieserwegen  zugleich 
bestimmt,  dass  die  Verordneten  nach  vnllstreckter  Dienstzeit 
ohne  Wahl  als  Ausschussräthe  einzutreten  haben;  auch  er- 
folgte eine  (Tchallserhöhung  für  die  der  drei  oberen  Stände 
auf  1000  fl.  und  die  der  Städte  auf  500  fl. 

Diese  Gehaltserhöhung   war   von  nicht  langer  Dauer. 
11.  I.  j8.      Das  kaiserliche  Rescript  vom    15.  April    1750,    welches  In 
allen  Zweigen  des  ständischen  Haushaltes  Reductionen  ein- 
führte, minderte  auch  die  Gehalte  der  Ausschussräthe  auf 
die    ursprünglichen  Beträge  von    450   fl,,    beziehungsweise 

225  fl- 

Dabei  verblieb  es  bis  zum  Jahre  17O5,  wo  mit  dem 
K.  i.  ");•  Rescripte  vom  22.  Juni  das  Ausschussraths-Collegium  auf- 
gehoben wurde. 

Bei  Wiedereinsetzung  der  Stande  in  ihre  vorige  Wirk- 
samkeit, die  Kaiser  Josef  II.  ihnen  entzogen  hatte,  wurde 
R.  j.  *.  -Vr.  104,  mit  dem  Rescripte  vom  2.  November  1700  das  Ausschuss- 
raths-Collegium wieder  in  Activität  gesetzt. 

Dasselbe  bestand  aus  8  besoldeten  und  8  unl>esoldeten 
Mitgliedern  der  vier  .Stände  zu  gleichen  TheiliMi,  \'on  welclmii 


tUf    der    lir**»   ol»»;ri'n  Siüiulf:  a?i  jährlichem  (inhalt   jjn  fl;, 
tlifir  iler  Slädl»-'  22^  fl.  trrhu:Ilcn. 

Ihre  l)ifn»U<<it  wunht  auf  A  Jahre  festjfesetzt,  doch 
IctHiiiLii  hi<?  um  \v«ilL'r«  .^  Jahru  verlänjif«rt  werden;  in  beiden 
hallen  war  dir  Wirksa.mk«;it  il»:r  <i(;wählltn  V(m  df-r  allc-r- 
h«"»ch>ii-n  i^t/stiuijf  uii)>{  alihangi^  und  wurde  diu  Wahl  I.mdes- 
fürstlirher  lUiamlen  jifestattul. 

hiis  ("nn.'k.nHm  hattr  ilic  Cnntrole  im  Wirtsi'hattswesen, 
(h»!  Aulnuhine  iU;r  Kcehnuni^tMi,  «li«  Vorlajje  dr-r  l'-laburat«  t 
iti  wichlijjen  l.andu!^Ang'olejjfenheit4;n,    furner  di«  (H^Hmnin 
schaftUdif  Herathun>f  mil  dum  VirrordnulL-n-ruUuj^ium  und 
in  ['älltMi  dtir  Drinj^Uchkeit  mit  diesem  auch  das  Rechl  dur 
Hntsch(Mduny^. 

Ih  dieser  Weise  wirkte  hs,  bis  die  Kruiynisse  des  Jahro» 
iRjH  seiner  Activitat  ein  Ziel  ^elzten  und  auf  (irurul  des 
Mini.sterial-Kriasses  vom  14.  April  iKjr;  seine  Vereinigunjf 
mit  dem  Verordneten-Collej^ium  erfoljjte,  von  tla  an  «s 
unter  clein  Xainen:  Vuroinijflui»  Kundesuulle^rium  dessen 
Si  liicksale  Iheilte. 
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Wie  schon  dar  Name  dieses  ("ollejf  iums  andeutet,  war 
dasselbe  die  vormals  ständische  l'ontrolsbehnrde,  welch«; 
aus  Mitgliedern  der  vier  Stände  bestand  und  die  Auf^^-abe 
halle,  die  Übereinnehmeranits-,  wie  übt;rhaupt  alle  Rech- 
nuRffen  yienau  zu  prüfen  und  nchii;(  zu  stellen. 

I  )ie  Mitj^lieder  di»jses  Colle^iunis  i^KaitrUthe  genannt) 
wurden  durch  Wahl  eines  jeden  der  vier  Stände  htexu  be- 
rufen, wobei  dieselben  Normen  g'aUen.  wie  bei  den  Ver- 
ordneten. 

Ueber  die  ei(fentliche  Knlstehung-  dieses  Colle^iums  und 
die  Dauer  der  Dienstzeit  seiner  Mit|;flieder  Hess  sich  nichts 
Bestimmtes  auffinden:  im  Jahre  i(»o6  durfte  ein  Raitrath 
des  Herrenstandes  nicht  länger  als  4  Jahre  verbleib(m, 
was  wohl  auch  bei  den  übrij^cn  der  Fall  gewesen  sein 
mochte. 

Im  Jahre  1655  wurde  die  Dienstteit  auf  6  Jahre  fest- 
jrcHetzt,  auch  erhielt  jeder  Raitrath  der  drei  oberen  Stände 
statt  den  bisher  bezoy^enen  I.ieferyeldern  einen  (iehalt  von 
500  ITialem,  jener  der  Städte  von  250,  sowie  beim  ^Yntritt 
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des  Dienstes  dun  soy«nannt«n  Raitpfcnnig  (u  Ducatun) 
und  büim  Austritt  eine  Recompeiice  von  jou,  beziühunxb- 
uei&e  150  Thalern. 

DiH  [nätrui'tioTi  vuin  2u.  Nuvbinber  it>6o  bestätif^j^t  da« 
Voryosai^lc  und  gibt  dl«  Vt.Tpflio.htuüffen  der  Raitrathu 
nähur  bekanni,  welche,  über  AuHürdurung  der  N'erordneteii 
vom  Raitrathsprüjiidentcn  einberufen ,  ihre  (Tcschäfte  in 
ordentlichen  Sitzuiijfon  verrichten  mu!>!>ten,  wobei  ihnen 
ein  eigener  Sccretar  in  der  I*erson  des  damalifren  Registra- 
tors  Moser  zugeordnet  war,  desäeii  <^}bliegenheiten  die  ihm 
ertheilte  Instruction  vom  j^leichen  Datum  enthält. 

Keinerlei  Aenderun^^  in  Ansehung:  der  (ieschäfts-l''üh- 
runyr  enthäU  die  Instruction  vom  10.  September  171H,  nur 
mit  dem  Unterschiede,  dass  die  üblich  gewesenen  Recom- 
pensc  für  die  austretenden  Raiträthe  auf  Grund  de;.  Wirt- 
schaftsschlusscÄ  vom  gleichen  Datum  eingestellt  und  die 
Gehalte  auf  750  fl.,  bezieh ungsweiäe  373  fl.  festgesetzt 
wurden. 

Eine  Resignation  des  Grafen  von  Starhembcrg  im 
Jahre  1724  lässt  ersehen,  dass  auch  bei  diesem  Collegium 
ein  Mitglied  des  Uerrenstandes  das  l'räsidiuni  führte. 

Die  mit  dem  kaiserlichen  Rescripte  vom  17.  December 
1749  den  Ständen  enlzogciie  freie  Vermögensgebarung, 
insbesonders  aber  die  in  dem  Rescripte  vom  15.  AprU  1750 
anbefohlenen  Rrsparungen  und  Reductionen  nahmen  auch 
auf  das  Raitrathscollegiuin  Kinlluss. 

Die  Zahl  der  Raiträthe  wurde  bei  dem  Minwegfalle 
dt-r  ^[ilitärniarsch-  und  Verprteg^rechnungon  von  8  auf  4 
reducirt,  von  welchen  die  4  jüngeren  abzutreten  hatten, 
auch  durften  vor  deren  Minrückung  in  die  höheren  Stellen 
keine  neuen  Wahlen  vorgenommen  werden  und  würfle  zu- 
gleich angeordnet,  dass  künftig  keiner  /.um  Verordneten 
zu  wählen  sei,  der  nicht  früher  das  Raitrathscollegiimi  fre- 
quentirt  und  sich  dadurch  die  erforderlichen  Kenntnisse 
angeeignet  habe. 

Die  dagegen  eingebrachte  Vorstellung  vom  12.  Juni  1750 
ist  erlulglos  geblieben:  das  Rescript  vom  2.  Juli  1750  hat 
M.  sie  als  ungenügend  /urückgewiesen. 

Jnücs  waren  sdiyn  im  Jahre  1754  wied^^r  8  Raiträthe 
und  zwar  infolge  allerhöchster  Kntschliessuug  vom  2.  MärZj 
mit  welcher  genehmigt  wurtie,  dass  jeder  Stand  einen 
Supernumerär  -  Raitrath  mit  der  halben  HesoUUmg  wühlen 


a  I. 


Mit  dem  He>finne  des  sechzehnten  JahrhumlKils,  des 
dar  Reformen  und  innen:n  G«ft«:ljcj{Kbunjf,  a\»:r  auch  dur 
immer  höhur  ijcstoi^iTton  AnfordcrunvTL'n  und  lirdürfnis-v* 
dt;s  Staates  inlolj^u  andauernder  Ivrie^i^  mehrten  siuh  auch 
diu  lieschäflu,  musston  l.ocalitaten  vorhanden  sein,  wo  diese 
(itischäftt!  besorgt,  wo  dio  zur  R(;ije!  i^uwonluiiL-nPostuIatcn- 
landtu^u  ab^fchalten ,  die  Schriften  und  l'rkunden  ver- 
wahrt werden  konnten. 

Dicso  l.ocalitätcn  konnten  entweder  nur  iferaietete  Miin, 
otler  sie  wurden  in  den  ersleren  necctmien  des  erwähnten 
Jafjrhunderts  von  irg^end  einem  Ständern itglie de  in  seinem 
eigenen  Hause  zu  diesem  Zwecke  zeitweise  überlassen. 

Ks  mussto  daher,  je  mehr  sich  die  Geschäfte  häuften, 
den  Standen  daran  gele^fen  sein,  ein  ständiges  Local  ni 
ttrhalten  und  sie  fanden  es  in  dem  Mjnoritenkloster  zu 
l.in/.,  mit  di'sson  Ouardian,*  (ieorg  Haselhueber,  unter  Zu- 
MimmunK:iiml  Miiteriij^funvr  des  Ordenspronnzials  Sieymund 
(.tortner,  die  Vnronlneten  I.udwijf  Abt  zu  l^mbach,  Eras»- 
mus  von  StnrInMnbi»rij,  i\rasmus  von  (Vreissenegg  und  Jakob 
tUtmayr,  Uürnermeistcr  von  l.inz,  am  Krcitafjfe  nach  l'eler 
M.  Nr.  I.  und  Unul  i^jo  einen  Vertrag  abschlössen,  demzufolge  ihnen 
i^lniu^o  KloKterlorulitäten  mit  g-leiehzcitig  gestatteter  Adap- 
tirung  ilursolben  tff^fen  jährlich  lo  Pfund  Pfennige  miet- 
weisi'  übrrlasst'U  wurden. 

IM«  Abrilchi  König  Kor<linand  I.,  diese  l.ocalitäcen  /u 
einem  SpUaK»  zu  verwenden,   gab  xu  dem  Beschlüsse  der 
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auf  ilfrn  T.undUi}^«!  am  lo.  April  ij^.sj  v'i:rs.iinnii*Uen  StÄtKle  1.<-Nr.  ij. 
AiiKiss,  i\vn  ).and';shaiiplm.inn  Hahlinsar  vuii  IViNing"  zu 
ersucbrii,  biji  Sr.  Majestät  zu  v<,'riiiitii-In,  tlass  ili;r  Mint- 
vürtrag-  vom  Jahn?  i5.iö  aufrcdil  <:rhiiUt:ii  w«rtlr,  uii*I, 
W';nn  suluhes  iiii'ht  zu  iTlani^»-»  wän-.  die  Vt-Tordtieten  zu 
beauftragen,  sich  um  andere  Localitiiten  umzuseiion. 

Im  Jahre  1557  wurde  mit  dem  jjfodachtcn  (Juardiiin 
ein«  vcrtraulichi:'  Vifrabrrduntr  .iffptloijnn,  welcher  jfomäsH  i»  >■  t»  Ni 
*las  KlosttT  mit  VorwissiMi  des  Ord<'ns|irovin/ials  und  (ti?- 
nehiiiif(ung  Sr.  Majestät  nach  dus  Ouardians  Ableben  den 
*lrt)i  oberen  Stünden  Rl^*"  g^ewisse  Ufdingungen  üb«ir- 
laMJuni  wtirdun  soIUj. 

Der  Mangel  an  Ordensbrüdern  in  damaliger  Zell,  wo 
ein  Gros>siheil  der  Kinwobner  Oh^rnsterreichs,  namentlich 
der  Adn)  und  dir  Stiidtebi-wohner,  der  neuen  I.rhre  bid- 
ülgten,  mnchte  wuhl  die  Alnrdung  drs  Klosters  von  Snit«* 
des  (Jrdensprovin/.ials  erleichtert  haben,  wie  aus  dem 
Kescripte  vom  4.  November  1557  zu  u-rsehen  ist,  mit 
welchem  König  l'er4linand  den  I.amleshauptmann  und 
Vieedtmi  bnauftragtH,  die  Verenhuiten  zu  verständigpn, 
daNS  er  nach  llnbereinkonunen  mit  dem  Ord*;nsprovinziaI 
das  erwähnte  Kloster  mit  Ausnahme  der  Kirche  und  deren 
Stiftungen  den  Standen  gegen  gewisse  ÜiKÜngungen  zu 
eHiem  I-andhause  überlassen  wolle. 

linier  diesen  Bedingungen  iKifanfl  sich  auch  die  W<di- 
nung  sainmt  (rarten  für  einen   Kaplan,    was   den  Ständen 
ungelegen   schien    und    sie   deshalb    veranlasste,  die  Ver-    i. «.  Wr, .». 
mittlung  des  Vicedoms  nachzusuchen,    dass   es    hievon  ab- 
kommen m<k;hte, 

Dieses    wurde    mit    der  Resolution    vom   ^  1 .   Octoher     i. .:.  Nr.  4. 
'557  geoehn)igt   und   dem   Priester    die  Wohnung   in  dem 
DrMtfaltigkeits  -  Pfründenhause   in    der    Hahnengasse    ange- 
wiesen. 

Die    Schlusshandlung    hierüber    zwischen    den    kaiser- 
lichen Commissärcn  und  den  Verordneten  der  drei  oberen 
Stände   geschah    am    20.   Jänner   i55i>,    worauf   auf  lirund     f.«.  Vt.  (■ 
der   kaiserlichen    Verachreibung   vom    12.   November    1560     i- «.-  >>.  (k 
infolge   des    an   den    Landeshauptmann    und    V^iccdom    er-     1.  c.  s».  f. 
gangenen  Befehls,  nach  gegenseitigem  Austausch  des  kaiser- 
lichen Ue bergab sbricfes  und  des  Reverses  der  Stände  vom 
iH.  Februar  ijüa,    sowie   nach    Erlag  von   800  tl.    für    den     1.  i.  Nr. ». 
Orden  und  von  200  H.  für  das  Dreiialtiijkeits-Pfründenhaus     1.  c  sv.  .j. 


I>.  tu.   l. 
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am  ij.  Mai  1363  die  Hinantwortun}^  des  Kio:»i«;r»  un  diu 
drei  oberen  Stände  erfolgte. 

Ausjjfenommen  hievon  waren  die  Kirche,  der  unterste 
<yadem  des  K  reuxg-anges  sammt  den  bniden  Kapellen,  auch 
wurden  die  Stände  verpflichtet,  der  Kirche  Dachwerk  in 
baulichen  Khren  und  We^en  zu  erhalten. 

Xun  die  Stände  nach  scclisjähn^cn  Verhandlungen  im 
Besitze  des  Klosters  waren ,  wurden  die  liinleitunjjen  zum 
Baue  getroffen  und  zwei  Standesinitglieder,  Dietmar  von 
LoNenstein  und  Hildebrund  Jürger  al.s  Hauherren  ernannt. 

Nach  der  von  den  Verordnelen  Siegmund  Propst  zu 
Florian,  Anton  Abt  zu  (»arsten,  Wilhelm  von  Volkerstorf, 
Siegmund  von  Polheim,  Michael  Hoh*?nf«lder  und  Bernhard 
Schifer  unterm  18.  Uclober  15ÖJ  ausgefertigten  In»trucliun 
hatten  sich  die  Bauherren  vor  allem  um  eine  im  Baufache 
kundige  l'erson  umzusehen,  welche  einen  Plan  verfasse, 
um  die  für  die  Stände  erforderlichen  l.ocalitäten  in  dem 
zu  erbauenden  l^ndhause  unterzubringen. 

Diese  l.ocalitäten  waren  die  Keller  und  Liewolbe  zur 
Aufbewahrung  der  (teräthschaften  und  Kriegsrüstung*«i 
(Rüstkammer,  worüber  ein  eigener  ständischer  /eugwart 
liestellt  war\  dann  die  Wohnung  für  den  ITiürhüter.  In 
den  Stockwerken  waren  es  der  grosse  Sitzungssaal  der 
Stände,  die  Rathsstube  zu  den  Versammlungen  der  Vor- 
onlneten,  das  Obereinnehmeramt  und  Archiv  in  feuer- 
sicheren Gewölben  zur  Verwahrung  der  Gelder,  Urkunden 
und  Bücher,  die  Kanzlei,  die  Secretärswobnung,  dann  das 
Zimmer  für  das  Gesinde  der  Landleute  zur  Bedienung, 

Die  Bauherren  wurden  ferner  angewiesen,  nach  ( lenehnii- 
gung  des  von  ihnen  vorgelegten  Planes  mit  einem  Maurer-  und 
/immermoister  hinsichtlich  der  Bauführung  und  der  Kosten 
einen  Vertrag  zu  schliessen  und  sodann  eine  fachkundige 
Person  zu  bestellen,  die  als  ihr  L'nterbaumeister  oder  Bau- 
schreibur  (von  da  an  bleibend)  den  Bau  überwache  und  sie 
von  tlnm  Verlaufe  desstrlben  in  Kenntnis  setze;  »mdlith  wurde 
buschlusson,  den  Bau  im  l-'rühjahre  1504  in  Angritf  zu  nehmen. 

Bei  der  vorgenommenen  Demolirung  des  Kloster- 
gi'bäudes  hatte  sich  indes  gezeigt,  dass  ohne  Hinzugäbe 
des  untersten  Kreuzganges  und  der  beiden  Kapellen  kein 
onlontlichos,  dnm  /werke  entsprechendes  Landhaus  sich 
erbauen  lasse,  dalu^r  die  Stände  durch  ihre  Abgeordnetun, 
darunter  Dietmar  von  l.uscnstein,  ein  Majestätsgesuch  um 
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reoerlassung  obiger  lieslandtheile  überreiuhten  und  zu- 
Vfleich  die  weitere  lütte  beifügten,  zu  jfestatten,  zur  Ge- 
winnung- des  Raumes  „mit  Etlicher  Zyniur  Venstem  auf  die 
Staltuiaur  farn  vnnd  i^craichen,"  sowie  auch  den  unler  dum 
kaiherlichen  Schlossi.-  jfek'j^enen  allen  Ziugelstadl  während 
des  Baues  benüt/en  /m  dürfen. 

Diese  dreifache  Hitto  erhielt  mit  der  Ke»olution  vom 
io.  December  t^b^  die  allerh»ichste  (»enehnii^jfnnif,  erneuert 
und  Iwikräftiyl  in  Ansehunjf  des  ersten  l^unktes  durch  di« 
Conce»dunü- Urkunde  vom  5.  Jänner  156O,  mit  welcher  den 
drei  oberen  Ständen  der  von  ihnen  nachj^esuchte  unterste 
Krcu/^fang-  s.-immt  den  beiden  Kapellen  zur  unbehinderten 
Benützung  für  die  Krweiterung  des  bereits  im  Hau  begrif- 
fenen I^ndhauKes  gegen  Hrlag  von  weiteren  1000  fl.  über- 
la^>»en  wurde. 

Was  den  zweiten  Punkt  des  Majestätsgesucheb  betraf, 
so  wurde  dervilb«  in  der  Resolution  vom  20.  December 
I5(>(  zwar  gent-^hnngt,  jed(K:h  mit  dt^r  Bedingung,  „dass  die 
titwa  des  J-ichtes  wegen  dutch  die  Smdtiiiauer  eröffneten 
Kenster  höchstens  1  und  i  %  Schuh  breit  und  hoch  sein 
dürfen,  dieselben  audi  durch  eiserne  Gitter  wohl  vtirsiehert 
suin  müssen,  wie  nicht  minder,  dass  die  Wuhr  oder  der 
Ciang  auf  der  Stadtmauer  frei  gelassen  und  auf  der  Stände 
Kosten  gewölbt  werde.'' 

In  Ansehung  des  Baues  und  der  Ausführung  liessulben 
sowie  der  Meister  und  Künstler,  welche  dabin  beschäftigt 
waren,  läs^it  sich  nichts  angeben,  da  weder  l'Iäne  noch 
Acten  hierüber  vorliegen. 

Aus  dem  lielretungsdiplume  JCaiser  Maximilian  11., 
Datum  Prag  24.  Februar  1570  geht  indes  hervor,  dass  der 
Hau  um  diese  Zelt  schon  ziemlii:he  I-'tirtschrittc  gemacht 
hatte  und  den  Standen  noch  vor  Vollendung  desselben  daran 
lag,  die  Befreiung  ihres  Hauses  zu  erwirken,  die  ihnen  mit 
dem  vorerwähnten   Diplome  ertheill  wurde. 

Oa-vielbe  imthält: 

Die  (Tleichstullung  des  Hauses  mit  jenem  zu  Wien, 
darin  die  Stände  ihre  Versammlungen  und  Kanzleien: 

Freistätte  für  j<;nf^,  *l\e  ilarin  .Schutz  sui-ln-n; 

Hefrciung  von  allen  .Steuern  und  Abgaben; 

Abhaltu?ig  viin  llochzöiten  und  hreudenfustun  der  Mit- 
"gliuder  des  I  U;rren-  und  Kittrrsiandes; 

Verbut  des  debrauchei  der  Wafton  u.  s.  w. 


r..  ,v  i. 


11.  t  i.  n. 


n. 


H.   Ifj.  31, 


M.  »1.  ,j. 
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DlvNu  Bi*rrr:niri>;    ütrs    I.AtiilhaUM:»^    wumjt  die    Sländt* 

zup-U;irh  auch  das  Rt.flit  zur  Au^Übun;;  der  JuriMliction 
iih«r  ihm  AnijThörijf*.'!!  urnt  im  l.amlhnu.".n  VV'uhn*-n*I*'n  t«r- 
lanji^tirn  und  au<:h  au^uhlvii,  wurde  criiuuert  und  bekräfiifft 
vun  Kai:>er  l'urdinanil  II.  mit  Diplmn  vuni  .>H.  Jänn<'r  itnj 
und  Kai^-T  l'urdinand  III.  mil  Uiplom  vom  J3.  Jänm^r  iCijS. 
Die  Kusolution  vom  ^o.  I'cbruar  1571  läüst  ind>»  vr- 
siAitiU,  ilass  di»;  droi  cih<,TMii  StSn«!«*  din  I  jiiidhauslx^trr'iun^ 
für  sii-h  alh;in  beanspriichtiMi  und  ili«  Au-Hschllfissunt^  »!»*s 
>'iirrtcii  Standr-s  vun  dir  Ihuilnahnm  an  dt-n  Rrehlnn  diese» 
llausf^H  verlan^ti;n.  dur  Kaiser  jududt  ihnuu  bedeuten  Ilc«i6» 
ijass  sie  hievon  llmt^anjf  nehninn  miHdilen.  weil  dies  die 
Kinig^keit  slfpren,  und  drr  vierte  Stand,  der  duch  mil  den 
übri>(un  Ständen  einen  Körper  bilde  und  aU  Milsland  auf 
l.andlag'en  und  sonf>liifen  Ver^anuulunj^en  im  I jtndbaust; 
Zutritt  und  Session  habe,  es  als  Al>stin<lt^run>{^  auHidien 
würde^  und  weil  nicht  r.u  r.wejfeln,  dass  derselbe  uitiu  vur- 
hältnistnässi^t:  Bcitru^slinstuni^  /u  den  I  UindhausktiAten 
nicht  verweijfurn  werde,  für  welchen  l'all  die  Siänile  er- 
mahnt werden,  ihm  die  jfhjiehe  Iheilnahme  an  den  l'riv-i- 
lu};ien  des  Landhauses  /.u  gestatten. 

Diese  An5|eh;y;enheit  kam  nn,*hrtiial  in  Anrejj;uni^,  m»- 
besondere  im  Jahr«  l^7^,  wo  tieorg'  von  lluheneck  in  der 
Instruction  vom  13.  September  angewiesen  wurdo^  beim 
Kais**r  zu  erwirkiMi,  dass  di«  l.andhausbefreiunjj;  nur  für 
die  drei  oberen  Stiiiule  tieltun^  habe,  ^weil  Sy  sich  aus 
beweg'Uchen  Vrsachen  mit  dem  vierten  Stundt  uU  denen 
von  Stetten  bishero  nicht  verH^liechen,  vnd  den  aulg'M- 
wendlen  Vncosten  in  solch  l^ndthausjfeheu,  auch  icin 
orkhaufFung-  bishero  allein  ausjjestanden  haben/ 

t.  •,  iiti.  |.v>.  Im  Jahre   1374  ersuchte  der  vierte  Stund  um  endliche 

Hrtheilunp^  eines  schrifüichcn   Bescheides,  wessen  er   »ich 
m  versehen   habe,    und   erhielt  ihn   mit  der  Antwort    der 

I. ..  F..1. 3J.K  Verordneten  vom  31.  März  157  j.  worin  ihm  diese  erwiderten, 
dass,  wenn  er  sich  herbeilasse,  zu  den  (Tesammtauslajjren 
den  vierten  Theil  beizutragen,  er  sodann  an  den  Rechten 
des  l^ndhauses  ^^leichen  Antheil  haben  soll. 

Ob  eine  l'Tklärunjtr  in  diesem  Sinne  oder  ülierhaupL 
ein*!  I'>klärunif  des  vierten  Standes  ein^^^lan^t  ist,  ist  nicht 
bekannt;  der  Umstand,  dass  die  Städte- Abgeordneten  an  den 
L*eätlichkeilen  und  Tafeln,  die  auf  Landtajjfcn  und  bei  son- 
stigen Anlässen   damals  sowohl  als  auch   später    bis   sum 


V.A.  Ol. 
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Jalire  1847  im  I.andhause  eine  (TCpflo^^enheil  waren,  niclit 
Antheil  nahmen,  macht  es  wahrscheinlich,  dass  keine  Kr- 
klärunjj  ping^elanj^  sei,  von  den  drei  oberen  Ständen  sohin 
der  Absatz  6  des  Befroiunyrsdiploms  festgehiilten  wurde. 

Das  im  Jahre  i^y\  vielleicht  bChon  vollendete  oder 
der  VoUendunK"  nahe  I-andhaus  vor  l-"euer5j»efahr  oder  an- 
deren Schaden  zu  bewahren,  suchten  die  Stände  auch  jene 
beiden  Häuser  käuflich  an  sich  zu  brinf^en,  diu  im  Laufe 
der  Zeit  auf  jenem  l*latzc  erbaut  worden  sind,  wo  einst 
der  Mairhof  und  die  Wajirenremise  der  Minoriten  jfestanden 
hatten,  nämlich  das  I^andauische  und  sojjenannte  Pfalz- 
(toldschmidähaus. 

Sie  wendeten   sich   daher   mit  Eingabe  vom    20.   Juli      '•  's-  j. 
1571  an  den  Kaiser  mit  der  Ritte,  die  erwähnten   Häuser 
g^ejren    Kntrichtun^    der   zum   OrRifaUigkeits-Pfründenhaus 
zu  leistenden  (iaben  nach  lünvornehiiien  mit  den  Besitzern 
erkaufen  zu  dürfen. 

Kaiser  Maximilian  erwiderte  in  seiner  Resolution  vom 
j.  Au^st  1571,  dass  er  den  Vicedom  und  I -andschreiber  "  i^.  v 
bcuuftragt  habe,  diese  Anjyeleyenheit  durch  Beiziehunjf 
einiger  Verordneten  und  aus  dem  Mittel  der  Stadt,  sowie 
der  Hauscig-enthümer  im  commissionellen  Weg-e  auszu- 
tra^n,  damit  sowohl  die  Stadt  in  ihren  Rezügen  und 
die  Hauseigenthünier  in  ihren  Rechten  nicht  beein- 
trächtigt werden,  als  auch  den  Ständen  nach  ihrer  Zu- 
sicherung zur  Krsatzle istung  nach  Thunlichkeit  willfahrt 
werden  könne. 

Es  ist  jedoch  damals  zu  keiner  Kaufshandlunj^  ge- 
kommen; dies  geschah  erst  lange  nachher,  und  zwar  hin- 
sichtlich des  1-andauischen  Hauses  im  Jahre  1648,  wo  das-  i>.  n. »«.  i> 
H**lbe  laut  Vertrag  vom  8,  Scpteml>er  vom  Heinrich  "Wil- 
helm (irafen  von  .Starhemberg  um  den  Hetrag  von  looo  H. 
an  die  Stände  verkauft  wurde,  dann  in  Ansehung  des 
Goldschmidshauses,  welches  die  Stände  im  Jahre  1053  von 
dem  damaligen  Besitzer  Hans  Christoph  Khellerer  um  den 
Betrag  von  iSoo  H.  erkauften.  —  Beide  Häuser  befanden 
sich  zwischen  dem  J.ardhause  und  dem  ehemaligen  (irien- 
thalischen  Hause,  jetzt  Theatergasse. 

lüne  Angelegenheit  von  hoher  Wichtigkeit  für  die 
.Stand»!  war  die  Eröffnung  eines  Thores  durch  die  Zwing- 
niauer,  um  von  da  mittelst  einer  Brücke  über  den  Stadt- 
graben auf  den  Stadnvali    zu  gelangen,    denn    der  Raum 


^    tto   ^ 
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unter  dem  >rewö1bten  grossen  Saale  war  lan^,  und  sofern 
ihm  nicht  von  clrir  SüHwit'»  I.jchx  zukam,  finster. 

Mit  <lcr  lirnffnun^  des  südlichen  Kinjf:inpMhores  in 
Vcrbinduni;  stand  ilur  Wunsch,  die  Stadtniauur  und  den 
ZwinJf^^r  in  d<'r  j^^anzcn  südh*<-htrn  und  westlichen  Ausdeh 
nunjf  des  Landhauses  zu  ervvrrben,  nicht  nur  aus  Sicher- 
heitsrürksirhien  l>ezüylirh  der  g'egen  den  .Sta<hgTab«i  an- 
y«brarht<Mi  VOnster,  sondern  auch,  um  nicht  weg^o  jedt^ 
Keparatur  odi;r  Aenderung  am  finbEudp  ,die  sunderlicbr 
Hegrüossunjif  und  V'er^nsiivfun^f  derer  von  lAn/.,  od«?r  Ihrw 
Zwinpirs  Verwalter**  nachsuchen  zu  müssen. 

Sie  stelUen  demnach  mit  Kinsrhreiten  vom  I3.  Mai 
1570  beim  Kaisi;r  die  Hittej  di«  KröffnunjjT  des  Thores  so- 
wohl als  die  ei^cnthündiche  L'eberlassun^  der  Stvidtntaucr 
unH  df«4  ZwinR^ers  zu  bewillijtfen  tmd  machten  sich  verbind- 
Hch,  für  ilie  sichere  Verwahrung"  dtts  ITiores  zu  sorgen, 
win  auch  die  Zwinjfmauer,  soweit  ihnen  dieselbn  einjfernumt 
wini,  auf  ihre  Kosten  zu  erhaltt;n  und  . daneben  in  Vnfridls 
oder  aiub;rn  unuenneidlichen  notturften  bimmelten  den^n 
von  l.inJ!  die  wöhr  fri'V  offen  vnnd  imnerhindert  g-ebraurhen 
XU  las>rfTn'*. 

I)*>r  hiffrülwr  im  Auftrage  des  Kaisors  vom  i^nd**s- 
hnuplmanni-  l)i<Hmiir  von  Kn-ienslein  um  seine  Aeiissorung 
Ifefrayte  l.inxiM'  Stadimaj^nstrat  hat  dieselbe  mii  Werinhl 
vom  30.  Juni  1570  abjjejjübfn ,  und  darin  besonders  her 
vurpohobrn, 

dass  ihm  der  Schutat  der  Stadt  durch  siinjsame  B*- 
wachuns"  der  Thore  anvertraut  wi.  **r  auch  Thon*  umi 
Wöhrr-n  im  baulichen  Stamlo  ^u  »»rhniten  habt'  unti  ihm 
von  Sr.  Majt'stät  zur  Zeit  dt»r  Aufnahme  d<:r  lluhliifimg' 
die  Schlüssfd  der  Stadithore  ub«rffeb«n  worden  seien; 

ilass  Iwi  der  iji'slallet»*ii  'n»or»*rÖffnun!r  nicht  mehr  dl^ 
Stadt  allt'in  für  die  Sr|ili(»ssnnj;  der  Thum  verantwort- 
lich sein  könnr: 

dass,  Wf'un  aucli  *mii  Vhürl  b««i!«»h*^,  wozti  dif  Stadt 
d(jn  SchlüsM'l  nicht  hat.  dasst^lli«-  nur  zum  H(*hul>  dus  Salz- 
Kin-  und  Austrasvns  auf  lif'fehl  d*w  Kais«*rs  durch  ^s 
Staihmain'r  irnbrochon  wurde; 

dass  das  'l"hor.  um  den»  Kinjrang-e  *um  l^indhause  I.ichi 
TU  jft'ben.  Metsoffen  sein,  somit  jiMrm  Vt-rbr^-her  »^  leicht 
nwchen  wurde,  im  t.andhAU<ae  Zuflucht  zu  swrh»*n  und  dem 
Studl^vrichln  sieh  iMiliiehfMi  jru  kAnmm: 


dass,  wenn  auch  die  Stände  im  l-'allc  der  Nothwcndijy- 
keil  die  Wöhr  offen  und  frei  zu  lassen  erklären,  dies  doch 
nicht  immer  schnell  jijenuy  geschehen  und  der  Siafit  auch 
bni  Ui'nötbijiunjf  d«r  Wnhr  vurjjeworfwn  w«rdi;n  kiinfie^ 
dass  sit;  int  Landhaus^  nichts  /.u  schaffijn  hahr;.  tihwold  ihr 
di<«ie  bis  /um  kaiserlichen  Schlosse  luhrende  Wühr  zu- 
g-ehüre  und  sie  auch  die  Schlüssel  zu  den  Aufjfänffon  seit 
urdenklichen  Zeiten  in  Verwahrung  habe,  sie  daher  dabei 
j^eschüt/t  zu  werden  hoffe; 

das»  das  kaiserliche  Sthloss  sowohl  als  die  Stadt  vernn'lj^e 
ihrer  örtlichen  J-age  am  meisten  den  feindlichen  I'jnfullen 
ausg-eset/t  sei:  das  Ulmen  <Uis  Walles  bnim  l.antlhause  da- 
her von  dieser  Seit'?  die  Sirherlieit  der  Stadt  bcdrtthen 
würde; 

dass  olinehin  vier  Stadtthorc  bestehen  und  eines  tla- 
von  nur  200  Schritte  vom  J^nndhause  entfernt  sei,  durch 
welches    die  Stänile  ihren  freien  Aus-  und  Zug'ang'  haben; 

dass  c;ndlich  in  Ans«hunj;  dnr  l»:|^ehrten  taijjentluim- 
lichen  Ueberlassun«'  dt•^,  Zwinfjers  die  Stadt  hofft;,  dass 
ihr  derselbe  als  ihr  Eig^enthum  belassen  werde,  wog-ejfen 
si«  «rkläre,  den  Zwinger,  so  oft  ihn  ilii'  SL'inde  wrgen 
Reparaturen  am  (iebäude  oder  in  irjifüid  einf-r  W'eisn  >>e- 
nüthtgen,  jederzeit  xu  öffn«n. 

Aus  der  hierauf  erflossenen  Resolution  vom  15,  Mai 
1,^72,  welcher  die  vorstehende  Hingabe  (h^s  I.inzer  M.iiji- 
stral<--s  aiig<*scldussrn  war,  läs^l  sich  ersr^hen.  dass  dirselbe 
beim  Kaiser  Würdigung  gefunden  hal»'. 

Nichtsdestoweniger  überreichten  die  drei  oberen  Stände 
unterm  |.  Jnni  15;^  ein  neuerliches  Majesiütsgesuch .  dass 
sie  die  in  langer  F.r/ählung  vorgebrachten  UewegßTÜnde 
des  I.in/.cr  Magistrats  zwar  mit  wenigen  Wortt^n  gründlich 
widerlegen  könnten,  eine  Augenscheins-Commission  jedoch 
den  eigentlichen  Saohv»;rliaIt  sicherer  werde  erheben  können, 
als  ein  langes  Hin-  und  Werschreiben  dies  vermag,  sie  da- 
her um  die  Genr'hmigung  zur  X'omalune  einer  solchen 
Commission bitten,  weicherauch  der  eben  in  Linz  anwesende 
geheime  Ruth   Leonhard  von  Harrach   beiwohnen  konnte. 

lYui  Resolution  hierauf  vom  20.  Juni  war  keine  gün- 
stige; der  Kaiser  fand  Bedenken,  der  Itittu  der  Stande  zu 
willfahren.  Denselben  Erfolg  hatte  das  auf  einer  Versamm- 
lung im  Jalire  J577  an  den  Hürgermeister  von  l.inz,  (ieorg 
iluetter.  mündlich  gesti-llte  Uf'gr-hrifn  di-r  Stänile;  i*s  wuniß 


I).    1^.   Ü. 


I,  c. 


!■  f.  1*1 


r>  ♦»-  *i 


1.4.  I..  ; 


sich   von  .Seito    des  I.inzor  Magistrats   auf  don   iVühorenl 
EnlKchtiid    des    verhtorbenen    Kaisen»    berufen    und    damit 
cnlschuldi^^l. 

Nun  blieb  die»«  Angelegenheit  oini)(e  Jahre  ruhen.] 
Ntfuerdinj^s  in  Anrejjung  kam  sie  im  Jahre  15Ä3,  wo  din 
auf  dem  Kundtagi;  vorKubraclite  I^itte  <k*T  Stand«  von 
"«■  KatHer  Rudolf  II.  mit  Resolution  vom  1.  April  ge^fen  Aus- 
•itnllung  eines  Ruvurseü  bewilligt  wurde  und  der  l-andes- 
haupimann,  Abt  Lrhard  von  Krenismün.%ter  und  der 
Vicedom  den  Auftrag  erhielten,  hinsichtlich  des  ReverncH 
mit  den  Ständen  sich  zu  vergleichnn,  die  sich  auch  daani 
Ijcreit  erklärten. 

Di»'  confcssionellen  M'irren  infolge  der  von  Kaiser 
Rudolf  anbefohlenen  Kirchen- Reformation^  der  im  Jahre 
i.ig.S  aui^cbrochene  Hauernauf^tand  und  die  zwischen  dem 
Ivaiser  und  seinem  IJnidcr  triherrog  Matthias  entstandenen 
Misshelligkeiten  haben  die  Thorirage  tn  den  Hintergrund 
gedrängt. 

11  II.  ..»  \r  ^  Wieder   aufgenommen    wurde  sie    tni  Jahre   1613,  wo' 

die  Stände  den  Verordneten  die  Weisung  ertheüien,  mit 
der   llioriiröffnung   auf  (irund   der  Bewilligung  vom  Jahra 
15SJ  *u  beginnen. 
L  (V  Kr.  B.  ].  Dies  i>t  nun  geschehen,  allein  Kaiser  Matthias  befahl^ 

t^s  zu  somer  Ankunft  damit  Innezuhalten,  worauf  die  Stande 
ein  Majt.'stät^esuch  um  Hi'willigung  zur  Ausführung  des 

.c  K».«.«.  »«.  bereits  längst  genehmigten  Uaue^  embrachteu  und  ihre 
Bitte  beim  l.andeshauptuianne  wegen  Vornahme  der  ihm 
ülw'rtragfntm  ronimts-sionellen  ]W.sichiigung  unter  Beischluss 
eines  Roverscntwurfes  in  den  Jahren  1014  und  1015  er- 
neuertoa;  aber  auch  diesmal  cxfolgte  kein  Endresultat  und 
die  bedauerlichen  ICreignisse  nach  Kaiser  Mattiiias  Tode 
waren  keineswegs  derart,  es  zu  erzielen. 

lliaju  geeignet  schien  der  Zeilpunkt  der  Uebergabe 
dos  Lanili^  ob  tler  Knus  von  Seite  Bayerns  an  die  kaiser- 
lichen l'onuniN>an\  den  di«  Stände  auch  benutzten,  indem 
»IM  die   Vermittlung   ditvior  Cownüss&rft  mit   Eingabe  vom 

ikijb^N«.«.  j<x  Juni    lUiit   nachsuchten    uml   im   September  desselben 

InN^i      Jahres  nUi    Majestät >Kvsuch    übetr&fcbten,    sowie   sie  auch 

im  Juli    lOjg  dem    \\\s\  der  IWwkkMmattuog  beauftragten 

Uiv«t      Idtndeshauiuntamt  tiraf««!   v^w  Uerber4orf  die  von   dem- 

•n^tWn  abverl.tn^trn  Motiw  d«*r  iMchg»**uc-hien  Thor-tTÖff- 

nun^f  miliheiUeii. 


I 
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Noch  che  dicä  letztere  geschah^  wurde  ihnen  am  8.  Mär;e  i>.  ivooNt.i^ 
itzif  ein  Schreiben  des  Linzer  Maj^istraies  zu^festellt,  worin 
derseihe  erklarte,  dßr  ThorerÖffnung  nicht  mehr  enig-egen 
zu   sein,    sofern    die   Stände   in    die   von  ihm    entworfenen 
Vergleichspunkte  einwilligen. 

Kine  Einigung  in  der  beantragten  Weist;  w'ürdn  wohl 
kaum  erzielt  worden  sein,  sie  wurde  auch  unmöglich  durch 
den  zwischen  den  Ständen  und  dem  Stadtmagistrate  mit 
Heftigkeit  geführten  Streit. 

Veranlasbung  hiexu  gab  das  am  ib.  März  luji  auf 
Anordnung  der  Verordneten  begonnene  Abtragen  des 
Stadtwall&s,  wogegHn  der  Magistrat  beim  1  .andeshauptmanne 
mündliche  Beschwerde  erhob. 

Der  Landeshauptmann,  der  sich  wohl  verletzt  gefühlt 
haben  mochte,  erliess  am  17.  März  an  die  Verordneten 
ein  scharfes  T)ecret  mit  dem  Befehle  zur  Einstellung  der 
ohne  sein  und  des  Magistrats  Vorwissen  vorgenommenen 
Abtragung  des  Walles. 

Die  X'erordneten,  durch  dieses  Decret  nicht  minder 
unangenehm  berührt,  erwiderten,  dass,  was  geschehen, 
nicht  eigenmächtig,  sondern  über  kaiserliche  Hewilligung 
geschehen  sei,  welche,  wie  dem  l.andcsliauptnianne  wohl 
selbst  nicht  unbekannt  sein  wird,  von  Sr.  Majestät  zur 
Zeit  der  in  I.inz  empfangenen  Huldigung  ertheilt  und  erst 
jüngst  vom  Kürstbtschüff  zu  Wien  im  Namen  Sr.  Majtistät 
mündlich  wiederholt  wurde. 

Am  iH.  September  wurde  ihnen  die  lieschwerdeschrift 
des  l.inzer  Magistrats,  worin  derselbe  gegen  die  Thor- 
eröfFnung  feierlich  protestirle,  zur  Aousserung  zugestellt, 
worauf  sie  erwiderten,  dass  sie  diese  litischwerdeschrift  ehe- 
stens widerlegen  werden,  inzwischen  aber  hoflfen,  dass  die- 
selbe weder  die  kaiserliche  (tenehmigung  aufheben,  noch 
die  Fortsetzung  des  Baues  hindern  werde,  wozu  alle  Vor- 
kehrungen bereits  getroffen  und  auch  die  nöthigeii  Mate- 
rialien vorhanden  seien. 

Bei  der  am  21.  September  zwischen  dem  Landeshaupt- 
mnnne  und  den  Ven>rdneten  stattgehabten  mündlichen  Con- 
ferenz  wurde  beschlossen,  dass  der  Bau  fortgesetzt  werden 
könne,  die  Verordneten  jedoch  ehestens  sich  erklären  sollen, 
wie  es  hinsichtlich  der  Verwahrung  des  Thores  zu  halten  sei. 

Diese  HrklÜrung  wunle  am  3.  t>ctober  abgegeben 
und  am    18.  desselben  Monats  folgte   die  Antvvort  auf  die 
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Üeschwerdeschrift  des  Linzer  Ma^i^trats,  worauf  ihnen  vom 
Lan<Ieshauptmanne  eine  wRitere  King-abe  ries  MadistratR 
vom  H).  November  mit  dem  Bcmerkeii  y-ug-eatellt  wurde, 
dass,  da  diese  Kingabe  in  mehreren  Punkten  wohl  Be- 
gründetes enthalte,  eine  freundliche  Uegleichunjf  /.wischen 
den  Verordneten  und  dem  Stadtma;^ istrate  zustande  kom 
men  mochte,  indem  sonst  für  nöthi^f  wrachtet  werden  müsftte, 
den  Sachverhalt  unter  Anschluss  der  beiderseitig-en  Er- 
klärung'en  der  hüchstnn  Entscheidung  lu  unterbreiten,  dii^ 
vielleicht  in  ein  und  anderer  I^eziehung  für  die  Stande 
minder  gün&tijif  ausfallen  möchte. 

Während  die  Verordnelen  dem  1  Landeshauptmann«  er- 
widerten, hierüber  die  Willensmcinun]^  der  Stände  zu  ver- 
nehmen ^  wendeten  sie  sich  gleichzeitig^  unter  Anschluss 
von  Abschriften  der  bisher  g^epflog'enen  Verhandlungen 
sowohl  an  den  Fürstbischof  t.u  Wien  als  an  den  Grafen 
von  Meyyau  mit  der  Bitte,  sich  der  Sache  der  Stände  an- 
zunehmen und  einzuwirken,  damit  es  bei  der  von  Sr.  Majestät 
bereits  ausg^esprochenen  TVwillig-ung  sein  Vorbleiben 
haben  möge  und  zu  Schimpf  der  drei  oberen  Stände  und 
Schwächung  ihrer  Freiheilen  nichts  Präjudicirlicheb  be- 
willigt  werde. 

Das  kaiserliche  Diplom  vom  ly.  März  iöj2  hob  alle 
Befurchtungan:  es  endigte  den  Streit  zwischen  den  dr«i 
oberen  Ständen  und  dem  ].tnzer  Magistrate  und  gab  den 
ersleren  das  Recht  zur  KrÖffnung  des  ITiores  gegen  den 
Stadtgraben,  zu  dessen  Erwirkung  m  Jahre  erforderlich 
gewesen  waren. 

Ob  mit  dnr  Fjbauung  des  südlichen  Landhausportals. 
zu  welchem  eine  Brücke  über  den  .Stadtgraben  führte, 
gleichzeitig  auch  das  Aussenportal  mit  dem  eisernen  Gitter- 
thor am  Fingange  zur  Brücke,  wie  solches  vor  dem  Brande 
im  Jahre  iHov  dort  gi.>>lundt:n  hatte,  hergestellt  wurde,  ist 
nichl  bekannt:  gegenwärtig  bildet  dieses  Gitterthor  den 
F.ingang  zum  C'asinogartun. 

Die  Zeitfolge  verlangt  «in  Zurückgreifen  auf  das 
Jahr  1.^;,». 

Die  xwtti  oberen  wo-ltHchen  .Stände,  Herren-  und  Ritter- 
staml,  zumeist  der  neuen  l.rhre  huldigend,  mochten  bei 
der  Bewurbung  um  das  Minoritenkloster  zum  Baue 
eine»  l^ndhauscs  wohl  auch  eine  Nebenabsicht  gehabt 
halMn,  nämlich  die,  ihr«*  Schule,  bekannt  unter  dem  Namen 
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I^ndschattsschule,  dasolb^t  unterzubringen,  dieselbe  desto 
leichter  üb(?nv.T.chen  und  mit  doren  F.rweiterunj^  der  pro- 
testantischen Kirche  einen  fruchtbaren  Boden  bereiten  zu 
können. 

Die  Uebertraj^nff  dieser  Schule  von  Enns  in  das 
I^ndhaus  erfoljftc  um  Martini  1574.,  weshalb  Mag^ister  Lorenz 
Püchler  die  Weisunff  erhielt,  mit  den  Knaben  bis  dahin 
in  Linz  einzutreffen. 

Ks  mussie  sohin  schon  ein  T.ocalc  für  diese  Schule 
vorhanden  jyewesen  sein  und  dürfte  dasselbe  jenen  Theil 
des  I^ndhauses  g-ebildet  haben,  wo  sich  jetzt  der  I.andtags- 
^&a\  und  ein  Theil  der  Landescasse  befindet. 

Diesen  Theil  des  Landhauses  nannte  man  den  hinteren 
Schulstock.  Er  mochte  nicht  unbeträchtlich  jjewesen  sein, 
wenn  man  in  Krwäjfunjf  zieht,  dass  das  gesammte  Lehr- 
personale und  ein  Grosstheil  der  Schüler  darin  wohnten 
und  ein  Oekonum  (.Scliulwirt)  für  die  Bedürfnisse  des  Leibes 
zu  sorgen  hatte. 

Das  Aufblühen  der  Anstalt,  deren  .Schülerzahl  binnen 
kaum  drei  Jahren  von  7  auf  y\  gestiegen  war,  verlangte 
eine  Erweiterung  des  Schulstockes  und  hier  zum  erstenmal 
wird  eines  italienischen  Meisters  envähnt,  Christoph  Canaval 
mit  Namen,  der  im  Jahre  1577  den  Bau  geführt  hatte,  zu 
dessen  Besichtigung  ein  gewisser  Hans  Bernhard  Hard- 
luann  berufen  wurde. 

Der  vorerwähnte  Canaval  und  sein  Bruder  Haus  er- 
hielten am  2.  December  1577  behufs  ihrer  Reise  nach  Ita- 
lien ein  Zeugnis  über  den  geführten  Bau  und  nicht  so  ganz 
ungegründet  dürfte  vielleicht  die  Vermuihung  Rein,  dass 
die  gedachten  Brüdi^r  schon  beim  ursprünglichen  I^andhaus- 
bau  sich  betheiligt  haben  mochten. 

Das  Landhaus  mit  gutem,  trinkbaren  Wasser  zu  ver- 
sehen, haben  die  Stände  im  Jahre  1579  eine  auf  den  Grün- 
den zweier  Unterthanen  der  Herrschaft  Kbelsberg,  nämlich 
Hans  Heutter  und  Simon  Aichpergcr  aufgefundene  (Quelle 
in  die  mit  Wissen  des  Pflegers  von  Kbelsberg  auf  dem 
Wiesgrunde  des  vorbenannten  Heutter  erbaute  Brunnslube 
leiten  lassen^  um  das  dort  gesannnelle  Wasser  durch  die 
erwähnten  (iründe  und  durch  jene  des  Judonbauers  in  das 
Landhaus  leiten  zu  können,  wo/u  der  Fürstbischof  von 
l-'assau  als  Besitz€!r  der  Herrschaft  Rbelsherg  unterm 
24,  Juni   1580  seine  Einwilligung  ertheilte. 
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Um  das  Walser  durch  den  Stadtwall  in  da«  I-Andhauü 
leiten  zu  fcönnßn,  bedurfte  es  der  Einwilli]|fung-  des  Lifuerj 
Magistrats,  daher    dersRlbe    mit    Schreiben    vom     2 1 .    De- 
cember     1580    angcg^anycn     wurde,     der     Herluitung"     des 
Wassers  in  bleiernen  Röhren  kein  Hindernis  in  den  Weg'] 
zu  legen. 

Bald  darauf  erfolgfte  die  Horstellung-  des  Chorbrunnen 
im    grossen    T.^ndhaushofe,    ausgeführt    von    Peter  Gtict|j 
Steinmetzmeister  von  Puuerbaoh,  auf  (frun<l  der  am  8.  De- 
cember  1581    jifcpflogencn  Abrede  derselbe  für  die  Arbeil 
und  da»   zu  I  Inilein    und    Mauthausen    zu    b«--steUende  Ma-, 
terial^    dessen    Transport^k Osten    die   Stände    übi;mahmenpi 
550  fl.  und  als  Trinkf^eld  10  fl.  erhielt. 

Im  Jahre  15S7  wurde  ausserhalb  des  l>andhauses  hintenn 
Schulstocke  gegfin  den  Stadtgraben  hinaus  die  Grundfesta 
zu  einem  neuen  Bau  geiejft,  wogegen  der  Stadtmagistral 
Kinsprachc  führte. 

Ob  dieser  Bau  der  Schule  we'^en  oder  zu  einem  anderen 
Zwecke  g^oführt  wurde,  ist  nicht  bekannt,  er  scheint  indes 
ausgeführt  worden  zu  sein,  wie  aus  den  weiteren  Hingaben 
des  Magistrats  vom  3.  Jänner  und  15.  Mai  isqä  zu  ersehen 
ist,  worin  sich  derselbe  beschwerte,  dass  ungeachtet  seiner 
Protestation  nicht  nur  im  Zwinger  jr/W  fifmttssione  Thüren 
durchbrochen,  sondern  auch  Gebäude  aufgeführt  wurden. 
Unter  diesem  Zu-  oder  Anbau  dürfte  wohl  vielleicht  jener 
Theil  des  Hräsidialtractes  verstanden  sein,  der  an  das  jetzige 
Stalthaltcrei-Ciebäudu  grenzt. 

Die  Schule  im  I^ndhause,  mit  einem  Rector  an  der 
Spitze,  stand  unter  der  uiiinitlelbaren  Aufsicht  von  zwei 
Schulinspectoren ,  einem  Standemitgliede  und  einem  der 
ständischtm  Prediger  (im  Jahre  ijfiü  (ieorg  von  Neuhaus, 
und  Prediger  Cementariusi,  welch  letzterer  zugleich  das 
Kirchliche  zu  versehen  und  zuleiten  hatte,  sowohl  was  die 
Schule  unmittelbar  berührte,  wie  überhaupt  im  allgeiiunnen; 
denn  im  l.;nidhause  galten  dieselbi;n  Rechte  zur  freien 
Ausübung  lies  protestantischen  ("ullus,  wie  sie  Kaiser 
Maximilian  II.  d<"'m  Adel  auf  seinen  Schlossern  in  den  ihm 
zugehörigen   Kirchen  bewilligt  hatte. 

Su  wurd'Mi  diMui  im  Lattilhaus«;  nebst  dem  Unterrichtu 
in  der  Sihule  auch  alle   kirchlichen  Functionen   nach  dein 
(imMiNtuin)    nugsburgischen  Meknnntniss«»  verrichtet,  'lauf-,  Trauungs- 
und Sterhbüchi'r   geführt    und   Predigten    gehalten,    wozu 
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ntclil  nur  die  im  Lanühause  Wuhnendun  und  BudienNtutan, 
sondern  jedwede  Purson  frvien  Zutritt  halle. 

Der  Ort,  wo  di«se  Pr«diglnn  gehalten  und  von  don 
F^ewohnern  der  Stadt  Linz  zahlreich  besucht  worden  sind, 
war  jüncr  Saal,  in  welchem  die  Stände  in  neucn-r  Z<.*it  bis  a.  V».  u»- 
/um  Jahn:  1S47  ihre  Versammlungen  hieltön  und  welcher 
dLTnial  in  veränderter  Crestalt  der  neuen  1  .andesvcrtrctuny^ 
als  T,andta^{^>saal  dient. 

Der  freie  Cultus  in  Schule  und  Kirche  wurde  zwar  im 
Jahre  iOtXi  durch  die  vom  Kaiser  Rudolf  M.  ang'eordnele 
Kirchen-Reformation  kurze  Zeil  unterbrochen,  allein  er  erhob 
sich  wieder,  noch  ehe  Könitf  Matthias,  auf  den  die  pro- 
ti^stantischen  Stände  in  confe^sioneHor  Beziehung  ihre  HofT- 
nung'en  setzten,  Kandesfürst  jfeworden  war. 

liinen  Beweis  hiefür  liefern  die  vorerwähnten  Taut-, 
i'rauungs-  und  Sterbbücher,  darin  auch  von  rier  T.eichen- 
retie  Krwähnung  ge^ichieht,  die  dem  1-andschaftschirurgen 
Heinrich  Horstauer,  dem  edlen  Stifter  von  Stipendien  für 
arme  Studirende,  im  April  i(>o8  im  I.andhause  gehalten 
worden  ist. 

Das  Wiederaufleben  dieses  Cultns  in  Kirche  und  Schule 
war  indes  von  nicht  langer  Dauer. 

Die  Kreigiiissc  auf  dem  Präger  Schlosse,  der  Tod  des 
Kaisers,  die  im  .Ständesaal  am  ig.  April  1619  von  83  Mit- 
gliedern des  Herren-  und  Ritterstandes  und  sämmtlichen 
Städte-Abgeordneten  beschlossene  Uebornahme  der  l.andes- 
Administration,  die  bald  darauf  erfolgte  bayrische  Pfand- 
herrschaft unter  Statthalter  Herberstorf  und  der  Umschwung 
der  l>ingo  im  Jahre  1624,  wo  mit  Resolution  vom  24.  Oc- 
tober  der  protestantische  Ciiltus  gänzlich  eingestellt  und 
mit  weiterer  Resolution  vom  27.  Februar  1627  das  Stiftungs- 
vermögen  der  Landschuftsscliulo  der  Verfügung  d<:s  Kaisers 
vorbehalten  wurde,  machten  dem  protcstamischen  Schul- 
wesen im  Landhause  für  immer  ein  Ende. 

Schon  am  8.  M;trz  1(125  wurde  die  standische  Schul- 
casse  durch  kaiserliche  Commissäre  unter  Sperr  gelegt 
und  5  Tage  später  der  ständische  Buchladen  im  Landhause  AnwiLjaFcMio. 
vom  Stadtanwalt  und  Stadtrichter  im  Beisein  zweier  Jesuiten 
untersucht  un<l  iler  Vurrath  von  protestantischen  Büchern 
in  Pä.'isem  fortgeführt,  sowie  Statthalt«r  Herberstorf  mit 
Dccret  vom  iR.  Decembcr  desselben  Jahres  von  den  Ständen  a-  »'  u'. 
verlangte,   dass  wegen  Mangel   an   Kirchen    der  Saal   im 


Anaal.  6A. 
Val  jiB.  j«2. 


A.  <^'j.   t<i;. 


I.  r.  i;^ 


A.  Q'I.  ik 


—     Il8     — 


I.  c-  Sf. 


Lundliuuse,  wo  vorhin  die  Prtidikanten  g'eprudi^t,  bi»  mir 
Ik'rstellunjr  der  Spitalkirchc   dun  Kapuzinern  zur  Verrich- 
tung' ihrer  Gottesdienste  eingeräumt  und  zu  diesem  liuhulb 
adaptirt  werden  müchte. 
l>  it  <»  i»r.7.  Da    bei    den    Verhandlunjren    weg-en    Fürderung"    des 

Schulwesens  die  Jesuiten  sich  erboten  hatten,  die  Ntan- 
dische  Jujfend  mit  und  neben  der  ihrigun  zug-Unch  zu 
unterrichten,  so  wurde  ihnen  der  mittlere  Gadem  des  Schul- 
stockes  ^egen  Revers  ad  interim  zur  RHnützunj^^  angeboten, 
woselbst  sie  am  24.  November  löay  unter  dem  (ieläuteder 
(Hocken  mit  der  Schuljugend  ihren  feierlichen  Einzug  hielten, 
'AiHM].tj.rij.s;.  den  .55  Jahre  früher  der  protestantische  Magister  l^orenx 
Püchler  mit  seinen  ZügHngen  gehalten  hatte. 

Das  SchuUocal  im  I^ndhause  war  jedoch  den  Jesuitttn 
Ihcils  nicht  ausreichend,  the-ils  nicht  recht  pa.*»send,  daher 
ihnen  das  vom  ehemaligen  Rector  Anomäus  erkaufte  Haus 
überlassen  wurde. 

Nach  Räumung  des  Landhauses  von  Seite  der  Jesuiten 
verblieb  den  Standen  somit  wieder  der  ganze  Schulstock 
tür  das  Privatinstitut  der  adeligen  Jugend,  tür  welches  sie 
sich  im  Jahre  1629  den  oberen  und  unteren  Gadem  vor- 
behalten hatten,  allein  das  Institut  kam  zu  kostspielij^, 
besonders  die  Schulwirtschaft,  es  wurde  daher  im  Jahre  i(jj5 
aufgehobon  und  dafür  die  Hetheilung  mit  Stipendien  ein- 
g-eführt 

Die  dadurch  leer  gewordenen  Localitäten  der  ehe- 
maligen Landschaftsschule  wurden  theÜs  für  die  an  die 
Stelle  des  Instituts  getretenen  Exercitien- Anstalten,  theils  als 
Wohnungen  für  Beamte  und  Exercitienmeister  verwendet. 

Die  Zeitfolge  verlangt  wieder  ein  Zurückkommen  auf 
das  Jahr  151^  in  welchem  Landeshauptmann  Sieg'mund  von 
Lamberg-  die  Ueberlassung  der  Rathsstubc  im  Laiidhause 
zur  .Vbhaltung  der  l.andrechtssit/ung-en  und  Vornahme  der 
Zeug'en  verhöre  verlangte  und  die  .Stände  ung-eachtct  mancher 
Bedenken  aus  besonderer  Achtung-  jedoch  gegen  frühere 
schriftliche  Meldung'  sie  bewilligten. 

Aehnlichß  Bewilligungen  geschahen  in  den  Jahren  1598 
und  ijg9,  nicht  aber  im  Jahre  lOoo,  wo  sie  dem  Landes- 
hauptmann l'reiherrn  von  Loebl  verweigert  wurde,  wozu 
wohl  das  gespannte  Vexhältnis  zwischen  dem  eifrigen  Ka- 
tholiken und  den  protestantischen  Ständen  viel  beigetragen 
haben  mochte. 
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Im  Jahre  löoj  verlanffte  Erzhtjrzoj^  Matthias  die  Ueber-  n.  «5.  »* 
la.-s>ung  der  Schule  zu  diesem  Zwecke,  statt  welcher  die 
Kathäbtube  mit  dem  beifügen  zugc^^tanden  wurde,  dass, 
wenn  das  kaiserliche  Schloss  nicht  ausg-ebaut  werden 
könne,  um  ein  anderes  Local  sich  umgesehen  werden 
müchte. 

Eine  gleiche  Ueberlas^ung  erwartete  I^ndeshauptmann 
(teor>^  Siegmund  von  J,aml>crg  im  Jahre  1605,  weil  die 
Rechtspflege  sie  dringend  verlange,  deren  Verzögerung  die 
Stände  zu  verantworten  halten ;  diese  jedoch  erwiderten, 
daas  vor  dem  Jiestande  des  Landhauses  die  Landrechts- 
silzungen  entweder  im  kaiserlichen  Schlosse,  oder  sonst 
irgendwo  abgehalten  wurden  und  aas  der  einmal  geschehenen 
freiwilligen  Ueberlassung  keine  Schuldigkeit  erwachsen 
könne. 

Kbenso  wurde  abgelehnt  das  Ansinnen  wegen  eigener 
Hennthigung  der  Rathsstube  im  Jahre  1612,  im  Jahre  1614 
aber  ausnahmsweise  ilem  I-inrieshauptmanne  Wolf  Wilhelm 
von  Volkerstorf  wieder  bewilligt,  von  da  an  derlei  An- 
sinnen uufliÖrten,  weil  die  Krweitcrung:ibauten  im  kaiser- 
lichen Schlosse  vollendet  sein  mochten,  wozu  die  Stande 
53-5 '4  *'■  3  Schillinge   1?   Pfnnnign  beigetragen  hatten. 

Kinerf  wtisentlichen  Bestandtheil  des  Landhauses  bildet 
der  schöne  Thurm,  der  schötiste  der  Landeshauptstadt  und 
eine  Zierde  derselben. 

Seine  Krbauung  mochte  wohl  gleichzeitig  mit  dem  Baue 
de»  I-andhauses  vorgenommen  worden  sein,  die  an  einem 
<ler  Kenstergitter  des  Aufganges  zum  Thurme  mit  eisernen 
Ziffern  angebrachte  Zahl   1568  lässt  dies  vermuthen. 

Nach  einem  Memurial  des  ständischen  Haushofmeisters      n.  .5.  4*. 
Hans  Wolkenstein  vom  10.  Juni  1014  .scheint  damals  eine 
Erhöhung  des  Thurmes  in  .\ntrag  gewesen  zu  sein. 

Kaiser  Matthias,  während  seines  längcrt^n  .Vufenthalts 
im  kaiserlichen  Schlosse  zu  Linz,  davon  Kennlnis  erlangend, 
liess  die  Verordneten  Hartholoma  von  Dietrichslein  und 
Georg  Perger  von  Clam  am  2.  September  1614  vorrufen 
und  ihnen  bedeuten,  dass  durch  die  beantragte  Krhnhung 
dem  Schlosse  die  Aussicht  benommen  werde,  dieselbe  daher 
zu  unterbleiben  habe. 

Auf  die  von  den  Ständen  eingebrachte  Majestäts- 
schrift erfolgte  mit  der  Resolution  vom  1 1.  September  der 
Befehl  des  Kaisers  zur  hogleichen  Kinstellung  des  Baues, 
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worauf  die  Ventrdneten  erwiderten,  dass  ui«  diese  Ange- 
l«g»jnhiMt  vor  die  Slände  brinjjen  werden,  di«  auch  auf 
den  2 1 .  September  /u  einer  Berathung  eingeladen  worden. 

Welchen  Krfoljf  diese  Beralhung  hatte,  ist  nicht  bekannt* 
wohl  aber  ein  Schreiben  der  Verordneten  an  die  Herrschaft 
Sieyr  in  Betreff  der  ehehaldij^en  KiiiÜeferunjf  des  hBHtelUen 
und  zur  Kindeckung  des  erhöhten  Thurmes  dringend  noth- 
wendigen  Bleches. 

Hiernach  hätte  eine  Krhnhung  des  Thurmes  uro  diese 
Zeit  stattgefunden,  was  jedoch  nur  Vernuithung  bleibt,  da 
hierüber  keine  Verhandlungen  vorliegen. 

Diese  beginnen  erst  im  Jahre  1637  und  lassen  ersehen, 
i>.  IV ttb,  Nr. (.  dass  Abt  ijeorg  von  Wilhering   und  Johann  (iottfried 

Perger  zu  (!Iam  die  Bauleitung  hatten, 

dass  der  ständische  Bauschreiber  Creu/thaller  ange- 
wiesen wurde,  die  zu  dem  bereits  angefangenen  Thurmbau 
erforderlichen  Materialien  beiruschaffen, 

dasH  im  April  1O38  die  Thurmkuppel  aufgesetzt  wurde 
und  im  Monat  Juni  hierauf  an  Abi  <Teorg  von  Wilhering 
und  Wulf  Adam  hernberger  die  Einladung  ergieng,  den  Bau 
mit  Beiziehung  von  Sachver?4tän»ligen  zu  besichtigen^  um 
selben  durch   Kindeckung   mit  Blech  zu    Ende   zu  bringen. 

Der  lliurm  liess  indes  schon  im  Jahre  17Ö2  wegen 
der  Baufälligkeit  seiner  Kuppel  grosse  Gefahr  hntürchton, 
weshalb  der  ständische  Bauschreiber  (ierhauser  den  Auftrag 
erhielt,  Pläne  für  eine  nuue  Kuppel  vorzulegen,  indes  aber 
nur  die  kleinere  Kuppel  abzutragen. 

Eine  Vormerkung  über  die  am  3,  October  1707  vor 
sich  gegangene  .Xufsetxung  des  Thurmknopfes  lässt  ver- 
muthen,  dass  es  nur  die  obere  Kuppel  gewesen  sein  wird, 
welche  hergestellt  wurde. 

Nach  derselben  Vormerkung  n>usste  der  Thurmknopf 
von  der  durch  Sturmwinde  gebogenen  und  verletzten  ?jsen- 
Stange  herabgenommen  und  nach  Merstellung  dieser  Stange 
wiL'der  aufgesetzt  werden,  was  am  22.  Mai  1726  geschehen  ist. 

I>er  im  Jahre  1758  drohende  hinsttu-z  der  ganzen  Kuppel, 
deren  Holzwork  völlig  vermodert  war,  verlangte  eine  neue 
Herstellung  derselben,  womit  auch  zugleich  die  Renovi* 
rung  des  ganzen    fhurmos  in  Verbinilung  gebracht  wurde. 

Uegonn«n  wunl«  damit  am  4.  .September  1758  und  im 
April  1700  erfolgte  di»?  Aufsi?i/.ung  der  Kuppel  durch  den 
Zinmiormeisler  Leopold  llippl.  der  auch  ihr  Erbauer  war. 
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Die  (lesammtauslafifen  betrujfen  8291  fl.  4  kr.   12  Pfg-., 
wovon    auf   das  beige  seh  äffte  Kupfer,   womit  die   Kuppel 
eingedeckt  wurde,  3071  fl.  7  kr.  20  Hfjf.,  dann  für  die  Ver-    '>■  »^-^  »»i- 
(«"oldun^  derselben  durch  die  beiden  Schwertfe>;er  Michael 
Ruffert  und  IgTiaz  Ke!dtberg"er  1420  fl.  entfielen. 

Nicht  allzulanjfe  sollto  der  neu  hergestellte  Thurm  be- 
stehen, wovon  später  die  Rede  sein  wird. 

Die  im  Jahre  ifi.^j  dem  Prälaten  von  Wilherinfj  und 
Johann  Gottfried  Perj<fer  zu  Clam  übertragene  Bauleitung" '>■ '*■"*■!''■• 
hinsichtlich  der  HerKteilung  des  Thurmes  erstreckte  sich 
auch  auf  die  Pflasterung  des  grossen  .Ständesaales,  welcher 
ehemals  bis  zum  Jahre  1800  die  ganze  Lange  des  Landhaus- 
durchganges eingenommen  hatte,  mit  einer  ttallerio  ver- 
sehen und  an  den  Wänden  zwischen  den  Marmorpfeilem 
mit  {temälden  ge/.it;rt  war. 

Zu  diesem  liehufe  wurden  it^oo  weisse  Marmorplatten 
bei  Heinrich  Wilhelmb,  itildhauer  zu  Regensburg,  bestellt, 
die  auch  am  j.  September  in  Linz  anlangten. 

Die  Pflasterung  hatte  sich  aber  verzögert,  sie  wurde 
erst  im  oder  nach  dem  Jahre  1640  vorgenommen  und  damit 
zugleich  auch  die  übrige  Restaurirung  des  Saales  in  Ver- 
bindung gebracht. 

Mit  veranlassung  hie/u  mochte  wohl  die  P>öffnung  einer 
Thür  gegeben  haben,  die  der  Rector  der  Jesuiten,  welche 
damals  im  Besitze  der  Mänoritenkirche  waren,  den  drei 
oberen  .Ständen  in  dorn  mit  ihnen  am  3.  März  1636  abge-  i>-  <v  n*- 
Hchlossenen  Vertrage  bewilligt  hatte ,  damit  sie  in  ihrer 
Hmporkirche  dem  (TOttesdiunstc  unbehindert  und  bequemer 
beiwohnen  könnten. 

Die  erwähnte  ITiür  wird  noch  gegenwärtig  zur  Zeit 
der  gottesdienstlichen  Verrichtungen  dem  Publicum  offen 
belassen,  jedoch  für  den  Kall  gänzlich  abgeschlossen,  wenn 
die  im  Jahre  1R57  beantragte  Verwendung  der  Kxminoriten-  ^^  J^l'  ,^^_ 
Kirche  als  Pfarrkirche  der  St.  Mallhiaspfarre  zur  Aus- 
führung kommen  sollte. 

Mit  dem  Landhausc  kam  für  kurze  Zeit  in  Berührung 
im  Jahre  1638  die  Schiesstätte  der  Linzer  Bürgerschaft. 

Veranlassung  hiozu  gab  die  von  dem  Linzer  Magistrate 
am  3.  Mai  beim  Landeshauptmanne  nachgesuchte  Vermitt- i».  tj.  «i^k».  l 
lang,  dass  statt  der  abgekommenen  Schies.stätte  im  Stadt- 
graben,   von    der   Schmidthorbrückc    an    bis    zu   jener  am 
Landhausthorc  eine  neue  errichtet  werden  dürfe. 
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FJn  ähnliches  Einschreiten  richtete  der  Ma>ö^trat  un- 
miueltiar  an  di«  Verordneten:  „ein  löbliches  Kxercitiuni 
durch  WiUfahruny  der  Bitte  wieder  möjflich  £U  machen, 
womn  der  Adel  selbst  bisher  Antlieil  genommen  hab<v* 
und  dor  I-*inJeshauptniann  unterstützte  diese  Bitte. 

Die  Stände  jedoch  ermderten  dem  Laadeshauptmanne 
durch  ihre  Verordneten  mit  Schreiben  vom  19.  %(ai,  das» 
sie  wnh)  das  l.nidiche  eines  solchen  Kxercitiums  anerkennen, 
nichtüdustowenig'ar  aber  ^ich  da^^n  erklären  müssua: 

.wcillen  der  vom  schiessen  erflehende  khnaü^  sowohl 
,€ter  nithsÄtuben  als  denen  Zw-inijer  Zimem,  so  für  einen 
.jkUSK  dortin  Herrn  Verortlnelen  Zur  wohnunjj  deputirt.  g»r 
.lu  nahcl  vn«l  lirschwerlich  b»C,  »onderlich  aber  bey  weh- 
«rvnden  raths  Sessionen  sk^  ji^r  nie  schi^eo,  wie  auch 
«ohne  gvfAhr  nit  s«Mn.  vnd  also  die  loebL  Ü/tJoodt  nit  wamgar 
^VTTiacJi.  sich  darüber  xu  beschweren,  alss  etwo  bei 
.\-orHpEMi  SdiiaaasUitt  besohehea,  haben  wurden." 

Gltti<^ueki|r  baten  sie  um  Eins<etluiif(  des  betein 
Stvkisialwii  vor  dem  l.aiKlhau!«e  be^noeoen  Baaes,  « 
banriDip  Tvnnk!>. 

Die  MnMf  iran  dem  Si— JlMmiiiiiir  bei  6cm  l^aiidae- 
havplman«»e  \XKTvebrachte  weitete  Bitte  «od  <tte  wiederfaok 
abMiiMMle    triOiruns   der   Venrntaetan  hutmm  die    Vor- 

fttMM  in  V«rtMrfe  dar  dM«bar  Rmiii^tiiuu  VertniMl. 
hN|g«M  ««  ti»fi  VuijtlMcliiiliige  ■  MM  In  11  dea  drei 
ofam«  SiiiMlan  «od  den  Unaer  Mansnwe,  über  desaeai 


M,  <«b  die  Stiünatmütte  im 
«itkhc^  bMSMHhtt  iMdie.  Ahm 

<v«hMM«t  babi>  dB  di»  V« 
iWtt  Uhot  MagE^soM  «M  die  AI 


Ar  des  Fafl  des  wirfc- 

>■— ii»|j|ir  ili  ein  Jahr 
m  im  Xpnk  tt>^i 
kr  bei  dw  Land- 
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Ob  dies  auch  schon  zur  iCeit  des  Bestandes  der  l.and- 
Sf'haftsschulc  in  Ansehung  des  y*^"'^'?"  Tra<;tes  Her  l'all  ge- 
wesen, oder  ob  ein  Theü  davon  zu  Schul^wecken  oder  eu 
Wohnungen  für  Schulindividuen  verwendet  worden  ist^  lässt 
sich  bei  dem  Ntangel  schriftlicher  Daten  weder  behaupten, 
noch  verneinen,  gewiss  aber  ist,  dass  schon  vor  dem 
Jahre  1648  der  damalige  Vorordnete  Hans  Reichard  Graf  i>.  »v  m». 
von  Starhemberg  diese  Wohnung  inn(!gehabt  hatte  und 
dieselbe  für  s<:inen  Nachfolger  l'ranr  Albrecht  (trafen  von 
llarrach  hergerichtet  wurde.  Dasselbe  geschah  im  Jahre  16O0  '  ^  '51 
für  Bartholomä  Grafen  von  Starhemberg,  dem  Nachfolger 
des  Hans  Ludwig  (irafen  von  Starhemberg. 

Nach  dem  Ausscheiden  des  Grafen  von  Salburg  vom 
V erordne tenamte   hatte  diese  Wohnung   oder   einen   Theil 
derselben    der   ständische    Ki;chtmeist<»r    Papilloii    zur    Be-     '•■  »s*-  '7- 
nützung,  der  sie  im  Jahre   1710  dem  Rugistrator  Schmitll-        i.  c  n». 
baucr  überlassen  rausste,  von  dem  sie  im  Jahre  1715  oder 
1716,   neu  adaptirt   und   standesmässig   hergerichtet,    dem     '  c.  31.  js. 
Verordneten    l-ranz    l-erdinand    Grafen    von    Sprinzenstein 
abgetreten  wurde. 

Im  Jahre  i7t>4  oder  1705  mussten  über  specicUe  .\n-  i- c  "i.i. 
Ordnung  des  damaligen  ersten  Herrenstandes -Verordneten 
l-ranz  Josef  f  irafen  von  Woissonwolf  wegen  des  drohenden 
Kinsturzes  der  oberen  Ireniucher  der  ständischen  Präsi- 
denten wohnnng  neue  Dippolböden  gelegt  und  Restau- 
rirungen  vorgenommen  werden,  was  den  im  Jahre  17O5  aus 
dem  Verordnete namte  scheidenden  vorerwähnten  Grafen 
Anlass  gab,  in  einem  Prumemoria  den  Antrag  zur  Ueber- 
nahme  seiner  gegenwärtigen  Hinrichtung  zustellen,  wodurch 
nicht  nur  das  öftere  Abbrechen  der  Spaliere  und  Mobilien 
und  die  wenigstens  theilweise  Lrschütterung  desfrebäudes 
vermieden,  sondern  auch  jedem  Nachfolger  im  Vcrordnoten- 
amte  das  Umziehen  mit  seinen  eigenen  Mobilien  ers(>art 
würde.  Die  Einrichtungsstücke  wurden  um  den  Betrag  von 
iooo  fl.  übernommen  und  als  zur  Präsidentenwohnung  ge- 
hörige Einrichtungsstücke  bei  derselben  bela.sst.'n. 

Was  die  sogenannte  Rathsstube  (Sitzungssaal  der  Ver- 
ordneten) betrifft,  so  ist  es  unmöglich  zu  bestimmen,  in 
welchem  Thede  des  I^andhauses  sirh  dieselbe  ursprünglich 
befunden  haben  mag, 

Nach  dem  Aufhören  der  I  .andschafUssrhule  war  sie 
dort,  wo  sich  jetzt  der  neue  I  .andtagssaal  befindet,  wie  aus 
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It.  ts.  iiQ,  Nr.  (  Ein  ähnliches  EinschrciCen   richtete  der  Matfistral   un- 

mittelbar an  die  Verordnelen:  ^ein  löbliches  Rxercitium 
durch  WiUfahrung-  der  Bitte  wieder  möj^Hch  zu  machen^ 
woran  der  Adel  selbst  bisher  Antheil  genommen  habe,' 
und  der  Landeshauptmann  unterstützte  diese  Bitte. 

Die  Stände  jedoch  erwiderten  dem  Landeshauptmanne 

I).  I.V  iKKNr  4,  durch  ihre  Verordneten  mit  Schreiben  vom  19.  Mai,  das« 
sie  wohl  das  T.öliliche  eines  solchen  Exercitiums  anerkennen, 
nichtsdestoweniyur  aber  sich  dag-eyen  erklären  müssen: 

„weillen  der  vom  schiesseii  er^fchcnde  khnall,  sowohl 
„der  rathsstuben  als  denen  Zwinffer  Zimem,  so  für  einen 
.,iiuss  deren  Herrn  Verordneten  Zur  wohnung  deputirt,  gar 
„zu  nahet  vnd  beschwerlich  ist,  sonderlich  aber  bey  weh- 
„rendon  raths  Sessionen  sich  jtfar  nie  schicken,  wie  auch 
„ohne  jjefahr  nit  sein,  vnd  also  cHo  loebl.  Sten<tt  nit  weniger 
„vrsach,  sich  darüber  zu  beschweren,  alss  elwo  boi  der 
„vorigen  Schiessstatl  iseschehen,  haben  wurden." 

(rleichzeitig  baten  sie  um  lünstellung  des  bereits  im 
Stadtg^raben  vor  dem  Landhause  begonnenen  Baues,  was 
bewilligt  wurde. 

Die  hierauf  von  dem  Stadtmagistrate  bei  dem  Landes- 
hauptmanne  vorgebrachte  weitere  Bitte  und  die  wiederholt 
ablehnende    Erklärung    der    Verordneten    hatten   die    \'or- 

I.  c.  Nr.  j.  «.  o.  nähme  einer  tx)mmihsionellen  Besichtigung   zur  Folge   und 

I  c.  Nr.  iB-ij.  führten  im  Verlaufe  der  darüber  gcpHogenen  Verhand- 
I.  e.  Nr.  .4.  lungen  zu  einem  Vergleichsantrage  zwischen  den  drei 
oberen  .Ständen  und  dem  Linzer  Magistrate,  über  dessen 
Ratification  jetloch  nichts  vorliegt,  so  dasa  es  zweifelhaft 
ist,  oh  die  SchicHstätte  im  Stadtgraben  vor  dem  Landhanse 
wirklich  bestanden  habe.  Aber  auch  für  den  Eall  des  wirk- 
lichen Bestehens  kanudiebelbo  wohl  kaum  länger  als  ein  Jahr 
t).  15.  i*j  gedauert  haben,  da  die  Verordneten  schon  im  April  1641 
ilen  Lin/er  Magistrat  um  die  Abtragung  der  bei  der  Land- 
hausbrücke aufgeführten  Mauer  angiengen,  zumal  dieselbe 
die  Sicherheit  des  Landhauses  gefährde  und  wegen  der 
anderwärts  hin  transferirten  .Schiesstätte  ohnehin  nicht 
mehr  nothwendig  sei, 

n.  I».  ng- Ni- 4-  Aus    der    vorerwähnten    Erwiderung    der  Verordneten 

vom  5Q.  Mai  i6,0  geht  hervor,  das»  jener  llieil  des  I^nd- 
hauses,  welcher  gegenwärtig  den  Präsidialtract  bildet,  einem 
jeweiligen  ständischen  Präsidenten,  nämlich  dem  Verord- 
neten des  alten  ITerrenstandes  als  Wohnung  eingeräumt  war. 


L  c  Nf .  s. 
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Ob  ditts  auch  schon  zur  Zeit  rfes  He-standos  der  l^nd- 
schaftsschule  in  Ansuhuni;  des  ij^anzen  Tractes  der  I*'all  ^f«- 
wusen,  oder  ob  ein  iheÜ  davon  zu  Schulzwecken  oder  zu 
Wohnungen  für  Schulindividuen  verwendet  worden  ist,  lässl 
Lsich  bei  dem  Manj^el  schriftlicher  Daten  weder  behaupten, 
rnoch  verneinen,  j^cwiss  abt;r  ist,  dass  schon  vor  dem 
Jahre  1648  der  damalige  Verordnete  Han»  Reichard  (iraf 
von  Starhemberg  diese  Wuhiiunj/  innc^juhabt  hatte  und 
dieselbe  für  seinen  Nachfolpfer  !•  ranz  Albrecht  drafcn  von 
Harrach  herg-erichtet  wurde.  Dasselbe  geschah  im  Jahre  1660 
für  liarthulumä  (xrafen  von  Starhemberg",  dem  Nachfolger 
des  Hans  Ludwij^  (irafcn  von  Starhemberg. 

Nach  dem  Ausscheiden  des  Grafen  von  Salburg  vom 
Verordnetenamte  hatte  diese  Wohnung  oder  einen  Theil 
derselben  der  ständische  Fechtmeister  Papillon  zur  Be- 
nützung, der  sie  im  Jahre  1710  dem  Kegistrator  Schmidt- 
bauer überlassen  musste,  von  dem  sie  im  Jahre  1715  oder 
1716,  neu  adaptirt  und  standesmasslg  hergerichtet,  dfim 
Verordneten  I-ranz  Kerdinantl  (jrafen  von  Sprinzenstein 
abgetreten  wurde. 

Im  Jahre  1764  oder  1705  mussten  über  specielle  An- 
ordnung des  riamaligen  ersten  Herrenstandes -Verordneten 
Kranz  Jtisef  trrafen  von  Weissenwolf  wegen  des  drohenden 
Hinsturzes  der  oberen  (lemächer  der  ständischen  Präsi- 
denten wohnnng  neue  Dippelböden  gelegt  und  Restau- 
rirungen  vorgenommen  werden,  was  den  im  Jahre  1765  aus 
dem  Verordnetenamte  scheidenden  vorerwähnten  ( irafen 
Anlass  gab,  in  einem  Promemoria  den  Antrag  zur  Üeber- 
nahme  seiner  gegenwärtigen,  Einrichtung  zustellen,  wodurch 
nicht  nur  das  öftere  Abbrechen  der  Spaliere  und  Mobilien 
und  die  wenigstens  theilweise  Erschütterung  desdebäudes 
vermieden,  sondern  auch  jedem  Nachfolger  im  Verordneten- 
amte das  Umziehen  mit  seinen  eigenen  Mobilien  erspart 
würde.  Die  Einrichtungsstücke  wurden  um  den  Betrag  von 
2000  fl.  ühnrnommen  und  als  zur  Präsidenten wohnung  ge- 
hnrige  Einrichtungsstücke  bei  derselben  belassen. 

Was  die  sogenannte  Rathsstube  (Sitzungssaal  der  Ver- 
ordneten) betrifft,  SU  ist  es  nnmöglith  /.u  bestimmen,  in 
welchem  Theile  des  I.andlwiuses  sich  Uieselbi;  ursprünglich 
befundRU  haben  mag. 

Nach  dem  .^ufliöron  der  I.iiiidschaftsschule  war  sie 
El,  wo  sich  jetzt  der  neue  Uindtagssaal  befindet,  wie  aus 
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der  mehrerwähnten  l'lrklarung'  zu  ersehen  ist,  worin  unler 
tlen  lleweggTÜndfn  ji^^ogen  die  lirrichuin^r  der  Schif-'sstätte 
vor  dtsm  Landhaus«  auch  jen«r  aufgeführt  erscheint,  das« 
die  SuhieKstätle  der  Rathsstubo  zu  nahe  sei  und  das  Knüllen 
der  Schüsse  auf  die  Kathssiizunjufen  störend  einwirken 
würde. 

Im  Jahre  1672  ward  die  Kathsstube  erweitert  und  dieser- 
wej^en  mit  dem  hieüiß'en  Bildhauer  und  Stukkatumr  Johann 
Peter  Spatz  ein  Vertrajjj  |ufeschlosscn. 

Wie  bereits  erwähnt,  wurden  das  ].andauischo  und  so- 
gfenannte  Pfalz-Goldychttiidshaus,  ersteres  am  8.  September 
164H,  letzteres  im  Jahre  1653  von  d<^n  dmi  oberen  Ständen 
erkauft.  Zweck  dieser  Hrwerbung  war  die  Krweiterung" 
des  Landhauses,  die  berüg-Hch  der  Vonvendunjf  des  l^n- 
dauischen  Hauses  schon  vor  dem  Jahre  1653  besprochen 
wurde  und  durch  das  Hinzukfmimen  des  (xoldschmidshausos 
eine  grössere  Ausdchnunjf  erhielt. 

Die  Demolirun^  der  vorgenannten  beiden  Häuser  musste 
im  Jahre  1655  begonnen  haben,  denn  F*hilipp  von  (irien- 
thal,  dessen  Haus  an  das  (iuldschniidsliaus  grenzte  und 
beim  Abbrechen  desselben  Schaden  gelitten  haben  mochte, 
beschwerte  sich  deshalb  und  verlanifte  die  Ausmiitlung- 
eines  Quartiers  aufständische  Kosten,  wttrüber  eine  Aug-en- 
scheins-Commission  angeordnet  und  dem  Beschwerdeführer 
der  seinem  Hause  zugefügte  Schaden  aufständische  Kosten 
reparirt  wurde. 

In  Ansehung  des  Xeubaues  gewähren  nur  die  Bescheid- 
protokolle über  Beischaffung  von  Material  durch  den  stän- 
dischen l^ausr.hreiher  Painhcr  einige  Aufschlüsse;  von 
Plänen  oder  bestimmten  Weisungen  über  die  Baufühning 
ist  nichts  vorhanden;  den  Bau  leitete  dor  erwähnte  Bau- 
Schreiber.  Nach  den  nebenangeführten  Bescheiden  wurden 
von  demselben  in  den  Jahren  i(>55  bis  165H  Conten  über 
circa  4702  fl.  vorgelegt,  die  speciell  den  iiubau  betrafen. 
Ob  darunter  alle  Auslagen  begriffen  waren,  lässt  sich  eben- 
sowenig nachweisen,  als  der  Umfang  des  Baues  und  die 
Beendigung  desselben. 

Dieser  Zubau  mag  indes  schon  damals  jene  Ausdeh- 
nung gehabt  haben,  die  er  gegenwärtig  hat,  nämlich  vom 
nördlichen  I^ndhausportalc  bis  zur  Theatergasse  und  von 
da  der  Gasse  entlang  bis  zum  Landhauszwinger,  dem  ehe- 
maligen Stadtgraben. 
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Auch  das  Gntintlmlische  Haus  suchten  die  Ständu  an 
sich  zu  bringen,  wie  aus  einem  Schreiben  vom  Jahre  1063 
lu  ersehen  ist,  worin  sie  den  Herrn  von  Grienthal  an- 
i^ien^'en,  ihnen  sein  Haus  käuflich  zu  überlassen  oder  das- 
selbe in  einer  Weise  herzustellen,  damit  dein  Landhausc 
keine  l''eüers^efahr  drohe. 

Der  Kauf  kam  jedoch  damals  nicht  zustande,  da^e^en 
wurde  noch  im  selben  Jahre  auf  dem  neuen  T^andhaus- 
gehäude  eine  Keuermauur  yegon  das  erwähnte  Haus  er- 
baut, woraus  hervurg^eht,  tlass  der  an  das  (rrienihalische 
Haus  angrenzende  Theil  des  Neubaues  um  diese  Zeit  schon 
vollendet  jjewesen  sein  milsste. 

Spätere    Verhandlungen    zeigen,    dass    das    Kaitraths-  '*■ 
cuUegium    im    ersten   Stocke    dieses    Neubaues,    wo    sich  " 
gog-enwärtiif  die  !.an<lesbuchhaltunjf  befindet,  seinen  Amts- 
sitz bekam   und   unter   demselben   die    Wohnung  des  Bau- 
schreibers sich  befand. 

Durch  diesen  Neubau  konnten  die  übrigen  l.ucaliläten 
für  die  betretfcnden  Aeniter  theils  verändert  tlieils  er- 
weitert werden,  wie  die  Vermehrung  der  (.ioschäfte  und 
das  Anhäufen  der  Acten  und  liücher  dies  verlangten, 

Kine   solche  Veränderung  geschah   im   Jahre   1681   mit  '*■ 
der  Kegibtratur,  die  in  das  neue  (iebäude   (das  dermalige 
Locale    der    Registratur    und    des    Archives)    übertragen 
wurde. 

Die  dadurch  nothwendig  gewordene  Hinrichtung  der- 
selben war  dem  ständischen  Secretär  l*ranz  Scharz  über- 
tragen und  ihm  sowoid  dieserwegen  als  auch,  um  stets  in 
der  Nähe  des  ständischen  Präsidenten  sein  und  die  Kanz- 
leien überwachen  zu  können,  jene  Wohnung  eingeräumt, 
die  der  in  Ruhestand  versetzte  Secretär  .Schmid  im  zweiten 
Stocke  des  Landhauses  (Syndicuswohnung)  innegehabt 
hatte. 

Diese  Wohnung  war  von  da  an  jedem  nachfolgenden 
Syndicus  in  parteni  salarii  zugewiesen,  in  welcher  Weise  ''■ 
es  auch  nach  der  Reacttvirung  der  SiämJe  im  Jahre  1790 
bis  £U  dem  im  Jahre  1849  erfolgten  Tode  des  letzten  Syn- 
dicus Antnn  Ritter  von  Spauti  gepflogen  wurde,  wo  sie 
eine  andere  Bestimmung  erhielt. 

Im  Jahre  ibSi  folgte  das  Obereinnehmeramt.    Dasselbe  "^ 
wurde  theils  erweitert,  theils  der  grosseren  Sicherheil  wegen 
gewölbt  und  mit  (Eisernen   Haiken  versehen. 
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Zur  Knveiteruni;  dürft«  wohl  jenor  Theil  lies  uhe- 
n.  ij.  105.  ..A  malig'en  Scliulstockes  verwendet  worden  sein,  d(;r  an  den 
jetzigen  Lantltag'ssaal  }^enzt  und  den  die  I^ndescasse 
noch  jetzt  inne  hat.  daher  die  dernialif^e  Liquidatur  da» 
ursprüngliche  Locale  des  Obereinnehmerarates  jfewesen  sein 
mochte. 

Damit  die  Geschäfte  des  Obereinnehmer  am  les  keine 
Stockung  erlitten,  ward  dem  Oberßinnehmer  mit  der  Gejfen- 
handlerei  ad  Interim  das  l.ocale  des  RaitscuUegiums  zu- 
gewiesen und  die  Gültbuchhaliung  in  dem  nächst  dem  Ar- 
chive befindlichen  (iewölbe  untergebracht. 
1».  tj.  "»■  Im  Augu.st  iO<J5  erwarben  die  Stände  endlich  das  mehr 

besprochene  CirienthaliHche  Maus  durch  Kauf  von  dem  da- 
maligen Besitzer,  dem  ständischen  Secretär  Scharz. 

Dieses  Haus  stand  zwischen  dem  Landhause  und  dem 
'fhürheimischen,  nachhin  KhevenhüUerischen  Hause,  und 
wurde  theils  zur  Unterbringung  der  Acten,  tbcils  zu  Woh- 
nungcQ  für  ständische  Beamten  und  I-ehrer  {Professor 
I».  iv*-  «3.  .11.  Dr.  Pauli,  Expeditor  Cronberg,  Registratur  Schmidtbauer) 
späterhin  auch  als  Wohnung  und  zugleich  Amtslocale  für 
l.  c.  4*.  9.1.  die  ständischen  Oberaufschläger  verwendet,  daher  der  Name 
ständisches  Aulschlägerlmus. 

Die  drei  oberen  Stände,  obwohl  schon  längst  im 
Besitze  der  bereits  zur  Erweiterung  des  I,an<lhauses  ver- 
wendeten beiden  Häuser,  nämlich  des  Landauischen  und 
(ioldschmidshauses,  hatten  noch  immer  nicht  die  Befreiung 
von  der  städtischen  Jurisdiction  erlangt.  I  )ieH  geschah  erst 
auf  Grund  des  zwischen  ihnen  und  der  Stadt  Linz  am 
n.  15.  J.8.  2.  Jänner  1696  geschlossenen  Vergleichs,  in  welchem  auch 
das  Scharzische  Haus,  »owie  die  beiden  Stadeln  im  Worth 
gegen  UuberUissung  des  allen  Ballhauses  nächst  dem 
Schmidthor  und  Bezahlung  von  ijon  fl.  jetloch  ausschliess- 
lich der  Criminal-Jurisdir4ictinn  einbezogen  wurden. 

Umfassend«!  Bauführungen  und  Reparaturen  im  l^nd- 
1».  1^*.  IS-     hausgebäude  hatten  stattgefunden  in  den  Jahren   1716.   1717 
und   1718. 

Sie  betrafen: 

Die  1  ,egung  neuer  Dippelbödcn  und  Restaurirung  der  er- 
höhten Zinnnur  im  zweiten  Stocke  der  Präsidentenwohnung: 

die  Restaurirung  und  Aus-schmückung  der  Ralhsstube; 

die  Abtragung  und  Wit^dereindeckung  des  DachsCuhles 
über  dem  Kanzleistock,  endlich 
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die  Reparaturen  und  die  Erhöhung  des  Aufschlä>ror- 
hauKcs  mit  einem  (leäammtkustenaufwando  von  iti.770  fl.: 
schliesslich 

die  RcnuviruoK  des  llausos  von  aussen,  um  dumstilhen  t).i$>.».Nr.r> 
eine    g-leiche    Form    zu    jfeben,    zu    deren  Ausfuhrunijr    der 
^tändiäche  Biiuschreiber  mit  Decret  vom  q.  Mai    171g  be- 
auftrag wurde. 

Was  die  übrigen  Localitäten  des  I.anrHiau.sen,  insbe- 
sondere jene  im  zweiten  Stock«-  des  ehemali^nn  SchultraciHs 
betrifft,  zu  welchen  man  mittelst  der  Thurmstictf«  und  dus 
damals  bestandenen  (ran^e»  f^elan^e,  so  mögen  dieselben 
nach  dem  Aufhören  der  LandschaftK-schule  als  Lehrzimmer 
der  ständischen  Untcrrichtsanstalten^  wühl  auch  als  Woh- 
nunj^en  verwendet  worden  sein. 

Ebenerdij^j  befanden  sich  nebst  den  Rüstkammern,  den 
üeräthschaften-l>ept)sitorien  und  der  Bausch  reiherswolmunif 
auch  jeno  des  'i"hürhiUers  und  (reschirrknechtes,  welch 
letzterer  nach  einer  alten  (jepflo^enheit  im  Landhause  Hier 
aussrhänkte,  jedoch  nur  an  die  Bewohner  des  Hauses,  an 
die  standischen  Arbuitsleute  und  an  die  Dienerschaft  der 
Stande  niitgli  cd  er. 

Dieses  tieschäft  mochte  der  Geschirrknecht  Silber- 
mijller  wohl  auch  ausser  dem  1  lause  betrieben  haben,  worin 
aber  der  Wirt  zu  den  drei  Mohren  eine  Heeinträchtijfung"  n.  ijy».  «i. 
erblickte  und  deshalb  bei  der  ReprU.scntation  und  Kammer 
Beschwerde  führte,  worauf  der  Bierausschank  auf  das  Land- 
haus beschränkt  und  infolg«  des  allerhÖchsCan  Rescriptes 
von)  23.  März  1751  j^anzlich  ab^jesttdlt  wurde. 

r>er  im  Jahre  1701  in  der  Nacht  vom  21.  auf  den  n  »s*.  "«»'« 
22.  November  verübln  Einbruch  im  ständischen  <^bBr-Ein- 
nehmcramte,  wobei  4y59  fi.  14  kr.  entweiulel  wurden,  ijab 
Anlass  zur  Anfertijfunjj  des  zwischen  den  Säulen  bis  zu 
den  BÖß'en  hinaufreichftndon  nisHrnen  (litters,  welches  den 
(jang^  zum  Amte  einschliesst. 

Durch  die  im  Jahre  1772  auf  dem  Stadtwalle  von  dem 
damals  sovjenannten  Dietscherstadl  bis  zum  Hause  des 
Tischlers  Bauinjjfer  errichtete  Promenade  erhielt  das  Länd- 
haus in  seiner  südlichen  und  westlichen  .Ausdehnung'  das 
Aussehen  eines  von  ehier  Allee  umsäumtun  Schlosses, 
ausserhalb  dessen  l*ortals  zu  beiden  Seiten  steinerne  Stufen 
auf  die  mit  Maulbeerbäumen  bopflanzie  Promenade  führten. 
r>ie    Anlage    derswibfn     knstotfj     53^    fl.    27    kr.,    welcher    f*.  tvi-  i«'» 
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lietrag  dem  Schlosspflej^er  Prininper  aus  der  !ttändi»chen 
('asse  verjfütet  wurde. 

Es  lag  iti  der  Absicht  der  Stände,  diese  Promenade 
auf  ihru  Kosten  besländi^  herzulialten ;  im  Verlaufe  der 
darüber  zwischen  den  Verordneten  und  dem  !.in/er  Magi- 
ll. 151J.  loV  strate  gepflogenen  Verhandlung  wurde  den  Ständen  der 
Stadtwall  in  der  vorgenannten  Ausdehnung  mit  Vorbehalt 
der  burgfried-  und  landgerichtlichen  Jurisdiction  gegen 
Herhaltung  der  Promenade  sowohl,  als  auch  der  inneren 
und  äusseren  Stadtmauer  eigenthümlich  überlassen. 

Zur  I.inken  ausserhalb  des  eisernen  Ifittcrthores  stand 
damals  ein  Gebäude,  in  welchem  sich  ehemals  ein  k.  k.  Maut- 
aufseher befunden  hatte,  das  aber  im  Jahre  1783  unbewohnt 
war.  Um  dieses  Crebäude  nun  bßwarb  sich  der  Messer 
schinied  Wittkofwky,  selbes  gegen  Revers  und  bauliche 
llerhaltung  als  Vcrschlcissbude  unentgeltlich  benützen  tu 
dürfen,  was  ihm  auch  von  den  Standen  mit  Bescheid  vom 
ir.  Juli   1782  bewilligt  worden  ist. 

Dies  geschah  zu  einer  Zeil,  wo  bald  darauf  diis  .Ständc- 
wcsen  durch  die  Reformen  Kaiser  Josef  II.  bedeutsame 
Veränderungen  erlitt,  die  auch  auf  das  l^ndhatis  speciell 
Kinfluss  nahmen. 

In  Ansehung  dieses  letzteren  haben  indes  schon  früher 
(iesetzgebung  und  veränderte  ZeitverhäUnisse  manches 
Recht  aufhören  gemacht,  dessen  sich  auf  (irund  der  Land- 
hausbefreiung  ehevor  bedient  wurde. 

l!)ie  Gerichtsbarkeit  über  die  im  Landhause  wohnenden 
ständischen  Individuen,  einst  im  vollen  Umfange  ausgeübt, 
wurde  im  Jahre  175Ö  auf  die  Sperre  und  Inventur  der  Ver- 
lassenschaf ten  beschränkt  und  dieses  beschränkte  Recht  im 
K.i>fi<).M.Nr.j-  Jahre  1775  auch  bezüglich  des  im  Landhause  verstorbenen 
Verordnelen  (irafen  von  Hohenfeld  als  giltig  erkannt,  bis 
es  im  Jahre  1790  aufhörte. 

Das  Landhaus,  einst  ein  A.syl  für  Müchtlinge,  auf 
Grund  des  Befreiungsdtploms  die  Stände  wegen  l'^rgmifung 
eines  dahin  getlüchteleii  Soldaten  Beschwerde  geführt,  hatte 
aufgehört  es  zu  sein  durch  das  Rescript  vom  15.  Sep- 
tember  1775. 

Die  dem  Scharfrichter  Seyrihuber  verweigerte  Pa&si- 
rung  des  Landhauses  hat  dem  k.  k.  Land-  und  Uannrichtur 
Aichinger  im  Jahre  1776  Anlass  gegeben,  beim  i.andes- 
hauptmanne  um  Aufhebung  dieses  Verbotes  einzuschreiten, 
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welche  Eingabe  den  Verordneten  zur  Aeuaserung  und 
RGrklaifB  im  Falle  jföjfründeter  Anstände  mitjretheiU  wurde, 
was  iiiclit  )^e.sc)iclien  xal  und  vuraussetzun  läs^t,  dass  von 
einer  (jepflogenheil  Umganj^  genommen  worden  isei,  die 
nicht  m<--hr  zeitf^emass  war. 

Im  Jahre  1783  crfoljaftc  mit  dem  kaiserlichen  Roscripte 
vom    21.  Juli  die  Aufhebung-  des  Verordneten -Collegiums     n.  r*.  i?. 
und  dessen  Vereinigung  mit  der  an  die  Stelle  der  Landes- 
hauptmannhchu]\  getretenen  I,andesregi(;run(f. 

Xur  1'ntfrbrinj.fung  dieser  Landcssielle  und  der  Land- 
rechte wurde  anfänglich  das  kaiserliche  .Schloss^  später 
aber  das  Landhaus  beantragt  und  dieser  letztem  Antrag 
schon  am  i.  November  1783  zur  Ausführung  gebracht; 
allein  die  Räumlichkeiten  waren  bei  weitem  nicht  zureichend, 
daher  umsoweniger  zu  einer  Wohnung  für  den  jeweiligen 
l^ndeschef  geeignet. 

Dieserwegen  legte  der  damalige  Regierungspräsident 
(rraf  von  'ITiürheim,  gestützt  auf  die  ihm  Von  Sr.  Majestät 
schon  im  Jahre  17R-4  ertheÜte  Krlaubnis,  dem  Kaiser  mit 
IWricht  vom  3.  September  17K5  zwei  l'läne  vor,  wovon  i. -4  Nt.  >, 
der  eine  das  bereits  aufgelassene  und  zum  Dicasterial-  D.  15'j.  'i- 
Gebäude  zu  adaptirende  Minoritunkluster,  der  andere  das 
Landhaus  betraf,  wie  dasselbe  damals  verwendet  wurde 
und  wie  es  künftig  von  dem  jeweiligen  Regierungs- Präsi- 
denten, sofern  demselben  nach  der  Gepflogenheit  bei  an- 
deren Ländergubernien  eine  bestimmte  Wohnung  zuge- 
wiesen würde,  bewohnt  wi^rden  konnte. 

Nach  theilweiser  Erledigung  der  hierauf  w^egen  Unter- 
'bringung   der  Aemter  sowohl   als  hinsichtlich  der  Herstel- 
lung tUtr  Präsitlnntonwohnung  weiters  vorgelegten  Berichte  Nr.  >.d.i^jB;. 
vom  30.  September,    13.  (Icnuber  und   29.  November   i'ü^j      Nr!  j  1 1'' 
dann  der  von  den  beiden  ständischen  Dcputirt'-n  Grafen  von        u  '  «- 
("lam  und  Ritter  von  Hack  unter  Berufung  auf  die  Land- 
nausl>efreiung  erbetenen  Relassung  der  Casse-  und  Archivs- 
localitäten,  sowie  der  Sccretärs-  und  Bau  Schreibers  wohn  ung 
erfolgte  die  kaiserliche  ICntschliessung  vom   21).  Novemtx.*r     '»■  «vj-  •»' 
1786,  womit   die  vorgelegten  Plane  und  Ueberschlage  be- 
hufs der   Unterbringung  der  Aemter   und  Herstellung  der 
Präsidial  Wohnung  genehmigt  und  die  schleunigste  Zustande- 
bringung  derselbim  angeordnet  wurden. 

Dies  ist  nun  im  Jahre  1787  geschehen,  in  welchem 
Jahr«    die    einst    vom     ersten    Kerr^nstands  -  Verordneten 
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bewohnten  Localiläten  des  geg'enwärtiffen  Prasidtoltractes 
nftu  aelaptirt  in  die  Bcnützungf  des  damali^im  Reg-ierungs- 
präsidont4m  übcrgicngen. 

Die  in  den  verschiedenen  Theilen  des  Landhauses  und 
im  AufschlagferhaiiRc  unterg«*  brach  ton  kaiserlichen  Aemter 
waren:  das  Cameral-  und  Krieps-ZahlamU  die  Staats-Buch- 
haltung,  die  Bauflirection,  das  Grundsteuerrejfulirunffs- 
A^rchiv,  die  Kanzlei  des  I^ndrechts-Pupillar-Raitamtes,  das 
Tiücher  -  Revision^-  und  l.andlafelamt .  auch  hatten  der 
Rathsthürhöter  und  mehrere  Amtsdioner  ihre  Wohnungen 
darin. 

Nicht  lan>;;e  jedoch  lili«l>  das  Landliaus  in  dieser  Weise 
besetzt;  die  Wiedereinsetzung  der  Stände  in  ihre  frühere 
Wirksamkeit  infolge  der  kaiserlichen  Rescripte  vom 
I.  Mai  1790  und  2.  November  ijtji  unil  die  damit  verbun* 
Jt.  >  «.  N(.  IM.  dcne  (ieschäftszuweisun^f  verlangten,  dass  de»  lüe^u  be- 
rufenen und  dem  Verortineten-Colleij[ium  unterstehenden 
Organen  jene  l.ocaütäten  wieder  eingeräumt  wurden,  die 
sie  vormals  innegehabt  hatten. 

iJies  geschah  durch  eine  Regierung»-  und  ständi.sche 
Commtssion ,  die  am  n.  l-ebruar  179X  den  Augenschein 
vornahm  und  wurde  auf  <irund  der  dabei  gefassten  und 
E.4.wj-N>.iMa.  mit  kaiserlicher  Resolution  vom  2tt.  April  17^1  genehmigten 
Beschlüsse  vorerst  mit  der  Adaptirung  der  ebenerdigen, 
für  die  Rechnungsarchive  bestitnniten  Räumlichkeiten, 
sowie  jener  Localitäten  begonntsn,  lUe  für  das  Oberein- 
nehmeraml.  die  l.iquidatur,  Registratur  und  das  Archiv  be- 
stimmt waren. 

Bald  folgte  die  I.egung  neuer  Dippelböden  im  Lucale 
der  ständischen  l^uchhaltung,  weshalb  der  Regierung"s- 
thürhüter,  welcher  oberhalb  derselben  sein«  Wohnung  hatte, 
dieselbe  räumen  niussle,  wie  dies  von  Seite  der  ßaudirection 
schon  früher  geschehen  war. 

Im  I^andhause  verblieben  das  Cameralzahlamt  und  di# 
Staatsbu<hhahung,  ein  'llieil  der  letzteren  im  sogenannten 
Aufschlagorhause,  wo  sich  auch  das  Landtahd*  und  Censur- 
amt  sowie  das  -Kyndicusbureau  und  ein  Theil  tler  Syndicus- 
Wohnung  befanden. 

Die  übrigtm  Kocalitäten  des  Ijindhauses  waren  theils 
für  die  Kanzlei.  Syndicuswohnung  und  Biljlit>th«k,  theils 
auch  für  die  ständischen  Unterrichtsan stalten  bestimmt:,  die 
im  Jahre   1793  daselbst  untergebracht  wurden. 
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Ndch  vur  Ablauf  eines  Doceiiniuius,  innerhalb  welchem 
'diu  Siämle  inii  ihren  Orjjanen  wieder  im  vollen  besitze 
ihres  Uausos  waren,  wurde  durch  die  am  15.  Aug"Uat  iK<k), 
Maria  Hinimelfahrtsta>;^  abends  um  6  Uhr  im  kaisurlidien 
Schloss  entstanthine  l-euerrsbrunst,  welclio  mit  Schnellijfkeit 
sowohl  die  Hausier  am  Schloss-  und  llofbersfe,  dann  jene 
der  Altstadt ,  der  Hahnen  -  und  Klosierjf  asse  bis  zum 
Schmidthurme,  sowie  die  nächsten  I  linterjfebäude  der  1  täuser 
auf  dem  Platze  zwischen  der  Kloster-  und  Hofifasse  in 
Asche  leg^te,  auch  du»  l^ndhaus  mit  seinem  schönen 
Tharme  ein  Raub  des  verheerenden  Klemenles. 

Nur  die  ebenerdiifen  gewölbten  Localitäten,  dann  jene 
im  (srsten  Stocke  de»  Obereinnehmeranites  und  der  Rejfi- 
strutur  sind  verschont  geblieben;  alles  übrige,  der  ganze 
Prasidialtract ,  der  grosse  Ständesaal  mit  seiner  Üallerie 
und  den  schonen  (iemäldeii,  die  ihn  schmückten,  stand  in 
hellen  ('lanimen,  die  brennende  Tliurmkupp<jl  stürzte  pras- 
selnd in  den  mittleren  Hufraum. 

Viele  Acten  und  Uücht-r  sind  zugrunde  gegangen,  mit 
ihnen  der  gnisstr*  Iheil  der  nicht  unbeduutend  gewesenen 
ständischen  Ribliothelc^  die  sich  im  /.weiten  Stocke  des 
Landhauses  bi^tümlcu  hatte. 

Auch  ein  Menschenleben  war  zu  beklagen,  jenes  des 
ständischen  Kegistraturs-Uiurnisten  und  zugleich  Most-Auf- 
schlags-CoUeclors  Juhann  Georg  (iastl,  der,  bei  deu  Lösch- 
anstaltr-n  thätig  beschäftigt,  unter  den  Lruramum  des  hurab* 
gestürzten  äusseren  l'rontons  Iwgraben  wurde. 

Ein  gewis.st!r  Oiala,  Historienmaler,  der  sich  damals 
in  Linx  aufhielt,  hat  ein  dit^sen  Rrand  im  Momente  des 
l*.insturzi;s  der  iliunnkuppul  darstellendes  (iemälde  den 
Ständen  gewidmet  und  von  ihnen  dafür  ein  Honorar  von 
10  Oucaten  erhalten.  Dieses  (lemäUle  befindet  sich  gegen- 
wärtig im  Museum  I*"ranciseo-(^rolinum. 

Vor  allem  war  es  notwendig,  für  die  einstweilige 
Unterbringung  der  Aemter  zu  sorgen,  wnshalb  schon 
acht  Tage  nach  dem  unglücklichen  Ereignisse  mit  d«*in 
Hofrathe  ftrafen  von  Pilati  wegen  Ueberh'issuiig  seines 
Hauses  hiezu  ein  Vertrag  abgeschlossen  wurde  und  am 
3.  September  der  Umzug  dahin  erfolgte. 

Nun  wurde- zum  Hau  ge?:chritti:;n.  l>ie  Leitung  dtisselben 
hatten  der  Hauschreiber  Löffler  und  Rauamtsadjuncl  In- 
genieur Mayr. 
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Zuerst  wurde  aus  Sicherhintsrück Richten  mit  der  Eid- 
de.ckuny  des  Thurmosund  Herslolluti^^der  Wächt«rswohnung 
begüiinen. 

Die  neue  Thurmuhr  lieferte  der  Hofuhrmacher  Sachs, 
wofür  derselb«  700  fl.  erhielt.  Diese  Uhr  aufstellen  ru 
können,  erhielt  da.s  Kauanit  im  April  iSni  den  Auttnijf  zur 
un^csäuiiUim  HerstiiUung  d»;r  i  hurinkuppul ,  wie  .siilbe 
früher  bestanden  hatte:  im  November  erfolffte  die  Auf- 
stellunf^  der  Uhr  im  Thiirnio. 

Was  den  Hau  des  I^ndhuusu.s  betrifft,  su  waren  die 
zur  Unterbringung  der  ständischen  Aemter  crforderlidien 
beiden  Tractc  zu  i^nde  des  Jahres  1801  insoweit  hergestellt, 
dass  dor  Bezug  derselben  /u  Jakobi  1802  in  Aussicht  stand, 
der  jedoch  erst  um  Michauli  zur  Ausführung  kam. 

Durch  den  Brand  hatte  am  meisten  der  Präsidiallract 
gelitten. 

Hinsichtlich  diese«  Tractes  wurdta  schon  mit  aller- 
höchster Resolution  vom  7.  Mai  1801  hingewiesen ,^  beim 
l^ndhausbau  wegen  einer  anständigen  Wolinung  für  den 
Regierungspräsidenten  .ils  Präsidenten  iler  Stande,  sowie 
wegen  Unterbringung  der  kaisurlichen  Aemter  Vorsorge 
zu  treffen. 

Da  wie  erwähnt  der  Präsidialtract  der  am  meisten 
beschädigte  Theil  des  Landhauses  war  und  die  Herstellung 
desselben  grosse  Summen  verlangte,   so   wurde   um  einen 

'  Nr^«<Hj'*"   ß^'trs-g  hi«zu  ex  cumerali  gebeten. 

Hierauf    erfolgte     die     allerhöchste    Resolution    vom 
L  c  Kl.  .&M.  26.  Mai  1802,  womit  ein  Beitrag  von  24.000  fl.  mit  der  Be- 
dingung bewilligt  wurde,  dass  die  für  die  Staatsbnchhaltung 
und    Cameralcasse    sowie    für    den   jeweiligen    Präsidenten 
bestimmten  I.ot^alitäten  mit  Vorljehalt  des  ständischen  Kigun- 
thumsreclnes  zu  diesem  Gebrauche  gewidmet  nnd  jene  der 
Präsidialwuhnungf  ganz  möblirt,   untmtgeltlirh  hergegeben 
werden,   hei   welcliHr  Verfügung  es  auch  im  Verlaufe  der 
darüber  gepflogenen  Verhandlungen  auf  (irund    der    Hof- 
r.c.Nr  j«;.i8oj.  kanzlei-Kntschliessung  vom   j«;.  December   1802  sein   Ver- 
"n?'iw&'     bleiben  hatte  und  die  Standn  im  Jahre  iKo.(  den  ReschluM 
faasten,  die  Prasidialwulmung  in  einer  angemessenen,    der 
Würde  eines  Präsidenten. entsprechenden  Weise  zu  mobltren. 
Diese    MÖblirung    hat     denn     seither    immer    stattge- 
funden,  sowie    der  jeweilige    Landeschef  im   Besitze   des 
«weiten  Stockes  des  Präsidialtractes  geblieben  ist,  bis  der 
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zu  Anfan>^   des  Jahres    1862   aus  Anlass   der   Einräumung  ^'J^!^^*,?,';^ 
zweier  Zimmor  zur  l^enültung'  für  das  Stfno^raphenbtireau  \'*k-  »;».  »77- 
entstandene  Streit  zweijährige  Verhandluni^en  herbeiführte,      '    ^\, 
die  im  Weg-e  eines  Vergleiches  ausj^retragen  wurden,  dein-  ^^^-''pät'X^' 
zufolge : 

Das  lt.  k.  Aerar  das  volle  Uif^enthumsrccht  des  J.andes  st^'"«'- Brnchi 

18^4.   f9t-    8jD^ 

auf  den  Hräsidialtrart  anerkannte; 

die  I  .andesvertretunjiy  sich  zurRückzahlunjj  der  im  Jahre 
i8<:)2  erhaltenen  7).oof)  fl.  erklärte; 

die  vom  Statthalter  benutzten  l.ocalitätcn  de*  zweiten 
Stockes  der  Landesvertrctunsf  zur  freien  VerfÜtfung-  übor- 
(yeben  and 

ji;ne  des  ersten  Stockes  stimmt  tlem  Halbgeschosse 
nebst  StallunK"  und  Waffe nrcmise  an  das  k.  k.  Aerar  zur 
Wohnung^  für  den  Suitthalter  von  Michaeli  1864  an  auf  die 
Dauer  von  jo  Jahren  vermietet  wurden. 

Der  Bau  des  Landhausus  war  vollendet  in  jener  Weise 
und  Ausdehnung-,  wie  das  (rebäudM  noch  gegenwärtig^ 
besteht. 

Dasselbe  hat  indes  in  seinem  Innern  manche  Verände- 
runjf  erlitten. 

Der  grosso  Ständesaal  oberhalb  der  Durchfahrt  wurde 
untermauert  und  der  kleinere  Theil  desselben  gegen  die 
Promenade  in  ein  grosses  Vorzimmer  umgewandelt,  von 
dem  man  links  in  die  (reinächer  der  Präsidial  wuhnung,  rechts 
in  den  l^ndtagssaal  gelangt. 

Die    oberhalb    diesen    LocalitKten    adaptirten    Zimmer 
wurden    der    Staatsbuchhaltung   zuge\viesen,    die  bis   zum  0'"»4N''0* 
Jahre   1835  daselbst  anitirte. 

Der  grössere  Theil  des  in  seiner  ursprÜn^jlichen  Höhe 
belassenen  ehemaligen  Ständesaales  blieb  ohne  eigentliche 
Bestimmunvr  und  ist  noch  gegenwärtig  ein  offener  Saal, 
der  zur  Nachtzeit  gesperrt  wird. 

Das  Cameralzahlamt    erhielt    ebenerdig  unterhalb    der  n.  «s-  u».  i«<h- 
I-Väsidialwohnung  seinen  Anilssilz:  es  verblieh  daselbst  bis 
zum   Jahre    1H23,    seit  welcher  Zeit  diese   I-ocalitäten  von  i>.  i.viii. '«ij. 
der  Statthaltcrei-Registratur  als  An:hiv  benützt  werden. 

Die  übrigen  I.ocalitäten  mit  dem  neuen  Sitzungssaale 
der  Verordneten  und  deren  Hureaux  waren  für  die  stän- 
dischen Aenuer,  fin  Ihei!  davon  als  Wohnungen  lur  den 
SyndicuR,  Bausrhreib<»r,  Thürhüter,  Ireschirrknecht  und 
TImrmwächter  bestimmt. 


—     151     — 


n.  tili-  70. 

Nr.  tqß». 


Der  Buu  den  Lanüliaust»«  tnit  Kiiischlus>  dm*  Tliurint*.s  und 
Präsidialtractos  kostet«  109.087  fl.  45  kr.,  diu  innere  Hin- 
richtunjj  der  Aemter  und  l'rttsidia!wohnun;f  57.ftJ  1  fl.  53  kr., 
iiohin   die  GusummtauslHffen  256.70g  fl.  3K  kr.   betrug-un. 

Wie  jeder  Brand  gewöhnlich  VerschÖnorung-en  xur 
Foljjre  hat,  so  war  es  auch  hier  der  I-all,  sowohl  Iw. 
Tiüj^lich  des  Landhauses,  als  auch  für  die  Siüdt  und  ihru  I-^ 
wohn  er. 

Zw«i  sehr  wichtig«  Rücksichtiin,  die  Bttqu<*nili<hkrtit 
des  Publicums  und  yrüssere  Sicherheit  Tür  tias  l^ndliaus- 
^ebäude  haben  die  Stände  in  der  Sitzung  am  4.  Sep- 
tember 1800  zu  dem  Beschlüsse  bewogen,  das  Kwischen 
dem  Landhause  und  dem  (rraf  Thürheimisehen  1  lause  ge- 
standene, beinahe  ^aiu  zerstörte  sojc^enaante  Aufschlajfer- 
haus  nicht  wieder  zu  erbauen  und  den  Platz,  worauf  e^ 
stand,  i^epen  dem  abzutreten,  dass  hierauf  eine  übf^r  den 
Katidhausj^rabeti  /um  Theater  führende  (ra^kse  ani^elejft 
werde,  wodurch,  nicht  nur  der  »chon  seit  laiifjfor  i^eit  f^a- 
äusserte  Wunsch  in  lirfüllung^  ß-ebracht  werden  könnte, 
sondern  auch  das  Landhaus  wie  das  Thürheimische  Haus 
eine  freie  Seite  bekommen  würden. 

Damit  in  Verbindung'  stand  ein  weiterer  Antrag^.  den 
Ciraben  mit  d'^m  vorhandenen  .Schutt  auszufüllen,  die  er- 
höhte Promenade  einzuwerfen  und  die  jfanze  Strecke  vom 
römi^chen  Kaiser  bis  an  das  linde  der  Seilerstatt  in  «inen 
schönen  Platz  unizui^estallen,  der  nicht  nur  eine  Zierde  der 
Stadt,  sondern  auch  bei  einer  Feuersbrunsl  für  die  dor- 
tijfen  Häuser  weg-en  der  leichteren  Zufuhr  mit  den  i.Ätöch- 
requisiten  von  üjossem  Nutzen  sein  würde. 

Infolge  der  hierauf  im  Einvernehmen  mit  der  Regie- 
rung itfepflo^enen  Verhandluntjen  w^urde,  um  die  Anlegung 
der  (rassc  ausführen  zu  können,  Graf  Thürheim  von  den 
.Ständen  anjjejfanjjen,  ihnen  entweder  das  hinter  dem  Auf- 
schläg-erhause  un  den  Stadtgraben  angrenzende  Stockt 
sammt  dem  Mofraumc  oder  das  iifanze  Haus  käuflich  zu 
überlassen,  welches  letzterer  von  den  Ständen  laut  VcrtraK" 
vom  1 1.  Octobor  1800  um  den  Betrat^  von  «)|^5o  fl.  erkauft, 
jedoch  von  ihnen  mit  Ausnahme  des  StÖckls  und  Hof- 
raumes schon  nach  2  Tagen  an  (trafen  von  KhevenhüUer 
um  7000  fl.  wieder  verkauft  wurde. 
"Nr'*i>i*  Schon  im  .September  1800  begann  die  Oemolirung  des 

I,  c.  Nr.  »(..ot.  Aufsehlägerhauses     und     am     b.     November    wunle     vom 
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HauamtK  ein  Plan  Mammt  Kostunansohlag'  über  die  Pla- 
nirunj^'  tlo>  Walles  vor>ff:IoKi.  flainit  ;tber  Ijia  zur  Ausfüllung 
des  Lirabens  noch  zuyewartiit. 

Nachdem  dies  fruscliehun,  wurde  im  April  i8<ji  mil 
dem  Einwerfen  der  Hromenadeerde  in  den  <Traben  be- 
gonnen und  hiezu  mit  Zustimmun>^  der  Re^erunjj:  und 
Schl(>ssverwaltuiig'  der  hohe  Krdwall  am  kaiserlichen  Schlosse 
verwendet.  ' 

Im  Movember  desselben  Jahres  war  die  yanzo  Strecke 
vom  römischen  Kaiser  bis  zum  Klampferer  fspäler  Ratzen- 
böks  Caf6haus)  geebnet  und  nach  Hinwe>{räumung  der 
feuerg"efahrltchen  Tlütten  sf)\vie  der  S«ih»rstatt  freijjemacht, 
um  mit  der  neuen  Anlagt;  der  Pr*)mimade  ln-ginnen  zu 
können.  Dies  geschah  im  Jalire  r8oj,  in  welchem  auch  die  vom 
Gärtner  zu  Uoosdort  erkauften  l']atanen  gesetzt  wurden. 

Hei  der  Ablrn^ung  des  WhIIhs  wurile  die  Landhaus- 
brückc,  sühin  auch  das  äussere  Portal  mil  dem  eisernen 
(iiUerthore  überflüssig  und  letzteres  als  Eingangsthor  zum 
Casinogarien  verwendet. 

r>ie  durch  die  hemoürung  des  .Aufschlägerhauseii  ent- 
standene neue  (iasse  erhielt  im  Jahre  1A02  den  Namen 
Theatorgasse. 

Das  in  vorerzählter  Weise  aus  seinem  Schutte  schöner 
erstandene  Landhaus  hat  seitdem  neuerliche  Veränderungen 
erfahren,  in  seinem  Inneren  stiwohl,  als  .\eusseren,  wie 
Sicherheit»-  oder  andere  Rücksichten  sie  verlangten  «der 
wünschenswert  machten. 

In  ersterer  Reziehunp  war  es  der  zwischen  dem  Re- 
gierungsgebäude und  dem  Landhause  bestehende;  Verbin- 
dungsgang, welcher,  weil  nicht  eingedeckt,  bei  einem  I''euer 
im  Dache  durch  die  niederfallenden  Brände  selbst  in  Brand 
gerathen  und  dadurch  die  zwischen  beiden  Behörden  so 
nothwendige  unmittelbare  Verbindung  unterbrochen  würde, 
daher  im  Jahre  1822  die  Eindeckung  dieses  (rankes  er- 
folgte. 

Im  Jahre  1K25  wur<Ien  beide  Kandhausportale  renovirt, 
jedoch  leider  derart  verunstaltet,  dawt  der  frühere,  ver- 
witterte Zustand  beiweitein  vorzuziehen  war.  Dies  gab  im 
Jahre  1840  zu  dem  Antrage  Anlass,  das  der  Verwittcruny 
am  meisten  aus^jesetzte  nördliche  Portal  in  seinem  ursprüng- 
lichen Glänze  herstellen  zu  lassen,  was  im  Jahre  1844  aus- 
geführt wurde. 
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Für  die  Sidiurheit  des  Lan<Jhauh}|(t;bäudes  bei  Kle- 
mentar-KrHijfniss^n  zu  sorgen,  erfolg«  im  Jahre  iWjO  die 
AufsliiUuny  von  Hlili!:a.ljl(;itern  und  wurdu  im  Jahre  1H3H  auf 
dem  Landhausthurme  ein  Toposkop  aut^'ostellt,  um  im  Falle 
eines  ausjrebrochcncn  Urandes.  namuniUch  zur  Xachtzeil, 
den  On,  wo  e.s  brennt,  mit  .Sicherheit  be^timmen  in  können. 

iJas  Ahwärtsneiijifen  der  eisernen  Helmstange  auf  dtsm 
Landhausthurme  veranlasste  im  Jahr»)  1S5J  tlie  Herabnahme 
des  kaiserlichen  Adlers  durch  den  ständischen  Zimmerpolier 
Schäringcr.  Am  1.  April  1854  erfol>ftc  die  leierliche  Auf 
setzimg'  des  neu  restaurirten  Adlers* 

Das  Innt^re  des  Hauses  betreffend,  so  gab  die  im  Jahre 
1H46  noLhwuridig  befundene  Reparatur  des  grossen  stün- 
dischon  Sitzungssaales  dem  damaligen  Syndicus,  Ritter  von 
Spaun,  Anlass  zu  d(im  .\nlrage,  den  ehemaligen  Siände- 
:iaal  mit  den  marmornen  Pfeilern  und  Bugeiifenstera  durch 
Ciemälde  aus  der  Laudesge-schichtc  auszuschmücken,  und 
ihn  dadurch  mit  dem  restaurirten  I-'ortale  der  nördlichen 
Aussonseite  harmonisch  in  Verl)indung  zu  bringen. 

Die  auf  <  irutid  des  zustimmenden  Standebe Schlusses 
vom  16.  November  1840  über  hinvcrnchmun  mit  dem 
Historienmaler  Moriz  von  Seil  wind  lUesfalls  gepHugenen 
Verhandlungen  fanden  auf  dem  am  7.  Juni  l  K )  7  abgehaltenen 
Landtage  ihre  Erledigung,  woselbst  die  Stän<le  erklärten, 
mit  dem  i'-iuschreiten  um  (ienehmigung  zur  Ausführung 
des^Flanes  einen  günstigeren  Zeitpunkt  abzuwarten. 

nieser  l^mltag  war  der  letzte  der  traililionellen Stande, 
iler  Plan  kam  nicht  weiter  in  Aureguug. 

Kine  nicht,  unwesentliche  VeräncU;rung  endlich  erhielt 
das  Landhaus  an  stiiner  südlichen  Aussenseile  durch  die 
Unterbringung  der  k.  k.  MiUtärhauptwache  an  jener  Stelle, 
wo  lue  ständische  Buchhaltung  ihr  Archiv  hatte  uml  wo 
vielleicht  ursprünglich  die  Rüstzeuge  der  ständischen  VV^ehr- 
mannschaft  deponirt  gewesen  sein  mochten. 

Die  auf  ständische  Kosten  hergeslelhe  Itauptwarhe 
wurde  gegen  Jahresmiete  von  .joo  ß.  dam  k.  k.  Afititär 
zur  Henützung  überlassen  und  demselben  am  24.  JuH  i8^t 
übergeben,  in  deren  IJesitz  es  bis  11.  August  i8üj  ver- 
blieben ist,  an  welchem  Tage  deren  Rückstellung  an  dir 
neue  I^inde-svortretung  erfolgte. 


—     i37    — 


Nahezu  drei  Jafarhundcrto  sind  vorüberyezog"eii  im 
bchncllen  Zeilenfluj^e,  stMt  das  Haus  der  Stände  bestclil. 

Kinstens  einem  g^eisilichen  Orden  gehörig,  ward  es,  weil 
ohne  Ordensbrüder,  mit  des  Kaisers  Zustimmung'  von  den 
drei  oberen  Ständen  des  Prälaten-,  Herren-  und  Ritter- 
standes erkauft,  in  i:in  Ständehaus  um^ewundell,  begabt 
mit  dorn  kaiserlichen  Befreiuni^rsdiplomc. 

Als  Versamnilunxsun  di;r  Stände  .auf  l-andiaj^on  und 
sonstigen  Zusammenkünften  wurde  daselbst  berathen  über 
die  Ang«Ieg:(inhoiten  des  lindes,  über  die  J^edürfnisse  des 
Staates. 

Wichtige  Momente  der  Landesg-eschichte  erinnern  an 
das  einslijje  Wirken  der  Stande  in  diesem  Haus«. 

Sie  erinni^m  an  die  1  .andschaftsschule,  die,  eine  Schüpfung^ 
der  Protestant i sehen  Staude,  im  Jahre  1574  dahin  über- 
tragen wurde  und  mit  einer  kurzen  Unterbrechung  durch 
naheEU  5  Decennien  in  Wirksamkeit  war, 

sie  frrinnern  an  jenen  Saal,  in  welchem  protestantische 
Prediger  ihre  Lehren  vortrut^en  und  wu  jetzt  die  neue 
l^ndesvertretung  ta^rt, 

sie  erinnern  an  jene  VersammIunK:en,  denen  Erzherzog 
Matthias  wahrend  seines  Aufenthaltes  in  l.inz  oftmals  bei- 
wuhnte,  wodurch  er  <Tele>renheit  hatte,  die  protestantischen 
Stande,  ihre  Wünsche  und  Absichten  kennen  zu  lernen, 

sie  urinnern  an  die  zahlreiche  Versammlunjj  am  o-  April    , 
lOiy,  wo  di«  weltlichen  Stände  mit  Ausnahmu  der  Prälaten 
rtuch  Kaiser  Matthias  Tode  bis  zur  Ankunft  des  Ref^cnten 
als  Verwalter   des  Landes   sich  erklärten    und   damit   dem 
Lande  viel  Ungemach  bereiteten, 

sie  erinnern  an  das  strenge  Regiment  des  bayrischen 
Statthalters  1  Ierberstorf,a?iden  Hauernaufstand  unter  Stephan 
Padingetj  an  die  (iefahren,  welchen  das  Landhaus  dadurch 
ausgesetzt  war,  aber  auch  an  das  pÜichtgelreuc  Henehmen 
der  Stände  während  dieser  drangvollen  Zeit, 

sie  erinnern,   wie  Kaiser  l-erdiiiand  II.   die  Landhaus- 
befreiung <len  Ständen  zwar  bestätigte,  ihnen  aber  unter-  h 
sagte,  ohne  landesfürstliche  Erlaubnis  Landtage  darin  ab- 
zuhalten und  nur  gestattete,  in  Wirtschaftssarhen  mit  Vor- 
wissen des  Landeshauptmannes  sich  zu  ver.sammeln, 

sie  erinnern  an  die  Vert hei digungsan stalten  gegen  die 
andrängenden  Türken  und  insbesondere  an  die  im  Jahre 
it>4i    im  Kampf  gegen  .Schweden    beantragte  Einführung  t.  Ks-j-Nr  ; 
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einer  bluibcnJun  Landes vcrtlieidijjuni;^,  trinu  Idee,  die  dtio 
Ständen  zur  Khre  tfcroirht  und  nach  i6n  Jahron  mil  dvr 
l-^rrichtunf»^  dt;r  Landwehr  zur  Ausführung;   gokommrn    'm, 

stie  urinnurn  an  die  zahlreiche  Versammlung  am  19.  April 
172a.  auf  welcher  die  Stände  die  'Hiron-  und  KrbfoIgB- 
ordnun^  dos  Hauset»  Habsburg  mit  Stirn meneinhelligkeit 
angenommen  und  in  ihrer  Erklärung  da»  treue  Festhalten 
hieran  ausg'csprochen  hattnn, 

sie  erinnern  an  die  (iillen-  und  Sluuer-R«ctificalitin,  die 
am  I.  Uctober  174*^  im  Landhausc  mit  ihren  Arbeiten  be- 
jfonnen, 

aie  erinnfirn  an  die  Aufhubuny  des  Verordnelen-Colle- 
gium»  unter  Kaiser  Josef  IL  und  an  die  Witbiiun^  des 
Landhauses  zur  Untnrbring'unx  der  kaiserlichen  Aemter, 

sie  erinnern  an  die  Wiedercinset/.unjj;^  der  Stande  in 
ihre  Rechte  unter  Kaiser  Leopold  IL  und  au  die  in  der 
Versammlung  am  5.  Juni  1790  vorgebrachten  Wünsche 
und  Beschwerden, 

sin  erinnern  an  die  Opferwilligkeit  der  Stände  in  Auf- 
bringung von  Geldern  währt^nd  der  drangvollen  Zeit  an- 
dauernder ICriege, 

sie  erinnern  an  das  Jahr  1805,  wo  der  Kaiser  der  Fran- 
zosen, Napoleon  L,  im  Landhause  seinen  Wohnsitz  hatte, 
und  das  Jahr  1800,  wo  dessen  Hauptquartier  daselbst  ver- 
pflegt wurde, 

sie  erinnern  endlich  an  jene  Zeiten,  wo  die  Regenten 
Oesterreichs  innerhalb  der  Mauern  des  l^ndhauses  weilten, 
die  Beweise  treuer  Anhänglichkeit  zu  empfangen. 
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Me  I^ndcshauplinaniiscliaft,  bis  zum  Jahre  \-j9>^  die 
h<'chsle  InstaiiK  des  Landes  i\xx  Leituni^  der  pol i lischt,*» 
Iteschäfte  sowie  des  Landrechtes  und  der  Rt;chtspflege 
überhaupt,  hatte  zur  Zeit  ihrer  Entstehung-  nicht  jenen 
Wirkunnf-skrc'ix  wie  derwilbü  iiu  V^erlaufe  der  vur.^chieden- 
artijfsten  Ivreignisse  allmählich  erweitert  und  festgestellt 
wurde. 

An  der  Spitze  dieser  obersten  Behörde  stand  der 
I^ndeshauptmann,  auch  Judex  provincialis  supra  Anasum 
genannt^  ;il>  weicher  noch  unter  den  Kabenbergern  im 
Jahre  1204 -Wolf  von  Volkerstorf  erscheint.  Im  Jahre  I2jt> 
war  ('S  KnhangL-r  von  Weesen.  dem  im  Jahre  1^,54  Albero 
von  Polheim  fo l iLfte  ;  alle  drei  zählten  zu  den  ältesten  Adels- 
geschlechtem  des  Landes. 

Nach  dem  lirlöschen  des  Stammes  der  Babenberger 
im  Jahre  1240  bis  zu  König  Ottokars  Tode  erscheinen  zwei 
Böhmen,  Walcho  von  Rosenberg  im  Jahre  1255  und  Burk- 
hard im  Jahre  1274  als  vom  König  Ottokar  bestellte  l^ndes- 
hauptleute. 

Bald  nach  des  Königs  Tode,  schon  im  Jahre  127g,  war 
wieder  ein  hierlands  sesslmfter  Landmann,  Ulrich  von 
Capel.  Landeshauptmann,  nach  dessen  Abtreten  das  mit 
den  I  labsburgem  nach  iJest erreich  gekommene  ticschlecht 
der  Walsee  durch  nahezu  zwei  Jahrhunderte  mit  nur  zwei 
Unterbrechungen  im  Besitze  dieser  höchsten  Wurde  des 
I-andes  sich  behauptete. 
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Ihre  Nachfolger  waren  im  Jahre  1478  Bernhard  von 
Sch5rffenbery  und  in  den  Jahren  1485  und  14S6  Ulrich 
und  (jotthard  von  Starhcmbcrg,  mit  welchen  die  Periode 
des  Mittelalters  schlos». 

Der  Landeshauptmann,  als  höchstes  Organ  der  Re- 
gierung, halte  die  Rtjchte  des  Kanilcsfürstun  /.u  vertreten. 
Ihm  gegenüber  htando«  die  Stande,  ursprünglich  nur  die 
adeligen  I.andherren  des  Herren-  und  Ritterstandes,  nach- 
hin  auch  die  Prälaten  und  Städte,  die  zusammen  ihre  spc;- 
cicilen  Rechte  sowdhl,  als  die  des  Landes  zu  wahren  und 
zu  erhalten  suchten.  Landeshauptmannschaft  und  Stände 
standen  sohin  in  nahen  Beziehungen  zu  einander. 

Nähfrre  Aufschlüsse  hierüber  gewährt  erst  das  sech- 
zehnte Jahrhundert,  die  Perlode  der  Reformen  und  der 
Anfang  der  einheimischen  Gesetzgebung,  hervorgerufen 
<lurch  die  von  den  Ausschüssen  der  fünf  österreichischen 
Provinzen  im  Jahre  1510  auf  dem  Reichstage  zu  Augsburg 
vorgebrachten  Wünsche  und  Bedürfnisse  der  Länder,  in 
deren  Erledigung  jedem  Lande  sein  eigenes  Landrecht 
sammt  (ierichtsstab  /.ugesichert  und  dem  Landcshauptmanne 
in  Streitsachen  der  Pfleger,  I.andrichter  und  Mautner  mH 
Beiziehung  der  l^ndleute  (Herren  und  Ritter)  das  Amt 
zu  handeln  übertragen  wurde. 

Das  Innsbrucker  Libell  vom  Jahre  1518  enthält  die 
Verpflichtung  des  Landeshauptmanns,  mit  den  beisilzenden 
Landleuten  das  Landrecht  zu  hundhaben  und  die  (iebrechen 
abzustellen. 

l)er  Landeshauptmann  war  scihin  zugleich  Präses  der 
lieriehtsbehürde  des  lindes  und  hatte  als  solcher  nach 
Inhalt  der  lAndrechtsordnung  vom  10.  September  1535 
7  oder  8  rechtserfahrene  Beisitzer  aus  dem  Herren-  und 
Ritterstande,  welche  ihm  als  l^andräthc  zur  Seite  standen 
und  von  ihm  alljährlich  viermal  zur  Ausübung  der  Rechts- 
pflege ninberufen  wurden. 

Jedoch  nicht  dii."  Reihtspth-ge  allein  befand  sich  in  den 
Händen  dos  Ht*rrrn-  und  Ritierswndes,  auch  in  politischer 
Beziehung  und  sotbst  in  Ansehung  der  Kmennung  eines 
Landeshauptmannes  üblen  die  Stände  ihren  Kintluss  aus, 
wie  dies  im  Jahre  i^«ij  der  Kall  war,  wo  Kaiser  N[axi- 
miliun  L  den  von  soinem  Vater  empfohlenen  Prüeschenk 
Kreiherrn  vt>n  Siet(t*nlwrg  als  I  ^ndoshauptmann  bestellen 
wollte,  über  diu  ihn»  nüttp'thoilluntiründe  der  Stande  jedoch, 
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welche  keinen  aus  dit^Acr  Familie  wünschten  ^  den  Georg* 
von  Losenstein,  einen  hiorlands  sesshaften  Kandmann,  als 
solchen  urnannt»!,  woran  den  Standen  hauptsär.hlich  jje- 
leg'en  war. 

l.osensteins  Nachfolger  waren:  im  Jahre  1501  Wolf- 
fifanf^  von  I'olhcin»;  im  Jahre  15 13  Wolfpang*  Jörger  zu 
Tollet,  im  Jahre  1521  Cyriak  von  Polheim,  im  Jahre  153J 
Helfrich  von  Mejfgau  und  im  Jahre  1539  Julius  firaf  von 
Hardegg,  j^ümnitlich  «lern  C^onsort  des  Herren-  oder  Rilter- 
standcs  angehorig. 

iJies  lässt  »ich  von  lialthasar  von  Prosing,  -welcher 
im  Jahre  15  jj  Landeshauptmann  geworden  ist,  nicht  be- 
haupten, ul)wulil  derselbe  im  Jahre  151*0  unter  den  Mit- 
gUedcrn  des  tierrenstandcs  erscheint  tmd  nicht  unwahr- 
scheinlich erst  nach  seiner  Ernennung  zum  I^ndeshaupt- 
manne  als  l^ndmann  angenommen  wortlen  sein  mag,  was 
auch  bei  dessen  Nachfolger  im  Jahre  i54c>,  (reorg  von 
Mäming  zu  Kirchberg,  der  J'all  sein  mochte. 

Mit  dem  letztgenannten,  welcher  durch  nahezu  22  Jahre 
1  .andeshauptmann  war ,  kamen  die  Stande  in  .\nsehung 
der  Geschäftsführung  bei  der  J^nde»hauptmannschaft  in 
eine  nicht  sehr  freundliche  Berührung,  worüber  die  in  den 
Jahren  1565  bis  1568  abgeführten  Verhandlungen  bezeich- 
nende  Aufschlüsse  geben. 

Die  Stände  waren  nämlicli  unzufrieden  mit  derGeschäfts* 
behandlung  und  beschwerten  sich  insbesondere  über  die 
vom  Landeshauptmanne  eingeführte  Trennung  der  lamles- 
hauptniannschaftlichen  Kanzlei  in  zwei  Abiheilungen,  wo- 
durch nicht  nur  der  Geschäftsgang  verzögert  wurde,  son- 
dern auch  die  Parteien  nebst  den  Taxen  für  die  Landkaniuhn 
auch  noch  jene  für  den  landeshauptmannschaftÜchen  Secretär, 
der  keinen  Gehalt  bezog  und  auf  <liese  Taxen  angewiesen 
war,  entrichten  mussten. 

Auch  die  l^ndräthe  theilten  die  Ansicht  der  Stände 
und  hielten  die  Vereinigung  beider  Kanzleien  unter  der 
Leitung  des  l-andschreibers  sowohl  in  Ansehung  der  Ge- 
üchüftsbeschleunigung,  als  im  Interesse  der  Parteien  für 
entsprechender. 

Der  Landeshauptmann  hingegen  suchte  in  seinen  Vor- 
stellungen nachzuweisen,  dass  wogen  der  immer  mehr  sich 
häufenden  Arbeiten  und  der  dem  Landschreiber  (thne- 
lies  obliegenden  vielen  gerichtlichen  Agenden  die  Bestellung 
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und  Salarirunir  .eines  eigenen  Secretärs  (lir  die  Geschäfte 
eines  jpwoiliyen  I.ancli^shauptmannes  höchst  rutthwendig  sf'i. 

Hierauf  urfol^jit!  nun  die  kaiserliche  Resolution  vom 
12.  December  1.568,  mit  welcher  dem  landcsliauptraann- 
schaftlichen  Secretär  ein  Gehalt  von  100  fl..  welchen  der 
Landschreiber  zahlen  musste.  bewilligt,  zugleich  aber  auch 
die  Vereinigung  der  land-  und  landeshaupt mannschaftlichen 
Kanzlei  unter  der  Leitung  des  Ijindschreibers  anbefohlen 
und  diojwr  letzlere  noch  überdies  zur  gleichzeitigen  Besor- 
gung der  das  V'icedomamt  hetrcffenden  Geschäfte  ange- 
wiesen wurde. 

Auf  <feorg  von  Mäming  folgte  Dietmar  von  Lusen- 
stein  als  l,andcshaupimann. 

Noch  vor  dosÄen  Krnennung  baten  die  Stände  Im  Jahre 
1570  aufCiruiu]  früherfsr  /usjcht-rungen  um  Besetzung  dieser 
Stelle  mit  einem  hier  sesshaflen  J-andebmitgliede,  zu  welchen 
denn  auch  der  neuernannle  Landeshauptmann  gehörte. 

Der  vorgenannt»,'  war  auch  der  erste,  dem  ulser  sain 
Ansuchen  eine  schriftliche  Instruction  ertheilt  wurde,  die 
den  damaligen  Wirkungt*kreis  (1(,t  }.antle>ihauptK;ute  und 
ihre  Verpflichtungen  in  Hezug  auf  i>olitische  Administra- 
tion, Rerhtspflegi^,  Kammergüter  u.  s.  w.  gtmau  und  um- 
ständlich enthält,  wie  auch  den  (teschäftsgHng  vorzctichaet. 

Allein  bald  fanden  die  Stände  Anlass  zu  neuerlichen 
Beschwerden,  welche  im  Jahre  157.3  dem  l-an<lcshauptmanne 
im  vertraulichen  Wege  mitgetheilt  und,  da  sie  unbeachtet 
gebliehen  sind,  bei  dem  Kaiser  selbst  vorgebracht  wurden. 

Die  Stande  be.schwerten  sich  hinsichtlich  des  Secretärs, 
der  vom  I^ndeshauptmanne  noch  immer  auf  Kosten  des 
I^ndsnhreiberanites  beibehalten  wurde,  sie  beschwerten 
sich,  dass  der  Landeshauptmann  den  Anwalt,  I  -andst^hreiber, 
ja  selbst  die  [.andrathe  beiseite  setze  und  mit  fremden, 
dem  Gerichte  nicht  zuständigen  l'ersonen  Berathungon 
pflege  und  Beschlüsse  fasse,  sie  brachten  endlich  vor,  dass 
die  Instruction  für  dm  Landeshauptmann,  wie  sie  dem  Vice- 
dorn  zur  Aeusserung"  zugestellt  worden  sei,  auch  ihnen  tur 
Miteinsicht  niitgetheilt  werde,  um  die  den  I-andesfreiheiten 
und  der  Gerichtsordnutiff  zuwider  laufenden  Punkte  vor 
ihrer  Ausfertigung  abwenden  zu  können. 

Aus  einem  vom  .späteren  I  .andeshauptmanne  I  .eon- 
hard  von  Harrach  im  Jahre  1579  an  die  Verordneten  ge- 
richteten Schreiben    und    aus    dem    ständischen    Majestats^ 
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gesuchc  liierauf  geht  hervor,  dnss  die  vcir4yrwähnte  Instruc- 
tion, bei  welcher  auch  das  Datum  fehlt,  unatisg'efortig't  g-e- 
blieben  sein  wird,  weil  um  d#iren  Ausfertijjunjj  für  l.ijon- 
hard  von  Harrach  gebeten  wurde. 

VoranlassuiiK"  hieiiu  vfaben  die  LleberKTiffe  des  Vicw- 
doms,  die  den  Landeshauptmann  verletzten  und  die  Stände 
schon  im  Jahre  1577  bewogen  hatten,  gegen  diese  Ein- 
grifFe  in  die  landoah au pt mannschaftliche  Jurisdiction,  wo- 
durch auch  die  ständischen  Rechte  verletzt  hoien,  energische 
Einsprache  zu  führen. 

Aehnliche  Vorstellungen  gegen  Juris<lictions-Eingriffe 
und  Kntzichung  der  th;m  Lande^^haupttnanne  int  Vereine 
mit  den  Laiidrätlien  zustehenden  ersten  Instanz  wurden  in 
den  darauffolgenden  Jahren  mchrmal  erneuert  und  durch 
eben  sn  vit-le  Re.s()liilK>nen  nat:h  Art  dits  datnal»  schlep- 
penden (ieschäft.sgHngi:s  theils  erh'digl,  tlieÜs  auf  die  lange 
Bank  geschoben,  was  wiederholte  Vorstellungen  hervorrief. 

Ohne  in  eine  specielle  Aufzählung  dur  verschiedenen 
Beschwerdepunkte  und  <ior  I-xlndigungen  hierauf  ein/.u- 
gehan,  wird  sich  hier  bloss  auf  das  Rescripl  vom  10.  Februar 
*.i**i  beschränkt,  w(irin  von  der  Instruction  für  den  I-amles- 
hauptmann  (als  vollständig  berathen  und  ausgefertigt)  l'>- 
wähnung  gi-schJeht  und  die  frühere  Anordnung  wegen  Ver- 
einigung der  1andeshau])tinainischaftlichen  Kanzleien  er- 
neuert wird. 

Dass    sich    nach    dieser   Instruction    nicht   benommen 
WurdCy  zeigt  eine  neuerliche  Vorstellung  der  Stände  vom  i- •■»'«'.«os.ao* 
Jahre    158.5    hinsichtlich    des    landcshauplmannschaftlichen 
Siecretärs,    gegen    dessen  .Salarirung   aus    den   Taxgeldern 
wiederholt  liinsprache  geführt  wurde. 

Indes  gab  es  noch  andere  Uebelstande,  welche  die 
(ierichtsprocedur  erseh wertem  und  verzögerten. 

Darunter  gehörte  der  Mangel  an  rechtskundigen  Indi- 
viduen zur  Vornahme  der  Zeugenverhöre,  iiCeugscommissärc 
genannt,  daher  sich  die  .Stände  schon  im  Jahro  1377  zur 
Bitte  veranlasst  sahen,  zwt.'i  solcher  Cummissäre  anzustellen, 
zu  besolden  und  in  Kid  zu  nehmen,  was  aber  erst  über  or- '■f-'''''<"-4'". 
neuerte  Vorstellungen  im  Jahre  1580  bewilligt  worden  ist.      '"•  "  sr- 

Die    als    /.eugscummissäre    ernannten    Xciuhau-ser    und      '^•"'"'-  •*• 
Kijgler  erhielton  jeder  aus  dem  Vicedomainte  ba  fl.,  wes- 
halb  sie  der  Landeshauptmann  den  Ständen  empfahl,  die 
denn  auch  beiden  zusammen  ausnahmsweise  60  fl.  bewilligten. 
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Ein  nicht  minder  wesentlicher  Ucbclstand  war  das  Un- 
vermü^-en  des  Vicedoinanites  zur  Zahlunyf  der  (^ffhalte  für 
den  Landeshauptmann  und  das  übrige  Personal,  dalu^r  sich 
A(»itti.i»F«i.s6.  die  Stände  im  Jahre  1577  beim  Kaiser  verwendeten,  dass 
diese  Gehalte  rechtzeitig  bezahlt  werden  möchten. 

Dies  wurde  zwar  zuK"esichert ,  führte  jedoch  im  Jahre 
1579  das  mit  kaiserlicher  Intercension  vom  l.anHeshaupt- 
manne  g-estellte  Ansinnen  herbei,  dass  die  Gehaltsausslände 
und  ein  g^anzer  Jahresbotrag  von  den  Ständen,  deren  Mit- 
glieder ohnedies  dem  iTerichtsstabe  angehören,  zur  Bezah- 
lung übernommen  würden,  wa**  aber  wegen  eigener  Un- 
vermögenheit  abgelehnt  wurde. 

üb  die  im  Jahre  158U  neuerdings  gegebene  Zusiche- 
rung wegen  Kl üssig machung  der  Gehalte  erfüllt  wurde, 
ist  unbekannt. 

Dagegen  geben  die  seit  dem  Jahre  1585  gepflogenen 
Verhandlungen  Aufschlüsse: 

über  die  Besetzung  der  Stelle  eines  Landeshauptmannes, 
dann  jener  der  Landräthe  und  Anwälte, 

über  die  Handlungen  des  ijindrerhtcs  und  Abhaltung 
der  Sitzungen, 

ül>er  die  Beschwerden  der  .Stände  gegen  den  I^tnde»- 
hauptmann  wegen  F.ntziehung  der  Instanz, 

über  die  Landkanzlei  und  den  I,andschreibcr, 

Nach  ilelfrich  von  Meggaus  Tod  im  Jahre  i-iSs  baten 
die  Stände,  dass  bis  zur  Besetzung  der  Landoshauptmann- 
stelle  die  Verwaltung  derselben  dem  Anwälte  üburtragen 
werde,  w&a  auch  geschehen  ist. 

Meggaus  Nachfolger  war  Sipgnutnd  von  l,amb*M>», 
unter  dessen  Landeshauptmannstliaft  vom  Jahre  i5<^o  bis 
1592  die  Stände  sich  herbeiliessen.  die  .\hhaltung  der 
Landrechtssil/ungen  im  Landhause  zu  gf*statten;  das  Land- 
recht  hatte  .sohin  Iceinen  bestimmten  .Sitz. 

Die  Nachricht  von  der  Berufung  des  Siegmund  von 
Lamberg  zum  Landmarsrhal!  von  unter  der  Unns  veran- 
lasste die  .Stände  im  Jahre  r50i,  sich  an  Erzherzog  Matthias 
zu  wendfr;n  und  dcnselbein  um  seine  Vermittlung  zu  ersuchen, 
damit  entweder  der  das  Vertrauen  und  die  Achtung  der 
Stände  besitzende  Siegmand  von  I^mberg  als  Landeshaupt- 
mann b>_'!assen  oder  eine  mit  den  Landesrechten  ver- 
traute, friedliche  um!  v<-rträglirhe  Person  als  solcher  bestellt 
werde. 
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Als  trledigTingr  hierauf  erfolgte  die  Intimation,  dass 
der  neue  T^ndeshauptmann  bereits  bestimmt  sei,  welcher 
denn  auch  in  der  Person  des  Hans  Jakub  von  Löbl  den 
Ständen  mit  der  WeisunBr  bezeichnet  wurdr,  ihn  als  solchen 
anzuerkennen  und  zw  respectiren. 

Das  Verhältnis  dieses  Landeshauptmannes  zu  den  Ständen 
scheint  Icein  sehr  freundliches  gewesen  xu  sein,  zumal  l.öbls 
Anitsvvirksamkeit  in  eine  Zeit  fiel,  wo  die  bald  darauf  aus- 
gebrochenen Ilauoniunrulien  und  confessionelle  Bezie- 
hunjfen  zwischen  ihm,  dem  kräftigen  Vertheidigcr  der 
katholischen  Religion,  und  den  damals  meist  protestan- 
tischun  Ständen  d«s  Herren-  und  Rilterslandes  eine  Scheide- 
wand zogen,  die  eine  gegenseitige  Annäherung  fast  un- 
möglich machte. 

Diese  MisshelUgkeiten  oder  auch  andere  Umstände 
mochten  wohl  Ursache  gewesen  sein,  dass  die  l^ndraths- 
stellen  und  die  eines  Anwalts  durch  längere  Zeil  unbe- 
setzt blieben. 

Die  Stände  wendeten  sich  daher  im  Jahre  1594  an  die  CJ.  «- w-Nr,!.». 
niederühterreichische  Regierung,  dass  sowohl  die  l^nd- 
rathsstcdlen  mit  hiesigen  I.andleuten  des  Herren-  und  Ritter- 
standes, wie  auch  jene  des  Anwalts,  der  seit  urdenklichen 
Zeiten  ein  Mitglied  des  Kitterstandes  war,  ehestens  besetzt 
werden. 

Bald  darauf  erfuhren  die  Stände,  dass  ein  Nichtland-     l.  r.  ».  i. 
mann  zur  Anwaltstelle  berufen  werde,  wogegen  sie  beim 
Landeshauptmanne  Einsprache  führten,  von  diesem  jedoch 
die  bereits  beschlossene  Ernennung  des  niederösterreichi-     i-  •--  Nr.  4- 
schen    Regierungsrathcs    Dr.    Veit  Spindler    zur   Antwort 
erhielten.     Die  Stände  erwiderten,  sich  unmittelbar  an  den     '•  r.  Nr.  5. 
Kaiser  zu  wenden. 

l'^rzherzüg  Matthias  suchtedieStände  in  seinem  Schreiben 
an  sie  zu  beruhigen,  dass  der  Kaiser  bei  Krnennung  des 
Spindler  keineswegs  eine  Verletzung  ihrer  Rechte,  sondern 
vielmehr  das  Beste  des  Dienstes  beabsichtigte,  dass  übrigens 
die  Berufung  auf  das  Augsburger  l.ibell  hier  keine  An- 
wendung finden  und  der  Kaiser  wohl  nicht  verhindert 
werden  könne,  taugliche,  in  den  Rechtsgeschäften  erfahrene 
und  vordiente  Männer  dabei  anzustellen,  wenn  sie  auch 
keine  Landleulc  wären,  wie  Hei  Prosing  und  Mäming  be- 
reits geschehen,  dass  endlich  Kais«r  Maximilian  II.  das 
Ret-ht    sich   vorbehalten    habe,    verdienten    Männern    das 
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Incolat  zu  verleihen,  ohne  zu  erwähnen,  dass  mit  mehreren 
Ritterstandsinitjfliedem  wejfen  Annahme  der  Anwalts-stelln 
fruchtlose  Unt.orhandlung'en  n^cpHogcn  worden  setun. 

Die  Stände  suchten  nun  in  ihrer  Majestäisschrifc  vom 
12.  Jänner  1595  xu  beweisen,  das»  seit  150  Jahren  nicht 
nur  die  Stelle  eines  Anwalts,  sondern  auch  die  des 
Landeshauptmanns  ununterbrochen  mit  hiesij^en  I^ndleuten 
besetzt  wurden,  wozu  auch  Prü^ing'  und  Märaing*,  weit  hier 
bcKÜtert,  |,^ehörten;  sie  erwidertea  ferner,  dass  wohl  zur 
Zeit  der  liintührungf  einer  Regierung  Uoctoren,  später  aber 
in  jedem  ILrblande  die  eigenen  T.andleute  hiezu  berufen 
worden  seien,  die  nun,  wenn  diese  Neuerung  mit  den 
Doctoren  in  Gebrauch  kommen  sollte,  von  der  Ver- 
waltung des  lindes,  wozu  ein  jeweiliger  Anwalt  in  *:Vb- 
wesenheit  des  Landeshauptmanns  als  dessen  Vertreter  be- 
rufen ist,  gänzlich  ausgeschlossen  bleiben  würden:  sie  er- 
widerten endlich,  dass,  wenn  auch  Dr.  .Spindler  ein  geübter 
Rath  sein  möge,  doch  ein  jeder  anfangs  lernen  müsse  und 
sich  wohl  auch  aus  den  hiesigen  Landleiiten  mit  Gottes 
Hilfe  dazu  taugliche  werden  finden  la^isen. 

Die  angeordnete  Installirung  des  Dr.  Spindler  bewog 

die  Stände  zu  einer  abermaligen  Hofs  Vorstellung,  die  aber 

L  1-.  Fol.  .ipK  erfolg"los  geblieben  ist,  weil  mit  der  Resolution  vom  1 1.  Mai 

i^yfi  Spindlers  Einsetzung  unwiderruflich  befohlen  und  jeder 

fernere  Widerspruch  nicht  länger  geduldet  wurde. 

Hinsichtlich  der  erledigten  J^ndralhsstellen  enthält  das 

I,  c.  Voi  iMi.   Rescript  vom  iq.  .September  isyö  die  genehmigte  Besetzung 

derselben  mit  Mitgliedern  des  Herren-  und  Ritterstandeß, 

sowie    die    gleichzeitige    Ernennung   des    Dr,  Spindler   als 

Landrath. 

Die  Stände  hatten  indes  nicht  nur  dicserwegen  Ursache 
zu  Beschwerden  gegen  den  Landeshauptmann,  sondern  sie 
fanden  auch  in  der  von  demselben  ihnen  entzogenen  ersten 
Instanz  über  ihre  Unterthanen  neue  Anlässe  zu  weiteren 
Beschwerden,  die  sie  in  den  Jahren  1597  und  15^)8  beim 
Kaiser  vorbrachten. 

Der  Zwiespalt  zwischen  dem  Landeshauptmanne  und 
den  Ständen  wurde  immer  grösser  und  mag  wohl  Ursache 
V«i  .aI^.^  gewesen  sein,  dass  dem  ersteren  die  dreimal  nachgesucht« 
Abhaltung  der  I^ndrechtsbitzungen  in  der  Rathsstube  des 
l^ndhauses  verweigert  wurde.  Ob  ein  viertes  Begehren 
im  Jahre   lOuu,  dessen  Inhalt  von  der  gereixt^n  Stimmung 
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Über  die  Verletzung'  des  ihm  schuldigen  Respectes  Zeug'ni* 
j^ibl,  denselben  Erfolg^  hatte^  ist  nicht  bekannt. 

hn  Jahre  iü02  starb  Freiherr  von  Löbl,  dor  eifrige 
Vollstrecker  der  kaiserlichen  IJefehle. 

Die  Verwaltung  der  I^andeshauptmannschaft  und  die 
F.rnennunjif  eines  l.andeRhauptmannos  war  für  die  Stände 
wie  immer  ein  (regenstami  von  hoher  Wichtigkeit,  daher 
sie  sich  sowohl  wegen  Besetzung  dieser,  sowie  der  übrigen 
Stellen  beizeiten  an  den  Kaiser  wendeten  und  Wolf 
Wilhelm  von  Volkersdorf  behufs  der  Ueberreichung  der 
Majestäts-sclirift  abcirdneten. 

l>iese  Majuütät^iächnft  vom  i8.  October  xboz  enthält  i. ..  s.r.  ih... 
eine  Anklage,  dass  seit  einigen  Jahren  die  Justizpflege 
nicht  nur  gänzlich  vernachlässigt,  sondern  manche  wichtige 
LandeKüLcha,  weil  es  keine  F^ndrechtssitzungen  mehr  gabe^ 
im  Privatwege  entschieden  und  die  althergebrachte,  zu 
Recht  bestehende  lastanz  der  Stände  umgangen  werde. 

Um  nun  wieder  das  alte  Statut  und  die  gute  Ordnung 
herzUHtellen,  wurde  gebeten,  dass  zur  .Stelle  eines  Landes, 
hauptmannes  sowohl,  als  zu  Jonen  der  i^ndräthe  und  An- 
w  alte  nicht  Fremde,  wie  dies  mit  Dr.  Spindler  und  nachhin 
mit  lleggonmüller  von  Rubenweiler  im  V«rordnungswege 
der  Fall  war,  sondern  nur  hiesige  I^andleute  berufen  werden. 

Allein  die  Vorstellung  blieb  ohne  Wirkung,  denn 
am  17.  November  1U02  erfolgte  llcggenmüUers  Krnennung  1.  f.  Fot.  3»j, 
zum  Verweser  der  Landeshauptmannsrhafl,  der  schon  früher, 
gleich  nach  des  Freiherrn  von  I.übl  lode  in  dieser  Eigen- 
schaft an  die  .Stände  ein  Schreiben  erlassen  hatte,  welches ''.'*'*'■  ■**■* 
aber  von  ihnen,  da  sie  von  seiner  Krnennung  nichts  wüssten, 
anerÖtfnet  zurückgeschlossen  wurde. 

Zu  Anfang  des  Jahres  lOoj  wurde  neuerdings  um  Be-  A■tull.J^.K..l. ;. 
aetzung   der   Stellen    Tnit    l.andleuten    gebeten    und   dabei 
die  Vereinigung  der  beiden  ICanicIeien  wieder  in  Anregung 
gebracht. 

Veranlassung  zu  diesem  letzteren  gab  die  erhöhte 
Kanzleitaxe,  worüber  sich  die  Stände  schon  m  den  Jahren 
151^8  und  lOoo  beschwert  und  an  den  Landsclirciber  eine  1 
>^uschrift  erlassen  hatten,  welche  im  Jahre  1603  tiber  die 
von  demselben  gestellte  Bitte  um  Transferirung  der  |/,.,"j"',"  ^'^^ 
f^ndkanzlei  in  das  Landhaus  und  um  eine  Besoldung  von 
üoo  n.  gegen  Viirzlcluleistung  auf  die  i'iixgebüren  er- 
neuert worden   ist   und  woraus   hervorgeht,   dass  sich   die 
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J.andkanKlei  in  der  Wohnungf  des  ijindschreibers  befunden 
habe,  wie  auch,  dass  diesem  letzteren,  damit  die  Kanzlm- 
raxe  nirht  (^rhrdit  w+rd»^,  von  den  Ständen  ein  Geschenk 
von  i(«M»  fl.  buwillif^t,  die  Bitte  aber  \vej;«n  Transferirung" 
der  l.andkaii/.l('i  und  itesoldung*  z «rückte wiissen  wur- 
d<:n  ist. 

Die  Stände,  unzufrieden  mit  llcggcnmüUors  Verwal- 
AiimI.  ji.  tun(f,  baten  um  baldige  KmennunR-  eines  l^nde&haupi- 
1.  c.  Fut  ii7.  manne».  Im  Mai  1603  erhielten  sie  von  den  l^ndtags- 
commissären  die  Mitthcilung,  dass  die  Verwaltung  der 
Landcshauptniannschaft  dem  Kreiherrn  von  Haym  über- 
i.r, pid.t4ii- a$5.  tr^g'en  sei,  wofür,  da  Haym  ein  I^andmann  war,  die 
Ständfi  danktnn  und  /uj^It-ich  die  Hoffnung  aussprachen, 
dass  nun  alle  Stellen  mit  l.andleulcn  besetzt,  in  Abwesen- 
heit der  I^ndeshauptleute  die  ältesten  Landräthe  des 
Hftrrenstandes  zur  VerwaltTing  berufen,  wie  auch  die 
I.ieferg-elder  der  i-andräthft  verl)esst;rt  würden. 

Nicht  unintL-ressant  ist  die  Heschwerdu  des  Freiherm 
I.  c.  F«i.  »sj.  von  Haym  gegen  das  respectwidrig'e  Benehmen  des  An- 
fi.  4. 46.  walts  HefifgenmüUer.  weil  sie  einerseits  über  den  da- 
maligen (iRschäftsgang'  und  über  die  Beziehungen  des 
Landeshauptmannes  und  Anwalts  zu  einander  Aufschlüsse 
gibt  und  anderseits  den  Ständen  Anlass  gab,  sich  mit 
Vorstellung  vom  12.  October  1603  des  J.andeshaupt- 
mannes  unter  Anführung  aller  ihm  zustehenden  Rechte 
anzunehmen  und  die  Abhängigkeit  des  Anwalts  nachzu- 
weisen. 

Die  Stände  brachten  ferner  vor,  dass  von  jeher  die 
J^ndeshauptleute  ihre  Anwälte  aus  dem  Ritterstande  ge- 
wählt haben  und  dieselben  dann  vom  Kaisnr  bestätige 
worden  sind,  dass  hai  den  Unzukummliclikeiten,  wie  unter 
Heggenniüller,  der  sich  widerrechtlich  einen  Landesanwalt 
nenne,  die  justizpflege  zum  Nachtheile  des  lindes  und  auf 
Kosten  seiner  Freiheiten  vorn. ich IHssigt  werde,  wie  auch, 
das»  einem  jeweiligen  I ^ndesh au pt manne  oder  Verwalter 
der  l.andcshauptniannschaft  die  Wohnung  im  kaiserlichen 
Schlosse  gebüre. 

Noch  im  December  1603  erhielten  die  Stände  Nach- 
richt von  der  Besetzung  dreier  l^ndrathsstellen,  die  ent- 
gegen dem  alten  Herkommen  bereits  beschlossen  sein 
sollle  und  mit  dem  Rescripte  vom  .s-  December  auch 
wirklich  angeordnet  war. 
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Kremsmünster,  VicedomUieng-erundAdoUhausen,sohin  /um 
erstenmal  der  I'ralatenstand  bei  den  Kandrechten  vertreten. 

Uo^eg^en  führten  nun  die  Stunde  in  ihrt^r  Majestäts- 
schrift vom  3.  Jänner  1604  abermals  lünsprache  mit  der 
wiederholten  Bitte  om  Besetzung  dieser  Stellen  mit  wirk- 
lichen I^ndleuten,  wozu  wohl  in  confessioncUer  Beziehung 
um  »d  minder  ein  Hind*Tnis  im  Wejfe  stehen  dürfte,  du 
selbst  bei  dem  l^ndniurschallg'enchti;  r.u  Wien  und  bei  der 
niede  rosterreich  Ischen  Kexieruniif  Prolestanten  sich  beHnden, 
die  Justizpflejfe  überdies  mit  der  Relijj^ion  sich  nicht  bo- 
fastie  und  hei  dem  Umstände,  al^s  mehr*^re  Landräthe  vmd 
selbst  der  Verwalter  der  lAndeshauptmannschaft  Katholiken, 
in  dieser  bczichun^  nichts  zu  befürchten  sei. 

Dies   Kajüten   die   damal:»   protestantischen  Stände  des 
Herren-  und  Ritterstandes,  die  an  ürKheratOK-  Matthias  ihren  L  c.  FuI.  14«. 
Vertreter   fanden   und  durch    seine  Vermittlung    die    Sisti- 
rung-  der   Installation   der  ernannten  l,andrÜtlie  erwirkten. 

Aus  der  /.wischen  den  Standen  und  ihren  iJeiJUtirten 
sowohl  dieserwe>fen,  Ms  auch  we^^en  liesetzung'  der  Landeti- 
hauptmannstelle  gepfloK^wnen  Correspondenz  lässt  sich  er- 
sehen, wie  sehr  man  bestrebt  war,  die  Sache  in  die  Länge 
JEU  ziehen. 

Die  zwei  oberen  Stände  ermüdeten  indes  nicht,  I  legjjren- 
müller»  Kntfernung  zu  erzielen,  ku  welchem  Uehufe  ihr 
Abyeordneter  Melmhard  Jtirger  besonders  auf  den  l^nd- 
raarschall  einwirken  sollte,  des:icn  Sohn,  txeorg  Siegmund 
von  l-amberg,  als  designirter  künftiger  Landeshauptmann 
von  Heggenmüllers  Umtrieben  nichts  Gutes  zu  bcfalu-en 
haben  würde.  Allein  sowohl  HeggenmüUer,  als  der  Abt  i. 
von  Krenismün.Hter  wurden  in  der  Lantlrechtssitzung  als 
Uandräthe  publicirt  und  den  Ständen  erübrigte  nichts 
anderes,  als  sich  neuerdings  an  Erzherzog  Mattliias  zu  '■  «■  VtA.  «n 
wenden,  jedoch  ohne  l^rfolg,  weil  ihre  im  Jahre  1605  an 
den  I^ndeshauptmann  (jeorg  Siegmund  von  Lamberg  ge- 
stellte Bitte  wegen  Xichtberufung  des  HeggenmüUer  zurück- 
gewiesen worden  war. 

IMe  von  den  Ständen  im  Jahre  iboö  gegen  die  Be- 
rufung des  .Salzamtmannes  Ur.  Spindler  zur  Verwaltung 
der  l-andeshauptmaimschuft  eingebrachte  Vorstellung  fand 
in  der  Ernennung  des  Hofkammerpräsidenten  Jakob  von 
MöUart  zum  Landesbauptmasne  ihre  Erledigung. 


Annn).   16. 
Fut.  Offt. 


E'"l.  ijüi. 


L  (..  i'.>l.  t<pi. 


Ami*I.  J<>. 
K..I.  7«s.  ;8;. 


t.  c.  r..|.  »Ol. 


—       I.SO 


AnRHl    II. 


\V(iIi;hen  Kinfliijss  ilfr  Rrudi_r/wist  zwis*.hrn  Ruüult  II. 
und  Matdiias  auf  das  Land  oh  der  Knns  und  auf  das  Bt»- 
tiL'hmun  dur  Sländo  ^^unummen  hat,  »r^ählt  ilie  (icMihichCc. 

Eb  wart-n  IrüljL-  Zeilen,  in  deren  Verlaufe  die  Verwal- 
tung des  Landes  und  clor  Rechtspfleg'e  bald  in  dieser,  bald 
ia  jener  Hand  bich  befand  und  letzttru  wohl  auch  ^ar 
nicht  oder  schlorht  j^chandliaht  wurde,  wie  aus  der  Majestäft- 
bchrift  der  Stände  vtnn  4.  Miirz  iIhjä  hervoryeht,  nach 
welcher  die  AnwalLbchafl,  die  Land  rat  h^st  eilen  und  das 
Landschreiberamt  unbesetzt  waren. 

I>er  im  Jahre  1(107  nat.h  Linx  ifekoinniene  l^andes- 
I,  t  Voi.  tu.  Iiauptmann  Jakob  von  Möllurt  wurdo  int  Jahre  it>oH  sanimt 
den  äbriffcn  Landtaf<sconiniis:^ren,  weil  sie  das  Frieden^' 
palont  Rudolf  II,  venifFent licht  hatten,  verhaftet,  worauf 
Ludwig^  Siegniund  von  Polhuim  die  Verwaltung^  führte,  bis 
Jakob  von  Mollart  im  jalirü  iborj  wieder  als  lindes- 
hauptmann  zurückkehrte. 

hei  der  lirblmldigung-,  welche  Köni^  Matthias  als 
Regent  von  Uestorroich  am  15.  Mai  ifvcx)  nmpfienjf, 
liaten  die  Stände  um  Be^etzung^  der  Landrathsst eilen  mit 
Landleutun  ohne  Llnterschierl  der  Riiriyion;  das  Rescript 
vom  j.  Juni  joog  enthalt  die  Versichi.-runjkf  des  Regenten, 
die  Bestellunjf  einer  K"uten  Rechtspflege  sich  eifrisst  an- 
geiejjen  sein  zu  la^scsn. 

.\uf  Mollart  toly:t<j  im  Jahre  Kuo  Wolf  Wilhelm  von 
Volkersturf,  der  letzte  seines  Stammes,  Protestant  der  bei 
beiden  Confessions- Anhjinjjern  in  hoher  Achtung"  tstand 
und  die  Uebergriffe  mancher  seiner  Standesgenüssen  miss- 
billigte. 

Einen  Beweis  des  guten  Kinvernehraens  zwischen  ihm 
und  den  Ständen  liefert  das 'dem  ersteren  im  Jahre  itM^ 
freiwillig  zugestandene  Präsidium  bef  den  ständi^che^  Ver- 
sammlungen, welches  Zugeständnis  aber  nach  Volkeratorfs 
Tode  wegen  der  zu  besorgenden ,  ('onsnt]uenz  auf  dem 
l-andtage  im  Jahre   1O17  wieder  aufgehoben  worden  ist. 

Die  von  den  Ständen  nachgesuchte  Besetzung  der 
Landeshiiuptmannstelle  mit  einem  wirklichen  im  Lande  bo- 
güterten  Landmanne  fand  keine  Krhorung,  weil  Anwalt 
Spindler  von  Hofegg  bis  zum  Jahre  1O14  Verwalter  der 
Landeshauptmann  Schaft  gebliel>en  ist. 

Am  20.  Mai  1610  starb  Kaiser  Matthias;  die  hierauf 
gefolgten  Ereignisse  sind  welthistorisch. 


(Iriu  ArrUv 
Nr.  iS;. 


U.  3.    I.    >2, 


li.  4.  Bj. 


liw  von  den  Stämlen  mit  Ausnahme  dnr  Prälalen 
übenioiniiienti  Landes-Administrattun  war  von  kurzur  Dauer 
und  endig"te  mit  dem  Kinrückun  bayrischer  Truppen  und 
der  dem  Herzoge  Maximilian  von  Bayern  am  iO.  Auffust 
1620  geleisteten  Interimshuldij^un);  de^r  Stände. 

Der  zum  Stalthalter  bestellte  Adam  von  Herberstorf 
verblieb  als  solcher  biR  zu  der  am  1.  Mai  1628  erfolg-ten 
Zurückwfabe  des  Landes  ob  derl^nnsan  Kaiser  Ferdinand  II., 
in  dessen  Namen  din  zu  Landes  -  (jubernatoren  ernannten 
Hans  Heinrich  von  Salburg-,  Anton  Abt  zu  Kremsmünster 
und  Jiiliann  SpindlL-r  von  Hofegy  din  Interimshuldig'ung' 
umptienjfen,  worauf  der  in  den  Lfrafensland  erhobene  Herber- 
sturf  zum  Landeshauptmanne  ernannt  und  als  solcher  am 
30.  AagTJHt   1628  installiri  wurde. 

Der  Umschwunyf  dwr  Dinye  halte  den  Kinfluss  dur 
.Stände  auf  die  Kandeshauptmannschaft  bedeutend  ge- 
mindert. 

JMe  I.andrechtsnrdnun^^  vom  jK.  Janner  102;  beliess 
zwar  dnn  zwei  oberen  Ständen  vom  Herren-  und  Ritter- 
stande ihr'  altes  Anrecht  auf  die  Landrathsslelten,  allein 
zwei  derselben  fielen  dem  IValatcn stände  zu  und  behielt 
sich  der  Kaiser  das  Rcnht  zur  Hesetzun^"  dieser  .Stellen 
über  Vorschlag"  des  Landeshauptmannes  unmittelbar  selbst 
bevor»  sowie  hs  dt;m  letzteren  überlasstm  blieb,  für  ab- 
wesende Landrüthe  Meisitzer  zu  bestimmen. 

iJie  vftn  den  Ständen  ffestellte  Kitte  um  Vermehrunjf 
zweier  Landrathsstellen  für  den  Herrenstand  als  Hrsatz 
für  die  dem  Prälatenstande  zuj^ewendclen  zwei  .Stellen 
wurde  mit  d'-T  Resolution  vom  12.  April  1^)31  zurückge- 
wiesen, weil  die  Prälaten  bei  den  Landrechten  nicht  wie 
auf  Landtajfen  einen  besonderen  Stand  repräsentiren,  son- 
dern dieselben  zugleich  auch  den  Plerrenstanri  ersetzen. 

Durcli  die  dem  Prälatenstande  zugewendeten  zwei  Land- 
rathsstellen ermuthigt,  suchten  auch  die  .Städte  im  Jahre 
1635  eine  ähnliche  Hejfünstifj|iinp  zu  erwirken. 

Aus  dem  Inhalte  des  den  drei  oberen  Ständen  zur 
Herich terstatlung  zugeatellton  Majestätsgesuches  der  .Städte 
liess  sich  erwarten,  dass  die  Lrklärung  der  erwähnten 
drei  Stände  vHmeinen<l  ausfallen  werde,  indem  sie  darin 
einen  dirocten  Angriff  auf  die  schlechte  Verwaltung"  des 

und    daher  die  Ritte   stellten,   dass 
ungereimten    Hegehren    nicht    nur 


\. 


(■:-  1.  t«.-. 


Gitik  Archi* 
Nr.    ih|. 


Sthtiliallnirf. 
ArilitT  N'r.  .y. 


O.  l'j.  tji. 


U.  Jii  {.  1. 


H.  ^'8.  w. 


Landrechts   erblickten 
die   Städte    mit    ihrem 
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St'hlÜMlhriK. 
Axhiv  Nr.   \\. 


Antutl.  jt. 


]<Ün<:lich  /urückg"i.*wieM*n.  ^>onli^,■^n  d»*n!iv)b«n  noch  überdies 
ein  verdienter  Verweis  ertheilt  werticn  möchte. 

Nach  Herbftrstorfs  Abtreten  im  Jahre  1639  blieb  die 
Stelle  eine»  Landeshauptmannes  durch  uinige  ZuU  un- 
böhut/t. 

Der  damalige  Anwalt  t^muthma^blich  Dr.  Martin  Hafner) 
erlies«  als  Verwalter  der  l.andeshauptmannschaft  Uecrete 
an  die  Stände,  worüber  sich  dieselben^  weil  von  seiner 
Ernennung'  ohne  Kenntnis,  gekränkt  fanden  und  sich 
deshalb  an  ihren  Abjufeordneten  in  Wien,  Abt  zu  Wilhering, 
wendeten,  zu  v>'rmilteln,  dass  dem  alten  Herkommen  j^-emäss 
bis  zur  Ernennunfif  eines  I^andeshauptmannes  oder  Ver- 
walters alle  Handlungen  sistirt  bleiben  mfichten. 
*nii»L;stvi.4.  Im  Jahre   16.^0  erfoljrte  die  Kmennunj?  des  Hans  Lud- 

wig'   (jrafen    von    Kuefstein    zum    Landeshauptmann    und 
dessen  Installirung'. 

Obwohl  die  Stände  von  dieser  LrnennunjLf  keine  scbrift* 
liebe  Intimalion  urbiollen,  wie  nach  bisheriger  Ctepflogen- 
heit  erwartet  wurde,  so  halte  doch  ilie  Mehrzahl  derselben 
zur  Vermeidung  von  Unannehmlichkeiten  es  für  rathsam 
erachtet,  bei  der  Installirung  in  corpore  zu  erst'heinen. 

Xüch  immer  blieb  die  Krage  wegen  Verwaltung  der 
l^ndeshauptmannschaft  und  Präsidirung  bei  den  l^nd- 
rechten  in  Abwesenheit  des  Landeshauptmannes  für  die 
Stände  von  Wichtigkeit,  Sie  fand  ihre  lirk-digung  in  dem 
Befehle  der  niedefüsterreichischen  Regierung  vom  j.  l*'e- 
Am.«i>K.»U'i.  bniar  1631 ,  womit  angeordnet  wurde,  dass  die  Ver- 
waltung sowohl  jetzt  wie  künftig  dem  An  walte  über- 
tragen sei. 

Dasselbe  besagt  auch,  das  Rescript  vom  17.  September 
i6j6  über  die  Diflereiu  zwischen  dem  L an deshaupt manne 
Grafen  von  Kuefstein  und  dem  Anwalte  Spindler  von 
Hofegg,  ja  es  stellt  den  Anwalt  als  dem  l^ndeshaupt* 
manne  nicht  untergeben  dar  und  vermöge  seines  Amtes  in 
dessen  Abwesenheit,  ohne  von  diesem  Decrcte  zu  empfangen, 
zur  Stellvertretung  von  selbst  berufen. 

Mit  dem  zum  Landeshauptmanne  ernannten  Grafen 
von  Kuefstein  begannen  auch  nähere  Beziehungen  der 
Stände  zur  Landeshauptmannscimft  in  Anseliuug  dertrehalts- 
beiträge  für  dieselbe. 

Veranlassung  hiezu  gab   der  dem  genannten  Landes- 
D,i.f).Sr.t.  hauptmanne  im  Jahre  1031    als  adjuta   di   costa   bewilligte 


I»».  /w. 


letra^j  von  jährltchrn  ickkj  H..  wcklitir  von  r!«?n  Stäntlen 
aus  den  I.andtafjfsbewilHgungen  befühlt  werden  solltu. 
Uiezu  kam  noch  die  dem  genannten  Ijrafcn  als  Ersatz  für 
die  während  des  Bauernaufstandes  erliltttneTi  Nachtheile  be- 
willig'te  Helohnunj^  von  2o.tx)o  fl.,  deren  Iierichtig"unK  eben*  i»  y  *  k«-  k 
falls  im  We^e  der  Abrechnung  an  den  künftigen  l.andtags- 
bewilligung"en  den  Ständen  /ugewiesen  und  von  Uineu 
auch  übernommen  wurde. 

Aus   den  darüber  ijeführten  V^erhandlun^jen    iifeht  her- 
vor, da»»   es  dem  Aerar  an    Mitteln   gebrach ,  sowohl   die       i>- i>  o. 
ilem  Landeshauptmann  zuj^cbicherte  Belohnunvr,  als  dessen 
Jahrc&H"ehaIt  Hüssl)^  zu  machen,  was  nun  von  den  Ständen 
im  Weg"«  obig-er  Compensininff  ffeschehen  ist. 

Denselben  Jahresbetrag-  v*>n   hkk)  fl.  erhielt  aui;h    der 
im    Jahre    ib^t    zum    l^ndeshauplmanne    ernannte    IJuvid       i'.  .t.  *.. 
(fraf  von  VVeissenwolf  und  zwar  aus  der  kaiserlichen  fiilfs- 
mittelspost  der  von  den  Ständen  für  das  Tazgefall  jährlich 
zu  zahlenden  15.000  fl, 

Zu    diesen»  IrehaltB    per   1000  fl.    erhielt   der    lindes« 
hauptma^nn   auch    die    Uesoldungf   als   g^ehcimer    Rath    mit      i>  t-  >■>• 
2CHJO  fl.,  ebenfalls  mittelst  Abrechnung?   an   der  l.andta^^s- 
bewilligpnn^. 

Ob  diese  Hezüg^e  in  vorbeschriebener  Weise  auch  den 
nachfol^endun  Landeshauptleuten  zugekommen  sind,  ist 
nicht  ersichtlich.  Das  im  Jahre  1708  an  die  Stände  ge- 
lange landeshauptmann.schaftlictie  I  UAinuitt  vom  1 9.  No- 
vember lässt  indes  vemiuthon,  da.ss  die»  seil  län^rer  Zeit  '•  ••  •«• 
nicht  mehr  i^esclichen  sei,  weil  di«-  Stand*;  mit  dem  **r- 
wähnten  Insinual  zur  Ausmittlunf^  eines  Kondos  aufjfo- 
fordert  wurden,  um  davon  nicht  nur  die  seit  fünf  Jahrea 
ausstRndi]cren  Gehalte  für  den  l^ndeshauptmann  und  den 
ifesammten  Gerichtsstab  bezahlen,  sondern  auch  zugleich 
eine  Erhöhung  und  fortan  regelmässige  Auszahlung  be- 
wirken zu  können. 

Der  Besoklungsstand  des  landeshauptmannschaftHchen 
Gerichtsstahes  betrug  damals  jaoj  fl.,  welcher  auf  4855  fl. 
erhöht  werden  sollte;  allein  die  Stände  konnten  keinen 
anderen  Fond  ausfindig  machen,  als  das  Vicodom-,  Maut- 
oder Salzamt,  aus  welch  letzterem  auch  die  niederöster- 
reichische Regierung  zu  Wien  ihre  Bestallung  beziehe. 

Das  Unzureichen  der  Gehalte  für  das  Uindeshaupt- 
mannschaftlichc  Personal  machte  zumal  bei  der  damaligen 


Tlieufrun^:  nirhi  iiwr  dt-n  WtinMrh  d»T  H^lheilififli-n  nach 
Verbesserung^  ibrur  l.api'  verzeihlich,  sondern  as  überzcupfte 
auch  die  StaaU>verwallun}^^  dass  eine  (ieha)t»aufbHüs«run^ 
gifsich  billijf  wie  gerecht  sei,  aber  immer  fehle«  der  Fond 
hiuzu. 

K.  <«.  t  Die  im  Jahro  1726  zu  diesem  Zwecke  beantragte  Pro- 

fesäionistunsleuer  unterblieb  vorläufig",  daher  mit  dem  Re- 
scriple  vom  i.s.  Ajiril  17,10  i'in«'  ytinieinschiiftlich»::  H^rathunjf 

i».  i.  ».      zwischen  der  J^andcshauptmannschutt  und  den  Ständen  an- 

A.  xr.  t.  f^eordnet  wurde,  um  im  balle  des  Nichuustandckommcn» 
der  Professionistenstüuer  ein  anderes  Hilfsmittel  ausfindtior 
zu  machen. 

Obzwar  die  Stände  bei  ihren  oifi^uncn  (ieldverlej^en- 
hciten  schon  im  Jahre  171S  in  ihrem  Haushalte  Iteschrän- 
kungen  jeder  Art  und  darunter  auch  bei  ihrem  eigenen 
Personale  (jehaUbminderungen  eing^eführt  hatten  und  «s 
daher  für  billig  hielten,  dass  im  balle  der  AusHndigmachung 
eines  l'"oiides  für  Gehaltsvcrbusst-Tunj^.  wohl  ihr  eigenes 
Personal  darauf  den  ersten  Anspruch  halte,  so  glaubten 
sie  doch  «lern  kaiserlichen  Ansinnen  dadurch  entgeg-en  zu 
kommen,  indem  sie  sich  in  ihrer  Majestätsschrift  vom 
ja.  j.  n.  K  30.  August  1730  zu  einem  jährlichen  Jieitragc  von  8<)oo  fl, 
erklärten,  dessen  eine  hlälfte  für  die  I .andeshauptmann- 
schafit  im  engeren  Sinne  aus  den  Bieraufschlagsgeldem 
und  die  andere  für  die  rt>  Kaiidrälhe  mittelst  eines  neuen, 
auf  ihre  eigenen  Weine  ausgudehnten  ,5  Js-reuzer-AulschlagN 
bestritten  werden  sollte,  zugleich  aber  eine  freundlichere 
('orrespondtmzart  iin<l  di»;  ihnen  auf  (irund.  der  l^indhaus- 
befreiuiig  zustehende  Jurisdiction  als  erst«;  Instanz  über  ihre 
Angehörigen  und  Diener  nachsuchten. 

Hierüber   erfolgte    das   Kescript    vom    it>.    März    i7Ji> 

r».  i  «1  A.     niii  welchem  statt  Kooo  fl.  0000  fl,  verlangt,  die  beiden  (fe- 

suchspunkte  jedoch  als  unstatthaft  zurückgewiesen  wurden. 

I)it:  Stände  bequemten  sich  in  ihrer  weiteren  Hrklärung- 

I.  e.  1.  vom  10.  April  17.51  gegen  üebcrlassung  des  ^  Kreuzer- 
weinaufschlages    zur   Zahlung  der  jährlichen  yooo  fl.,   was 

i>.  j.  "•  denn  auch  mit  dem  Rescripte  vom  25.  August  1731  jfe- 
nehmigt  wunlc .  von  wo  an  der  ständische  Beitrag  zum 
la  n  de  shauptnianusc  halt  liehen  üerichtsstab  seine  Kntstehung 
ableitete. 

liin  Krsatz  dafür  sollte  zwar  der  zum  eigenen  Nachtheil 
der  drei  oberen  Stande  und  entgegen  ihren  Privilegien  ein- 
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jyefülirt«  .\ufs<  lilay  sein,  atli'in  r-r  j^Mwahrln,  wie  djo  StiiniU' 
wohl  vurausbaht'ii,  keine  »ichtir«  Uctleckunir,  diihcr  sie  sich 
in  Anhoffungr  der  (ienehniiguny^  ihrer  wiederholten  Biltü 
be/üg"lich  der  Correspondenz  und  Jurisdiction  erboten,  den 
Ahyanj^  zur  Vullniai^huny  der  9000  i\.  stus  ihrer  Wirt- 
.schaftscasse  zu  erselzun. 

iJas  Jahr  i")**  mit  seinen  Reformen  führte  neue,  in 
ihren  l'"oI)ifen  wichtijije  Veränderuntjen  herbei. 

nie  Ncu^fostallunjjf  des  Militär-  und  Kriegswesens  durcli 
das    MiHtärreg-loment   vom   Jahre    1748    und   der   mit   den      h  n  ;( 
Ständen   aliit^-RHchlossenB    Docennalrecess    waren    die    Vor-      il  i^»«.  %. 
läufer  vun  Orvfanisirungen,  die   rasch  aufeinander  folgten. 

Mit  dem  l^atonte  vom  22.  Üctobor  174«  wurde  zur 
Hesorjrunfi-  des  Militaris  mixti .  ContributionaÜs  et  Came-  a.  fa.  lai. 
ralis  eine  neue,  unmitteU>ar  von  Ihrer  Majestät  al>hänj;i(^e 
l.andesbehörde  unter  dem  Numen  „landesFürstliche  Depu- 
tation" aufjgesiellt  und  Graf  von  Andlem  und  Witten  als 
deren  Präsident  ernannt. 

WiesehrsichdieWirksamkeitdieserneuen  Behörde  immer 
weiter  ausbreitete,  zeijft  die  Inlimation  vom  9.  Jänner  ty.\f).      «.  *.  ■;, 

Der  I.ande.shauptmaniischnft  verblieb  Iwdijjlich  das 
Juslitiale.  Die  woniffen  Geschäfte  in  publicis  politicis, 
welche  an  die  1  Andes-V>eputation  noch  nicht  ü  berg-^ijf anjf cn 
waren,  durften  wohl  uiitrr  <ieni  Vorsitze  des  Landeshaupl- 
munns,  jedoch  nur  mit  alleinijirer  liei/.iehung'  der  *.Twähnlun 
Deputation  geschlichtet  werden. 

Die  .Stände  erhobf^n  dajfejjen  in  ihrer  Majestätssr.hrift 
vom  I.  März  1719  VorstellunH;.  Sie  glaubten,  diese  /um 
Nachtheile  ihres  Credits  und  ihrer  Khre,  sowie  entgegen 
ihren  Rechten  eingeführten  Neuerungen  duriJi  ihre  seither 
und  besonders  bei  Abschliessung  des  Decennalrecosses  dar 
gebrachten  grossen  (Jpfer  nicht  verdient  zu  haben  und 
baten,  daas  dem  Landeshauptmanne  und  den  Landräthen 
doch  wenigstens  neben  der  Deputation  in  publicis  politicis 
gleiche  Rechte  eingeräumt  werden  möchten, 

Das  kaiserliche  Rescript  vom    10.  Mai  1749  zeigt  von      o- ♦.  j«. 
der  Fruchtlosigkeit  dieser  Vorstellung. 

(tlcichförmig  mit  den  Hofslellen  wurden  auch  in  den 
Krblanden  die  politischen  von  den  Jusiizgeschäften  gänzlich 
getrennt  und  erstere  der  Landes-Deputation  zugewendet, 
die  den  Namen  ,,landesfür8tlich(f  Repräsentation  und  Kam- 
mer" erhielt. 


a,  117.  ■"). 
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II.  I.  J7. 

II.  I.  tS. 
15.  Aprit  tjyr. 


>n-'  raTKlcMiiiuptmannschafl  v'**rU»r  ilire  aU*f  t*en»innut»»j 
und  erhielt,  weil  nur  Criniinalia  und  Judicialia  be^org'ead, 
den  Namen  „I-andrecht  in  Oesterreich  ob  der  Knns",  dessen 
Vorstand  nicht  melir  Lantltishauptniann,  sondern  Präses 
und  dess«n  I.andobanwalt  ViceprUses  der  l.andrechte  hies», 
welch  letzterem  in  seiner  neuen  Stellun«"  der  Kang-  vor 
allen,  auch  älteren  Landrätlien,  einj^eräumt  wurde. 

T)ie  bisherigen  T.andräihe  des  Prälaten  standen  mussten 
ausscheiden,  weil  ihr  j^tristlicher  Stand  mit  den  (ieüohäflen 
üines  Richlers  nicht  vereinbar  erkannt  wurde. 

Die  an  die  Stelle  der  l^ndeshauptmannschaft  >fetr«t*me 
neue  politische  Behörde  erhielt  bei  AufstelluniL^  der  von 
den  Ständen  unabhän^^en  Casäe-Administratiun  durch  den 
dieselbe  leitenden  (irafen  von  Andlcrn  und  Witten  genaue 
Minsicht  in  den  ständischen  Haushalt  und  die  Macht,  in 
allen  Zweijifen  desselben  Reduclionen  und  Minderung  der 
Auslagen  vorzunehmen. 

Davon  ausgciioinnien  war  der  sUindi^ohe  Heilrag  für 
den  landeshauptmannschatüiclien  <ierichtsstab  per  yooo  fl., 
ja,  es  mehrte  sich  vielmehr  in  anderer  Beziehung  der  stän- 
dische Aufwand  um  den  Betrag  von  ii.kx)  ti.,  welcher  für 
die  Mitglieder  der  CeLsse-Admiiiistralion  und  der  Rocli- 
fications-Commiösion  für  die  Dauer  ihrer  Wirksamkeit  be- 
*!ahlt  werden  musste. 

Nicht  drei  Jahre  blieb  das  l.andrecht  in  abgesonderter 
Verwaltung,  indem  dasselbe  mit  Resolution  vom  2^.  Mär« 
»734  wieder  SEur  Landeshauptmannschaft  erhoben  und  das 
Präsidium  darüber  dem  Präsidenten  der  Repräsentation 
und  Kammer  als  gleichzeitigem  Landeshauptmann«  über- 
tragen wurde. 

Auch  wurde  die  Zahl  der  I.andräthe  um  zwei  gelehrte 
Mitglieder  vermehrt,  von  welchen  jeder  einen  (iehalt  von 
1200  fl.  erhielt,  die  mit  den  Besoldungen  fiir  das  neu  cu 
bestellende  Land  tafelpersonal  »md  mit  jener  per  300  6.  für 
einen  dritten  Kanxlisten  der  Landkan/Jet  im  tresammt- 
betrage  von  4150  fl.  nebst  den  Auslagen  zur  ersten  Ein- 
richtuug  der  Landtafel  von  circa  1200  fl,  aus  den  Salz- 
aufschlagsgeldem  bestritten  iverden  sollten. 
n..(.»9.Nr.  I.  j.  Obwohl  die  Stände  in  ihrer  Krklärung  vom  3.  Mai  1754 

voranschickten,  dass  vielleicht  in  keinem  Krblande  die  Land- 
schaft verpflichtet  sein  wird,  landesfürstliche  BL-amten  zu 
besolden^    was    vielmehr    aus    dem    Camerale    oder    sonst 
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landeafürstlichen  Gefällen  zu  geschehen  hätte,  dass  ferner 
die  aus  den  jährlich  zum  landeshauptmannüchaftlichen  Ge- 
richtütabe  ab/uluhrenden  t/ooo  11.  für  den  Landeshauptmann 
und  für  die  nicht  mehr  bestehenden  zwei  Landräthe  des 
Prälaienstandes  entfallenden  Gehalt sbeträg-e  per  2100  fl. 
zu  anderen  Zwecken  verwendet  werden,  so  erklärten  sie 
sich  dennoch  bereit,  obige  4150  fl.  aus  den  .Salzaufschlags- 
g^eldem  zu  bestreiten,  fügten  jedoch  die  Bitte  bei,  dass 
ihnen  dafür  die  zur  J,andtafel  einflicsscndcn  Taxen  und 
ebenso  die  Salzaufschlags-Contrebandegelder  als  Entschä- 
digung xukämen,  das»  ferner  auf  da«  erwähnte  Salzgefall 
keine  weilen;  derartige  Auslage  iibenvicsen  werde  und 
die  Stände  nach  Aufhebung  dieses  Gefällft  von  jeder  fer- 
neren (Gehaltszahlung  für  landesfürstliche  heamten  ent- 
hoben seien. 

Die  Krledigung  hierauf  war  wohl  insofern  zusagend,  i>-  i-  »o.  N'r.  t 
als  den  Ständen  nur  derjenige  Uetrag  auferlegt  wurde, 
welcher  von  dem  Uebcrschusse  der  Taxen  zur  VoUmachung 
obiger  4150  fl.  fehlte,  und  ihnen  weiter  zugesichert  wurde, 
da.ss  infolge  des  AufhÖruns  des  Salzaufschlages  anderwei- 
tige Mittel  beizeiten  vorgekehrt  würden :  allein  die  Stände 
gewannen  mit  dem  Salzaufschlage  nichts  und  die  Gehalts- 
beiträge blieben  nicht  nur  dieselben,  sondern  sie  wurtlen 
im  (regentheile  noch  vermehrt. 

Das  Jahr  1759  brachte  abermals  eine  Veränderung, 
das  Aufhören  der  Repräsentation  und  Kammer,  da  mit 
dem  Rescripte  vom  2:\.  September  die  liesorgung  der  Pro- 
vinzial-  und  Justizgeschäfte  hinfort  allein  der  Landeshaupt- 
mannschaft übertragen  und  dabei  Achaz  von  Stibar  mit 
dem  Ueifügen  zum  l.andesan walte  ernannt  wurde,  dass  diese 
Stelle  jederzeit  beim  Ritterstande  zu  vorbleiben  habe. 

Ein  weiteres  Rescript  vom  2t>.  desselben  Monats  über- 
trug dem  I-andeshauptmanne  mit  Reiziehung  eigens  be- 
stimmter Landrälho  die  unmittelbare  Leitung  dos  Contri- 
butionalis  et  niilitaris  mixti  und  befahl,  dass,  gleichwie  in 
Zukutift  alle  die  Landschaft  betreffenden  Hofsansinnen  durch 
den  f^ndesliauptiuaini  an  die  Stände  oder  Verordneten  ge- 
langen werden,  diese  letzteren  ihre  Erklärungen  hierüber 
bfhufs  deren  Einbegleitung  durch  den  Landeshauptmann 
dahin  zu  überreichen  haben. 

Die  vorerzählten,  im  Verlaufe  eines  Jahrzehnts  auf- 
einandergefolgten verschiedenartigen  Veränderungen  haben 


t  c.  40.  i;lli. 
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um  den  Wirkung-skreis  der  Stände  immer  engers  Grenzen 
^ezugan,  das  allerhöchste  Reiicripl  vom  22.  Juni  1765  zog 
sie  noch  enger  /usammen. 

\ur  das  W^rordneten-Collegium  wurde  nach  Aufhebung 
der  Ausschuss-  und  RaitrathscoUegien  in  seiner  Neu- 
gestaltung belassen  und  der  jeweilige  I^ndeshauptmann 
als  Präsident  der  Stände  ernannt,  auch  wurde  die  J^andos- 
h au plmann Schaft  die  MittelbehÜrdo  zwischen  dem  kaiser* 
liehen  Hofe  und  den  Ständen. 

I-'i^r  diesen  Geschäftszuwachs  und  zur  I^estreitung^  der 
R.  tti.  «0.      Landtagstafel,    die  ehemals  dem   ersten  Herrenstands-V'er- 
ft.  4-9;-      ordneten  oblagt  erhielt  der  Landeshauptmann  z\i  den  unter 
den  qooo  fl.   begriffenen  1500   fl.  noch    1200  fl.,   sohin   zu- 
sammen 2700  fl.  als  Und eshauptmannsc haftlichen  Gehalt 

Der  ständische  Beitrag  für  den  landeshaupt  mann  schaft- 
lichen Gerichtsstab  und  für  das  I^nd tafelpersonal  betrug 
damals  zusammen  ij.975  fl. 

Obgleich  die  Stände  einerseits  diese  ihre  Wirksamkeit 
beschränkenden  Verfügungen  als  einen  allerhöchsten  Befehl 
ansahen  und  anderseits  in  der  Ernennung  des  I^ndes- 
hauptcnanncs  (irafen  von  Tbürhcim, eines  Landesmit^liedes, 
zu  ihren  Präsidenten,  wie  in  der  allerhöchst  ausge- 
sprochenen Zufriedenheit  über  ihr  patriotisches  Benehmen 
grosse  Refriedigung  fanden,  so  glaubten  sie  doch  in  ihrer 
B.  j'm-  f^  Krklärung  vom  6.  August  1 765  nicht  unerwähnt  zu  lassen^ 
B.  j  i.  iiri.  (lass  ihnen  nicht  nur  die  Aufhebung  der  Aussrhuss-  und 
Raitrathsrollegien,  sundern  auch  die  <.-orre.spoi»den/.  im 
Wege  der  J^andeshauptmannschaft  sehr  schmerzlich  falle, 
sie  sich  daher  iler  Hoffnung  überlassen,  dass  bei  Itesetzung 
erledigter  Stellen  auf  taugliche  l.andleuLc  zunächst  Rück- 
sicht genommen  und  die  Correspondenz  entweder  unmittel' 
bar  zwischen  dem  allerhöchsten  Ilofe  und  ihnen,  oder  doch 
wenigstens  durch  den  Landeshauptmann  gestattet,  wie 
auch  dessen  Stelle  mit  einem  Mitgliode  des  hierländigen 
Herrenslandes  besetzt  werden  wolle. 
R.  i'4.  «j.  In  der  hierauf  erfolgten  Intimation  vom  3.  September 

wurde  zwar  bei  Anstellungen  die  vor/.üg^liche  Berücksich- 
tigung befähigter  Landleute  zugesichert,  in  Ansehung  der 
aufgelassenen  Collegien  jedoch  und  der  Correspondenz  auf 
die  frühere  ICntscheidung  \erwiesen  und  das  Recht  zur 
limennunjT  eines  Landeshauptmannes  von  Ihrer  Majestät 
als  ihr  zuständig'  erklärt. 


—     I5Q    — 

Da»  Jahr  178.;  brachte  wieder  Neues. 

Mit  dem  Rescripte  vom  21.  Juli  wurde  eine  neue  Stclhi      ^  "'-  "■ 
in  publicis    unter  der  Henennung   „obderennsische  Rcjjfie- 
rung-'  geschaffen    und   der  in  Judicialibus  der  Marne   ,.üb- 
derennsiücbc  I-andreclite"  beigelegt. 

Das  Verordneten-(\>llegium  wurde  aufgfehoben  und  die 
Besorgung  der  (Geschäfte  desselben  der  n«uei]  f.andes- 
stelle  zugewiesen,  bei  der  zwei  ständische  Deputtrie  als 
"Referenten  Sitz  und  Stimme  erhielten. 

Zur  Aufrechthaltung  der  Existenz  der  Stände  wurde 
ein  ständischer  Ausschuss  bestellt,  damit  der  Chef  der 
I-andesstelle  mit  demselben  die  das  ständische  Wesen  be- 
rührenden r.andes  -  Angelegenheiten  berathe  und  für  den 
Landtag  vorbereite.         '    ',-       '   ' 

Durch  diese  Verfügungen  haben  mit  dem  Aufhüren 
derl^ndeshauptmannschaft  auch  die  Beziehungen  derselben 
zu  den  Ständen  aufgehört. 

Was  hieran  noch  erinnerte,  waren  die  ständischen  Ge- 
haltsbciträge  für  den  lange  nicht  mehr  bestandenen  landes- 
hauptmannsciiaftlichen  Gerichtsstab,  sowie  Jener,  welchen 
ein  jeweiliger  Regierungspräsident  als  Chef  der  Stände  zu 
beziehen  hatte.  Auch  diese  hörten  endlich  auf;  die  ersteren 
im  Betrage  von  1^714  fl.  nach  mehnnaligon  Vorstellungen  ^^  "  ",g^ 
mit  I.  November  1819.  der  letztere  im  Betrage  von  2700  fl. 
mit  dem  Beginne  des  Jahres  iH^f)  nach  dem  Ausscheiden  j-^"  *^'  'J^ 
des  Regierungspräsidenten  Freiherrn  von  .Skrbensky. 


.^ 
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'un  freien  Grundbesitz,  auf  welchem  wie  in  den  übri- 
(fen  deutschen  Ländern,  so  auch  im  I^ande  ob  der  Knns, 
die  ständische  Verfassiinj»'  ursprüng-lich  beruhte,  theilten 
der  J.andeüherr,  der  höhere  unci  niedere  Adel,  die  Freien 
des  Landes,  der  eigfenthche  Kern  des  Volkes,  und,  als 
Bischöfe  und  Aebte  grosse  Besitrungen  erhielten,  auch  die 
(teistUchkeit. 

Mit  dem  allmählichen  Verschwinden  der  Freien  des 
Landes,  die,  um  der  drückenden  I leeresfolg'e  auf  eigene 
Kosten  zu  entgehen,  ihr  freies  Gut,  Allod,  an  Mächtigere 
abtrattin  und  dasselbe  als  Dienstniannen  gegen  Reichung 
einer  gewissen  Gabe  zu  Lehen  nahmen,  gelangte  da»  Be- 
sit7thum  tler  chutlom  Freien  des  Landes  in  die  Hände  des 
Adels,  oder  durch  Kauf  und  Vermächtnisse  in  jene  der 
Geistlichkeit ,  wurden  die  allgemeinen  Versammlungen 
immer  seltener,  hieng  Gesetzgebung  und  Regierung  nur 
von  den»  Landesfürsten,  dem  alten  freien  Allel,  der  höheren 
Geistlichkeit,  den  Vasallen  und  Ministerialen  ab,  entstand 
die  Grundlage  der  landständischen  Verfassung,  die  sich 
dann  weiter  entwickt'lte. 

Obwohl  zur  Zeil  der  Bubenberger,  unter  Ottokar  von 
Böhmen  und  in  den  ersten  Regicrungsjahren  der  Habs- 
burger nur  die  Grafen,  Herren  und  Ritter  zu  den  freien 
Landständen  gezählt  und  nur  diesen  allein  für  ihre  freien 
Bewilligungen  Seh  ad  1  usbriefe  ertheilt  wurden,  war  doch 
der  Kinfluss   der   höheren  (ieistlichkeit   auf  flie  Geschicke 
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des  T^ndeSi  wohl  auch  der  I^ndeafürsten,  höchst  bedeut- 
sam, wie  nach  dem  Erlöschen  dor  liabcnberj^ er ,  wo  der 
gröäste  ITieil  der  (Teistlichkeit  mit  den  mächtigen  (ie- 
schlechtem  der  Kuenrin^,  llardeck  und  J  .ichienstein 
dem  Ottokar  von  Böhmen  gewogen  waren  und  die  be- 
reith  erfolgt»!  Wahl  eine»  der  Söhne  der  Constanzla  von 
Meissen  fruchtlos  machten. 

Dieser  Eintiuss  wurde  bedeutsamer,  je  mehr  sich  dos 
Uesitzthum  der  Klöster  durch  fromme  Stiftungen  und 
Schenkungen  erweiterte,  je  öfter  die  Prälaten  entweder  über 
Einberufung  oder  auch  unaut gefordert  mit  den  Edlen  de» 
Landes  sich  vereinigten,  über  Kriegs-  und  Landes-An- 
geiegenheiten  auf  Landtagen  zu  berathen. 

So  ein  l^ndtag  wurde  abgehalten  zu  Wien  am  B.  Au-  ""i;  j,**  '  " 
gUbl  1406,  auf  welchem  nebäl  den  Prälaten  auch  die  Städte- 
Abgeordneten  zugegen  waren  und  den  eiidiL-lligen  Bc- 
üchluss  fasMten,  dass  dem  jungen  Herzuge  Albrecht  V. 
(nachhin  Kaiser  Albrecht  IL)  die  Machfolge  in  der  Regie- 
rung Oeäterrciclis  gebüre  und  in  Ansehung  der  Vormund- 
schaft und  Lai]det>verweäung  da^Jectigu  als  RichtäChnur  zu 
gelten  habe,  was  die  Mehrheit  be&chlieäsen  werde. 

Die  auf  diesfim  I^ndtage  versammelten  Stande  hiesHen: 
die  vier  Stände  von  Prälaten,  Herren,  Ritterschaft  und 
Städten. 

Am  12.  September  erfolgte  ihr  Ausspruch  hinsichtlich 
der  Vormundscliaftsführung  und  der  VerpUichtung  des 
Vormundes,  der  ohne  der  Stände  Rath  und  Willen  nichts 
vorfügen,  den  jungen  Herzog  in  keinen  Krieg  verwickeln, 
ihn  auch  nicht  verheiraten  dürfe. 

Den  Prillatonstand  büdeteti  damals  die  Aebte  und 
Pröpste  der  Klöster  Krenisniünster,  St.  Elorian,  I^mbach, 
Garsten,  Haumgartenberg,  Wilhering,  Mondseo,  Wald- 
hausen, Gleink,  Schlägel  und  EngeUzell. 
I  Von  hoher  Wichtigkeit  war  die  Verwammlung  U^r  vier 
Stände  von  ob  und  unter  der  Eims  au  Wien  am  Martins- 
tage  1439. 

Deramiy.  (Jetober  1439  verstorbene  Kaiser  Albrecht  IE 
hatte  in  seinem  Testamente  vta-ordnet.  dass,  wenn  seine 
Uomabiin  eine  Tochter  gebären  würde,  Herzog  Eriodrich 
vott  der  Steiermark  Oesterreich  erben  solle ,  wenn  aber 
ein  Sohn  zur  Welt  käme,  so  sei  dieser  Herzog  des  Landes, 
Friedrich    aber    führe   im    Vereine  mit  Elisabeth   und   den 

Stjalivr.  Kiitii-nii-M'l'-ti.  M 
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IMU  :  O.  J.  E. 


Räthnn  dio  Vorinun(].schaft  über  seinen  Sühn,  dar  in  Pri 
bürg-  erzogen  werden  soll. 

l)ie  Stände  stimmten  dem  letzten  Willen  des  Kaisern 
bei  und  verordneten,  dass  Landlcute  der  vier  Stände  dem 
Herzoge  als  Räthe  beigegebeit  worden  sollen,  dass  er  die 
Vormundschaft  bis  zum  lO.  Jai»re  de.s  Ücrzo^s  lühre,  dann 
aber  dieselbe  niederlege  und  indessen  Verweser  von 
Oesterreich  sei,  auch  alle  Stellun  mit  im  Lande  sesshaften 
landleuten  besetze,  wozu  Herzoy  Kritidri<:h  seine  Zustim- 
mun(:{  gab  und  am  i .  December  erklärte,  das  ]  ^nd  nach  den 
von  den  Ständen  fcstjtesotzten  Üesiimmunj^en  zu  verwesen. 

Wie  wenig  aber  Fri'jdrichs  R.ejfierun^  im  Lande  ge- 
eignet war,  Ruhe,  Ordnung  und  trehorsam  aufrecht  zu  er- 
halten, erzählt  die  (reschichte. 

Don  Versammlunpfpn  der  missvergnügton  Stände  zu 
Martberg  und  Wiikirtrdorf  folgte  der  am  12.  r>eceniber 
n  Seiten  '"^S*  *"  Wien  abgehaltene  Landtag,  dum  auch  Prälaten 
von  ob  and  unter  der  Knns  beigewohnt  hatten,  dann  j«ner 
zu  Wels  am  4.  Jänner  1452,  endlich  der  iJeitritt  zum  Itunde 
zur  Itefreiung  rios  Ladislaus,  dem  die  PräUti>n,  um  nicht 
Gewahthätigktiiten  ausgesetzt  zu  sein,  sich  anschliesNen 
mussten. 

Unter  den  mehr  als  250  Siegeln,  welche  der  I^itrittb- 
Urkunde  angehängt  waren,  befanden  sich  auch  jene  der 
Prätäten  von  Kremsmünster,  St.  l'-lorian,  (rarsten,  (tleink, 
J^tiibach,  Waldliausen  und   liaumgarienberg. 

Gleichen  Anthell  hatten  die  PrälaOan  an  der  am  4.  iI9e- 
1,  f.  Sriir  (js.  cember  1457  abgßhahentin  Versammlung,  welche  nach 
Ladislaus'  Tode  tiem  Landeshaupt manne  Wolfgang  von 
Walsee  mit  Beiziehung  zweier  Mitglieder  aus  jtidem  der 
vier  Stände  die  Verwaltung  des  l-andes  übertrug,  bis  eni- 
schiedfn  sein  würde,  wer  Landesfürst  sei  und  so  auch  an 
dem  am  2.  Jännt;r  i  jOi  zu  Linz  abgehaltenen  grossen  l^nd- 
tage,  auf  welchem  sich  die  Stände  nach  Herzog  Albrechts 
Tode  für  Kaiser  I'riedrich  erklärten. 

Mit  dem  Regierungs-intritte  Maximilian  L,  der  Periode 
der  inneren  Gesetzgebung,  aber  auch  der  immer  höher 
gesteigerten  Bedürfnisse  des  Staates,  hinsichtlich  deren' Be- 
streitung der  Landesfürst  sich  an  die  Stände  wendete, 
hatten  did  Postulatenlandtage  ihren  Anfang  genommen,  die 
seit  dem  Jahre  1503  alljährlich  abgehalten  und  wozu  auch 
die  Prälaten  gleich  den  übrigen  Släiultsn  einberufen  wurden. 
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Wie  die  Prälaten  auf  diesen  ].andtagen  auf  die  Ge- 
schicke des  Lande»  lünrtus.s  nahmen,  ebenso  hatten  sie 
nicht  minderen  Antheil  an  der  SelbstverwiiUunjf  des 
Lande«,  die  nach  Kaiser  Maximilian  I.  Tode  auf  der  am 
2.  Februar  151«;  zu  l.inz  abjjfthaltenan  Versammlunj^  bis 
zur  Ankunft  d<;r  beiden  l-ürsu-n  Karl  und  Ferdinand  ein- 
gesetzt wurde. 

Die  unter  der  RejjfierunK  Ferdinand  1.  immer  höher 
gewordenen  Postulate  nach  einem  richtijfen  ^{as■stabe  ver- 
theilen  ku  kimnen,  wurde  »m  Jahre  15^7  eine  genaue  Er-  h.  1.  n.  Kr.  j. 
hubung  sämmtlicher  Crilten  beschlossen  (Giltenlx:reitung) 
und  zu  diesem  Behufe  eine  eigene  Commission  nieder- 
gesetzt, bestehend  aus  10  Mitgliedern,  Kinla^shändler  ge- 
nannt, wobei  der  Frälatenstand  »eine  Vertreter  hatte^ 
nämlich  die  Aebte  von  Lambach,  Garsten,  Baumgarten- 
benf  und  JLngelszell. 

nj&1«iiche  Vertreter  hatte  der  Prälatenstand  i>ei  dem 
Verordneten -CoUegium,  das  im  Jahre  155Ö  entstanden  ist, 
so  auch  bei  dem  Ausschuss-  und  RaitrathscuUegium, 
worüber  dort  das  Nähere.  Die  Berufung  in  die  betreffen- 
den Collegien  geschah  durch  Wahl  der  Prälaten  unter 
sich;  der  erst«  Verordnete  des  Prälatenstandes  war  l^on- 
hard,  Abt  zu  Wilhcring. 

Obwohl  nun  die  Prälaten  mit  den  weltlichen  Ständen 
sowohl  auf  Landtagen  imd  stmKtigen  Versammlungen,  als 
auch  int  Verordneten-,  Ausschuss-  und  Raitrathscollegiunt 
eine  geschlossene  Körperschaft  bildeten  und  in  allge- 
meinen I  .an des- Angelegenheiten  vereint  handelten,  so  gab 
es  doch  eine  J*'rage,  hinsichtlich  welcher  eine  Meinungs 
Verschiedenheit  herrschte,  nämlich  die  religiöse^  hervor- 
gerufen durch  J.uthers  Lehre,  welcher  schon  in  den  ersten 
Regierungsjahren  Ferdinand  L  ein  grosser  Theü  des  Adels 
und  auch  der  Städte  huldigte. 

Dies  gab  Anlass,  Haas  in  confessioneller  Beziehung 
der  Adt;l,  dem  sich  die  Stadt«  anschlosstm ,  gutrennt  vom 
Pnilaten^tande.  Sonderberathungen  hielt  und  Beschlüsse 
fasste»  die  keineswegs  geeignet  waren,  zwischen  den  geist- 
lichen und  weltlitihen  Standen  ein  gutes  Kinvemehmen 
hurzuhalten. 

Als  im  Jahre  r.sJtj  Konig  F'erdinand  ajis  Anjoss  der 
von  den  Türken  drohenden  (.iefahr  über  die  l>ereits  be- 
willigten   Krieigshilfen    auch    noch    eine  Bürgschaft    wegen 
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Aufnahme  von  Geldern  verlanjfte,  wurde  dieselbe  ahj 
lehntj  Imi  wulcher  Gelep-enhftit  der  Adel  fl<;n  Rath  fjah, 
das*  dur  vierte  ITieil  der  «eisüichcn  (TÜter,  weil  ohnehin 
zur  Vcnheidigunj?  der  Relij?ion  g-estlftet.  hiezu  verkauft  j 
oder  verpfändet  wenle,  welcher  Vorschlag  von  den  köni]^* 
liehen  Commissaren  willig-  aut];;enommen  wunle,  jedoch  i 
nicht  7,iir  Ausführunj^  kam,  indem  sich  Ki'iniy  Ferdinand! 
mit  einer  Summe  von  a^.oocjfl.  begnügte,  die  der  Prataten-j 
stand  zu  c-rleyon  hatte. 

Unliebsam    überrascht  wurden    die  Stände    durch   di« 
kriniglichfl    Landtagsinstructiun,   dd;  Pi*ag^'  15.   Mai    l'jj 
Worin  KöniiLr  l-ürdinand  die  Besit^ungt?n  der  Prälaten  und] 
Städte  t^ein  K.anim(:ry:ut  nannte  und  nur  den  Adel  als  wirk- 
liche Stände  g"elien  lassen  wollte.       '     ■"^'' 
"      Die  Prälaten,  wenn  auch  in  confessioneller  Beziehung, 
mit  dem  Adel   und  den  Städten   in  Zwiespalt,  waren  doch.] 
in  dieser,  die  Ciesammtheit  der  Stande  betreffenden  Ange-j 
lej^enheit    eines  Sinnes   mit  ihren    rttligiosftn  Gegnern 
I.  c.  F*>i.  t^iA.   protestirten  vereint  mit  ihnen  feierlich  yeijen  die  lieabsich-] 
sichtige  SonderunK-,  die  dorn  l.andesfürsCen  keinen  Xotien 
bringen    und' die  Kinig-keit  im    Lande   stßren   würde,   mit 
Wielcker  seit  Jahrhunderten   vieles  bewilligt  und   g-eleisteti 
wurde,  worüber  die  auf  alle  vier  Stände  lautenden  Schad-j 
losbriefe  die  Beweise  lieferten. 
A»Mi.7.Pni.i47-         Auf  dem  1-andtage  zu  Linz  im  Jahre  1543,  auf  welchem] 
rCÖnig^  Ferdinand    von   den  Ständen  groHse  Summen   ver- 
langte und  bei  cit;ren  Verweij^erunp  erklärte,  die  gedachten 
Bösitzuniren  als  Kanimergüter  zu  betrachten  und  selbst  euj 
1. 1.  Frti.  i6j    besteuern,  erwiderten  die  Gertamiiitstände,  den  hnhen   An- 
forderungen   nicht   entsprechen    zq   können    und  baten  tu-' 
gleich,    die  angedrohte    Trennunj»;    der  Stande   nicht  ftltV-1 
treten  zu  lassen,  die  ffOjtjen  die  alten  Rf^rhtr?  und  Urkunden 
wäre,  das  Land  ins  Verderben  bringen,  liie  Klöster  veröden 
und  die  Städte  zugrunde  richten  würde. 

Zwar  erklärten  die  königlichen  CommJÄsäre,  dass  der! 
König'  bei  der  Weigerung  der  .Stände  ihre  Trennung  vor- 
nehmen und  die  Steuern  bestimmen  werde,  wogegen  diei 
Prälaten  und  Städte  nochmals  feierlich  protestirlen;  dbcm 
blieb  eh  nur  bei  der  Orohung,  die  Trennung-  kam  nicht] 
weiter  zur  Sprache. 

In  einer  nicht  minder  wichtigen  Angelegenheit  waren| 
die  Prälaten  einig  mit  den  zwei  oberen  Ständen/  nämlich 
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in  dem  Ver1iiiij^'«n,  ein  Kigcnthum  zu  bebitzun,  «in  Mau«, 
in  welchum  .-liu  ilire  (tcschäftu  besorgen,  ihrs  Versamm- 
lungon  abhalten  kunntun. 
.(.  (Dieses  Haus  war  das  I^ndhaus,  entätandun  aus  dorn 
vürmalijifen  Minoritenklohtt^r,  wi^lchei^  der  I'rälaten-,  Mefren- 
und  Kitteratand  durch  Ivaul'  un  bidi  bradu«,  auf  Miine 
Kosten  dem  Zwecke  ent.spret:hend  neu  erbaute  uud.  welches' 
ein  iiij^'enthum  d»jr  drei  oberen  Stande  wurde. 

iJie  von  den  N'erordneteii  der  drei  oberen  SUiude  lür 
diu  Bauherrn  im  Jahre  i5(>j  ausgestellte  In:*truction  war 
vom  Siejimund,  Propst  xu  St.  i'lurian  und  Antun^Abt  ku. 
Garsten  mit  unteri'orlijft. 

Wohl  mochten  e.s  die  I'rälaten  nicht  j^orn  j^esehen 
hüben,  doHs  die  proteatantische  l.andtichaf(sst:liulu  im  Jahre  .Aniuti.t.[.i'Hi.«iL 
i.<i74  von  Knns  in  dab  l^ndhaus  üburtra^fen  wurdi:,  allein  sie 
konnten  es  nicht  hindern,  liunn  d<;r  Adfl  mit  nur  wenigen 
Ausnahmen  huldigte  der  neuen  l-ehre  und  trat,  Wfie  scbcm, 
unter  der  Regierung  l'erdinand  i.,  noch  mehr  unter  Maxi- 
milian U.  mit  seinem  hegehren  um  ReligionsfreihHit  offen 
und  entschieden  hervor,  von  welch  letzterem  er  manche  Be- 
günstigung erhielt. 

Anders  dachte  Rudolf  II.,  der  den  Protestanten  ab- 
hold war  und  gi^'gen  die  Ausübung  ihres  Cultus  scharfe 
Decrete  erliess.  daher  das  Verhältnis  zwischen  ihm  und 
den  weltlichen  Ständen,  und  ebenso  auch  zwischen  diesen 
und  den  I*rälat«n  in  confessionellor  lie/.iehung  kein  ange- 
nehmes war;  e«  gab  sich  dies  bei  mehreren  Anlässen 
in  bedauerlicher  Weise  kund  und  wirktu  auch  hemmend 
auf  die  Landtagshaiidlungen,  indem  sich  die  weltlichen 
Stände  weigerten,  die  Landtags -Propositionen  vor  Er- 
ledigung der  Religions- Beschwerden  in  Herathung  zu 
ziehen  und  die  Prälaten  ihrerseits  Beschwerde  führten, 
dass  sie  dreimal  vergeblich  bei  den  l^andtagshandlungen 
erschienen  seien,  wo  keine  Beschlüsse  gefasst  werden^ 
währenil  tlio  Hern-n  und  Ritter  fast  täglich  Zusanmien- 
künfte  halten,  von  welchuti  die  Prälaten  ausgeschlossen  .-luien. 

iCunächst  lag  oa  in  der  Absicht  der  weltlichen  Stände, 
die  Stellen  b^'i  der  Landtsibauptmannschaft  mit  hier  sess- 
haften  Landleuteu,  ilas  ist  mit  Protestanten,  btisetzl  zu 
sehen,  weshalb  sie  sowohl  wegen  Berufung  fremder  Per- 
sonen, als  auch  wegen  Xichtbesctxung  mehrerer  Uandralhs- 
stellcn    oftmals    Beschwerden    vorbrachten,   deren   eine  im 
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DecHThher  löoj  ihre  F.rledi^ung  fand,  mit  welchur  Alfcxand'-r, 
Abt  tu  Kremsmünater,  Vicedom  (tinjfer  und  Adolzhau!>en 
£U  J.undrät)K-n  ernannt  wurd<*n. 

Abt  Alexander  zu  Kremsmünster  war  sohtn  der  er&ie 
l-andrath  des  Prälaienstamles  und  durch  ihn  mit  denübrijjen 
ernannten  1-andräthen  das  katholische  Princip  bei  der 
I^n<leshauptmannHchafi  zureichend  vertreten. 

Diese  Verlretuug^  (hjs  l^älatenslandes  l)ei  den  I^nd- 
rechten,  wu  ehemals  nur  Mitglieder  des  Herren-  und  Ritter- 
standes Sitz  und  Stimme  hatten,  dauerte  bis  zum  Jahre 
1751»  in  welchem  die  Prälaten  ausscheiden  mossten,  wijü 
ihr  geistlicher  Stand  mit  den  burtctionen  eines  Richter« 
nicht  vereinbar  gefunden  wurde. 

Die  protestantischen  Stände,  schon  früher  hoch.st  un- 
zufrieden, wurden  e»  noch  mehr  durch  die  vorerwähnte 
I-Tnennung^  der  l.andrälhe,  sie  mochten  daher  eingesehen 
haben,  dass  nur  festes  /.usammenhalten,  Verbindung-  mit 
Mächtigeren  ähnlicher  (.iesinnunjf  sie  retten  und  auf  der 
bisher  e in g" ehalt enen  Bahn  erhalten  könne  und  bald  zei^e 
sich  eine  treffliche  GeleH'önheii,  wo<£u  die  Mis.shellig-keiten 
zwischen  Kaiser  Rudolf  II.  und  seinem  UrudiT  Matthias, 
sowie  der  mit  Stephan  Boc^kay  im  Jahre  1606  j^eschlossene 
Wiener  I'rlede  den  Wejjr  bahnten, 
'       Den  Verlauf  der  Ereii^isse  erzählt  die  Ireschichte. 

Kiinij;  Matthias,  die  Hoffnung'  der  protestanti."*chen 
Stände,  war  Herr  in  Uesterreich.  Doch  bald  sahen  sich 
beide  Theileg'etäuschtj  der  Ausbruch  eines  (gössen  Kampfes 
ffegen  Knnijj  Matthias  und  die  katholischen  Stände  schien 
nahe,  den  nur  die  vom  König  Matthias  am  19.  März  1Ö09 
unterfertigte  Wahl-C'apitulation  vtjrhinderl  hatte,  wodurch 
die  Ausübung  der  protestantischen  Religion  dem  Adel  und 
den  landesfürstlichen  Städten  in  unter  der  F.nns  bewilligt 
wurde,  ilie  aber  die  katholischen  Stande,  weil  ohne  ihre 
Beiziehung  gofasst,  als  nicht  bindend  betrachteten* 

Eine  Bekräftigung  dies^T  Wahlcapitulation  suchten 
auch  die  weltlichen  Stände  ob  vier  l'jins  zu  erhalten,  was 
ihnen  jedoch  nicht  gelungen  ist.  Kbenso  erfolglos  war  die 
im  Vereine  mit  den  Standen  unter  der  linns  im  Jahre  1&13 
vorgelegte  BesrhwerdeschriU.  indem  Kaiser  Matthias  den 
Ständen  ob  der  Knns  btideuten  Hess,  dass  über  ihre  Be- 
«chwcnlen  im  nüchstt^n  obdt*rennsischen  Landtag-e  ent* 
»chittden  wpnhi. 
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AuT  (Kosoni  im  lk{ai  lüij  zu  Ijiui  abx'ebaltenHn  Land- 
lajce  wäre  es  fas>t  zu  einer  Trenuunjf  zwischen  den  Prä- j,^,^  ,i.w,  .«i 
laten  und  den  wellUchon  Siändon  Kokommen,  wozu  die  Wahl- 
Capltuluiion  vom  tQ.  März  1609  und  die  deshalb  ent*^tan' 
dunt-Mi  vv«:chs*)]seitiy^en  Rcibung-en  und  d«r  Umstand  Anlass 
gegeben  liaben,  dass  die  Prälaten  manche,  zu  (runstuii  der 
Protestanten  gemachte  Au:>f^aben  nicht  ant-Tkennun  wolltHn. 
Doch  kam  durch  Vermittlunjf  der  l>andta}^^colnmisäärc, 
zunächst  dfls  biederen  Landeshauptmannes  Volkerstorf, 
der  auch  bei  den  l^älaten  in  huher  Achtung  stand,  ein 
Au^lcich  zustande,  indem  die  X'rälateu  erklärten,  nach 
dem  Beispiele  jener  von  unter  der  Knns  sich  g'ejfen  die 
übrigen  zu  benehmen,  wenn  tliese  auch  die  Art  und  Weise 
jener  Stände  befolgen  wollen,  was  denn  auch  f^ettchehen 
ist  und  die  Versöhnun^f  herbeiführte.  Dieselbe  war  indisa 
voo  nicht  lanf^er  I^uer. 

il^  Ciewaltlhat  auf  dem  Prag-er  Schlosse  im  MsÄ  i<)iSt 
die  Fortschritte  der  aufständiM;hen  Ilühnien,  der  am  2f>,  März 
ibig  urfolt^te  l'od  des  Kaisers  und  lUe  von  den  weltlichen 
Ständen  am  ij.  April  if>i«j  betchlosstine  äelbstverwaltuoK 
des  lindes,  woran  die  Prälaten  keinen  Antheil  hatten»  ver- 
setzten diese  in  eine  trauri^^e  La^e,  daher  sie  »ich  an  Erz- 
herzog Ferdinand  wendeten  uud  von  ihm  den  Hefehl  er- 
hielten! ^cb  zu  widersetzen  und  im  Nothfalle  mit  den 
anderen  in  Kintnicht  xu  leben,  um  nicht  ihre  iCloater  g'anz 
zugrunde  zu  richten. 

•  i  ,A)&  es  äich  nach  dem  am  4.  Au^st  1620  erfolgten 
tinzuge  der  Hayern  und  der  am  2(1.  August  dem  HerKoge 
Maximilian  geleisteten  IntenmshuJdigung  um  die  Vertheidi- 
^ngfsctirift  der  Stände  handelte,  wozu  auch  die  Prälaten 
mitu'irken  sullteD,  erklärten  diese  den  weltlichen  Ständen, 
h^ran  nicht  theiJnehmen  zu  können,  weil  sie  überhaupt 
nichts  zu  verantworten  halien,  was  als  ein  Vergehen  gegen 
den  Kaiser  betrachtet  werden  konnte,  das£»  sie  aber  eine 
gnädige  Aufnahme  ihrer  Schrift  vom  Herzen  wünschen 
und  in  übrigen  l^nde^  -  Angalugenbeiten  mit  und  neben 
ihnen  ,  wie  Boo»t  und  immer  nachi  Kräften  mitwirken 
wollen. 

Einen  Beweis  von  dem  harten,  rücksichtslosen  lie- 
nehmen  des  Statthaltern  gegen  die  Stände,  selbst  auch 
gegen  die  Prälaten,  liefert  eine  ICrwiderung  der  letzteren 
vom  3.  Mai    1O21,    worin  sie   erklärten,   dass   sie,    (»bwohl '^'""'"-''•''•«i- 
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ihre  bisherijjfen  Ifandlunf^cn  vorwurfsfrei,  ohne  Wisaeti  des 
Statthaltftrs  keinft  Zusammimkünftf;  halttm  werden,  in  d«»r 
Hoffnung-,  der  Landesfürst  werde  bei  der  künftig-en 
Erbhuldi)«rung  die  wohlhergebrachten  Rechte  der  Stände 
bestätigen. 

Nach  vullständig^«?r  Unterwerfung"  der  weltlichen  Stände 
erfoljfte  die  f^ardonirunffsResolution  vom  27.  Vebruar  1625, 
worauf  die  Abbitte  geleistet  und  so  allmählich  dnr  Weg 
ang'ebahiit  wurde,  um  auf  da»  frühere  Verhältnis  rwischen 
Kaiser  und  Ständen  wieder  zurückzukommen. 

Die  r,andKchaft(>8chule  zu  heben,  brachten  die  Prä- 
laten, die  aus  der  voriLifeht'nden  Periode  manche  Forde- 
rungen an  die  zwei  oberen  Stände  zu  machen  hatten ,  die- 
selben dem  jfuten  F.in vernehmen  zum  Opfer,  verg'lichen 
sich  mit  ihnen  laut  Vertrag'  vom  1.  Deceniher  1O26  und 
richteten  das  g^emeinschafthcbc  Ansuchen  an  den  1.andes- 
fursten,  die  Iwstehenden  Stiftungen  dazu  verwenden  zu 
dürfen.  '  •       - 

Den  Vergleich  im  ^7amen  d«s  Prälatenstandes  unter- 
fertigten Leopold,  Propst  zu  St.  Florian  und  (ieorg,  Abt 
zu  Wilhering. 

Die  Bitte  ward  gewährt  in  der  kaiserlichen  Resolution 
vom  \t.  Xovember  1627,  mit  welcher  mit  Ausnahme  der 
Herrschaft  Ottensheini  alle  übrigen  Siifiungs-Capitalittn  bei 
der  gedachten  Schule  belassen  wurden,  die  jedoch  auf- 
gehört hatte,  eine  .Studienanstalt  zu  sein. 

Am  5.  Mai  1628  erfolgte  die  Uebernahme  des  [.Andes 
ob  der  Enn»  von  .Seite  der  kaiserlichen  Commissärc,  deren 
einer  Abt  Anton  von  Kremsmüm*ter  war. 

Die  seit  dem  Jahre  1O25  sistirt  gewesene  Wirksamkeit 
der  Verordneten  hatte  nach  dem  Ausscheiden  der  Pro- 
testanten am  j.  März  1628  wieder  begonnen.  Zu  den  Mit- 
gliedern des  nunmehr  katholischen  Collegiums  gehorten 
(reorg,  Abt  zu  Wilhering  und  Leopold,  Propst  zM  Sanct 
Florian. 

Wie  im  Verordnetenamte,  so  auf  Landtagen,  im  Aus- 
schuss-  und  Raitrathscollegium  hatte  der  Prälatenstand 
von  da  an  mit  den  drei  weltlichen  Ständen  gleichen  'An- 
theil  und  die  Mitwirkung  in  allen  ständischen  und  li^ndes* 
Angelegenheiten. 

I  nt  Jahre  1 Ö52  wurde  derselbe  bei  Erbbuldigungen 
gleich    dem    Herren-    und    Ritterstande    des    körperlichen 
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Kidiii»  enthoben,  erhielt  im  Jahre  1082  einen  Zuwachs  b.  5.  1.  Sr.  t^ 
in  der  Person  des  ersten  Abtes  von  Srblierbach  und 
hatte  bei  der  am  nj.  April  1720  stattgeh  abtun  Versamm-"*''jJ^,^"^'''' 
lung  mit  den  weltlichen  Standen  (iclegenbeil,  in  der  Er- 
klärun(j  über  die  mit  Sttmmeneinhellig^keit  anj^enommone 
pragmatische  Sanction  das  treue  Festhalten  hieran  aus- 
zusprechen. »iMi«  r 

Mit  den  unter  der  Regierung  der  Kaiserin  Maria 
Theresia  im  Jahre  174g  begonnenen  und  vom  Kaiser  Josef  II. 
furtgesetzten,  lief  eingreifenden  Reformen  hatte  jedoch 
der  Frälalenstand  nicht  nur  in  seiner  Kigenschaft  als  Mit- 
stand der  gcitammtständischen  Körperschaft,  sondern  auch 
speciell  als  geistliche  Corijuration  bedeuLsame  Beschrän- 
kungen erlitten,  zumal  in  letzterer  Beziehung  durch  Auf- 
hebung der  Klöster  ciarsten.  lia  um  garte  nberg,  Waldhausen, 
Mondsee,  (rleink  und  I'Üngelszell. 

Einen  Krsatz  dafür  erhielt  der  Prälatenstand  nach  Er- 
richtung des  Bisthums  I.inz  durch  dessen  Bischof  als  ersten 
!*rälaten  des  Landes  und  durch  die  drei  Dignitäre  des 
Doracapitels,  die  im  Jahre  1780  als  Landstände  eintraten,  a.  0.  w. 
von  welchen  die  letzteren  den  Seäsionsrang  nach  den  Prä-  '-  «■  •• 
laten  erhielten.  F.in  weiterer  Zuwachs  erfolgte  nach  Wieder- 
erwerbung des  Innkreises  in  der  Person  des  Propstes  zu 
Reichersberg. 

Nahezu  f>  Decennien  blieb  die  ständische  Verfassung 
in  Wirksamkeit,  wie  Kaiser  Leopold  IL  im  Jahre  1791 
sie  verliehen  hatte,  als  die  KrcigTiisse  des  Jahres  1848 
einen  Umschwung  der  Dinge  herbeiführten  und  auf 
dem  am  27.  Juli  abgehaltenen  l^rovinzial  -  Landtage 
das  Aufhören  der  traditionellen  Stände  ausgesprochen 
ward. 

Diesem  Ausspruche    folgte   die  Wahl    von   vier  provi- 1.  c.  Nr.  14.211. 
sorischen  Mitgliedern   des  ständischen  (.ollegiums  und  das 
Ausscheiden  von  zwei  Verordneten  nach  vollstrcckter  Dienst-  n.j-ia?-.Nr.jwi. 
zeit,   unter  welchen  der  Abt  Johann  von  Wilhering  sich 
befand. 

Der  als  Verordneter  rles  Prä  laten  Standes  im  Amte  ver-       »■  '  m 
bliebene  Abt  Dominik  von  Schlägel  wurde  nach  dem  Aus- 
tritte des  Regierungspräsidenten  Preiherrn  von  .Skrbensky     e.  ^\.  i». 
mit    der    Leitung    der    ständischen  (ieschäfte   betraut,    die 
derselbe    «auch    als   Vorsitzender   des    vereinigten    l-andes-  "■  1  <*  Xr.  i6ji. 
collegiums  und  seit  der  im  Jahre  1852  erfolgten  Krnennung  "  ■  ■«.  Nr.*qü. 
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'ie  ständische  Veriassunj;'  dus  1-andes  ob  der  linns 
beruhte  ursprünsfüch  wie  in  den  ührijjfen  deutürhen  U.ndem 
auf  dein  freien  (irundbesitz,  zu  dem  abtir  nur  Freie  be- 
rechtigt waren. 

I>jn  freien  Grundbesitz  theilten  urspriiiiiflich  nebst 
dem  i^ndesfürsten  der  hohe  und  niedere  Adel,  dann  die 
sotjenannteii   Krt;i«n  di/s  Landes. 

DieMi  zusammen,  l'rimores,  Proceres,  d.  h.  Stände,  waren 
sowohl  für  ihre  Person,  als  fiir  ihre  Vasallen  «ur  per- 
sönlichen Heeresfolu»;  verpflichtet  und  wurden  von  den 
l.andftsfürsten  einberufen,  über  Landes- An(fele(;enheiten, 
Steuern  und  ausser(ifew«")hn]ichH  Leistunyen  zu  berathen. 

Um  des  Landes  Wohlfahrt  fördern  zu  können,  war 
nothwendip.  dfjsseii  Hcdürfnissc,  (iesctze.  Rechte  und  (.fe- 
wohnheiten  zu  kennen,  waa  von  l'remdun  und  Auswärtigen 
nicht  zu  erwarten  war. 

In  früheren  Jahrhunderten,  wo  diu  edlen,  freien  L-ie- 
schlechter  unjfemein  zalilreich  über  das  t^anze  l^nd  ver- 
breitet waren,  wo  Handel  und  Wantlel  den  freien  (irund- 
besitz  mit  seinen  Vf>rr<:rhten  ntich  nicht  ffchclnvächt  hatten, 
i.st  kein  Heispiel  zu  hnden,  da,N>  ein  Auswärtiger  in  di<.'scr 
lYovinz  sländisclu;  Kechte  crlanjft  hätte. 

' '  Ais  aber  der  Stand  der  l-reien  durch  den  Verlust  oder 
dos    freiwillig^e    Aufg^eben    der    Freiheit     hich     allmählich 
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inlndtirtt*,  dit;  altuh  nländUcIten  GaiichlHchCer  tlurcli  tltt:i  viultin 
Kriege  7usamniens(:liniol2cn  und  vorarmti^n ,  die  I.ückun 
selten  ausg^efüUt  wurden  und  die  sländi:>chen  Rechte  ihre 
breite,  volksmilssijfc  Grundlage  verloren,  da  wurden  Ijald 
die  Klajren  allf^cinpin,  Ireldnoth  und  die  überjfrosse  Anzahl 
von  Verkäufen  und  Verplandunjjcn  brachten  diu  Be- 
sitzungen in  die  Hände  ein^redningencr  Neuling-e,  Aas- 
länder oder  Bur^iferlicher,  die,  gublützt  auf  ihren  (inmd- 
besit/jUnjfeladen  die  ständischen  Versamnilunjifen  besuchten, 
alle  ständischen  Reclite  sich  anmassten  und  sogar  den 
Vorrang  vor  den  alten  Creschlechtem  des  lindes  zu  be- 
haupten suchten. 

lünen  I^eweis  dulür  liefert  das  Augsburger  Libell  vom 
10.  April  1510,  nach  welchem  übftr  öine'von  den  Aus- 
schüssen des  Landen  ob  der  .Knns  auf  ilem  Reichstage  zu 
Augsburg  g'jgen  das  Vordrängen  ih:r  neuen  Freiherren  vor- 
gebrachte fleschworde  Kaiser  Maximilian  dahin  entschied: 
„dass  Herr  J^asla  von  Prag,  und  dergleicht-ii  l-rej'herm 
ain  Zimlich  Stande  bei  d*>n  Landschaften  haben  ^bllen, 
doch  nit  zuuorderisi  oder  Kulest,  mit  willen  der  l^ndt- 
schaflFtenj" 

Wenn  auch  ausser  diesem  tnlsoheide  «los  Kaisers  iiin- 
sichtlich  der  Rrwerhung  dt^r  Landmannschat't  und  des 
Rechtes  zur  Verleihung  derselben,  so\vie  zur  Anweisung 
der  Session  keine  weiterim  Normen  bekannt  sind,  so  hat 
doch  der  Kaiser  im  obigen  Libell  bestimmt  ausge- 
sprochen, dass  die  Krlheilung  der  Landmannschaft,  sowie 
die  Anweisung  der  Session  dem  Willen  der  Stände  über- 
lassen blieb. 

Die  im  erwähnten  Entscheide  enthaltenen  Worte  „nit 
zuuorderistoderzulest"  deuten  auteinen  Mittelstand  zwischen 
den  Herren  und  alten  Rittergoschlechtern ,  welchen  die 
<hirch  Diplome  zu  Freiherren  Frh4»benen  vor  den  alten  ire* 
schlechtem  des  Ritterstandes  angewiesen  erhielten. 

Damit  wurde  jedoch  nicht  verhindert,  dass  der  Grund- 
besitz vielfach  in  fremde  Mände  gerieth,  wozu  die  Uneinig- 
keit unter  den  Ständen  selbHt  infolge  der  Reformation 
nicht  wenig  beitrug. 

Jede  Confession  suchtr^  ihren  Anhang  zu  verstarkoHr 
Parteilichkeit,  zufällige  Stimmenmehrheit  im  Herren-  und 
Ritterstandfi,  inconsequonte  Vorgänge,  welche  wieder  Be- 
rufungen   in   anderen    ähnlichen    Fällen    zur   Folge  hatten, 
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gestalteten  immer  häufiger,  Ausländern,  oder  durch  Mandel 
und  g'h'irklirh^  Speculationon  rf^ich  ffi^wordenen  RMri»-«rlichcn 
'iie  Kr\V('rl)unj^  von  lantUäflirhffm  (TrundbeHttK  und  üamit 
durch  den  später  «rworbonen  Adel  den  (robrauch  »tän- 
discher  Rechte,  was  die  Uneini^'"keit  vermehrte  und  am 
Knde  <iie  anjjresehenen  einj^ebumen  l-"amilien  doriyestalt 
kränkte,  dass  viele  derselben  die  .stän (tischen  Versamm- 
lung^en  ^ur  nicht  mehr  beftuchten,  ja  dass  man  am  Knile 
nicht  mehr  wusste,  welche  (ieschltichter  wirklich  zur  stän- 
"dischen  Genossfinschaft  gehörten,  oder  wulche  sich  nur  zeit- 
weise durch  Missbrauch  eing-eschlichen  hatten. 

Ks  gelang  zuerst  d«;n  ni'jderösteirnichisi-hen  Standfin, 
jjfegen  diese  einreissende  Unordnung;  ma-ssgebendo  ituselzo 
zu  erwirken. 

Die    Resoluticmen     Kaiser    l-erditiand    T.    vom    (.    No-  ^ 

vember  ij^ij  und  Kaiser  Maximilian  II.  vom  2H.  August  1567  1. 1.  i-ir.  nj. 
and  10.  Februar  1572  untersagen  strenge  die  Erwerbung 
landtäflicher  tiüter  durch  solche,  die  nicht  ordentliche  Land 
leute,  durch  Schlu^s  dos  Herren-  und  Rittorstandes,  oder 
durch  besonderen  kaiserlichen  Consens  zur  F.rwerbung  der- 
selben berechtigt  sind  und  zugleich  den  Revers  aussluUen, 
dass  sie  allen  den  T,andesgebräuchen,  Rechten,  Statuten 
und  Gewohnheiten  unterworfen  sein  wollen. 

Gleiche  Begünstigung  suchten  nun  auch  dd«  obder- 
eimsischen  Stände  des  Herrun-  und  Ritterstandes  in  der 
Majestätsschritt  vom  19.  Jänner  157^,  worin  sie  anführten, 
dass  sowohl  In*  als  Auslander  mit  ihrem  übermässigen 
freUle  ilurcli  Preise,  Welche  den  wahren  Wert  der  landlaf- 
lichen  Realitäten  übersteigen,  das  KiTistandsrfccht  unwirk- 
sam machen,  sich  sofort  in  die  ständischen  Versuninilun- 
gen  eindrangen  und  de.shatb  zu  Heschwerden  und  Neue- 
rung**n  Anlass  geben:  .allein  ihr  Gesuch  erhielt  keine 
I*.rledigung. 

Immerzu  mehrte  sich  die  Zahl  der  Nobilitirtcn  und 
hierlands  sfjsshaft  gewor(l«neii  adeligen  Geschlechter,  die 
als  Lanüleute  galt'jn  oder  gelten  wollten,  daher  der  1  Landes- 
hauptmann mit  trtsinuat  vom  21.  März  158,^  ein  Verzeich- 
nis der  wirklichen  l.andleute  verlangte,  um  zu  wissen,  wer 
auf  das  Einsrand-^-Privilegium  Anspruch  habe. 

Aus  der  diesfalls  erfolgten  Antwort  der  Stände  und 
der  Rückantwort  des  Landeshauptmannes  vom  j.  Juni  1585 
lässt  sich  entnehmen,  wie  schwankend  und  unbestimmt  das 
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Ver&hren  hinsichtlich  der  Land  mann  seh  ah  und  Session 
jfewesen  sein  niusste,  weil  mehrere  F.iile  den  Versammlun- 
>ren  b4:iy-uwülint  habi^n,  duruii  AncrlvCiinunir  als  i.andh>utc 
den  Ständen  weder  chunlich  noch  rathäaui  schien,  der  Landes- 
hauptmann hingegen  in  dorn  mitgetheiken  Verzeichnisse 
mulirere  Mitglieder  des  Kitters landen  vermisste,  deren 
Väter  und  Voreltern  für  wirkhche  Landleute  erkannt  waren, 
und  deshalb  da^bulbu  wiuder  xurückstellle,  um  zur  He^sili- 
gung  der  Uneinigkeit  unter  den  Kdien  de»  J^ndcs  alle 
jene  darin  aufzunehmen,  die  ^des  AdeU  angemessen  und  den 
VersammluHgen  bisher  beigewohnt  haben". 

Bei  dieser  Vermelirung  dcb  Ritter  Standes  mag  der 
Herrenstand  wohl  vorau:ige&ehen  haben,  dass  die  alten  Ge- 
schlechter des  ersteren  mit  den  Nobilitirten  nicht  die  glei- 
chen SeH.siunärecht<j  theüt^n,  wundern  allmähUch  die  de» 
lierrensiiandus  ansprechen  werden,  er  suchte  daher  zeitig 
seine  »peciellen  Vorrechte  zu  wahren  und  erwirkte  vom 
Kaiser  Rudolf  li.  das  l  lerren^tands  -  Privilegium  vom 
27.  Juni  159J,  bekannt  unter  dem  Namen  „Rudul5nische 
Se.sMunsurdnung'^. 

Dieselbe  schreibt  vor: 

„Dass  hinfüro  all«  die  jenigen,  so,  wie  obstehet,  künf- 
tig auf  erlangte  oder  noch  nicht  publiÄirte  Hefreyuiig  in 
Hcrrensland  berührtes  Unsers  i-lrzhcrzuglhumbs  Oesterreich 
ob  der  i*.nnss  kommen ,  sich  für  die  andern  Herrn  Geschlech- 
ter, wie  die  jezo  seyndt,  nicht  für  tringen,  äundern  die 
Letzte  Stell,  bis  ein  anderer  im  ilurrnstand  li*^niach  kommt, 
haken  sollen,  und  das  so  lang,  bis  Ihre  N'achkouunen  den 
dritten  (irad  des  Herrnstands  erraichen,  alsdann  sollen  die. 
ohne  weitern  UntersohiHiI  dem  llerrnsiand  fiinverleibt  und 
zugethan  s«yn." 

Uurcli  diese  Sessitm^urdnung  waren  wuhl  die  Präro- 
gative des  allen  lierrenslandes  gesichert,  allein  es  feldlen 
uuch  immer  die  Normen  über  die  lirturdemisti«  zur  Erlan- 
gung der  Landnmnnschaft. 

Den  bishertgmi  Unordnungen  und  der  Anarchie  iui 
Siändeconnort  zu  sieubm,  wufüe  im  Jahre  13^6  über  die 
t-.rf(jrd«rnijt*u  zur  Krlangung  der  J^ndmannschaft  eine 
eigene  Ordnung  [Landmainisurdnung  vom  ti.  April  159(1) 
aufgririchtet  und  derr«rlbi*n  xugltiich  die  Krklärung  voran- 
geschickt, tirthh  der  Ko^iu  dieser  lirfordemisso  allein  zur 
Aufnahme  nii-ht  ^enlig«^,  als  ^^h  sie  erfolgen  taÜKsto,  sondern 
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daRs  siii  von  dnm  freien  Willen  beider  Stande  zutficich 
abhän^^e  und  zwar  auf  Landlaj<en  im  ßoisein  von  wenigfsten» 
20  I  andienten,  wie  .nie  »ich  auch  da»  Rucht  vorbohiclten, 
je  nach  Umständen  Dispensationen  und  Ueg-ünätijjfungcn 
eintreten  zu  lassen.  Das  Ansuchen  habe  endlich  unter  Vor- 
lage der  AdcLsbeweisti  und  Verdienste  bei  den  Verordneten 
zu  geschehen,  nach  deren  Prüfung-  und  Refund  die  Enthuhoi- 
<lun(^  dnr  Stände  erfolgen  werde. 

Als  Erfordernisse  zur  Erlangung*  der  Eandmaunschaft 
wurden  vorgeschrieben: 

I.  Eheliche  Abstammung  von  ehrliehen  Eltern. 

3.  Adelafrciheit,  vor  wenigstens  20  Jahren  erworbene. 

3.  Personlich  geleistete  lieerestblge  gegen  die  Türken 
:odur  sonst  ritterliches  Henehmen  und  erworbene  Ver- 
dienste. 

4.  liesiu^tand  von  wenigstens  zehn  Pfund  Herrengilt,  oder 
deren  lünverleibung  nüt  dem  Giltbuch  binnen  Jahres- 
frist, bis  dahin  aber  Versteuerung  obiger  xohn  Pfunde. 

5.  Adeliges  Verhalten  und  freunilsi:h<tftiifhes  luTivomehmen 
i  mit  den  Nachbarständen. 

b.  Verehelichuug  mit  einer  Landmannstochter  sowohl  vor, 
als  nach  der  Aufnahme.  Verbot  der  Ausübung  eines 
bürgerlichen  (Tust^häftüs. 

7.  Verlust  der  l^ndmanixschaft  einus  neu  Aufgenommenen 
im  l'alle  der  Verehelichung  mit  einer  iJürgerücUen  und 
Zurücksetzung  der  alten  Eandleute   nüt   ihren   Kinilern 

-    in  die  Classe  der  neuen  (ieüchlechtur. 

8.  (ileicher  Verlust  d<;r  l^ndnutnnschaft  bei  unzüchtigem 
Lebenswandel   und  erwiesenem   Ehebruch. 

g.  Ausfertigung  des  Reverses,   sich   üIw.t  die  alteren  tie- 

schlechter  nicht   zu  »»rheben   und   den  .Statuten    gecnäsA 

,ta  benehmen. 

Der  sofort   zur  Aufnahme  Berufene  hatte   vor  'Heinem 

Eintritte   in  die  Ständevcrsanunluug  dem  Präsidenteu  das 

I  landgelülKle     abzulegen     und     die     I  .andschaftssecretäre, 

wtinn  vom  Herrenstande  und  Inländer    mit  hundert,    wenn 

vom  Ritterstande  mit  fünfzig   Ihalem,  als  Ausländer  aber 

mit    dem    i>oppelten    zu    regaliren,    wotür    die    Secrotäre 

zur     l''ührHng     einer     ordentlichen      Matrikel      verpflichtet 

wurden. 

Dii;s«  Matrikel    war   Iniles  nur    ein    Namens- Verzeich- 
nis der  seit  K.  April    i^go  angünontmenen  Eandleute. 


-      >?6     — 

Be»  der  vorerwähnten  Ordnung  verblieb  es  bis  zum 
Jahre  1015,  wo  nach  vorherge^a ngoner  Correspondenz  mit 
V.  I.  j?.  *«-    den    Ständun     unter   der   linns    dieselbe    reviiÜrl    und    uüt 
Erläuterung-en  versehen  wurde. 
I.  c.  3"t  (Urneuerte  Landmannsordnun^  vom   14.  Juni   1015.) 

Die  darin  aufgenommenen  Erläuterungen  und  Zusätze, 
schreiben  vor: 
i.Dass  Dispensationen  und  Begünstigungen  nur  mit  ein- 
helliger Zustimmung  und  bi:i    besonderer  Berücksichti 
gung  stattzufinden, 
2.  dass   die    zur    Aufnahmsbewilligung    erforderlichen    20 
Landleute  aus  alten  (ieschlechtem,  oder  auch  ReHer\'irte, 
wenn  sie  den  dritten  Grad  der  l^ndmannschaft  erlangt, 
j.  dass  Verbindlichkeiten,  zum  NachthcUe  der  Stände  ein- 
gegangene,  ein    lUndornis  zur    Aufnahme,    ausser  bei 
Verzichtleistung  darauf, 
4.  dafts   die   adeliges  Oeburt  im  dritten   (xrade  dtirch   Ur- 
kunden nachgewiesen;  Söhne  und  Knkel  des  ICrwerbers, 
wenn  am  Leben,  als  eine  Person  zu  gelten, 
5.d^ss,   wenn    binnen  J.ihrosfriKt    kein  Güterkauf   erfolgt, 
beim  Obereinnehmeramt«  ynyj  fl.  lohenweise  anzulegen, 
b.  dass  jeder  angenommene  l^andmann,  wenn  vom  Herren- 
Stande,    lüoo  Ö.,   wenn   Riller,   500  ti.  zur  Herren-   und 
Ritterstand scasse   als  Taxe   zu  erlegen,  dass  die  Söhne 
des  Erwerbers  davon  befreit,  nicht  aber  die  Brüder  und 
Vettern  desselben, 
7.  dass   bei  Ausübung  bürgerlicher  Geschäfte  zuerst  Er- 
mahnung, scitlann  (Teldstrafe,  im  dritten  Falle  aber  der 
Verlust  der  I.andmannsciiaft, 
K.  €laHs  sinh  über  die  giltbüeherltchn  Kinverleibung  auszu- 
weisen. 
Die   weUhistorischen  Kreignisse  nach  Kaiser  Matthias' 
Tode  im  Jahre   lOfy,  die  bayrische  Pfandherrschaft  und  der 
unter    Stephan    Fadinger    ausgebrochene    Bauernaufstand 
mochten  wohl    eine  genaue  Beobachtung   obiger  Ordnung 
nicht  immer  zulässig  und  ausführbar  gemacht  haben. 
'  Die  Stände  selbst  erklärten  dies  in  ihrem  Schlüsse  vom 
I.  c.  jT.        li.  Februar  1O28,  worin  es  heisst: 

„Obzwar  ein  Zoilhero  theils  Persohneo  Zuwider  der  lÖb, 
Stend  schlus  vnd  Ordnung  aus  gewissen  vrsachen  zu  land- 
leuten  angenommen  worden,  dass  doch  solches  -künftig 
zu  kfiner  ('»nsefiapnz  gezogen,  sondern  allerdings  bei  dem 


alten  gebrauch  schlus  vntl  Ordnung",  darin  den  14.  Juny  615 
Jahr  verbleiben  soll." 

[ndes^>  handelte  es  sich  damals  nicht  nur  um  die  Er* 
fordemisse  zur  lirlanj^fun^j  der  1  ^ndmannschaft,  »ondcm 
auch  um  das  Recht  zur  Verleihung-  derselben,  um  dessen 
Jli'.stäti^run^  mit  lierufunif  auf  das  Privilegium  Kaiser 
Maximilian  II.  vom  Jahre  1572  die  Stände  mehrmal  ein- 
geschritten waren,  worauf  die  kaiserliche  Rc.sulutiun  vom 
20.  September  i6i8  erfolgte  des  Inhalts: 

„Ob  nun  wol  diss  FVivile^ium  allain,  von  denen  Stännd- 
ten^  vnder  der  Knns  redet,  vnd  Sie  die  Ständt,  Oh  der  KnnsK, 
dergflcicheii  Concessiün  in  forma  authenltca  nicht  für  zu- 
zaigen,  Dannen  hero  Ihrer  Rhayl.  May.  die  annemung  der 
I.anndtleuth,  Zu  Ihrer  disposition  billich  verblibe.  So  wellen 
sie  Jedoch  auss  sondern  g'naden  hiemit,  bewilligt,  vnd 
Zuegclassen  haben,  dass  neben  Ihrer  May.  auch  Sy  Stänndt, 
daugliche  Persohnen,  so  der  CathoHschen  Religion  Zuege- 
ihan,  vnd  dem  V'aterlanndt  Zu  Ehren  vnd  nur.  dienen 
khönen,  üii-  und  aufnenicn  mügen.*' 

Dieses  den  Ständen  verliehene  Recht  erhielt  (teaetzes* 
kraft  iiurch  das  Kinstands  -  Privilegium  der  drei  oberen 
Stände  vom  2.  Xoveraber  i6»K  in  den  Worten: 

„das:*  kainer  für  aincn  Landmann  gehalten,  aiigcnom- 
ben,  öder  Ihmo  Landgüetter  zu  erkhauffen,  einzunemben 
vnd  Zu  besitzen  gestattet  werden  solle,  I'>  habe  dann  zu- 
vur  von  Unss,  oilcr  denen  Zwiii  Ständen  die  Bewilligung 
erlangt,  vnd  den  Revers  obbegriffeuer  Massen  von  sich 
gegeben,  da  sich  aber  ainor  oder  der  ander  darwider, 
I  .andgüetter  zuerkhaviffon,  einzunembenj  vnd  /.u  bwäitzen 
vnderstehen  wurde,  so,  wie  vorstanden,  zu  khaijien  würk- 
liclu-'n  LaniUsniitiilicd  angenunibfu  wärt;,  die  Stand  auf 
solchen  l*ahl  gogu-ii  Lrlcgung  des  KhauffschiUing,  vnd 
billigen  werths  die  tiüetter  durch  den  einsUind  an  sich  zu 
bringen,  guettun  l-'ueg  vnd  macht  haben/ 

Obgleich  durch  dieses  lünstands-Privilegium  den  neu 
angrmomnienen  l^ndleuten  mit.  den  alten  (iesclilechtern 
die  gleichen  Vortheile  zuflössen,  so  wurden  dessenunge- 
achtet die  vun  ihnen  eingegangenen  VurpÜichtuugen  wenig 
oder  gar  nicht  buachtul.  So  unterblieb  dio  .\usstellung  d'^r 
Reverse,  die  V'ersteuerung  des  Zehenptundgeldeft,  der 
Ankauf  der  (iütor  und  die  l'.rlegung  der  l.andmannstaxen. 
Mehrere    verliessen    sogar    luich'  kaum    erlangtem    lucolat 
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das  I^nd,  ohne  dpn  Versammlunpfcn  beizuwohnen  und  die 
Landmannschafi  schien  ein  (jemeingut  zu  werden,  worauf 
jeder  Xobilitirte  Anspruch  zu  machen  g'laubte. 

Diesen  Uebelständen  abzuhelfen,  wie  auch  hinsichtlich 
der  Aufnahme  neuer   Landleute,    deren   22   sich  jjfemeldel, 
vorsichtiger  zusein  und  Beschränkungen  einzuführen,  wurde 
«.  1.  jo.      mit  Schluss  vom  8.  März  1630  festj?esetzt: 

aj  Die  Sauniselijjen    zur    Erfüllunjf    ihrer   Verpflichtung«!! 
aufzufordern  und  im  Nichterfüllung-sfalle  binnen  Jahres- 
frist des  IncoLats  verlustig  zu  erklären, 
^>dte  neuen   l,andleute  nicht  in  zu  grosser  Anzahl  aufzu- 
nehmen   und    vor  Krfullung   ihrer  Verpflichtungen    die 
Introducirung  nicht  zu  gestatten, 
C^fiT^St^n   die  vielen    In colats verleih ungcu   von   Seite    des 
Kaisers  eine  Hofsvorstellung  einzureichen  mit  der  Ritte, 
die  Bewerber  künftig  an  die  Stände  zu  weisen, 
i- «:-  sh  Aus    dem    weiteren    Schlüsse    vom   y.    Februar    16J5 

geht  hervor,  dass  die  Stande  bei  Aufnahme  neuer  I^nd- 
leute  schon  vorsichtiger  zu  Werke  gieugen,  weil  von  7  Be- 
werbern 3  zur  authentischen  Nachweisung  ihrer  Ducumente 
angewiesen  wurden. 

Diese  Vorsicht  scheint  indess  nicht  immer  beachtet 
worden  zu  sein,  denn  schon  nach  g  Jahren  erhoben  sich 
die  alten  Klagen  über  die  allzugrosse  Vermehrung  neuer 
Familien,  die  durch  zu  freie  Dispensationen  der  ständischen 
Genossenschaft  einverleibt  werden  und  das  llerabkommen 
der  alten  Geschlechter  beschleunigen.  Es  wurde  daher  (ur 
nnthig  «rkannt,  die  F^andmannsordnung  einer  neuerlichen 
Revision  zu  unterziehen. 

Das  Ergebnis   hievon   gibt  die    erneuerte  Landmanns- 
1.  <■.  4t,       Ordnung  vom  2q.  November  1(^.1,4  wie  folgt: 

[.Niemand  von  neuen  Geschlechtern  selbst  beim  Vorhan- 
densein aller  Kigenscliaften  als  I.andmann  aufzunehmen, 
bevor  nicht  eine  alte  Familie  ausgestorben,  daher  Zurück- 
weisung aller  (iesuche  und  Kmpfehlungsschreiben. 

Krsat/,  der  abgestorbenen  l'amilien  vom  llerren- 
oder  Ritterstande  je  nach  Umständen  per  majora. 
2.  FaniilJon  hingegen,  in  anderen  (>stern;ii:hischen  Krblanden 
als  Latidluate  angenommen^  wenn  von  altadelivfcra  Her- 
kommen, über  Ansuchen  auch  hierlands  ohne  Ausstellung 
der  Reverse  sessionslahig.  jedoch  gegen  Entrichtung  der 
l.andmannstaxe  und  Regalien,   wovon  niemand  befreit. 
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3- Keinen  Nichtkatholiken  als  Landmann  «inzunehmBn. 

4.  Die  Aufnahme  nur  auf  Landtagen  zu  j^eschehen. 

5.  Freiheit  der  Stände,  auch  beim  Vorhandensein  aller  Be- 
dingungen die  Aufnahme  zu  verweigern  und  im  entgegen- 
gesetzten Falle  bei  Verdiensten  um  das  Land  sie  zu 
bewilligen. 

6.  Vor  Erlangung  der  I^ndmannschafl  keine  Crüler  an  sich 
zu  bringen,  noch  weniger  die  HofsbewiUigung  dazu 
auszuwirken,  wodurch  eo  ipso  von  der  l.andmannschaA: 
ausgeschlossen. 

7.  Landmannsgüter  nur  an  wirkliche  Landleuie  zu  ver- 
kaufen. 

8.  LandleutO;  die  einem  Nichtlandmanne  behufs  des  Güter- 
kaufes ihren  Mamen  leihen,  verpflichtet,  diese  Güter 
selbst  zu  kaufen  oder  einem  wirklichen  I^ndmanne  ab- 
zutreten. Wenn  die  Ermahnung  fruchtlos,  im  wieder- 
holten Falle  Verlust  der  Landmannschaft  für  seine 
Person . 

y.  Jene,  die  keine  LandVeute  und  Güter  besitzen,  zufolge 
kaiserlicher  Resolution  doppelt  zu  besteuern,  welche 
Steuer  ohne  Umlage  auf  den  Unterthan  aus  eigenem 
Säckel  zu  entrichten. 

10.  Landmannstaxen  per  jooo  und  500  fl.  zur  Herren-  und 
Ritters tandscasse,  worüber  ein  eigener  Verwalter  be- 
stellt und  beide  .Stände  die  freie  Verfügung. 

1 1.  Aufrichtung  einer  ordentlichen  Matrikel  mit  den  gemal- 
ten Wappen  sämmtlicher  (reschlechter  je  nach  beiden 
.Ständen  unterschieden. 

lieber  die  Errichtung  der  Matrikel  später  das  Nähere. 

Fortgesetzt  häufige  Incolatsbewcrbungen  haben  zu 
dem  .Schlüsse  vom  27.  August  1672  Anlass  gegeben,  der 
eine  Beschränkung  der  Aufnahme  festsetzt  und  die  I^nd- 
mann^ttaxcn  je  nach  der  Slandeseigenschaft  der  Bewerber 
bedeutend  erhöht.  Man  ist  aber  schon  im  Jahre  löSj  da- 
von wieder  abgegangen,  weil  man  sich  übf^rzeugt  haben 
mochfe,  dass  bei  der  hohen  'laxbemessung  wohl  schwerlich 
jemand  um  die  Landmannschaft  sich  bewerben  werde,  da- 
her am  o.  Mai  iü8j  der  Beschluss  gcfasst  wurde,  dass  die 
l^ndmannsordnung  vom  2y.  November  1644  in  Ivraft 
bleiben  und  hiernach  sich  benommen  werden  soll. 

Diese  Ordnung  ist  unverändert  geblieben,  und  die 
Stande  haben  das  jandf'sfürstlich  hfistätigte  Recht,  Mitglieder 
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in   ihre  Genossenschaft   aufzunehmen,    bin  zum  Jahre  1S48 
ununt«rhroch«n  ausjftiübl. 

/-war  wurde  dasselbe  im  Jahre  1764  in  Zweifel  gexogen, 
über  die  von  den  Ständen  einffebrachte  VorsttiUung  je- 
doch mit  dem  Hofdecrete  vom  g.  Decumber  17Ö5  neuer- 
dinjfs  bestätigt: 

„dass  es  bei  der  wegen  ErtheJlung  des  Incolats  hter- 
lands  bestandenen  Verfassung  noch  fernershin  sein  Ver- 
bleiben haben  möge." 

Allein  es  scheinen  in  einigen  Provinzen  der  oster- 
reichischen  Erbländer  die  Vorschriften  wegen  der  Adels- 
nachweisung nicht  gehörig  befolgt  worden  zu  sein;  es  spricht 
sich  nämlich  die  kaiserliche  KnLschliessung  vom  q.  April  1753 
dahin  aus:  ns  seien  in  einigen  KrblänUem  ungeeigfnete 
Personen  in  die  ständische  trenossenschaft  aufgenommen 
und  hiedurch  fähig  gemacht  worden,  adelige  (xilien  und 
(füter  in  den  Krblandern  zu  l>esitzen,  und  verordnet: 

„dass  hinfüro  keiner  mehr  ohne  eingeholter  allerhöch- 
ster Bewilligung  in  dos  ständische  Consortium  aufgenom- 
men werden  dürfe,  welcher  nicht  ein  von  niner  k.  k.  Hof- 
kanzlei oder  vom  Directorium  in  publicu  et  Cammeralibus 
untor  Ihrer  Majestät  oder  deren  Vorfahren  im  Reiche  aus- 
gefertigtes Diplom  des  Herren-  oder  Ritterstandes  vorzu- 
zeigen hat."  '" 

Vorstehende  Kntschliessung  wurde  mehrmal  in  Krin- 
nerung  gebracht,  so  in^  Jahre  i-Og,  dann  im  Jahre  1839, 
wo  auch  zugleich  die  jährlii^he  Vitrlage  eines  Verzeich- 
nisses über  die  neu  aufgenommenen  Landesmitglieder  anbe- 
fohlen wurde,  —  so  femer 

in  demselben  Jahre,  wo  die  Incolatsverleihung  an  eine 
bloss  den  ungarischen  Adel  besitzende  Kamille  als  nicht 
gnltend   erklärt  wurde.  —   so  endlich 

im  Jahre  1844,  wo  hinsichtlich  der  rittermäsnigen  Edel- 
loute  die  allerhöchste  Kntschliessung  vom  17.  iJucember 
erfolgt  ist : 

„dass  es  b<:i  der  Normal  Vorschrift  vom  tif.  April  1753 
«ein  Verbhsiben  habe,  dass  jedoch  diejenigen  rittermässigen 
Kdelleute,  welche  seither,  ohne  noch  Ritter  geworden  zu 
»üin,  in  das  ständische  Konsortium  aufgenommen  wurden, 
In  demselben  auch  fortan  belassen  werden  sollen,  dass  aber, 
wnnn  «in  solcher  um  die  l'>hebung  in  den  Ritterstand 
bitliM,  <.«l.-r  wrnii  es  sieh  künftig  um   die  Aufnahme  eines 
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rULuiiiias:>igi.*n  AUi;1tgt:n  1:1  uin  Mündi.scIiL's  CutiMirLiuiii  Iian- 
deln  sollte,  in  dem  einen  wie  in  dem  anderen  Falle,  die 
allfallig-en  Ahnen  und  die  Verdieaste  eines  solchen  ritter- 
niässig^cn  Adeligen  Sr.  Majestät  nachzuweisen  seien  und 
auch  das  (rutachtun  erstattet  werden  soll,  ob  derselbe  ent- 
weder infolge  seiner  diesfälügen  Üitte  in  den  Riiterstand 
zu  erheben  oder  dem  anderweitigen  Einbchreiten  Folge  zu 
geben  sei." 

Was  die  Taxen  und  Rc;;ulien  betrifft,  von  welchen 
die  ersteren  zu  gleichen  Iheilen  in  die  Herren-  und  Ritter- 
standnca&se  flössen,  die  letaleren  hingegen  an  die  Ver- 
ordiTOten  und  Beamten  vertheilt  wurden,  so  waren  diesel- 
ben in  früheren  Zeiten  je  nach  den  Landniannsurdnungen, 
aofeme  sich  darnach  benommen  wurde,  bald  hoch,  bald 
ni<;der  bemes-sen. 

Im  Jahre  1783,  in  welchem  mit  dem  KnfkanKleidecrete 
vom  9,  Jänner  eine  Xachweisung  darüber  verlangt  wurde, 
beliefen  sich  dieselben  und  zwar  die  Taxen  auf  jootj,  die 
Regalion  auf  1726  fl.  und  betrugen  im  Jahre  i«.3.i  erstere 
in  öffentlichen  Papie.ren  2000,  lelzleru  bei  vulkäiiügem  .Status 
der  I'ercipienten   1804  fl.  C  M. 

Mit  der  l-andmannschaft  in  Verbindung  steht  die  Ses- 
sion w>wuhl  dftr  allen  als  neuen  (jeschh'chter. 

Wenn  schon  vor  dem  Jahre  i^t/j  der  IJerrenstand sich 
veraidas.st  gesehen  hatte,  durch  das  erworbene  Sessions- 
Privilegium  vom  ^7.  Juni  si:'ine  Prärogative  zu  wahren,  so 
musste  er  dies  umsiimehr  zu  einer  Zeit,  wo  neue  Mitglieder 
nach  und  nach  die  Plätze  der  theils  ausgewanderten,  theils 
ausgestorbenen  alten  (ieschlechter  eingenommen  hiiben, 
Mitglieder  der  neu  angenommonen  Familien  in  den  llerren- 
stnnd  erhoben  worden  sind  und  diese  letzteren  bezüglich 
der  Session  oftmals  zu  Differenzen  Anlass  gegeben  haben. 

nie  in  den  Jahren  1652,  1601,  i06^,  1O64,  167O  und 
1Ö90  gefassteil  Ucschlüsse  hatten  endlich  die  von  den  zwei 
oberen  Ständen  entworfene,  unterui  2  \.  Mai  1702  vorge- 
legte und  allerhöchst  bestätigte  Seshionsordnuug  vom 
28.  Decerabcr  1702  zur  Folge,  worin  die  A dels- Frforder ■ 
nisse  beider  Stande  genau  bezeichnet  und  bei  künftigen 
Aufnahmen,  wie  in  Fällen  »les  Uebertrittes  in  einen  iinderen 
.Stand  als  Norm  vorgeschrieben  sind. 

Hiernach  ist  der  Hcrrenstand  in  .i  Classen  getheilt: 
in  den  alten  oder   rudolfin ischcn,   in    den    mittleren    oder 
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htiftmä.säi};ftin  und   in  den  neuen    Merrenbtand:  ebun.so  der 
RitterKtand  in  den  alten  und  jun^^en. 

Er/ordf.rnisst  zur  Ait/nahmr 
a}  in  den  alten  oder  rudulHni^chen  llcrrcnstand: 

1.  Otc  dritte  Ilerrenstands-Gcneralion  mit  dem  Urenkel 
oder  auch  mit  dum  Ur-L'r-Enkel  oder  ab  nepote^  wenn 
zur  Zeit  des  erlangten  llerrenstandes  Vater  und  Sohn 
zuglRich  am  1-ebcn  gewesen, 

2.  sechzehn  Ahnen  von  bekannt  alladeli^en  oder  ritler- 
tnä&sig'en  Geschlechtc-rn.  oder 

j.  der  dritte  (irad  der  I^ndniannschaft,  das  ist  von  dem 
Urenkel    (nisi   i^iitr    ei  Ulms  frmporr   fUf/iiixiti   'Juris 
Incülatan  stmui  ^xtit^nni,  ^ui  tunc  nnlltim  grotium  tv*//- 
ßciftntf  et  (antuni  pro  una  persona  repufantur). 
6)  in  den  mittleren  oder  stiftmU.ssij^en  Ilerrenstand: 

1.  sechzehn  Ahnen  von  bekannt  altadeligcn  (»der  ritter- 

mässigen  Geschlechtern,  oder 
i.  der  dritte  Grad  der  Landmannschuft. 

Alle  Uebrijfen,  welche  die  vorbenannten  Beweise 
nicht  beibringen  können,  gehörHn  zu  dem  neuen 
Herrenstand  und  haben  die  ersten  Krwerber  ihre 
Session,  ohne  Unterschied  der  Altersjahre,  nach  dem 
Datum  der  Introducirunj^^  deren  Nachkommen  aber 
nach  den  Altersjahren. 
cj  in  den  alten  Ritterstand : 

I.  sechzehn  Ahnen  von  bekannt  aUadeligen  oder  ritter- 

mässigen  Geschlechtem,  oder 
1.  der  dritte  (irad  der  Landmannsuhaft. 

Alle  Uebrigen  gehören  zu  df-m  jung**n  Ritterstand, 
bei  welchen  gleich  den  ersten  Krwerbern  des  Herren- 
slandes bezüglich  der  Session  dieselbe  (iepftogenheit. 
Noch  erübriget,  der  Regierungs-Intimation  vom  27.  De- 
Ctind>er  1787  zu  erwähnen,  dass  infolge  allerhöchster  Kni- 
schliessung    bei    standischen    Versammlungen    die    länger 
immatrikulirtiMi    lamilien    ohne  Unterschied  des  Personal- 
chnraktiirs    vor   den  jünger  immatrikulirten   den  Rang  eu 
nehmen  hüben. 
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hjwohl    die    zwei    oberen    Stände    des    Herren-    und 
RitterätandeK  schon  zu  linde  des  16.  und  in  der  Mitte  des      «■  1  *•■ 
17.  Jahrhunderts  hei  Errichtunj^  und  Kmeuprunj?  der  Land-       ^•~  •»■ 
mannsordnuny,  welche  das  Kindrän(,fen  ausländischer  Adels- 
gcschlechter  und  Nobilitirter  verhindern  sollte,  die  Errich- 
tuni^'  einer  ständischen  Adelsmatrikel  als  nothwendijf  erkannt 
hatten,  so  bestand  dieselbe  «lamals  nur  in  einem  Namens-    ^rt-hivs^''"* 
Verzeichnisse    mit   (..'itiiten    aus    den    Streinischen  Schriften 
und  enthielt  keint;  Wappen. 

Diesem  Uebelstande  und  dem  lundrän^jen  nicht  land- 
ständischer Familien  zu  beg-ejrnen,  fand  sich  der  verdienst- 
volle GenealuK"  Freiherr  von  Hohonek  im  Jahre  1727  ver- 
anlasst, ein  l*roject  zur  Verfassung-  einer  vüllsländijifen. 
authentischen  Matrikel  samnil  Musterblättern  mit  ^^emalten 
Wappen  vorzulcKou. 

Allein  man  Hess  das  l'roject  fallen,  xind  erst  im  Jahre 
1817  erhielt  das  Archivamt  die  Weisung^  zur  Vorlage  eines 
Chitachtens  wej^en  Verbesserung  der  Matrikel. 

Da  es  sich  jedoch  um  keine  Verbesserunjic  sondern  um 
die  Errichtung-  einer  neuen  Matrikel  handelte,  weil  die 
alte  als  blosses  Namensverzeichnis  nicht  als  beweisführend 
gelten  konnte,  so  wurden  die  .Stände coUegien  zu  Wien  1.  *.  N'r-  ito*. 
und  (iraz  um  Mtttheilung  der  liehelfe  über  die  Form  und 
I'.inrichlung  der  dortigen  Matrikeln  ersucht. 

Die  aus  Wien  erhaltenen  Rehelfe  wurden  inf€>lge  der 
von    den  Ständen  am  7.  April   1818   beschlossenen   Krrich-      Nr*^!«*^. 
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II..).  >/.Nr.iir.A  tunv*^  itin^r  n'iuen  Malrikul  (htm  Arrhivjimte  Zur  TV^|;fUt- 
achtuni;  zug-estcllt  und  da^thclbu  zu^leidi  zur  Verfiissunj; 
eines  Ausweises  über  die  Incolats-  und  l*"amilienacten  mil 
neiitctxung  dos  Standes  sowohl  der  lebenden,  aU  abge- 
storbenen tfeschlechler  an vfo wiesen. 

Indes  vtirlanjfli;  S»;.  Majestät  solbst  mit  den»  Hand- 
schreiben vom  II.  Mai  1818  dit-  Aufklärung,  ob  hierlands 
wirklich  kcint;  ^{at^ik•-•l  bestehe,  und  ob  und  welche  Vor- 
kchrunj^en  zur  Beseitigiing  dieses  Gebrechens  tEfOtroffea 
wurden. 

Man  entschuldigte  sich,  dass  wohl  eine  Matrikel  bestehe, 
die  aber  den  (ijejfenwiirtigen  Zeiten  nicht  mehr  entspreche, 
weshalb  man  die  F.rrichtunjf  einer  neuen  \fatrikel  bi^schloNsen 
und  die  von  den  Ständen  unter  der  Knns  arhaUenen  Behelfe 
dem  .\rchivanUf  zur  Bey^utachtunf;  über^-eben  habe. 

n. M**. Nr.fti«.  Im  Jahre   iHio    le^fte   das  Archivamt  den   Kntwurf  tw 

lirrichtung-  der  Matrikel  vcir,  wurde  aber  zur  liefolg^ung 
des  wcffen  /usammenstellunij  der  Inrolatsacten  erhaltenen 
Auftrajfes  anjjewiescn  und  ebenso  auch  im  Jahr«  1Ü23  über 
die  Bitte  um  lirwirkung  einer  Instruction  der  'liroler 
Ständern  atrikel. 

M.(  1J.11  Nr.fA,  Ueber  eine  weitere  Bitte  im  Jahre  1H2  \  um  Verfüg"ung" 

wogien  MittheilunjT  aller  Kamilien-Voranderungen  erfolgte 
die  Weisung,  dass  die  lüntragung  des  ersten  Erworbers 
der  l.andmannschaft  und  jener,  die  sich  in  die  Vorbamm- 
lung  einführen  Hessen,  mit  Beziehung  auf  die  Autnahms- 
documente  genüge,  weil  den  Nachfolgern  in  üweifelhaften 
Fällen  die  Nachweisung  der  Incolatsrechte  obliegt. 

Mittlerweile    hatte    die    llofkanzlei    mit    liieret    vum 

(i.  t.4B->'r-v«- 9-  l'ebruar  1824  ein  reiflich  erwogenes  Gutachten  zur 
zweckmässigen  Führung  der  M.irrikRlbücher  abverlangt, 
welches  unter  Heischluss  der  vom  Archivamle  vorgelegten 
Kormularien  mit  der  Bemerkung  erstattet  wurde,  jeden 
Stand  in  chronologischer  Ordnung  abgesondert  zu  behan- 
deln und  einen  alphabetischen  Index  darüber  zu  vorlassen. 
I^amit  war  aber  die  Regierung  nicht  zufrieden,  weshalb 
sie  die  von  dem  (jubemium  zu  Innsbruck  erhaltene  lo- 
slruclion  zur  Prüfunj;  und  l'.rstattung  eines  weiteren  Gut- 
achtens mittheilte^  welches  dahin  austiol^  dass,  da  es  sich 
nicht  um  eine  Umstaltung  der  Stände  Verfassung  und  deren 
(Tleichslellung  mil  jener  von  Tirol,  wo  auch  der  Bauern- 
stand als  Landstand  bt,'sleht,  sondern  nur  um  die  lirrichtung 
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ttiner  MütrikHl  über  ilie  l^ntleümit^liedtir  huniHe,  von  (Inr 
mil^etheilten  Instructiun  kein  <TebraucIi  gemacht  werden 
könne  und  man  daher  die  Matrikel  nach  jener  der  Stände 
unter  der  Enns  einzurichten  jfedenke. 

Dies  hat  auch  die  Hof  kanzlei  mit  Rücksicht  auf  die 
bestehende  Analogie  in  der  ständischen  Verfassunj^  an 
erkannt  und  die  von  dem  niedorösterreichischen  Ver- 
ordneten-CoIIej^ium  abj^eg^ebcne  Aeusserung  zur  l-xstattung 
des  Gutachtens  mitg-etheilt,  inwiefern  das  darin  ang-edeutete 
Verfahren  hierlands  anwendbar  seij  worauf  der  I,andes- 
regiurung  eröffnet  wurde,  dass  die  Krrichtung  der  neuen 
Matrikelbücher  nach  jenen  von  unter  der  Knns  keinem 
Anstände  unterlieg-e  und  daher  das  Archivamt  beauftragt 
wurde,  mit  der  Verfassung  zu  beginnen. 

Allein  die  Regierung  erhob  neu«  Bedenken,  sowohl 
weil  nur  vom  Herren-  und  Ritterstande  die  Rede  war  und 
von  den  geistlichen  Corporaiionen  und  den  landesfürst- 
lichen Ortschaften  keine  Erwähnung  gemacht  wurde,  als 
auch  hinsichtlich  der  l""orm  der  Matrikel,  was  darin  auf- 
zunehmen kommt,  unter  welcher  Aufsicht  die  Führung  zu 
geschehen  bat  und  wie  die  nöthige  Autbcntität  erhalten  wird. 

Uebcr  die  hierauf  abgegchene  Aeusserung  erfolgte 
das  Hofkanzleidecrel  vom  14.  JuU  1S25,  daa,s  die  bührung 
des  Matrikelgeschäftcs  nach  dem  Vorfahren  der  Stände 
unter  der  !*.nns  einzuleiten  und  sich  auf  zwei  Uücher  für  tlon 
Herren-  und  Ritterstand  zu  beschränken  sei,  das^  die  l>e- 
treffenden  |Jt)cumente  im  Archive  aufzubewahren  kommen, 
wie  auch  die  Aufsicht  des  Verordncten-Collegium»  über 
die  richtige  Kührung  in  der  Art  einzuleiten  sei.  dass  ohne 
dessen  schriftliche  Autorisation  nichts  eingetragen  oder 
gelöscht  werden  dürfe,  weshalb  auch  in  der  Diensteides- 
formel für  den  Registrator  und  Archivar  von  der  dies- 
fälligen  Verpflii;htung  zur  richtigen  Führung  der  Matrikel 
Erwähnung  gemacht  werden  soll. 

Nun  wurde  zur  Ausführung  geschritten  und  über  die 
von  dem  Archivar  vorgelegten  CoticepM  tHe  Weisung  er- 
iheilt,  sowohl  über  die  Mitglieder  des  RitttTstandes,  als 
über  jene  des  Herrenstandes  ein  besonderes  Matrikclbuch  Nr.  Ha-rii«. 
zu  errichten,  in  welchem  die  alten  und  neuen  ireschleclUer 
nach  chronologischer  Ordnung  aufzuführen  kommen,  sofort 
mit  dem  Ritterstande  zu  beginnen  und  die  entworfenen 
Concepte  zur  Einsicht  vorzulegen. 
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Üie  nach  dieser  Weisungf  vorg^elegton  Hniwürfe  der 
Matrikp]  d^s  Ritt^rstanclfs  wurden  den  Verordneten  dieses 
.Standes  zur  Prüfunjj  zugumittelt,  von  denselben  unstandMu!« 
befunden  und  dem  Archivar  mit  dem  Auftrage  «um  Be- 
ginnen zupfeslelU. 

Das  Malen  der  Wappen  hat  der  ständische  Zeichnungs- 
lehrer Weishäupl  um  den  Betrag-  per  t  fl.  20  kr.  für  jedes 
Stück  übernommen,  welcher  hinsichtlich  der  Herrenstands- 
wappen im  Jahre  1830  auf  2  fl.  30  kr.  erhöht  wurdu. 

Ebenso  wurde  für  die  Reinschrift  der  Matrikelbognn 
für  jede  Familie  der  Betraj?  von  40  kr.  bewilligt  und  der- 
selbe buzüfirlich  des  Herrenstandes  im  Jahre  i8ji  auf  1  fl. 
iü  kr.  erhöht. 

Indes  hatte  die  Erfahrung  gelehrt,  das»  zur  Vervoll- 
ständigung der  Matrikel  noch  viele  Behelfe  erforderlich 
seiun,  WRshaUi  im  Archive  /.u  Riedegg  über  Zustimmung 
des  Ilerrscha-flsbcsilzers  vom  Archivar  die  nöthigen  Daten 
erhoben  und  dem  Weishäupl  die  Abzeichnung  der  dort 
Iwlindlichon  Siegel  gestattet  werde. 

Im  Jahre  iHjo  ge.schah  die  erste  Vorlage  der  MatrikeU 
bögen  des  Ritterstandes  zur  Unterfertigung  von  Seite  der 
Verordneten  dieses  Standes  und  im  Jahre  ifljj  machte  der 
Archivar  die  Anzeige,  dass  die  Matrikel  des  Ritlerstan^ 
zum  Hinbinden  bereit  liege. 

Hierüber  waren  die  Meinungen  getheilt.  Während  si3 
die  eine  Hälfte  der  Verortineten  dahin  aussprach,  dass  die 
Matrikel  in  rothem  NTantquin  mit  (rnldschnitt  eingebunden 
und  auf  der  vorderen  Seile  das  Kandschaftswappen  in  Gold 
aufzudrücken  sei,  stimmttr  die  andere  Hälfte  dem  Ver- 
ordneten Ritler  von  Spaun  bei,  welch«:r  die  Matrikel  als 
noch  nicht  vollendet  erklärte,  weil  bei  mehreren  Geschlech- 
tern die  l^ndmann.schaft  nicht  nachgewiesen,  hei  anderen 
die  Wappen  mangeln  und  bei  vielen  die  ursprünglichen 
Wappen  unbekannt  seien,  daher  noch  vor  Abschluss  der 
Matrikel  die  .Strein'schen,  Enenkl'schen  und  Mreuenhuber'- 
schen  Manuscripto  zu  benützen  wären  und  zur  Vermeidung 
der  Kritiken  und  Reclamationen  die  alphabetische  Ord- 
nung gewählt  werden  sollte. 

Hierauf  wurde  beschlossen,  die  Matrikel  noch  nicht 
einbinden  zu  lassen,  sondern  l>ehufs  der  lünschaltung  von 
Nachtritgen,  jene  der  a1>gestorbenen  Familien  von  jenen 
der    noch  bestehenden  abzusondern,    daher   der  Zeitpunkt 
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der  I^ntlmannschaftserwerbung  jeder  l-amilie  aus  den  Ur; 
künden  zu  erhehfin  und  din  Familien  hiernach  zu  ordnen 
seien,  da  es  hich  Iwi  Krrichtung"  der  Matrikel  nicht  um 
den  Ursprung  der  (ieschlechter,  sondern  um  die  Zeit  ihrer 
Aufnahme  in  das  Consort  der  Stände  handelt  und,  wenn 
bei  einig^en  Familien  wesentliche  Hrfordernisse  fehlen,  diese 
zur  Krgänzung'  aufgefordert  werden  können. 

Kinen  Beweis,  doss  die  Ritterstandsmatrikel  zum  Ab- 
schlüsse noch  nicht  )^eei>fnct  war,  liefert  der  Umstand,  weil 
von  mehreren  (ieschlechtem  die  fehlenden  Wappen  bei 
der  Hofkanzlei  erhoben  werden  mu^sten. 

nieserwejjrun  und  damit  <He  Matrikel  ihrer  Bestimmung 
entspreche,  fand  sich  der  N'erordnetu  Ritter  von  Spaun 
veranlasst,  in  dem  von  ihm  erstatteten  Vortrage  den  Manjjrel 
an  zureichenden  Quellen  als  ein  Hindernis  zum  Abschlüsse 
darzustellen  und  die  Noth wendigkeit  weiterer  Forschungen 
nachzuweisen. 

Hierüber  wurde  am  Uj.  Jänner  1835  durch  Stimmen- 
mehrheit beschlossen,  dass  nur  eine  land standische  Adels- 
matrikel zu  errichten  sei,  in  welche  nur  jene  aufgenommen 
werden  sollen,  von  welchen  urkundlich  erwiesen  ist,  dasH 
sie  landsländische  Milgliedtir  sind. 

Behufs  der  vollständigen  Herstellung  dieser  Matrikel 
wurde  Georg  Wt^ishäupl  angewiesen,  aus  den  ihm  ku  Gebot 
stehenden  Urkunden  und  Werken  eine  Tabelle  über  alle 
(jeschlechler,  welche  urkundlich  im  Lande  begütert  und 
rittermässig  waren,  jedoch  in  die  Matrikel  nicht  auf- 
genommen wurden,  zu  verfassen  und  mit  der  l^estättgung 
des  Archivars  vorzulegen,  wie  auch  für  jedes  (ieschlocht 
den  Text  mit  Berufung  auf  die  Urkunden  zu  entwerfen 
und  denselben  unter  Mitfertigung  des  Archivars  behufs 
der  lirrichtung  eines  eigenen  Textbuches  zur  Prüfung  von 
Seite  der  hiezu  gewählten  Commissäre  vorzulegen.  Der 
Archivar  erhielt  den  Auftrag,  die  (ieschlechter  in  alpha- 
betischer Ordnung  aufzuführ*;n  und  nach  Vollenilung  des 
Werkes  eine  Vorrede  zur  Matrikel  zu  entwerfen. 

Im  Jahre  1838  überreichte  der  Archivar  5  Verzeich- 
nisse über  die  vollendeten  und  in  5  Cartons  alphabetisch 
geordneten  treschlechter  des  Ritterslandes  mit  dem  An- 
trage, daäb  die  Matrikclhögun  einzubinden  wären,  da  die 
vom  Weishäupl  nachzutragenden  (ieschlechter  in  einem 
Supplementband  aufgenommen  werden  könnten. 
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\>it:>M  den  Vt:rürdn*tten  d'is  Ritterblandu^  /.ur  Acus««- 
runwf  zuj^ostelllö  Jünyabe  hlieb  jedoch  unbeantwortet,  wi*^ 
auch  die  dem  Wcishäupl  ira  Jahre  1834  aut'^etrag^enc 
Vorlage  des  Verzeichnisses  über  die  landsässig'  gewesenen, 
aber  nicht  iinmatrikuHrten  Adelsgeüchlcchter  erst  im  Jahru 
134.3  geschah. 

u.  4.&i?^.>;j6.  Die  Erledigung  hierauf  erfolgte  im  Jahre  1848,  sohin 

zu  einer  Zeit,  wo  bei  dem  Umschwung  der  Üinge  das  Werte 
einen  grossen  Theil  seines  Wertes  verloren  hatte. 

Mit  Rücksicht  auf  den  CollegiaJbeschluss  vom  11).  Jänner 
I8.J4  sollte  das  Werk  zwar  erst  vollendet  werden,  allein 
es  wurde  am  13.  November  1848  beschlossen,  dasselbe  als 
beendet  zu  betnichten^  indem  es  genüge,  dass  dermal  alle 
Geschlechter,  welche  bis  zur  zeitgemassen  Urostallung  des 
Ständewcsuns  das  Recht  haben,  an  den  ständischen  Be- 
rathungen  theilzunehmen,  darin  enthalten  seien,  und  ein 
vollständiges  Verzeichnis  der  freien  Geschlechter,  welche 
jemals  ständische  Rijchte  ausübten,  erst  nach  Heendigung 
der  Urkundensanimlung  des  Landes  zustande  gebracht 
werden  könnte,  was  lediglich  der  (mschichlsforschung  an- 
heini  zu  stellen  sei. 

Zum  gänzlichen  Abs<-;hluss«  erübrigte  nun  weiter  nichts, 
als  die  anerkennende  Fertigung  eines  grossen  Thuilus  der 
Matrikelbügen  von  zwei  zu  wählenden  Mitgliedern  des 
Herren  und  Ritterstamles,  weshalb  auch  beide  Stände 
hiezu  eingeladen  wunlen,  um  hierauf  diese  Uögen  in  dauer- 
haften Kinl>and  binden  und  ^ur  historischen  Krinnerung 
Im  ständischen  Archive  aufbewahren  zu  können. 

Nachdem  sämmtliche  Malrikelbogen  von  den  gewählten 
Mitgliedern    iles    Herren-    und    Ritlerstandes    unterfertigt 
ii.«.ii'iih.Nt.«v  wanm,  machte  dos  Archivamt  hievon  die  Anzeige  mit  der 
Bilt»:    um    Verfügung    hiusichllich    der   Einbände,    die    mit 
.1.  u  ür.t-ifr   Ueschluss  vom  10.  Kebruar  1 8 jo  von  .Saffian  mit  (ioldschnitt 
bewilligt  wurden. 

nie  Matrikel  besteht  aus  •)  Randen,  wovon  .j  auf  den 
II  (Trensland  und  (>  auf  den  Rilterstand  entfallen,  die  durch  Car- 
tons  gehörig  geschützt,  im  l.andesarchive  aufbewahrt  sind. 

Die  Vollendung  dieser  Mairikel  kostete  dem  stän- 
dischen Doniesticalfunde  ,iioH  fl.  4K  kr.  C,  M. 
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HERKEN-  INI)  RITTI'RSTANDSCASSR. 
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Fit:  Knlstt;hungf  dieser  Cassc  fallt  in  das  Jahr  1Ü15 
und  findet  in  der  erläuterten  I.flnd^1a^n^•o^dnun^  vom 
14.  Juni,  Absatz  4,  ihre  ße^ründun^.  u.  1.  j* 

Sie  wurde  jfebildet  aus  dtjn  l^ndmannstaxen  der  in 
daa  Ständuconsort  des  Herren-  und  Ritturstandes  auf- 
genommenen Landlcute  zum  l'rommen  de^  Cousorts  und 
als  Hilfsnjittel  in  l'Üilen  der  lienothigtmg^  und  der  1\g- 
dränjipiis  einzelner  Slandesmitj^lieder. 

Hs  wurde  iM-Hchlossf^n.  diese  (relder  bei  dem  stündisclien 
Obereinnehmeramte  nutzbrinj?end  anzuleiten  und  ohne  Ur- 
sache und  Gesammt«Mnwi]ti>runj^  bi^iihfr  Stände  davon  nichts 
zu  nehmen  mid  zu  verw<jnd<;n. 

Wann  din  erste  F.inzahlun^-  Rtattg"efunden  hat,  ist  nicht 
2U  iirmitteln;  der  Schluss  dor  Stande  des  1  lernin-  und  Ritter- 
standes vom  23.  Mai  1632  gibt  indess  bekannt,  da»s  die  h.  ^>  toj. 
hei  dem  Obereinnehmeramte  i-inlani^enden  l.andmanns- 
taxen  in  einer  uigenfin  fassi;  zu  verrerhn4!!i  seien,  welch 
abgesonderte  Casseführung  auch  durch  die  verbesserte 
Landmannsordnung  vom  2g.  November  lOji.  Soit»^  18,  br-  m.  1  41 
gründet  wird,  worin  nin  eigener  Cassebosorger  in  der  Per- 
son des  Wulf  Ignaz  Schüehel  bestellt  wurde,  die  Stände 
sich  aber  dabei  die  freie  Gebarung  und  das  Recht  vor- 
behielten, diu  Gelder  nach  fit*lieben  irgend  anderswo  an- 
zulegen. 

Einen  weiteren  Beweis  «lafiir  liefert  nicht  nur  der 
Schlufis  vöui  ^7.  August  i(>;j,  Absatz   7.  tiemzufülg«  jedem       Ji.  1. « 
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Verordneten  ein  ei>;ener  Schlüssel  zur  envähnten  Casse  an- 
vertraut und  wiederholt  beschleusen  wurde,  dass  ohne  der 
beidon  Stände  Kinvernehmen  nicht»  verwendet  oder  an- 
gegriffen werden  dUrfe^  sondern  auch  die  mit  Decret  vom 
8.  Mär^  1659  erfolgte  Kmennung  des  Obere innehmeramts- 
Gejfenhandlers  Johann  Schindlauer,  als  SchüeheU  Nach- 
folger, womit  derselbe  angewiesen  wurde,  die  I-andmanns- 
taxen  ordentlich  zu  verrechnen ,  ditiMt  Rechnungen  den 
Verordneten  der  beiden  Stände,  „auf  welche  Er  mit  allen 
respect  (jewisen  wierdet"  jährlich  vorzulegen  und  die 
Ratification  hierüber  bei  den  erwähnten  Ständen  nachzu- 
suchen. 

Ays  der  vom  Casbebesorger  Schindlauer  am  23.  Märi 
1680  vorgelegten  Rechnung  über  beide  Ca£sen,  sowie  aus 
der  von  den  Verordneten  der  beiden  Stände  unterfertigten 
Vurmögens-Specification  gleichen  Datums  geht  jedoch  her- 
vor, dass  man  es  damals  mit  diesen  Rechnungen  nicht 
sehr  genau  genommen  habe,  denn  die  vorerwähnte  um- 
fasst  die  Jahre  1Ö30  bis  F.nde  itxöy,  was  wohl  auch  später 
geschehen  sein  mochte,  bei  dem  Abgang  weilerer  Rech- 
nungen aber  nicht  behauptet  werden  kann. 

Diese  Rechnungen  beginnen  erst  mit  dem  Jahre  1748 
und  zwar  abgesondert  für  jeden  der  beiden  .Stände. 

Wann  die  Cassetheüung  stattgefunden  hat,  ist  nicht 
zu  ermitteln,  es  genügt,  da.*is  seit  dem  Jahre  1748  über 
beide  Cussen  eine  abgesonderte  Verrechnung  gepflogen 
wird. 

Aus  diesen  Rechnungen  ist  ersichtlich,  das.**  beide 
Cassen  von  einem  eigenen  Castsebesorger  abgesondert  ge- 
führt und  in  der  früheren  Zeit  von  den  MitKÜedeni  des 
betrefTemlen  Standes,  später  von  einem  hiezu  bestellten 
Beamten  der  ständischen  Buchhaltung  revidirt  wurden. 

Auch  über  die  Verwendung  der  Llapitalsrenten  gel>en 
diese  Rechnungen  Aufschluss. 

Sie  zeigen  die  Hethoilung  hilfsbedürftiger  Standes- 
mitglicdcr  mit  Aushilfen  in  Krankheits-  und  anderen  Xoth- 
fallen,  mit  .Stipendien  für  Studirendn,  mit  Kquipirungs* 
beitragen  für  jene,  die  sich  dem  Militärstande  gewidmet, 
sohin  ununterbrochen  eine  Verwendung  zum  l-rommcn  des 
Consort.s  und  meiner  Mitglieder,  deren  Casse  von  ihnen 
durch  das  Einzahlen  der  I.andmannstaxe  in  obiger  Absicht 
gegründet  worden  ist. 
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Die  bisher  abgesundtjrte  Behandlung"  dieser  beiden 
Gassen  blieb  bis  zum  Jahre  1782  unbeanstandet,  bis  mit 
dem  kaiserlichen  Rescripte  vom  1.].  Juni  anbefohlen  wurdej  '►■».  .w- 
dass  alle  durch  Ersparung  oder  in  anderer  Weise  entstan- 
denen Particularfundc.  welche  im  PrUUniinare  noch  nicht 
enthalten  waren,  unter  Nachweiaung  der  Beschaffenheit  dos 
Ziffera  und  der  bisherigen  Verwendung  darin  aufzunehmen 
seien. 

Obwohl  in  der  ständischen  Vorstellung  vom  13.  Juli  1782 
entgegnet  wurde,  dass  diese  aus  den  Landmannstaxon  ent- 
standenen Gassen  als  ein  liigenthum  der  beiden  Stände 
mit  dem  Rechte  zur  froien  Verwendung  und  nicht  als  land- 
schaftliches Vermögen,  sondern  insofern  ihre  Capitalien 
bei  der  ständischen  Crcditscas&e  verzinslich  anliegen,  nur 
als  ein  unter  der  Creditssumme  in  dem  ständischen  Sy.stemal- 
entwürfe  ohnedies  aufgeführtes  landschaftliches  Passivum 
za  betrachten  seien,  wurde  dessen  ungeachtet  mit  Hof- 
decret  vom  10.  Mai  1787  die  Vereinigung  der  erwähnten 
Gassen  mit  den  übrigen  ständischen  Fonden  anbefohlen, 
damit  aber  den  Ständen  das  Befugnis  zur  Disposition  keines- 
wegs entzogen. 

Bei  Wiedereinsetzung  der  Stande  in  ihre  frühere  Wirk- 
samkeit im  Jahre  1790  unterblieb  din  liinboziehung  obiger  ».».*.  Nr.  ijio. 
Gassen  in  das  ständische  Präliminare,  wurde  jedoch  mit  Nr"^!** 
dem  Hofkanzlüidecrete  vom  ^o.  Mai  1701  neuerdings  ange- 
ordnet und  diese  Anordnung  über  weitere  Vorstellungen 
vom  12.  November  1791  und  16.  Februar  1793  mit  den 
Ilofkanxleidecreten  vom  y*.  März  I7(j2  und  H.  März  1793 
wiederholt  zur  Befolgung  in  ICrinnerung  gebracht,  zugleich 
aber  beigefügt,  dass  die  Absicht  nicht  dahin  gehe,  den 
Ständen  in  der  (icbarung  mit  diesen  Standescassen  einen 
Zwang  anzulegen  oder  besonderen  Einfluss  zu  nehmen. 

Im  Jahre  i8ji  kam  dieser  (iegonstand  neuertlitigs  in 
Anregung,  indem  die  Hufkanzlei  mit  Decret  vom  22.  Octo- 
ber  Aufklärung  verlangte:  „welche  Bcschaft'enhcit  es  mit 
den  abgesonderten  Verrechnungen  der  erwähnten  Gassen 
hat,  warum  selbe  nicht  mit  der  Domcsticalcasso  vereiniget 
und  ihre  Kmpfängu  und  Ausgaben  nicht  mit  denen  des 
Domesticums  vermengt  werden,  ilann  in  welchen  Beträgen 
die  Staatspapierc  und  Privatcap Italien  bestehen  und  an 
wen  die  Unterstützungen  und  Vorschüsse  verabreicht 
werden.'" 


B.  J.  .;. 
Nr.  jfci. 

Nt.  »3- 
Nr.  7rt.  tjiu. 
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s?  q*  i"ji-  Hierauf  wurde  mit  Insinuat  vom  14.  Februar  1832  er- 

widert: „dasfi  die  Herren-  und  Ritterstandscasso  Prival- 
cassen  sind,  welche  aus  den  I.andniannslaxen  y^ebüdet 
wurden,  jedem  Stande  eigenthümüch  Zubehören  und  von 
jedem  Stande  für  sich  ohne  Kinmen^ung-  des  Verordneten 
Collegiums  verwaltet  werden,  diese  Cassen  daher  mit  dem 
Domesticalfbnde  in  )^at  keiner  Verbindung  stehen  und  das 
Verordneten-(.'«llegium,  weil  es  von  der  Verwt^ndung-  der 
betreffenden  (ieldur  keine  Kenntnis  hat,  deshalb  auch  dar- 
über keine  Auskunft  geben  kann,  um  deren  Ertheilung 
der  Herren-  und  Ritter»tand  anj^egangen  worde." 

Diese  von  den  beiden  Ständen  eretatteten  Auskünfte 
sowie  ihre  Hrklärung: 

„dass  sie  sich  nach  dem  Sinne  des  Hofkanzleidecrets 
vom  >*.  MärK  179J  zur  Auszeig-ung  der  Interessen- Verwen- 
dung nicht  verpflichtet  hallen  und  im  l-ordcrungsfalle  die 
Capitalien  dieser  Cassen  nicht  mehr  vermehren,  sondern 
die  zu  bezahlenden  Landmannstaxen  umsomehr  unter  die 
dürftigen  Standesmitglieder  vertheilen  wurden,  als  keine 
Vorschrift  besteht,  dass  aus  diesen  Taxen  Konde  gebildet 
werden  sollen,  welche  unter  die  Administration  der  Staats- 
verwaltung gesetzt  werden  müssen,'' 

wurden  vun  der  llofkunzlei  mit  dem  Decrete  vom 
25.  Sept.  1832  mit  Beisätze  zur  Nachricht  genommen,  das« 
es  bei  der  bisher  gepflogenen  Rechnungslegung,  jedoch 
mit  der  jedesmaligen  sepa.raten  Xachweisung  der  t)bliga- 
tioneii  zu  verbleiben  habe. 

Der  l'ntsrhwungder  Dinge  im  Jahre  iS(Kund  die  im  Ver- 
laute der  folgenden  Mreigniss»^  mit  dem  Ministerial-I'.rlassn 
vom   lü.  Juni   iK4>^  abverlangten  Xa^rh Weisungen: 

„was  vom  Venuögen  und  dem  Schuldenstaude  als 
Kigenthum  und  Schuld  des  lindes,  was  als  Privaieigen- 
thum  uikI  Schuld  der  bisherigen  Landstande  und  was  als 
Kigenihum  oder  Schuld  einzelner  Corporatiunen  derselben, 
z.  It.  di»s  I  lerren-  und  Ritterstandes  angesehen  werden 
müsHi]  und  was  davon  zu  dem  eigentlichen  Siiftung«-Ver- 
mögen  gehört, " 

veranlassten  den  I  lcrr«;n-   und   Ritterstand,   in  Absicht 
auf  die  künftige  (icbarung  und  N'erwaltung  des  ihnen  eigen- 
thüirdich    zugohörigon   Vermögens   die   geeigneten    Verfü- 
gungen ru  treffen.  w»*lch«'  in  der  gemeinschaftlichen  Rera- 
a  fc".,.  *i  Nr.*  thuiig  ln'id»-r  Stande  am   »7.  Juli  iSjy  beschlossen  wurden. 


B.  I.  1&4 
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clasH  namtich   das  vorhandene  Vermögen  wie  bisher  auch 

in  Zukunft  hauptsächhrh  zur  Untfrstützunjif  hilfsbedürftiger 

Mitglieder    dor    ^>i^heript^n    llf^rren-   und   Rittftrstands-G»*- 

sfJüechter    gewidmui    wurdu,    wovon    auch    das    vereinigte 

I  .andescollejiTum   verständijft  wurde,  dass  man  hinsichtlich  n-ii'v».5ir.  7 

dt;r  künfiiijfcn  (Ttibarung  die  nuthigen  Verfügungen  bereits 

j^ctroffen  habe. 

Die  I'raR-ft  über  die  Art  und  Weise  der  Gebarung 
und  hinsichtlich  (Ip.s  Statut»is  hiiiruber,  sowie  in  Ansehung 
df^r  Wahl  dur  Ausschüsse  wurde  von  joduni  Standu  abgt:- 
sondcrt  für  sich  behandelt  und  zwar  von  dem  Ritterstande 
noch  an  demselben  Tage,  an  wf^lchem  auch  die  Wahl  des 
Vorstandes  und  der  Ausschüsse  vorgenomnu:n  und  das 
Statut  vom  17.  Juli  184g  von  den  Gewählten  unterfertigt 
wurde. 

Der  Herrensland  hatte  die  abgesonderte  Berathung 
am  31.  August  abgehaUnn  und  dieselbe  nach  Vurnahme 
der  Wahlen  und  Unterfertigung  des  Slatule.s  vom  31.  Au- 
gust i8|'>  mit  einem  Wohlthätigkeitsacle  geschlossen,  wo- 
durch der  oberösterreichischen  Invaliden-Versorgungsanstalt 
für  die  Dauer  ihres  Bestandes  eine  jährliche  Unterstützung 
von  50  11.  C.  M.  zugewendet  wurde,  die  im  Jahre  185Ü  auf- 
hürtc. 


Nr,  ;. 


K.  O'/t.  ai. 
Nr.  »j. 


n.  tfh.  «s- 


Si«H>"i,  Kplivnuviilro. 
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XII. 
VIBRTI'R  STAND. 

(I. AN'  DH.SKO  R.STI  .ICH  F.  .ST.\  UTE.) 


A,. 


Kwra:    All».  V. 


Is  der  Bürgt^rstand  sich  allmählich  erhob  und  durch 
Handtjl  und  fiewta-büflmss  Wohlstand  und  Reichthuro  in 
die  Städte  brachte,  nicht  selten  dem  Landesiürsten  im 
Kampfe  gegen  den  Adel  Gelder  vorstreckte  und  damit 
grosse  Privilegien  erwarb;  als  die  Städte  sich  immer 
mehr  erweiterten,  so  dass  die  Hdlen  des  Landes  um  das 
Bürgerrecht  sich  bewarben,  um  dort  am  Sitze  des  Handels- 
und Gewerbeflcisses  sowie  der  aufstrebenden  Künste  sich 
sesshaft  zu  machen,  kam  auch  für  den  Bürgerstand  die 
Zeit,  in  den  Angelegenheiten  des  Landes  selbst  wirksam 
aufzutreten. 

Wann  dies  zuerst  geschehen,  ob  vielleicht  schon  gletchT 
zeitig  mit  der  (ieistlichfceit,  die  nach  dem  Erlöschen  der 
Babenborger  auf  die  Wahl  des  Ottokar  von  Böhmen 
grossen  Lintluss  halte,  öder  in  den  ersteren  Zeiten  der  Habs- 
burger, lasst  sich  wohl  kaum  nachweisen. 

nie  erste  Fxwähnung  hievon  geschieht  bei  dem  zu  Wien 
am  0.  August  1 400  abgehaltenen  Landtage,  auf  welchem 
nebst  den  l'rälaten  mit  dem  Herren-  und  Riiterstande  auch 
diu  Städte-Abgeordneten  zugegen  waren,  woselbst  der  ein- 
hellige Bes4?hluss  gefassl  wurde,  dass  dem  jungen  Herzoge 
Albn'chl  V.  die  Nachfolge  in  der  Regierung  Oesterreichs 
gi'büro  und  in  Ansehung  dt^r  Vormundschaft  dasjenige  als 
Richtschnur  xu  gellen  halw;,  was  die  Mehrheit  beschliessen 
wenle  und  um  1^.  Septemlwr  hinsichtlich  der  Verpflichtung 
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des  Vormundes  ausjjesprochen  wurde,  der  ohne  der  Stand« 
Rath  und  \V*UI«(i  nichts»  verfÜH'en,  den  jun^fen  liorzo^  in 
keinen  Krie^  verwickeln,  ihn  auch  nicht  vurheiraten  dürie. 

Es  hatte  somit  der  liür^er^tand  bei  dieser  tür  das  J^nd 
so  wichtig-en  An^'i;It'^«nheit  s«inc'  Vertreter,  wie  er  sie  aucli 
auf  de«)  am  Mortinstage  1 4 jv  ^u  Wien  abjjf ehalt enen  Land- 
tajje  hatte,  wo  e»  sich  nach  dem  Tcxie  Kaiser  Albrecht  IL 
um  die  Xachful)^L'  in  Ot-sterreich,  oder  im  l-'alle  die  Kaiserin 
(•inen  Sühn  gebären  würde,  um  die  Vonnund^ciialt  handelte, 
ili«!  nach  dem  "lestainente  des  Kaisers  dem  llerzojf  I'ried- 
rieh  von  der  Steiermark  übortraj^en  werden  sollte. 

Die  Stände  stinmitc-n  dem  letzten  Willen  des  Kaisers 
bei  und  verordneten,  dass  J^ndloute  der  vier  Stande,  hohin 
auch  Abg-eordnete  der  Städte  dem  1  ierxojf  e  alb  Käthe  bei- 
yejrcben  werdtm  sollen,  wozu  sich  Her/.tjg'  I-'rieilrich  ver- 
stand und  das  Land  nach  den  von  den  Ständen  ffislge- 
selzten  lledin^ng'ca  zu  verwesen  erklärte. 

Der  Üürj^erstand  nahm  sohin  auch  unmittelbaren  An- 
theil  an  der  Regierung  selbst  durch  seine  ^\bg'cordneten, 
die  durch  freie  Wahl  tler  hlezu  berechtig'ten  landes- 
fürstlichen  Orte,  nämlich  bezüglich  des  Lande»  ob  der 
Enns  der  Städte;  Steyr,  .Linz,  Wels,  Enns,  l*reisladt, 
Gmundun  und  Viicklahruck  berufen  wurden. 

Diese  Städte  bildeten  unter  dem  Namen  „Vierler  Stand'' 
einen  Thcil  der  GesammtstänUe  von  Prälaten,  Herren.  Ritter- 
schaft und  Städten,  die  von  da  an  auf  die  Geschicke  dos 
lindes,  wohl  auch  der  I-andesfürsten  selbst,  immer  grosse- 
ren Kinlluss  übten,  was  sich  schon  unter  der  Vormund- 
schaftsführung Friedrichs  von  der  Steiermark  auf  eine  für 
diesen  höchst  nachtheilig'e  Weise  zeigte,  indem  sie  dem 
Bunde  der  Stände  unter  der  Lnns  zur  liefreiung  Ladislaus' 
beitraten. 

An  die  darüber  ausgestellte  Urkunde  waren  die  Sigille    ii.''K,.ri,.  ,T). 
der  Sladtü  Linz,  Wels,   Luns,  Gmunden  und  Vöcklnbruck 
angehängt,  denen  auch  jenes,  von  Steyr,   weil  ohne  Hoff- 
nung auf  Hilfe,  später  nachfolgte. 

Gleichen  Antheil  hatte  der  vierte  Stand  an  der  am 
4.  Decembcr  1437  abgeiialtenen  Versammlung,  die  nach  1. '^.  Srii*  05. 
J.adiälat:s'  Tode  die  Aufrechthaltung  des  J-andfriedens  be« 
schlossj  solange  nicht  entschieden  wäre,  wer  Landesfürst  sei, 
bis  dahin  dem  I.andi^shauptmaune  Wolfgang  von  Walsee 
mit    lleiziehung    zweier    Mitglieder    aus    jedem    der    vier 
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Stande  die  Vorwallung-  des  Landes  übertrui'  und  so  auch 
sciirA].      an  dein   am  2.  Jannor   1  jO.]   zu   i.inz   ahifehaitenen   HTOSsen 
Landtag'e.  aiif  wcichwni  diu  Stünde  n!»rh  Herzog"  Albrechts 
Tode  sich  für  Kaiser  ■•"riedrich  «rklärtiMi. 

Nach  des  Kaisers  Tode  begann  mit  dessen  Sohne 
und  Xachfolffer  Maximilian  I.  ein  neuer,  höchst  vrichliiyer 
Zeitraum,  der  der  Koformen  und  inneren  tfesetzgrebun^^ 
aber  auch  der  durch  andauerndn  Kriege  g-esteig-enen  Be- 
dürfnissR  des  Staates,  liinsichtlich  deren  Bestreitung  der 
J-andesfürsi  sich  an  die  Stände  wendete  und  zu  dic&em 
Xwecke  Postulat entand tage  ausschrieb,  die  unter  Maximi- 
lian I.  seit  dem  Jahr«  150.J  alljährlich  abgehalten  und  wozu 
auch  die  Abgt; ordneten  dor  Städte  einberufen   wurden. 

Wie  nun  die  städtischen  Deputirten  auf  diesen  l^nd- 
tagen  über  Kinberufung  von  Seite  des  Landesfürsten  auf 
die  Verhandlungen  daselbst  Kinfluss  nahmen,  ward  ihnen 
auch  der  gleiche  AiUheil  an  der  Selbstverwaltung  des 
Landes,  die  von  den  (xesammiständen  in  der  nach  Kaiser 
Maximilians  Tode  am  2.  Februar  1519  abgehaltenen  Ver- 
sammlung bis  r.ur  Ankunft  der  b«id«n  I'ürslen  Karl  und 
Ferdinand  eingesetzt  wurde  nnd  au»  Ö4  Mitgliedern  der 
vier  Stände  zu  gleichen  Theilen  bestand,  von  welchen 
16  Mitglieder,  darunter  4  Abgeordnete  der  Städte,  ihron 
Unterhalt  zu  beziehen  hatten. 

Die  immer  höher  gesteigerten  Staatsbedürfnisse  mach- 
ten eine  gerrnzhte  Heitragsvertheilung  dringend  nothwendtg, 
H.  I.  »I.  Nr.  >  daher  im  Jahre  1527  der  Beschluss  gefasst  wurde,  sammt- 
liche  Güten  genau  zu  erheben  und  mit  ihren  Erträgnissen 
in  eine  eigene  F.inlage  zu  bringf*n,  was  durch  die  GiUen- 
l)ereitung»-< Kommission  geschalt,  die  aus  i(t  Mitgliedern 
bestand,  wobei  auch  der  vierte  Stand  seine  Vertreter  hatte, 
nämlich  die  Abgeordneten  der  Städte  Linz,  Steyr,  Wels 
und  Freistadt. 

Kin  Jahr  xuvor  war  das  Verordneten-CoUegium  als  das 
Vollzieh ungsorgan  der  Ständebeschlüsse  entstanden,  in  wel- 
chem jeder  der  vier  Stände  seinen  Vertreter  hatte  und 
Jakub  Üttmayer  von  Linz  als  der  erste  Verordnete  des 
vierten  Standes  erscheint.  Im  Jahre  1529  betrug  die  Zahl 
der  Mitglieder  schon  8,  wovon  2  auf  den  vierten  Stand 
entfielen. 

Weiteren  unmittelbaren  Antheil  an  den  ständischen 
fTeschäfteii    nahmen    <lie    .Städloj  -  Abgeordneten    auch    als 
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AusschüsM,'  und  Kailrätliu  und  zwar  in  «rblunir  lie/ichuinf 
unfän^Iich  nur  zu  gewissen  (iescliäftfjn  j^uwählt,  sohiri  nur 
zeitweilig,  nachhin  hlnilkfind,  dann  in  letzterer  alb  Controls- 
behördc. 

Inders  jfab  es  I*>agcn  und  Anyelegenlieiteii,  wobei  die 
.Städte -Abg"e ordneten  mit  den  Vrälatßn  «owohl  als  mit  dem 
Adel  nicht  derselben  Ansicht  waren. 

Eine  solche  Krage  war  die  relig^iöse,  hervorgerufen 
durch  I.uther.s  Lehre,  welcher  schon  in  den  ersten  Regie- 
rung^sjahren  Ferdinand  I.  ein  grosser  TheÜ  der  Städte- 
bewohner huldijfte.  Derselben  l^ehre  huldige  auch  mit 
weni,ifen  Ausnahmen  der  Adel,  dem  sich  in  confessionelier 
Beziehung  die  Städte  anschlössen,  wodurch  bei  dem  immer 
mehr  und  mehr  sich  ausbreitenden  Protestantismus  die 
l'rälatcn  einerseits,  Adel  und  Städte  anderseits,  sich  im- 
mer schroffer  entgegenstanilen;  die  letzteren  getrennt  von 
den  Prälaten  Sonderberathungen  hielten  und  wie  unter 
Ferdinand  I.,  noch  mehr  unter  Maximilian  tl.  mit  ihrem 
Begehren  um  Kreigebung  der  protestantischen  Lehre  offen 
und  entschieden  hervortraten. 

Dieser  Zwiespalt  im  Ständeconsort  wurde  noch  bedauer- 
licher unter  Rudolf  U.,  dessen  scharf«  Derrete  gegen  die 
Ausübung  des  pruteslantischen  Cultus  und  anbefohlene 
Kirch  cnreformation  die  weltlichen  Stände  erbitterten,  sodass 
sie  sich  im  Jahre  1599  weigerten,  die  I^ndtags-Propositio- 
nen  in  Berathung  zu  ziehen,  weshalb  sie  vom  Kaiser 
einen  strengen  Verweis  erhielten  und  den  Städten  bei 
Verlust  ihrer  Privilegien  verboten  wurde,  in  Relignons- 
Angologenheiten  mit  dem  Herren-  und  Rittcrstande  gemein- 
schaftlich zu  handeln. 

liine  andere  Angelegenheit,  wegen  welcher  die  Städte 
mit  den  zwei  oberen  Ständen  in  einen  Cc»nflict  geriethen, 
war  die  Weigerung  der  erstercn,  den  Landlcutcn  und  ihren  \nn4i,M^K..i.;j 
Witwen  ein  Üomicil  daselbst  zu  gestatten,  weshalb  die 
drei  oberen  Stände  eine  Beschwerdeschrift  vorbrachten  und 
darin  anführten,  wie  die  Bürger  mit  ihrem  vielen  (fulde 
Kdelmannssitze  erkaufen  und  Adelsfreihciten  sich  erwerben. 

Beglichen  wurde  diese  Streitsache  durch  die  auf  dem 
Ijindtagu  am    uy.  Mai    1568  vorgetragene   kaiserliche   An*  vnn-i."  PoMo. 
Ordnung: 

„dass  der  Adel  in  Städten  bürgerliche  Häuser  kaufen, 
doch   keine    >lantirung    treiben  dürfe,  imd  dass   er  diese 
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Häuser  beim  Verkaufe  den  Bürg"em  anzubieten  habe,  so- 
wie, dass  auch  die  Bürg-er  1  läuser  kaufen  dürfen,  die  aber 
Freihäuscr  bleiben,  und  beim  Wieden'crkauf  dem  Adel 
aufgeboten  werden  müssen,  dass  endlich  die  geadelten 
Bürg-er,  welche  l.andjfüter  und  adelinre  f lauter  in  Städten 
besitzen,  ebensowenij/  als  der  ältere  Adel  (jeiverbe  ausüben 
dürfen  und  wik  andere  Adelig-e  sich  betragen  müssen." 

Eine  weitere  Anjfelej^enheit,  weshalb  der  vierte  Stand 
mit  den  drei  oberen  Ständen  sich  nicht  einigen  konnte, 
war  die  l-andhausbefreiung,  welche  die  letzteren  für  sieb 
allein  beanspruchten  und  die  Ausschliessung  des  vierten 
Standes  von  der  Theilnahnie  an  den  Rechten  dieses  Hauses 
verlangten,  worauf  ihnen  aber  der  Kaiser  io  der  Resolu- 
tion vom  30.  Februar  1571  bedeuten  liess: 

„dass  sie  hievon  Umgang  nehmtm  möchten,  weil  dies 
die  Einigkeit  stören,  und  der  vierte  Stand,  der  doch  mit 
den  übrigen  Ständen  einen  Körper  bilde,  und  als  Mitstand 
auf  Landtagen  und  sonstigen  Versammlungen  im  I.andhause 
Zutritt  und  Session  habe,  es  als  eine  Absonderung  ansehen 
würde,  und  weil  nicht  zu  zweifeln,  dass  derselbe  eine  ver- 
hältnismässige ßeitragsle istung  zu  den  Landhausbaukosten 
nicht  verweigern  werde,  für  welchen  Fall  die  Stände  er- 
mahnt werden,  ihm  die  gleiche  Theilnahme  an  den  Privi- 
legien des  Landhauses  zu  gestatten." 

Die  Angelegenheit  kam  mehrmals  in  Anregung,  insbe- 
sondere im  Jahre  1573,  wo  Georg  von  Hoheneck  ange- 
wiesen wurde,  vom  Kaiser  zu  erwirken,  dass  die  l^ndhaus- 
befreiung  nur  für  die  drei  oberen  Stä.nde  allein  Gellung 
habe, 

,.weil  Sy  sich  aus  beweglichen  Ursachen  mit  dem  vierten 
Standt,  als  denen  von  Stetten  bishero  nicht  vergliechen, 
und  den  aufgewendten  Vncosten  in  solch  Lanndthausgebi'-u 
auch  sein  crkhauffung  bishero  allain  ausgestanden  haben." 

Im  Jahre  1574  ersuchte  der  vierte  Stand  um  endliche 
c.  Fol.  j»!».  Ertheilung  eines  schriftlichen  Bescheides,  wessen  er  sich 
zu  versehen  habe  und  erhielt  ihn  Tnit  der  Antwort  der 
Verordneten : 

^dass,  wenn  er  sich  herbeilasse,  den  vierten  l'heil  bei- 
zutragen, er  sodann  an  den  Rechten  des  Landhauses  gleichen 
Antheil  haben  soll." 

Ob  eine  Erklärung  in  diesem  Sinne  oder  überhaupt 
eine   Erklärung    des   vierten  Standes    einlangte,    ist   nicht 
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bekannt:  der  Umstand,  das»  die  Städte- Abgüordneten  an  den 
FwstÜchkeiten  und  l'afeln,  die  auf  Landtajfen  und  bei  son- 
stigen Anlässen  damals  sowohl  als  aurh  später  bis  zum 
Jahre  1847  eine  Gupflojjenheit  waren,  nicht  Antheil  nahmen, 
macht  es  wahrscheinlich^  dass  keine  einffelangi  s»m,  von  den 
drei  oberen  titänden  sohin  der  Absatz  0  des  Bcfreiungs- 
diplomes  festgehaUen  wurde. 

J3ie  Zeitfoljfe  verlanp[t  ein  /urückkommon  auf  das  Aiii>*i«.>oI-j«m 
Jahr  153a,  in  welchem  <He  UBsammtstande  durch  die  knnig"- 
liche  Landta^instructiun  vom  15.  Mai,  worin  König  Fer- 
dinand die  Besitzungen  der  fStädte  und  Prälaten  sein 
Kammerifut  nannte  und  nur  df^n  Adel  als  Stände  gelten 
Iass4f:n  wollte,  utdiebsani  überrascht  wurden. 

Die  Städte  vereint  mit  d«n  Prälaten  und  dorn  Adel 
prolestirlen  feierlich  j^ej^en  diese  Sonderuny,  di«  dem 
Landesfursten  keinen  Nutzen  brinsfen  und  die  Kinig-keit  im 
I^atide  stören  würde,  mit  %velcher  seit  Jahrhunderten  viel 
bewilligt  und  geleistet  wurde,  worüber  die  auf  alle  vier 
Stände  lautenden  Schadlosbriefe  die  Beweise  liefern. 

Auf  dura  l.andlag^e  im  Jahre  1.543,  auf  welchem  König  •^nMl.7.lr<4,•«^ 
Ferdinand  grosse  Summen  verlangte  und  bei  deren  Wei- 
gerung erklärte,  die  gedachten  "Besitzungen  als  seine 
Kannnergüter  zu  bestt;u*;m,  urwiderleii  die  (vesiimnitstände 
den  Anforderungen  nicht  entsprechen  zu  können  und  baten  •■  '•  *'*''■  *** 
zugleich,  die  angedrohte  Trennung  zu  unterlassen,  die  gegen 
die  alten  Rechte  und  Urkunden  wäre,  die  Klöster  veröden 
und  die  Städte  zugrunde  richten  würde.  Die  Erklärung 
der  I^andtagscummissäre,  dass  die  Trennung  vorgenommen 
werde,  blieb  nur  Drohung  und  kam  nicht  weiter  zur  Sprache. 

Zwei  Jahre  spater  wurde  auf  dem  Landtage  zu   Linz  A"it*»-«,r..i.rt», 
zwischen    den   drei   oberen  Ständen    und  den  Städten  ein 
Vertrag  geschlossen,  w*>rin  die  letzteren  sich  verpflichteten, 
den  sechsten   Theil   der  bewilligten    Hilfsgelder  zu   zahlen 
und  Fusskncchtc  zu  stellen. 

Diesem  Vertrage  folgte  Im  Jahre  1.558  ein  weiterer, 
durch  Vermittlung  Maximilian  IL  zustande  gekommen, 
nach  welchem  die  drei  oberen  Stände  vier  Theile  und 
die  Städte  den  fünften  zu  leisten  hatten,  wofür  ihnen 
ihre  Güten  nach  der  Hinlage  vom  Jahre  15J7  gänzlich 
belassen  blieben.  In  Ansehung  der  Kriegsrüstung  entfielen 
auf  vier  Reiter  der  drei  oberen  Stände  zwei  Fussknechte, 
welche  die  Städte  während  der  Kriegsdauer  zu  halten  und 
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XU  besolden  hatten,  die  noch  überdies  bei  personlichtT 
1  [öeri?sfol|^e  des  Adtils  sich  ebenfalU  zur  auHser^ewnlin- 
lichen  Mitwirkung  erklärtun. 

Sosehr  nun  die  Gesammtständc  in  den  I^nde^-Ang*:- 
Inyenheiten  einhellig'  handelten,  so  blieb  doch  immor  die 
religiöse  Frage  ein  Gegenstand  des  Zwiespaltes  zwischen  den 
geistlichen  und  weltlichen  Ständen  sowohl,  als  zwiRchen 
diesen  letzteren  und  Kaiser  Rudolf  U.,  der  den  zwei  oberen 
Ständen  im  Jalire  löui  ihre  TheUnahme  an  den  Religiuns- 
Beschwerden  der  Städte  untersagte,  weil  sie  Ursache  der 
Verzögerung  der  I^ndtagshandlung,  worauf  aber  diese 
entgegneten,  dass  hieran  vielmehr  der  Umstand  Schuld 
trage,  dass  die  Städtebe wuhner  als  des  Landes  verwiesen 
sich  betrachten  luid  deshalb  die  Mitcontribuirung  Ver- 
wesern. 

Wie  unter  Rudolf  II., so  unter  Matthias  und  auch  nach 
dessen  Tode  in  der  Versammlung  am  9.  April  1619  standen 
die  Städte  auf  Seite  der  zwei  oberen  Stände,  deren  Schick- 
sale im  Verlaufe  der  drang\'ollen  Ereignisse  theilend,  die 
mit  der  Unterfertigung  der  .Submissionsschrift  durch  ihre 
Magistrate  und  mit  der  von  den  Abgeordneten  der  Städte 
I.inz,  Enns,  Freistadt  und  Gmunden  am  25.  April  1O25  per- 
sönlich geleisteten  Abbitte  endigten.  Dadurch  wurde  der 
Weg  angebahnt,  um  auf  das  frühere  Verhältnis  zwischen 
Kaiser  und  .Ständen  wieder  zurückzukommen. 

Dies  zeigte  sich  speciell  bezüglich  des  vierte»  Standes 
in  der  kaiserlichen  Resolution  vom  2^.  Jänner  1Ö27  übw 
die  von  den  Gesammtständen  durch  ihre  Abgeordneten 
vorgebrachten  Petitionen  und  Beschwerden,  darunter  auch 
jene  gegen  den  Statthalter  Herbersdorf,  welcher  die  Städte 
zur  gleich  massigen  Handlung  mit  den  drei  oberen  Ständen 
berechtigt  nicht  anerkennen  wollte. 

Die  erwähnte  Resolution  besagt  wörtlich: 

„Das  auch  zum  dritten  den  drei  obem  Ständen  mit 
denen  Stötten  Ichtesgesambt  zu  tractiren  vnd  zu  handien 
nicht  verstatten  wolle,  befinden  wir  gleichwoU,  das  ermelte 
Sloit,  von  alters  hero,  in  vnserm  Erzherzogthom  Össter- 
reich  ob  der  Enns,  den  vierten  Stand  repnesentirt,  darzue 
Ire  Verordi^ete  neben  denen  andern  obern  .Ständen  gehabt. 

Diesem  nach  vnd  weilen  dergleichen  Verbiettung  von 
dem  Statthalter  wider  die  Stöit,  als  welche  vos  aigcn- 
thomblich    zugehörig  sein,    zu  sondern  preejudicio    vnserer 
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I^ndtsfürsll.  authoritut  j^'uraichen  thuet,  Als  buuulhen 
wir  Euch,  hitjmit  ^nedi^st,  Ir  tlem  Statthalter  mit  giiotur 
Manier  disses  zu  verstehtin  j>;«IiHn  wollet,  das  er  derlay 
alteratiui)  in  Lande  /u  neinniun  hinf'üro  vnlerla.sscn  solle." 

Die  neue    Landrechtsordnung*    vom    28.   Jänner    1627,    i>  ■.«.  •.)«. 
wodurch    der   PrÜlateiistand    zwei  l.undrutlisätetten  erhielt, 
ermuthigte   auch  die  Städte  im  Jahre   1635,  eine  ähnliche      it.  v«- kj- 
Begünstigung    zu    erwirken,    damit    auch    »ie    durch    zwei 
Käthe    aus    ihrer    Mitte    bei    den    I^ndrechten    vf^rtreten 
werden. 

Uer  Inhalt  des  den  drei  oberen  Ständen  mr  Herichi- 
erstattuni^  zujfestellten  Majestatsgesuches  der  Städte  Hess 
erwarten.  da».s  die  Krklärung"  der  erwähnten  drei  Stände 
verneinend  auffallen  werde,  indem  sie  darin  einen  directen 
Anfifriff  auf  die  schlechte  V'^erwaltung  des  J^ndrechcs  er- 
blickten und  daher  die  Bitte  stellten,  da-ss  die  Städte  mit 
ihrem  uny^ereimten  Hegehren  nicht  nur  gänzlich  zurück- 
gewies^  werden,  sondern  denselben  noch  überdies  ein 
verdienter  Verweis  ertheilt  werden  möchte.  Ein  Entscheid 
hierüber  ist  nicht  bekannt. 

Im  Jahre  ib^j  verlor  eine  der  sieben  landesfürst liehen  a.vj.  iv.  i«- 
Städtc,    Vücklabruck,  weil  in   bayrischer  Pfandinhabung, 
ihr  Sessionsrecht  im  Landhause,  welclaes  ihr  erst  im  Jahre  11  vi'.ii.Nr.q. 
1720  wieder  eingeräumt  wurde. 

Ixleich  den  drei  oberen  Ständwn  gab  die  pragmatische 
.Sanction   auch  den   Städten  (ielegenheit,    ihr  treue«   l*esi-    V"*^  AKry». 
halten  hieran  auszusprechen. 

Die  im  Jalirc  1730  zur  Emporbringung  des  durch  grosse  i„ ,(.  j.  Nr.  ij. 
Leistungen  geschwächten  ständischen  Credits  errichtete, 
von  dem  M''irt*ichaftswesen  abgesonderte  Credits-  und 
Schuldennasse  zählte  zwei  Dejmtirtu  des  vierten  Standes, 
der  auch  bei  der  (iilten-Rcctiücation  im  Jahre  1750  durch 
hiezu  beigezogene  Ueputirte  vertreten  war. 

Mit  den  von  der  Kaiserin  Maria  Theresia  eingeführten 
Reformen  verlor  der  vierte  Stand  gleich  den  drei  oberen 
Ständen  seine  Vertreter  im  Raitratbs-  und  Ausschuss- 
cullegium,  deren  Aufhebung  im  Jahre  176.5  erfolgte,  und 
so  auch  unter  Kaiser  Josef  IL  jene  im  Verordneten  -  Col- 
legium. 

Nach    Wiedereinsetzung    der    Stände    in    ihre    frühere 
W'irk.samkeit  im  Jahre   1701   nahm  auch   der  vierte   Stand,  h.  i.).Nr.iö<. 
der  durch  die  landesfürst] ichen  Ortschaften  des  Innkreises 
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Braunau,  Schärding  und  Ried  einen  Zuwachs  von  di 
IJeputirtcn  erhielt,  wieder  AntheÜ  an  den  Geschäften^ 
wohl  auf  I.andta>>fen  und  sonstij^en  Versammlungen, 
auch  im  Venirdneten-  und  Aussi:hussraths-(_1olle>fium,  bi« 
die  Kreijjnijist;  des  Jahres  184Ä  den  Umschwung-  der  Dinge 
im  Ständewes«n  herbeiführten. 

Mit  dem  Ausscheiden  des  Bürgermeisters  von  Line  undj 
dem   späterhin   erfolgten  Tode   des  ]>cputirten   von    Kni 
schlosÄ  die  Reihe  der  Verordneten  des  vierten  Standes. 

Noch  erübriget:  „Wiesich  beiden  Wahlen  der  Jitädti'; 
sehen  Ueputinen  benommen  worden  ist-" 

Ueber  das  Recht  htezu  liegt  kein  Uocumcnt  vor,  ebei 
auoh  keines  über  den  ursprünglichen  Wahlniodus. 

Aus  den  wi,-iiigen  HruchNtücken,  tlie  über  ne{)utirti:n- 
wahlen  vorhanden  sind,  lässt  sich  ersehen,  dass  bald  diescFp! 
bald  jener  Abgeordnete  erschienen  ist,  über  welchen  be- 
ständigen Wechsel  die  drei  oberen  Stände  sich  beschwerten, 

das»   die   Abordnung  der   Deputirten   von    der  betrBf<^ 
fendon  Stadt  allein  abhieng,  die  in  Verhinderung  des  ein« 
einen  anderen  absendete. 

dass  sich  im  Jahre  1650  die  Stadt  IJnÄ  beschwerte 
wegen  eigenmächtiger  Einführung  eines  gewissen  Hey^ 
berger  in  das  RaitcoUegium. 

Derlei  Vorgänge  und  mancheamlereUnzukomraUchkeilei 
mochten  wahrscheinlich  Veranlassung  gegeben  haben  zur 
F.rrichtung  der  Waldordnung  vom  2.  Deeember  ibtjfi,  mK 
welcher  sich  die  landesfurstlichen  Städte  mit  Ausnahme, 
der  damals  verpfändeten  Stadt  Vöcklabruck  über  eini 
Turnus  verglichen  haben,  wie  die  b  Städte  von  5  zu 
Jahrt'n  im  Verordne t(»namto .  im  RaitcoUegium  und  im' 
Auiöchusso  abwechseln  sollen,  ru  welchem  Behuf«  jede 
Stadt,  wie  sie  die  Reihe  traf,  3  Individuen  aus  ihrer  Raths- 
miite  dem  städtischen  Collegiura  vorzuschlagen  hatte. 

Von  diiyier  Wahlordnung  ist  man  jedoch  abgegangen,1 
indem  das  städtische  Collegium  aus  den  schon  bestehenden 
Deputirten    die    \'erordneten.    Ausschüsse    und    Raiträlh« 
gew&hh  hatttf,  ihm  sonach  obgelegen  war,  dass  geeignete^ 
f>t!putirte  gewählt  wurden,  ^%tlxhalb  bei  jeder  Deputirten- 
wahl  j  l*i^rM>iu*n  dem  .»städtischen  Collegium  vorgeschlag«n 
wcnlou   musf.ton,    tt*elch    lelttert»   dann    die    \*on    ihm   ge- 
ir\ttfene    Wahl   dem    VeronUieicn  -  Ooilegium    bekannt    zu 
machen  hatte. 
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lDd«6!»  haben  aber  auch  hierin  Abweichungen  stattj^ef'un- 
dun,  wie  aus  einem  Creditiv  vom  Jahre  1737  zu  ersehen  ist,  E-  tJ.»i.  Wm«. 
mit  welchem  ein  Rathsirlied  der  Stadt  I'Veiatadt  zum  I-and- 
tage  abgeordnet  wurde,  so  auch  aas  der  Ritte  der  Stadt 
Steyr  im  Jahre  1787  um  Bekanntgebung  der  Massregeln 
über  die  Vornahme  der  Wahl,  und  im  Jahre  1789  aus  der 
Hitte  der  Stadt  iinns  um  Bestätigung  des  gewählten  Üc* 
putirten,  darin  von  einem  Vorschlage  keine  Krwähnung 
g'esrhieht. 

Nach  WiederüinbClzuiig  der  Stände  in  ihre  frühere  Wirk- 
samkeit im  Jahre  1790  ^xnarden  die  Deputirtenwahlen  bei  dem 
städtischen  Collegium  mittelst  Tema  vorschlagen  angezeigt 
und  von  diesem  der  sodann  ernannte  Deputirto  dem  Ver- 
ordneten CoUegium  bckajint  gegeben. 

Die  im  Jahre  1821  bei  der  Deputirtenwahl  der  Stadt  k-  i- '^ 
l.inr.  vorgefallenen  Anstände  gaben  dem  Verordneton- 
CoUegium  Anlass  zur  tlinausgabe  der  Krledigung,  dass  es 
im  Interesse  einer  jeden  Stadt  liege,  ihren  Deputirten  zb 
erwählen  und  dass  sie  sohin  auch  das  Recht  hiezu  habe, 
insolangc  das  Gegentheil  nicht  nachgewiesen  sei. 

Neuerlichen  Anlass,  in  diese  noch  immer  nicht  klar 
gewordene  Angelegenheit  tiefer  einzugehen,  gab  die  im 
Jahre  18J7  von  dem  städtischen  Collegium  bei  Vorlage 
des  W^ahlactes  <ler  Stadt  Vticklabruck  ausgesprochene 
Ansicht: 

„dass  diesem  Collegium  das  Wahl-  oder  Itrnennungs- 
recht  eines  städtischen  Deputirten  nicht  zustehe,  s«>ndem 
dass  jede  Stadt  für  sich  einen  Tema  Vorschlag  zu  machen 
und  dem  Verordneten -Collegium  zur  Agnoscirung  vorzu- 
legen habe." 

Das  Verordneten- Collegium  jedoch  entschied: 

^dass  jeder  .Stadt  das  Recht  zustehe,  ihren  Deputirten 
aus  ihrem  firemium  zu  wählen  und  zu  öffentlichen  Ver- 
sammlungen abzuordnen,  dass  sie  aber,  wenn  es  sich  um 
die  Wahl  eines  Verordneten  oder  Ausschusses  handelt,  so- 
fern sie  die  Reihe  hiezu  trifft,  3  taugliche  Individuen  aus 
ihrer  Mitte  dem  städtischen  Colh^gium  vorzuschlagen 
habe,  welches  dazu  berufen  ist,  hieraus  den  Tauglichsten 
ohne  Beschränkung  der  Wahlfretheit  zum  Verordneten 
oder  Ausschüsse  zu  wählen." 
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He  Steuerfreiheit  des  Landes  ob  der  Hnn^  war  das 
älteste  I'rtvilejjium  desselben,  bedingt  durch  das  We-sen 
der  deutlichen,  auf  den  I.ehenverband  gegründeien  Volks- 
verfassung, welcher  g^cmöss  der  Lebensmann  nur  Jiur  per- 
sönlichen Kriegsdienstleistung"  verpflichtet  war. 

Als  aber  die  persönliche  Heeresfolge  nicht  mehr  hin- 
riMchte  und  diB  vielen  K riej.je  nach  aussen ,  namentlich 
gegtin  die  Türken,  grossere  Anstrengungen,  stehende  Heere 
verlangten,  zu  deren  Verpflegung  die  Krträgniäse  der 
Kainniergüter  bei  weitem  nicht  hinreichen  konnten,  wendeten 
sich  die  Lamlesfürsten  an  die  Stände,  welche  sogenannte 
l-ihrungsgelder  bewilligten,  wofür  sie  Schadloslmefe  er- 
hielten ,  dass  die  geleisteten  Kriegshilfen  keine  Verpflich- 
tung, sundorn  nur  freiwillige  (laben  seien. 

Diese  l\hrungsgelder  aufzubringen,  wurden  von  den 
Stünden  den  fültenbesil/em  Abgaben  abgefordert,  Gebüren, 
(»iltgebürtMi.  <lie  von  da  an  ihren  Ursprung  und  ihre  Ent- 
stehung iibleilen. 

Zur  richtigen  IWitragsvenheitung  fehlte  aber  eine  be- 
stimmte (»rundlagf,  daluT  die  Stände  im  Jahre  15J-  auf 
dem  l^ndtage  am  Montage  nach  l^tare  den  Heschloss 
faiutten,  sÄinnUliche  Uilten  genau  n\  erheben  und  saromt 
ihren  lütrÄgnissen  in  eine  eigene  Einlage  zu  bringen. 
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Dies  jfesrhah  durch  die  sogenaimte  fTiltenbcreitung^ 
ux  wcichoin  Uchufe  eine  •-•ij^ene  ständische  Conimission 
niedergeseut  wurde,  deren  Mitglieder,  vier  aus  jedem  der 
vier  Stände^  man  Einlag>4händler  nannte  und  Kur  Durch- 
führunp  des  Geschäftes  mit  Instructionen  versah. 

Oitjses  Operat,  sowie  der  im  Jahre  1542  zwischen  den 
fünf  österreichischen  Hrblanden  aufj^erichtele  Einlags-  und 
GiltenmässigiinB^- Vergleich  waren  die  (frundlajfen  der  all- 
gemeinen [-.andsteuer,  welche  sowohl  von  dun  Herrschaften, 
alü  v<m  den  Unterthanen  zur  Bestreitung"  der  Hofs-,  Kriegs- 
und landschaftlichen  Domestical- Auslagen  zur  ständischen 
Casse  entrichtet  wurde. 

L>ie  tiiltgebür  bildete  daher  einftn  Theil  der  I..ind- 
Bteuer  und  behielt  ihren  ursprünglichen  Charalcter  insofern 
bei,  als  sie  nur  auf  diu  Herrengilten  angeschlagen  und 
von  den  Giltonbesilzern  aus  eigenem  Säckel  entrichtet  wurde 
und  keine  constante  Grösse  hatte,  sondern  nach  Mass  des 
Bedürfnisses  stieg  oder  fiel,  während  die  übrige  T-and- 
steuer  von  den  Unterthanen  enlrichlet  wunle  und  in  ihrem 
Anschlage  verblieb. 

Die  aus  dem  eigenen  Säckel  der  Obrigkeiten  zu  ent- 
richtende Landsteuer  betrug  ursprünglich  15  Schilling»; 
von  jedem  Pfunde  der  gemässigten  Gilteneinlitgc,  wurde 
im  Jahre  1572  auf  18  Schillinge  erhtiht  und  im  Jahre  1652 
auf  lü  Schillinge  herabgesetzt,  in  welcher  Wnise  es  bis 
zur  neuen  (rilten-  und  Steuer -Rectification  verblieben  ist, 
wo  die  landschaftliche  I^ndsteuer  infolge  der  kaiserlichen 
lüiLschliossung  vom  11.  Juni  1752  gegen  Kntrichlung  der 
auf  den  fünften  Theil  der  reinen  Einkünfte  festgesetzten 
Dominicalstcuer  aufgeliol>ijn,  den  Dominien  aber  die  von 
den  Unterthanen  tu  entrichtende  I^andsteuer  als  eine  gleich 
den  übrigen  Urharialbt-zügeii  fatirte,  rectificirte  und  be- 
steuerte (iube  belassen  wurde. 

Aus  der  einfachen  Gebür,  welche  die  Gihcnbesitzcr 
aus  eigenem  Säckel  zu  entrichten  hatten,  wurde  im  Ver- 
laufe der  Zeit  eine  doppelte. 

Veranlassung  hiezu  gab  das  Ucbergehen  vieler  I,andes- 
{filten  in  den  Besitz  von  Personen,  die  dem  ständischen 
Consortium  nicht  angehörten,  mit  ihrem  vielen  Gelde  aber 
ungeachtet  der  dagegen  bestehenden  kaiserlichen  Verbote 
derlei  Iltisitzungen  erwarben  untl  die  alten  Gesrhlcichter 
zu  verdrängen  drohten. 


K  ..  ;. 


A.  I.  «V- 
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K.  j'i.  b. 


Däni  Umäiclijjirreifen  aolchcr  Des  i  Leerwe  rhu  njrtin  für  die 
Zukunft  wenig-stens  Schranken  zu  scuen,  haben  die  Stände 
ol)  der  Mnns  nanh  dem  lieispiele  jener  von  unter  der  linns 
**  i3-  III.     mit  BcschluHs  vom  20.  April   102g  festgesetzt: 

«dass  diejenii^en,  so  l^andyfütcr  Im  Lande  besilzen  und 
doch  in  diesem  I^ande  nicht  angenommene  noch  anerkannte 
I  .andleute  seien,  tiirohin  mit  doppelten  Aitöchla^f  ihrer 
(iiUen,  allerma-ssttn  in  Unterösterreich  geschieht,  M>llen 
belegt  werden." 

Diese  höhere  Steuerbf^legung  halte  einen  mehrfachen 
'Aveck,  thciU  dem  durch  die  immer  grösseren  ICriegs- 
anforderunjjen  sehr  ins  Mitleiden  jfezogenen  ständischen 
fJomesticalfimde  neue  Hilfsjjuellen  zu  verschaffen  und  den 
KauHustigen  den  (lütererwerb  zu  erschweren,  theils  auch, 
damit  derlei  (iilienbesitzer,  weil  sie  an  den  Verhältnissen 
der  I'ruvinzial -Vertretung,  welche  den  Immatrikulirlun  ob- 
lag und  diesen  keine  geringen  Auslagen  verursachte,  nicht 
persönlich  thfilnahmen;  dafür  ein  billiges  AequivaJent 
leisten  sollten,  nachdem  sie  diu  Vortheüc  dieser  Vertretung 
genossen. 

Der  Ständcbeschluss  erhielt  auch  durch  die  kaiserUche 
Ci.  "i.j.  t  Resolution  vom  25.  .September  1Ö32  die  allerhöchste  Sanctton^ 
womit  bestimmt  wurde: 

qdass  diejenigen  Nobilitirten,  so  1-andgütor  besitzen, 
aber  nicht  Landlcute  seien,  die  Anlagen  und  Contributionen 
von  solchen  Landgütern,  wie  in  Unterüst erreich  observirt 
und  gehalten  würdet,  zu  reichen  und  zu  geben  sclmldig  sein 
sollen.*^ 

Doss  diese  allerhöchst  sauctionirte  doppelte  nestena- 
rung  den  Unterthanen  keinen  Nachtheil  brachte,  wurde 
von  Seile  der  Stände  immer  Sorge  getragen,  indem  die 
Giltcnbesitzer  angewiesen  waren,  diese  erhöhte  Gebür 
aus  eigenem  Säckel  zu  entrichten,  wie  solches  auch  diu  er- 
ü.  1.  o       neuerte  I^ndmannsordnung  vom  2fj.  November  1644  enthalt. 

Die  Handhabung  dieser  Müssregel  zeigt  das  Aus- 
A.  d.  I».  Nt.  K.  schreibuugspatenl  vom  16.  Februar  1651,  womit  die  nicht 
immatrikulirten  Giltenbesitzer  aufgefordert  wurden,  nicht 
allein  pro  tempore,  sondern  alljährlich  neben  der  sowohl 
Ordinari-  als  Kxtraanlagen  noch  vier  (iulden  zu  reichen, 
d.  i.  noch  einmal  soviel,  denn  die  uinfacho  Steuer  von 
jedem  Pfund  der  gemässigten  GUteneinlage  betrug  16  Schil- 
linge oder  4  iTuIden. 


—     .»f»7     — 


Diese  in  üb  und  unLcr  dur  Knns  j^Icichfünnig^B  Be- 
ütfiuerung"  dauerte  I>is  zur  Rectification  im  Jahre  17.su. 
vvu  liic  I.ajiiisieu«r  auOiÜrto,  eine  landschafilich>'>  Anlage 
zu  sein. 

Dadurch  musste  denn  auch  bczü]rlich  dur  vornuils 
doppelten  J.andäteuer  etwas  vertuj^t  werden,  zu  wtdcheni 
Zwecke  die  Ätandische  Rcctifications- Doputaiion  von  der 
Repräsentation  un<i  Kammer  mit  Insinuat  vom  i2.M.hTx  1751 
um  ihre  AVohlmeinunjr  ang^«!g"aiijjt)n  wurde. 

Die  vorgenannte  iJepulatiun  braclite  zwar  in  ihrem 
Gutachten  die  Uelas.sung^  der  einen  Hälfte  der  vormals 
doppelton  J-andsteuer  als  eine  fernere  li-innahmsciuellc  des 
ständischen  Domesticums  in  Antrag:  „zumableii  nun  ein 
i'rivatus,  so  dergleichen  llerrengült  an  sich  crkauffet, 
ohnehin  genugsam  informirt  ist.  da^s  er  absque  Spcciali  Pri- 
vilegio  solch  erkaufte  Gült  doppelt  versteuern  müsse,"  unter- 
Uess  aber,  das  wirklich  bestehende  und  durch  die  kaiser- 
liche Resolution  vom  22.  September  1706  wiederholt  be- 
stätigte kai:icrlichc  Privilegium  Kaiser  Ferdinand  II.  vom 
Jahre  lOj;;  zur  Sprache  zu  bringen. 

Die  l''olgo  davon  war,  dass  mit  allerhöchster  Resolution 
vom  II.  Juni  1751  die  doppolte  Besteuerung  der  nicht 
immatrikulirten  (jiltcnbesitzer  aufgehoben  und  befitimniL 
wurde : 

pum  denen  wirklichen  Landosmitgliedem  vor  diesen 
ein  biUigniässiges  Priecipuuni  anzugönnen,  dass  die  Do- 
minical-Nutzungen  derlei  (iültenbesitzer,  so  keine  ]^ndes- 
mitglicder  seien,  in  dem  Cataster  zwar  nicht  höher  als 
deren  drei  loeblichen  oberu  politischen  Stände  Dominical- 
Nutzungen  belegt,  jedoch  sie  nebstdom  annoch  um  5  Per- 
cent von  jeder  Rubrik  mehr  zur  loebl.  I^ndschaft,  anstatt 
der  ehemaligen  Landäteuer  zu  zahlen  angehalten  werden 
sollen." 

Dieser  Steuer  gab  man  den  Namen  Kxtra-Catastral- 
steuer,  und  es  wurde  mit  dem  llofdecrete  vom  10.  De- 
cember  17O.S  den  .Ständen  zur  besonderen  PÜicht  gemacht, 
hierin  keine  Nachsicht  ciutreten  zu  lassen. 

Rei  Erwerbung  des  Innkreises  infolge  des  Teschner 
Friedens  wurden  die  dortigen  adeligen  Giltenbcsitzer,  so- 
ferne  sie  zur  Incolatserwerbung  geeignet  und  dieselbe 
binnen  Jahresfrist  nachgesucht,  mit  dem  allurhöchston  Pa< 
tente  vom   14.  December  1785  als  von  der  li,.\.tra-Catastral- 


K.  »4.  «. 


I.  n.  *■ 


Nr.  1. 


k.  «J.  L. 


K.  >/%  i\ 


C.  ifii.  }|. 


—     soft     — 


.0.  iii.   if 


Ht.  t.\ii. 
Nr  jeoi. 


Ni.  4007. 


I.  e.  Kr.  «5- 


»r.  1103. 


Ni.  Jj7i^ 

IL.  4>    K«. 


Rteuer  befreit  erklärt,  im  widrig-en  Kall»;  aber  zur  Hntriclt- 
tun^j  vf;ri>fliclilt:l,  so  auch  nach  einem  weiteren  Patente 
vom  24.  Uctober  1786,  wenn  sie  nicht  ö  Monate  in  den 
Krblanden  wohnen. 

Nach  diesen  Vorschriften  wurde  vorprcBanj^en  bis  zur 
Abtretung  des  Innkreises  und  der  Parcellen  des  Hausruck- 
kreises an  die  ICront;  Bayern. 

Nach  Wiedererwerbunjf  dieser  LandeslheÜe  im  Jahre 
181Ö  jfab  die  im  Jahre  1H26  erfolg-»«  Ausschreibutig^  dieser 
Steuer  im  Innkreise  und  <]en  Parcellen  des  Hausruckkreises 
dem  Fürsten  von  Wrede  Anlass,  dag'efiren  zu  recurriren. 

l_)ie  diesfalls  jjreführten  Verhandhjnjjen  führten  die 
Ilofkanzlei-Entscheidunj?  vom  26,  Üctober  iHjy  herbei,  dass 
die  erwähnte  Steuer  in  den  neuen  Landestheilen  nicbt 
wieder  einzuführen  und  das  hieran  bereits  Bezahlte  wieder 
zurückzuerstatten  sei. 

Dio  dagegen  eingebrachte  Vorstellung  vom  23.  Februar 
1828,  worin  um  Belassung  doch  wenigstens  bei  jenen  ge- 
beten wiinle.  die  nach  der  Wioiiervereini^ung  zum  Besitze 
einer  l-)(jniinicalgiltG  gelangten,  hatte  nicht  nur  keinen  Er- 
folg, sondern  es  wurde  vielmehr  mit  der  allerhöchsten  Ent- 
scidiessung  vom  26.  Februar  1830  die  Erklärung  abver- 
langt, ob  nicht  die  gänzliche  Aufhebung  dieser  Steuer, 
welche  ihrem  ursprünglichen  Zwecke  nicht  mehr  entspreche, 
vfirzuziehen  sei. 

Hierüber  wurde  Vortrag  an  die  Stande  erstattet,  auf 
(irund  ihres  Schlusses  vom  27.  April  rSjo  um  die  Wieder 
einfülirung  umsomehr  gebeten  wurde,  als  die  Freilassung 
der  <VüItenI>esitzer  in  einem  ITieile  der  Provinz  von  einer 
I^st,  die  jene  in  den  übrigen  Theilen  tragen  müssen,  für 
diese  äusserst  kränkend  sein  müsse. 

Wenn  auch  di<rse  Vorstellung  die  Ausdehnung  der 
Extra-Catasiral Steuer  auf  die  zurückgefallenen  I-andestheile 
nicht  erwirken  konnte,  welche  mit  der  allerhöchsten  Ent- 
Hchliessung  vom  ig.  Uctober  i8jo  abgespriKihen  ward,  so 
erhielt  doch  die  Berechtigung  der  .Stände  zur  Antheilung 
dieser  .Steuer  in  den  alten  Pr«>vinztheilen,  wie  schon  mit 
dem  Hofkanzleidecretü  vom  i 7.  August  1821,  mit  der  vor- 
erwähnten allerhöch.slen  EntSchliessung  vom  Jahre  i8jo 
eine  neuerliche  Bestätigung. 

Nicht  lange  jedoch  blieb  der  ständischen  Casse  di* 
Einnahmsqutille ;  die  Veq>flichiungder  Extra-Catastralsteuer' 


XIV. 

LITAR   UND  KRII'GSWRSI'N.  INVALIDEN- 
VERSORGUNG. 


l 


In  der  Vorzeit  bis  zu  Anf;Ln>f  des  fünfzehnten  Jalir- 
hunderts,  wo  es  noch  keine  Steuorn  jfah,  hatte  der  Lehens- 
mann  nur  (H«  Verptlichtunij  zur  persfinlichen  Ilenresfolg-e 
an  der  Spitze  der  durcli  <las  Aufj^cboi  vereinten  welir- 
fähigen  Mannschaft  K*>S'öt»  äussere  Feinde. 

Die  Art  und  Weise  der  damaliy^en  Kriegfsführung  und 
I.andusvertheidij^uiij^  erzählt  Chorherr  Kurz  vun  St,  Florian 
in  seinen  Werken:  „(xeschlchte  der  Landwehrc  in  Ücsler- 
reich  ob  der  Knns*"  und  ^Oesterreichs  Militärverfassung-  in 
älteren  Zeiten",  daher  hier  nur  von  dem  Uinflussc  der 
Stünde  auf  das  Militär-  und  Kriej^swesen  linyähnung"  (ge- 
schieht, als  kurze  Kinleitung  zu  dem,  was  über  das  Wirken 
derselben  innerhalb  der  letzten  drei  Jahrhunderte  in  dieser 
lleziehung  aus  dem  l-ande&archive  nachzuweisen  versucht 
wird. 

Das  r.andesauf(»"ebot  richtete  sieh  nach  der  Zahl  dfir 
Feuerstätten.  Je  nach  Umständen  und  d<rr  Drtni^lichkeit 
.stellten  30,  so,  10,  auch  5  Feuerstätten  einen  gewapp^ 
neten  Mann:  auf  200,  auch  100  Pfund  (ieldes  (Herreng-ilte) 
kam  ein  gerüstetes  Pferd  (Reiter). 

Anführer  dieser  Mannschaften  waren  die  adelig^cn 
(Irundhermn  des  Landes,  die  von  der  Landschaft  gewählt 
vxurden. 
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Die  erste  hrwähnunjy  von  derlei  Aufj^eboten  (soweit 
die  Archivsacten)  jjfeschieht  in  den  JahrL*ii  1431.  1.127,  M-'y 
und  1432,  veranlasst  durch  die  verheeronden  IvinfUlle  der 
HussitEn,  jfßjfen  wßlche  das  Kand  g-eschötzt  wenlun  musste, 
wofür  Herzog-  Albreoht  \*.  rnachhin  Kaiser  Albrecht  Ü.). 
der  auch  zu]^Ieich  (TGldhilfen  nachsuchie,  Schadlof^brif  fo  aus- 
slellie. 

Während  der  lanjfjahrijr,*n,  meist  unjiflückli<'lien  Re- 
gierung; KaiKer  Kri.if"<Inr.li  III.,  (b^r  mit  l-n^arn^  IVJhmcn 
und  mit  d<!n  eiKen^n  Unl'-'rtlianeii  im  stel<;n  Kampfe  sich 
befand  und  in  seinen  I'ebUü^jen  einer  >;fro5Scn  Anjcahl 
.Söldner  sich  bediente,  waren  die  Stän<ln  (ftmölhij^'t ,  mit 
en  Unterthanen  gog^en  diese  Söldner  zu  l*ebl«  zu  ziehen, 
weil  nach  geendetem  Kanipfe  wieder  entlas5cn,  im 
Lande  herumzogen  und  das  Käuberhandwerk  trieben. 

Die  jxtrstlnliche  lleeresfolj^n  tier  Herren  und  Ritter, 
oliwobl  nur  auf  die  A^irthi^idij^unj^  de,s  t'ljj'enen  lindes  be- 
schränkt, erstreckte  sich  indes,  wie  im  Jahre  i4.<so,  zufolge 
des  l,andta;^sschhisses  ddu.  Krems,  2.j.  Juni,  auch  ausser- 
halb dessen  Grenzen  und  zwar  im  ersten  Mcmale  auf  eij^ene 
Kosten,  wozu  sich  die  Stand«  bereit  erklärten. 

Aehnbches  »jescTiah  während  des  Krieges  mit  Venedig-, 
wo  von  je  200  Vfund  (.ieldes  i  Keisig-er  und  2  l-'ussknechtc 
tlurch  4  Monate  auf  eig^ene  Kosten  jijestellt  und  erhalten 
wurden,  wofür  ihnen  Kaifter  Xlaxindlian  1.  im  Schadlo»- 
briefe  vom  .s.  April  1510  die  Vergütung  des  Schadens 
und  Ueberlassung  der  Gefangenen  behufs  des  Kösegehlos 
zusicherte. 

Mit  d'-m  Zunehmen  der  Kriege  nach  aussen  und  ins- 
besondere, als  die  KinfUIle  der  Türken  die  grüssten  und 
langwierigsten  Anstrengungen  nothwondig  machten,  war 
die  bisherige  Kriegsleistung  nicht  mehr  zureichend;  es 
muasten  Söldner  geworben,  stehende  HetTr^  errit:htet  werden, 
zu  deren  Krhidtung  über  Krsuchon  der  1  .andesiursten  von 
den  Ständen  freiwillige  Khrungen  (Hilfsgelder,  Kriegs- 
hilfen) gegen  Ausstellung  von  Schadlosb riefen  bewilligt 
wurden. 

J)ie  persönliche  Hecrcsfolge  der  adeligen,  frrundherren 
und  das  Landesiiufgebot  hatten  aber  deshalb  nicht  auf- 
gehört, im  (iegentheil,  die  (lefahr  vor  den  lünfäMen  der 
Türken  zwang  zu  den  .ingestrengtesten  V^ertheitligiings- 
Massregeln. 
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^^tir^r"'''  ^^^  Innsbrucker  TJhell   vom  24.  Mai   151«   enthält  difl 

I^fensionsordnung  für  diu  deutsch -österreichischen  Erb- 
lande^  die  sich  zur  jreifenseitijfen  Hilfeleistung"  vereinigten. 

Nach  dieser  (!)rdnung-  fii'ifing  der  Fnidhauptmann  aus 
den  sechs  Krieffsräthen  durch  Wahl  auf  T.andtag^en,  oder 
in  drin^f'niien  l*"ällpn  durch  din  Häth«  s«Ihst  hervor,  welchi* 
als  bo^ütt.Ttt:  l.andleuto  tlimi  .slUn(iisch«n  ('onsort  ange- 
hörten. 

Nebst  der  persönlichen  lTeeresfulj;*-f>  fier  lülelleut«, 
dernn  Weig^erung-  die  Hß.schhignahnie  ihrer  (iüter  zur 
Kolj^e  halte,  und  nebst  der  Verpflit-htung-  der  l'rälalcn  und 
Städte'  zur  Stellung-  ihrer  t'ontinjfente  auf  eigtjne  Kosten, 
han<leUe  es  sich  zujyleich  um  ciie  Resoldunjf  der  Feld- 
hauptleute und  Kriegsräthe,  welche  das  Land  zu  bestreiten 
hatte. 

Kin  jeweilijjer  Landeshauptmann,  damals  ein  Mitj^lierl 
des  1  lerren&tandes.,  hatte  unter  Mitwirkung-  zweier  Kriegs- 
räthe  für  die  innere  Ruhe  zu  stjryen  und  die  Zeughäuser 
in  gutem  Zustande  zu  erhalten. 

Die  thätige  Mitwirkung  der  Stände  zeigte  sich  in  den 
Jahren  1527,  1528,  1529  und  1530,  als  Suleiman,  von  Za- 
polya  zuhilfe  gerufen,  mit  gan/.er  Heeresmacht  unauf- 
haltsam durch   Ungarn  zog  und  selbst  Wien  bedrohte. 

Die  ungewisse  Hilfe  der  deutschen  Reichs  für  sten  be- 
wog  Ferdinand  I.,  die  eigenen   Kräfte  aufzubieten, 
fl. ».  ii.  M.  Vi  f)^^.  ^uf  den  !-andtagen   zu  I.inz   versantmulten  Stände 

wurden  zur  Stellung  des  20.,  10.  und  5.  Mannes,  ja  im 
Nothfalle  der  ganzen  wehrfähigen  Mannschaft  aufgefordert. 
König  Ferdinand  erklärte,  persönlich  zu  Felde  zu  ziehen, 
die  Stände  jedoch  baten  ihn.  sich  keiner  Gefahr  auszu- 
.setzen  und  bewilligten  ihm  nebst  der  perRÖnlichen  Heerc»- 
fo]ge  und  dem  Aufgebote  der  Mannschaft  auch  ansehnliche 
Geldhilfen,  denn  die  (iefahr  drängte  —  Suleiman  stand 
vor  den  Mauern  Wiens. 

Diese  auf  ein  bestimmtes  Quantum  berechneten,  an- 
fänglich nur  auf  die  Güten  Vfjrtheilten  (i-eldhilfen  (I.and- 
steuer  vom  I^fundgeld  odi.r  (iiltgebür)  waren  bald  unzu- 
reichend^ daher  auch  die  Rüstgelder  nach  den  Feuerstätten 
ausgeschrieben  wurden. 

Das    Fundament   der   richtigen    Besteuerung   war    die 

Krhebung  und  Verwertung  der  Pfundgelder  und  Beschrei- 

K.  1.  r-       bung    der  Feuerstätte.     ((Hltnnbereitung    vom  Jahre  1517, 
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im  Jahre   1.^42  laut  de»  Verg'Ieiche»  vom  3.  Üecember  )^e-      A.  1.  j«. 
mässii^t,  > 

Hei  iJ«r  vurerwähnten  Ver^^leichshandlung;  der  stän- 
disLThcn  Ausschüsse  der  de utsch-österreichi sehen  Krblan.de 
wurde  auch  das  Ivriej^swesen  berathen  und  die  Besoldunjj;' 
der  Kriejfhräthe,  Hauptleute  u.  s.  w.  festgesetzt^  wie  auch 
der  Masstab  wegen  Untorhaltunj^  der  Pferde  bestimmt, 
welche  Ausladen  von  den  Landschaften  zu  bestreiten 
kamen. 

Schon  im  Jahre  1530  liutton  die  Stände  beschlossen, 
dem  I  .amiesfürsten  bei  erneuerten  iiinfällen  der  Türken 
ein  ordentliches  Militär  xur  Verfüi^unj;  zu  .stellen  und  das- 
sidbe  durch  5  Monate  /u  besolden. 

Kin  weiteres  Beispiel  liievon  liefert  der  Schadlosibrief 
vom  I.  Xovember  1541.  denizufoljfe  hio  jferüstetc  Pferde 
(Reiter)  durch  4  Monate  unterhalten,  dann  K<xx»  fl.  auf  ein 
L'ähnluin  Fussknechle  und  weitere  &000  fl.  für  jiforinge 
I'ferde,  d.  i.  ohm*  Keiter,  zur  Verthcidivjfunj^  tfeg'en  die 
Xürken    bewilligt  wurden. 

We>^en  ilc-s  lieitrajfes  zu  den  K  riegsrüstungen  gab  e» 
indess  zwischen  den  drei  oberen  Ständen  und  den  Städten 
immer  Differenzen,  die  mit  dem  durch  Vermittlung'  Maxi- 
milian II.  zustande  gekommenen  Vergleiche  vom  12.  De- 
cember  155K  beigelegt  wurden.  i.r.Sr.sj- 

Rs  wurde  darin  festgesetzt,  dass,  wenn  die  drei  oberen 
Stände  vier  Reiter  stellen,  die  Städte  zwei  i*ussknechte 
£u  erhalten,  oder  den  auf  eine  Anzahl  Reiter  entfallenden 
lieldbeitrag  zu  leisten  haben,  wobei  sich  zugleich  die  letz- 
teren bereit  erklärten,  in  i'ällen  der  persönlichen  Ueere.s- 
folge  der  zwei  oberen  Stände  durch  ausäerge wohnliche  An- 
strengung mitzuwirken. 

Wie  bereits  erwähnt,  waren  die  adeligen  (irundherren 
(Landleule  de»  Herren-  und  Ritterstandes)  in  Kallen  der 
l.andesvertheidigung,  oder  auch  bei  Keldzügen  aus-ser  I^n- 
deü  die  Anführer  der  aufgebotenen  Mannschaft,  an  deren 
Spitze  ein  von  den  Ständen  gewählter  l'eldhauptmann  stand. 

Ein  solcher  Feldhauptmann  war  im  Jahre  15Ö6  Dietmar  i-  '•  w. 
7.U  I.O!«;nst«Tin  und  (rschwendt.  Der  ihm  von  den  Ständen 
rlheilte  Bestall ungsb rief,  Datum  Knns  lö.  Juli,  gibt  Auf- 
duss  über  seinen  Wirkungskreis,  über  seine  und  seiner 
Untergebenen  Bezüge,  dann  über  die  Zahl  und  den  Sold 
der  Reiter  u.  s,  w. 
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AehnliirhH  Duuunu^nlu  ItuiL^un  ans  iU;n  JahrKii  t.587  und 
'5'vJ  vor,  worin  die  IlebtallunK^en  für  diu  l*'eldhnuptleutu. 
Übor^tGn,  Oberstlieutenants  snmmt  deron  Penionale  aut- 
gezöiiihnHt  erscheinen. 

Auftjiii  Fähnlein  Kussvolk  kamen  gewöhnlich  yno  Munn. 
Wenn  zwei  solch«  Kähnlein  gestellt  wurden,  belief  sich  die 
c  Nr.  8b.  Zahl  der  gerinj^en  Pferde  auf  joo,  oder  wenn  gerüstd 
auf  150. 

Es  würde  zu  weit  führen,  die  von  den  Ständen  in  vor- 
urzfihlter  Weise  geleisteten  Kriegshilfen  speciell  zu  bc- 
«  hieriiiK-r.  2ciohnen;  die  im  geheimen  Archive  aufbewahrten  Schadlos- 
briefe geben  die  nach  dem  iJrange  der  Umstände  zur 
Sicherung  der  (irenzen  und  Verj>rtegung  des  Heeres  nÖthig 
gewordenen  (rcldsummen,  sowie  die  (Tfösse  der  aufge- 
botenen Mannschaft  und  die  Zahl  der  gestellten  Pferde 
genau  an.  l>er  Bau  der  Festung  Kanischa  kostete  den 
Ständen  allein  44.000  fl.,  welche  in  den  Jahren  1580  bis  1597 
zu  obigem  Zwecke  gewidmet  wurden. 

Beinahe  alles  wurde  von  der  Landschaft  beigestellt  und 
geleistet,  entweder  in  Befolgung  landesfürstlicher  Anord- 
nungen und  Postulate,  oder  aus  eigenem  Antriebe,  geboten 
durch  das  IJeberhandnehmen  des  Raubgesindels  und  son- 
.stige  Beweggründe. 

Die  .Stände  correspondirten  in  Marsch-  und  Quaniers- 
Angelegenheiten  der  Truppen  mit  ausländischen  Städten, 
hatten  eigene  Comnnssäre  behuf»  der  l-linquartierung»  Ver- 
pHegung  und  Begleitung  der  durchnmrschirenden  Truppen, 
fertigten  darüber  Patente  aus  und  gaben  den  zu  diesem 
lU.  V.  loop.  Zwecke  für  jedes  Viertel  ernannten  Commissären  (Schärfen- 
berg, Volkerstorf,  Zinzendorf,  Oedtl  Instructionen. 

Das  Ende  des  sechzehnten  Jahrhunderts,  folgenwichtig 
durch  die  Bauernunruhen  und  die  durch  Kaiser  Rudolf  IL 
anbefohlene  Linstellung  des  protestantischen  Cultus,  war 
Zeuge  von  traurigen  l'!reignissen,  die  man  als  das  Vorspiel 
derjenigen  betrachten  kann,  welche  durch  den  unseligen 
Bruderzwist  zwischen  Rudolf  IL  und  Matthias  herbei- 
geführt wurden  und,  durch  confcssionellc  Beziehungen  ge- 
nährt und  fortgesponnen,  Fürst  und  Stände  in  steter  Wehr- 
verfassung hielten. 

Die  Kreignisse  auf  dein  Prager  Schlosse,  tÜe  Ueber- 
nahme  der  lAnde.vAdministration  von  .Seite  der  weltlichen 
Stände   nach  Kaiser  Matthias'    lode,  die  bayrische  Pfand- 
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lierrBchafi.  unter  Statthatttir  Ilorberstorf  und  den  unter 
Stephan  Kadiny;^r  ausf/ebruchent:n  Bauernaufstand  erzählt 
di«  (_retichichte. 

Nach  mehrjährigem  loben  folgte  endlich  die  ersehnte 
Ruhe,  man  war  des  Kampfes  müde. 

Die  Reformen  i'erdinand  H.  in  confeüNJoneller  und  ad- 
ministrativer IteziehuH)^  stellten  nach  Auswanderung'  der 
Protestanten  zwischen  Ivaiscr  und  Ständen  ein  neues  Ver- 
hältnis her,  wodurch  den  letzteren  viele  ihrer  früheren 
Rechte  theüü  geschmälert^    theils    g'anz  entzogen  wurden, 

nessenunjiifeachtet  war  ihr  Wirkungskreis  noch  immer 
btideutend  g-enuy,  da  der  I.andesfürsl,  um  die  Kriegs- 
kosten bestreiten  zu  können,  g-rosiie  Summen  benöthiijfte 
und  dieselben  gegen  LJeberlassung  von  Gefällen  und  Auf- 
schlägen von  den  Ständen  erhielt. 

Einen  wesentlichen  Bestandthcil  des  Wirkungskreises 
der  Stände  in  Bezug  auf  das  Militär-  und  KriegswcÄcn 
bildete  die  F-jnquartierung  und  Verpflegung  der  iruppen,  "^'',^^1  "JI^^^J^ 
zu  welchwm  Behufe  eigene  BegleitungäCommissäre  auf- 
gestellt waren,  die  fiir  ihre  Mühewaltung  und  zur  Be- 
streitung der  Reise -Auslagen  J^iefergelder  von  monatlich 
5^X1  fl.  für  einen  Ohercommissär  und  von  300  fl.  für  die 
Uebrigen  erhielten. 

Die  Aufgabe  dieser  Commibsare  war,  sowohl  für  die 
Unterkunft  und  etappen massige  Vftrpflegung  der  Truppen 
zu  sorgen,  als  auch  Unzukömmlichkeiten  der  letzteren  zu 
beseitigen.  Die  Bestimmungen  darüber  waren  in  den 
Mililärijuartiers-  und  Verpflegsreglenients  von  den  Jahren 
l6j4,  1044  und  1647  enthalten. 

Doch  nicht  dieser  Zweig  des  Militärwesens  allein  war 
es,  welcher  die  Stände  in  Anspruch  nahm. 

Die  Unfälle  der  österreichischen  Kriegsheere  im  Kampfe 
mitden  Schweden  machten  grössere,  ausüerge  wohn  liehe  An- 
strengungen nothwendig,  nämlich  das  l-andesaufgebot  und 
die  Stellung  der  liiltpferde,  sowie  dio  persönliche  Meercs- 
folge  der  Herren  und  Ritter,  wozu  die  .Stände  nach  Inhalt 
der  Defensionsordnuog  mit  dem  Rescripte  vom  21.  Juni"' 9-  *».  Nr.  1 
1642  aufgefordert  wurden. 

Die  .Stände  thaten  ihr  Möglichstes,  stellten  1500  Mann 
l'Ussvolk  und  schlössen  mit  dem  zum  Anführer  dieser  ständi- 
schen Wehrmannschaft  ernannten  Kreiherrn  von  Schifer 
einen  Vertrag  über  die  gegenseitigen  Verbindlichkeiten. 


(.>. 
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Fitrtwähi^ndR  Kriejff*  gpji^ffn  dip  Schweden  und  Törkpn 
forderten    imncir    rruppunwerbunj^en    und   Mustpruntj  der- 
srfilben,  welch  leUlcrc  von  dun  Kriegscomtiiihf>ären  mit  Kei- 
H,  o.  )■  Ma.   Ziehung?  der  ständischen  Uepuiinen  vorjjenummen  wurden. 
n.  V*.  i«.  i»9P.  {)ie    Aufliring^tinj^f     der    diirr.h    Rescripte     v«rlang"ton 

Truppen  wurde    von  dtin  Ständtjn   i\fin  Verordneten   über- 
I.  i.  Nr.  «X     truy«n,  welch)!  zu  dif:N(;m  Behufe  an  die  fiihenbnsitzer  und 
I.  c  Hr.  ij.    Städte    zur    .Stellung    der    Mannschaft    Patente    erltessrn 
und  dafür  aus  den  Kübtsfcldcrn   i.i  Reich'ithaler  per  Mann 
bp/;ahUt:n.     Die    ß-eworhene    Mannschaft  musste    den    Ver- 
ordneten vori^estellt  werden. 
H.o.  »n.  Ausnahmswuist*    w'w   im  Jahre   i(iX(>   yrschah    es,  dass 

bei  der  Ünmng-lichkeil  zur  Aufbrin^runjy  der  Mannschaft  der 
dafür   entfallende  Ttetrajf   bezahlt    und  die   Werbunjf   von 
.Seit<:  di;s  Staat«.s  voryenommiin   wnirde. 
H.  fl*.  ••  Xebsl  der  AVerbunj^  im  Inlande   erhielten    die  Stände 

auch    kaiserliche    Vollmacht   zur    Werbung    im   deutschen 
H.  ^v  i*..  js    Reiche  und  stellten  selbst  Vollmachten  hiezu  aus. 

II.  VII.  Weiter«  Zweijfe  der  ständisrhen  Wirksamkeit  bildeten 

die  Verfüliruinf   und    rransportiruni^'  dt*r  Militäruffecton  zu 

u.  ti.y  jj.     Land   wie   zu  Wasser  (Schiffsmiete)   und  da>    Vorspanns- 

n.«,';.  .1». ». iv  jfeschlift,  über  llofsroscripte  von  den  Verordneten  besorj^l, 

I. .,  jn  it,;.*K  wulche    die    yeeijLfneten    Aufträge    ertheilten    und    Patente 

ausfertigten. 

K.  I.  i».  Kijfene  ständischen  Kriegszahl meihter  und  (kassiere  be- 

K.  *,),  M.  je  sorgten   das   Gasse-   und   Verrechnungsgeschäft    nach   den 

K.  i/i.  II.      ihnen  ertheilten  Instructionen. 

Einen  nicht  minder  grossen  Einfluss  nahmen  di«  Stände 
auf  die  Verpflegung  der  Invaliden. 

Zur  Zeil,  als  noch  die  lehnnspHichtige  persönliche 
Heeresfolge  an  der  Spitze  der  aufgebotenen  Mannschaft 
in  Uebung  war,  und  auch  nachhin,  als  die  .sowohl  von  den 
Ständen,  wie  vom  Landesfürstcn  geworbenen  Soldaten  schon 
nach  einigen  Monaten  wieder  entlassen  wurden,  gab  es  viele, 
die  im  Lande  herumzogen,  und  den  Krieg  im  kleinen 
auf  eigene  Rechnung  fortsetzten,  oder  richtiger,  in 
Diebstahl,  Raub  und  Plünderung  ihre  Hxistenz  suchten. 
Diese  Leute  nannte  man  gartgehende  Knechte,  ftart- 
geher,  und  waren  eine  grosse  Landplage  für  die  Landes- 
insassen. 

Zwar  wurden  Sicherheitsmassregeln  dagegen  getroffen, 
u.  x.\.       Patente    erlassen,    Streifen    und    Landgerich tsberettungen 
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vorg'enommeii ,  a)lein  sie  hliehnn  metst  fruchtlos.  Mfue 
Kriejf«,  und  (lurnn  i^h  hs  ilamals  irnrnnr,  hrachtHii  n«uf!n 
Zuwachs  an  sulclitin  (icsimh:!.  ilus  kaum  kur/.- zuvor  durch 
l^ndcsaufjsfebot  unschädlich  ^euiacht  werden  konnte. 

Von  dieser  (iattunß'  Leute  /u  untnrschfiiiK'n  sind  judorh 
jene,  die  als  I-ande-scinjifehonie  zu  Krii-'jfhdittnstcn  j^uworhun, 
in  solchen  wirkHch  invalid  ji^eword«n  sind  und  sich  um 
das  Land  vcrdiL-nl  ifumat:ht  habt:n.  J'ür  ditist;  Leuti:  musste 
gesorjft  werden;  dio  Art  der  Versorj^unjj  war  (iegunstand 
ottinalij^or  |lerathun)ifen. 

"Aas  der  xtändischnn  Casse  verpfl«yft,  anfänjjlich  in  der 
Spittlau  (Soldati:nau.  Strasscrau)  und  späterhin  nach  ihrer  (*■  w».  4.  iju. 
Zuständig'keil  auf  dem  l^nde  unlcrjif «bracht,  erübri^^le  bei  1.  •.-.  s-  014. 
der  Zunahme  dieser  l^ute  ttichts  anderes,  als  eine  Umlag'e 
auf  das  Concretuni  der  Provinz,  daher  mit  dem  ständischen 
Patente  vom  18.  November  171  <)  ein  Viertel  Küstj^eld 
(5  Schillinge)  unter  derHencnnun)^(iarty^eher-Küstj|eld  aus- 
geschrieben wurde. 

L'm  Unberufene  von  der  Hetheilung  fern  zu  halten, 
wurden  von  den  C!ommissären  öfters  Mu.slerunjfen  vorge- 
nommen und  den  Verordneten  hierüber  relationirl. 

Obwühldie  Versorjjfungder  invalid  gewordenen  Soldaten 
dem  Lande  bedeutende  Summen  kostete,  so  wurden  diese 
Summen  noch  höher  durch  die  Versorgung  jener  Aus- 
länder, die  in  österreichischen  Kriegsdiensten  invalid  ge- 
worden sind. 

t>io  Stände  erklärten  sich    in  ihrem  Hof  berichte   vom  (i.  ».i.  1.  Ni..^ 
20.    Deceniber    1724    hiezu    bereit    und    brachten    zugleich 
mehrere    Anträge   zur   Sprache,    wodurch    die   neu    zuge- 
wachsene Auslage   dem  Lande   in  Zukuiift  erspart  werden 
könnte,  die  aber  als  noch  nicht  ausführbar  befunden  wurden. 

Die  stete  Vermehrung  der  dem  1  .ande  zur  l^st  fallenden 
sowohl   in-  als  ausländischen   Invaliden  gab  immer  Anlass     H.  ^>'fcM. 
tu.  neuen  Vorstellungen. 

Das  Rescript    vom   18.  Juni   1728    stellte    endlich    fest,  l  c.  »5.  Nr.  1. 
dass  die  vom   i.  Mai   172«   verabschiedeten    sowohl   in-  als 
ausländischen  Invaliden  und    zwar   die   ersteren    zu    Wien, 
die  letzteren   in   Ungarn   ihre   Unterkunft   und  Versorgung 
Bnden  sollen. 

Weitere  Resolutionen  und  Vorstellungen  zeigen  indess,  "■  c.  n>.  y 
dass  die  Zahl  der  Invaliden,  die  im  Jahre  1728  486  In-  u  c  Nr.  ,. 
und    178    Ausländer    betrug^    statt    sich    zu    mindeni,    im 
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Gejf»*ntheile  sich  verniehrtB,  bis  mit  KHütilution  vom  26,  Sep- 
H,a'v»s. Nf.ii.  tember  17.^0  170  unvorliciratett;  liivaliil«n  aus  den  Mitiolh 
der  Graf  (yÖKs'schen  Sliftun^'  zu  Wien,  ati  dies  viuie,  jedoch 
mit  der  Bedinj^unjj  in  Kost  und  Kleidimjf  übernommun 
wurden,  das»  nach  Verlauf  von  zwei  Jahren  hei  ander- 
weitig^er  Verwenduny^  dus  (iöes*.scbcii  Stiftun^'ücapitaU  die 
Stände  für  obige  170  Invaliden  4000  fl.  beizutragen  haben, 
1. 1:.  Ib.  Nt. /.  was  auch  am  4.  Jänner  1734  geschehen  ist. 

u  c.  I«.  Im  Jahre  1737  wurden  weitere  100  Invaliden  nach  Wien 

l>estimmt,    deren    theil weise  Transportirung    dahin    in    den 

11.  o-i'.,.  1.  .i.t- Jahren    1737    und    1740   stattfand    und    wofür   die   Stände 

3600  H.,  nämlich  36  fl.  per  Mann,  ein  für  allemal  bezahlen 

mu!»sten.     Uie  Uebrigen  verblieben  wie  sonst  in  ständisclier 

i.  c.  s-       Verpflegung   und    wurden   in    der   .ständischen    Reitschule 

einer  mehmialigon  Musterung  unterzogen. 
.  t-  in.  Der   in   ständischer    Verj^tiegung  gestandene  Invalide 

erhielt  jährlich  36  fl.,  daher  252  solcher  Invaliden,  wie  sie 
im  Jahre  i74c>  bestanden  hatten,  einen  Jahresbetrag  von 
907z  fl.  in  Anspruch  nahmen. 

Diese  grossen  Auslagen  und  der  Umstand,  dass  die 
Zahl  der  Invaliden  immer  grosser  wurde,  gaben  Anlass 
zur  Vorstellung  vom  20.  September  17(9,  deren  Erledigung' 
bei  der  ohne}iin  bevorgestandenen  allgemeinen  Reform  in 
I.  c  Nr.  7  Ansehung  der  Invaliden -Versorgung  auch  für  das  Land 
ob  der  Enns  Erleichterungen  in  Aussicht  stellte. 
I.  r.  17.  Nr.  4.  Das   allerhöchste    Patent    vom    28.   März   1750    enthält 

die  Ordnung  über  die  allgemeine  Versorgung  der  Inva- 
liden, von  welchem  Zeitpunkte  das  Land  ob  der  Knns 
»'■  j*4. 5-  infolge  des  Dccmmalrecesses  vom  g.  Octttber  1748  von  die- 
sen Auslagen  mit  Ausnahme  jener  52  invaliden  enthoben 
wurde,  welche  vor  dem  Jahre  1736  verabschiedet  und  im 
H.  «4« ,.  M-  Minblick  auf  den  noch  .schwachen  Invalidenfond  im  Jahre 
1751  den  Ständen  zur  Verpflegung  wieder  zugewiesen  wur- 
den und  dortselbst  bis  zu  ihrem  Aussterben  verblieben  sind. 
Das  erste  Jahrzehnt  der  Regierung  der  Kaiserin  Maria 
Theresia  rief  in  allen  Zweigen  der  Administration  Reformen 
ins  I^ben:  eine  derselben  berührte  das  Militär-  und  Kriegs* 
wesen. 

Die  Verhäl tnis.se  nach  aussen  verlangten  ein  stetes 
Gerüstetsein,  sohin  grössere  Auslagen  im  Militäretat  für 
ein  stehendes  Heer  von  108.000  Mann,  das  bequartiert  und 
verpflegt    werden  musste. 
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Mit  dem  MiliLörrugltiniuiit  vum  ij.  Juli  1748  und  iIhiii  ^  "{J^-iJ,!' 
vorerwähnten  liecennalrecesse,  infolge  dessen  von  der 
Rece<>.sualquote  per  1,004.884  fl.  52 '/i  kr.  719.07t)  fl.  .io  kr. 
für  das  Militär  (j^ewidmet  wurden,  fitjl  das  hisheri^r«  Militär- 
systwm  und  damit  der  Kiiillu.'i.s  der  .Stände  hierauf. 

iJas  von  ihnen  besorgte  Kecrutirunj^syeschätt  wurd« 
dein  Militär  übertragnen;  die  ctuppenmäsäig-e  Verpflegung 
der  bequartierten  und  durchmarschironden  Truppen  hörte 
auf  und  ebenso  die  unentgeltliche  Vorspannsleistung,  in 
welch  letzterer  Beziehung  zur  Vermeidung  von  Unord- 
nungen und  Kinführung  einer  glcichmäsäigen  Vertheilung 
das  Vorspannsregulativ  vom  i.  Februar  174Q  erlassen  n.  ».j  js;- 
wurde. 

Obwohl  nun  die  Stande  dadurch  von  der  unmittelbaren 
Einwirkung  auf  das  Militärwesen  enthoben  waren,  wurden 
sie  nichtsdestoweniger   in  Ansehung    der  Recrulirung  um 
ihre    fernere    unmittelbare    Mitwirkung    angegangen    und 
zwar  schon  im  Jahre   175»  wegen  Stellung   von   500  Nfann   h.  .»...  h^,  bj. 
gegen   Abrechnung   der  Auslagen    an   der  Recessualquote 
und  ebenso  im  darauflblgenden  Jahre,  als  behufs  der  Er- 
richtung einer  beständigen  Completirungsmannschaft   von     "■  ■*''■  '^■ 
24.000   Mann   das    Land    ob    der    I-'nns     1700    Mann    hiezu 
stellen    musste;    das  Patent    vom  j.  November   175J   zeugt    i- •■  Nr.  1.1. 
von  der  Willfährigkeit  der  Stände. 

Aus  dem  ständischen  Patente  vom  23.  .September  i-;^6  *'■■  "*■  *• 
ist  zu  ersehen,  dass  die  Recruten  hier  vorgestellt,  von  dem 
ständischen  Chirurgen  ((i-eyerl  gegen  (rebür  von  17  kr. 
per  Mann  unter  lieiziehung  eines  Eeldschers  untersucht 
und  nach  gehöriger  Anmeldung  bei  dem  ständist^hen  Thür- 
hüter  asscntirt  wurden. 

Derlei  Patente  wurden  beinahe  jährlich  erlassen,  im 
Jahre  175R,  wo  sicli  die  Zahl  der  Recruten  auf  1485  belief, 
fünf  Pateute. 

Aus  einigen  Patenten  lässt  sich  ersehen,  dass  statt  der  **■'*•*•"• 
Recrutenstellung  auch  <  "reldabfindungen  üblich   waren,  die 
auf  die  unterthänig<:n  Häuser  anrepartirt  wurden   und   zur 
ständischen  Casse  abgeführt  werden  mussten. 

Das  letzte   ständische   Recrutirungspatent   datirt    vom 
3,  April   1771,  aber  nicht   mehr  mit  der  früheren  Kintlus.s-      o.  ^j.  1. 
nähme  der  Verordneten,  weil  das  neue  Recrutirungs-Regle- 
ment    und  die    Werbbezirkserrichtung   die    Stände   tlavon 
enthoben.  <>-  ><>■■  4i' 
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In  Ans«hunff  dt*r  Militär-BtiquarlieriinK'  und  iler  ECa««r 
n»*n,  htizüjflich  d<-r  l*>l>auunjr  tler  iHtzt^ren  auf  Kosten  der 
Bürger-  und  IWut-niscIiaft  sclion  in  den  Jahren  172b  bU 
1730  Anträffe  jfustelU,  jedoch  nicht  auö^jeführt  wurden,  und 
im  Jahre  17  \\\  auf  RuparatiiinK-Unko^ton  in  den  verschiede- 
non  tJuasikaNürneii  oine  Unilajfti  per  j'/t  l<^r.  vom  Rüst- 
}{»ldu  durch  5  Jahre  Htattfund,  war  xur  HestrHituii)^  obifirur 
Auslag'en  uin  Uütr<^i^  von  jährlieh  io.uoa  H.  heütimmt,  dur 
aber  bei  weitem  nicht  zureichte  und  daher  2ur  bitte  um 
wirtüchaftHchere  CiebarunH"  mit  den  Kasernspe&en  und 
(^uartiflrs7.insungen  Vi^ranl as.su nj^  ^^.b,  indem  die  dazu  be- 
strittenen iVu^ilajj^un  innerhalb  12  Jahren  um  85. b^.)  fl.  1  \  kr. 
mehr  betrafen  haben,  als  sie  liättcii  bclrayen  sulluii. 

Nach  dem  MÜitärrejjlement  vom  13.  Jult  1748,  §4;.  3 
und  I  war  das  Land  ln*i  l'.rrichtuni;  d«r  Kasernen  und 
Spitiiler  nur  zur  ursten  Ailaptirunx  derselben  d.  L  zur  Her- 
stelluni^  der  Oefen,  Thüren,  Fenster,  Schlösser,  Tische, 
Hänke  und  liettstidlen  verpflichtet,  nach  deren  Herstellung 
dieselben  vom  Militär  hätten  übernnmnien  und  von  diesem 
die  weiteren    Beischaffungen   bestritten   werden  sollen. 

Die»  ist  nun  nicht  geschehen;  eine  Folge  davon  war, 
dass  die  Landschaft  sowohl  allgemein  als  speciell  in  Be- 
zug auf  die  Lerchenthalerkaserne  uml  St(K-.kh4>f,  worüber 
eigens  gesprochen  wird,  grossere  Auslagen  zu  bestreiten 
hatte,  al»  wozu  sie  verpflichtet  gewesen  wäre. 

Zu  diesen  Auslagen  kam  auch  noch  die  Entschädigung^ 
der  tirundbesitzer  für  die  /u  KxercJrplätKen  in  Linz,  l'jinsj 
B.  ii.  I*.  ij.  17.  Wels  und  Steyr  abgetretenen  (iründe  im  Betrage  von  mehr 
als  2000  fl.  jährlich,  wofür  die  Stämle  im  Jahre  1782  den 
Innviertler  Musikiinpost  und  vom  dortigen  Bieraufschlage 
die  nach  Absclilag  des  Musikimposts  über  die  jährlich  be- 
stimmten  10.000  fl,  entfallende  Mehrauslage  erhielten, 

iJie  für  kurze  Zeit  sistirte  Wirksamkeit  des  V'erordnelen- 
Cullegiums    während  dessen    V^creinigung  mit  der  ]  Landes- 
regierung hatte  nach  Wiedereinsetzung  der  .Stande  in  ihre 
*"*'  frühere  Verfassung  in  Beziehung  auf  Militar-Kinquartierur^^, 
Vorspann  und  Recrutirung  wieder  begonnen. 

In  Ansehung  der  Militär-Einquartierung  hatte  es  im 
Xamcn  der  .Stände  der  Militär-ilofcommission  beizusit«en, 
daselbst  in  Vertretung  des  Landes  mitzuwirken,  die  Proto- 
kolle zu  unterfertigen^  in  Fallen  gegründeter  LandttS- 
beschwerden  die  Anzeige  an  die  Stände  zu  erstatten,   zur 
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Hrzielung-  einer  j^leichmässigfcn  Vertheiluniif  der  Quartiers- 
last  rinftn  Plan  vorzulehnen  und  behufs  der  Ausführung"  des- 
selben narh  erfolgler  Uenehmig'ung' die  erforderlichen  Liqui- 
dationen, Repartitionen  und  Kinhebunpen  vorzunehmen. 

Hin  Gleiches  jjralt  auch  beim  Vorspannsgeschäfto  hin- 
sichtlich der  Repartilion,  Ausschreibun^f  und  lunhebung 
und  ebenso  bei  Recrutirung'en,  deren  Kinloitun^  mit  Intcr- 
venirunjj  tief  Verordneten  ein  Gejfenstand  der  MiUtär-Ilof- 
commission  war. 

Was  nun  spocicll  die  MiUlär-Einquartierung  betrifft,  so 
wurde  sich  von  Seite  des  VerordnetenColleR-iums  nach 
§.  26  der  Instruction  vom  Jahre   1701   benommen. 

Die  vieltm  Kriege,  welche  Oesturreich  seit  dem  Regie- 
ningsantritte  Kaiser  Franz  IL  zu  führen  hatte,  waren  für 
das  Land  ob  der  I-lnns  in  Ansehung"  der  Truppen  Durch- 
tnärsche  eine  gTo.sse  Last,  zumeist  für  jene  (iegenden^  durch 
welche  die  Truppen  ziehen  niusstcn. 

üiesem  Uebelslande  abzuhelfen,  wurde  schon  mit  dem 
Hofdecrete  vom  9.  Juni  1795  ein  gemeinsamer  Beitrag  im 
Wege  der  Ausschreibung  beantragt,  und  dieser  Antrag  in 
den  Jahren  1797  und  1 798  erneuert,  aus  Abgang  der  nöthi- 
gen  Ausweise  und  Hehelfe  jedoch  unausgotührt  belassen. 

In  Ansehung  des  im  l-ande  garnisonirenden  Militärs 
wurden  die  Auslagen  hieni,  nämlich  die  Zinse  für  die 
Üfficiersquartiere  und  für  die  als  Kasernen  benützten  Locali- 
täten,  dann  die  nach  dem  Militärreglement  vorgeschriebene 
erste  Beischaffung  der  Kaüerneinrichtungsstücke  von  den 
seit  dem  Jahre  17,57  ex  domestico  jährlich  bestimmten 
10.000  fl.  bestritten,  ein  Retrag,  der  bei  weitem  nicht  zu- 
reichte, zumal  das  Land  bezüglich  der  Kasernen  meist  aucli 
alle  nachträglichen  Iteischaffun gen  tragen  musstc,  ohne 
des  Stockhofes  und  der  ],erchenthalerkaserne  zu  erwähnen, 
die  als  Ligenthum  des  Landes  tÜewim  gri>ssu  Auslagen 
verursachten. 

Üie  Censurirung  der  betreffenden  Rechnungen  lag  der 
ständischen  Buchhaltung  ob,   sollte  aber    infolge  des   Hof- 
decrete» vom  5.  Juli   1793   an  die  Staatsbuchhaltung  über-       x/  ,'w» 
gehen. 

Dies   veranlasste    die  Stände    zur  Einsprache   und  Kr- 
kläning,    die    recessmässigen    10,000  H.   dem  Aerar   gegen '''j*».  Nr.  18 
linthebung  von  der  Quartierslast    jährlich    anticipando   z\x 
zahlten,    wodurch    der   Zustand    eintrat,  tias«  dif  (junrtiers- 
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rechnunjjen  als  ein  Aerarialjieschäft  von  der  Staatsbuch- 
Itultung  ihre  Adjiislirunji;  crln»:Ucn.  Das  Hofd»;cret  vom 
25.  April   I7g4  hat  es  beim  alten  belassen. 

Während  von  Seite  des  Verordneien-Collejfiunis  nach 

a.  I.  «/''..    Ma-ssf^abe  der  Vorschrift   vom   8.  Mai   I7"j5   für  dt«  Unter- 

H  ,'.<,>.  KU.  bnn,^un^  des  im  Lande  jj^arnisonirenden  Militärs  tm  C'orre- 

si>onilenz\ve(ife  mit  der  RcKicrunvf  und  den  Militärbehörden 

sl'XH'i^.'  Sor^c   Retraj(en    wurde,    was    naclihin    im  Jahre    1807   im 

"jii*'^  '"      Verg-leichswege    mit    der    Militär-IInfLonimission    ffftschah, 

hallen    mehrere    Unzukömndichkeiten    und    das    Nirhtaus- 

reichen    mit  Officiersquartieren    im    Jahre    1806   die    Noth- 

wetuli^kett  zur  Aufstellung  einer  ciijenen  Militär-<^>uartiers- 

commission  hervorj^erufen.   !_)ieKe  Commtsjiiün  bestand    aus 

«mera    Mnj^istratsrathe,    einem     ständischen    Beamten    und 

dem  städtischen  (Juartierm eiste r. 

Ständischer  Seits  wurde  hiezu  Rechnuni^softicial  Winter 
Irestimmt,  ohne  dessen  Wissen  weder  ein  Ouartier  auf 
^nommen  noch  aufj^ßkündigt  werden  durfte. 

Die  Kurtdauer  der  Kriej^e  und  die  dadurch  das  Ijind 
ob  der  Knns  treffende  iiequartierung"  einer  in  kiHnem  Ver- 
hältnisse stehenden  grossen  Truppenzahl  mag"  wohl  der 
Mufstelle  Anlas-s  jfeg^eben  haben,  schon  im  Jahre  1803  von 
der  Regierung  ein  (iutachton  abzufordern,  welche  Ver- 
besserungen über  die  im  Quartierarejf  lement  vom  Jahre  1748 
vorkommenden  fleg-enstände  ohne  Reschwernncr  des  Aerars 
und  Benachtheilig-unjc  des  Militärs  stattfinden  konnten. 

Im  Jahre  1806  urgirl,  wurden  die  Vorberichte  dw 
Kreisämter  dem  Verordneten-Collejjrium  zur  Abgebung 
seiner  WohlmeinunR-  mitR^cthcilt. 

Dasselbe  erklärte,  pdass  es  bei  der  Klarheit  der  Vor- 
schriften im  Militärreg-lemont,  wenn  das  Militär  sich  nicht 
darüber  htnaussKtze,  keiner  Verbesserung-en,  sondern  nur 
zcitg emässer  Abänderungen  bedürfe.  Allein  die  Vorschriften 
werden  nicht  beachtet,  der  gemeine  Mann  vorlange  gute 
Verpflegung,  grösstentheils  ohne  Bezahlung,  in  den  beste- 
hendt:n  Kasernen  werden  die  Nach  Schaffungen  und  Repara- 
turen der  Kinrichtungsstücke  gesetzwidrig  dem  l-ande  auf- 
gebürdet, von  den  Officieren  grossere  und  schönere  Quar- 
tiere verlangt,  als  im  System  begründet,  es  müsse  daher 
die  Mannschaft  in  den  Stand  gesetzt  werden,  für  ihre  Ver- 
pflegung zahlen  zu  können,  eine  Auflheilung  auf  das  All- 
gemeine sei  unmöglich,  da  die  neuen  Umlagen  ohnehin  hoch 
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bemessen   sind,   so    dass   sie  das  Zweifache  der  ordinären 
Steuern  ansmarhen." 

Mit  dein  l^ufdecrete  vom  25.  Juli  1807  wurde  die  Vor- 
laufe eines  Tableau  über  Kini|uarti»;run^,  Kasernherlmllung, 
Versehuncf  des  Militärs  mit  Streusiroh  und  Beiirä]^e«u  dem 
Militärquartiersfond  abverlanfft. 

Die  am  17.  October  1807  abjfeg"el>ene  ständische  Aeusse-  1.  <.  Nr,  j«*>. 
runy  enthält  nint;  j^nnaue  Darst«Uunif  ilnr  hierländitren 
Verfassun^f  in  Militär- AntTfilevrcnheiton,  dann  die  Benn-rkunK, 
dasK  kein  eij^ener  i'ond  bestehe,  daher  auch  keine  Ueiträjje 
au s^'esch rieben  und  eing^ehoben  werden,  sondern  dass  zur 
Hestreitung  sämmtlicher  Auslajjen  aus  dem  T>)mestical- 
tonde  jährlich  10.000  fl.  bestimmt  seien,  die  aber  bei  weitem 
nicht  zureichen,  indem  die  seit  6  Jahren  bestrittenen  Aus- 
laufen jährlich  um  30.000  fl.  ütierschritten  werden. 

In  liuantwurtunjjf  dieser  lirklärunj^  hattt-  die  Rf!)?ierung 
eine  Abschrift  ihres  Hofberichtes  über  die  hierländige  Kin- 
quartierun^*i- Verfassunj^  mit>?ethi-'ilt,  woj^egen  sich  die  Stande 
hinsichtlich  der  den  Schlössern,  Stiften  und  Pfarrhöfon 
aufcrlejTton  Ouarticrslast  beschwerten  und  ihre  in  ausser- 
ordentlichen l'äUen  bewiesene  Bereitwillitfkeit  nicht  in  eine 
Schul(hjfkeit  verwandelt  sehen  wollten. 

Die  Hequartierunys-Auslajjen  erreichten  im  Jahre  1808 
den  Detrag  von  mehr  als  bo.ooo  fi. 

Diess  gab  den  Verordneten  Anlass,  in  ihrer  Vorstellung 
vom  17.  Üecember  nicht  nur  um  die  Befreiung  von  allen 
jenen  Auslagen,  welche  nach  dem  Militärreglement  vom 
Jahre  1748  dem  Militär  oblagen,  sondern  auch  um  die 
(ienehmigung  zu  bitten,  dass  die  übrigen  Auslagen,  die 
das  J^nd  2u  tragen  schuldig  sei  und  den  ex  domcstico  zu 
leistenden  Betrag  pr.  10.000  fl.  übersteigen,  auf  die  Kandes- 
insa.sson  von  Jahr  zu  Jahr  umgeschrieben  werden    dürfen. 

Im  Verlaufe  der  darüber  gepflogenen  Verhandlungen 
wurde  endlich  mit  dem  Kescriptc  vom  4.  Juni  1812  eine  Aus- 
schreibung verschiedener  Militärauslagen  (Kasemzinsungen 
und  Reparaturen)  vom  Jahre  1812  an  bewilliget  und  mit 
dem  ständischen  Patente  vom  ly,  October  in  Vollzug  gesetzt.  1.  <•■  >>•  *»3i- 

So   blieb    es   bis   zum  Jahre    1818,  wo  mit  dem  Hof- 
decreie  vom  2j. October  1819  die  Ausschreibung  aufzuhören     'x*'^'/*"*' 
und  der  Status  quo  wie  vor  dem  Jahre   1812  wieder  einzu- 
treten hatte;  mehrere  dagegen  eingelirachte  Vorstellungen    "k/^",^'^*" 
blieben  ohne  Krfolg. 
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Mit  den  ICasernzinsungon  in  Verbindung  waren  jene 
.-Vuslagnn,  welche  die  Käsern-  und  Spitaleinrichtung-en  dem 
I.andesfonde  kosteten. 

Nach  mehreren  fruchtlosen  (iesuchen  sah  sich  da^ 
Verordneten- Collegium  im  Jahre  1810  neuerdings  ver- 
anlasist,  die  endliche  Uebemahine  von  Seite  des  Militärs 
zu  erwirken,  zumal  die  durch  drei  feindliche  liinfälte  xu- 
grunde  gerichteten  Kinriohtungsstücke  neu  hergestellt  wer- 
den nmssten,  deren  fernere  Bestreitung  aber  dem  ohne- 
hin geschwächten  Uomesticalfonde  ohne  Verwendung  der 
Contributionsgelder  unmöglich,  vom  Militärärar  hingegen 
bei  dem  drt^ifacheii  Betrage  der  Militärquote  leichter  über- 
nommen werden  konnte. 

Ueber  die  darüber  geführten  mehrjährigen  Verhand- 
lungen erfolgte  endlich  im  Jahr«  1S15  die  von  der  Hof- 
kanzlei erlassene  Verfügung,  nach  welcher  die  Krhal- 
tung  der  Sarta  tecta  der  in  das  Militäreigcnthum  nicht 
übernommenen  Kasernen  und  .Spitäler  dem  Lande,  die 
Nachschaffung  und  Reparatur  aber  vom  Jahre  1K13  ange- 
fangen dem  Militärärar  zugewiesen  wurde. 

Im  Jahre    1817   geschah    die    Uebergabe   sammtlicher 
Kasernen  und  Spitäler  an  das  Militär,  von  da  an  die  Land 
Schaft  von    der  Bestreitung   der  Auslagen    mit    Ausnahme 
der  als  Kigenthümer  sie  treflenden   Herhaltung  der  Sarta 
tecta  enthoben  wurde. 

Das  fiuthaben  der  Landschaft  im  Betrage  von  101. 94S  fl. 
2  kr.  wurde  in  das  allgemeine  Liquidattons-Opcrat  der  stän- 
dischen Mi Ittärf orderungen  einbezogen,  dürfte  aber  durch 
Conipensirung  als  bezahlt  zu  betrachten  sein,  da  die  Land- 
schaft bei  Ausgleichung  der  gegenseitigen  Forderungen  zu 
einem  Ersätze  verhalten  wurde. 

Von  der  Verbindlichkeit  zur  Bestreitung  der  Kanem- 
und  Spitalseinrichtungen  enthoben,  verblieben  der  I^nd- 
schaft  nun  noch  die  seit  dem  Jahre  1806  von  eigenen 
ständischen  Commissären  besorgten  Militärquartiers-Ge- 
schäftn  mit  den  damit  verbundenen  Auslagen,  dann  jene 
Auslagen,  welche  ihr  auf  Herhaltung  der  Sarta  tecta  bei 
den  üigenlhümlich  gehörigen  Gebäuden  noch  oblagen. 

Die  Hofkanxleidecrete  vom  21.  Jänner  und  jj.  Juni  1823 
haben  das  1-and  auch  von  den  Militärquartiers-.Vuslag«n 
enthoben,  die  vom  1.  November  1H25  ab,  an  das  Militär- 
ärar übürg«gang«n  sind. 
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Nr.  K.  (S>6. 


Die  Ueberjjabe  ürfolg-tu  am  4.  Nuvember  1825  und 
damit  zugleich  die  lietVeiuny'  des  Landes  von  der  Verg^ütungs- 
leistuDfj'  lür  die  Ueberlassunjf  der  lixercirpUtze. 

Hei  der  commissionellon  lierathung*  am  4.  November 
kamen  aucb  der  Stockiiof  und  die  I.erchenthalerlcaserne 
zur  Sprache,  bczüj^lich  welcher  irebäude  die  ständischen 
Abgeordneten  erklärten,  die&elben,  weil  ohnehin  bisher  /u 
niiUtarischon  Zwecken  verwendet,  dem  MiUlarärar  in  das 
zeitliche  Nutzei>{enthum  unter  dem  Vorbehalte  übergeben  zu 
wollen,  da^i  <liesell>en  in  der  Fulge  bei  Xichtgebrauchnahme 
von  Seite  tle»  Militärn  dem  Lande  in  dem  iibergebenen  Zu- 
stande wieder  zurückgesielll.  oder  aber  im  Falle  der  Nicht- 
ulx^mahme  vom  Militär  für  die  Benützung  der  zur  Hedeckung 
der  Austagen  erforderliche  Zinsbetrag  jährlich  bezattlt  werde. 

Da  hierauf  nicht  sobalii  eine  Entscheidung  in  Au.sj.icht 
stand  und  die  nötliigen  Reparaturen  vun  der  J.andschafl 
bestritten  werden  mussien,  so  sah  »ich  das  Verordneten- 
CoUegium  im  Jahre  iK2(j  veranlasst,  die  Flüssigmachung 
des  seit  i.  November  1S25  aushaftenden  Zinses  sowie  die 
künftige  Kntrichlung  desselben  nacbzusuchen. 

Der  Ilofkanzlei-Frlasa  hierauf  vom  11.  Mai  1829,  dass 
der  fragliche  Gegenstand  bei  einstiger  Specialvcrhandlung 
über  das  Operat  der  Militär- Angelegenheiten  zur  Erledigung 
g^elangcn  werde,  blieb  indes  ohne  Erlbig,  weslialb  daa  An- 
suchen um  Zinszahlung  erneuert  wurde. 

Unterm  lO.  März  1833  erfolgte  endlich  die  hofkriegs- 
räthliche  Entscheidung,  dass  die  Militärverwaltung  die  von 
den  Ständen  schon  im  Jahre  1825  angebotene  Ueber- 
lassung  der  zwei  Crebäude  nachträglich  reuUsire  und  sich 
bereit  erklärt  habe,  den  Ständen  alle  von  ihnen  seit  1.  No- 
vember 1825  bis  zum  Tage  der  Uebergabe  bestrittenen 
Auslagen  zu  vergüten  und  die  fernere  Bestreitung  für  die 
Dauer  der  Benützung  auf  das  MUitärärar  zu  übcrnclmien, 
rodurch  sich  die  Zinszahlung  von  selbst  behebe. 

Am  20.  October  i8jj  geschah  die  Uebergabe  de.s 
Stuckhofes   und  der  Lerchenthalerkaserne  an  das    Militär. 

Die  von    den  Ständen   mehrmals  angesprochene  Zins- [{; '^''-j^'l  Areh. 
Zahlung    wurde    zurückgewiesen,    daher   den    .Ständen    nur 
■noch    die    Nachweisung    der    Au-slagen    erübrigte,    die   im  ^^'*J^'  "^ 

u.  «.  yi. 


II.  'h.  «J. 
Nr.  4it8.  ilüR. 


C.Nr. 


U.  1(1.  0». 
N'r.   iHn.  tR.io, 

H.  *;»,  SO. 
Nr.   lolU. 


I,  r.  St.  J0O3. 


Jahre  1843  und  zwar  für  denStockbof  mit  2433  fl.  28%  kr., 
dann  für  die  Lerchenthalerkaserne   pr.    1804  II.  ,s<i   kr.    als  1, 
zur  Vergütung  geeignet  erkannt  wurde. 

Stanbcr.    Kphrmcriili'n.  I5 


..   IJOJ.     tft«7. 
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E.  Jr.  Nr.  S5- 


H.  «.  rf;. 


Ni.  i.jjo. 

H.  W).  iti. 
Nr.  i»;4. 


M.  8  to.   löj. 
Nr.  Ji»«. 


1.  e.  Nr.  35N- 


H.  *ij.  tsi. 

Nr.  »Ja». 
H     Iilt4.    ■•><>. 

Vr.  U" 

11.  ft».  5t> 
Nr.  iiHi. 


K.  5/r.  K- 
Nr.  i-na.  iHi^ 


Das  Vorspannswesen  betreffend,  so  war  daHse)be  bei 
Wiederfiin Setzung  der  Ständn  "m  ihr«  früliiire  WirksamkoH 
im  all^iMncinen  ein  (^emeinschalilicher  (xejLfonstand  der  Miü- 
lär-flofcommission,  speciell  ai>or  in  Ansnhunjf  der  Repar- 
tition,  Ausschreibung  unti  Censur  dem  Wirkunijskrci«*e  der 
Stände  xujfcwiusun,  dunm  Huchhaliun)^  dit:  «echnunijs- 
Geschäfte  besorgte. 

lieber  das  Verfahren  hui  Stellung  dor  Vorspannen 
wurde  von  der  standischen  Hucbhaltunjj;'  im  Jahre  17^2  ein 
Unterricht  für  die  Cominissariate  vorgelejft,  worülier  das 
Militär-Obercommandu  liemerkunj^cn  verfassle. 

Weitere  Aufschlüsse  j^ebon  die  OirectivreK^bi  vom 
I.  Juli  171^7  zum  Schutze  der  Unterthanen  g^ßgen  die  Will- 
kür und  Eigenmächtigkeiten  des  Militärs,  sowie  die  Präsi- 
dial-Krinnerung^  vom  iü.  Mai   aSoj. 

XichLsdestoweniger  war  dio  Vorspannsleistunjf  nach 
damaliger  Weise  eine  schwere  Last  für  das  Land.  Die  Regne- 
ning  mag  dies  selbst  eingesehen  haben,  da  mit  allerhüchsler 
i'lnlschliessung  vom  16.  September  1H04  ein  Vorschlag  ab- 
verlangt wurde,  in  welchen  Fällen  das  Land  Vorspann  zu 
leisten  schuldig  ist  und  wie  bisher  dieselben  angewiesen 
wurden. 

Das  ständische  Gutachten  hierauf  vom  31.  Üctober 
enthält  eine  genaue  Darstellung  der  bisherigen  (repflogen- 
heit  mit  ihren  Mängeln  und  Gebrechen  und  die  Nothwendig- 
keit  zur  Aufstellung  eines  neuen  Normativs. 

Da  dieses  (iutachten  und  erneuerte  Einschreitungen 
unerledigt  geblieben  sind,  so  wurde  zur  Abstellung  vieler 
Missbräuche  eine  Republication  der  Direclivregeln  vom 
I.  Juli  1797  angeordnet  und  mit  Verordnung  vom  12.  März 
180S  in  Vollzug  gesetzt. 

Das  ständische  Circularo  vom  7.  Jänner  1801)  war  eine 
Erneuerung  der  mit  ständischem  Circulare  vom  15.  Sep- 
tember 1802  an  die  Vorspanns-Commissariate  erlassonen 
Vorschrift  zur  llmtanhaltung  von  Beschwerden  der  Vectu- 
rantcn  über  die  erst  nach  mehreren  Jahren  erfolgende 
Bezahlung  der  Vorspannsgelder. 

Was  die  Vorspannsstellung  selbst  und  die  Vergütung- 
dafür  betrifft,  so  war  orstcre  eine  auf  dem  Rusticalgrund- 
besitz  haftende  Last,  die  von  den  Untcrthanen  nach  Ver- 
hältnis ihres  Zugviehes  auf  (irund  des  Militarreglements 
vom  Jahre   1748  wechselweiso  getragen  we"den  musste  und 
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wofür  Aie  den   ausgcuiesüunen  ärariüchen  Tuhrluhn  ausbe- 
,  zahlt  erhi<älten. 

|>ie  Vurspannsleistung  gegen  den  gerinff  bemessenen 
VergütungsbetraK"  wurclß  aber  den  nahe  an  den  Strassen 
gelegenen  l'nterthanen  in  wenigen  Jahren  sehr  drückend, 
weil  sie  immer  in  Anspruch  genommen  waren,  während 
die  weiter  entlegenen  von  diusur  Last  befreit  blieben. 

lim  nun  den  Vorspannsstelleni  ihre  Last  zu  erleichtern, 
wurde  für  nothwendig  erkannt,  ihnen  über  den  reglement- 
mässigen  Kuhrluhn  eine  Uaraufzahlung  zu  leisten,  welche 
ex  domestico  vorgeschossen  und  uachhin  durch  Repartition  St.  ivÄt 
auf  alle  vorspannKpflichtigen  Unterthanen  wie<ler  herein- 
giL'braclit  wurde. 

In  dieser  Weise  verblieb  es  bis  2Um  jähre  I7i>ö,  wo 
wegen  steter  Vorspannsstellung  aus  Anlass  andauernder 
Kriege  die  Beiträge  zur  Berichtigung  des  Kuhrlohnes  für 
die  Unterthanen  zu  drückend  ausfielen  und  daher  infolge 
allerhöchster  (ienehmigung  vom  y.  December  179O  das 
(ieldcrforde-rnis  hiezu  auf  alle  Rusticalreahtäten- Besitzer 
nach  dem  RusticalsteuerguUien  eines  Küstgeldes  und  des 
Pfennigbt-'itrages  angetheilt  und  mit  ständischem  Circulare 
vom  2(i.  l'ebruar  17^7  ausgeschrieben,  die  infolge  des  Hof-  1 
decretes  vom  10,  I'ebruar  lyy;  angosonnene  Mitwirkung  ' 
der  Dominicalguts- Besitzer  aber  mit  Vor.stellung  vom 
3.  März  abgulelint  wurde. 

Dieser  Vurtheilungsniasstab  dauerte  bis  zum  neuen 
Steuer- i*rovisorium,  mit  welchem  der  bisher  l>estandene 
I-andusbeitrag  zu  der  Aerarial-Vorspannsgcbür  infolge  der 
allerhöchsten  EntSchliessung  vom  22.  Juli  iKiiy,  vom  1.  No- 
vember 1818  angefangen,  suhin  auch  die  Vorlage  der 
Vorspannsrechnungen  an  das  VerordnetenColtegium  auf- 
gehört hat. 

Was  endlich  die  Recrutirung  betrifft,  so  war  dieses 
(ieschäft  gleich  jenem  der  Militär-Einquartierung  nach  §.  28 
der  slänJi.>chon  Instruction  vom  Jahre  1791  ein  Gegenstand 
der  Militär-liofcommission  unter  Intervenirung  des  Verord- 
neten-CoUegiums. 

Die  diesfalls  aufgenommenen  Concertations  Protokolle  «.«.».  Nr.  uu 

'79'  «.  *.  w. 

%vurdon  dem  Vcrordnctcn-Collegium  allmonatlich  mitgethedt, 
welches  dadurch  zur  Kenntnis  aller  gepflogenen  Vorhand- 
lungen gelangte,  in  Fäll«n  zu  treffender  Verfügungen 
über   t'lassificirung,    Assentirung,    Befreiung,    Entlassung, 


U    ft«.  «i. 


Nr,  6*7. 
Nr.  bia. 

IUI». 


O.   ■.   HJ. 

Nr.  jnW- 
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H.  «,  j»-  JJ.  5» 


II.  «1.  Vt. 
Sr.  *jit. 

tl.  4^   »<• 

Nr.  5fti.  iilf 


Würbbezirkseintheiluiij»^    u.   s.  w.    seine  Aeusseninjjron  und 
(tuUichtrii  erslatleif;. 

Die  Revision  der  Rechnunjjen,  anfiln^llrh  der  Mandi- 
Rchen  Buchhaltung"  xug-ewiesen,  wurde  im  Jahre  1793  disr 
.StaatsbuclihaUiinj^  übertrag-en. 

Die  Vorlaufe  der  ProiokolU;  an  das  Verordneten-Col- 
Iftgiuni  dauerte  Ins  zum  Jahre  ijtn),  M?il  welcher  Zeit  eb  in- 
foljye  der  allerhöchsten  Kmschliessunjjf  vom  29.  Jännor  1800 
"lavon  sein  Abkommen  erhielt,  somit  der  F.influss  der  .Stand»* 
auch  in  dieser  Richtung"  aufliörte. 

Weitere  Gej^enatiinde  der  zwischen  der  Regierung 
und  dem  Verordneten  -  Collepfium  jfepflojfanen  Verhand- 
lungen waren: 

in  den  Jahren  iSoi  und  1802  Anträge  zur  Vornahme 
der  Revisiüii  der  Wurbbtiztrke, 

in  den  Jahren  1805    und    1R07  Beruthungen    über   flo-'t 
II.  i;t.  8».  90.  neue  Conscriptionspatent  und  die  Werbbezirkseintheilung, 
dann 
M.  V».  ■»«.  im  Jahre  1810  ein  ständischns  (JutachtiMi  wegen  Classi- 

ficirung  der  Rusticalj^üter-llesitzer. 


11.  fi.  ii.  aj. 


.*...*.  *.,4..*.,Ä  .Ä. 


.>.     5,,!*,     Ä. 


.*    <^.,*.  i((,.»,.*,.ft.   ;*^ 


XV. 

STKASSRNBAIJ. 


a 


Cod«»  dlMH.    II 

F.J     11». 


'er  schlecht«  Zustand  der  Strasison  in  der  Vorzeit 
war  t:ine  alli^emeine  Klafft:  und  rTe^^enKtanü  ^rc^ündeter 
Busch  wurden  vun  Seile  dor  Landschaften. 

Hierin  abzuhelfen,  erschien  das  (reneralmandat  Kaiser 
Rudolf  II.  vom  12.  Mär2  i^<i4,  dt^mzufolge  strensTstons  an- 
l>tifohlen  wurde,  das»  an  jenen  Orten,  wo  Mauten  und 
ZöUo  bestehen,  die  Inhaber  derselben  rur  Strusseidierhtil- 
tunj?  verpflichtet  seien,  wo  aber  keine  bestehen,  dies  von 
Seite  <ler  dort  Sesshaften,  je  nach  ihrem  Vermö(fea  durch 
Zug"-  oder  I-Iandrohot  zu  ifwcht.'hen  hübe, 

Uftmalij^o    Ürneuerunvieu    der    Slrassenpatente   zeigen»''  '""''^'  ^'" 
wie  weni^jf  sicii    darnach  benommen  wiurde.     Us  brauchte 
Mühe   und  Zeit,   bis  eine  flerstellunf^    zastanüe    kam,   da 
entweder  der  Kond    lehlte.    oder  die  Inhaber  der  Mauten 
damit  Äi'ijiferten  und  dazu  auf>^eford«rt  werden  mussten.       ti-  •  j.  m-  io» 

Hin  Hei:>piel  hievon  liefert  die  wt^en  drin^'end  noth- 
wcndivrer  Herstellung  der  Strasse  nach  Lbelsberj?  und  Wil- 
herintf  ^eptloj^cne  Verhandlung,  welche  im  Jahre  1O30  be-  '•■  *j*- 
>;onnen  hatte  und  im  Jahre  163H  damit  endete,  dass  in 
Betrffff  der  Strasse  nach  Kln:lsbrrij  einem  'lag- werker, 
namens  Pachl,  für  die  Herhaltun^  derselben  von  jedem 
Wagen  mit  Ausnahme  jener  der  drei  oberen  Stände  2  kr. 
zu  verabfolgen,  wejjfen  der  Strasse  nach  Wilhering^  aber 
noch  abzuwarten  beschlossen  wunU:.  Auch  wurde  bean- 
trasft,  sämmtlifhe  Landg-erichtsobrigkeiien  zur  ordnunjfs- 
mässigen  Herstellung  der  in  ihren  Bezirken  gcle^^enen 
Strassen  tnittel:>t  eines  eigenen  Patents  aufzufordern. 
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I.  c  41. 


O.  ij.  ;. 


Ob  und  wann  dieses  Patent  erlas&en  wurde,  ist  nicht 
bekannt. 

Im  Jahre  i6Hi  geschieht  von  der  Mauthausnur  Strasse 
nach  Freistadt  lirwähnuntf,  behufs  deren  Rcparlrung  und 
ij'j.  »-go.  Herhaltung  von  Seite  der  Hofkammer  die  Errichtung  einer 
Maut  von  i  kr.  per  Pferd  mit  Ausnahme  der  Salxfuhren 
beantrat^'t,  jedoch  als  eine  beschwerliche,  für  die  Bewohner 
des  Machlandes  höchst  nachtheilige  Neuerung  abgelehnt 
wurde. 

Fortgesetzte  Klagen  über  den  schlechten  Zustand  der 
Strasse  von  Linz  und  Mauthausen  nach  F'reistadt.  wodurch 
dem  Lande  Rühmen  bei  erschwerter  Salzzufuhr  ein  bedeu- 
tender Nachtheil  zugicng,  veranlasste  die  Hofkammer  im 
Jahre  1O92,  diesen  Klagen  durch  vollständige  Herstellung 
der  erwähnten  Strassen  aus  ihren  Mitteln  ein  Knde  tu 
machen,  die  Ilerhaltung  derselben  aber  durch  Einführung 
einer  i-*flastermaut  per  i  kr.  von  jeder  Kuh  und  (  kr.  {vär 
Pferd  von  schweren  (-rüterwägen  zu  bezwecken. 

Aus  dem  Hofkammerberichte  und  einer  Specification 
ist  ersichtlich,  dass  die  Mauihausner  Strasse  zumeist  aus 
Holzbrücken  bestand,  daher  eine  Stein pflasterung  sie  dauer- 
hafter machen  sollte  und  zu  diesem  Behufe  die  Pflaster- 
maut beantragt  wurde. 

Die  darüber  einvernommenen  Stände  erkannten  zwar 
in  ihrem  Berichte  vom  17.  November  1692  die  Xolh wen- 
digkeit einer  TTerstellung,  fanden  jedoch  die  prnponirte 
StcinpHasterung  aus  Mangel  an  naheliegendem  Materiale 
nicht  vortheilhaft,  zumal  die  Pflastermaut  die  Bestellung 
eines  eigenen  Beamten,  sohin  neue  Auslagen  erfordern 
würde.  Auch  erklärten  sie,  dass  die  tlerstellimg  nicht 
den  Grundeigenthümern  aufzubürden  wäre,  sondern  viel- 
mehr von  .Seite  der  Maut-  und  Salzhehörden  darüber  ver- 
fügt, oder  mit  don  an  der  Strasse  liegenden  Herrschaften 
gegen  Entschädigung  an  Salz  unterhandelt  werden  sollte. 

Der  schlecht«  Zustand  der  Strasse  war  in/wischen  Ur- 
sache, dass  es  mit  deu  Salzfuliren  nicht  vorwärts  gieng 
und  dass  den  l'uhrleuten  für  jede  Kufe  ad  Interim  30  kr. 
bewilligt  werden  mussten,  um  Böhmen  vor  SaUmangel  im 
schützen. 

Die  darüber  abgeführten  Verhandlungen  bezweckten 
wohl  einerseits  eine  willfährige  Erklärung  der  nächstge- 
legenen Obrigkeiten    zur  Interimsabfuhr   von  9000   Kuft-n 


l.  c.   M. 


I.  c.  IJ.   1&. 


t.  c.  ly 
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i>a\z    oach    Böhmen    und    anderseits     mit   Resolution    vom 
17.  Movember    109,1    die    ZuMcherun«'    zur   llerstellunK  der     0.17.1*. 
beiden  Strassen  von  Seite  des  Aerars;  liie  Ilerhultun]^  der- 
selben  aber    wurde   auf  Grund   der    im  Jalire   1707    statt-       >  '^-  <•■ 
gehabten  (-■ommi!>!>ion  nach  \[ass  der  J.^indg'erichtsordnung' 
den  ang^renzmiden  Unterthanen  zug"ewieson. 

l>ag«^en  führten  die  Stände  binsprache  in  ihrer  Ma- 
jeHlütsächrift  vom  H.  Februar  1 708.  Sie  erwiderten,  dass  i  ^^  i' 
die  ].andg'ericht^^ürdnu^|{  hier  keine  Anwendung^  finden 
könne,  sondern  vielmehr  das  Cameralärar  in  Erwägung" 
des  aus  dem  Salz^efälle  ziehenden  Nutzens  die  Herstellung; 
zu  übernehmen  hälK;,  wie  dies  im  Jahre  1692  g'e.schehen  sei. 

Uebrigens  erklärten  sie  in  Ansehung  der  künflij^en 
llerhaltung-  passende  Anträge  der  Obrigkeiten  vorzulegen, 
so  ferne  die  erste  Herstellung  von  Seite  der  Aerars  über- 
nommen, den  dabei  sich  verwendenden  hierländlgen  Unter- 
thanen  ein  billiges  Kntgelt  zukommen  und  denselben  mit 
Ausschliessung  aller  böhmischen  Fuhrleute  der  Salztrans- 
port bis  Freistadt  allein  gestattet  werde. 

iJas  Rcscript  vom  2.v  Mai  lyui)  enthielt  indes  den  i- «:.  **■ 
neuerlichen  Antrag  zur  Errichtung  einer  Wegmaut  von 
2  kr.  per  Pferd  bei  S.ilzfuhren  und  per  3  kr.  von  Ciüter- 
wägen,  wogegen  alle  niclit  erweislichen  Privatmauten  auf- 
gehoben und  die  Inhaber  wirklich  bestehender  Conccssionon 
zur  Uerhaltung  der  Wege  bei  Verlust  ihrer  Privilegien 
aufgefordiTt  werden  sollten.  Auch  wurde  bis  zur  F.ffuc- 
tuirung  der  Maut  behufs  der  baldigen  Vornaiime  des 
Strassenbauos  ein  Vorschuss  von  ^aoo  11.  gegen  Rück- 
zahlung angeboten. 

Allein  die  Stände  beschränkten  sich  auf  eine  Wieder-       '■  f-  m. 
holung  ihrer  Motive  und  es  ist  nicht  bekannt,  dass  dieHer- 
ivegen  weiter  wäre  verhandelt  worden. 

iJugegen  geschieht  zwei  Jalire  später  von  einer  neuen 
Strasse    über   Otlensheim    Erwähnung,   deren    Herstellung    '■  *;■  si-  «;m- 
den  .Ständen    auf   5ÜJ4   ti.    zu   stehen  kam,    ohne    der  Ent- 
schädigung zu  erwähnen,    welche    der  Abt  zu   Wilhcring     •  t.  «  *j. 
für  den  Enigaug  der  Uefälle  von  der  I  loftafem  und  Ueber- 
fuhr  per  3000  fl.  erhalten  hat. 

Zur    llereinbringung    der    Unkosten     wurde     unfern 
Fuchenau  im  Jahre   1713  ein  W^egmautscliranken  mit  dem    g.  i7'.i.  »««». 
Landschaftswappen  errichtet  und  ein  gewisser  Riener   als 
Kinnuhmcr  bestellt. 
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Das  Mautercrägniä  war  indcss  bei  weitem  niclit  zu- 
reinliend,  k«:iii  Wumler,  wenn  es  mit  dun  übripfen  Strassen, 
deren  llerhaltuny  von  den  Inhabern  diir  Privatmauten 
ahhieng-,  eben  so  schlimm  oder  noch  schlimmer  aussah. 

Eine  allg-cmeine  Herstellung'  zu  bewirken,  wurde  mit 
kescript  vom  15.  Juli  1721  die  l^ndrobot  anifeürdnet. 

Mehrere  fiir  den  StrasÄenbau  eiyens  bestimmte  Com- 
mi.s.säre  hatten  auch  im  Traunkreise  bereits  gros-se  Kort- 
schrittc  j^emacht,  daher  die  Stände  im  Jahre  1724  erklärten, 
dass  in  dieser  Weise  durch  lyütliches  Einvernehmen  mit 
don  I-andgerichts<»bnj»'keiten  fortzufahren  wäre,  ohne  des- 
halb eines  besonderen   P'ondes  zu  bedürfen. 

Die  Ermittlung;  dietses  Kondes  blieb  aber  immer  Gegea* 
stand  fortgesetzter  Verhandlungen. 

Im  Jahre  1728  wxjrde  ein  Vorachuss  von  7000  bis 
8000  fl.  beantragt,  der  durch  eine  Umla^  hereinzubringen 
wäre. 

Die  Stände  jedoch  erklärten  sich  (5.  Mai  1729)  ab- 
lehnend, nirht  nur,  well  die  Stra-ssenherstellung  und  Uin- 
führung  neuer  Mauten  ohne  ihre  Kinvernehniung  eing-eführt 
wurden,  weshalb  sie  Ursache  zur  Beschwerde  hätten,  son- 
dern auch ,  weil  der  Vorschuss  kaum  für  die  Lieferg^elder 
der  Wegeommiasfire,  umsoweniger  für  das  übrige  Personal 
zureichen  würde  und  eine  jährliche  Umlage  für  die  von 
den  Hauptstrassen  entfernt  liegenden  Unterthanen  druckend 
und  unbillig  wäre. 

Es  würde  ermüden,  die  wegen  Herhaltung  der  Strassen 
nach  Wilhering,  EfTerding,  Peuerbach,  J.ambach,  Kreistadt 
u.  s.  w.  erg-angenen  Krlässe  und  strin<lischen  Krklärungmi 
hier  spcciell  zu  berühren,  da  es  sich  immer  nur  um  Aus- 
mlttlung  eines  Fondes  handelte,  der  aber  immer  nicht  g-e- 
funden  werden  konnte. 

Dies  war  auch  im  Jahre  1749  der  Fall,'  wo  die  Stände 
wiederholt  ihr  Unvermögen  zu  einer  Boitragsleistung  er- 
klärten und,  weil  in  Sachen  der  Rauführung  incompetent, 
auf  die  Vorschlage  der  Wegcommissäre  hinwiesen. 

Das  vom  k.  k.  Schlosspfleger  und  Wegcommissär 
Prünning-or  im  Jahre  1754  an  die  Repräsentation  und 
Kammer  erstattete  Gutachten  entwirft  ein  trauriges  Bild 
von  dem  noch  immer  schlechten  Zustande  der  Strassen, 
auf  deren  Herstellung  nach  bisheriger  Weise  viele  Tausend 
(iulden  nutzlos  verschwendet  wunlen. 
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Diesem  Uebolstande  abzuhelfen,  wurde  von  ihm  eine 
alli^^emeine  Lantlrobot  nach  drei  Cla«»en  in  Vorschlag'  ge- 
bracht, welche  von  Seite  der  nicht  über  eine  Meile  ent- 
fernten L'nterthanen  in  natura  und  von  allen  ül>njfen  je  nach 
ihrer  Entfemunj?  mittelst  Ablosunjf  im  (rclde  g^leiälel 
twerdi-n  sollte. 

Die  auf  Grund  der  Intimation  vom  j<).  März  f]^b 
darüber  geführten  Vorhand hmg-en  hatten  die  Zustimmun]^ 
der  Stände  be^üiflich  der  Naturalrobot  nach  dem  Repar- 
titions-l'atente  vom  11.  Mai  1757,  sowie  die  Darreichunj;; 
eines  Vorschusses  von  8000  fl.  aus  dem  Doniesticalfonde 
zur  Folg-e,  wnfür  den  Verordneten  die  Mileinsicht  durch  <••  17.  »«-»j» 
ihre  Weg-commissäre  zugestanden  ward,  die  über  das  Kr- 
gebnis  der  Baufübrun^  und  die  Verwendung^  der  (ielder 
relationiren  mus-sten. 

Her  \\>rschuss  war  bald  vergriffen;  <lah«^r  weitere 
2000  II.  jährlich  und  im  Jahre  1761  wieder  ijfx*  fl.  be- 
willigt wurden. 

I>as  Nichtzuretchtrn  der  Naturalrobot  führte  endlich, 
u*ie  schon  früher  theilweise  beantragt,  im  Jahre  lyt)^  zur 
atlf>'eiiieinen  Wegrobot  -  Reluitlon  mit  dem  nach  dem 
recttficirten  Kaufswerte  der  unterthäniiren  Häuser  entfal- 
lendpn  Retrage  per  28.120  fl.  30  kr.,  worüber  die  .Stände 
vorläufig  vernommen  und  von  ihnen  mehrere  Gutachten 
vorgelegt  wurden. 

Nach  Zustimmung  der  Stände^  die  sich  jedoch  vor  der 
Jland  nur  auf  j  Jahre  beschränkte,  erfolgte  unterm  11.  Fe- 
bruar 17Ö4  die  allerhöchste  Genehmigung  hiezu,  sowie  von 
der  l.ande-^hauptmann^'Chaft  die  T-jnladung  zur  akhaldigen 
Ausschreibung  <inr  Roluition  und  zur  Vorlage  der  Mass- 
regeln  über  den  Bau  der  Strassen  und  die  Bestellung  dos 
Personals. 

Nun  wurde  zur  Ausführung  geschritten,  eine  eigene 
Wegcommission  unter  dem  Vorsitze  des  Landeshaupt- 
mannes aufge.stellt,  deren  eine  Hälfte  aas  zwei  ständischen 
Commissären  und  dem  ständischen  Syndicus  bestand  und 
die  W'egrobot-Reluition  mit  dem  ständischen  Patente  vom 
I.  April   1764  ausgeschrieben. 

Ueber  die  Wirksamkeit  dieser  Commission  zeugen  die 
von  ihr  geführten  I^roiokolle;  ein  gewisser  Krumpholz  war 
Rechnungsführer  über  die  ständische  Wegeasse,  welche 
unter  der  Controle  der  ständischen  Buchhaltung  stand. 


I.  c.   1R5.   iflo. 


I.  1-.  iWL  »4t 

I.  4.-.  #<>5. 


JOI. 


1.  r.    Vi. 


I.   ('.    )ra|.  ,(■() 

H.  a.  W. 

O.  tj'a.  I. 

1.  <:.    »5.    (1.    4], 

4». 


^  «*•  - 


(i.  tjit.  nu 


L  *%  37-  *,  1i 


C  ilfa.  37- 

c  4.  c  jr.  >>- 


R.   J'I.    IJQ. 

t  C  J'i.  I7J. 

K.  J7.    1)5- 


a.  ■!'■■  i6i. 


1.  C.  OS. 


Die  Wirksamkeit  Uiesier  Comniission  war  jedoch  von 
nicht  langer  Dauer,  denn  schon  im  Jahre  1705  wurde  an 
deren  Stelln  ein  dum  Strasse ngeschkft  sich  ausschliesscnd 
widmender,  von  der  Landcishuuptinannschaft  ii.bhäng'it^ür 
We^director  ernannt  und  Leopold  (iraf  von  Clam  hiezu 
berufen. 

Während  die  Weg^robot  -  Keluition,  obzwar  nur  iwi 
TlerstsUiing'  der  Po»t-  und  Cummerzial-HaupLstraiisen  \m- 
stimmt,  viele  Unlerthanuu  in  der  irrigen  Meinuiiir  bestärkte, 
als  ob  sie  dadurch  von  der  llerhaltunj^  der  SciteiisCraäsen 
enthoben  wären  und  dieselben  dtsshalb  im  Jahre  176O  mit 
Patent  an  die  I.andjjtnrichtsobriiijkeiLen  hinzu  aufg^eforderl 
wurden,  zcij^t  das  (iulaclitun  des  Wcgdireclors  vom  Jahre 
1768,  dass  unjfeachtet  der  Reluition  die  alteo  KJaj^n 
übijr  den  schlechten  21u»tand  der  Strassen  wieder  hervor- 
traten. 

«Zumeist  waren  es  die  Commerzial-Suiteastrassen^  deren 
I^IerstcUunjdf  aU  ein  höchst  dringendes  Bedürfnis  erkannt 
wurde  und  in  eben  joner  Weise,  wie  bei  den  llauptstrassen 
mittelst  der  Wegruljut-Ruluition  erzielt  werden  sollte. 

£s  wurde  daher  g^egi^n  Aufliebunj^  der  Naturalrobot 
bezüglich  dieser  Strassen  die  doppelte  Keluition  in  Vor- 
bchla}^  j^ebracht  und  ilieselh(!  nach  Zustimniang  der  Stande 
und  erfoljfter  Hofsgenelniiigunff  jedoch  nur  auf  4  Jahre 
™^*-  j^  55-^72  fl-  ausgeschrieben.  Die  l*artikular-.Seiten- 
Strassen  hingegen  mussten  wie  vor  im  Woge  der  Natural- 
robot  hergehalten  werden. 

Auf  Leopold  Grafen  von  Clam  folgte  üraf  Hohcnfeld 
als  Wcgdiri'Utür,  welche  Stelle,  im  Jahre  1775  sistirt^  über 
eine  \\»rstellung  der  Stande  wegen  deren  Wiederbesetzung 
durch  ein  I.andesmitgliod  im  Jahre  1776  dem  Gottlieb 
Grafen  von  Clam  verliehRn  wunle. 

Wie  sehr  es  damals  an  bestimmten  Normen  gebrach, 
zeigt  die  Hingabe  des  Wegdircctors  Grafen  von  llohenfeld 
vom  ly.  Februar  1771 1  worin  derselbe  die  erst  von  ihm 
entworfenen  und  von  der  Landeshauptmannschaft  geneh- 
migten Instructionen  für  das  Wegpersunal  den  Ständen 
zur  Kenntnisnahme  vorlegte. 

Die  höchst  nothwendige  Fortselzuug  der  Slrassen- 
herstellung  machte,  dass  die  doppelte  Reluition  auch  nach 
Ausgang  der  vier  Jahre  ohne  vorherige  (ieuehmigung  ein- 
gehoben und  deshalb  beanständet  wurde. 
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Da  jedoch  die  stantHsche  Vorstellung"  vom  4.  .*^ep- 
tember  1776  nachwies,  days  ili«  seit  dem  Bastelnjn  der  o.  1;*«.  *fi.  «9 
Wei^robot-Reluitiüii  bL>ausg^abcon  580.976  fl.  autzlos  ver- 
wenilet  wären,  wenn  nicht  in  dieser  Weise  fortgefahren 
würde,  so  erfol(fte  unterm  25.  Jänner  1777  die  allerhöchste  l  c.  «». 
Bewilligung'  für  weitere  .(  Jahre  und  mit  dem  Rescripte 
vom  25.  November  1780  die  Verläntjerung  derselben  auf  i.  c  loa  10«. 
noch  3  Jahre,  welche  auch  auf  den  mittlerweile  erworbenen 
[nnkreis  bis  zur  Einführung  einer  gleichförmigen  liesleue- 
rung  mittelst  der  doppelten  Mähnanlage  ausgedehnt  wurde. 

Indes  hatten  die  mit  dem  Regierungsantritte  Kaiser 
Jos<^f  II.  ins  I.eben  gerufenen  Reformen  auch  das  hicr- 
tän<lige  Strassenwescn  berührt,  indem  mit  dem  Rescripte 
vom  2j.  Februar  i7>!t  angeordnet  wurde,  dass  künftig  nur 
4  Uauptsirassen  durch  den  Wegfond  zu  unterhalten  seien. 

iJie  dagegen  eingebrachte  ständische  Vorstellung  und 
Bitte  um  ßelassung  bei  der  bisherigen  Gepflogenheit  hatte 
nichts  anderes  bewirkt,  als  die  Hinzugäbe  einer  fünftun 
Strasse. 

Das  unterm  18.  November  1781  erflossene  Rescripl  '- «=.  m 
befahl  zur  Ersparung  des  Wogpersonals  die  Verpachtung 
der  aus  dem  Wngfonde  KU  erhaltenden  5  Hauptstrassen  nach 
den  diesfalls  erlassenen  iJirectiven  vom  2H.  April  und  <.».  uv.  isi  ».  u, 
10.  November  178J  und  gestattete  zur  Ilercinbringung  der 
Pachtsumme  nur  die  Ausschreibung  des  auf  die  Uerhal- 
tung  obiger  5  1  Liuptstrassen  erforderlichen  Wegreluitions- 
(«eldes;  alle  übrigen  .Strassen  sollten  nach  Landesart  und 
nach  den  im  Jahre  1783  darüber  aufgostelltcn  Grundsät/j^n 
von  dtm  Landgerichten,  Dominien  und  fremeinden  in 
wandelbarem  Stand  erhalten  werden. 

.Sofort  wurde  zur  Verpachtung  geschritten,  dieselbe 
von  den  Ständen  durch  Avertissent  vom  ij.  Jänner  1782 
eingeleitet,  bis  dahin  aber  die  Btsibehaltung  des  Weg- 
personals gestattet  und  den  Ständen  zugleich  freigestellt, 
selbst  als  Pächter  aufzutreten. 

Obwohl  sich  dieselben  iu  ihrer  Beantwortung  vom 
18.  Mai  17H2  zu  einer  Pachtsumme  von  25.000  fl.  erklarlou 
und  sich  auch  gegen  Ausschreibung  der  einfachen  Wcg- 
roboi-Reluition  von  27.5 ij  fl.,  dann  gegen  Ueberlassung 
der  Innvieriler  M.'thnanlage  per  0300  fl.  und  des  Maut- 
erträgniyses  von  1  i.ooo  fl.  zur  Herhaltung  der  übrigen 
Strassen  herbeilicssen,  so  zeigt  doch  die  Beendigung  der      '  '^-  '»* 
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speciellen  Pachthancllunt?«n,  dass  die  ständischen  Anträge 
niclit  zur  Ausführung  i^ji^kommen  sind. 

Die  Reformen  beschränkten    sich   indes  nir-hl  auf  die 
Verpachtung   der    Strassen,    sondern    sin    erstreckten    sich 
auch  auf  den  Bau  ilurselben  und  auf  die  Aufsicht  darüber. 
"iT'e.  lii.  Mit  dem  Hands<'hrfihnn  vom    iR    Februar   17R?    wurde 

die  Aufltfibuii}^  dur  Wcgdircctionen  in  allen  JCrbländern 
ausgesprochen,  die  BesorKUnK  des  Strassengeschafte»  In 
jenen  tie^'unden.  wo  noch  keine  Verpachtung  zustande 
kam,  d«m  Militär  übortraj^en  und  zu  diesem  Behufc  drr 
1. 1.  Mf.       Ingenieur  Major  von  (felf  nach  Braunau  berufen. 

N'ach  Beendii^ung'  der  Pachlhandlunjf  erfolvfte  im  Oc- 
I.  ■:.  lu  tober  17^^  die  Ueberfi"abe>  f\cT  Strassen  an  die  l'ächter, 
von  welchem  Zeitpunkte  an  die  Aufsicht  über  das  Strassen- 
wesen  von  der  Militär-  und  politischen  Behörde  gemein- 
schaftlich j^epflog-en  Tv-urde;  von  der  ersten-n  durch  ihrp 
Üfficiero  in  Ueberwachung-  der  Strassonpächter,  \'on  der 
letzteren  durch  Verwaltung  der  W»i(*gefäll<:. 

Damit  endete,  zumal  b«i  der  im  Jahre  17HJ  erfolgten 
Vereinigung  des  Verordneten -Collegiums  mit  der  Rcgir 
Lr.  ivs  jQj  *..  i-ung  die  bisherige  lünflussnahme  der  Stände  auf  das 
Strassen WRsen  und  beschränkte  sich  dieselbe  lediglich  auf 
die  Ausschreibung  der  einfachen  Wegrobot- Reluition,  in 
welcher  Weise  es  bis  zur  Wiedereinsetzung  der  Stände  in 
ihre  vorige  Wirksamkeit  verblieben  ist. 
K.  V.  I.  Nt.  ivi.  Das  Kescript    vom   2.  November  171)0   übertrug  ihnen 

neuerdings    die    Besorgung   des    Strasscnwesens    mit    den 
dam  gehörigen  Konden. 

Die  .Stande  erklärten  sich  zAvar  jn  ihrer  Beant- 
wortung vom  II.  Jänner  t7<ji  nach  Mass  der  früheren  Ge- 
pflogenheit durch  Ausschreibung  d<^  doppelten  Reluition 
behufs  der  ('ommerziatstrassen-Heriialtung  und  durch  Be- 
stellung von  Wegcommissären  und  Wegmeistern  zur  Ucber- 
nahme  des  Geschäftes,  allein  diese  wurde  mit  dem  Re- 
scripte  vom  23.  September  1791  nur  insofern  mgestand<»n^ 
als  keine  neue  Anlage  im  Lande  eingeführt  und  keine 
neue  Direction,  sohin  kein  siaiidischer  Wegdirector  Ix?- 
stcllt  werde.  „Das  Geschäft  sollte  vielmehr  von  einer  go- 
meinschaftlichen  Regierungs-  und  ständischen  Commisston. 
unter  dem  Vorsitze  des  [,;vndeschefs  durch  die  Baudirection, 
und  den  Strassenbaudirector  Kraft,  dann  durch  die  stän- 
dische Buchhaltung  und  Casse  besorgt  wurden,   wozu  dl« 
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r'infachn  Reluition  von  33.S11  fl.  21  '/*  kr.  mit  Hinzugäbe  des 
Mauturträ^nisscs  per  1-1-143  fl.  t '/«  kr.  voUkumiuen  jjL'iiüjfi;. 

Obwolil  cli«s«  Knb*c:lieidun)L(  nicht  in»  Sinne  der  Stand«: 
war,  so  hielt  es  das  Vurordnclcn-CoUcgium  doch  für  an- 
gemessen^ zumal  für  diu  .Stande  immerhin  Geleg-enheit  zu 
wtjiturnn  Vorschlägen  in  Aussith;  .^tandiin,  darauf  citizu- 
gehBn  und  die  beantragte  provisorischu  Forts^itzung  der 
Stra.sscnvnrparhtung,  judtich  vorbrhallHch  d»;r  .Stände- 
crklarung  zu^tlnunuitd  zu  bimiitwurtcn. 

Diese  Krklärung  wurde  unterm  10.  Uecomber  1791  H..i.ti.Nr.jji». 
al>gegeben  und  damit  zugleich  die  I^iite  verbunden,  dasn 
b*;i  Strasstin -Visitationen  jederzeit  ein  ständischer  Ver- 
urdneler  In-'iguzogen  und  die  übtirleitung  dor  von  den 
Landgerichten  unter  der  Leitung  des  Kreisamles  zu  erhal- 
tentlen  Sei tnnst rasten  z\i  einem  fJ^genstandti  der  gemein- 
schaftlichen Weguommission  erht>ben  wenlen  müchte. 

l-otzteres   wurde    bewilligt,    die    Beizichung  der  Ver-   ö.  •;.  <o.  .w. 
ordneten  wiederholt  zurückgewiesen. 

Die   Wirksamkeit   der  gemeinschaftlichen  Commission 
begann  im  Monat  (Jctober  1791,  darüber  allmonatlich  Pro- i.f..i,j..i5«-».w. 
tokollsaljschriften    mitgethuilt    wurden.     Mit    1.    Noveniberi. '^  j'.Wr.asc^ 
begann  auch  die  V^crrcchnungb-Manipulation  bei  der  stän- 
flisc:hen  Buchhaltung  und  Casse,  und  zwar  seit  dem  Jahre 
1796  abgesondert  von  den  übrigen  Konden. 

Die  Hauptstrassen  blieben  wie  vor  verpachtet,  neue 
l'achl vertrage  wurden  abgeschlossen,  oder  &chon  bestan- 
dene nach  Ausgang  der  Pacht2eit  erneuert  und  hinsicht- 
lich der  Commerzialstrassf-n  functionirte  ein  Commissions- 
mitglied  seitens  der  Regierung  als  besonderer  Referi?nt. 
Von  Seite  der  .Stände  waren  4  Verordnete  und  der  stän- 
dische .SyndicuK  Mitglieder  der  Commi.ssion,  welche  aus- 
schliessend  alle  Strassen-Angelegenheitcn  besorgte  und  mit 
welcher  die  ständische  Buchhaltung  unmittelbar  correspon- 
dirte,  daher  auch  ein  liinvernehmen  der  Stände  ausser  in 
besonderen  Fällen  als  unnöthig  erklärt  wurde. 

Z.U  Knde  des  Jahres  iyyj  entspann   sich  zwischen  der  jir.'it'ü.  »m. 
Regierung  und  dem  Verordneten-CoHegium  über  die  Art 
der  Protokollführung  eine  Differenz,  die,  obzwar  beigelegt, 
eine  UnzufriedtMiheit  «les  let^stercn  über  den  vorwiegenden 
KinduBS  der  ersteren  nicht  undeutlich  erkennen  lässt. 

\och  deutlicher  zeigt  sich  dies  ein  Jahr  später,  aU 
auf    (.irund    der    vom    llofrathe    von   Greiner    bei    seiner 
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nerL-wung-  des  T^andes  ob  der  Knns  g<;niachtKn  Wahmeh- 
munjfen  über  den  schlechten  /u.sland  der  Strassen  durch 
dfiren  Verparhiung^,  i^Iio  hinführung  einer  eigenen  Strassen- 
direction  beantraget  und  darüber  sowohl,  wie  auch  wegen 
Krhaltunj,'  der  ('omnierzial-Seitenstrassen  das  ständische 
Gutachten  abverlang't  wurde. 

Die  Verordneten  erklärten  hierauf  unter  Berufung  auf 
ihre  ohn«  Krfoljf  jfeiiliehene  Vorsicllun^  vom  ii, Jänner  ijyi 
bezüglich  der  n*^uen  Strass«ndirei:ti<>n  weder  den  Plan  des 
Baudireclors,  welch<r  sich  selbst  zum  Strasaendirector  vor- 
gerfhlapen  hatte,  noch  jenen  der  Buchhaltung  für  geeignet, 
sondern  hielten  vielmehr  die  Vereinigung  der  Strassen- 
direction  mit  den  Ktändisrhon  Behörden  als  bei  weitem  vor- 
theilhafter,  zu  deren  Vollziehung  durch  Debemahme  des 
Aufwandes  für  die  ganze  Direoiion  im  Betrage  von  45^0  fl. 
sie  gerne  bereit  seien, 

Ueber  dieses  Anerbieten  wurde  der  Baudirectorneuer- 
dings  vernommen  und  dessen  Krklärung  an  das  llnfsdirec- 
torium  eingesendet. 

Unterm  14.  Moveniber  iy(^\  erfolgte  die  aUerhr.chsii' 
Knl-scheidung^  nämlich:  ' 

Verlängerung  der  Verpachtungen  auf  weitere  2  Jahre. 

NichtÜbernahme  der  Commerzialstrassen  auf  den  Weg- 
fund, dann  hinsichtlich  der  künftigen  Herstellung  der 
Strassen : 

Vereinigung  des  Strasse nbauwesens  mit  der  Baudirec- 
tion   unter  der  l^itung  des  Baudireclors  Kraft  und  Ober-; 
aufsi<:ht  der  l.andesstelle,  zumal  die  ständischen  Deputirten 
als  Mitglieder  der  Strassencommission  ohnehin  (ielegenheil 
linden,  von  dem  (iangc  der  (ioschäfte  Hinsicht  zu  nehmen. 

Nach  Ablauf  der   für    die  SchrankenverpachtUTig    be- 
stimmten  2  Jahre    wurde    dieselbe    mit   allerhöchster    lint- 
Schliessung    vom  17.  November  1790   auf   weitere  2  Jahre 
verlängert    und    im    Falle   nicht  annehmbarer  Pachthedin*j 
gungOM  die  L'cbernahme  in  eigener  Regie  angeordnet,  dioj 
auch  theilweise  stattgefunden  hatte. 

Bei   Nichtzureichen   des    Wegfondes    zur   Herstellung 
der  durch  Truppenmärsche  und  Naturalien -'l'ransporte  hart 
mitgenonnnenen  Strassen   erhielt  derselbe  Vorschüsse   aus 
1. e,  ».Mr.jjo5.  dem  Domesticalfonde,  so  im  Jahre   1797   10.000  fl. 

iJoch  nicht  durch  Vorschüsse  allein,  sondern  auch  zur 
Förderung  des  Naturalien   Transports  durch  Uebeniahmo  der^ 
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provisorischen  Herstollunjj  der  Strasse  nach  IJezcn  im 
Jahn*  17^7  haben  che  Stande  für  das  allpemeino  Beste  mit- 
lf*^wirkt,  in  wulclier  Weist!  sie  aut-h  ein  Jahr  später  durch 
lyemein.schaftUches  Wirken  zur  Herstellung',  der  Spitäler 
Stra-sj«  beitragen  wollt»;n.  Sie  wurden  aber,  weil  von  der 
Kegierun^r  zu  kostspifjliy  erkannt,  daran  gehindert,  daher 
das  Verordneten  -  Collegium  erwiderte,  dass  es  sich  «ur 
einseitijjeii.  rudern  auch  nicrht  verpHirhtetpn  Vornahme  der 
crfonlorliuhen  pruvisurischen  Anstalten  nicht  herbeilassen 
könne,  auch  im  halle  des  j;ehemmton  TransporL-^jfeschäftes 
keine  Verantwortung  sieh  atirijürden  wolle. 

l>ie  höchst  drin^jend  nothwendivje  Herstellunjf  der 
erwähnten  Sirass«;  machte  die  Mebernahnie  «lersclben  aul 
den  Wepf'ond  unerlasslich,  die  auch  mit  dem  Hofdecrete 
vom   iß.  Mai   i-t^X  y^enehmiget  wiir<le. 

Wieder  war  es  der  IJome^ticaUond,  der  bis  zur  Aus- 
schreibung; der  erhöhten  Reluition  durch  Vorschüsse  aus- 
helfen sollte. 

I>ie  ständische  I'j-klarung^  vom  23.  Juni  179H  enthält 
die  Bcreitwttlii^keit  zur  Leistung  iler  Vorscliüssu,  deren 
Rückzahluntc  nach  herR-estelltem  Krieden  durch  die  erhöhte 
Reluition  gfes^chehen  sollte,  sie  enthält  aber  auch  eine 
Widerlejfung  der  ßehauptun}^  der  liaudirection,  ilass  der 
allj^emein  bekannte  :»chlechtc  Zustand  der  Strassen  der 
vormaliiifen  Verpachtung  zuüuschreiben  sei,  indem,  wenn 
ilie  Strassen  bei  deren  IJebergabe  von  Seite  der  Pächter 
schlecht  gewesen  sind,  die  Haudirection  selbst  alle  Schuld 
trag^en  würde,  weil  sie  nach  ihrer  Vorschrift  nur  im  guten 
Zustande  hätten  übernonimen  werden  sollen. 

Nach  Ausgang*  der  I*achlüeit  wurde  eine  abermalig-c 
Verpachtung  bis  nach  gänzlich  herg"estelitem  Frieden  vor- 
gezogen und  diesell»  auch  auf  jene  Schranken  ausgedehnt, 
die  bisher  In  eigener  Regie  gestanden  hatten.  Spatere 
l^otokollc  der  Stra&sencommission  zeigen  indes,  dass  bei 
mehreren,  theils  neu  errichteten,  theils  früher  veq>achtet 
gewesenen  Schranken  wieder  eigene  Kinnehnier  angestellt 
wurden. 

Von  den  Verfügungen  der  vorbenannten  Commission 
erhielt  zwar  das  Verordneten- Collegium  Kenntnis  durch 
Mittheilung  von  Protokollsabschrifton,  aber  zu  dieser  Kennt- 
nis j^elangte  es  erst  lange  nachher,  indem  seit  mehreren 
Jahren  gar  keine  Comniissionen,  die  doch  gemcinschaltlich 
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hättcn  sein  sollen,  abg-ohaltun   und  alla  (rp.g'ßnstände  von 
tier  Rft>fierun>^  allein  erlcdi^ffi  wurdon. 

Das  Vorordnirten  (lolley-ium,  zur  )^dt>icliftn  Theilnahroc 
berufen,  fühltu  sich  durch  dieses  Verfahren  verluUt  und 
i:rsucht(j  mit  Note  vom  ji.  Auyust  171^4  um  künfti^^c  Ab- 
haltung dieser  Commis^ionun,  beilüisfend,  da^vs  «s  sich  zur 
Unterl'crtijfunjf  eines  I'rotokoUes  nicht  mehr  herbeilassen 
könne,  welches  (ifjjfonstande  enthalte,  die  bei  keiner  Sitzung 
in  Vtirtra)^  y^ekomnum  sind. 

Dieses  Einschreiten  wurde    ad  acta   gelegt   und  dabei 
vom   Rogicruniirspräsidenten    bemerkt,   nach    Thunlichkcil 
iv..i..k..iiNr.^,,  der   Amtsjfeschäfte  C-ommissiunen    unter    seinem    VorsitJÄ 
anordnen  zu  wollen. 

Wenn  auch  aus  den  i''rütükoIlen  nicht  zu  ersehen  ist, 
ob  Conimissiüiieii  wirklich  abgehalten  wurden,  so  zeigen 
doch  die  Verhandlungen  vom  Jahre  1801,  dass  das  Verord- 
neten-ColIegium  in  Ansehung  der  Vorschussleistung  nicht 
umgangen  blieb,  die  aus  dem  Doinesticalfonde  zugestanden 
wurde,  um  den  gänzlichen  Verfall  der  Strassen  zu  verhüten. 

Der  schlechte  Zustand  der  Strassen  sollte  durch  die 

künftige    Uebertrugung   der    artistischen    Leitung   an    das 

Militärgenieamt   behoben  werden,  zu  deren  V^erwirklinhung 

j.t\n<  Nr.  MIO.  die  nöthigen  Erhebungen  mit  dem  Hofdecrete  vom  6.  Juni 

iSoi  angeordnet  wurden. 

Das  Vcrordneten-Collegium  jedoch  fand  eine  Irennung 
der  Fondsverwaltung  von  der  Regie  aus  Erfahrung  nach- 
theilig, weil  in  dieser  Weise  weder  die  Strasse  noch  der 
Eond  etwas  gewonnen  hat:  ja  es  nahm  bei  dieser  Gelegen- 
heit Aiüass,  die  Rückzahlung  der  seither  aus  dem  Dome* 
sticalfonde  vorgeschossenen  142.875  fl.  um  so  dringender 
nachzusuchen,  als  der  Domesticalfond  durch  die  während 
des  feindlichen  tlinfalles  bestrittenen  aussergu wohnlichen 
Auflagen  ohnehin  ganz  erschöpft  sei. 

Die  Uebertragung  an  das  Militär  unterblieb,  es  wtxrde 
wie  bisher  belassen  und  Hofrath  von  Wibeking  zur  hierlän- 
digen  Strasse nberei SU ng  berufen. 

Inzwischen  war  über  die  Bitte  um  Vergütung  der 
Vorschüsse  noch  nicht  entschieden,  es  wurde  daher  neuer- 
dings darum  eingeschritten  und  zur  ErmögUchung  die 
Ausschreibung  des  doppelten  Wcggeldes  Tiachgesuchl. 

Diu  Bewilligung  hlezu  erfolgte  mit  dem  Hofdecrete 
vom   jo.  .September   1802,    daher   vom  Jahre    1803   an    die 
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doppelte  Reluition  jjleich zeitig  mit  dem  Contributions-Patent« 
durch  ,1  Jahre  aus^-eschriebtin  wurde. 

Das  Jahr  1803  brachte  neue  Reformen,  angereyx  von 
dem  Hofrathe  von  Wibeking  infolge  der  von  ihm  vorjfe- 
nommcnen  Strassenbereisunjj. 

iJer  Wegfond  war  unzureichend  doiirt;  er  sollte  ohno 
Bedrückunfjf  der  I^ndesbe wohner  höher  gebracht  werden 
und  z^var  durch  Errichtung"  neuer  Schranken,  durch  Maut- 
erhÖhung-  und  Anstellung  eigener  Hinnehmer  an  die  Stelle 
der  Schrankenpäohter. 

Die  unterm  5.  Mai    1803  von  dem   Verordneten -Colle-  '•  ''•  ^'-  '**•* 
gium  hierüber  abgegebene  Erklärung  enthält  eine  lÄnständ 
liehe    Aufzählung    aller   Vorfall*;    wnl   jener    Zeit,    als   das 
Strasscnwescn   noch  unter  der  Ubsorgo   und   Leitung  der 
Stände  gestanden  hatte. 

Es  wurde  nachgewiesen: 

dass  es  besser  gewesen  wäre,  wenn  man  es  in  jener 
Welse  bela.s.sen  hätte,  wie  die  Stände  in  ihrer  Erklärung 
vom  11.  Jänner  1791  zur  Wiederbesorgung  sich  erboten 
hatten,  statt  dieselbe  der  J^audirection  zu  übertragen,  die 
mit  einem  geringen  Funde  und  deshalb  unzulänglichem 
Personalt;  das  Strassenwesen  nach  ihrer  eigenen  Aeusserung 
bei  überhäufton  anderweitigen  (Veschaften  vernachlässigen 
mURSte  und  dadurch  den  gegenwärtigen  schlechten  Zustand 
desselben  herbeiführte. 

Eine  Hebung  dos  Uebels  wäre  nur  allmählich  und  dann 
möglich,  wenn  die  Besorgung  und  Leitung  des  Strassen- 
wesen«, zumal  die  Gelder  hiezu  ohne  Beihilfe  des  Aerars 
aus  den  l.andesmitteln  bestritten  werden  müssen,  der  Land- 
schaft wieder  übertragen  würde,  was  ebenso  gerecht  als 
zweckmässig  wäre,  da  dieselbe  ohnehin  einuti  grossen  Thinl 
dieser  (ieschäfte  durch  ihre  lUtchhaltung  und  Casse  besor- 
gen lasse  und  sohin  das  ganze  Strasse ngeschaft  nach  ihren 
mit  den  Andeutungen  des  Hofrathes  von  Wiboking  im 
Einklänge  stehenden  Anträgen  uiUt-r  Verbürgung  eines 
guten  Erfolges  übernehmen  könne. 

Als  Erledigung  hierauf  erfolgte  die  mit  dem  Ilofkan/lei- 
decrete  vom  13.  Mai  1804.  allerhöchst  anbefohlene  neue 
Organisation  des  St  fassen  we.sens  nämlich:  Erhöhung  der 
Mautgeldur,  Anstellung  eines  grösseren  l'ersouales  und 
andere  l'jnleiiungon  mit  der  Linladung  m  der  gemein- 
schaftlichen Berathung  hi^TÜber. 
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Obwohl  das  erwähnte  Ttofdecret  selbst  schon  zum 
Vortrage  bei  der  Strassen  com  in  ission  (j^eeiynet  ij«Wfts«n 
wäre,  so  wollte  doch  das  Verordneten  -  Collugiuni  dieise 
Unterlassung  nicht  zur  Sprache  bringen,  sondern  erwartete 
dieMiltheiluny:  dos  Tages  zum  gemeinschaftlichen  Zusammen- 
tritt. Allein  mit  IJelremdcn  musstc  es  aus  einer  weiteren 
Millheilung  ersehen,  dass  die  Regierung  alle  zur  Erfüllung 
des  llofkanzleidecretes  nothwendigen  Vorkehrui^en  bereits 
einseitig  getroffen  habe»  dass  die  neuen  Stellen  besetzt  und 
die  Gehaltsanwoisungs- Deere te  an  die  ständischen^  der  Re- 
gierung nicht  unterstehenden  Aemter  erlassen  seien,  das». 
Rndlich'die  Comniissionssitzungen  erst  nach  den  getroflfenen 
Einleitungen  wieder  zu  beginnen  hatten. 

Das  Verordneten-Collegiuni  glaubte,  die  durch  dieses' 
licnohmon  bezeigte  offenbare  (jeringschätzung  nicht  gleich- 
giltig  hinnehmen    zu  sollen,    sondern  hielt   sich    zur  Wah- 
rung  der   ständischen   Rechte    verpflichtet,   dagegen    Ein- 
sprache zu  führen  und  zu  ersuchen: 

dass  die  C'onmiissionssitzungen  gleich  dermal  abgolial- 
ten  werden, 

dass  die  einseitige  Besetzung  der  Stellen  nicht  präju- 
dicirlich, 

dass  alle  Dienst  Verleihungen  künftig  von  der  vereinten 
Comrai.ssion  vorgenommen  und  von  der  Regierung  an  diej 
ständischen  Aemter  keine  Decrcti*  mehr  ausgeft-rtigt,  son- 
dern alle  Aufträge  der  Cominissiun  vun  einem  \'erordneleii 
mituntrirfertiget  werden. 

In  Ansehung  der  durch  die  neue  Organisirung  herbei- 
geführten grösseren  Auslagen  wurde  zu  erkennen  gegeben»  i 
dass  die  ständische  Casse  durchaus  keine  V'orschü.Hse  mehH 
leisten  könne. 

Die  von  der  .Strassenconunission  mit  Note  vom  i^Juni 
1804  gegebene  Zusicherung,  dass  in  Zukunft  kein  Slrassen- 
geschäft  mehr  von  der  Regierung  allein  ohne  Vorwissen.; 
der  ganzen  Conunissiim   werde   vorgenonnuen   werden,    ist 
bald  überflüssig  gewurden,  da  schon  mit  dem  llofdecrelo 
i.s.9%.  Nr-M««-  vom    22,  September    desselben   Jahres    die   gemeinschaft-j 
liehe  .Strassenconimission    aufgfihoben,  die  Besorgung   der] 
VVegraautgeschäfte    der   Bankal  -  Administration    und  jendj 
des   Strassen  Wesens  aussch  liessend    der   Regierung    über- 
tragen, somit  den  Ständen  jeder  Einfluss  hierauf  t^ntzogenj 
wurde. 
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Zwar  führten  die  Stände  wiederhoU  Einspranhe  K^gen 
diese  Verfügung',  die  sie  umsoweniger  verdient  zu  haben 
glaubten,  als  einerseits  der  wandelbare  Stand  der  Strassen 
nur  durch  ihre  (Veldunterstützun^en  mög"lich  g^eworden  sei, 
und  anderseits  zur  ferneren  Herhaltung  derselben  von 
Seite  des  lindes  beträchtliche  Summen  beigetrag-en  wer- 
den, über  deren  Verwendung  Kenntnis  zu  erlangen,  den 
Ständen  ebenso  daran  gelegen  sein  müsse,  wie  an  der 
Hereinbringung  der  aushaftenden  Vorschüsse  pr.  150.000  fl.; 
allein  sie  erzielten  damit  nichts  anderes  als  die  gestattete 
Einsicht  in  das  Cassa-  und  Rechnungswesen  des  Strassen- 
häufendes  durch  fernere  (ieschäftsbesorgung  von  Seite  der 
ständischen  Huchhaltung  und  Cas-se,  wozu  sich  die  Stande 
bereit  erklärten,  solange  es  ohne  Nachtheil  geschehen  könne. 

Das  letzte  iVotokolI  der  aufgehobenen  Strassen-Com- 
mission  enthält  die  Schlussvurhandlungen  im  Monate  Sep- 
tember 1804. 

Obwohl  das  Verordneten -Collcgium  auf  das  Strassen- 
wesen  keinen  ElnSuss  mehr  ausübte,  wurde  es  dennoch  aus 
Anlass  einer  Anfrage  der  niederösterreichischen  Rf-gierung 
im  Jahre  1806  um  die  Millheilung  jener  Cirundsatite  ange* 
gangen,  auf  welchen  die  lirhaltung  der  unter  landgertcht- 
licher  Aufsicht  stehenden  Strassen  beruht. 

Die  gegebene  Mittheilung  gibt  Aufschluss  über  die 
Verpflichtungen  der  LandgerichLsobrigkeiteii  und  Unter- 
thanen,  sowie  über  das  Manipulations-Verfahren  bei  An- 
legung neuer  und  Herhaltung  .schon  bestehender  Strassen. 

Indess  gieng  mit  dem  Schlüsse  des  Militärjahres  1807 
die  Bewilligung  zur  Ausschreibung  des  doppelten  Weg- 
gehles  zu  Undc,  daher  sich  das  Vurordnelun-C'oIlt;giuin  ge- 
nöthigt  sah,  die  fernere  Ausschreibung  umsomehr  nach- 
zusuchen, als  an  den  vorgeschlossenon  150.831  fl.  23 '/i  kr., 
welche  nach  Inhalt  der  Kntschlif!s.sung  vom  30.  September 
t3o2  innerhalb  der  5  Jahre  hätten  ganz  abgezahlt  sein 
sollen,  nur   lo.ocx*  fl.   zurückerstattet  worden  sind. 

Die  Ausschreibung  wurde  zwar  über  eine  neuerliche 
Vorstellung  mit  dem  Hofkanzleidecrete  vom  24.  Üctober 
1807  jedoch  mit  dem  bemerken  bewilliget,  dass,  nachdem 
die  Hof  kanzlei  wegen  zureichender  Dotirung  des  Strassen- 
fondcs  ohnehin  beschäftigt  sei,  dermal  von  einer  Rück- 
haltung  eines  Theile»  seiner  ohnehin  unerklecklichen  Ein- 
künfte keine  Rede  sein  köinu-. 
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Das  dringende  Erfordernis  einer  zweckmässigen  Doti- 
rung  des  Strassen fon des  hatte  die  Vorlage  mehrerer  An- 
trage an  die  Hofkanztci  veranlasst,  in  deren  Erledigung 
mit  Insinuat  vom  2j.  November  i8oS  von  dem  Verord- 
neten-CoIIegium  das  Gutachten  abverlangt  xsTirde: 

ob  und  um  wie  viel  die  Wegrobot-Rclmtion  ohne  Be- 
drückung der  Eandesbewohner  erhnht,  und  ob  bei  jenen 
[ndlviduen,  welche  der  erhöhten  Keluition  sich  nicht  unter- 
ziehen wollen,  nicht  etwa  die  Naturalrobot  wieder  eingfr 
führt  werden  könne? 

Das  Verordneten -Coli  egium  erklärte  beide  Anträge  aU 
nicht  ausführbar  und  wies  auf  eine  minder  kostspielige 
Regieanstalt  durch  Beseitigung  des  grossen  Strassen-  und 
SchrankL-npersonales  hin,  wie  dies  zu  jener  Zeit  der  fall 
gewesen  sei,  als  die  Strassen  noch  in  ständischer  Regie 
gestanden  hatten  und  der  ganxe  Aufwand  mit  InbegTiff  des 
Personals  und  der  noch  überdies  zu  erhaltenden  Commer- 
rialstrassen  sich  höchstens  auf  62.000  fl.  jährlich  belaufen 
hatte,  während  gegenwärtig,  wo  17  Seiten  Strassen  den 
I^ndgerichten  zugewiesen  sind,  mit  dem  doppelten  Betrage 
des  vormaligen  Aufwandes  kein  Auslangen  gefunden  wird, 
da  von  dem  jährlichen  Erträgnisse  der  doppelten  Reluition 
und  erhöhten  Seh  ranken  gel  der  pr.  160.000  fl.  fiir  das  Per- 
sonal allein  60.000  fl.  entfallen. 

Diese  letzte  Erklärung  in  Strassensachen  erhielt  keine 
Erledigung:  der  ständische  Einfluss  hatte  aufgehört.  Das 
Einzige,  wodurch  die  .Stände  mit  dem  Strassenfonde  noch 
in  Berührung  standen,  war  die  Censurirung  der  Rech- 
nungen von  S^^ite  ihrer  Ruchhaltung,  doc:h  auch  diese  hatte 

jj^  ^^  , .         mit  deren  Ueberlragung  an  die  Slaatsbnchhaltung  im  Jahre 
»474.1  '"^-  1814  aufgehört. 

Vier  ständische  Buchhaltungsbeamte  wurden  zur.Siaats- 
buchhaltung  übersetzt;  am  8.  März  1814  erfolgte  die  Ueber- 
I.  p.  Nr.  11».    gäbe  der  Acten  an  selbe  und  im  Deconiber  jene  der  Casse 

i^t.o-Nr.^!!».  an  das  Cameralzahlanit. 

Nr'^alfe  i«ii  Was  die  an  den  Strassenfond  geleisteten  Vorschüsse 

lietrifft,     so    waren    hieran    mit    Schluss    des    Jahres    1811 
noch  120.000  fl.  ausständig. 

Lieber  mehrmalige  Einschreitungen  wurde  mit  dem 
1  lof kanzleidecrete  vom  6.  Jänner  i8>4  bekannt  gegeben, 
dass  die  Forderung  nur  nach  dem  Fünftel  in  Einlösschpinen 
mit  -•t..it>(i  H.   15'/^  kr.  ant;rkannt  w<:rden  könne. 


G.  ij.  1. 


Nr.  /*9k  i8i(. 


Fuit  II, 
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Ung^eachtet  der  dajjfog'en  eingebrachten  Vorstrjüungfn, 
worin  hinyewiesun  wurd«j,  dass  der  dem  Strassenfonde  ge- 
leistete Vorschusb  nicht  al:»  blosser  CasNavorNchuhs,  sondern 
vielmehr  als  ein  Anlehen  zu  behandeln  und  daher,  weil 
schon  vor  dem  14.  März  iHii  fällig-,  nach  der  Cursscala 
zurück  zu  verffüten  sei,  verblieb  es  ?.ufoljfe  des  Hofkanzlei- 
decrets  vom  in.  December  1825  bei  dem  ausffesprochenen 
Betrage,  der  übrigens  auf  23,781  fl.  13  Vi  ^-  gemindert 
wurde. 

Eine  Rückzahlung  dieses  ständischen  (iuthabens  er* 
folgte  nicht}  »undern  dasselbe  wurde  mit  dem  Hofkanzlei- 
üecrete  vom  10.  Februar  i8ju  in  di<:  allgemeine  Abrech- 
nung zwischen  Aerar  und  Landschaft  einbezogen,  dürfte 
aber  durch  Compensirung  als  bezahlt  zu  betrachten  sein,  da 
die  Landschaft  bei  Ausgleichung  der  gegenseitigen  For- 
derungen zu  einem  Ersätze  verpflichtet  wurde. 

In  Ansehung  der  doppelten  W^egrobot-Keluition  end- 
lich ww-de  zufolge  Entscheidung  vom  10.  April  182 1  ein 
ständisches  (rutachten  abverlangt,  ob  sich  diese  Abgabe 
zur  Auflassung  eigne? 

Obgleich  dieselbe  von  den  Verordneten  als  eine  den 
Rusticalgrund  Besitzern  allein  obliegende  Abgabe  erklärt 
wurde,  so  schien  es  denselben  doch  nicht  billig,  den  Rusti- 
calgrund-Besitzcrn  nebst  ihrer  Verpflichtung  zur  Entrichtung 
der  Wegmaut  und  Leistung  der  Naturalrobot  für  die 
Communications-Strassen,  auch  noch  die  l,ast  einer  Kelui- 
tion  ferner  aufzubürden,  deren  Entgang  zum  Theil  durch 
Schrankenverpachtung  und  dadurch  zu  erzielende  höhere 
Einnahme,  zum  Theil  aber  auch  durch  Einführung  einer 
minder  kostspieligen  Strassenregic  cinbriiiglich  zu  machen 
wäre. 

Das  Rescript  vom  20.  August  ifia^t  brachte  die  Auf- 
lassung dieser  Abgabe,  die  vom  Jahre  1825  an  aufhörte. 
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»ic  über  den  schlechten  Zustand  der  Strassen  in  der; 
Vorzeit    Klage  geführt    wurde,    ebenso   so   schlimm    odci 
noch  schlimmer  stand  es  damals  um  die  Schiffahrt. 

Besonders  gefährlich  und  nachtheilbringend  war  die 
Stelle  bei  Spiclberg,  der  Steinbruch  genannt,  weshalb  sich 
G.  ifL  *.  im  Jahre  1616  die  Stadt  Linz  unter  Anschluss  einer  Ab-j 
schrifi  ihres  Majestätsgesuches  an  die  Stände  wendete,  die- 
sen Uegenstand  als  eine  Landessache  zu  betrachten  und 
unterstützend  zu  bevorworten. 

In  dem   Bescheide    hierauf  erklärten   die    ständischen 
Ausschüsse,  dass  es  ihnen  nicht  missfalle,  wenn  die  Stadt, 
ihr  Giesuch   bei  Sr.  Majestät   vorbringe,    wo   sie    dann   iml 
Fülle  ihrer  Einvernehmung   mitzuwirken    nicht   ermangeln 
werden.  Ks  ist  jedoch  nicht  bekannt,  ob  und  was  hierüber 
wäre  verhandelt  worden. 

Im  Jahre  1727  kam  dieser  Gegenstand  neuerdings  «ur 
Sprache,  angeregt  durch  den  kurbayr'schen  Hofbaumeister 
Conta  und  (reometer  Eslerl  zu  Burghausen,  die  sich  rur 
Stromregulirung  bei  Struden  und  Spielberg  anerboten,^ 
sofern  ihnen  das  Unternehmen  anvertraut  werde. 

Es  wurde  infolge  allerhtichster  Resolution  vom  2i.Oc-| 
ti.  16. .(.      tober    1737    eine    Augenscheins -Commission    angeordnet,! 
welcher  auch  die  Stände  beiwohnen   solllL-n,    um  über  dia 
Art  der  Bauführung  und  die  Ausfindigmachung  der  Geld^j 
mittel  hiezu  zu  berathen. 

Allein  die  Stände,  zumal  nicht  unmittelbar  von  Seiner 
Majestät    aufgefordert,    fanden    eine    Inlervenirung    wegen 
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der  ConsequenKen  he<lenklich  und  erwiderten,  dass  das 
Aerar,  welches  die  Wassermaut  beziehe,  für  die  SdiifF- 
barkeit  der  Donau  zu  sorg'en  habe.  Auch  hierüber  fehlen 
weitere  Nachrichten. 

Dagegen  Hessen  sich  die  Stände  im  Jahre  1768  herbei 
zur  versuchsweisen  Sprengung"  etne.s  Felsens  nächst  Stniden 
durch  I  .erjyetporer  aus  Tirol  das  nachgesuchte  I>rittel  der  o.  10.  «...b. 
bcanschlagten  Kosten  im  Betrage  von  300  fl.,  jedocli  ohne 
Folgerung  für  die  Zukunft,  aus  dem  Domesticalfonde  bei- 
eu  tragen. 

Der  Donaudurchbruch  bei  dem  Markte  Au  im  Jahre 
1773  machte  eine  Vorsorge  gegen  künftige  Fälle  noth- 
wendig,  zu  u-eichem  Uehufe  eine  gemeinschaftliche  Com- 
mission  zweier  Abgeordneter  der  Stände  ob  und  unter  der  '■  «■  it- 
Enns,  dann  des  Professors  der  Mechanik  und  späteren 
Mavigations-Directors  Pater  Wakher  niedergesetzt  und  die 
Ausführung  des  Baues  nach  des  letzteren  Antrag  auf 
Kosten  der  Herrschaft  und  Gemeinde  Au  angeordnet 
wurde,  da  derlei  Auslagen  das  Aerar   nie  treffen  können. 

Hin  ähnlicher  Durchbruch  ereignete  bich  im  Jahre  1780      g.  16, 4. 
zu  Eizendorf,  der  den  dortigen,  Unterthanen  viele  Gründe 
hinwegnahm  und  deshalb  die  Verordneten  zu  dem  Ersuchen 
veranlasste,    den    nothigen    Uferschuliibau    durch    di«    auf- 
gestellte Navigations  -  Direction   ausfuhren  zu  lassen.     Sie  **■  i*  o«.  'tu- 
wurden  jedoch  zurückgewiesen,  indem  r.ufolge  der  allerhöch- 
sten EntSchliessung  vom  10.  März   1781  der  Navigationsfond      ^-  "^  *■ 
nach    Inhalt   des    Patents    vom    13.  Juni  1777    nur    für   die    u.  im.  ij«j. 
Erhaltung   der  SchifTbarkeil   der  Müsse  bestimmt  .sei,    die 
Uferbcschützungen  aber,    sofern  sie  nicht  unmittelbar  auf 
die   Schiffahrt    Einfluss    nehmen,    lediglich   den    Dominien 
obliegen. 

Dies  das  Wenige,  was  über  Wasst^rbau  bis  zur  Ver- 
einigung des  Verorduotuu  -  CoUegiums  mit  der  Regierung 
bekannt  ist. 

Die  Mittheilungen  an  den  ständischen  Ausschuss  wäh- 
rend dieser  Vereinigung    beschränken    sich  bloss   auf  das 
allerhöchste    Rescript   vom    22.    Februar  1785   hinsichtlich      «.  ifc  7. 
der  künftigen  llerhaltung  des  Ilufschlages  (Treppelweges) 
nach  Aufliebung  der  Was-sermaut,  die  in  Niederiisterreich 
dem  ständischen  Domesticalfonde  und  hierlands  mit  1006  fi.    ü.  u'j.  jij. 
56'/»  kr.  jährlich  dem  Wegfonde  zugedacht  wurde;  auf  ein      «■  ts,  7. 
weitere»  Rescript  vom  29.  December  1 785  mit  der  Bestim-    o.  17  »■  *•*. 
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mung,  dass  die  l'>haltunx;>koättin  dur  llufrtchläge  von  d«n 
an  den  Ufern  der  Flüsse  lieg'enden  und  von  dem  Anlanden 
der  Schiffe  Nutzen  ziehenden  Herrschaften  und  (frund- 
obrigkeiten  zu  bestreiten  seien. 

Nach  Wiedereinsetzung  der  Stände  in  ihre  frühere 
Wirksamkeit  gewatmen  sie  auch  auf  die  Wasserbau  führ  ung 
einigen  Einfluss,  insofern  es  sich  -um  die  Bestrettung  jener 
Kosten  handelte,  die  zum  Schutze  der  Unterthansgründe 
nothwendig  waren,  und  wozu  nach  Inhalt  des  Hof  kanzlei- 
decretes  vom  30.  November  1797  2000  fl.  jährlich  aus  dem 
Strassenfonde  an  die  Stände  abgegeben  wurden,  von 
welchen  der  Wasserbaufond  seine  Kntstehung  ableitet. 

Das  Normale  vom  22.  l'ebruar  1793  enthält  die  Be- 
stimmung, dass,  wenn  es  sich  bei  Wasserbauten  nicht  um 
die  Erhaltunjf  der  SchifFbarkeit  der  Flüsse,  sondern  um 
den  Schutz  ganzer  Gemeinden  handelt  und  diese  sich  nicht 
selbst  zu  schützen  vermögen^  der  Wegfond  die  dacu  be- 
istimmten 2000  fl.  zu  leisten  und  bei  deren  Unzulänglich- 
keit den  Abgang  vorzuschiossen  habe,  welche  Vorschüsse 
durch  Repartition  auf  das  allgemeine  Contributionale  wieder 
einzubringen  seien. 

Infolge  dieser  Anordnung  wurden  nun  die  zum  .Schutze 
der  Gemeinden  erforderlichen  Wasserbaukosten  aus  dem 
Wegfonde,  in  der  Folge  aber  aus  dem  Domesticalfunde 
G.  16.  j»i.i.     voreeschoshen  und  auf  Grund  der  Rej^ierunjf:>-Genehmigung 

Nr.  y*i.  ifcn.  ^  -^    _     - 

ti.  16.  M.     vom  14.  November  1794  nach  Massgabe  der  den  l_)ominien 

mit    dem    ständischen    Circulare    vom    21.    Februar     1795 

G.  (fr.  0.  .\raiv.  mitgegebenen     Berechnung     durch    Repartitiun     auf    alle 

Rusticalgrund- Besitzer   nach    dem    Pfemiigbeitrag    wieder 

eingebracht. 

Dadurch  erweiterte  sich  die  Correspondenz  und  diu 
Wirksamkeit  des  Verordneten  -  CoUegiums  in  WasMJrbau- 
Angulegenheitun. 

Mit  Uobergehung  der  vielen  einzelnen  Bauten,  diu 
thuils  vom  Aerar  bostrittKn,  theits  auf  den  Rusticalsrruiid- 
beäitx  üburwioMiii  wurden,  werden  hier  nur  jene  erwähnt, 
wo  das  Vorordnelen-CoUogiuro  bei  offenbarer  Unvermögen- 
G.  16,  rft.  heit  d«!r  Gemeind««n,  wie  in  den  Jahren  1798  und  1799  die- 
selben durch  Vorschüsse  auf  Kosten  des  lindes  gegen 
künftige  Ausschreibung  veranlasste  und  aus  demselben 
Grunde  eine  Vergütung  für  die  Zug-  und  Handrobot- 
leistung bewirkte. 


U.    i«t.  I«.  I». 
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Auch  iii  technischer  Deziehung^  nahm  es  durch  sein« 
tn^'t-ni^ure  mittelbaren  Kinfluss,  wotche  seit  dem  Jahre  1800 
übur  KrHuchen  der  I-andesregieruiig-  zur  Aufnahme  der 
Flüsse  und  z.u  Comnnssionen  abg-esendet  wurden. 

Dieser  ständische  liinHuss  sollte  sogar  durch  die  mit 
Resfierungseröffnunjf  vom  4.  Juni  1804  beantrajjte  Zu- 
weisung^ aller  nicht  in  die  .SchifTahrtsji;efährUchkeit  ein- 
schlagenden (iegenstände  noch  erweitert  werden,  was 
aber  von  dem  Verordneten- Collegium  abgelehnt  wurde, 
indem  es  die  Regierung  nicht  ermächtigt  hielt  und  die 
derselben  bisher  zugestandene  Leitung  der  Baulichkeiten 
nach  Tt>halt  der  ständischen  Instruction  vom  Jahre  17(^1 
als  ausser  dem  Wirkungskreisn  der  Stände  gelegen  er- 
klärte. 

Nichtsdestoweniger  wurden  immer  bei  Bauten  sowohl 
zum  Schutze  der  Gemeinde^,  als  auch  bei  jenen,  wo  es 
sich  um  die  Beitragspflicht  des  Aerars,  des  Landes,  des 
ßancalti  und  der  Uferbewuhnur  Irandelte,  die  ständischen 
Ingenieure  und  späterhin  auch  die  Verordneten  zu  derlei 
Commissionen  abge^ndel  und  diese  Vorgänge  bezüglich 
der  Verordneten  im  Jahre  1821  in  Betracht  der  ständischen 
Administrirung  des  Wasserbaufondes  sofort  belassen. 

Die  Diäten  und  Reisegelder  iür  die  abgeordneten  Be- 
amten hatte  jener  Fond  oder  jene  Partei  zu  tragen,  welche 
die  Wasserbau  kosten  zu  bestreiten  hatte. 

Was  die  Revision  der  Baurechnungen  betraf,  so  lag 
sie  zumeist  im  Bereiche  der  Staatsbuchhaltung,  darunter 
auch  jene,  wo  die  standiäche  Casse  alle,  oder  doch  die 
meisten  Auslagen  zu  bestreiten  hatte. 

Dies  gab  im  Jahre  1806  zu  dem  lunschreiten  Anlass, 
dass  in  Zukunft  alle  derlei  Rechnungen  mit  den  Plänen 
und  Ueberschlägen  der  Revision  der  ständischen  Buch- 
htdtung  unter:;ogen  werden,  indem  kein  Grund  denkbar 
sei,  warum  Rechnungen  über  Auslagen,  die  das  Land 
allein,  oder  doch  zum  grossen  Theil  treffen  und  aus  der 
I.andschaftscass«  bezahlt  werden,  von  der  Staatsbuch- 
haltung revidirt  werden  sollen. 

Dieses  im  Jahre  i8i8  erneuerte  liinschreiten  hatte  eine 
genaue  Bezeichnung  der  der  Staats-  und  ständischen  Buch- 
haltung zugewiesenen  Rechnungen  zur  I''olge. 

Im  Jahre  1820  ergaben  sich  Differenzen  zwischen  dem 
Landesfonde,  der  Domestical-  und  Steuereaase,  nach  deren 
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Heg-leichung  vom  November  iBio  an   für  alle  Wasserbau- 
»r'vu       -^^u^'iigen  eine  abg-esonderte  Cassa-  und  Rurhfühning^  an- 
;feordnet  wurde. 

Die  von  der  ständischen  Buchhaltung"  besorgte  Con- 
G.  Mt.  ij.  tirung  des  ständischen  WasÄcrbaufondes  sollte  im  Jahre 
182(1  an  die  Staatsbuchhaltun^  übertrafen  werden,  allein 
sie  unterblieb  über  die  erhobene  Kinwendunjy,  dass,  weil 
die  Wasserbaukoüten  zu  den  l^n  de  sauslagen  gehören  ^  den 
Ständen  daher  auch  das  Recht  zur  Respicirung  derselben 
zustehe. 

Verhandlunjfon  über  die  Ausfühninjf  und  Beitrags- 
pfiicht  bezüglich  des  Hufschlages  führen  auf  das  Jahr 
1805  zurück. 

Es  handelte  sich  damals  um  die  Uebernahme  der  bei 
Nr.  ii<t8."iM.  dem  Wasserbau    in    der  Ortschaft  Schaden   erforderlichen 
s^''i|i«.V»Ö5.  Auslagen    von    ijjy  fl.   8'/,  kr.^auf  den    Landesfond,    die 
von  der  Regierung  verlangt  wurde. 

Da  jedoch  dieser  Wasserbau  wegen  Herstellung  des 
Treppelweges  auch  zugleich  zum  Nutzen  der  Schiffahrt 
gefuhrt  wurde,  so  glaubte  das  Verurdneten-CoUegium,  wo 
nicht  die  Haltte,  so  doch  ein  Drittel  dieser  Auslagen  vom 
Aerar  ansprechen  zu  können. 

Als  Krledigung  hierauf  erfolgte  die  Mittheilung  einer 
Abschrift  des  Hofkammerdecrets  vom  11.  Juli  1805  mit  der 
Aufklärung,  was  unter  Hufschlägen  zu  verstehen  sei,  und 
mit  der  Bestimmung,  dass  dem  Bancalärar  in  Källen 
der  Hinwegreissung  derselben  nur  ihre  Zurücklegung 
obliege,  nicht  aber  die  Schützung  der  Ufer  oder  deren 
Verlegung  in  den  Fluss,  welche  Auslagen  das  Land  zu 
tragen  habe. 

Unter  Fierufung  auf  diese  Verordnung  ^vurde  im  Jahre 
1807  die  Herstellung  einer  Hufschlagmauer  im  Engelszeller 
Bezirke  dem  Landes-Wasserbaufonde  zugedacht,  von  den 
Verordneten  jedoch,  weil  zur  Förderung  der  Schiffszüge, 
abgelehnt  und  im  Jahre  1808  als  dem  Bancalärar  zuständig 
erklärt. 

Aehnliches    geschah    im    Jahre     1815,    wobei    wie    im 

G.  ifci  *j  iBi5.  Jahre  1808  ein  ständischer  Verordnetor  commissionell  iiiter- 

venirte. 

^xr'*''!*"  Auch  im  Jahre  1827  sollte  der  Landes-Wasserbaufond 

mit  einem   namhaften    Betrage    in   das  Mitleiden   gezog-en 

werden,    indem  von  der  zur  Sicherung  der  Schiffahrt  auf 
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dtsr  Traun  oberhalb  l^mbach  bis  zur  Einmündung'  in  die 
I>onau  präliminirten  Summe  per  15.000  fl.  zwei  Drittel  auf 
den  erwähnten  Komi  beantragt  wurden. 

Die  dagegen  eingebrachte  Vorstellung  erwirkte  die 
Minderung  auf  ein  Drittel  unter  gleichzeitiger  lünweisung 
auf  die  von  Sr.  Majestät  sanctionirtcn  (frundsätzc,  welche 
in  Ansehung  der  künftigen  Beitragspflicht  die  gewünschte 
Abhilfe  herbeiführen  werden. 

Indess  wurden  seit  dem  Jahre  1795  dieWassurbaukosten 
jü  nach  Erfordernis  im  Wege  der  Ausschreibung  einge- 
bracht und  zwar  anfänglich  durch  Repartition  auf  das  ge- 
rammte Rustical-frrundbesitzthum  nach  dem  Pfennig-Bei- 
träge, in  welcher  Weise  es  bis  zum  Steuer- Provisorium 
verblieben  ist,  wo  die  Kosten  vom  Jahre  1821  ange- 
fangen nach  dem  neuen  Steuergulden  auf  das  Kusticale 
der  Gemeinden  und  einreinen  (irundbesitzer  angetheilt 
wurden. 

Die  Kosten,  welche  vom  Jahre  1793  bis  1815  28.255  **•  .s».  jjö»!  1*1«. 
48*/,  kr.  B.  Z.  und  33.070  fl.  43^/4  kr.  CM.  betrugen,  er- 
reichten später  von  Jahr  zu  Jahr  immer  höhere  Summen, 
wa»  auch,  als  es  sich  im  Jahre  1821  um  die  Auflassung 
mehrerer  auf  den  Objecten  der  (Trund-,  Urbarial-  und 
Zehentsteuer  lastenden  Nebengaben  handelte,  das  Verord- 
neten-Collegium  veranlasste,  hierin  auch  die  Wasserbau-  1. 1.  .vr  ^«^t-. 
kosten  etnzubeziehen  und  zu  bitten ,  dass  diese  Anlage, 
welche  seit  einigen  Jahren  auf  Stromregulirung  zur  Er- 
haltung der  Schiffahrt  dem  Lande  aufgebürdet  wird  und 
diesem  in  den  letzten  drei  Jahren  jährlich  133.000  fl.  kostete, 
aufgehoben  und  auf  den  Staatsschatz,  weil  dahin  gehörig, 
übernommen  werde. 

Hierauf  erfolgte  keine  Erledigung;  im  (regentheil 
wurde  von  der  Regierung  im  Jahre  1H27  die  Frage 
aufgeworfen:  ,,worHuf  sich  die  Uebung  der  Reparti- 
tion der  Wasserbau -Au.slagen  bloss  auf  das  Rusticale 
gründe?" 

Diu  Beantwortung  dieser  Frage  geschah  auf  (Trund 
des  I^ndtagsschlusses  vom  15.  October  1828. 

*  Sie  enthält  einerseits    nebst    der  Au.szeigung   der  seit 
dem    Jahre    i7<>3    bis   zum    Jahre    1827    aus   dem    Wasser-  st.  ii'i.'itii. 
baufonde    bestrittenen    .\uslagen    die    Nach  Weisung    über 
die    auf    gesetzliche    Bestimmungen     gegründete    Anthei- 
lung  der  Wasserbau  kosten  auf  das   Rustical-Grundbcsitz- 
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tbum  und  aiidunsuiu»  eine  AuJzählunfjf  der  1  tauplursachun 
des  sosehr  gesteigerten  Kostenaufwandes,  der  darin  be- 
stand : 

dass  in  einer  kurzen  Zeitepoche  viele  und  sehr  kost- 
spielige Bauten  zugleich  unternommen  wurden, 

dass  man  von  der  höchsten  Vorschrift  vom  22.  Februar 
1793  ganz  abgewichen  sei  und  fJauführungen  zur  Erhal- 
tung der  Schiffbarkeit  der  Flüsse,  die  den  grössten  Theil 
des  Aufwandes  in  Anspruch  nahmen,  auf  das  Land  ge- 
wäkt  habe, 

dass  die  Baupläne  nicht  wirtschaftlich  und  dauerhaft 
ausgeführt  und  kaum  hergestellte  Bauten  in  sehr  kurzer 
Zeit  wieder  vernichtet  wurden, 

dass  endlich  die  Kosten  durch  vielfältige  Reisen  der 
Baubeamten  budeulend  vermehrt  worden  sind. 

Das  Verordneten -CoUegium  erklärte  daher,  dass  bei 
solchen  Vorgängen  weder  das  Rustical-Grundbesitzthum, 
noch  die  ganze  l^ovinz  die  l.,ast  der  Wasserbaukosten 
ertragen  könne,  es  sohin,  um  den  Contribuenten  die  l^st 
erträglich  zu  machen,  nothwendig  sei,  dass  sich  streng  an 
das  Normale  vom  Jahre  1 793  gehalten  und  dem  l^ndc  nur 
jener  Kostenaufwand  aufgebürdet  werde,  welcher  zum 
Schutze  ganzer  (jemeinden  erforderlich  sei. 

Hierüber  erfolgte  ebenfalls  keine  Erledigung,  allein 
aus  dem  Inhalte  des  Regierungs-lnsinuats  vom  31.  August 
1830  liess  sich  das  baldige  Aufhören  der  ständischen  Bei- 
träge zu  den  Wasserbau-Auslagen  erwarten. 

Dies  geschah  denn  auch  auf  Grund  der  mit  der  aller- 
höchsten EntSchliessung  vom  30.  October  1830  aufgestellten 
Grundsätze  über  das  künftige  Verfahren  der  Wasserbauten 
und  der  Bedeckung  des  dazu  erforderlichen  Aufwandes, 
wodurch  die  Grundbesitzer  von  allen  besonderen  Wasser- 
baubeiträgen befreit  wurden. 

Die  mit  dem  Regierungs-Insinuate  vom  20.  November 
,.  1830  nachgesuchte  Eröffnung  Ixinsichllich  der  etwa  zu  tref- 
^,.  fenden  Modalitäten  und  allfälUger  Modihcationen  der  (xe- 
schäfts-Manipulation,  des  Personals  und  der  Gehalte  wurde 
damit  beantwortet,  dass  das  Verordneten-Collegium  über 
diu  Ausführung  der  allerhöchsten  Anordnung  kein  Gut- 
achten abgeben  könne,  dass  nur  noch  die  Einbringung 
der  ausständigen  Wasserbaubeiträge  erübrige  und  durch 
die   Enthebung    von   diesem   Geschäftszweige    weder    eine 
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IC  in  roligiöser,  ttrisseaichaftlichcr  und  administra- 
tiver Boziehunjr  das  sechzehnte  Jahrhundert  das  <ler  Re- 
formen war,  el>enKu  lässt  sich  behaupten,  ühsk  auch  in  An* 
sehung  des  Sanitätswe.scns  zeitjjcmilsse  Verbesserungen 
als  drinj^endes  Uedürfnis  anerkannt  und  vorbereitet  wurden. 

Kinen  Reweis  von  dem  damaligen  Zustande  des  Sa- 
nitätswesen» Ueferl  ein  (iuiachien  der  Aerztc  circa  1552 
wegen  Untersuchung  der  Apotheken,  Abschaffung  der 
Schwärmer,  .Schwarzkünstler, Wurzlgraber,  falschen  l'heriak- 
verkäufer  und  alten  H — n,  die  im  I<!inde  herumstreifen, 
die  Aerzte  beeinträchtigen  und  ihre  verderblichen  Arzneien 
um  theures  (i-cUl  ruhmredig  hinlangeben. 

Die  Apotheker  ihrerseits  verwahrten  sich  gegen  die 
ihnen  zur  Last  gelegte  eigenmächtige  Arzneitaxirung  und 
verlangten  (tie  Wiener  TaxonJnung.  Auch  beschwerten 
sie  sich  gegen  die  Winkelapothekeu  und  ßadur  wegen  Be- 
reitung der  Arzneien  und  ersuchten,  dass  die  Recepte  von 
lien  Aerzten  selbst  ordentlich  geschrieben  werden  möchten. 

Inwinferne  die  .Stände  damals  auf  ilas  Sanitätswesen 
l'jnfluss  genommen  haben,  lässt  sich  nicht  bestimmen,  so- 
viel aber  ist  gewiss,  dass  sie  schon  vor  dem  Jahre  1555 
in  der  Person  des  (jeorg  Mändler  einen  eigenen  Medicus 
in  Hustallung  hatten,  da  ein  gewisser  Stopius  im  Jahre 
iS55  ii'i  '^*-'^  Vorgenannten  .Stelle  mit  jährlich  350  H.  gegen 
halbjährigf  .\»rkündigung  in  Hestallung  genommen  wurde. 
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wofür  derselbe  verpflichtet  war,  zunächst  den  Landes 
mitglitMlem  und  ihren  Unterthanen  bt;izustehen,  auch  ]^t'y«n 
Kcisekostcn  und  Diäten  vun  :i5  kr.  per  Meile  und  i  II. 
per  Tag  über  l^and  zu  reisen. 

Ob  aus  Anlass  der  im  Jahre  i.iOg  in  einigen  Orten 
des  J..andes  au-sj^ebroclienen  epidemischen  Kranklniiten, 
weshalb  zur  Beruhigung  des  Volkes  vom  Kaiser  Maxi- 
mitian  Lt.  ein  Ucn^^ralmandat  erlassen  und  das  sogenannte 
Üoctoren-  oder  Arztenbüchl  allen  Hausvätern  empfohlen 
wurde,  oder  aus  anderen  Rücksichten  sich  die  Zahl  der 
l.and.st;hafLsphysiker  auf  vier  vermehrte,  ist  nicht  bekannt, 
aber  gewiss  ist,  dass  im  Jahre  1,175  drei  derselben  unter 
iWiziehung  des  X3r.  -Stopius,  dann  eines  ständischen  Con»- 
missars  und  dreier  von  Seite  der  Städte  zur  Untersuchung 
der  Apothekijn  zu  I.inz,  Steyr  und  Wels  abgeordnet  und 
zugleich  angewiesen  wurden,  den  Verordneten  hierüber 
Relation  zu  erstatten. 

Damit  ist  die  Kinflussnahme  der  Stände  auf  das  Sani- 
lätsvvesen  und  ihr  Wirken  in  dieser  Richtung  wohl  ausser 
Zweifel  gestellt,  nicht  nur,  weil  die  in  ständischer  Bestal- 
lung gestandenen  I  ^ndschaftsphysiker  die  Apothekini  /u 
untersuchen  und  den  Verordneten  darüber  zu  relutioniren 
hatten,  sondern  auch,  weil  eben  mit  diesen  für  die  da- 
tualigc  Zeit  beträchtlichen  Bestallungen  dem  Lande  ge- 
schickte Aerzte  gewonnen  und  erhallen  wurden. 

Zwar  sahen  sich  die  Stände,  vielleicht  aus  finanziellen 
Rücksichten,  im  Jahre  1579  veranlasst,  die  Besoldungen 
der  Physiker  nach  Ausgang  der  Bestall ungszett  einzu- 
ziehen: allein  schon  im  Jahre  1583  wurden  zur  Abstellung 
der  eingerissenen  Unordnungen  vier  erfahrene  Arzte  wieder 
in  ständische  Bestallung  genommeHj  von  welchen  drei  für 
die  Städte  Wels,  liims  und  1-reistadt  und  der  vierte  nebst 
}Jt.  J.:4fus  für  I.inz  bestimmt  waren. 

Die  Wirksamkeit  der  .Stände  erstreckte  sich  indes  nicht 
bloss  auf  die  Aufnahme  und  Bestallung  der  Physiker,  son- 
dern auch,  wenn  es  sich  um  ansteckende  Krankheiten 
und  Massregeln  dagegen  handelte. 

Zur  Zeit,  als  in  Linz  noch  kein  I-azareth  bestand, 
wurden  die  Kranken  im  Bürgerspitalo  untergebracht  und 
durlselbst  von  den  Spitalern  betreut. 

Das  öftere  Auftreten  ansteckender  Krankheiten  führte 
einige  Jahre  vor   158,=;  die  l'.rliauung  tlfs  Lazareths  herbei. 
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Allein  die  Anstalt  mit  damals  nur  sieben  Krankenbetten 
hatte  keinen  Fond,  kein  Kinkommen,  daher  mit  landes- 
hauptmannschufüichem  Ansinnen  vom  7.  Februar  1585  an 
die  Stände  die  Einladung  er^enjy,  zur  besseren  Uotirung 
der  Anstalt  mittelst  Almosensammlung^  durch  ihre  Predijjer 
mitzuwirken,  wozu  sie  wegen  ihres  Schulwesens  und  der 
Bestellung^  der  Aerxte  ohnedies  interessirt  seien. 

Ein  weiteres  derlei  Ansinnen  vom  5.  October  desselben 
Jahres  stellte  bei  dem  Umsichjarreifen  der  Krankheiten  di*» 
Abordnung  eines  eigenen  Arztes  und  Predigers  für  die 
Pestkranken,  sowie  die  Verwendung  der  das  ständische 
Almosen  geniessenden  Individuen  zur  Krankenpflege  als 
noth wendig  dar,  worauf  die  Verordneten  erwiderten,  dass 
dies  alles  bereits  eingeleitet,  Dr.  Anomäus  (der  nachmalige 
RectordL-r  protestantischen  Landschaftsschule)  alsOrdinarius 
und  die  beiden  Diaconen  Tittulus  und  lirueder  zur  Ver- 
richtung ihres  geistlichen  Amtes  ausachli essend  bestimmt 
seien,  welch  letztere  auch  aufgefordert  wurden,  ihre  Pflichten 
ohne  Furcht  zu  erfüllen,  da  sie  nach  dem  1^1.  Psalm  mit 
der  >lilfe  Gottes  jeder  Gefahr  entgehen. 

Das  im  Jahre  1592  an  die  Stadt  Linz  erlassene  Decret 
wegen  Vorlage  der  Erklärungen  der  Apotheker  hinsicht- 
lich der  Taxen,  sowie  der  dem  Dr.  Springer  zugesicherte 
Schutz  der  Stände  mit  der  (lestattung  der  freien  Praxis  bis 
zur  F.rledigung  eines  Physicats  liefert  einen  neuerlichen  Re- 
weis, dass  der  Einfluss  dur  Stände  kein  unbedeutender  war. 

Derselbe  erstreckte  sich  auch  auf  Erlässe  in  discipli- 
ifr.  «id  jfc  j-ii.  "^^^^  Beziehung,  da  die  Physiker  im  Jahre  1592  aus  An- 
lass  einer  sich  zeigenden  contagiÖson  Kopf  krankheit  bei 
angedrohter  Di enstesent lassung  aufgefordert  wurden,  sich 
diesfalls  gemeinschaftlich  zu  berathen  und  dabei,  statt  sich 
feindselig  zu  begegnen,  einander  zu  unterstützen  und  die 
Kranken  nicht  hilflos  zu  lassen.  F.in  bedau«rliches  Zeichen 
der  damaligen  Zeit,  dass  es  eines  solchen  Auftrages  bedurfte. 

Diese  Uebelstände  zu  beseitigen,  sahen  sich  die  Ständf; 
mit  Schluss  vom  15.  Mai  1593  veranlasst,  hinsichtlich  der 
Bestallung  unter  den  Physikern  eine  Gleichheit  herm- 
stellen  und  für  jeden  künftig  nur  joo  fi.  —  als  selbst  für 
den  geschicktesten  Arzt  genügend  —  zu  bestimmen. 

Einer  der  Physiker  erhielt  Freistadt  als  Domicil,  wes- 
I.  c  F<4.  jw-  halb  die  erwähnte  Stadt  angewiesen  wurde,  für  denselben 
eine    geeignete    Wohnung    zu    besorgen,    wie    auch    eine 


J.  j.  10. 


J.  i.  4;- 


Antwl.  *i. 
Fol.  iw. 


—     257  V  — 


Apotheke  zu  errichten,  wenn  lÜ«  von  fteite  der  Stände 
verbeswirtt:  und  den  Landschiiflsphysikern  zur  ferneren 
Bcrathung'  überjfcbene  iJocloren-  un<l  Apoihekerordnunj*" 
in  Wirksamkeit  sein  wird. 

Damals  bestanden  fünf  Landschaftsphy-siker,  weh^lu; 
sich  atn  31.  Juni  ijyj  i^egon  einen  lüitrüjferischen  Juden 
beschwerten  und  die  Abschaffung  der  im  Lande  herum- 
streifenden alten  Weiber,  Handwerker,  Krämer,  Land- 
fahrer,  wissentlichen  Zauberer,  Krystallenseher,  Ansprecher, 
Segen-  untl  Büchleinsehreiber  u.  dyl.  Ht^trüger  verlangten, 
weil  sie  (»Ott  und  Rclij^ion  verspotten,  J.cib  und  Seele  der 
leichtgläubisfen  Menschen  zujfrunde  richten  und  zum  Spott 
der  Aerzte  und  zum  Nachlheil  der  Apotheker  ihr  Knwesen 
traiben. 

Im  Jahre  1547  /etgtcn  sich  neuerdings  bedenkliche 
Krankheiten,  darunter  mehrere  plötzliche  Sterblälle.  wes- 
halb der  Landeshauptmann  um  die  Fürsorge  ersucht  wurde, 
dass  von  Seite  der  Stadt  di»;  nüthigen  Vorsichtsmassregeln 
gctrofieii  werden  und  crsterer  von  den  Aerzten  Ihr  (iut- 
achten  verlangte. 

Dies  gab  jedoch  AnlaHA  zur  Ileschwerde,  worin  die 
Verordneten  erklürlen,  dass  dadurch  die  Stande  als  erste 
Instanz  über  die  vun  ihnen  bfsuUieten  uiul  in  Hid  genom- 
menen Meilici  umgangen  seien,  da  derlei  Jiefchle  von  den 
Verordneten  hättuTi  ausgehen  sollen.  Ihr  Auftrag  an  die 
Physiker  zeigt  von  der  Wahrung  ihrer  Rechte. 

Während  als  Sicherheitsmassregeln  im  allgemeinen  die 
verbesserte  Infectionsurdnung  mit  Patent  vom  i.  August 
I5g7  erlassen  wurde,  hatten  die  Landscheiftsphysiker  wegen 
fernerer  Heibelialtung  des  um  die  studirende  arme  Jugend 
huchverdieuten  Heinrich  Horstauer  als  ständischen  Wund- 
und  Augenarzt  (ig.  August  1597)  ihr  zustimmondes  tiut- 
acliten  erstaltet,  aus  welchem  zu  ersehen  ist,  dass  Horstauer 
bereits  2H  Jahre  in  dieser  Eigenschaft  gedient  habe,  die 
.Stände  sohin  auch  eigene  Wundärzte  in  Bestallung  hatten. 

lIorstau«rs  letzter  ßestalluiigsbrief  tlatirt  vom  27.  April 
1598.  Ihm  folgten  Diethard,  Schmidt,  Thonian  und  Schmu- 
^cken,  die  gewöludich  50,  auch  70  IL  ab*  jährliche  Ilestallung 
erhielten  und  dafür  verpHichtet  waren,  in  Linz  zu  wohnen, 
zunächst  den  ständischen  Individuen  ihre  JJienste  zu  wid- 
men, wie  auch  ohne  IWwilügung  nicht  ausser  Land  zu 
gehen. 

Sl^ttihvi,  F|»l>ein«riJ)Mi,  I7 
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Indess  war  die  au;;    den  kaiserlichen  Ordnunu^n   ent- 
nommene und  für  das   Land  oh  der  F.nns  passend    eingc- 
*kT'h*      richtete  Ordnun^^  lur da«  gesammto  Sanitäts-Pursunale  durch 
I.  c.  F-ii,  J7J,   deren  Annahme    von  Seite   der  Stande   (23,  August   1597) 
in  Wirksamkeit  j^jetreten  und  dieselbe  hnhufs  ihrer  Druck- 
L  c.  Fol.  4 'S-   leg-unj^'    den    I^mlscbaftsphyslkeni    zur  Rediifirun);»'    über- 
geben.     I>te     r>rui:kley^ung     scheint     jedoch     unterl)lieben 
zu  sein. 
I.  c.  Koi.  nt,  Ohne  in  ein  Detail  einzug'ehen,  werden  aus  dieser  Ord- 

nung hier  lUJr  jene  Punkte  hervorg-ehoben,  die  den  lünfluss 
der  Stände  berühren  und  über  die  damaligen  Beziehungen 
der  Sanlläts-Individuen  zu  einander  Aufschluss  geben: 

^Keinem  Doctor  tlurfte  die  Praxis  gestattet  werden, 
der  nicht  in  Wien  geprüft  und  sich  mit  Zeugnissen  darüber 
ausweisen  konnte.  Ebenso  durfte  Niemand  als  Apotheker, 
Wundarzt,  liader,  Steinschneider,  liruchschneider,  Augen- 
arzt und  Franzosenarzt  zugelassen  werden,  bevor  er  nicht 
von  den  I.andschaftHphysikern  geprüft  war.** 

„Die  Prüfungen  wurden  im  Beisein  eines  Landhemi 
oder  Rathsmitgliedes  der  betreffenden  Orte,  wie  aucb  eines 
beeideten  Notars  oder  ständischen  Secretärs  vorgenommen 
und  die  Zeugnisse  darüber  mussten  den  Verordneten  vor- 
gelegt werden." 

„Femer  Beeidigung  der  Apotheker,  deren  in  Linz  nur 
drei  gestattet  wurden,  und  durfte  kein  Arzt  eine  Apotheke 
führen,  ausser  er  würde  der  Praxis  entsagen. '^ 

„Es  wurde  das  Wiener  Dispensatorium  vorgeschrieben 
und  den  Aorzten  untersagt,  ihren  Patienten  Arzneien  m 
geben,  sowie  von  den  Apothekern  (»eschenke  anzunehmen 
und  die  Kranken  mit  überspannten  Forderungen  zu  be- 
schweren." 

„Den  Wurzenkrämom  und  l.andfahrem  wurde  der 
Verkauf  schädlicher  Artikel  ^Mercurius,  Arsenik  u.  s.  w.) 
untersagt  und  ihnen  nur  gestattet,  gewisse  Artikel  (Rha- 
barber, Terra  sigilata,  Alraun  u.  s.  w.)  den  Apothekern 
zu  verkaufen/ 

,.  Wundärzte  und  Bader  durften  keine  innerlichen  Curen 
vornehmen,    ebenso  Hebaromen    und  Besehnerinnen  keine  ^ 
Arzneien  bereiten.'" 

„Fä  wurde  die  Vornahme  öfterer  und  unvermutheter 
Apotheken- Visitationen  angeordnet  und  den  Aerzten  Hippe- 
kraies  und  tialen  als  Richtschnur  vorgeschrieben.^ 
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^Üen  Verordneten  lag  es  ob,  über  die  genaue  Bcob- 
aclitung'  dieser  Vorschril't<-n  zu  wachc-n  und  in  Ucbertrü- 
iunj:jslallen  an  den  I^ndeshuuptniann  die  Anzeige  au  er- 
sutlen."  '    '• 

Mit  dum  ständischen  Schlüsse  vom  23.  Auyfust  i^y? 
wurden  den  Landschaftsphysikern  ihre  l'latzc  angewiesen: 
l.inz,  Wels,  Steyr  und  Freistadt,  nach  welch  letzterer  Stadt 
Dr.  Persius  kam  und  im  Jahre  ttx>2  behufs  der  ErlangT-inj? 
der  dorliyen  Apotheke  von  tlen  Stän<l*m  empfohlen  wurdi;, 
was  übrigcn^i  im  Widerspruche  mit  der  Doctoruu-  und 
Apüihekerordnung-  stand  und  den  Ileweis  liefert,  dass  man 
sich  ilamals  an  die  selbst  gegebenen  Ordnung-en  nicht 
immer  gehalten  habe. 

Auch  gegen  die  Land  seh  attsphysiker  wurden  um  diese 
Zeit  wegen  zu  hoher  Gebüranrechnung  Ileschwerden  erho- 
ben, welche  Unzukömmlichkehen  dl«!  im  Jahre  löoH  bean- 
tragte lünführung  einer  l>estimmten  Taxordnung  abstellfm 
sollte. 

Im  Jahre  101 1  halle  eine  zu  Ottensheim  ausgebrochene 
bösartige  Krankheit  binnen  kurzer  Zeit  viele  Menschen, 
meist  junge  Mädchen,  hingeraft'l,  doch  blieb  sie  auf  den 
Urt  beschränkt. 

Hmstor  ward  es  im  Jahre  1013,  wo  die  zu  Pressburg, 
Wien,  Prag  und  in  einigen  I3rten  Deutschlands  gleichzeitig 
ausgc>>rochenen  Krankheiten  ein  Aclinüches  auch  hier  1m?- 
fürchten  liesbcn  und  deshalb  zumal  bei  der  bevorstelumden 
Ankunft  des  Kaisers  (Matthias)  Vorsichtsmassregeln  noth- 
wendig  machten. 

Die  am  ig.  August  angeordnete  Apotheken-Visitation 
hatte  nach  der  Relation  der  Acrzle  vum  5.  October  kt-tn 
sehr  günstiges  Resultat.  Es  wurde  seit  vielen  Jahren  keine  i- 
vorgenommen,  ein  Beweis  von  der  Nichtbeachtung  iler 
Von>chriften.  Dies  zeigte  sich  auch  bei  der  Bestellung  des 
Magisters  Sanitatis. 

Der  von  den  Verordneten  mit  Decret  vom  30.  August    i 
hiezu     berufene    Landschaftsphytsiker    T*erill    entschuldigte 
sich,  diese  Stelle  nicht  annehmen   zu  können,   da  er   nicht 
der  Jüngste  des    hierländigcn  Collegiums  sei,  auch  sein 
Destallungsbrief  darüber  nichts  enthalte. 

Dieselbe  Entschuldigung  brachte  Wrona  vor,  der  bei  >■ 
dem  Umsichgreifen  der  Krankheit  mit  eigenem  Holen  ein- 
b«;rufen  wurde  und  noch  Wolters  beifügte,  das-s,  da  er  kein 
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eig-entlichur  Landschaftsphysiker  und  zudem  Vater  von 
5  Kindern  sei,  ein  in  ordentlidier  Hüstallung  stehender, 
in  Jänz  sesshafter  noch  unverehelichter  Medicus  als  Nta- 
g-ister  zu  be-stellftn  wäre. 

Xun  wurden  die  Landschaft sphysiker  mit  üeeret  vom 
2.  November  aufgefordert,  bei  Verlust  ihrer  Uienstesstellen 
binnen  8  Tagen  einen  Magister  SanitatU  zu  benennen,  ohne 
dass  ihn  jedoch  die  Stände  besolden. 

Welchen  Erfolg  dieser  Auftrajf  hatte,  zeigt  das  Gut- 
achten der  J*hysiker,  worin  sie  erklärten,  dasi,  keiner 
1.  c.  Pul.  4»7.  aus  ihnen  als  Magister  füglich  bestimmt  werden  könne, 
sondern  dass  eine  eigene  Person  zu  ernennen  sei,  indem 
sie  ihre  Patienten  verlieren  und  selbst  diese  einen  Nach- 
theil erleiden  würden,  wenn  selbe  ihren  gewöhnlichen  Arzt 
nicht  zu  Rathe  ziehen  konnten.  Auch  trage  keiner  ein 
Verlangen,  nobst  der  offenbaren  Schmälerung  seines  Ein- 
kunmiens  auch  der  Lebensgefahr  sich  auszusetzen,  zumal 
in  den  Bestall ungsbriefen  von  einer  derlei  Verbindlichkeit 
nichts  enthalten  sei. 

Sollte  jedoch  durchaus  ein  besonderer  Magister  be- 
stellt werden,  su  bestimmen  sie  den  Jüngsten  aus  ihrem 
Collegio  hiezu,  da  ein  anderer  nicht  gezwungen  werden 
kann,  hoffen  aber  zugleich,  dass  die  Besoldung  eines  sol- 
chen Magisters  nicht  ihnen  aufgebürdet  werde,  deren  Be- 
zug« zur  Bestreitung  der  Auslagen  im  Dienste  der  ]^nd- 
schaft  ohnehin  kaum  hinreichen. 

Der  unanständigen  Textirung  dieses  Gutachtens  folgte 
ein  strenger  Verweis  an  die  Physiker  mit  dem  Bedeuten, 
dass  in  Zukunft  derjenige,  welchen  ilie  Stände  als  Magister 
bestitumcn  werden,  diese  Stelle  nach  der  diesfalls  neu  auf- 
zurichtenden Instruction  gegen  gebürliche  Recontpens  ohne 
Weigerung  anzunehmen  habe,  deren  Besetzung  übrigens 
durcli  das  Aufhören  dur  Krankheiten  nicht  mehr  nolhwen- 
dig  geworden  ist. 

Nar.h  dem  (Vutachten  der  Aerzte  waren  es  zumeist  die 
rothe  Ruhr  und  das  giftige  Fieber  unter  dem  Namen 
„ungarische  Krankheit",  welche  viele  Menschen  schnell 
und  plötzlich  hinrafften,  weil  man  die  Hilfe  der  Aerzte  ent-, 
wuder  Vi^raclitete  oder  zu  spät  suchte.  Beide  Krankheiten' 
waren  contagiös  und  die  äusserlichcn  Zeichen  des  l-iebors 
hostaroieii  in  harten  Beulen  und  Petechien,  worauf  nicht 
selttM»   iMii   srJuK'llur    lud  «irfulgte. 
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Als  Ursachen  der  rothen  Rulir  wiirilnn  von  den  Aerz« 
ten  ang-egobfln:  Der  zu  sdinelle  \V«chsf?l  der  Witterung, 
die  vielen  Kinstemisse,  hnftig-c  iSlitze,  Schauer  und  Mehl- 
thuu,  ^vährund  das  Kieb«r  durcli  I'VKnidfl  aus  Wiun,  I*rag 
und  Reijjensburvf  hiehergebrachl  wurde. 

iJie  Ziihl  der  VLTstorben<rn  ist  nicht  bt^kannt,  doch  ma;y 
sie  nicht  unbedeutend  gewesen  sein,  da  ^ich  nicht  st;lt('n 
j,  4,  auch  5  plötr.liche  Sterbfälle  in  einem  Hause  ergeben 
haben. 

Im  Jahre  1O14  wurde  ein  gewissi^r  WoUgang  Storkiir, 
gewesener  Pfarrer  zu  Ciebollskirchen,  der  Nekromantie  be- 
schuldigt, welcher  nach  Hericht  des  Dr.  l-'abri  zu  Wels 
«inen  grossen  Zulauf  von  Mplancholicis  und  ^^aniaris  hatte. 

Die  im  Jahre  lOtd  in  einer  Badstube  zu  1-inz  von  den 
Acrrten  vorgenommene  Untersuchung  zeigt,  wie  sehr  es 
damals  an  gehrlriger  Aufsicht  über  ilie  Rad»*r  und  ihre 
Gesellen  gebrach,  die  durch  Anwendung  unerlaubter  Mit- 
tel und  Nichtreinhaltung  der  Instrumente  /.um  Hlutlassen 
bei  selbst  liederlichem  Lebenswandel  zur  Verbreitung  der 
Lustseuche  beitrugen,  was  wohl  Ursache  gewesen  !>ein  mag, 
da&s  di«  (icsuche  mehrerer  Bader  um  Aufnahme  in  .stän- 
dische Bestallung  zurückgewiesen  wurden. 

Uiner  der  thatigsten  Aerzte  um  diese  Zeit  mag  Doctor 
Persius  gewesen  sein,  der  über  Auftrag  iler  Stände  ein 
Werk  über  die  Verhaltungsma^sregeln  zur  Zeit  Ijiidenk- 
lichcr  Krankheiten  schrieb  und  dasselbe  im  Jahre  1617  mit 
der  Bitte  den  Ständen  vorlegte,  ihm  als  ernannten  Magister 
Sanitatis  zumal  bei  dem  Umsichgreifen  der  Krankheit  die 
doppelte  Bestallnng  ferner  zu  belassen,  auf  die  er  übrigens 
gern  verzichten  würde,  wenn  er  von  einem  Geschäfte  ent- 
hoben wäre,  wobei  er  nur  Schaden  leide  und  von  Armen 
überlaufen  werde,  die  er  aus  Mitleiden  gratis  behandle. 

Das  aus  Anlass  der  im  Jahre  1625  ausge]>ruchenen 
contagiösen  Krankheiten  in  iJruck  gelegte  Werk  des  Doc- 
tor Persius  erlebte  im  Jahre  1649  eine  zweite  Auflage,  ein 
Beweis  von  dessen  Zweckmässigkeit  für  die  damalige  Zelt, 
wo  di«  Krankheiten  beinahe  alljährlich  nudir  ttder  minder 
heftig  auftraten  und  die  regellose  Lebensweise  der  Menschen, 
wohl  auch  Unkenntnis  mancher  Aerzte  an  deren  Verbrei- 
tung Schuld  trugen. 

Bedenklicher  als  gewöhnlich  begann  das  Jahr  i6j3, 
in    welchem   nach    dem  Gutachten  der  Aerzte  das  hitzige 
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(iallfieber,  Angina,  mitunter  Poteclnen  sich  immer  mehr 
und  mehr  verbrcilottin,  als  deren  Ursachen  das  unordent- 
licho  l.ebon,  der  zu  häiüiyu  (ienuss  de»  Ungarwoin«*;,  so- 
wie diu  VermiBclmn^  des  Hranlweines  mit  Meth  anj^ 
y*:bt:n  wurden. 

Xocb  schlimmer  siand  *;s  im  Jahn:  ii).iii  we.shall)  I)oc- 
lor  Mag^ir  diu  Wulbunj;  urhiclt,  alh  dritlur  Modicus  in  l.iiu 
seinen  Wohnsitz  zu  nehmen. 

Dit!  Ankunft  kranlcvr,  hlessirti^r  SoIdat<jn,  lü«  vor  dum 
l^ndhau.se  g^ülaycirl  warfen,  mochU:  wohl  bcigetragun  haben, 
daas  die  Krank huitnn  uhien  gerährlichun  Charakter  an- 
nahmen. 

In  zwei  ITäusern  der  Vorstadt  zei^e  sich  die  Pettt, 
daher  Dr.  Pi.storius  aus  Steyr  als  Mallster  Sanltalis 
berufen  und  demselben  gegen  Anwei-sung-  der  doppellen 
Beätallun;jf  bedeutet  wurde,  sich  nunmehr  von  allen  übrij^en 
(reschäfton  fern  zu  halten.  Nobst  dem  Älagister  Sanitattis 
waren  auch  drei  Priester,  darunter  zwei  Jesuiten  aus- 
schliessend  für  den  Krankciidien>L  bestimmt  und  in  einem 
zu  diesem  Behufe  eigens  gemieteten  Ilause  untergebracht. 

Die  Klagen  gegen  den  Magister  Sanitatis,  dass  er  die 
Armen  hilflos  lasse,  und  die  ungesäumte  Abordnung  von 
drei  I-andschaftsphysikcrn  üur  Apotheken -Visitation,  welche 
der  Landeshauptmann  selbst  vorzunehmen  erklärte,  lassen 
ersehen,  wie  auch  die  besten  Anordnungen,  wenn  sie  nicht 
>)eju:htel  werden,  wenig  nützen,  und  wie  sehr  die  Noth 
lirängte,  alles  aufzubieten,  das  Umsichgreifen  der  Krank- 
heiten zu  verhindern. 

Immer  drohender  für  T,inz  wurde  die  Gefahr :  es  mussten 
Einleitungen  getroffen  werden,  damit  der  fiese  haftsgang 
keine  Unterbrechung  erleide,  wesswegen  die  Verordneten 
sich  veranlasst  sahen,  um  die  Mitte  October  mit  Kanzlei 
und  Casse  nach  Wels  in  tlas  Schloss  Pollheim  zu  über- 
siedeln, woselbst  sie  bis  zum  18.  December  verblieben  sind. 

Viele  Opfer  mögen  in  Linz  gefallen  sein,  darunter 
wohl  manche,  "die  vielleicht  hätten  gerettet  werden  können, 
denn  nicht  leugnen  lasst  sich,  dass  im  Sanitätswesen  noch 
vieles  zu  wünschen  übrig  blieb  und  das  Nichtbeachten 
der  Vorschriften  höchst  nachtheüige  Folgen  herbeiführte, 
namentlich  in  Ansehung  der  Apotheken,  gegen  deren 
schlechten  Zustand  in  den  Jahren  16J5  bis  16+2  Immer 
Beschwerden  erhoben  wurden,  wie  auch  wegen  Vornahme 
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innerlicher  Curen  von  Seile  der  I.andslr»icher,  Markt- 
schreier und  /u^^elauft-ner  Kinpiriker,  ja  selbst  di;s  stän- 
dischen Chirurgen  Dietithart,  der  sich  <le»>halb  rechtfer- 
tigen musste  und  unter  Vorlage  seiner  Instruction  erklärte, 
dass  er  sich  stets  hiernach  benummen  habe  und  nur  der 
Nttid  seiner  Widersacher  ihn  verunglimpfe. 

üebcr  solche  iJcschwcrden  und  Anschuldi^unj^en  darf 
mun  sich  übrif^'ens  nicht  wundern,  da  selbst  da«  kaiserliche 
Mandat  vom   i.  December  ib^i)  von  Hullatis,   ketzerischen  J* 
und  wiudertüuferischen  Aerzten  (auch  Juden)  und   Arznei- 
krämern  spricht,  deren   Abschaffung"  anbefohlen  wurde. 

Die  vorerzahlten.  oft  lanjfe  andauernden  Krankheiten 
hatten  die  Zahl  der  l^anilschaftsphysiker  über  die  ursprüng- 
lich bestandene  vennehrt  und  so  auch  die  Aunlagen  aus 
dem  Uomcsticalfonde,  daher  sich  die  Stände  im  Jahre  1643 
veranlasst  sahen,  die  Z;thl  der  Physiker  auf  seclis  zu  be- 
schränken und  zugleich  diejenigen  zu  entlas9en,«nit  welchen 
man  nicht  sehr  zufrieden  war. 

Das  neuerliche  Auftreten  bedenklicher  Krankheiten, 
namentlich  die  im  Jahre  1Ö44  zu  Wien  aus^-tjbrochene  Pest, 
wegen  welcher  Kaiser  Ferdinand  IIL  sammt  l-'amilie  und 
i  Uifslaat  sich  nach  Linz  begeben  halt«,  machte  auch  hier 
Vorsicht^massregeln  noth wendig,  vor  allem  die  baldige 
Bestellung  eines  Magisters  Sanitatis,  dem  nebst  der  gewöhn- 
lichen Uestallung  noch  überdies  100  Reichsthaler  zuge- 
sichert wurden. 

Das  vorgenannte  Jahr  verlief  indes,  ohne  da&s  bedeu- 
tende Krankheiten  hier  geherrscht  hätten,  und  ebenso  das 
darauffolgende,  mit  Ausnahme  einiger  .Sterbfalle  in  der 
Nähe  des  I^ndhauses  während  der  alwirmaligen  Anwesen- 
heit des  Kaisers,  der  über  die  vom  Magister  .Sanitatis  aus-  ,. 
gestellten  unbewährtcn  tjesundheitszeugnisse  seinen  Un- 
willen aussprach. 

Von  grosserem  Helange  waren  die  itn  Jahre  1648  zu 
Ottensheim  ausgebrochenen  und  später  auch  nach  Lins 
verbreiteten  Krankheiten. 

Die  hierüber  vorhandenen  Acten  geben  Aufschlüsse, 
wie  bedauerlich  die  Lage  der  armen  Leute  damals  gewesen 
sein  mochte,  da  sie  nach  dem  (tutachtcn  der  Aerzte  aus 
dem  gesperrten  Hause  der  Vorstadt  in  eine  neuerbaute 
Hütte  verlegt  wurden,  wo  sie  vor  Kälte  umkamen,  wie 
von  einem  Manne  Iirwähnung  geschieht,  der  sich   in  den 
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Dechantshof  geflüchtet  hatte  mit  der  bitte  um  lirbarmen 
und  AuinahmH  ins  Hrudnrhaus. 

Xicht  besser  mochte  us  nach  der  Relation  des  Ma^- 
stcrs  Sanilatis  den  im  Lazaroth  Untergebrachten  ergangen 
sein.  Das  «iebäude  hatte  kleim.*,  schmale,  niodero  Zimmpr, 
in  welchen  man  noch  obendrein  Wäsche  trocknete  und  vor 
(le^tank  nicht  bleiben  koiuUe.  /iidein  schlechte  Speisen, 
meist  nur  leere  Suppe  und  sirhleclites  Trinkwasser.  Mangel 
an  Holz,  kein  Vnrralh  an  Arzneien,  welche  übriv(ens  der 
kaum  Uenesene  jjleich  bezahlen  sollte,  was  viele  bewog'en 
hatt«,  den  Ausjrang  der  Krankheit  Heber  iiott  anheim  tu 
stellen,  als  durch  Arzneien  in  Schulden  zu  tijerathen. 

Das  AutTiiiren  der  Krankheit  im  Jänner  ib.|o  war 
indes  von  nicht  langer  l^ner,  denn  schon  im  Au^st  des- 
selben Jahres  /.eig-te  sich  an  verschiedenen  Orten  die  Wieder- 
kehr derselben,  daher  von  den  Landschaftsphysikern  ein 
(jutachlen  aA^g^etordert  wurde,  welches  sich  diesmal  über 
den  Zustand  des  I^zareths  befriedigend  aussprach,  ein 
Beweis,  dass  die  früheren  Uehelstände   beseiti^ifel  wurden. 

Mehrere  plnt/lichu  Sterbtälle  zu  I.inz  riefen  den  Magi- 
ster Sanitatis  in  sein  ang"ewies*snes  Quartier  ausser  der  Stadt. 
Hei  einigen  Kranktin  zeigten  sich  Petm:hien,  von  welchen 
eine  Person  -sogleich  ins  l.a/arelh  gebracht  wurde. 

Aus  der  i5itte  des  l.inzer  Magistrats  um  einen  Heitrag 
zum  Unterhalt  des  expoiiirten  F^riesters,  dann  für  Arzneien 
und  Beerdigung  der  Armen,  wofür  die  .Stände  wöchentlich 
3  ti.  bewilligten,  geht  hervor,  dass  die  Krankheit,  welcher 
man  den  Namen  Pest  beilegte,  nicht  unbedeutend  go%vesen 
seni  mag.  .Sie  war  es  aber  auch  anderwärts  im  Lande,  be- 
sonders im  Hausruckkreise  unter  der  Hauernschaft,  daher 
eine  Infectionsordnung  für  arme  Nothleidende  auf  dem 
Lande  erlassen  wurde.  Am  meisten  scheint  die  Stadt  Kffer- 
ding  gelitten  zu  haben,  weil  sie  durch  vier  Monate  gänz- 
lich abgesperrt  war. 

Um  die  Mitte  des  Jahres  1650  zeigten  sich  in  und 
ausser  tler  Stadt  Linz,  besonders  zu  Neuhäusl,  abermals 
Spuren  dieser  Krankheit. 

Der  aus  l'reistadt  als  Magister  Sanitatis  berufene  Doc- 
tor  Khörner  wurde  aufgefordert,  bald  zu  kommen,  weil  es 
immer  bedenklicher  ward.  Das  Verzeichnis  der  im  Laza- 
reth  Behandelten  betrug  indes  nur  y  Todte  und  i^  (iene- 
senc.  Bedeutender  mag  wohl  die  Zahl  der  in  Privathäusern 
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VerstorhMien  g-BxvRsen  sein,  von  welchen  nach  der  Er- 
kl.'irunj;f  iluh  Magisters  virln  hätlnn  4jer«ttet  wfirden  ktlnnen, 
wtiiin  sie  yluich  anfangs  ärxlliclie  Hilfii  gusuclit  liab«n 
würden. 

-  Im  Jahre»  1A5?  erklärten  die  l^andschaftsphysikor,  daH*> 
es  jarenü^e,  wenn  in  Steyr,  Weis,  l'Voistadt  und  Knns  jo 
einer  und  zu  Kinz  zwei  bestehen,  wozu  dann  hi-i  bedtmk- 
lichen  Krankheiten  ein  driltur  als  Mag"ister  Sanitatiti. 

BezeichnenrI  ist  die  Bitte  einer  Witwe,  Sabine  Palln-  J. 
storfer,  um  Bewilltj^unjjf  zur  unentg^eltlichen  15ehandiunjf 
armer  l^iute,  die  ku  ihr  XuHucht  nehmen,  da  «e  durch 
ihre  Heilmittel  und  Pflaster  schon  vielen  ^■ehc>lft■-n  habe, 
ohne  damit  den  Badern  und  Chirur^rcn  Kintraj^f  zu  thun. 
Eine  Verfüjfunjj  hierüber  ist  nicht  bekannt,  obwohl  die 
Verordneten  von  der  I^ndeshauptmannHchaft  zweimal  zur 
BerichtarstatlunK  aufgefordert  worden  sind. 

Im  Jahro  16DÖ  erstatteten  die  Landschaftsphysiker 
ein  t-rutachten^  dass  eine  Reform  im  Sanität^wesen  höchst 
nothwendi^-  sei,  diese  aber  nur  dann  erzielt  werden  könne, 
wenn  die  I  .andschaftsphysiker  in  ein  ordentliches  ( lolle- 
^ium  zusammen  treten,  das  gesnmmtcSauiläls- Personale  hier- 
l'inds  ^^eprüfl  und  dem  Coltesium  zum  (xehorsara  ver- 
ptlichtot  werde. 

Sie  baten  daher  die  Stände  Um  Autorisirung  zur  Ver- 
fassung dieses  Wffrkes,  wobei  weder  eine  Instanz  über- 
gangen, noch  auch  von  der  medicinischen  l'acullät  in  Wien 
etwas  zu  besorgen  sei,  da  dieselbe  der  Landschaft  und 
ihrem  untergeordneten  Sanitäts-Personale  keine  Befehle  zu 
ertheilen  habe. 

Von  den  Ständen  inftdge  Schlusses  vom  29.  März  i6b6 
zur  Verfassung  der  Statuten  für  das  zu  bildende  Collegium 
medicum  beauftragt,  überreichten  die  l.andschaftsphysiker 
im  August  desselben  Jahres  den  ICntwnrf  hiezu  mit  der 
Bitte  um  Bestätigung. 

Während    die    Lundschaftsphysiker    im    Jänner     r6t>8 
diese  Bitte  erneuerton,  wurden  im  Kebniar  desselben  Jahres 
auf   (irund    tles    Privilegiums    der    Wiener    l-'acultät    vom 
10.   .September    1667    die   hiesigen    Apotheker,  Bader  und  J- 
Wundärzte  zur  Prüfung  nach  Wien  vorgeladen. 

Dagegen  erhoben  diese  eine  Beschwerde  und  führten 
darin  an,  das»  zunächst  die  Stande  in  ihren  Rechten  ver- 
letzt seien,   da   sie   weder   bezüglich    des  Privilegiums  der 
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Wiener  Karultät  vernomniun,  nuch  auch  davon  im   ordent- 
lichen  Wege  in   Konntni.s  (^es«l/.t  wordun  «ind. 

I )i«i    von    den  Ständen    mit  Schluis   von»    2 1 .   l'trbruur 
Hl*,  ij».     1668  jjenehmigten  Statuten  blieben  jedoch  ohne  Krfolg",  da 
J.  jjj.  ;.      ilnr  Landeshauptmann  dajfef,fKn  Uedenken    erhob   und  des- 
halb bumurktu,  rtasN  es  cinstvvoihin  wie  bisher  zu  verbleiben 
habe.  Denselben  Hrfulg*  hatten  diu  in  den  Jahren   16Ö9  und 
1670  wiederholt  j^ebtellten  Anfragen. 

Im  Jahre   1O75  kam  dieser  Gej^enstand  neuerdin^^  zur 
l  ('».  s.  Nr.  j.  Sprache  und  zwar    infolge  höchsten  Auftrages  wegen  Be- 
richterstattung   über  die    von    der   mudicinischen   Facullät 
verlangte  ungesäumte  Absendung  der  Apotheker  und  Chi- 
rurgen zur  l'rüfung  nach  Wien. 
H.  .1';.  1.1.  Die  Stände  fassten  hierauf  am  lO.  April  1676  don  Be- 

j.  ya.  5.  Nr.  y  .schluss,   gcgcu  diGsu    Zumuthuiig    VorsielluTtg    zu  machen, 
auch   beschlossen    sie    die    Einleitung    zur    Vornahme    dor 
Apotheken  Visitation   sowohl,  als  auch  der  gleichzeitigen 
Prüfung  der  Apotheker  durch  die  Landschaftsphysiker. 
(.  c.  b.  3kU>.  In  der  Vorstellung  an   den  Landeshauptmann    führten 

sie  an: 

dass  das  Privilegium  der  Wiener  l-'acultät  für  das  l^nd 
ob  der  Enns  keine  tieltung  habe, 

dass  die  Badurhandwerks-Ordnung,  zufolge  welcher 
jeder  angehende  Meister  im  Heisein  der  La ndschafls- Phy- 
siker seine  Prüfung  abzulegen  habe,  von  einer  Einberufung 
nach  Wien  nichts  enthalte,  welcher  nur  Eigennutz  ium 
(jrunde  liege  hinsichtlich  der  Taxen  und  Ereitafeln  zu 
Gunsten  der  Facultätsmitglieder, 

dass  endlich  die  Stände  bisher  immer  ohne  Einmengunii; 
der  Wiener  Eacultät  die  SanitäLspulizei  und  zwar  mit  grossen 
Kosten  zum  Hesten  des  Eandes  überwacht  und  zur  noch 
besseren  Förderung  das  von  ihren  Aerzten  verfasste  Statut 
im  Jahre  1ÜO8  bestätigt  l\aben. 

Auch  hierüber  erfolgte  keine  Entscheidung. 

Das  Jahr  i67»j  brachte  höchst  Trauriges;  die  Pest,  ru 
Wien  und  Pressburg  ausgebrochen,  war  auch  nach  Linz 
gekommen. 

Eine  genaue  ßcschreibung  hievon  zu  liefern,  liegt  nicht 
in  der  Aufgabe,  daher  sich  hier  nur  auf  dasjenige  beschrankt 
wird,  was  zunächst  die  Stände  berührt,  nämlich: 

^ihre  Vorsieh tsmassregeln  in  I^stellung  des  Sanitätb- 
Personales  und  die  UnterstüLcungcn,  welche  sie  der  Stadt 
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Liiw    2ur    Erweiterunjf   des   Lazaroths  und   Hrlmuun^   der 
tiÖthig  ^KWordfriL'n  Krankenhiitttm  lw\villig"l  hHlien." 

Da«  Umsichjij^rt'.ifftn  der  Krankheiten  im  (>ct(>ber  im 
Weingarten,  Wetseryassl  und  der  j.cderergasse,  wo  bereilN 
einii^e  dreissij^  I'tT>onc*n  der  Ivrankheit  er!t:>{4in  waren,  ver- 
anlasste die  Verordneten,  nach  Wels  zu  ziehen  und  dort 
die  Bcrathuny,fen  zu  halten,  was  ihnen  vom  Kaiser  einen 
Verweis  zuzo>^,  weil  es  ohne  Wissen  desl>andeshauptmannes 
geschehen  sei;  auf  ihr«  Vorslelluny^,  dass  es  die  Tiusserst« 
Nulhwendij.'keit  geboten  und  }Tolche.s  auch  im  Jahre  i6j4 
Ktatc^refunden  habe,  erfolgte  die  (.Tem*hnii)?unjf  hiezu  und 
wurde  die  (ieldhilfe  der  Stände  mit  Wohlgefallen  aufj^e- J-i- "^i-^*'* /»• 
nuninien. 

Mit  Kndc  Oecombcr  endeten  auch  die  Krankheiten. 
Sie  hatten  nach  der  Relation  des  Dr.  Hofstädter  hundorte  J- V*.  * 
von  Menschen  hinwei^gerafft,  darunter  viele,  die  theils  aus 
Mang'cl  an  Nahrung,  theila  ohne  ärztlichtm  um!  g-eistlichen 
Beistand  gestorben  sind,  andere,  die  auf  freiem  Felde  er- 
froren gefunden  oder  ohne  Wissen  des  Doctors  und  Priesters» 
heimlich  begraben  worden  sind. 

Viele  Mühe  kostete  es  den  Standen,  die  Eröffnung  der 
Communication  zwischen  ob  und  unter  der  Knns  nach  dem  J-  »■  *j^ 
Aufhören  der  Krankheiten  zu  erwirken,  welche  selbst  der 
Kaiser  im  April  i68i  bewilligte,  allein  es  bedurfte,  ehe 
sie  erfolgte,  einer  energischen  Vorstellung  von  Seite  der 
Stande,  worin  der  Migennutz  des  I.andsclireibers  durch 
das  Aufdrängen  der  landeshauptmannschaftlichen  Pässe  als 
die  Ursache  der  Verzögerung  angegeben  ward. 

Immer  gab  es  In  den  darauffolgenden  Jahren  bald 
mehr,  bald  minder  bedenkliche  Krankheiten,  die  ebenso  oft 
Aufträge  an  die  Landschaftsphysiker  zur  Vornahme  der 
Apotheken-Visitationen  zur  Folge  hatten. 

Diese  mögen  wohl  seltener  stattgefunden  haben,  als 
sie  hätten  geschehen  sollen,  weshalb  der  Landeshauptmann 
im  Jahre  lüyy  hinsichtlich  des  schlechten  Zustande»  der  J-  i-  ">!• 
Apotheken  eine  Frinncrung  an  die  Stände  erliess,  dass  es 
nnthig  sei,  die  Visitationen  ex  improviso  vorzunehmen, 
was  aber  bisher  nicht  habe  geschehen  können,  da  die  Phy- 
siker ohne  ständisclieii  Auftrag  nie  erscheinen,  er  sii:h  dem- 
nach in  Kraft  seiner  amtlichen  Stellung  verpHichlet  halte, 
solche  Einleitungen  zu  treffen,  wodurch  die  Visitationen 
ex    imprnviso   ermöglicht    werden,    ohne    durch    diese  nur 
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provisorische  Viirfüj^ung"  tli«  Rechte  der  Stande  ru  vvr- 
lelztMi. 

l-i'»'*j'  Die  VerordniHen  erklärten  sich  hierauf /war  damit  ein- 

verstanden, verlanjften  aber  wegen  Uestimmun^^  der  Aerzte 
hiezu  früher  angejjangen  zu  werden,  da  dieselben  Diener 
der  Stande  und  von  ihnen  besohlet  seien,  sie  auch  bei  In- 
stallirunj^  eines  Kandnsbauptmanne»  diesem  nie  quatales  vor- 
gestellt werden.  Uebrigens  wäre  die  Bemühung  der  Aur/te 
nach  bisheriger  (Tcpflogenheit  entweder  von  Seite  des  Magi- 
strats oder  Apotheker  nicht  ohne  Krkenntlichkeit  zu  hissen. 

Auf  (irund  der  Rückerinnerung  des  I  ^indeshauptmannes, 
dass  keine  Beeinträchtigung  der  ständischen  Rechte  lieab- 
.  öichtiget  war^  wurde  es  beim  alten  belassen,  worauf  die 
Physiker  von  den  Verordneten  die  Weisung  erhielten,  die 
Visitation  nach  Bestimmung  des  l^ndeshauptmanfies  vor- 
zunehmen und  die  Relation  hierüber  an  die  Verordneten 
zu  erstatten.  Das  Krgebnis  der  Visitation,  wofür  die  .Vpo- 
theker  die  Remunerirung  der  Aerzte  zu  bestreiten  hatten, 
war  (liesmal  ein  günstiges. 

Im  tibrigcn  verfügten  die  Stande  unbeschränkt  über 
B-3»->*  ihre  Physiker,  deren  Irehalie  und  Zulagen  sie  bestimmten: 
I.*:.  ,v>-  auch  die  BewilHgung  zur  An^ühlmg  dfr  Praxis  hieng  von 
ihnen  ah,  die  bal<l  eingesteUl,  l>a]«l  wieder  gestattet  wurde; 
I.  c  -»i.  ebenso  fandun  häutig  Versetzungen  statt  und  nrhicUen 
Physiker  auch  Adjuncten  mit  Adjuten,  die  in  ständischen 
t  c  7»-       Schutz  genommen  wurden. 

l^s  nahte  die  Zeit,  wo  das  Land  ob  der  Knns  von  gi;fahr- 
drolienden  Krankheiten  schwer  heimgesucht  wurde. 

Die  in  UiUerösterreich  herrschenden  contagiösen  Krank- 
J.  ii'-  '••     heiten  geboten  Sichcrheitsmassregeln. 

Im  December  1712  wurde  Dr.  Pfiffer  in  das  Mach- 
landviertl  abgnordnet,  jinloch  da  die  (iefahr  vorüber,  schon 
im  Jänner  171J  wieder  zurückberufen. 

Nichtsdestoweniger  blieben  die  Sicherheitsmassregeln 
J.  yi.  »-  im  Innern  des  Landes  in  Kraft,  worüber  am  18.  April 
zwischen  dem  Landeshauplmanne  und  den  Verordneten 
eine  Berathung  stattgefunden  hatte  und  von  den  letzteren 
auf  schriftliches  Verlangen  des  l^ndeshauptmanns  der  Auf- 
trag an  die  Landschaftsphysiker  zur  Vornahme  der  Apo- 
theken-Visitation ergieng. 

Das  Umsichgreifen  der  Krankheiten,  die  nun  auch  im 
Traunviertl  in  den  Pfarren  Ried  und  Wartberg  bedenklich 
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wurden,  machte  die  Abscndung"  von  Sanitätsconiiiiiiii.ärßn, 
ßaron  Clam  und  CTrienthal,  nothwendig,  letzterer  für  das 
Traunviertl,  wolchem  nebst  dem  auf  ständische  Kosten 
bestellten  Sanitat^ipersonale  auch  Landächaftstrumpt^ler 
als  Pairouilleführnr  beigegeben  waren,  sowie  die  (jartgeher 
(invalide  Soldaten)  als  Krankenwärter  verwendet  wurden. 

In  gleich  bedenklicher  l^ge  befand  sich  Steyr,  woselbst 
Dr.  Hageoleithner  als  Magister  Sanitatiä  aufgestellt  wurde. 

Allein  nicht  nur  im  Traunviertl,  wo  sich  nach  der  Re- 
lation des  .Sanität^comnliä^a^ä,  Baron  (irienlhal,  die  Zahl 
der  Verstorbenen  auf  6<j5  belaufen  hat,  sondern  auch  im 
Hausruckviertl,  namentlich  in  und  um  Wels,  nahmen  die 
Krankheiten  einen  höchüt  bedrohlichen  Verlauf,  weshalb 
auch  die  Abhaltung  de&  iänzer  Barth  oloma  mark  tos  ein- 
gestellt, über  Ansuchen  der  Kaufleute  und  Vorstellung 
der  Verordneton  aber  die  Zahlwoche  gestattet  wurde. 

Viel  zur  Verbreitung  der  Krankheit  im  llausruckvlertl 
mochte  der  Unverstand  des  l^ndvolkes  beigetragen  haben, 
welchem  nach  dem  (.iutachten  der  l'hysiker  keine  Arzneien 
nahm  und  gegen  das  Verbrennen  tier  Kleider  der  Verstor- 
benen Klage  führte.  Aber  auch  diu  Aerzle,  namentlich 
Dr.  VVerloschnigg,  waren  nicht  frei  von  Schuld.  Baron 
Hoheneck  sprach  in  der  Relation  an  die  Verordneten  über 
sie  seine  Unzufriedenheit  aus,  weil  sie  früher  belohnt  sein 
wollten,  bevor  sie  Dienste  geleistet,  weshalb  Dr.  Werlo- 
schnigg  angewiesen  wurde,  gegen  doppelte  Physikals-Be- 
stallung  als  iMagister  .Sanitatis  seine  Pfticht  zu  erfüllen. 

Gross  muss  der  Noihstand  in  Wels  gewesen  sein,  weil 
nach  einer  weiteren  Relation  des  Baron  Hoheneck  über 
hundert  Familien  keine  Nahrung  hatten,  grosser  Brotmangel 
herrschte  und  die  Zahl  der  VersUirbenen  mehrere  hunderte 
betrug. 

Im  Monat  October  ergaben  sich  auch  in  l.inz  und 
Urfahr  mehrere  bedenkliche  .Sterbiälle,  weshalb  eine  eigene 
Sanitäts-Connnission  unter  dem  \^orsitzo  des  Karon  Spindler 
aufgestellt,  dieselbe  aber  schon  im  Ueceniber  wieder  aul- 
gelassen  wurde. 

Nicht  minder  gros-ses  lÜend  und  Ungemach  brachte 
das  Jahr  1714  über  einen  Theil  des  lindes  ob  der  Knns, 
wo  zu  Mundenham,  Bfaffing,  Balting,  1-Vankenburg,  Vöckla- 
markt,  Walkering,  Walchen,  PÖndorl,  Mondsee  und  (imun- 
d»^n  pestartige  Krankheiten  herrschten    imd    tlie  Zahl    der 
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Man  mochte  sich  indes  überzeuj^  haben,  dass  {unr 
Physiker  nicht  fjtinüg«ntl  seien,  denn  schon  im  Jahre  »754 
wartjn  ihrer  neuti  nubst  dem  ätänüi.schcii  Chirurjron  und 
im  Jahre  17O3  deren  zehn,  freilich  mit  fast  um  die  Hälfte 
tfering-eren  (Tehahen,  indem  die  präliminirteGesammtRummc 
pr.  itiyo  il.  bei  der  Doppelzahl  (l«r  Physiker  im  Jahre  1765 
nach  Kinselzun^  der  Stände  in  ihre  frühere  Wirksamkeit 
nur  um   kki  fl.  überschritten  war. 

In  dieser  Weise  verblieb  es  nur  noch  fiinf  Jahre. 

Durch  die  in  den  Patenten  vom  z,  Jänner  1770  und 
10.  April  1773  aufgestellten  Normen,  mit  welchen  das 
Sanitälswesen  in  allen  Zweijjfcn  eine  g^änzliche  Reform  er- 
hielt iukI  zur  Lcitung^  und  Ucbcrwuchung  desselben  in 
allon  lirbländem  am  Sitze  der  Keg-ierung*  eigene,  von  der 
l.andt;.srtigirruniT  und  der  Sanitäts-IIofiieputation  abhängige 
Sanität6-Comnii&.siuneu  aufgustelltwurden,  erlitt  der  bisherige 
EinäuBs  der  Stände  eine  bedeutende  Veränderung  und 
beschränkte  sich  derselbe  lediglich  auf  die  Salarirung  des 
Sanitäts  •  Personales  und  die  Bestreitung  der  Hälfte  der 
Roisekusten  bot  Kpidemicn,  sowie  auf  die  Krncnnung    der 
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Eine  neuurlirhe  Reform  brachte  da»  Jahr  1815,  nämlich 
das  AuOiürcn  der  l^ndschaftsphy^^iker,  an  deren  Stelle  Krcis- 
und  iWzirksarzte,  d^inn  ICreiswundärzte  getreten  sind,  behufs 
deren  Salarirung  die  Gehaltsbeträge  für  die  ehemali- 
gun  I.andbchaftsphysiker  an  die  Caroenücasse  abzuführen 
kamen»  bis  im  Jahre  182B  auch  dieses  aulhürte,  indem 
sämnitliche  .\uslagen  auf  (iehalte,  Pensionen  und  Reise 
kosten  de-s  Sanität5- Personales  vom  1.  November  1838  an- 
gnfangen  ^vS  den  .Staatsschatz  übt^mommcn  >vurden}  der 
Kinfluss  der  Stände  somit  auch  in  Ansehung  der  Ernennung 
der  Kreis-  und  UeKirksärzte  sein  Ende  erreichte. 
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fiia  Consorl  dor  Stände  ob  der  Eniis  mit  drra  nntprüiif^- 
Uchon  Rucht«  zur  fruicn,  unl>«>*cliräiiktc*ii  \'<;rrnni>-i!ns-(»»;- 
barung  hatte  seinen  Standesniitj^Iiedern  wie  auch  anderen 
Personen  in  Fällen  der  Noth  und  Itedränynis  Aushilfen 
und  Unterstützunj4^ün  zukoinmun  lassen,  ersteren  untHT  der 
Benennung:  adeli}^c  Inlertencniente,  leztercn  unter  dem 
Namen:  Kxtrabeihilfon,  Aushilfsgelder. 

Wann  und  in  welcher  Weise  soh:he  Betheil ungeii  ur- 
Kpriinglich  stattgcrundon  haben,  lässt   sich  nicht  ermitteln. 

Das  älteste  Uücunient,  welches  hierüber  Auskunft  gibt, 
ist  das  an  den  ständischen  AUtiosenpfleger  Mic^hat^l  Kltügler 
nnterm  lü.  Juli  itnu  er]asH(;ne  üecrct,  worin  derselbe  ange- 
wiesen wurde,  jenen  (Jeisllichen,  Gelehrton,  auch  vom  Adel, 
welche  von  den  Verurdneten  eine  Anweisunfjf  erhalten,  die 
bewilligten  Beträge  auszuza]ilen. 

Welchen  Betrag  der  Almosenpfleger  damals  zu  die.wm 
Bfihufft  vom  ständischen  Obereinnehnieramte  empfangen 
hat,  lä.sst  sich  ebenfalls  nicht  ermitteln.  > 

Erst  im  Jahre  löOi  geschieht  von  einer  für  Noth- 
leidende  bestimmten  Summe  Erwähnung,  die  von  dem 
Ausschüsse  auf  lo.ooo  fl.  beantragt,  von  den  Standen  jedoch 
mit  Schluss  vom   15.  Jänner  auf  6000  fl.  gemindert  wurde. 

Aus  den  wenigen  aus  dieser  Zeil  bis  zum  Jahre  lOyr^ 
vorhandenen  Bruchstücken  ist  ersichtlinh,  dass  schon  damals 
rwischen  adeligen  Intertenementrn  und  Kx.lrabewilligung4;n 
ein  Unterschied  bestamh:;ii  habe  und  erstere  auf  Lebensiteit, 
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n.  ifr.  j«.     letztere  hin^g-en  als  Almosün,  Gnadengaben  unil  äugten-] 
i>.v»-.»o  3t. i<^  blickliche    Untorslützunircn    in    unpltiichen,    minderen    R«v 

a  v/.  u..     trägen,    je    nach    dem   Gradn   der   Hedürftigkeil    bt-willi^it 
worden  sind. 

Indess  war  der  für  obif,ro  Aushilfen  gewidmete  Retraj^j 
je  nach  den  Umständen  bald  höher,  bald  niederer. 

a  ]';.  i«4.  Dies    zeigt    der   Schluss    vom    19.    Jänner    1680,    mit 

welchem  die  Verordneten  zur  Vertheilung  von  8000  fl. 
ermächtigt  nnd  jener  vom  10.  Mai  desselben  Jahres,  dem- 
zufolge der  ubige  Betrag  um  2000  fl.  vermehrt  wurde; 
dies  zeigt  femer  der  Vertheilungsausweis  vom  Jahre  17 13, 

r*.  .ci.  so-  nach  welchem  sich  die  Gesammtsumme  auf  7862  fl.  45  kr. 
belief  un<i  in  j  Classen  abgetheilt  war,  nämlich  in  jene 
des  sogenannten  ersten  Blattes  mit  den  höheren  Beträgen 
für  adelige  I.andesmitglieder  sowohl,  als  ständische  Be- 
dienstetej  dann  in  jene  für  .-Xdelige  mit  minderen,  endlich 
in  jene  für  die  gemeinen  Parteien  mit  kleinen  Betragen. 
Der  in  alle  Zweige  des  ständischen  Haushaltes  ein- 
a  ji«.  183.  greifende  Wirtschaftsschluss  vom  10.  September  1718  hat 
auch  hier  eine  Reform  herbeigeführt. 

Es  wurde  zwischen  Intertenementen  und  Kxtrabfdhilfen 
eine  Grenze  gezogen  und  lür  erstere,    worauf  nur  adelige 

1.  €-.  i  »i.  Landesmitglieder  Anspruch  hatten,  der  Betrag  von  2400  Ö., 
för  letztere  jener  von  3000  fl.  festgesetJtt,  daher  nur  2  Ab- 
theilungen, nnmlich  fiir  adelige  Intertenemente  und  für 
Extrabeihilfen  im  tiesammtbetrage  von  5400  fl.  verblieben. 
Die  den  gemeinen  Kxtraparteien ,  welche  der  I^nd- 
schaft  nie  gedient,    noch    sich   um   dieselbe  Verdienste  er- 

L  c.  I  »s.  worben  habon,  bisher  verabreichten  Beihilfen  per  428  fl. 
56  kr.  wurden  gänzlich  eingestellt:  auch  wurde  beschlossen, 

Lei  »j.  dass  einem  Mitgliedc  des  Herrenstandes  höchstens  >oo  fl. 
und  dem  des  Ritterstandes  höchstens  150  fl,  verabreicht 
werden  dürfen  mit  Ausnahme  derjenigen,  die  einen  höheren 
Beirag  bereits  früher  ad  dies  vitae  erhalten  hatten. 

n.  Sil.  11.  Da  sich  dadurch  bei  den  Intertenementen  im  Jahre  17KJ 

ein  Mehrbetrag  von  lai^fl.  herau-sgi: stellt  hatte,  so  wurde 
a  j'q.  »u.  mit  Schtuss  vom  27.  April  dessen  Bedeckung  aus  der 
Summe  der  l\xtrabcihilfen  per  3000  fl.  bis  zur  Ziu-ück- 
fuhning"  der  ersteren  auf  den  Betrag  von  2400  fl.  bewilligt 
und  zugleich  angeordnet,  dass  bis  dahin  keine  neuen  Inter- 
tenemente verliehen  und  die  sy.stcmisirten  nur  im  Hrle<li- 
gungsfalle  besetzt  werden  dürfen. 
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In  dieser  Weise  verblieb  es  bis  zum  Jahre  1730,  wo 
eine  eij^ene,  von  den  Ständen  unabbän^ifre  Ca.s!«;-Adnii- 
nistration  eingesetzt  und  infoljifu  der  allerhöchsten  Keso- 
luciun  vom  15.  Apri)  1750  eine  durchgreifende  Reform  im 
ständischen  Haushalte  vorgenommen  wurde. 

Darunter  waren  nun  auch  die  Interttinemeiite  und 
Kxtrabeihilfen  begriffen  und  erster«  auf  2000  lH,,  letztern 
auf  1500  fl.,  sohin  zusammen  auf  3500  fl.  festgei^ätzt 

Da  jedoch  auf  die  Intertenementn  bereits  eine  Summe 
von  41 02  fl.  angewiesen  war  un<l  eine  Re<iuction  ohne 
Kränkung  der  Betlieilten  nicht  geschehen  konnte^  so  wurde 
mit  allerhöchster  lintschlic;»sung  vom  .s.  August  17^0  ge- 
stattet, dass  den  bereits  Betlieilten  nichts  entzogen  und 
die  Rcduction  erst  nach  Absterben  derselben  geschehen 
soll,  bis  dahin  aber  wegen  lietheilung  hilfsbetlürfüger  Indi- 
viduen von  1-ail  zu  Kall  höchsten  Orts  eingeschritten 
werden  könne,  was  denn  auch  im  Wege  der  Ca.'ise- Admi- 
nistration geschehen  ist. 

Mit  der  durch  die  allerhöchste  Entschliessung  vom 
33.  Juni  1765  erfolgten  Wiedereinsetzung  der  Stände  in 
ihre  frühere  Wirksamkeit  sind  die  im  Jahre  1750  festg^e* 
setzten  Beträge  unverändert  geblieben. 

Xachdem  man  sich  aber  höchsten  Orts  aus  den  Vor- 
ansdilägen  die  Ueberaeugung  verscliafTt  haltu,  dass  mit 
obigen  3500  fl.  zur  Vertlteilung  unter  die  Hilfsbedürftigen 
kein  Auslangen  sei,  wurden  die  in  den  Voranschlägen  auf 
Kxtrabewilligungen  für  verarmte  adelige  I-andesmitglieder 
weiter  beantragten  500  fl.  zufolge  der  allcrhöchsteu  Reso- 
lutionen vom  8.  October  1767  und  8.  Septtimber  1768  be- 
willigt, ja  diescJben  mit  weiterer  l£ntsch]it:;>i)Ung  vom 
27.  März  1770  auf  1000  fl.  jährlich  erhöht,  so  dass  vom 
Jahre  1770  an  die  auf  Intertenemente  und  Aashilfsgelder 
bewilligte   Verthiiilungssumme   in  4500  fl.  bestanden  hatte. 

So  verblieb  es  bis  zum  Jahre  1784»  wo  mit  allerhöchster 
Resolution  vom  22,  November  angeordnet  wurde,  dass  die  i>-  s'i*  jitf'i. 
auf  stänilis<:hR  I'lx  trabe  will  ig  ungen  vorzüglich  für  Ijedürf- 
lige  J^ndesmitgÜeder  und  sonst  uAcr  selbe  gehörige  Indi- 
viduen bestimmten  Gelder  wieder  auf  den  ursprunglichen 
Betrag  von  2000  fl.  zurückgeführt  werden  sollen. 

Dass  die  jährlichen  adeligen  Tnterl»;neineute  darunter 
nicht  gemeint  waren,  erhellet  aus  der  weiteren  allerhöchsten 
Hntschliessung  vom  24..  Deceraber   1785,  mit  welcher  der     '»  vt ü* 
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Ausweis  über  die  adeligen  Intertenemente  per  2000  fl.  zur 
Nachricht  >ir'jnonimen  und  jener  über  die  Kxtra-BewilH- 
gung"en  und  Heihilfen  von  ebenfalls  2000  fl.  mit  dem  Be- 
merken genehmiji't  wurde,  dass  diese  letzteren  nur  für  be- 
dürftige J-andesmitgflieder  und  sonst  unter  selbe  gehörige 
Individuen  verwendet  werden  sollen. 

Die  der  vorerwähnten  Resolution  beilieg"enden  beiden 
Ausweise  enthalten  die  Namen  der  mit  den  adeligen  Inter- 
tenementon  sowohl,  als  mit  den  Rxtrabewilligunjjfen  be- 
iheilten  I^indesmitg^Heder,  wie  auch  der  übrigen  in  stän- 
dischen Diensten  gestandenen  Individuen,  oder  die  ihrer 
Witwen  imd  Waisen,  welche  mit  Beihilfen  und  Almosen 
betheilt  wurden. 

Die  in  dieser  Weise  nun  wieder  auf  4000  fl.  festge- 
setzten adeligen  Intertenemente  und  Aushilfen  erhielten  im 
Jahre  1789  durch  die  für  das  Innviertel  bewilligten  Hilfe- 
gelder eine  Vermehrung  von  50*^  fl.  jährlich,  welche  nach 
dem  Rcgicrungsrathschlagc  vom  36.  Mal  1789  den  übrigen 
Hilfsgeldem  zugeschlagen  und  in  der  Art  eingetheilt  wurden, 
dass  vom  Jahre  1789  an  auf  die  adeligen  Intertenemente 
2250  fl.  und  ebensoviel  auf  die  Aushilfsgelder,  sohin  zu- 
sammen 4500  fl.  entfielen. 

Z^var  versuchten  die  .Stände  im  Jahre  1 796  aus  Anlass 
der  grossen  Anzahl  Hilfsbedürftiger  eine  Vermehrung  der 
Aushilfsgelder  von  2000  fl.  zu  erwirken,  wurden  aber  mit 
I.  c  Nr.  js^b.  (.lern  llofkanzleidecrete  vom  1.  Uecember  17^6  zurückge- 
wiesen; ein  ähnlicher  Entscheid  erfolgte  mit  dem  Hof- 
kanzle idecrete  vom  2.  März  17^7. 

Dies  veranlasste  das  Verordneten-C<illegium  zur  Vor- 
nahme einer  Revision  aller  mit  Intcrtenementen  und  Extra- 
bewilligungen betheilten  Individuen,  auf  Grund  der  hier- 
über erstatteten  Relationen  am  1 8.  November  1 797  be- 
I.  c.  Nr.  ji;»   schlössen  wurde: 

da»s  die  Intertenemente  nur  an  wirkliche  dürftige 
Kaiidesniilglieder,  deren  Krauen,  Witwen  und  Kinder  mit 
Ausnahme  der  lirziehungsbeiträge  auf  I.nbenszeit  verliehen 
wenien  sollen,  * 

dass  die  erledigten  Intertenemente  jenen  I.andcs-Mit- 
gliedern  zu  verleilien  seien ,  die  dermal  schon  Extra- 
bewilligungen beziehen,  um  diese  letzteren  auf  den  syste- 
misirten  Botrag  von  2^50  fl.  zurückzuführen, 

das.s  in  Ansfihung  der  ICxtrabuwilligungen  künftig  nur 


Nr.  »;(>. 


D.  5.  48ft. 
Nr.  »ij. 


I>.  5    Mi 
Nr.  JUS. 


277 


II25  fl*  l^*-'tren  jährlichem  Einschreiten  zu  vertheilen,  die 
übrigen  1125  fl.  aber  für  auprenblicklicho  UnterRtützung-en 
zu  reserv'iren  seien, 

dass  alle  von  den  Ständen  bewilligten  Beihilfen^  wor- 
über die  höchste  Genehmigung'  eingeholt  werden  rauss, 
aus  der  Rubrik  der  Kxtrabewilligungen  auszuscheiden 
und  mit  der  zur  freien  Disposition  der  Verordneten  be- 
stimmten Summe  nicht  zu  vermengen  seien, 

da>tä  endlich  über  die  für  Intertenemente  und  Kxtra- 
buwiUigungen  systeniisirten  4500  fl.  jährlich  eine  abgeson- 
derte Casse  und  Rechnung  zu  fuhren  sei. 

Diese  Ilestimmungen  galten  denn  auch  seit  dam  Jahre 
1797  unbeanstandet  als  RichLschtiur  zur  Bclhcilung,  als 
mit  dem  Hofkanzleidecrete  vom  7.  September  1820  ange- 
ordnet wurde,  das»  die  ständischen  Intertenemente  per 
4500  fl.  wieder  auf  ihren  ursprünglichen  Betrag  per  ^250  fl. 
zurückgeführt  und  nur  für  adelige  Inlertenementc  ver- 
wendet, dagegen  die  Extrabeihilfen  per  3250  fl,  ganz  auf- 
gehoben werden  sollen. 

Das  Verordneten-Collegium  überreichte  hierauf  unterm 
7,  Jänner  1821  eine  Vorstellung  mit  der  Bitte  um  fernere 
Belassung  des  Betrages  per  4500  fl.,  allein  es  wurde  mit 
dem  Hofkanzleidecrete  vom  (f.  Jänner  1822  zurückgewiesen, 
ja  HOgar,  da  esderHofkanzleibestimmung  vom  15.  Juni  i«i5, 
worin  ausgesprochen  wurde,  dass  zwischen  Intertenementen, 
Beihilfen  und  Almosen  kein  Unterschied  bestehe  und  die 
Stände  überhaupt  nur  2250  fl.  jährlich  zu  vertheilen  er- 
mächtigt seien,  entgegen  gehandelt  habe,  zum  Ersatz  des 
SWt  dem  Jahre  1816  bis  1820  zu  viel  verwendeten  Betrages 
per  11.250  fl.  verpflichtet  und  zugleich  Jingcwiesi?n,  künftig 
jene  Beträge,  die  von  den  für  Intertenemente  bewilligten 
2250  fl.  den  ständischen  Mitgliedern  zutheil  werden,  auf 
das  Üominicale  umzulegen. 

Hier  kommt  rück.sichtlich  der  Anordnung  de»  Hof- 
kanzleidecretes  vom   15.  Juni   1815  beizufügen; 

Die  llofkanzleibestimmung  vom  15.  Juni,  dass  Inter- 
tenemente  eigentlich  nichts  anderes,  als  Unterstützungen 
und  Almosen  sind,  wurde  bei  der  Gelegenheit  gemacht, 
als  die  Stände  aus  doit  Intertenemcntcn  Gratiticationcn  an- 
gewiesen haben,  und  suUte  dies  nur  die  Begründung  sein, 
dass  diese  Intcrtenemente  zur  Betheilung  mit  Gratificationen 
nicht    so    wie    Besoldungen    geeignet    seien,    ohne    dass 
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dadurch  die  Natur  und  der  Zweck  der  Interteiiomente  ge- 
ändert wurtiij,  indrm  vielmehr  in  dioser  Holsverordnun? 
vorkoninil,  dass  diusu  Inlertoncniuntt;  zur  Unterstützung 
armer  adeliger  I^ndebmitiflicdür  ausgemeM«;n  seien. 

iJie  Entscheidung  der  Hof  kanj^lei  kam  unerwartet. 

I3as  Verordneten  -  Colle^ium  enlschluss  sich  zu  einer 
weiteren  V'or.Htclhinjj,  ddo.  i6.  Mär/  i8»»,  worin  es  entg-rjg- 
netu,  dass 

1.  der  Unterschied  zwischen  Int^rtem-menten  und  Aus- 
hilt'sgfuldcrn  seil  jeher  bestanden  habe  und  derbelbe  in  der 
höchsten  Entschliessun]^  vom  24.  Üecember  1 785 ,  wU 
welcher  sowohl  der  Ausweis  über  die  Intertenemente  per 
2(}Oo  fl.,  als  auch  ji;nwr  ülier  die  Kxtralicwilliijfung'en  von 
cbciifallb  2000  fl.  allerhöchst  jfenehmiift  wurde,  dass 

2,  die  liofkaiizlßi-l'.utscheidung'  vom  1.  Oocomber  1796, 
womit  die  Statute  mit  ihrer  Ritte  um  Krhöhunjf  iler  für 
.\ushilten  bestimmtfin  Summe  auf  1^50  fl.  zurückgewiesen 
wunlen,  der  vorerwähnten  Resolution  vom  24.  December 
1785  keinen  Abbruch  bringe,  weil  es  sich  damals  nicht  um 
eine  Erhöhung  der  Intertenemente,  sondern  nur  um  die  der 
Äushilfsgelder  handelte  und  es  daher  auch  hei  der  seit 
ileni  Jahre  17811  bis  zum  Jahre  iKjo  jederzeit  präliminirlen 
und  von  der  Hofkanzlei  nie  beanständeten  Summe  von 
4500  fl.  sein  Verbleiben  hatte,  dass  endlich 

"5i  der  l")ome5ticaUond  allerdings  ein  bedeutendes  De- 
ficit habe,  es  aber  nicht  haben  würtle,  wenn  er  einerseits  vim 
den  IWiträgen  an  andere  Cassen,  dann  von  den  Landes-  und 
(Juartiersauslagen   enthoben  wäre  und  ihm  anderseits  da« 
Salzreluilions-Ouantum  in  Conventionsniünze  wieder  zukäme. 
Dieser  Vorstellung  reihte  sich  die  Bitte  an: 
t.  um  Zugestehung  der  vorerwähnten  beiden  Aiishilfo- 
mittul,  wtHlurch  der  Domcsticaifcmd  in  die  Lage  kommen 
würde^  niclit  nur  die  systemisirten  Auslagen  und  darunter 
auch   die    Intertenemente  und  Aushilfsgelder  per   4000  fl. 
bestreiten   zu   können,    sondern  auch   statt    eines   Deficit» 
einen  Ueberscthuss  für  unvorhergesehene  Fälle  zu  erhalten, 
;.  um   Enthebung    der  Stände  von  der  Ersatzleistung, 
j.  um   Uewiltigung  xur  ferneren   Auszahlung   der    für 
Int**rtenemenlT^  und  Aushilfsgflder    l>ewilligten  4000  fl.  ex 
dunit'^ticu  ohne  Umlage  auf  das  1  >ominicale,  was  eine  ganz 
nuue  LVIaslung  wäre,  und 

4.  um  Vorlage  dieser  IMite  zur  Ents-cheidung  Sr.  Majestät. 
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■  X^  Über  tliuse  Vorstellung'  uine  Krludig^un^  bobitlü 
nicht  orfoly*:ii  konnte,  m*  liaX  sicli  dius  Vurorclnctwn  -  Col- 
legiunt  vuranlussl  g^efundcn,  diu  InlLTtcnenienie  vom  i.  No- 
vember 1822  an  ÄU  sistiren  und  von  diesem  Beschlüsse 
säniintUche  mit  liiterttimimenttm  betJieilt«  Individumi  mit 
dum  Jiei-satzr!  /.u  vursläiidi}(;t;n,  dob-s^  wuini  sie  aul  diu  llc- 
theilun>{  einen  ferneren  Anspruch  zu  machen  glauben^  sie 
ihr  Uomicil  mittelst  obrif^keitlichc-r  Bestätigung  bekannt 
zu  geben  ^  wie  auch  ihre  mit  legalen  Sitten-  und  Armuts- 
zeugnissen versehenen  (iosuclie  zu  überreichen  unti  übtir- 
haupt  alle  jene  (fründe  anzuführen  haben,  aus  welchen  sie 
zur  furneren  Hetheilung  würdig  zu  st-in  hoffen. 

Von  diesem  /Zeitpunkte  an  wurden  nun  auch  die  früher 
mit  Inlertenementen  betheilten  Individuen  gleich  jenen, 
welche  AushilFsgckler  genossen,  verpflichtet,  alljährlich 
darum  einzuschreiten. 

Im  Jahre  iSjo  endlich  erfolgto  mit  allerhöchster  Ent- 
schliessung  vom  3.  April  die  Krledigung  über  die  stän- 
dische Vorstellung,  zufolge  welcher  diu  Stände  von  der  i- ^.  Nr.  ij,j. 
Krsatzleistung  per  11.250  fl.  aus  (inade  enthoben,  zugleich 
aber  auch  angewiesen  wurden,  für  Intertenemente  und 
Aushilfen  nicht  mehr  als  2250  il.  (!.  M.,  und  diese  nur  dann 
unt.1  insofern  jährlich  auszugt.'ben,  als  der  Betrag  aus  dem 
Uomesticalfoude  ohne  Umlage  auf  den  Dominical-  und 
Rusticalbesitz  bestritten  werden  kann. 

Damit  schliessi  die  Nachwuisung  über  die  Entstehung, 
Bestimmung  und  Vertheilungs  -  Modalität  der  ständischen 
Interlenemente  und  Aushilfsgelder,  deren  auf  2250  fl.  re- 
ducirte  Summe  in  abgesonderter  Verrechnung  steht 

Aus  dieser  iJarstellung  geht  hervor: 

dass  seit  dem  Jahre  löio  bis  Kum  Jahre  1820,  sohin 
durch  21U  Jahre,  ein  Unterschied  zwischen  adeligen  Inter- 
tencmentcn  und  Aushilfsgeldern  bestanden  habe  und  dass 
die  ersteren  nur  an  verarmte  Eandesmitglieder,  sowie  deren 
Krauen,  Witwen  und  Waisen  lebenslänglich,  die  letzteren 
aber  imr  als  augenblickliche  Unterstützungen  an  solche 
l-*ersonen  verliehen  wurden,  die  mit  der  J^ndschaft  in 
Verbinihmg  standen  und  Verdienste  um  dieselbe  nach- 
weisen kunnten, 

da»s  der  Inlertenemcnts- Betrag  für  ein  Mitglied  des 
Ilcrrenstandcs  200  H.  und  tür  ein  Mitglied  des  Ritter- 
standes  150  fl.  nicht  übersteigen  durfte, 


38o 


Nr.  006. 


dass  sowohl  für  InttirtenBinente,  als  Aushilfsjsfelder  und 
zwar  für  jede  dieser  Kalcyorien  besuiidere  lieträ^fe  be- 
.slininii  wurden  und  dass  meibtens  jene  für  AuslüU'üg^clder 
geringer  waren,  als  die  für  Intortenemente, 

dass  die  Art  der  VertheÜun}^  durch  mehr  als  200 
Jahre  allKrhöchstenorts  anerkannt  wurde, 

dass  mit  dem  Mofkanzleiducrute  vom  7.  September  1820 
beslimmt  wurde,  es  sei  der  für  Inlertenemcnte  und  Aus- 
hilfen bestimmte  BetraR-  per  4500  fl,  auf  2^.50  ti.  zu  redu- 
c.iren  und  nur  für  adeliyc  Intettenemente  ku  verwenden, 

duss  das  Ilufdecret  vum  9.  Jänner  1822  nur  erklärte, 
es  besiehe  zwischen  Intertcncmenten  und  Aushilfen  inso- 
fern kein  Unterschied,  dass  beide  nur  Unterstützungen 
und  daher  nicht  f^ftieignet  seien,  den  Botheilten  auch  hievon 
(fratificatiunen  und  Percen  tun  Zuschüsse  zu  bewillig^en,  es 
wurde  jedoch  dadurch  der  L'nter^cliied  zwischen  Inter- 
tenementen  und  Aushilfsgeldern  in  Hetreff  ihrer  Natur  und 
Zw«cke  roch  nicht  geändert, 

dass  allerhöchst  Se.  Majestät  mit  Kntschliessunj^  vom 
j.  April  i8,jo  ausdrücklich  für  Intertencmentc  und  Aua- 
hilfs^elder  den  Betrag  von  2150  fl.  C.  M.  bestimmt  und 
somit  beid'!  Kategorion  dieser  Gelder  als  bestehend  an- 
genommen habe, 

dasa  seit  dieser  allerhöchsten  KntscliHessung-  keine 
diesfälligc  Aunderunj^  allerhöchstenorls  erfolgte. 

Die  Vertheilungen  vom  Jahre  1830  bis  zum  Jahre  1843 
zeigen,  dass  diese  Intertenementu  nur  an  verarmte  adelige 
Lan<lesniitglieder,  deren  Krauen,  Witwen  und  Waisen 
vertheilt  wurden,  wie  dies  besonders  in  dem  Collegial- 
bcschlussc  vom  ij.  Mal  183.5  l>^i  *relegenheit  der  Ver- 
theilung  des  Restes  vom  Jahre  1832  seine  Begründung 
findet. 

Krst  in  jüngster  Zeit,  und  zwar  seit  dem  Jahre  1843, 
wurden  auch  solche  Bittsteller  betheilt,  welche  mit  der 
l^ndschaft  in  keinem  Verlwnde  gestanden,  sich  auch  um 
dieselbe  nicht  verdient  gemacht  hatten. 

Die  immer  mehr  und  mehr  von  allen  Seiten  sich  häu- 
fenden Gesuche  von  der  Landschaft  fernstehenden  Indi- 
viduen, sowie  überhaupt  die  eigentliche  Natur  und  den 
Zweck  der  Intertenemenie  und  Aushilfsgelder  richtig  zu 
erkennen,  gaben  dem  vereinigten  LandescoUfrgium  im 
Jahre  tü^j  Anlass,  über  die  ursprüngliche  Gründung  und 


Bcittiinumng  Uiuäer  UiilurstüUuuf^s^-ulder  uinun  Archivs- 
bericht  mit  Vorlaiju  der  Acten  abzuverlangen. 

Hierauf  wurde  nun  in  der  Sitzung  am  14.  Juni  1852 
der  Beschluss  gefa&st: 

„Es  soll  in  HinkuTift  bei  Vertheilunjjen  der  Intertene- 
mente  und  Aushilfsgelder  streng«  an  d«m  Unterschiede 
zwischen  diesen  beiden  Kategorien  gehalten  werden,  dass 
nämlich  die  Intertenemente  für  adelige  I^ndesmitjjlicder, 
die  AuNhilfsgolder  für  solche  bestimmt  sind,  welche  mit 
dem  ständischen  Consortium  in  einem  Dienst-  oder  anderen 
Verbände  stehen. 

„Jene,  welche,  ohne  mit  dem  ständischen  Consortium 
im  Verbände  zu  stehen,  bisher  betheilt  worden  sind,  sollen 
ausnahmsweise  und  mit  Berücksichtigung  ihrer  Nothdurft 
und  mit  slren>j^er  Auswahl  wieder  betheilt  werden." 

In  dieser  Weise  wurde  es  jjehalten  bis  zum  Jahre  1863. 

Die  auf  Grund  der  Februarverfassung  tagende  Landes- 
vertrelung  hat  in  der  Landtagssiizung  am  9.  Februar  1R63 
die  Betheilungssumme  von  2250  H.  C.  M.  oder  s.jöj  fl. 
ö.  W.  zwar  belassen,  die  Benennung  „adelige  Intertene- 
mente" jedoch  aufgehüben  und  dafür  den  Namen  „Unter- 
st ützungsgelder"  gesetzt. 
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Ochon  7.U  Allfang'  des  17.  Jahrhunderts  hatten  bei  der 
damaU  protestantischen  I-andschaftssdiult;  thuatrali&che 
Vorstellungen  und  Aufzüvt«  stattgefunden. 

Kinen  JSeweis  hicvon  liefert  der  Uesdieid  vom  ig.  Oc- 
N^nJ'^ftr'l*^.  ^"^*"'  "*"  "^*"'  ®'"  Memorial  des  Schulin&pectors  l'rei- 
Imrrii  von  Kmicnkel,  mit  welchem  die  prateslan tischen 
Stände  des  Herren-  und  Ritterstandes  als  die  (f runder  und 
Förderer  der  erwähnten  Schule  auf  *k.o mödi ante nk leider 
100  fl.  bewillifi-ten. 

Im  Jahre  1612  mussten  die  Auslagen  bei  Aufführunjf 
einer  Tra]|fÖdie  von  den  Parteien  mit  unterfertigt  werden 
und  im  Jahre  1015  erhielt  Schuldirector  Rauschart  zur  Pro- 
duction  einer  K.omodie  den  Iletrag'  von  200  6. 

Nach  Einstellung  des  protestantischen  Cultus  durch 
Kaiser  Ferdinand  II.  im  Jahre  1625,  von  welchem  Zeit- 
punkte an  die  1-andschaftsschule  aufgehört  hatte ^  eine 
Studienanstalt  zu  sein  unti  das  Schulwesen  ausschliessend 
den  Jesuiten  übertragen  war,  zeigen  die  ständischen  Schlüsse 
H.  j'i<x  itA.  vom  20.  März  1711  und  7.  Deceinber  17J1,  dass  wie  frü- 
her die  proteslantischfii  Schulvorstände,  so  auch  die  Je- 
suiten ein  eigenes  Auditorium  und  Theatrum  hatten,  zu 
dessen  Erbauung  die  Stände  im  Jahre  171 1  booo  fl.  be- 
willigten und  im  Jahre  1731  zur  Wiederherstellung  des- 
selben,  weil  ganz,  baufällig,    weitere  4000  11.    hin/utugten. 

I>ie  im  Jahre  1743  zur  Feier  der  Anwesenheit  der 
A.  I.  lot.      Königin   Marin   Theresia  von  dem  akademischen   Collegio 
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Societads  Jfisu  g-egehone  VorstoUunjif  .Dubbora  victrix^ 
lässt  ersHhen,  ilass  du;  Handlungen  zu  dorlri  ProdurtioiKm 
^uniiM-St  aus  drr  iiibi:l)^oscbichtt:  uninumnicm  wurden,  um 
auf  diüse  Weise  mit  dem  der  sludirunden  Jugund  ycwälir- 
ton  Ver)?nü>4-en  zuj^fluich  auch  aut'diu  liildunf^  des  (itiM:hmackä 
und  die  Vurcdlunj^  der  Sitten  Liinlluss  zu  nehmen. 

Dieji  als  Einleitung  und  Bew«is(ulirunj;,  wi«  tMf.  Stande 
schon  damals  auch  in  die.ser  Richtuntf  ihr«  MuniticHnz  an 
den  Ta>c  Icj^en. 

llald  wurde  die:>elbo  in  anderer  Beziehung  in  Anspruch 
genommen. 

Im  Jahre  17,^1  :^tenti:  der  Maurermeister  Klirüner  die 
Itilte  um  itijälirige  Ueberla.ssün>^  des  htandischoii  Uallhauhuä 
m  einem  Theater  und  zujifleich  Redoutcnsaal,  wofür  er  den 
Rau  auf  seine  Kosten  vorzunehmen  und  das  (rebäude 
nach  Verlauf  der  10  Jahre  ohne  Kntgeld  wietler  zurück- 
zustellen sich  verbindlich  machte. 

Die  ätände  sind  jedoch  darauf  nicht  eingegangen,  weil 
sie  es  mit  ihrer  hhre  nicht  verträglich  und  überdies  für 
das  Landhau»  und  die  übrigen  ständischen  (iebäude  feuer- 
gefährlich hielten. 

Dagegen  bewilligten  sie  10  Jahre  später  dem  Magistrate 
l.inz  zur  r.rwciterung  des  städtischen  Komiiclienhauscs  mit- 
telst Krrichtung  einer  doppelten  (iallerie  ein  t reschenk  von 
400  H.  und  im  Jahre  17O9  dem  damaligen  Untürnelimer 
einen  Jahresbeitrag  von  -loo  U. 

iJie  Zeit  der  Kntstehung  dieses  nächst  der  Donau  gele- 
genen städtischen  Kumi'idionhauses  dürfte  in  dem  Archive 
dßr  Stadtgemeinde  IJnz  zu  linden  sein,  {loch  mag  es  schon 
lange  vorher  bestanden  halten,  damals  freilich  nur  von 
wandernden  Komödianten  benützt,  die  von  den  Ständen 
zur  Zeit  der  beitlen  Jahrmärkte  Unterstützungen  erhielten. 

Duell  allmählich  milderten  sich  die  Sitten,  veredt^Ue  sich 
der  Geschmack:  an  die  Stelle  des  Komödianten -Treibens 
und  unanständigen  PosRenspieles  traten  edlere  Vergnügun- 
gen, hervorgerufen  von  einer  adeligen  Theater-Socictät,  die 
L>ehufs  der  Erweiterung  des  städtischen  Schauspielhauses, 
wie  erwähnt,  ein  Geschenk  von  400  fl.  erwirkte. 

Die  In  difuter  Weise  emporgebrachte  .Schaubühne, 
deren  Mitglieder  nun  stabil  wurden,  bedurfte  aber  eben 
deshalb  einer  Hnihilfe,  zu  welchem  Zwecke  die  Stände  mit 
Schluss   vom    II.  Jänner    1761/    den    vurerwähnlen  Jahre»- 
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bciLra^'    vun    400   fl.  widmeten    und   damit   eine  bleibend» 
ScIiiLubühnu  möglich  niachtun. 

indcss  war  dcrZuj^ang  zu  dum  SchauspiijlhauKe  beson- 
ders bei  übler  Witterung  äusserst  unbequen:i,  das  Gebäude 
selbst  baufällig  und  für  Garderobe  und  Theater-Requlbiten 
kein  Raum. 

Die  erwähnte  adelige  Societat  stellte  daher  in  den 
».  isj.  «.  »;■  Jahren  1773  und  177  jden  Antrag  zur  Erbauung  eines  neuen 
Schau^ipiblliauäüS  auf  ständischem  fTrundt;  und  Anreihung 
desselben  an  den  aus  den  Mitteln  der  Herren-  und  Ritter- 
standscasse  im  Jahre  1773  neu  hergestellten  Kedoutensaal, 
zu  welchem  Zwecke  sie  die  Mitwirkung  der  Stande  nach- 
suchte. 
iLj/ts  33.  Diese  haben  zwar  mit  Schluss  vom  20.  April  1774  die 

Verordneten  ermäclitigt,  mit  der  gedachten  Gesellschaft 
wegen  Führung  des  Baues  zu  berathsch lagen,  allein  der  Uau, 
'* '*^^'*' ***"*' wozu  im  Jahre  1775  nach  dem  Antrage  Achaz  von  Stibar 
1.  Abibfihinc.  der  Erlös  von  dem  zu  verkaufenden  Bergschlossl  verwendet 

werden  sollte,  ist  nicht  zustande  gekommen. 
»*• ».  3*  J3.  jj.  Im  Jahre   1777  wurden  in  Erledigung  des  Präliminars 

die  Ausloten  für  Ausbesserung  und  Beheizung  des  Re- 
ckiutensaali^.s,  sowie  der  jährliche  Beitrag  von  400  fl.  an  die 
Thcatcrgescilschaft  beanständet 
D.  i.'i.  «^ijf».  Die  Verwendung  der  SlStide,  womit  sie  die  Nothwendig- 
keit  einer  Unterstützung  her\'orhoben,  scheint  erfolglos 
geblieben  zu  sein,  denn  (rraf  Rusenberg,  welcher  im  Jabre 
U.  iVi.  jt.  1782  die  l.eitimg  des  'llieaters  übernahm,  hatte  ditrsen  Bei- 
trag nicht  mehr.  Kr  stellte  daher,  uro  den  Anforderungen 
entsprechen  zu  können,  das  .\nsuchen  um  unentgeltliche 
Ueberlassung  des  Rcdoutensaalcs  sammt  Zugehör  während 
der  Dauer  seiner  Unternehmung  und  um  Berechtigung 
xur  Bestellung  eines  eigenen  Traileurs  im  (lasino.  Beides 
wurde  bewilligt,  letiteres  jedoch  nur  btrdingungs weise, 
damit  nämlich  keine  Schankgerechtigkeit  aus  dem  Casino 
werde. 

So  waren  nun  rum  erstenmale  Theater,  Rndontensaal  and 
Casino  unter  dem  damaligen  Theater-Untfimehmer  vereinigt. 
Das  Schauspielhaus  befand  sich  noch  immer  auf  der 
alten  Stelle.  Das  fast  alljährliche  Austreten  der  l>onau 
mftchte  das  (Vebäude  nicht  nur  äusserst  unbequem  für 
den  Zugang,  sondern  auch  baufällig,  so  das»  es  immer 
Reparaturen  und  Herstellungen  bedurfte. 


Die  Uftberschwemmung  im  Jahre  1786  hatte  das  Ge-     n.  «j/j.  a* 
bäude   fast    g-anz    zujjrundc    gerichtet ,    seine    Hcrstellunsr 
war  auf  470  Ü.  20'/,  kr.  veranschlagt. 

Das  Unvermögen  der  .Stadtgemeinde  veranlasste  den 
Magistrat,  sich  unmittelbar  an  den  Regierungspräsidenten 
zu  wenden  mit  der  Bitte,  entweder  zur  Wiederherstellung 
der  alten  Schaubühne  bei  den  Ständen  oder  bei  Sr.  Ma- 
jestät einen  Beitrag  zu  erwirken,  oder  die  Erbauung  eines 
anderen,  von  der  Stadt  unabhängigen  Schauspielhauses 
zu  veranlassen,  welch  letzteres  und  zwar  auf  allgemeine 
Unkosten  vorzuziehen  wäre,  weil  die  Schaubühne  als  eine 
Schule  der  Sitten  und  als  der  Platz  öffentlicher  Unterhal- 
tungen, nicht  der  Stadt  als  Stadt,  sondern  dem  Allgemeinen 
znm  Besten  gereiche. 

Die  hierauf  gepflogenen  Unterhandlungen  fielen  in 
eine  Zeit,  wo  das  Verordneten -Collegium  mit  der  Regie- 
rung vereinigt  war.  Was  darüber  im  I  .andesarchive  vor- 
handen, sind  Tiur  Bruchstücke,  Mitthoilungen  der  Regie- 
rung an  den  ständischen  Ausschuss. 

So    eine    vom    12.    Octobor    1786,    nach    welcher  von       ''-*>■ 
Kaiser  Josef  II.  der  Platz  neben  dem  ständischen  Redouten- 
saale  zur  Erbauung  des  Theaters  ganz  geeignet  befunden 
und  zugleich  angeordnet  wurde,   in  welcher  Richtung  der 
Bau  zu  führen  sei. 

Die  Stände  waren,  in  Erwägung,  dass  in  allen  Haupt-  '■  *■■  ■>'■ 
Städten  der  Erbländer  mit  kaiserlicher  fTCnehmigung  zur 
gesitteten  Unterhaltung  und  gemeinschaftlichen  Zusammen- 
kunft aller  .Stände  zumeist  durch  ständische  Unterstützungen 
.Schauspielhäuser  erbaut  worden  sind,  und  anerkennend 
die  Nothwendigkeitj  dass  auch  hier  ein  solches  Hatis  er- 
baut werden  müsse,  sowohl  mit  der  Bestimmung  des  Ortes, 
als  auch  mit  der  Ausführungswoise  des  Baues  einvürstiinden 
und  erklärten  mit  Angabe  der  l  ilgungsmodalität  (darunter 
der  beantragte  Verkauf  der  ständischen  Häuser  und  .Stadeln) 
den  auf  25.400  fl.  veranschlagten  Bau  (;x  dnmnsticn  zu 
bestreiten,  wozu  sie  unterm  16.  ÜctobL-r  1786  die  kaiser- 
liche Genehmigung  nachsuchten. 

Allein  der  Bau  kam  auch  diesmal  nicht  zustande,  indem 
zufolge  allerhöchster  Entschliessung  vom  i J.November  1786 
die  Erweiterung  des  Gebäudes  der  Barndierzigen  und  l-llisa- 
bHthinerinnen,sowie  die  Herstellung  anderer  Wohlthätigkeita- 
Anslaltun  nulhwendiger  erkannt  wurde,  als  der  Theaterbau. 
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Es  musste  sonach  immer  noch  das  alte,  durch  Ueber- 
schweramung^en  buscbäUii^-tc  städtische  Gobäude  als  Schau- 
spielhaus benutzt  werden,  dessen  facht  für  die  Zeit  vom 
Aschermittwoch  1788  bis  dahin  1790  g'eiifen  Krlag  einer 
Caution  per  1000  f1.  einem  gewissen  Apclt  ül>ertra^cn  und 
derselbe  zugleich  angewiesen  wurde,  sich  weg^en  Einräu- 
mung des  Kedoutcnsaalcs  an  die  Stände  zu  wenden. 

Wiederholte  Austritte  der  Donau  machten  indess  die 
Benützung  des  erwähnten  Schauspielhauses  nicht  länger 
möglich;  der  damalige  Regierungspräsident  Graf  Rotlun- 
hana  traf  datier  im  Jahre  1788  unter  gleichzeitiger  Ver- 
ständigung des  I-andesausschusses  die  Veranstaltung,  das«; 
das  Casinogebäude  nach  einem  von  dem  Regie.ru ngs- Prä- 
sidium veranlassten  Plane  zugleich  auch  als  Schauspiel- 
haas adaptirt  wurde,  ohne  deshalb  die  Abhaltung  der  Ro- 
doutcn  in  dem  bisherigen  Saale  zu  beirren, 

Wie  hoch  sich  die  Adaptirungs  -  Auslagen  belaufen 
haben,  ist  aus  den  ständischen  Acten  nicht  ersichtlich,  weil 
alles  bei  der  Regierung  verhandelt  wurde;  indess  gehl  aus 
der  Mittheilung  an  den  j^ndesausschuss  hervor,  dass 
Theater-Unternehmer  Apelt  die  Benützung  des  Casino  und 
Redoutensaales  nicht  mehr  ununtgeltlicli  halte,  sondern 
dafür  j(jo  li,  jährlich  zahlen  musste. 

Nach  Wiedereinsetzung  der  Stände  in  ihre  frühere 
Wirksamkeit  erscheint  Franz  Glfiggl  als  Theater-  Unter- 
nehmer: derselbe  erhielt  im  Jahre  lytyi  die  liegünstigung, 
anstatt  1000  d.  nur  600  Ü.  als  Caution  zu  erlegen. 

IJald  zeigte  sich,  dass  das  ständische  Casinogebäude 
nicht  geeignet  war,  in  selbem  eine  sowohl  bequeme,  als 
Sicherheit  gewährende  bleil>ende  Schaubühne  zu  errichten. 

Diesem  Uebelstande  abzuhelfen,  bot  das  von  den 
Ständen  dein  Kaiser  Franz  bei  dessen  Rückreise  von  der 
Krönung  im  Jahre  1792  überreichte  Ivronungsgeschenk 
von  6000  Ducaten  eine  passende  Gelegenheit,  indem  das- 
selbe vom  Kaiser  zwar  angenommen,  jedoch  mit  der  Wid- 
mung zum  Wohle  dos  Landes  erlassen  wurde. 

Ein  Theil  desselben  (10.000  6.)  sollte  nach  dem 
Antrage  de-r  Stände  zur  Erbauung  eines  ordentlichen 
.Schauspielhauses  als  eines  längst  gefühlten  Bedürfnisses 
und  der  erübrigte  JJetrag  zur  Wiederherstellung  des 
Casinogebäudes  in  seinem  vorigen  Zustande  verwendet 
wenlen.  , 
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Der  bcantrafjfte  Bau  wurde  zwar  genehmig^  4ift  Aus- 


Nr.  »nt.  17V». 


I».  »Sfs.  ;;. 
Mr.  SoS. 


I.  (:.  iMi. 


führuny  aber  von  dorn  zu  erwartt^nden  Frieden  abhanj^jf 
gemacht,  somit  bei  der  dainuli^un  Welllage  auf  uiiic  un- 
bestimmte Zeit  hinausg^eächoben,  so  dass  nichts  anderes 
«rühri^to,  als  mit  dem  bestuhenden  Schauspielhause  sich 
XU  bfcj»nügen. 

Im  Jahre  1795  erhielt  Glöggl  die  Regierungs-Bewil- 
lijjun«  zur  Fortsetzung  der  Unternehmung  auf  weitere 
6  Jahre. 

Das  Verordneten -Collegium  nahm  dadurch  Anla.s&  zu 
erwidern,  dass,  wie  die  Regierung  aus  polizeilichen  Rück- 
sichten die  Bewilligung  /.ur  nieaterführung  zu  ertheilen 
habe,  ebenso  den  Ständen  als  liigenthümern  des  Theater- 
und  Casinogebäudes  die  Vermietimg  dessellien  zustehe, 
dai»s  daher  frläggl  angewiesen  werden  wolle,  unter  Vor- 
weisung der  Regierungserlaubnis  die  Abschllessung  des 
'Mietvertrages  bei    den  .Ständen   ordentlich    nachzusuchen. 

Dies  war  um  so  nothwendiger,  als,  wie  aus  der  Re- 
lation des  (trafen  Khevenhüller  vom  24.  Juli  1795  zu  er- 
sehen ist,  mit  Glöggl  nie  ein  ordentlicher  Vertrag  errichtet 
wurde,  der  von  ihm  zu  zahlende  Pacht  von  joo  fl.  wegen 
Zahlungsunfähigkeit  nachgelasseft  werden  musste  und 
t'löggl  sich  überdies  in  Benützung  der  .ständischen  l.o- 
calitätcn  und  bei  Verpachtung  des  Casino  Eigenmächtig- 
keiten zu  .Schuklon  kommen  liess,  welchen  aus  Mangel  be- 
Ktimmter  Normen  nicht  gesteuert  wurden  konnte. 

Hs  wurde  daher  die  Trennung  des  Caüiuo  vom  Xhtiatcr 
beschlossen,  letzteres  mit  Conti:act  vom  10.  December  1795  p- t*«.  u.Nr.  i. 
dem  erwähnten  <Tlöggl  gegen  Krlag  einer  Cautiun  per 
üoo  fi.  ohne  Pachtzahlung  und  ersteres  dem  Ga&tgeb  IMoyer 
um  einen  jährlichen  Pachtschill ing  von  500  fl.  auf  6  Jahre 
überlassen. 

Von    diesem    eigentlich    zur  ßestrcilung   der  Thcator- 
a.uslagen  bestimmten  Pachtschilling  erhielt  Glöggl  im  Jahre 
17^7  eine  Beihilfe  von  200  fl.,    die   auch   späterhin  .seinem 
Nachfolger  Dengler,    mit   welchem  (ilöggl   im   Jahre    i7yS  '■•-■  »•i»-  Nr.«i, 
einen  ständischerseits  bestätigten  AblÖsungscontractschloss,     "■  'ii  js- 
in  den  Jahmn    iy*)<:},  1800  iKAvilligt  wurde. 

Noch  immer  befand  sich  die  Schaubühne  ungeachtet 
des  unzureichenden  Raumes  und.  der  durch  oftmalige 
Augenscheins-Commissionen  constatirlen  Feuergefahrlich- 
keit  im  Casinogeliäude. 


R.  ts«.  11'',. 
Hw.  I. 
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\Va.s  durch  Commissionnn  nicht  erzielt  werden  konnte, 
bewirkte  der  Brand  zu  l.inz  im  Jahre  1800. 

Zwar  blieb  das  Casinogfebäude  von  ihm  verscbontf 
allein  man  erblickte  in  ihm  eine  Warnung*,  dass  eine  lang'ere 
Sorg-losigkeit  vielen  Menschen  das  Leben  ku»ten  könne. 

Ks  wurde  daher  auf  Grund  der  vom  Propste  äu  Sanct 
Florian  und  Grafen  von  Seeau  über  den  schlechten  Zu- 
stand des  fiebäudes  erstatteten  Relation  die  Erbauung 
eines  neuen  Schauspielhau.sns  als  dringend  nothwendig  er- 
kannt und  die  Genehmigung  hiczu,  weil  im  Vereine  mit 
dem  ohnehin  bevorstehenden  l.andhausbau  minder  kost- 
spielig", mit  Einschreiten  vom  11.  October  iSoo  nachge- 
sucht. 

Die  Regierung  getraute  sich  zwar  nicht,  das  Ein* 
schreiten  unter  den  damaligen  Zeitverhaltnisijen  zu  be- 
vorwortwn;  allein  da  mit  dt;r  von  Sr.  Majestät  mit  dem 
Hofkanzleidecrete  vom  1.  November  1800  abverlangten 
Vorlage  eines  Situationsplanes  über  die  ständi.->chcn  (le- 
bäude  und  Gründe,  auch  die  Verfassung  eines  Planes  über 
das  neu  zu  erbauende  Theater  angeordnet  wurde,  so 
hatte  das  Verordneten -Collegium  über  diese  Regiorungs- 
Intimatton  nichts  zu  veranlassen  gefunden. 

Um  mit  dem  Bau  nicht  zu  säumen,  wurde  der  schon 
bestehende  und  von  den  Ständen  bereits  angenommene 
Plan  dem  Wiener  Baumeister  Mollner  zur  Abgabe  seines 
Gutachtens  zugesendet,  nach  dessen  Kinlanguiig  UauadjuncL 
I.öfflcr  mit  dem  ständischen  Ingenieur  Mayr  zur  Besich- 
tigung des  Theaters  an  der  Wien  abgeordnet  und  über 
eine  neuerliche  Regienings  -  Erinnerung  wegen  baldiger 
Angriffnahme  des  Baues  das  ständische  Bauamt  angewiesen, 
auf  Grund  der  Commissions-Protokolle  vom  21.  November 
und  7.  December  i8(ji  die  Ueborschlage  zu  verfassen,  den 
Winter  zur  Beischaffung  des  Materials  zu  benützen  und 
womöglich  auch  mit  der  Grabung  der  (irundfesten  xu  be- 
ginnen. 

Noch  ehe  damit  begonnen  wurde,  hatte  Dengler  im 
Jahre  1801  die  Verlängerung  seiner  Unternehmung  auf 
weitere  6  Jahre  nachgesucht,  dieselbe  aber  nach  Inhalt 
des  Conlractes  vom  15.  April  1802  nur  auf  3  Jahre  vom 
Tage  der  KröfFnung  des  neuen  Schauspielhauses  erhalten. 

Bei  den  diesfalls  gepflogenen  Vorverhandlungen  wurde 
auf  Grund   der    Präsidial    lirinnerung    vom  22.  April    1802 
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derti  jeweiligen  J^ndeschef  die  unentj^ehliche  Uenützung 
einer  Doppellu^fe  (»päter  Präsidiallovre),  jedoch  nur  tür 
sieino  Person  ÄUgespruclu-*n,  wie  auch  die  Aufsicht  und 
I.eiLun)^  aller  niealer- Angelegenheiten,  mit  Ausnahme  der 
vom  Präsidium  vorl>ehalt<^nen  polizinlichnn  Olwirdirec- 
lion^  weil  nach  lidiult  der  erwähnten  Prä.sidial-1'.rinnerun^ 
vom  22.  April  i8c72  den  Ständen  alluin  zugehörig,  von  ihnen 
übernonunen  und  diese  den  Verordnelen  übertragene  Lei- 
tung dem  1;  i  des  Contractes  eingeschaltet,  wt»durch  es 
von  der  Aufsti>nung  einer  beantragten,  aus  2  Regiurungs- 
und  2  ständischen  Mitgliedern  bestellenden  'ITieat'r-Direc- 
tiun  sein  Abkommen  cHiicU. 

Was  nun  den  Hau  des  Thtiaters,  sowin  des  damit  ver- 
bundenen Casinogebäudei)  betrifft,  ist  es  wohl  überllüssig, 
über  dessen  Kin/elheilen  einzugehen,  zumal  es  sicli  hiiT 
um  keine  Nachweisung  darüber  handelt,  sondern  nur  um 
den  Betrag,  welchen  dieser  Han  in  Anspruch  genomniftn  hat. 

Die  (tesanmitauslagen  beliofen  sich  laut  tles  Uauamts- 
berichtes  vom  12.  l'ubruar  iKiu  und  des  an  die  Stände  iu 
dieser  Sache  erstatteten  Vortrages  auf  101.^58  fl.  44  kr., 
wovon  auf  tlen  Hau  86.2.17  ^'  ^  ^^-t  ^"^  *^'*'  innere  Ein- 
richtung i-|..i)2  fl.  II  kr.,  dann  auf  sonstige  Auslagen 
8üy  fl.  27  kr.  ontüelen  und  worüber  unterm  20.  April  iSio  jj,  ,\:^ ti,o. 
die  Rechnung  sowohl,  wie  auch  die  von  der  ^lufkan^lei 
verlangt4;n  Nachweisungnn  unterm  12.  Novemlier  j8io  vi»r-  '  ■  ^'  *'*"•■ 
gelegt  wurden. 

Im  Jahre  1803  war  das  neue  ständische  Schauspiel- 
haus hergestellt;  die  Ivrnffnung  geschah  am  .\.  October, 
am  Namensteste  Sr.  Alaj-jstät  des  Kaisers,  von  welchem 
Tage  der  mit  Dcngler  im  Jahre  1Ö02  abgeschloss<!ne  Con- 
tract  seinen  Anfang  nahm. 

Aus  der  von  Dengler  am  21.  Juli  1803  aus  Ivarishad 
hicher  gemachten  Anzeige  geht  hervor,  da-ss  dieser  Theater- 
Unternehmer  während  des  Baues  mit  seiner  Gesellschaft 
anderr;  .Städte  besuchte,  was  für  ihn  um  so  nothwendiger 
war,  alsdie.Sonnnerhijtle  \das  von  einem  jeweiligen  Theater- 
Unternehmer  gleichzeitig  benutzte  städtische  Schauspiel- 
haus, auch  Kreuzcrtheater  genannt),  weil  zur  Trivialität 
herabgesunken,  auf  Befehl  des  Polizei  -  Ministeriums  ge- 
schlossen   und  die  Kröffnung  für  immer  untersagt  wurde. 

libeinleshalb  suchte  tlas  Landesprä.sidtum  untor  Be- 
rufung auf  den    ihm    vom    Polizei-Ministerium   gegebenen 


I.  r.  ,7. 
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Kin(^«rzf!i(j  für  Oänyl^r  bei  den  Ständen  eine  UntenttützuiijB^ 
zu  erwirken,  dnmil  derselbe  in  tlen  SUind  jyesetjct  wurde, 
dem  jrebildeten  Publicum  ein  jfutes,  moralisches  und 
ästhetisches  Schauspiel  g-eben  zu  kBnnen,  woran  den  Standen 
geleg-en  sein  müsse. 

IMe  Stände  erwiderten  jedoch,  dass  sie  bisher  durch 
die  unentj^-eltliche  Ueberlassunj*^  des  ständischen  Gebäudes, 
durch  die  kostspielig-o  Erbauung^  eines  neuen  Tliealers  und 
durch  die  jfeplante  Herstellung  des  Kedoutensaales  zum 
Resten  des  Hublicums  und  eines  jeweiligen  l"heater-Unter- 
nehrners  der  I,andescasse  ohnedies  grosse  J.asten  aufer- 
legt  haben,  suhin  weitere  Unterstützungen  ebenso  unmog-lich. 
als  unverantwortlich  wären  und  deshalb  bedauern  müssen, 
dem  g-estellten  Ansinnen  nicht  entsprechen  zu  können. 

Indcss  erhielt  Dengler  über  ein  neuerliches  Ausuchen 
I.  r.  Nr.  jB«.    im  Jahre  1803    als  Entschädigung   für   die  läng-cre  Unter- 
brechung der  Vorstellungen.  (Innn  für  die  verhinderte  Ab- 
leitung der  Bälle  eine  Unterstützung  von  600  fl. 

Nicht  lange  nach  l'Iröftnung  der  neuen  Schaubühne 
trat  Dengler  von  der  Unternehmung  zurück,  die  er  am 
I.  Mai  1804  an  Glöggl  abtrat,  von  dem  sie  wieder  im 
Üctuber  desselben  Jahres  an  den  Grafen  Füger  übergieng. 

Nach  Ausgang  der  im  Contracte  mit  Üengler  bedun- 
genen Pachtzeit  ersuchte  (rraf  Füger  um  fernere  Ueber- 
lassung  auf  0  Jahre,  die  ihm  auch  mit  Si-hluss  vom  26.  Au- 
1.  e.  Sr- j«78  gust  i8üt>  gegen  Krlag  einer  Caution  von  1000  fl.  undF.nl- 
richtung  eines  jährlichen  l'achtes  von  400  fl.  bewilligt 
wurde.  Afterpacht  durfte  keiner  mehr  stattfinden. 
'E.  (va.w.Nr.».  Der  Contract  lautete  vom   1.  Jänner  1807  und  enthielt 

in  Bezug   auf   die   Präsidialloge   die  Ausdehnung    der  un- 
entgeltlichen   Benützung    derselben    auf    die    Familie    de» 
jeweiligen   Landeschefs, 
a  ivj.  .«.'i. 8.  Auf  Graf  Füger   folgte   im   Jahre   iHii    laut   des  Con- 

K.  rsA  (t.  Nr.  3.  tHictes  vom  j,  Kcbruar  Josef  Miri^e  mit  den  gleichen  Pacht- 
bedingnissen. 
»>■  IV  •«■  Doch  schon  im  Jahre  1814  kündigte  Miree  aus  Antass 

Nr.  Ji80h  ''  t  ^ 

der  ihm    verweigerten  Frh<ihung   der  Kintrittspreise.     Die 

Aufkündung  wurde  aufgenommen  und   die   Unternehmung 

I.  •-.  U7-      jj^jt    Contract   vom   \.  December   1814   dem   Grafen  Fügor 

Nr.  <|0oo.  -j  1  n 

iv  iv».!». Nr.  j.  neuerdings  auf  t>  Jahre  überlassen. 
li  i9f.  «tt.  Mehrere  ]3ifFeren2en  hinsichtlich  der  Opemgesellschaft 

ini'l   U**ischaffung    von    f  )croratinnen    gaben    .^nlass,    das» 
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Graf  Füjfer   noch    vor  Ausf^an^   der  Pachtzeit   die  Unter-  sip*)j^*„ 
nehmunR*  zurückletfte.  die  nach  angenommener  Kündi>fung" 
mit  Ostern  1818  aufzuhören  hatte. 

Um  das  Verordneten-Colleg-ium  in  den  Stand  zu  setzen, 
den  Tlieaterpachtvcrtrag  gehöriy  handhHV>en  und  für  die 
Erhaliunjjf  einer  guten  Schaubühnn  mit  Krfnig  sorijfcn 
zu  können,  sahen  sich  diu  Stände  noch  vor  der  erfolgten 
Aufkündunjf  veranlasst,  dem  Verordneten  -  CoUegium  mit 
Schluss  vom  2Ä.  April  iH 1 7  von  nun  die  ;^anze  1  .eitunyr 
des  Theater  Wesens  zu  übertragen  und  dasselbe  r.u  or- 
roächtigen : 

^alle  ITieater-Ang-eleg-enheitcn  ohne  vorläufige  Rück- 
sprache bei  den  Standen  zu  schlichten ,  einem  Th«ater- 
Unternehmer  bei  Nichterfüllung  der  Pachtbedingnisse  auf- 
zukünden,  nach  Umstanden  angcniossonu  Bedingnisse  fest- 
zusetzen und  mit  denjenigen  Bewerbern  Contracte  abru- 
schliessen,  welche  von  ihm  als  geeignet  erkannt  worden, 
darüber  aber  jederzeit  den  Standen  de  peranto  Anzeige 
zu  erstatten." 

Neuerdings  trat  Miree  als  Bewerber  um  das  Theater  ^r  «73  ■■.».« 
auf  und  erhielt  es  auch  laut  des  unterm  lO.  August  1817        •*•» 
mit  ihm  abgeschlossenen  Contra<:t»*s. 

Abweicht;ndc  Bestimmungen  darin  waren: 

lirlag  der  Caution  von  2000  fl., 

Widmung  von  3  Vorstellungen  jährlich  zum  Be-iten  der  , 
Wuhlthätigkeitsanslalten    statt   <ler    Beiträge    dahin ,    dann 

unentgeltliche  Benützung  der  Präsidialluge  von  dem 
I^ndeschef  ohne  weiteren  Zusatz. 

Der  inzwischen  erfnlgti?  Tod  Min'es  und  diu  Bitte  der 
Witwe  desselben  um  ICnthebung  von  der  Vertragsverhind- 
lichkoit  führte  eine  neuerliche  Verpachtung  herbei,  worauf 
ilofschauspieler  Schütz  mit  Vertrag  vom  17.  T>ecember 
1H17  von  Ostern  rHi8  an  die  Unternehmung  erhielt  und  t- 'v*-"-'^''-3 
hiebei  dem  Bauroferenten  fVrafen  von  Grundemann  die 
Leitung  und  Controle  über  das  Theaterwesen  übertragen 
wurde. 

Da  dem  neuen  Pächter  zugesichert  war,  sowohl  Ma- 
schinerie und  Decorationen  im  guten,  brauchbaren  Stande 
herzuhalten,  als  auch  die  nothwendigen  Versf^tzstückr*  her- 
beizuschaffen, btn  der  vorgenommenen  Untersuclmng  aber 
sowohl  Maschinerie  als  Hecorationen  in  einem  solchen 
Zustande  befunden  wurden,  dass  die  Notliwondigkeit  eintrat, 

ig« 
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üinen  g^cschicklcn  Theatcrmaäcliinistun  und  Maler  t\x  be- 
rufen, so  wurde  nunniehr  die  nüthijLje  Einleitun^jf  getroffen 
Nr.  ^ifiBui,  ""*^  auf  Grund  der  mit  dem  Theatermaschinistßn  Schmidt 
ab|ft*!jchlus.st!nun  Uebereinkunft  das  Werk  in  Ausführung 
gebracht. 

Die  GcsammtausIaRRn  für  Maschinerien,  r>t:c<irationen 
und  sonstij^e  lierstulhin^-'un,  worüber  sich  das  Verordneten- 
Collej^ium  rechtfertig-en  musste,  beliefen  sich  auf  23.851  fl. 
14"/*  kr. 

Diese  Auhlag^eii  wurden  zwar,  weil  ohne  höhere  (Jeneh- 
migung"  veranlasst,  mit  dem  Uofdecrete  vom  7.  Seplom- 
ber  1820  beanständet,  jedoch  in  RerücksichtigunH",  da.s.s 
ein  Theil  der  minder  nothwendigen  HersteUunyim  unbe- 
zweifuU  die  Erreichung  einer  höheren  Stufe  von  thealrah- 
scher  Vollkommenheit  zum  Zwecke  hatte,  der  ßrö.s.ste  Theil 
derselben  aber  sehr  dring^ind  vollendet  werden  musstti,  um 
das  'l'he.tter  zur  eontractmässigen  Zeit  eröffnen  zu  können, 
nachträglich  genehmigt. 

Der  dieser  Cienehmigung  gleichzeitig  angefügte  strenge 
Verweis  über  die  UeberschreitungdeR  Wirkungskreises  und 
die  Krinnerung,  dass  in  Hinkunft  die  Nichtaufnahme  solch  be- 
deutender Auslagen  in  das  Präliminare,  sowie  eine  ohne 
höhere  Bewilligung  wirklich  vollführte  derlei  Auslage  von 
dem  Verordneten-Collegtum  ersetzt  wurden  mü.sste,  mochten 
Wühl  im  Vereine  mit  den  grossen  Auslagen,  welche  durch 
die  Herhaltung  des  Jlieaters  dem  ohnehin  nicht  günstig 
gestellten  Domeslicalfonde  aufgebürdet  wurden,  das  Verord- 
neten-Collegi  um  veranlasst  haben,  im  Jahre  1821  bei  den 
Ständen  den  Antrag  zu  stellen: 

„dass  zwar  das  Thcalergcbaude  samml  Einrichtung 
zu  dem  Zwecke  der  Erhaltung  einer  Schaubühne  gewidmet 
bleiben  solle,  die  Venmstaltung  der  Theater-Unterhaltung 
aber  fler  Regierung  anheim  zu  stellen  und  zu  diesem 
Zwecke  dersellwn  das  Gebäude  sammt  Einrichtung  mit 
dorn  Vorbehalte  des  Higenthumsrechtes  der  Stände  zu 
ülMirgeben  sei,  zumal  es  S;iche  der  Regierung  sein  tlürftf;, 
für  diu  Unterhaltung  einer  anständigen  Schaubühne  Sorge 
lu  tragen,  woxu  die  Stände  durch  Herstellung  des  Ciebäudes 
und  durch  die  innem  Einrichtung  desselben  so  boträcht- 
liche   Kosten  aufgewendet  haben." 

Dit»«er  Antrag  erhielt  jedoch  nicht  die  Zustimmung  der 
Stand»'.  w*>lrhH  mit  .S«:hluss  vom  1.  Mai   iSji  das    Thealtjr 
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wie  bisher  so  fernerhin  unter  ihrer  Leiiunj?  zu  behalten  und 
tk-n  soviel  als  nu'i]^lich  zu  Iieschrankenden,  jährlich  xu  prä- 
liniinirendcn  fCostunaufwand  zu  bbstrcitun  erklärten. 

Der  Vertrag  mit  Schütz  war  indess  von  nicht  langer 
Dauer.  Die  Aufkündung"  g"esnhah  mit  Hingabe  vom  11.  Mai 
i8iy,  worauf  die  Unternehumnjf  an  Schauspieler  Hiilzl  über- 
)ipeng  und  am  20.  Mai  der  Vertrag  mit  ihm  abijeschlossen  E.  <*u.i>. Kr.«, 
wurde. 

Zu  dem  Theater  erhielt  Hölzl  auch  die  in  dem  vor- 
erwähnten Vertraije  zug(;.sicherte  Pachtnahme  des  ständi- 
schen Camino  und  der  Zuckerbäckerei,  woftir  er  laut  des 
Vertrages  vom  22.  Decumber  i8i^  und  zwar  für  das  erslere 
nebst  dem  Krlage  einer  Caution  pr.  1000  fl.  einen  jähr- 
lichen Pacht  von  600  ll.  W".  W.,  dann  für  letztere  nebst 
der  Caution  von  100  fl.  jährlich  240  fl.  W.  W,  als  Pacht 
zu  erlejjren  hatte. 

Allein  schon  im  Jahre  1820  wurde  ihm  wegen  Nicht- 
erfüllung der  eingegangenen  Verbindlichkeiten  der  Pacht 
des  Casiiiu  und  der  Zuckerbäckerei  wieder  abgenommen  und 
die  lünzclnverpachtung  beider  Hefugniss«;  veranlas.st. 

Die  misslichen  Verhältnisse,  in  welchen  sich  Hölzl  wali- 
rend  seiner  Pachtführung  befand,  bestimmten  das  Verord- 
netcn-Collegiuin,  günstigere  Paclubedingnisse,  darunter  die 
unentgL-ltliche  Ueberlassung  des  Theaters  fesuuseUcen  und 
dieselben  behufs  der  KrwirkungderMofkanzlei-Cienehmigunjf 
untcnn  5.  Juli  1S2J  mit  dem  Ersuchen  der  Reginrung  vur- 
zulegen,  dass  bei  Unzulänglichkeit  dieser  Begünstigungen 
für  die  llerhaltung  einer  guten  Schaubühne,  dem  Theater- 
Unternehmer  von  Seite  der  Regierung  auf  irgendeine  andere 
Weise  eine  soldie  liegünstigung  zugewendet  werden  wolle. 

Nach  erfolgter  Hotkanzlei-Hrletligung  über  die  vorge-  t. .-  n».  i^j. 
legten  liedingnisse,  womit  die  uncnti^eltliche  Ueberlassung, 
sofern  sich  gegen  Pachtentrichtung  kein  Unternehmer  finden 
sollte^   zugestanden,  jede   andere  Unterstützung   aber   aus 
dem  hiezu  gar  nicht  berufenen  DumesticalfunJe   und  noch 
weniger  aus  dum  Staatsschatze  untersagt  und  im  l'"alle  der 
ßenÖthigung  solcher  Unterstützungen  auf  Localquellen  hin- 
gewiesen wurde,  wurde  zur  neuen  Verpaelitung  gtischritten, 
dieselbe  laut  des  Contractes  vom  3.  Jänner  1824  dem  Schau-  it-ts-v/a-Nf-i. 
Spieler  Pellet  unentgeltlich    überlassen    und    ihm    darin  zu- k- mj«  ".N».s- 
gleich  die  Zusicherung  ertheÜt.  dass  er  nach  Ausgang  der 
Casino-  und  Zucke rbiickerei- Pachtzeit  im  I'alle  einer  weiteren 
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Verpachtunjf  dieser  Befuynissti  bei  g-leichen  Bedingungen 
vor  jedem  anderen  den  Vorzug^  haben  »olle, 
u.  lt.  io,  Gleichzeitig'   erhielt  Pellet    die  WeisunK"   zur  gfenauen 

Beobachtung-   der   gedruckten  Theaterordnung"   vom  Jahre 

18 19. 
Bevor  in  dieser  Richtung  hier  weiter  fortgefahren  wird, 

_^^_^  kommt  einzuschalten,  dass  im  Verlaufe  der  Verhandlungen 

A.  I. ist.iH''  fj^\J^.J■  (Jen  Verkauf  ständischer  Realitäten  und  Häuser  auch 
Kl.  tJ|^ 

das  Theater  und  Casino  vom  VerordnetenColle^num  im  jähre 
1822  dazu  beantragt  wurden,  wozu  infolge  allerhöchster  Ent- 
Schliessung  vom  11.  Mal  1824  wohl  die  Zustimmung,  aber 
nur  fiir  den  Kall  erfolgte,  wenn  dies  zum  Vortheil  der 
Stände  geschehen  könne. 

Auf  lirund  der  dem  Theater-Unternehmer  Hellet  hinsieht* 

lieh  des  Casino  und  der  Zuckerbäckerei  cTtheillen  Zusiche- 

*'''*'*"^"*"    ruiig  suchte  nun  derselbe  im  Jahre  1825  beide  Uefugni^e 

in  Pacht  zu  erhalten,  wurde  jedoch   angewiesen,  den  Ab* 

lauf  der  Pachtzeit  abzuwarten. 

Im  Jahre  182O  neuerdings  darum  einschreitend,  wurde 
ihm  die  Pachtnahme  gegen  Kntrichtung  jährlicher  570  fl. 
zugetitanden  und  der  Contract  hierüber  zur  Unterfertigung 
zugestellt,  allein  Pellet  erklärte  jetzt  auf  einmal,  da^is  er 
diesen  Contract  nach  den  darin  aufgeführten  Bedingnissen 
nicht  annehmen  könne  und  sich  ohne  Zuüuss  au:»  denCasino- 
und  Zuckerbäckerei-Kinkünften  zur  Aufkündung  des  Theater- 
pachtcs  gezwungen  sehen  müsste. 

Hierauf  zur  l->klärung  aufgefordert,  unter  welchen 
Bedingungen  er  die  Theater-Unternehmung  im  Vereine  mit 
dem  Casino  und  der  Zuckerbäckerei  auf  mehrere  Jahre 
L  C-.  Kr.  134«.  fortzusetzen  vermöge,  erfolgte  die  weitere  lirklärung,  üass 
es  nur  durch  unentgeltliche  Ueberlassung  des  Casino  und 
der  Zuckerbäckerei  geschehen  könne. 

Das  Verordneten-Collegiuni  überzeugt,  dass  weder  der 
damalige,  noch  ein  anderer  ITieater-Untemehm«'  ohne  eine 
bi-Nondere  Unterstützung  bestehen  könne  und  sohin  dem- 
sellMjn  entwediir  üine  Unterstützung  geleistet  t)der  das 
rheater  geschlossen  werden  inüsstu,  entschied  sich  für  das 
orstore,  um  dessen  ifenehmigung  eingeschritten  ivurdc. 
i  c  Vr.  j.w.  .Sie  erfolgte  mit  dem   llofdecrete  vom  24.  September 

1820,  doch  sollte  die  un«-ntgelllicliß  Ueberlassung  des  Ca- 
sino und  der  Zuckerbäckerei  nur  tiuiolange  stattfinden,  als 
die  siätulisclic   Co&se   zur   Bedeckung   ihrer  Auslagen   die 
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iirithijj^en   Mittel  besitze,   ohne   eine   Ausschr«ibung'    veran- 
lassen zu  müsstn. 

In  Ansehung  der  von  Pellet  nachg-esuchten  Verlän- 
gerung  des  Theaterpachles  wurde  ang'eordnet,  dass  die 
BedinjETungen  darüber  mit  dem  Verordneten-Collejjpum  und 
der  Polizei- Direction  entsprechend  aus/umitteln  suien. 

Die  von  dem  Polizeidirector  Weis.**  von  Starkenfela, 
dem  mittlerweile  das  i^an/M  'niealer-Censurgeschäft  über- 
tragen wurde,  vorgelegten  Bemerkungen  waren  indes  der- 
art, divss  sie  sämmtlichen  Mitgliedern  des  Verordneten- 
CoUtigiums  Anlas.s  gaben,  dagegen  Kinsprache  zu  führen, 
weil  sie  darin  die  den  Stauden  ulh  Ktgcnlhüniern  des  Thea- 
ters und  Casino  bisher  zugestamlenen  und  von  ihnen  unan- 
gefochten ausgeübten  Kechte  gefährdet  erblickten. 

Ein  'l"heil  glaubte  zur  Wahrunjf  der  ständischen  Rechte 
die  Vorlage  dos  ganzen  Sachverhalts  an  die  Hofkanzlci  zu 
beantragen,  während  der  andere  den  gegenwärtigen  Zeit- 
punkt geeignet  hielt,  den  im  Jahre  1824  von  Sr.  Majestät 
selbst  bedingungsweise  beschlossenen  Verkauf  in  Aus- 
fuhrung zu  bringen. 

Davon  war  man  jedoch  abgegangen,  indem  die  Be- 
merkungen einer  commissionollen  Prüfting  unterzogen  und 
die  l>ei  der  am  2j.  März  1K27  gepflogenen  cummissionfillen 
B«jruthung  einverständUch  mit  der  Polizei-Direction  abgeän- 
derten Contractsbedingnisse  der  Regierung  zur  Genehm- 
haltung  vorgelegt  wurden. 

Im  Juni  1827  erfolgte  die  Rücklage  des  Contractu  und 
hierauf  unterm  10.  Juli  der  förmliche  Abschluss  desselben  K.ii«-<». Nr.  5. 
von  Seite  des  Verordncten-CoUcgtums  im  Namen  der  Stände 
als  liigenthüraer  des  Theater-  und  Casinogcbäudos,  welches 
dem  Pellet  gegen  Erlag  einer  Caution  von  2000  fl.  auf 
weitere  6  Jahre  unentgeltlich  überlassen  wurde. 

Um  allen  Miss  Verständnissen  über  den  liinfluss  der 
Behörden  auf  die  Leitung  des  Theaterwesens  vorzubeugen, 
wurde  Pellet  infolge  Präsidial-Krinnerung  vom  28.  Juli  1827 
bis  zur  Aufstellung  eines  gemischten  Leitungscomitös  ange- 
wiesen, sich  in  allem  nach  Inhalt  des  Contracts  der  Ein- 
wirkimg des  Verordneten-Collegiums  zugewiesenen  Ange- 
legenheiten an  das  mit  dem  Prä.sidium  der  Stände  vereinigte 
l^ndespräsiilium  zu  wenden  untl  v(m  demselben  die  nach 
Einvernehmung  der  Polizei-Direction  geschöpften  Entschei- 
dungen zu  erhalten. 
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Noch  vor  Abschluss  des  erwähnten  Contractu  stellte 
r*ellt!t  unterm  19.  October  1820  die  Bitte  um  Verfüg-untf, 
dass  im  Theater  eine  Beheizunff  eingeführt  werden  wolle, 
weil  die  Erfahrung  gelehrt  habe,  dass  bei  streng  anhalten- 
der Kälte  das  Iheater  gänzlich  unbesucht  bleibe. 

Das  diesfalls  einvernommene  Bauamt  berichtete,  dass 
die  vormali!,fe  Beheizunj?  zur  Gewinnunj^  der  Parterre- 
logen aufliörte  und  nach  Wiederentfernung  der  T.ogen 
nicht  mehr  hergestellt  wurde,  weil  das  Orchester  durchaus 
keine  Verkleinerung  leide  und  auch  durch  die  daselbst 
angebrachten  2  Oefen  dem  Publicum  keine  "Wärme  zukom- 
men würde.  Ks  schlug  daliur  eine  Beheizung  mit  erwärmter 
Luft  vor,  wie  sie  bereits  in  Prag  und  (iraz  eingeführt  sei, 
£U  welchem  Behufe  Meissners  Werk  über  diese  Beheizungs- 
methode angeschafft,  das  technische  (ruLichten  eingeholt, 
die  Ausführung  jedoch  bei  dem  Unvermögen  des  Dome- 
sticalfondes  auf  einen  günstigeren  Zeitpunkt  verschoben 
wurde. 

Das  Eindringen  der  Kälte  machte  indess  die  Vornahme 
geeigneter  Vurkelirungen  als  Vorarbeiten  zur  Beheizung 
dringend  nothwendig,  zu  welchem  Behufe  von  der  Bau- 
direction  im  Jnhre  iSjo  ein  Vorschlag  vorgelegt  und  im 
Verlaufe  der  darüber  gepflogenen  Verhandlungen  beschlossen 
\vurde,  noch  zuvor  aus  Wien,  Prag  und  (rraz  Pläne  und 
Krkundigungen  einzuholen. 

Das  Ergebnis  dieser  Mittheilungen,  Professor  Meissners 
Hieherreise,  dessen  Klaljorat  im  Vereine  mit  Ingenieur 
Schmatz,  das  Resultat  der  Untersuchung  der  Hauptmauer 
des  nieaU-Tgebäudes,  das  l^tutachten  der  Baudirection 
wegen  Abänderungen  in  dem  Meissnerischen  Antrage  7.ur 
Vermeidung  der  Nachtheile  für  die  (Truiidniauem  und  Meiss- 
ners (xcgenbemerkungen  hierauf  hatten  die  Vorlage  ?nodi- 
ficirter  Operate  mit  dem  Horstellungsbctrage  von  4  bis 
5000  fl,  und  den  Beheiz ungsauslagen  von  jährlich  880  fl.J 
zur  l"'ulg€!,  zu  welch  lutzleren  aber  die  Theater-Unternehmung 
nur  240  II.  beizutragen  erklärte  und  zugleich  einige  Ver- 
besserungen zur  Verhinderung  de*  liindringens  der  Kältttj 
in  Vorsdüag  brachte. 

Die  nothwendig  befundenen  Verbesserungen  wurden  I 
ßingclcitul.  hinsichtlich  der  Herstellung  des  Beheizungs- 
apparates jedoch  Vortrag  an  die  Stände  erstattet,  dass  dct 
DomesticalfontI,  dem    das  Theater  nach   «inem    lojährigui 
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Durchschnitte  jährlich  i>8i  fl.  55  kr.,  ja  in  den  letzten  drei 
Jahren  1522  fl.  20  kr.  kostete,  die  j^anze  Last  dieser  llerstel- 
lunvr  nur  zu  einer  Zeit  übtimehmen  könne,  wenn  er  die 
Mittel  hiezu  besitze,  dass  aber  die  jährlichen  Heheizungs- 
austag^en  entweder  von  der  Sladt  Linz,  die  bisher  zum 
Theater  g"ar  nichts  beig-etragen  habe,  oder  in  irgend  anderer 
Weise  bestritten  werden. 

Die  Stände  bewilligten  hierauf  mit  .SchlusK  vom  15.  Octo- 
bcr  ift,ij  die  bereits  getroffenen  Verbesserungen,  sowie  die 
seinerzeitige  Herstellung  des  Hehoizungsapparats  mit  Vor- 
behalt der  höchsten  Genehmigung,  beschlossen  aber  zugleich, 
dass  die  Beheizungsauslagcn  von  einem  jeweiligen  Theater- 
Untcrnohinur  als  Nut/niesser  des  Theaters  getragen  werden 
sollen. 

Von  der  Iwantragten  Beheizungsmethode  war  man 
indess  inj  Jahre  1835  wieder  abgegangen,  *la  sich  weder  die 
l^ndschatt  noch  der  Thealer-Unlcmehincr  auf  die  Heischaf 
funff  des  Brennholzes  herbeilicsseTi.  Hiezu  erklärte  sich  zwar 
im  Jahre  183H  der  damalige  Unternehmer  bornstein  bereit,'- 
allein  der  von  ihm  vorgelegte  Plan  wurde  unausführbar 
befunden. 

Dieselbe  Bitte  stellte  im  Jahre   1839  Uörnsteins  Nach     1.  «•  Nr  io;j. 
folger,    F'ellet,    und    hrarhte    eini'U    Kostenüberschlag    zur 
Herstellung   von  Heizapparaten  im  Theater  zu   Graz   bei, 
der  sich  auf  284^1  fl.    \t>  kr.  belief. 

Dem  allgemeinen  Bedürfnisse  einer  Theater  beheiz  ung 
Rechnung  zu  tragen,  wurde  nun  neuerdings  auf  (rrund  des 
von  der  Uaudirection  erstatteten  (iutachtons  über  die  Aus-  ttyy 
führbarkeil  des  Meissnerisohen  Planes  eine  eigene  Hau- 
comniission  ernannt,  das  von  ihr  nach  dem  Ergebnisse  der 
Untersuchung  bereits  Veranlasste  von  dem  vergrösaerten 
Landesaussohuase  mit  .Sehluss  vom  21.  August  18.19  *^'"-  i.  c.  Kr.  a«»;. 
heilig  genehmigt,  die  Commission  zur  I-ortfülirunv;  der  Ar- 
beiten angewiesen  und  die  nachträgliche  I  lofsgenehmigung 
des  auf  510)  fl.  21'pj  kr.  veransrhhigtfin  Haues  nachgesucht. 

I>iese  urfulgte  mit  dem  Holkanxleidecrete  vom  14.  Fe- 
bruar 1840  jeduch  unter  Missbilligung  des  eigenmächtigen    l  c.  Nr.  6j;. 
Vorgange.s  und  mit  dem  Beisatze,  dass  seinerzeit  die  Unter- 
suchung von  der  Raudirectitm  vorgenommen  und  die  dt>cu- 
mentirte  Rechnung  vorgelegt  werde. 

\yie  Vorlage  geschah  mit  Insinuat  vuro  17.  Juli  1840 
und    enthielt    zugleich    eine   Rechtfertigung  über  die  auf- 
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Nr.  iJrtV"w.  *^'"^*"'^'-""*^  Melirausla^e  von  299^  fl.  40'/,  Icr.,  welche  nach 
weiters  gegebenen  Nach  Weisungen  mit  dem  Hofkan/lei- 
I.  e.  Nr.  j«o.  tiecrete  vom  28.  Üctober  1841  die  nachträgliche  Genehmi- 
gung erhielt. 

Die  Kinführung  der  Theaterbeheizung  kostete  sohin 
dorn  ständischen  iJomesticalfonde  8iüj  fl-  2V4  k^- 

Auf  PcUel  folgten  im  Jahre  ißjj  Neufeld  und  Börn- 
stein,  welchen  dieUnternchmung  mit  den.selben  Kedingungen, 
wie  ihr  Vorgänger  sie  hatte,  laut  des  am  15.  Februar  iBjj 
abgcsclilosscnen  Vertrages  auf  6  Jahre  unentgeltlich  über- 
lassen wurde. 

Doch  .schon  unterm  1  j.  Februar  1834  kündigten  sie  den 
Pacht  auf.  Zwar  baten  nie  um  Rücknahme  ihrer  Aufkün- 
düng,  allein  sie  wurden  über  einen  ungünstigen  Bericht 
der  PüIizei-7>irection  zurückgewiesen,  worauf  die  Ausschrei- 
bung erfcjlgt«  und  dem  bisherigen  Mitpächter  Börnstein 
die  Fortsetzung  der  Unternehmung  von  Ostern  1835  bis 
dahin  1830  prubeweisc  überlassen  wurde,  die  er  dann  im 
Jahre  1835  laut  des  unturm  14.  November  mit  ihm  abge- 
schlossenen Vt;rtrags  von  Ostern  1830  an  auf  weitere  drei 
Jahre  erhielt. 

Casino  und  Zuckerbäckerei  jedoch  wurden  infolge  des 
Rathsbeschlusses  vom  2.  November  1835  von  CJstern  183Ö 
an  von  der  Theater-Unternehmung  wieder  getrennt  und 
Higen.'i  in  Pacht  gegeben,  deren  Jahru.surtrag  pr.  70')  fl.  dem 
iheater- Unternehmer  (§  2t>  des  Vertrags)  in  (Juartalsraten 
ausbezahlt  wurde. 

Um  für  diH  Zukunft  jeder  Unordnung  im  Theaterwesen 
in  artistischer  und  technischer  Beziehung  abzuhelfen,  wurde 
(§  jb  des  Vertrags)  die  Aufstellung  eines  Theater  com  ites 
beschlossen,  dessen  Aufgabe  es  sein  sollte,  durch  thätige 
Theilnahme  und  Finfluss  auf  das  gesammte  Theaterwesen 
zwischen  den  Forderungen  und  hilligen  Wünschen  des 
Theaterpublicums  und  den  schuldigen  Pflichten  und  Lei- 
stungen des  Theater-Unternehmers  ein  gedeihliches  Wechsel- 
verhältnis herzustellen,  und  zu  dem  Zwecke  auf  den  Wechsel 
des  Repertoire,  Wahl  der  Stücke,  Aufnahme  und  Abdankung 
des  Personals,  Besetzung  und  Vertheilung  der  Rollenfächer, 
Anordnung  und  Ausstattung  übeHiaupt,  insbesondere  auch 
rückbichtlich  der  Uecurationen,  des  Costüms,  des  Chor-  und 
Orchesterpersonals,  endlich  auch  (ij  to  des  Vertrages)  der 
Beleuchtung  der  Bühne  und  des  .Schauplatzes  ^nfluss   zu 
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nehmen   und  der  Willkür  des  l]nternehm«rs  biltig-ti  trren- 
zen  zu  setzen. 

Dieses  Comite,  dessen  individuelle  Benennung  und 
Sanctionirung  dem  Regierunf?spräsidenten  Fürsten  Kinsky 
überlassen  wurde,  ist  jedoch  nicht  zustande  jjekomnien. 

Dem  ßörnstein  folgte  im  Jahre    ift^g  nach  Inhalt  des 
Vertrag»  vom  2S.  April   1838  abermals  Pellet,  welchem  die 
Unternehmung  nebst  dem  Casino-Pachlerträynisso  auf  drei  r- ■>'«- iv- Nf.y 
Jahre  überlassen  wurde. 

Mit  den  im  Jahre  1838  mitg^etheilten  Exemplaren  der 
republicirten  Theaterordnuntt^  wurde  auch  das  von  der 
Polizei-lJirection  mit  der  i  heatcr-Untcniehniun}^'"  ^etroffeno 
Uebereinkoinmen  bekannt  jfejjeben,  nach  welchem  der  Mili- 
tär- und  Civilinspectiun  im  Hintergründe  des  Parterres  die 
letzte  Loge  überlassen  wurde. 

Das  Jahr  iöj<>  führte  eine  neue,  beträchtliche  Auslage 
herbei,  welche  der  Bau  des  neuen  Uecoration5Mag"a2ins 
verlangte  und  dem  Domesticalfonde  23.162  fl.  51  kr.  C.  M. 
kostete,  ohne  die  übrigen  Betrage  zu  erwähnen,  die  neben- 
bei bezahlt  wurden. 

Während  man  einerseits  durch  die  kostspielige  Erbau- 
ung eines  feuersicheren  Decoration-s->TagaKins  für  die  Kr- 
haltung  der  (iebaude  Sorge  trug  und  anderseits  bemüht 
war,  durch  Einführung  der  Thealerbeheizung  das  Interesse 
des  Unternehmers  zu  fördern,  gab  dieser  (Pelleti  im  Jahre 
I Ö4 1  gegründeten  .'\ nlass  zu  lauten  K lagen  über  seine 
Theat erfuhrung,  besonders  bezüglich  des  weiblichen  Per- 
sonals der  Oper,  von  welchen  die  erste  .Sängerin  ausge- 
treten war  und  die  zweite  plötzlich  entlassen  wurde,  ohne 
einen  Ersatz  dafür  zu  haben. 

Pellets  Aeusserung,  dass  er  weder  bei  der  Entlassung 
noch  bei  der  Beurlaubung  einzelner  Nfitglieder  des  Theater- 
personals durch  den  Contract  beschränkt  sei,  veranlasste 
das  Landespräsidium  mit  Erinnerung  vom  zo.  December 
1841  darauf  hinzuweisen,  dass  es  räthlich  sein  dürfte,  für 
den  Eall  eines  neuen  Contractsabschlusses  schon  jetzt  in 
Erwägung  zu  ziehen,  ob  dem  Theater-Unturnuhmer  die  bis- 
her unbeschränkte  Freiheit  in  der  Aufnahme.  Entlassung 
und  Beurlaubung  einzelner  Mitglieder,  insbesondere  der 
Hauptpersonen  noch  fortan  zu  belassen  wäre. 

In  dem  darüber  verfassten  Votum  informativum  kam 
nebst  mehreren  Anträgen  auch  das  TheatercumitÄ  wieder 
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zur  Sprache,  allein  der  Reg"ierunjispräsiclent  erkläne, 
dass  er  kein  solches  Coniiti?'  einzusetzen  finde,  und  das  an 
Pellet  wegen  Contractsaufkündung'  entworfene  Schreiben 
wurde  durch  die  inzwischen  eingelangte  AufkündungPellrts 
überflüssig. 

Uie  Aufkündungf  wurde  angenommen,  der  neue  Pacht 
ausgeschrieben  und  der  Vertrag  einer  Revision  unterzogen. 

Die  Unternehmung  erhielt  Karl  Rurghau-ser,  welchem 
dieselbe  laut  des  Vertrages  vom  20.  Juli  1842  von  Ostern 
1843  an  auf  3  Jahre  überlassen  wurde. 

Wesentliche  neue  Bestimmungen  darin  waren: 

§  4.  Statt  des  früher  zugesicherten  jährlichen  Pachl- 
crlrages  vom  L'asiao  und  der  Zucker  back  erei  eine  jährliche 
Entschädigung  von  boo  fli.  C.  M., 

§  11.  Wirkungskreis  d*»  Verordneten-Colhrgiunis  zur 
Ueberwachung  der  Erfüllung  0er  Cunlractsbcdingnisse, 

g  ig.  Keine  Unterbrechung  der  Vorstellungen  und 
Verfügung  eines  Provisoriums  von  Seite  des»  Verordneten- 
Collegiums  in  SterbfällHn  des  Unternehmers  oder  wenn 
den)selbi;n  lYu:  l'urtlührung  niulu  gestaltet  wird, 

gg  20.  21.  Vorbehalt  der  Benützung  des  Theaters  in 
besonderen  h'ällen  gegen  oder  ohne  Entschädigung,  dann 

g  j2.    Zeit  der  Aufkündung. 

Noch  vor  Antritt  der  Unternehmung  trat  Burghauser 
zurück,  worauf  sie  wieder  an  Noufeld  übergieng,  der  sich 
zur  unbeiiingtwn  Amiahme  ilt^r  im  Contraiae  mit  Uurghauser 
enthiillumm  Hedingnisse  erklärte,  weshalb  auch  kein  neuer 
Contract  abge-schlossen  wurde. 

Um  einem  mögUchen  Brande  im  Theatergebäude  vorzu- 
beugen, wunle  im  Jahre  1S44  die  Herstellung  einer  Control- 
uhr  und  die  He.stellung  einer  Theater-Feuerwache  bean- 
tragt und  mit  Hofkaitzlei-tienehmigung  in  .Xusführung  ge- 
bracht, wofür  die  l*cuerwäcluer  jährlich  14O  ti,,  seit  dem 
Jahre  JÖ47  192  fl.  bezogen,  ohne  der  Beleuchtimgsauslagen 
zu  erwähnen. 

Im  zweiten  Jahre  der  Theaterführung  bat  Neufeld  um 
Enthebung  von  der  .Verbindlichkeit,  Opernvorstellungen 
geben  zu  müssen,  wiirde  jedoch  zurückgewiesen. 

Was  dem  Neufeld  im  Jahre  1844  misslang,  suchte  der- 
selbe im  Jahre  1845  in  antlurer  Wwise  zu  erreichen,  indem 
er  um  eine  jährliche  Unterstützung  aus  dem  Uomestical- 
fonde    bat,    ohne    welche    es    ihm    nicht    möglich    wärej; 
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der  hiesigen  Rühne  läniLrcr  ko  ehrend  vorzustehen,  wie 
bisher. 

I)er  an  die  Stande  hiesrüber  crsiattete  Vortrag  enthäU 
eine  Dar^tcIlung^  der  'llicatcrverhäJinixse  sowohl  im  allgu- 
naeinen  als  spjeciell  in  Ani>ehunj^  der  hiesijfen  Huhne.  Siu 
führt  zurück  auf  die  lieziehunf^en  der  Stände  zu  diesem 
ZweifjTe  der  Öffentlichen  Unterhaltunir,  was  von  ihnen  in 
dieser  Richtunji»  bisher  geleistet  worden  sei  und  noch  ge- 
leistet werde,  dann  auf  die  im  f.aufe  der  Zeit  mit  dem  ver- 
feinerten Ciesctimacke  immer  hoher  gestellten  Anforde- 
runjjen  des  Publicums. 

l>ie  DarstoUnnif  sr.hloss  mit  dem  Antrag«; 

^dash,  Wfjun  auch  ^dera  Domesticalfonde  nicht  zu(re- 
muthet  werden  kann,  das  Missverhältnis  zwischen  den  He- 
dürfnissttn  <*inr*r  TiieaiiT-l'ntf'rnehmunjjuml  <l(?r  Ansprüchen 
d€;s  Hubliirura.s  auszuyhjichen  und  das  Meiste  von  der  Bereit- 
willigkeit des  Publicums  zur  wirksameren  Unterstützung 
der 'iTiealer-L'nlernehniung  abhängen  wird,  duchderWunsnh, 
den  Stand  des'l^eaters  nur  einigenuassen  mil  billigen  An- 
forderungen im  (ileichgewichte  zu  erhalten,  eine  Aushilfe 
XU  erfordern  scheine,  die  in  der  Voraussetzung  der  aller- 
höchsten Genehmigung  dem  Director  Xeufeld  für  die  Dauer 
seiner  Unternehmung  mit  einem  jälirlicheti  beitrage  von 
jtxx)  fl.  C.  M.  zu  bewilligen  wäre." 

Die  am  if,.  September  1H.15  auf  dem  Landtage  ver- 
sammelten Stände  bewilligten  diesen  lieitrag,  worüber  sie 
die  allerhöchste  Genehmigung  nachsuchten  und  dieselbe 
zufolge  des  Hufkan/.leidecretes  vom  21.  Februar  iMjö  jadoch 
mit  dem  Retsatze  erhielten,  dass  unter  den  jooo  fl.  die  dem 
Unternehmer  bereits  vertragsmässig  zugestandenen  Ooo  fl. 
als  Entschädigung  für  L'asino  und  Zuckerbäcker  ei  ver- 
standen seien. 

r>a  mit  dieser  Unterstützung  der  Theater- Unternehmer 
in  den  Stand  gesetzt  wurde,  die  vertragsmässig  eingogan- 
geiicn  Vcr])nichtungen  zu  seinem  Vortheile  um  so  leichter 
erfüllen  zu  kunnen,  war  man  niclit  minder  bedacht,  auch 
für  die  übrigens  schon  lange  nÖthig  gewordene  Restau- 
riruüg  und  Ausschmiickung  des  äusseren  Schauplatzes  Sorge 
zu  tragen. 

Die  Auslagen  hiozu,  welche  mit  dem  Ilofkanzleiderrete 
vom  Z.August  18 15  genehmigt  wunJen,  betrugen  beiläufig 
in  rundin-  Suiinne   70(10  fl. 


II.  «>.  14. 

Nt.  toif. 


I).   ts/io.  .l8/»j, 


1.  O.    \Hnt. 

Nr.  (0.  iHtiK 


—      302       - 


Nr.  JOS.  1*^*1- 
L  1^  Nr.  iiqA. 

T>.  iV<>>  •'<>■ 
Nr  fesa  ifl(7. 


Nr.  ij«. 

Nr.  v.sih   >ii4. 
"53-  »♦^S-  »«iJ. 


Nt.   |«<M. 


L  c.  Nr.  io6i. 


1.  C.Nr.  lUo. 

t  c.  Nr.  i6i». 

I.  c.  Nr.  171J. 
I.  r.  Nr.  »«J. 

I.  c.  Nr.    184. 


Neue,  nÖthi^  gewordene  BeischafFun^en  machten  einen 
weiteren  von  der  Hnfkanzlei  g'enehnnj^''ttm  Aufwand  von 
2ic^6  fi.  7  kr.  erforderlich,  so  daKs  für  die  Restaurirung 
des  äusseren  Schauplatzes  9ig6  fl.  7  kr.  bestritten  wurden. 

Zu  neuen  Ausladen  j?ah  der  Brand  des  Theaters  zu 
Karlsruhe  Veranlassung;  er  mahnte  zur  Eronerung  der 
[•'raffe,  ob  hier  alle  Anstalten  j^etroffen  seien,  dem  Ent- 
Htehen  eines  Feuers  vorzubeugen  und  ob  hinreichend  ge- 
sorg't  sei,  dass  bei  einer  (JL-fahr  die  Räume  des  Theaters 
schnell  genug  und  ohne  Verwirrung  entleert  werden  können. 

TMe  auf  3986  fl.  veranschlagten  und  über  Zustimmung 
der  .Stände  von  iler  Hofkanzlei  genehmigten  Herstellimgen 
wurden,  da  eine  2.  Rettungsstiegp  unlerbUeb,  vom  Bau- 
meister Metz  im  Accordwege  um  den  Betrag  von  2300  fl. 
übernommen,  der  mit  den  weiters  nöthig  gewordenen  486  fl. 
ji  kr.  eine   (je-saramtauslage  von  2780  fl.  51   kr.  betrug. 

Damit  war  jedoch  den  Anforderungen  an  den  Dome- 
sticalfond  kein  Ziel  gesteckt. 

Die  F.reignisse  des  Jahres    1848   nöthigten  den   Unter- 
nehmer   Neufeld    zur    Bitte,    dass    er    entweder    mit    I'jide] 
August  seine  ITieaterführung  auflösen  dürfe,  oder  dass  er] 
mit  Palmsonntag  von  allen  Verpflichtungen  enthoben  werde. 

Die  Bitte  wegen  Schliessung  des  Theaters  wurde  zu- 
rückgewiesen, dem  Bittsteller  jedoch  freigestellt,  auf  Billig- 
keit und  Mässigung  gegründete  Anträge,  von  denen  die 
Forttiihrung  der  Direction  möglich  gemacht  werden  soll, 
vorzulegen. 

Auf  die  von  ihm  hierauf  gestellte  Bitte  um  Unter- 
stützung zur  I'urtsetzung  der  Theaterführung  beschlossen 
die  am  15.  Mai  versammelten  Stände,  dass  der  dem  Neufeld 
seit  Ustern  bis  Ende  August  1848  zugehende  und  erwiesen« 
Verlust,  zu  dessen  Erhebung  eine  ("ommission  aufgestellt 
wurde,  aus  dem  Uoinesticalfondu  gedeckt  werden  soll,  in 
Ansehung  der  angenommenen  Aufkündung  jedoch  no( 
keine  Ausschreibung  zu  veranlassen  und  der  Verlauf  der| 
Ereignisse  abzuwarten  sei. 

Hierauf  bat  Neufeld  um  einen  Vorschuss  von   1000  6. 
und  mit  weiterer  Eingabe  um  Annahme  des  Antrages  zi 
Abschliessung  eines  neuen  ('ontracts. 

Der  Vorschuss  wurde  bewilligt,  sowie  ein  weiterei 
pr.  1000  fl.,  dem  endlich  im  Jahre  1849  nach  gepfiogenei 
Erhebung  noch  der  Rest  des  Abganges  von  481   fl.  g'/^  krj 
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füljfte,bOnnldie(TCsammthumme,welche  Neufeld  zur  Deckunjf 
seines  Üeficits  aus  dem  Domesticalfonde  erhielt,  2481  fl. 
9  Vi  kr.  betrug,  zi/  deren  Bestreitung  das  Verordneten-Coile- 
gium  »chon  durch  den  Ministerial-Krlass  vom  g.  Juli  184^ 
ermächtigtet  war. 

Inzwischen  wurde  die  Fortführung^  der  Untemehmunpr 
dem  Xeufeld  über  dessen  weitere  Erklärunjf  mit  Schluss 
der  Stände  vom  11.  Juli  auf  weitere  3  Jahre  überlassen 
und  der  neue  Contract  darüber  ausgeferligl. 

Derselbe  hatte  indc!»  keine  lange  Dauer,  denn  schon 
unterm  16.  December  1848  erklärte  Neufeld,  dass  er  von 
Ostern  1^49  an  die  Leitung  zurücklege  und  einige  Tage 
später  erhielt  derselbe  das  bereits  früher  an  ihn  beschlossene 
Decret,  worin  er  aufgefordert  wurde,  die  ihm  zur  Last 
(fe1«gten  Mängel  zu  hel>en  und  die  Kühne  in  eine  den 
Anforderungen  der  Zeit  und  einer  Prüvinzialliauptstadt 
entsprechende  würdige  Verfassung  zu  setzen. 

Die  Aufkündung  wurde  angenommen,  worauf  die 
Unternehmung  laut  des  Vertrags  vom  22.  Jänner  iH-iy  an 
Franz  .Stoukl  übergieng  und  demselben  nebst  der  Knischä- 
digung für  Casino  und  Zuckerbäckerei  pr.  600  fl.  der 
Jahresbeitrag  pr.  2400  fl.  bewilliget  wurde. 

Allein  die  allgemeine  Unzufriedenheit  mit  StÖckls  Ge- 
schäftsführung gab  dem  vereinigten  Landescollegium  schon 
im  Jahre  1850  Veranlassung  zur  Aufkündung  des  Pachtes, 
der  mit  Ueachluss  vom  5.  Mai  1851  unter  Minderung  des 
Jahresbeitrages  von  jooo  auf  2600  fl.  wieder  an  Neufeld 
übergegangen  ist. 

Noch  unter  Stöckls  Unternehmung  wurde  der  Beschluss 
gefasst,  die  Präsidlallogc  als  permanente  Holloge  zu  ver- 
wenden und  entsprechend  auszuschmücken,  die  jedoch  in 
Abwesenheit  des  Hofes  vom  Statthalter  zu  benützen  wäre, 
welchem  auch  bei  Anwesenheit  des  Hufes  die  gegenüber 
befindliche  Loge  einzuräumen  sei. 

Hbenso  wurde  die  schon  im  Jahre  1847  beantragte 
dringend  nothwendige  Krweiterung  tlertiarderoben  im  Jahre 
1852  um  den  Betrag  von  152J  fl.  36  kr.  zur  Ausführung 
gebracht  und  vom  .Ministerium  genehmigt. 

Der  am  27.  Mai  1H52  plötzlich  erfolgte  Tod  des  Eduard 
Neufeld  führte  die  dessen  h>ben  bewilligte  Fortführung 
der  Unternehmung  bis  Ostern  1853  herbei,  wovon  es  aber 
infolge  des  mit  Andreas  Pütz  am  27.  Juli   iB.s^  abgeschlös- 
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benen  Vertrags  stiin  Abkommen  erhielt,  indem  deraelbtt' 
auf  (jruiid  des  mit  den  Ncuitildischcn  ErVjen  y:etrüfrenen 
L'ebcreinkomniens  schon  am  1.  Aug^ust  rSj^  das  (reschäft 
ang'etreten  hatte.  Hie  Pachtliedingnisse  waren  dieselben  wie 
bei  Xuufiild,  darunter  auch  die  jährliche  Unterslützung 
pr.  20oo  fl. 

Dici»e  UnlbnitiiLtun^  wurde  aber  in  Berücksichtigung 
der  durch  die  grosse  1  heuerung"  herbeijfeführten  mis»lichen 
Verhältnisse  und  in  der  Absicht,  die  hiesige  Bühne  auf 
ciiicni  würdigen  Standpunkt  zu  erhalten,  üchun  im  Jänner 
1854  wieder  auf  jooo  fl.  erhöht  und  vom  Ministerium  ge- 
nehmigt. 

Bald  ein  Jahr  nach  dieser  dem  Hütz  gewordenen  Sub- 
vcntions-Krhöhung  bat  derselbe  im  Vereine  mit  der  hnVL\ 
Schuselka-Brüning  um  (ienehmigung  der  zwischen  ihnen 
wegen  Abtretung  (ierlheali^r-Unternphrnung  an  die  lelilere 
geschlossenen  Convention,  welche  auch  mit  BcschluäS  vomj 
jo.  Jänner  iH$s  auf  (iruiidlagc  des  mit  Pütz  geschlossenen 
Fachtvorirages  für  die  Zeil  v<in  Ostern  1855  bis  dahin  1Ö57'' 
bewilliget  wurde. 

Die  gesteigerten  Anforderungen  des  I'ublicums  und 
jene  der  Schauspieler  und  Sänger  hinsichtlich  der  Gagen, 
der  Umstand,  das.s  die  l^Ue,  die  früher  sehr  besucht j 
waren  und  den  Theater-Untornehmer  für  manche  Verlusu*] 
entschädigten,  inmier  spärlicher  besucht  wurden,  suwie  die 
misslichen  ^eit Verhältnisse  überhaupt  gaben  dem  l.and«i^- 
collegium  im  Jahre  1850  Anlassy  iur  I*rau  Schuselka-Brü- 
ning  um  eine  Subventiüns-Erhühung  auf  4000  fl.,  sowie 
um  eine  liiitschädigung  von  jou  tl.  für  itie  Verluste  von 
Ostam  1855  bis  dahin  iB$b  einzuschreiten,  welche  beide 
Beträge,  die  Subvention  jeiloch  nur  für  das  Jahr  1857  S^ 
nehmiget  wurden. 

Diese  Subventions-lirhohung  kam  übrigens  oichc  dor^ 
Vruu  Schuselka-Brüning,  sondern  ihrem  Nachfolger  Eduard 
Krcibig  zugute,  mit  wolchem  auf  (»rund  der  Verleihung 
am  j.i.  November  i8s,(>  der  l*achivcrtr^  für  die  Zeit  von 
OMero  1857  bis  dahin  1800  abgeschlossen  wurde.  Die  Sub- 
vtM\tion<-Krhöhung  galt  indc^  nur  für  d^isjahr  1857,  wurde. 
j«duch  über  lünsvhreiten  vum  ij.  Jänner  1858  auch  Iur  da&j 
J«hr  1H58  genehmtgi. 

IUi>  viiD»  Krtnbig  im  D'^.mlw-r  in^x  ge:>tellte  Bitte  um 
\Vtriti>rv  Erhöhung  der  Sulivi-ntiv^n  twler  um  Knthebung  vun 


der  VerpBichtung'  zur  yaiizjähriycn  Herhaltung-  der  Öpor 
erhielt  über  u nt erst ützen des  It,inschruilon  die  Ministcrial- 
Oeaehmig'ung  mit  dorn  I^etrag'o  von  3000  fl.fiir  das  ThoatHr- 
jahr  1859/60. 

Mii  Kingiibc  vom  20.  August  1859  stelUe  Krcibig  das 
Anerbieten  zur  ferneren  Pachlnahme  auf  weitere  j  Jahre 
gegen  Erhöhung  der  jährlichen  Subvention  auf  6joo  ft.; 
htezu  wurde  mit  Kinschreiten  vom  5.  September  einge- 
rathen,  worauf  mit  dem  Ministerial-Krlasse  vum  27.  Novem- 
ber die  Genehmigung  und  unierm  30.  Üecember  1859  die 
Abschliessung  eines  neuen  nlodificirten  Vertrages  erfolgte. 

N'och  erübriget  der  auf  firund  und  im  Sinn«  des  Er- 
lasses der  obersten  Polizeibehörde  vom  .j.  Mai  1853  für 
den  PoHzeidirector  und  andere  Aufsich tsorgane  im  Jahre 
1854  überlaKsenen  Loge  und  Sperrsitze,  wofür  der  Theater- 
Untemehmer  eine  jährliche  Kntschädigung  von  O65  fl.  er- 
hielt, sowie  der  (iaÄbeleuchtung  zu  tirwähnen,  hinsichtlich 
deren  Einfuhrung  im  Theater  die  Ada ptirungs- Auslagen 
7898  fl.  betrugen,  die  aus  der  ständischen  Casse  bestritten 
wurden. 
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XX. 

HDCHZEITS-PRASRNTR 

BEI  VEKMAIll.llNOEN  DER  I..\Nl)ESI-(lKS'l'EN  UND 
Mirr.l.lEDKU  DES  UlCGENTiiNIlAUSES. 


Di 


Mo  von  Seite  der  I-andesfürsten  an  die  Stände  firrgfan- 
g"enon  .Schreib<m,  womit  dieselben  zur  Theilnahme  an  den 
Verinindun(^s-KoierIiclikeilen  einy^eladen  wurden,  >^:iben  die- 
sen letzteren  Anlasä,  ihre  Theilnahme  hieran  durch  Präsente 
zu  hethätigen. 

Dies  {geschah  im  Jahre  1611  bei  der  Vermahlung  des 
Königs  Matthias  mit  Anna  von  ücsterreich.  Das  Präsent 
für  den  Künijjr  betrug"  in  ITialern  und  Oucaten  jj.ooo  fl^ 
die  Widmung-  für  die  Rraut  kostete  (fX)o  fl.  und  die  Reise- 
auslag"en  beHefen  sich  auf  3000  tl.,  worüber  der  Führer 
der  Deputation,  Landeshauptmann  Wolf  Wilhelm  von 
Volkersturf,  Re.chnunjr  Ittg-te. 

llodcutender  waren  die  Präsente  bpi  der  zweiten  Ver- 
mählung' Kaiser  Ferdinand  II.  mit  Fleonora  von  Mantua 
im  Jahre  1Ü22;  sie  bestanden  in  jf>oo  Ducaten  für  ilen 
Kaiser  und  in  1500  Ducalen  für  die  liraut,  zusammen 
O4.200  fl.,  da  der  Ducaten  damals  13  fl.  30  kr.  kostete. 

Das  Präsent  bei  der  ersten  Vermählung  Ferdinand  III. 
mit  Anna  vmi  Spanien  im  Jahre  lOjo  betrug  15.000  fl,,  zu 
dessen  Ueberreichung  I-andeshauptmann  (iraf  Kuefstein  er- 
sucht wurde,  wobei  die  Reisespesen  auf  2000  fl.  sich  beliofen. 

Diese  Präsent«,  die  übrigens  späterhin  in  den  dies- 
falligen  NotiKcationsschreibcn  und  Rescripten  vorausgesetxl 
und  erwartet,  dann  verlangt  wurden,  beschränkten  sich  indess 
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nicht  auf  die  J.anüesfürsten  allein,  sondern  sie  erstruckten 
.sich  auch  auf  die  l'amilieiij/Hcder  des  Regenienbauses,  wie 
im  Jahre  if)J7,  wo  die  Stände  über  ein  an  -nie  gestelltes  An-  A-  >.  n. 
suchen  zur  Ausstattung  der  kaiserlichen  Prinzesbin  Cäcilia 
Renata  (l'erdinand  111.  Schwester)  bei  ihrer  Vern\ählung 
mit  Konig  l^dislaiis  von  Pulun  Ö'joü  fl.  benvilUgten,  mit 
dieser  llewilligung'  aber  zugleich  die  iVitte  um  lirlediguag' 
der  Beschwerden  und  BeHtatigung  ihrer  Freiheiten  in  Ver- 
bindung brachten. 

Bei    der    zweiten    Vermählung    Kaiser   Ferdinand  111,       i.  <-.  <i. 

Maria  I.eopoldine  von  Tirol  im  Jahre  1048  erscheint 
kein  derlei  l-'räsent  verausgabt,  dagegen  wurde  der  Hufstaat 
der  kaiserlichen  Braut  bei  der  Durchreise  bewirtet. 

Die    dritte    Vemtählung    des    genannten    Kaisers    mit       J;.^'  ^ 
£leonüra  von  Mantua  gab  den  Ständen  im  Jahre  1651  An- 
lass,  hierzu  30.000  tl.  zu  widmen. 

Das   Präsent,    welches    Kaiser   Leopold  1.    bei   beiner  1.  ■-.  .;.  Nr..,. 
ersten    Vermählung    mit    Margareta   von   Spanien   erhielt, 
betrug  .4JS-t>o"  '1-  ^>*  wurde  emeuurt  iiu  Jahre  1073  bei  dessen  1.  .    ».  n.    ,. 
zweiten    Vermählung    mit    Claudia  Felicitas    von    lirol    im 
Betrage  von  30.000  fl.  und   mit   dem  gleichen  Betrage  im 
Jahre   1070   bui    dessen    dritten   Vermählung    mit    I-.leonora  1.  <.  n.  n».  «. 
Magdalena,  Pfalzgrätin  bei  Rhein 

Im  Jahre  1Ö78  bewilligten  die -Stände  der  verwitweten 
Königin  von  Polen,  lileonora  (Leopold  1.  .Schwester)  bei  a.  j  ji.  Nr.  0. 
ihrer  Vermählung  mit  dum  Herzoge  von  Lothringen  ein 
Präsent  von  3000  Thalern  und  im  Jahre  1085  für  die  kaiser- 
liche Prinzessin  Maria  Antonia  i^Leopold  I.  Tocluor)  bei  a.  a.  o*  Hr. ;. 
ihrer  Vermählung  mit  Maximilian  Kmanuel,  spater  Kur- 
fürsten von  Baierrij  über  Üutsansinnen  2000  Ducaten,  ob- 
wohl eine  höhere  Summe  erwartet  wurde. 

Desto  bedeutender  war  das  Präsent,  welches  im  Jahre 
lüyy  dem  römischen  Konige  Josef  I.  hei  seiner  Vermählung 
mit  Wilhelmine  :\malia  von  Braunschweig-Lüneburg  durch 
Grafen  von  Harrach  als  ältesten  des  Herrenstandes  im  Be- 
trage von  40.000  fl.  überreicht  wurde,  so  wie  jenes  von 
joot)  Duc-aten,  welches  die  königliche  Braut  tn  der  Audienz 
zu  Frankenmarkt  empfieng. 

Das    Hochzeitspräsent    für    den     Konig    von    Spanien 
(nuchhin  Kaiser  Karl  VI.)  bei  seiner  Vermählung  niit  Kli-       u  c. «;. 
sabeth  Christine  von  Lüneburg -VVolfenbünel  im  Jahre  1707 
betrug  40.000  fl.,  jenes  , 
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für  die   kaisarliche   Prinzussin    Anna    Marin    (Jos^f   l.j 
Srhwoster)  hei  ihrer  Vermählunj;  im  Jahre  1708  3000  Di 
r:at'-n    mit   dur    r-nlschul<liijun^,    Imi    clfir   Krschöpfung"  d<wij 
l.aiul<-'s  nicht  mehr  leistt:n  ku  könnun,  junes 

für   tlie    kaiserliche  Prinzessin    Maria  Josefa   (Jost^f  I. 
Tochter)  h*n  ihn;r  Vermahhinjr  mit  l'rii^dricli  Au^fust,  ICnnivr 
von  Polen,  im  Jahre   171^  ebenfalU  jcxxj  Ducaten,   ».endlich 
jrtn«H 
•  für   die  kaiserlich«;  Prinzessin   Maria   Amalia   (Jasef  I. 

Tochter)  bei  ihrer  Vormählunff  mit  Karl  Albert,  Kurprinzen 
von  Bayern,  im  Jahro   1722  gleichfalls  jooo  Ducaten. 

Bei  der  Vermählung-  der  späteren  Kaiserin  Maria 
'J^hercsici  mit  Kranz  Stephan  von  I-othrinpon  in)  Jahre  17,50 
betrugen  das  Donativ  3000  Ducaten  und  die  Ausstattun>fv 
summe  jo.ooo  fl.,  wofür  der  Kaiser  seinen  Dank  auRsprach. 
Die  unter  Herulun^  auf  die  ßcwilliifun>r  bei  der  Ver- 
mählung Josef  l.  mehrmals  verlangte  weitere  Summe  von 
lo.ooo  fl.  wTirde  jedoch,  weil  ausser  dorn  Bereiche  dor 
Möglichkeit,  ebenso  oft  abg^elehni. 

Das  Donativ  für  die  kaiserliche  Prinzessin  Maria  Anna 
(Schwester  der  Kaiserin  Maria  Theresia)  bei  ihrer  Vermäh- 
lun]^  mit  Karl  von  I.othrinjji'en  im  Jahre  1744  betrug-  3000 
Ducaten:  ^war  wurden  in  Summa  |2.ooü  fl.  verlangt,  die 
ilamals  misslicheu  Virrhältnisse  >^esialteten  aber  nur  lü.ooofl. 
als  weiteren  Ausstaltunjjsbetra)^,  mit  welchem  in  Würdigung 
der  Umstände  sich  bejfnügun  zu  wollen,  die  Königin  ge- 
beten wurde. 

Obwohl  der  I  )ecennalreceüs  vom  9.  October  174a  die 
Stände  von  diesen  und  deriet  Oaben  gänzlich  enthoben  hat. 
so  haben  sie  dennoch  dem  kaiserlichen  Ansuchen  vom 
20.  März  1760  entsprochen  und  dem  Kronprinzen  Josef  bei 
dessen  Vermählung  mit  bllisabeth  von  Parma  als  Donativ 
3000  I  )ucaten  und  jd.ooo  fl,  zur  Bestreitung  der  Vermählungs- 
auslagen gewidmet. 

Nicht  ein  (rleiches  geschah  bei  der  zweiten  Vermählung 
des  nunmehr  römischen  König«  Josef  U.  mit  Josefa  von 
Bayern  im  Jahre  17O5,  indem  in  I^rücksichiigung  der  von 
den  lindem  ohnehin  zu  tragenden  groäsen  Lasten  die 
Darreichung  des  Donalivs  sowohl,  als  die  mit  ausserordent- 
lichen Unkosten  verbundene  Aufwartung  bei  der  ohnehin 
incognito  abzuhaltenden  Vormählungsfeier  ausdrucklich  ver- 
beten wunle. 
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HOCHZEITS-GESCHENKE 
AN  STÄNDISCHE  MITCIJEDHK  UND  BEAMTE. 
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in  der  Vorzeit  war  es  auch  Gepflogenheit,  da&s  von 
den  Miiyliedem  der  land ständischen  l-arnüien  bei  ihren 
Verehehcliun^fH  den  Ständtrn  soj^-enannl«  Ladschreiben 
xugeschickl  wun1t:n,  liicraii  thi.-ilzun*jhinL'n,  worauf  daiin 
gewohnlich  Geschenke  folgten. 

Aus  einem  alten  Vorm i^rk buche  ist  «rÄichtlirh,  das» 
die  Geschenke  je  nach  dem  Stande  und  der  WrdienstUch- 
keit  dieser  Personen  beme^töen  waren,  manchmal  sehr  be- 
deutend, wie  im  Jahre  15^8  b<*i  Ijotlhard  von  Starhemberg 
mit  3000  Ö.,  im  Jahre  1607  bei  Georj^f  Siegmund  von  Lom- 
Iwrg  mit  looo  Thalern,  im  selben  Jahre  bei  Ernst  von 
Möllart,  sowie  im  Jahre  tbib  bei  Hellmhard  von  Meggau 
und  im  Jahre  10^7  bei  Karl  von  Harrach  mit  je   itXKi  fi. 

Andere  vom  Herren-  und  Ritterstande  erhielten  mindere 
Beträge  vpo  100  Ducatcn,  400.  200,  150  fi.  u.  s,  w.,  auch 
statt  des  Geldes  wertvolle  Trinkijefässe  u.  dgL 

AUmähiich  traten  Bcschränkun>fen  ein. 

Im  Jahre  1015  wtunde  der  Beschluas  gefasss,  derlei 
Geschenke  nur  den  um  die  1..antlschafc  verdienten  Standes- 
mitgliedem  <u  liewilliijfen  und  im  Jahre  ib^b  betrugen  die- 
selben beim  Hen«n-    und  Rittersiande  gewöhnlich    150  fl. 

I>er  Wirtschaftssi-hluss  vom  i»x  Sepiemlier  1718  führte 
ein«*     niH-h     grvVsvrro     Beschränkung     herbei,     daher    die 
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KINDBBTT-PRÄSENTE 

(WlEGENANGüHIXUli). 


Ijleichwie  es  ehemals  <iepfloj^enheit  war,  bei  Vermäh- 
lungen der  Familicn^liuder  des  Regentenhauses  Hochzcitsi- 
präsente  zu  widmen,  ebenso  wurden  auch  von  den  .Ständen 
«len  Gemahlinnen  der  Reg-enten  aus  Anlass  der  (leburt 
kaiserlicher  Priuisen  Kindbettpräsentc,  Wieyenangebinde 
wie  man  sie  damals  nannte,  darvfebracht. 

iJio  erste  in  den  Archivsacten  vorgefundene  Widmung' 
dieser  Art  geschah  im  Jahre  1633  im  Betrage  von  2000 
ITialem  für  die  Gemahlin  Kaiser  Ferdinand  III. 

Dieser  folgten  im  Jahre  1668  das  Dunati v  für  die 
erste  Gemahlin  Leopold  I.  mit  2000  Ducalen,  überreicht 
von  Franz  CIhristuph  Grafen  von  Khevenhüller, 

im  Jahre  1678  jenes  für  die  dritte  Gemahlin  Leopold  L 
bei  der  Geburt  Josefs  1.  mit  iooo  Ducaten,  ebenfalls  vom 
Grafen  von  Khevenhüller  überreicht, 

im  Jahre  1700  jenes  für  die  Gemahlin  Josef  I.  mit 
3000  Ducalen,  von  Fhrenreich  Grafen  von  SprinzeasLeia 
überreicht,  femer 

im  Jahre  1710  für  die  Gemahlin  Karl  VI.  mit  3000  Du- 
caten,   von  Franz  Ludwig  Grafen   von  Salburg  überreicht, 

im  Jahre  1741  der  Königin  Maria  l'heresia  bei  der 
Geburt  Josef  U.  mit  3CKK1  Ducaten,  überreicht  von  Johann 
Wilhelm  Grafen  von    Thürheim, 


f(? '3fS  "Sfr?  fRJ^fR'iW' 'i'j^  r^  r? 'il'??  "i^  ?5f5^ '^f^/'^  "f?  [^"P  "M  "3 'r' "P 


jfiüiii-jij^üij:^!!!!  ^L^.^^tueieiEicufiJöejeuärasjeiefa/eiBeiBfiiBBt'i 


xxm. 

SI'BSIÜILM  ITLNEKARIUM. 
RBlSIv  UNü  KRÖNUNGSGESCHENKG. 


Oui 


^  I.  ikM. 


k, «.  Xt.  ti. 


.<ik«» 


wohl  bei  l)urclir«isen  der  I.andtisfür2>len  und  Familien 
^Itudcr  do  Regcnlunhauäe»,  a}s  während  thrbs  Aufenthalte» 
in  l.inr  waren  die  Stände  sleti*  bt^müht,  ihrw  Efgebenhtiit 
durt'h  |-.ni|)tan^r«it;rlichkeiten  und  lUiwirLung  zu  belhä- 
tt)^n  und  divbvlbo  je  nac:h  Cnu^länden  und  nach  den 
fin.uixiullen  Kräften  auch  durch  Widmung  von  Geldbel- 
trägen  ni  den  verschiedenen  iCweckcn  an  den  Tag^  zu  legen. 

Die    erste    derlei   Widmung,    soweit    die    ständischen 
•*  ArcJii\-saclv«  Aufschluss  gebeo,   bctnig    18.000  fl^  weldie 
KaiMur    Ferdinand   II.    behufs    seiner   R«se    nac^  Regens- 
bürg  im  Jahre  1036  erhalten  hat. 

Dieser  Widmui^  folgte  im  Jahre  1039  eine  weitere 
für  Erxherjog  l.tH>pold  \\^lhelm  bei  seiner  T>urchreise  nach 
li»ihn>cn  tur  kaiMirlidien  Armee  mit  3000  fl^ 

im  Jahr«  1640  aber  voa  ilen  I.Andtag5Commissären 
ßr  Kaiser  Ferdinand  lU.  b^ufs  ü«ner  Reise  zur  Armee 
vertaogte  15^000  fl^  jene  yxia  loax»  A.  nüt  iler  Bitte  um 
ZuwartKn^;;,  bb  die  Aufbringung  diaser  Summe  nach  Be- 
ftxi—n  von  der  grossen  «Jnartierslast  mögticb  geworden 
««4  mdBrh 

im  Jahre  164^  jene  \xia  150a  fl.  für  die  verwitwete 
KatM<rin  lileoaora  (FeixÜnaad  U.  lirmiiilin »  bei  ihrer  Wall- 
fahrt na<h  l*a&»au. 
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Hei  der  Kückreisi:;  Kai!»er  l'erdinand  III.  von  Mailand  \.  i  yt.Vt.  y. 
nach  Wien  im  Jahre  104g  baten  die  Stande  den  Oberbt- 
hofnieister  Grafen  von  AuerBpertf,  sie  bei  Sr.  Majestät  zu 
t-ntscliuldigen,  dass  der  grosse  SchuUlcnstand  und  die  drü- 
ckende ].age  des  Landes  kein  grosseres  Uonativ  als  1000 
T>ucaten  yesiatteten. 

Die  Reibe  des  römischen  Königs  Josef  I.  zur  Reichs- 
armee  g"egen  Krankreich  im  Jahre  1702  gab  den  Ständen 
Gelegenheit,  die  vom  Kaiser  Leopold  I.  in  dem  Rescripte 
vom  10.  April  vfewärli^ic  Mitlrilfe  zur  Bestreitung  der  Aus- 
lagen in  dem  Betrage  von   15.000  fl.  zu  bethätigen. 

lune  ähnliche  Mithilfe  in  noch  grösserem  Betrage  von 
mindestens  loo.fjo«  fl.  gewärtigte  die  Kaiserin-Mutter  und  1.  «.. 
Regentin  Eleonura  in  ihrem  Rcscriptu  vom  io.  Mai  1711 
behufs  der  Reise  ihres  Sohnes  Karl  zur  Uebemahme  der 
Regierung  nach  dem  Tode  seines  Bruders  Josef  I.,  worauf 
die  Stände  mit  Schluss  vom  11.  Juni  1711  zur  Bestreitung 
der  Reise-  und  Krünungsau-slagen  50.00U  fl.  und  als  Präsent 
5000  Ducaten  bewilligten,  welch  letztere  von  Johann  l'lhren- 
reich  Grafen  von  Sprinzenstein  Sr.  Majestät  in  der  Audifn/.  i.t  ^  ni.^ 
am    12,  März  171.»  im  Namen  der  Stände  überreicht  wurden. 

Das  der  lirzherzugin  Maria  KU sabeth  (Karl  VI.  Schwe- 
ster) als  Regentin  der  Niederlande  bei  ihrer  Reise  dahin 
gewidmfite  Präsent  >i«trug  ioon  fl.,  die  Kranz  Ludwig  (iraf 
von  Salbu rg  im  September   1725  der  Regentin  überreichte. 

Die  Wahl  des  Gemahls  der  Maria  Theresia,  l'"ranz 
Stephan,  zum  deutschen  Kaiser  gab  den  Ständen  im  Jahre 
'745  wieder  Gelegenheit,  ihre  treue  Anhänglichkeit  an  den 
Tag  zu  legen,  indem  sie  zur  Bestreitung  der  Reise-  und 
Kronungsauslagen  den  Betrag  von  jo.ocmj  H.  und  als  Dona- 
tiv  5000  Duccilen  widmeten,  wofür  ihnen  Maria  Theresia 
in  dem  Rescripte  vom  K. September  mit  den  Worten  dankte: 
ihr«!n  (ilückwunsch  sowohl  als  das  ungeachtet  der  andau- 
ernd drückenden  Zeitverhältnisse  gewidmete  Subsidium  iti- 
nerarium  stets  in  Andenken  zu  behalten. 

In  gleicher  Weise  bethätigte  sich  die  Opferwilligkeit 
der  Stände  im  Jahre  1701.,  wo  sie  aus  .Vnlass  d«r  Wahl 
Josef  U.  zum  römischen  Könige  als  Subsidium  itinerariuni 
70.000  fl.  und  ad  manus  .\ugustissinn  30.000  fl.  widmeten. 

Gleichwie  Leopold  IL  im  Jahre  1 790  ein  derlei  Präsent 
nach  erfolgter  Kaiserkrönung  in  Berücksichtigung  der  da- 
maligen Kriegszustände  nicht  anzunehmen  erklärte,  ebenso 
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li'.T  wie  anderwärts  im  Österreich ischen  KaiM-rRtaate» 
auch  im  Xcrilcn  I)<'U»schlan<ls  erinnori  so  nianrh<?s  an  die 
Miiniftcnnr  der  Stämli'  theils  sichttiar  an  (iübäuilun,  ihuils 
in  der  lieschichto  aufbewahrt. 


FESTUNG  K.\NIZSA  IN  UNGARN. 

Wnnn  auch  dinsclhn  jtstzt  nicht  m«hr  existirt,  so  hattß 
KJH  doch  aLs  rin  l^ollwiirk  yog*!:!!  dio  Miiiiälle  der  'lürkeii 
einst  bestanden  und  besajjen  die  kaiserlichen  S ch ad losb riefe,  Nr  m. 
dass  die  Stande  zur  Rrliauung'  dieser  b'este  in  den  Jahren 
|5,8o,  i.iöy,  i5yi,  1592  und  1597  nicht  weniyerals  j  (.mwj  fl. 
heijfetraijen  haben. 


KAISERIJCIIES  SCHI.aSS  ZU  LINZ. 

Dieses  (iKbüude,  in  welchem  Kaiser  F'riedrich  Ul.  seine 
Ict/.ten  l.ebeiistagc  verlebte,  wurde  zu  Anfang-  des  sieben- 
/ehntcn  Jahrhunderts  über  Anordnung  Kaiser  Rudolf  II. 
durch  einen  Zuliau  erweitert,  (iruss  ist  die  (Tesainmtsumnie 
zu  nennen,  welche  die  Stände  zu  diesem  Hau  In  den  Jahren 
itMjy,  lOij,  i(>i4.  1615  und  r6i6  gewidmet  haben;  sie  bc- „^'^l*- ^'f*"- 
trug  nach  Inhalt  der  kaixjrlichen  Schadlosbriefe  53.51)  fl.  •<$. 

3  Groschen   1 2  Pf. 
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DKK  DOM  7M  I.IN7. 

Oiftsc  früher  den  Josuit-'n  g-ehorij^o,  von  ihnen  Iva 
Jahre  ifi7  \  erbaute  Kirche  erinnert  ebenfalls  an  die  StaiidQ. 
Der  darin  befinillicht:  J  lochaltar  ist  ihr  Werk,  dos  ihnen 
I2.CKK1  fl.  ko!*letR  und  das  sie  laut  des  Vertrages  vom  2.  Jänner 
1681  durch  den  Mah^r  (nluniba  und  Hlldhauer  barbarino 
ausführen  Hessen. 


0.  jt».  ut- 


nKKII'Al.TlCKKITS-SAUI.li  ^ll  LINZ. 

Ein  Denkmal  der  I  )ankbnrkeit  für  abg"ewendete  unglück- 
liche Kreig-nissft  zu  setzen,  ward  diese  Säule  erbaut,  zu- 
gleich eine  Zierde  <ler  Stadt. 

Auch  die  Stände  waren  Theilnehmer  an  diesem  from- 
men Werke,  indem  sie  mit  Schluss  vom  2tt.  November 
171  j  einen  Heitrajif  von  30CX1  fl.  hiezii  widmeten. 

Am  jo.  Auj^ust  1717  wurde  der  (rrundstein  jijelegt,  im 
a.  lijj.  ■«&.  Juni  1723  d<:r  Hau  vtdiendct  und  nach  hundert  Jahren,  am 
n.  11.  «1.  3  jy„i  ^g2^  das  Jubelfest  gefeiert,  dem  das  Verordneten- 
Colle^ium  in  Vertretunjy  der  Stände  beiwohnte. 

r>rin>feml  nolhwendige  Reparaturen  nahmen  die  Unter- 
stützung der  Stände  neucrding's  in  Anspruch,  die  mit  I^and- 
tajfsschluss  vom  ig.  September  1H36  einen  Hnilraif  von 
2i)oo  fl.  bewillig"ten  und  hiezu  die  allerhüchsiß  (jenehmi- 
f^ung  erhielten. 


H.   4fi.    4. 
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KARI^SKIRniE  ZU  WIEN. 

Das  fromme  Gelübde  Kaiser  Karl  VI.,  aus  Dankbar- 
keit für  die  durch  die  l-ürbitte  des  heiligen  Caroli  Hom>- 
inäi  ab)jfewendeten  ansteckenden  Krankheiten  eine  Kirche 
XU  bauen,  gab  VeranlHssun^'  ?-ur  Kn  Lsteh  unK*  der  Karls- 
kirche in  Wien. 

Auch    die   Stande    ob    der   Knns  wurden    etni^eladen/ 

o.  t^ir.  lot.    hiebei    mitzuwirken,  was   sie    auch    gethan    mit    dem    am 

R  yo.  I.U.     18.  April   1714  bowiniRlen  Heitratfe  von  üooo  fl.,  der  über 

I.  c.  i\».      ein  weiteres  Ansuchen  im  Jalire   171  s  um  kxx>  fl.  vermehrt 

wurde. 
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nOFKAN7LEI(;EHAUI)K  ZU  WiHN. 

DasÄ  die  Stände  auch  bei  Krbauunpf  kaiserlicbor  Dii^i- 
stRrütl-Gtibäuilo  untRrstüt/^nd  mitwirkton,  bcjtouijen  die 
Schlüsse  vom  (>.  April  1717  und  12.  Üecember  1720,  mil 
welchen  sie  übor  Kinladunjif  des  Uofkanzlers  Grafen  von 
Siiizcndurf  zum  Hau  des  !lullvanzlei>{ftbäudes  15.000  fl. 
b*;  willigten. 


ft.     ^Q.     iflf. 

K.  ju«.  16. 


KATHOLISCHE  KIRCHE  ÜNP  SCHULE  ZU  HANNOVER. 

Als  CS  sich  um  die  Erbauung  dieser  Kirche  und  .Schule 
handelte,  wozu  schon  im  Jahre  1O92  vom  Kurfürsten  von 
Braunschwdig-I.üneburfjj  Krnst  August,  die  Kinwilligung 
erthcilt  wurde  und  dessen  Xachrol>ier  im  Jahre  1710  be- 
hufs der  Aus.rührun)i(  einen  I'latz  anweisen  Hess,  wurden 
zur  rörderung-  dieses  Unternehmens  sowie  zur  Gründung 
f*ines  .Sustentationsfondes  für  Priest«r  und  Lehrer  Sanim-  <■.  r^*.  10«. 
lungen  eingeleitet  und  auch  die  Stande  ob  der  Minis  zur 
Mitwirkung  eingeladen,  die  mit  Schluss  vom  16.  Februar 
1718  einen  Beitrag  von  500  fl.  zu  diesom  Zwecke  widmeten.     »■  v*-  im 


JOILANN  NKPOMUK-  ALTAR  IM  DOME  ZU  PRAG. 

Eine  höchst  wertvolle  Zierde  des  lYager  Domes  bil- 
det der  Altar  mit  tlem  Sarge  von  Silber,  in  welchem  ilie 
irtlischen  Ueberreste  des  höiligen  Johann  vt>n  Xepoinuk 
ruhen. 

Zur  Aufrichtung  dieses  Denkmals  wurde  die  Reisteuer 
anderer  Urbländer  erwartet. 

Kine  solche  erhielt  Böhmen  von   den  Ständen   ob   der 
Enns  im  Betrage  von   1500  f\.,  welcher  in    der  zalilreichf-n 
Versammlung   am    1 2.  Mai    17.34    mit   Stiumit-iieinhelUgkeit     n 
bewilligt  wurde. 
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ie  Entstuhunjf  des  Ordens  der  minderen  Brüder  (Mino- 
riten)  dahier,  die  hinsiciultch  ihn^s  Klosters  und  ihrt;r  Kirchr- 
mit  den  Ständen  so  vielfach  in  Herülirung'  tfekommen  sind, 
ist  bis  jetzt  urkundlich  nicht  nachgewiesen;  selbst  die 
Ordensbrüder  haben  das  Andenken  ihres  Stifters  und  die 
Zeit  der  Stiftung  nicht  bewahrt. 

Dass  Kirche  und   Kloster  eine  Stiftung  der  Walseer 

n.  I- n.  iVr.  14  soi,  wird  zwar  in  einem  Majestätsj^esucha  des  Ord«n»-Pro- 
vincials  vom  Jahre  i(jüi  erwähnt,  wurin  derselbe  um  Resti- 
tution der  Kirche  bittet,  die  damals  die  Jesuiten  inne  hatten, 
allein  es  ist  nur  im  allgemeinen  besprochen  —  nichts 
nachtue  wiesen. 

Kbensowcnig-  beweisend  und  mit  Vorerwähntem  im 
Widerspruche  ist  die  Anj^fabe  des  (^uardians  in  dem  Ein- 
schreiten vom  22.  Jänner  i088,  worin  er  zur  Re^^ründunff 
seiner  Bitte  um  Ueberlassunff  der  Landschaftskaplanei  an- 
führt, dass  die  Klosterkirche  schon  vor  500  Jahren,  sohin 
schon  im  Jahre  1 188  bestanden  habe,  sowie  jene  votn 
25.  November  1713,  nach  welcher  sie  schon  vor  dem  Jahre 

rMii.  «s.  Nr.  I  iij8  cxistirt  hätte,  mithin  zu  einer  Zeit,  wo  die  erst  mit 
Kaiser  Rudolf  I.  eingewanderten  Herren  von  Walsee  noch 
gar  nicht  im  I^nd»?  ansässig-  waren. 

Zweifelsohne  waren  die  Walseer  wenn  nicht  unmittel- 
bare Stifter,  doch  Wohlthäter  dieses  Ordens  in  Linz,  von 
wr!chi;n  laut  des  in  den  Streinischen  Manuscripten  ab- 
gebildeten,  in    der   Minoriienkirche   befindlich   gewesenen 
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Gnibsteines  Kberhard  von  Walseu  im  Jahre   1 28K  dort  be- 
graben wurde. 

Das  durch  Luthers  Auftreten  in  der  ersten  Hälfte 
des  sechzehnten  Jahrhunderts  herbeig^eführte  kirchliche 
Schisma  Deutschlandä  hatte  auch  auf  das  Land  üb  der  Knns 
£infius5,  des^sen  iJynasien  sich  meist  für  die  neue  Lehre 
erklärten. 

Das  Umsichgreifen  dieser  Lehre,  der  Uebertritt  katho- 
lischer Priester  und  der  dadurch  bald  fühlbar  gewordene 
Mangel  an  dun  letzteren  mag  wohl  vielleicht  schon  im 
Jahre  1536  zu  dem  zwischen  den  Ständen  und  dem  Mino-  b  i.  71.  Nr.  i. 
riten-Qiiardian  Georg  Hassigruber  geschlossenen  Vertrage 
Anlast  gegeben  haben,  womit  den  ersteren,  da  sie  noch 
kein  eigenes  Haus  besassen^  mehrere  Localitäten  des 
Klosters  mietweise  überlassen  wurden. 

Die  Zahl  der  Ordensbrüder  wurde  indes  immer  geringer, 
bis  zuletzt  nur  noch  der  Ouardian  übrig  blieb,  und  Kirche 
und  Kloster  infolge  der  diesfalls  gepflogenen  Verhandlungen, 
erstere  an  den  Kaiser,  letzteres  behufi.  der  Erbauung  eines 
Landhauses  an  die  Stände  übergieng. 

Nach  Inhalt  des  hierüber  erlassenen  kaiserlichen  Patents 
vom  12.  November  1500  wurde  das  Heneticium  der  Drci- 
faltigkeits- Kapelle  in  die  Klosterkirche  iransferirt  und  bei- 
der Kircheneinkünfte  zu  dem  Zwecke  vereinigt,  um  davon 
einen  gelehrten  Priester  zur  Verrichtung  des  (irottesdiensles 
und  Versehuugdes  Predigtstuhles  zu  belehnen;  das  Kloster 
mit  Ausnahme  des  vom  Kaiser  sich  vorbehaltenen  untersten 
Theiles  vom  Kreuzgange  erhielten  die  Stände  zum  Bau 
ihres  !,andhauses,  doch  mussten  sie  dafür  800  fl.  zu  einer 
Ergotzlichkeit  für  die  Minoriten  in  Wien,  dann  200  fl.  zur 
besseren  Dotirung  des  Dreifaltigkcits-Pfründenhauses  er- 
legen und  noch  überdies  sich  verprtichlen,  sowohl  der 
Kirche  Dachwerk,  so  oft  die  Nothdurft  es  erfordern 
wird,  in  baulichen  Khren  und  Wesen  zu  erhalten,  zu  ver- 
bessern utid  zu  erneuern. 

Die  Einantwortung  des  Klosters  an  die  Stände  geschah 
im  Jahre   1502,  so  auch  die  Ausstellung  des  Reverses  der-***  *-^  i'-^''f 
selben,  worüber  ihnen  nebst  der  Bestätigung  über  die  er- 
legten 1000  fl.  die  Verzichtleisiiing  des  Provinzials  auf  das 
Kloster  zugestellt  wurde. 

Als  man  zum  Bau  des  Landhauses  .schritt,  zeigte  sich, 
dass  auch  der  unterste  Theil  vom  Kreuzgange  sammt  den 
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beiden  Kapellen  nothwendig  sei,  um  ein  urtlftiiiliche«  fre-] 
bäudi!  aufluhrfjii  zu  können. 

Wohl  Miochltjn  tlio  Stanilti  damals  schon  an  die  Unter- 
brinffunjf  ihrer  («nanffelischtin)  LandschafLsschule  gedacht 
tiabun,  die  auch  zu  Martini  1.574  wirklich  statt gfefunden 
hatte  und  «inwn  beträchtlichen  Theil  des  I^andhausob^  den 
ROg"enanntcn  Srhultract,  in  Anspruch  nahm. 

Ks  wurde  daher  der  noch  vorbehaltene  Theil  des  Klo- 
sters nachgesucht  und  dersolbo  vom  Kaiser  Maximilian  11. 
unterm  5.  Jänner  i.sOü  Jifej^^en  Ilrlag-  weiterer  ioo<j  fl,  den 
Ständen  iibf^rla^sen. 

Nach  der  Trans ferirunjj;  der  l.and.sclmftsschule  in  dai> 
neuerbaute  Landhaus  suchten  die  Stände  eben  dieser  Schule 
wegen  zur  Uebunjf  des  evanjfelischen  Gottesdienstes  auch 
di<!  Kirche  zu  erhalten,  was,  wie  sie  in  ihrer  lüttsehrift 
vom  Jahre  i,«!?,-)  anführten,  um  so  leichter  geschehen  könne, 
uls  in  dieser  Kirche,  deren  Einkünfte  bereits  zu  anderen 
Zwecken  verwendet  wurden ,  nicht  mehr,  als  bisweilen 
an  Keierta^en  durch  des  Pfarrers  zu  I.inz  Gesellenpriester 
eine  Mittayspredij^l  truhalten  werde. 

Der  kailiulisch«  Gottesdienst  scheint  daher  damals, 
wie  zumeist  überall  im  I^inde,  so  auch  in  der  erwähnten 
Kirche  beinahe  nanz  aufgehört  zu  haben. 

Dies  wurde  wieder  anders,  als  mit  dem  Reformations- 
F'atente  Kaiser  Ferdinand  II.  vom  27.  Kebniar  1025  der 
protestantische  Cultus  in  Kirche  und  Schule  iränzlich  ab- 
ffeschatft  und  der  katholische  (roltesdienst  als  der  allein 
j^eltendt^  erklärt  wurde. 

Nun  erscheint  auf  einmal  diese  Kirche,  ohne  dass  uin 
l)ocnment  die  Uebertrajjunij  des  KiifenthumA  nachwiese, 
in  dem  Besitze  der  Jesuiten. 

Dies  lM!weist  ein  N'ertraj;  zwischen  dnn  Verordnel«n 
und  dem  Rccior  derselben,  Pater  Thomas  ThomiP,  vom 
3.  März  1Ö30,  worin  der  letztere  den  .Standen  die  Eröffnung 
einer  Thür  vom  Landhause  in  die  ICmp(>rkirch<j  bt^willi)^! 
und  sich  zujfleich  freiwilliif  jedoch  ohne  Präjudiz  erbot, 
dfiss  durch  die  Ordens pricstcr  läg-Iich  um  halb  8  Uhr  eine 
Messe  f^leäen  werde. 

Mieraus  steht  man,  da&s  den  .Ständen  damals  daran 
l^df^en  war,  in  dtrr  Xähi!  <li<s  1.an«Ihauses  dem  (iultcsdienste 
beiwohnen  zu  können,  Jtu  wttichfm  Hehufe  sie  tm  Jahre  ifijg* 
wo  auch  dii>  Abh.-iltunjf   ein^^s   i^i^esut^fvnen  Amtes   in   der 
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Klosterkirche    vor   Ueji^inn   der   Landla^äberathuii^en    be- 
srhiosson    wTirtle,  init    Zustininiung  der  Jesuiten    die    Auf- 
nahme uines  eij^unen  Priesters  heantrajjt   und,  vor*  der  im     »  3ih  '*»._ 
Jahre  1043  erfolgten  Ernennung  des  Veit  Hackl  /um  stan-      't-  i'*-  •*■ 
dischen   Kaplan   mit    300  fl.  tiehalt,    bezÜKÜoh   des  Messe-       n.  vt.  ^ 
le-st-ns   mit   den    Kapuzinern    und   Jesuiten    in    Unterhand-     »- jü.171. 
lungen  waren.  t  «.  1*1- 

Allein  bald  wurden  von  den  Minoriten,  die  schon  in  *»•  «J"  i»- 
den  Jahren  1U2O,  1035  und  1643  wegen  Restituiruny  ihrer 
Klostergüter  Schritte  >fethan  und  jene  zu  Linz  und  Wels 
bereits  zurückerhalten  hatten,  ihre  Ansprüche  auch  auf"'  ''■"'  "> 
die  hiesijj^o  Kirche  und  das  Kloster  mit  F-inj^ijabe  vom 
17.  Aujfust  1657  erneuert  und  die  Stande  mit  weiterer  Ein- 
gabe vom  H.  Mai  1Ö5H  auch  einstweilen  um  Ueberlassung 
des  Stiickls,  der  Sacristei  und  um  Uebertragung  der  kirch- 
lichen tunctioncn  ersucht. 

Die  Stände  Hessen  sich  jedoch  laut  Erledigung  vom 
1:!.  Mai  1U5M  hierauf  nicht  ein,  weil  sie  besorgten,  dass 
sich  zwischen  dt;n  Miimrilen  und  Jtisuitcn,  welchen  di« 
Kurche  vom  Kaisur  Maximilian  U.  auf  gewisse  Weise  ein- 
geräumt wurde,  Differenzen  ergeben  würden  und  tladurch 
für  sie,  diu  Stande,  selbst  Unannehmlichkeiten  erwachsen 
möchten. 

Die  Minoriten  baten  in  Verfolgung  ihrer  Anspruch« 
um  rin  l'drmular  der  Verzichtleistung  auf  das  Khislr-r  und 
suchten  ihr  Recht  bei  Sr.  Majesliil  selbst  mit  der  liitte  um 
Kinanlwurtung  der  Kirche  sowohl,  welche  ihnen  gehöre, 
und  nicht  den  Jesuiten,  wie  sie  vorgeben,  geschenkt  wordun 
sei,  als  auch  um  Erwirkung  einer  l^ntschädigung  von  Seile 
clur  Stände  für  das  zum  l^ndhausbau  verwendete  Kloster, 
dessen  Abtretung  ohne  päpstliche  /ustimmung  nur  per 
preces  armatas  erzwungen  wurde. 

Ueber  dieses  Restitutionsgesuch  wurde  mit  landcshaupl- 
mannschaftlicher  Intimation  vom  lO.  März  1O61  den  Verord- 
nelen Bf^ichtabgefordort,  zufitlge  weiterer  Intini;itif)nen  vnm 
II.  1-ebruar  und  5.  Juni  iüi>K  abur  den  Ständen  bekannt' 
gegeben,  dass  Se.  Majestät  die  Restitution  de*  Ordens  in 
seine  Renten  und  in  die  Kirche  alU^rhöchst  bewilligt  und 
dieserwegen  die  Einantwortung  der  zeither  v<jm  Stadt- 
dechant  dahier  atlministralorio  modo  genossenen  Kyikünfte 
de.s  vormaligen  Minoritenklosters  an  den  Ürdensprovinzial 
Josef  Keller   angeordnet    habe,    welrh    letzterer    zugleich 
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angewiesen  wurde,  zur  Verrichtung  der  gestifteten  Gottes- 
dienste  tauglicIiL*  Cunventualen  hiehtjrzuschicknn. 

Die  Jnsuiten,  welche  ihre  Ansprüche  auf  die  Kirch« 
nicht  darzuthun  vermochten,  verzögerten  so  wie  der  Stadt- 
dechant  die  Einantwortung  der  Kirche,  daher  sie  mit  landes- 
n  i.  ;<.  S'r.  jit.  hauptmannschafthcher  Intimalion  vom  26.  Novenihr*r  lUOti 
neuerdings  und  zwar  binnen  H  Tagen  anbefohlen  wurde, 
i  c.  Nr.  19.  worauf  das  Verordnelen-Collegiura  berichtete,  dass  es  sich 
über  die  Kirche  kein  Dispositionsrocht  aninassen  konn^: 
und  dass  ihm  in  Beziehung  auf  diese  Kirche  lediglich  die 
Erlialtung  der  Duchung  nach  erforderlicher  Nothdurft  ob- 
liege. 

Von  den  Jesuiten  kommt  nichts  weiter  vor,  als  dass 
sie  durch  N'ichterstattung  cUsr  abverlangten  Aeiisserung 
die  Uebergabe  verzögerten. 

Aber  auch  das  Verordneten-Coll'-gium  verzögerte  die 
wirkliche  Uebergabe  durch  Vorenthaltung  des  Kirchen- 
und  Saeristeischlüssels,  wie  aus  der  Eingabe  des  Ordens- 
L  <•  Nt.  j|.  commissärs,  spätreren  Quardians  Honorius  Haag  vom 
2^.  Juni  i07y  hervorgeht;  es  verlangte  vorläufig  einen 
Revers,  dass  die  Minoriten  dem  jetzig  und  künftig  auf- 
gestellten Landschaftsfcaplan  im  Messelesen  nicht  hinderlich 
seien  und  auf  dessen  jedesmaliges  ICrsuchen  Kirche  und 
Sacristei  erciffnen  lassen,  auch  einen  Kasten  in  der  Sa- 
cristei  zur  Aufbewahrung  ihrer  Paramente  gestatten  werden. 

Erst  gegen  diesen  Revers    wurden   den  Minoriten   am 
t.  c.  Nr.  ,K     1^.  August  1079  die  Kirchen-  und  Sacristeischlüssel  über- 
antwortet. 

Nun  war  die  Kirche  vollständig  in  den  Ilesitz  des 
Ordens  ül>ergegangen ;  die  Stände  hatten  kein  anderes 
Recht  auf  dieselbe,  als  infolge  des  1  .andlagsschlusses  vom 
ji.  Jiinner  lüjy  daselbst  ihr  Landtagsamt  durch  den  Stadt- 
pfarrer in  l.inz  abhalten  und  ihren  Hauskaplan  Messe  lesen 
und  ihre  Paramente  verwahren  zu  lassen. 

Die  Minoriten,  kaum  im  Besitze  der  Kirche,  suchten 
auch  sogleich  die  Abhaltung  des  Kandtagsamtes  für  sich 
in  Anspruch  zu  nehmen,  wurden  jedoch  laut  fürstbischöf- 
lichen Entscheidungen  vom  |.  und  22.  Jänner  i6«o,  dann 
G.  liu,  jtt.  22.  December  1688  zurückgewiesen,  weil  der  erwähnte 
(iottcsdienst  keine  be.ständige  K  irchenstiftung ,  sondern 
bloss  ein  sacrum  votivum  sei  und  nach  belieben  irgendwo 
und  von   wem  inmier  abgehalten  werden  könne. 
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Uald  beyulirtu  der  t)rdon  mulir.  Mit  Einschreiten  vom 
Jahre  löoi  um  Wieden.'inraumuriijr  der  Kirche  wurde  auch  i»  i.  m.Si.  m. 
die  Bitte  um  üntschädi^u^  für  das  in  das  Landhaus  uni- 
l^ewandelte  Kloster  in  Verbindunicr  g-esetzt  und  diese  Bitte 
unturm  17.  Jänner  1680  erneuert,  von  den  Ständen  jedoch  1. 1.  Vr.  j;. 
werfen  des  «igenen  g^rossen  Schuldenstandes  zurückj^e- 
wiesen. 

Dessenungeachtet  nahm  der  Orden  Aala»s,  unterm 
»6.  August  i6H)  ein  neuerliches  (resuch  an  die  Stande  zu  '  ■  Sr.  w. 
überreichen,  worin  eine  Vergütung  dv.s  dem  Orden  zu- 
gefügten Unrechtes  als  eine  Gewissenssache  dargestellt 
und  zugleich  angeführt  wird,  dass  der  Orden  durch  An- 
kauf eines  Hauses  und  Baulichkeiten  Schulden  contrahirt 
habe,  zu  deren  Verzinsung  seine  Hinkünfte  nicht  hinreichen. 

Auch  erbot  er  sich  für  die  Be\villififung  der  gegebenen 
Satisfaction  ein  breve  apostolicum  auswirken  zu  wollefl, 
kraft  dessen  die  Stände  fürohin  von  aller  weiteren  Ver- 
antwortung und  Anspracht;  vollständig  enthoben  sein  und 
bleiben  sollen. 

Obwohl  die  von  den  Minoriten  angeführten  Motive 
in  dem  hierauf  unterm  12.  Jänner  1Ö82  erstatteten  Gut-  i. 'Sr.  ».. 
achten  der  Verordneten  und  Auswdiusse  als  irrig  und  un- 
statthaft wid'irlcgt  wurden,  zumal  die  Stände  das  Kloster 
nicht  von  den  Minoriten,  sondern  vom  Kaiser  erkauft 
hatten,  die  Minoriten  übrigens  in  damaliger  Zeit  wegen 
ganzlichen  Mangels  an  Ordensbrüdern  dasselbe  auf/ugebiin 
gleichsam  gezwungen  waren,  so  wurde  dennoch  über  Ein- 
rathen  in  dem  erwähnten  (lulachten  mit  Schluss  vom 
21.  Kebruar  1682  das  Anstichen  nicht  zurückgewiesen  und  ».  i,.  uv 
den  Minoriten  bedeutet,  dass,  wenn  sie  noch  vorher  nach 
beigeschlossenem  Formular  eine  Verzichtleistung  mit  Be- 
stätigung eines  breve  apostolici  auswirken  und  ilen  Ständen 
überantworten  werden,  fernerer  Bescheid  erfolgen  werde. 

Darauf  gestützt,  erneuerten  sie  unterm  20.  Jänner  16Ä8  "  ••  m.  nv.47. 
wiederholt  ihr  Ansuchen    mit  der  gleichzeitigen   Bitte  um 
L'eberlassung  der  T.andschaftskaplanei. 

Letztere  wurde  zurückgewiesen,  dagegen  aber,  um  sich 
ein  für  allemal  von  ferneren  Belästigungen  zu  befreien, 
(ad  redimendam  vexam)  nicht  aus  Schuldigkeit,  sondern 
aus  christlichem  Mitleiden  un(3  freien  Willen  gegen  Bei- 
bringung des  legalen  Reverses  und  ausdrückliche  Verzicht- 
leistung auf  alle  weiteren  Prätonsionen  am  22.  April   1689  t  «■ «'-  ti.  «. 
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ein  Cupital  von  ^«x)  fl.  bcwillij^  und  nach  Deibrinjfunjf 
dos  mit  päpsllicher  Confirmalion  vom  I'  ürstljischote  zu  Pa-saau 
H.  Uj. «.  am  lo.  Februar  i6i>3  ausgestellten,  vom  Cardinal-Collejjium 
bestätigen  Reverses  unierm  9.  April  1(193  zur  Bezahlum; 
in  den  nächstfolgenden    10  I.inzer  Markten  anjfewiescn. 

Die  Muniticenz  der  Stände  wurde  aber  nichtsdesto- 
wenig"er  fortan  in  Anspruch  gfenomraen. 

So  schon  im  Jahre  *(>*)5,  wo  sie  mit  Schluss  vom 
2ö.  Aujfust  zur  Pflasterung  der  Kirche  üoo  fl.  bewilligten 
und  im  Jahre  i6tj8  durch  Urbauung*  eines  Chores  rück- 
wärts des  I  lochaltars. 

Die  Baufalli^keit  des  Kirchenthurmes.  der  dem  I'jn- 
sturjE  nahe,  gab  Anlass  zu  neuen  Auslagen,  herbeigeführt 
durch  das  über  Anzeige  des  Uaoschreibers  von  den  Ver- 
(irdneten  und  Ausschüssen  am  »t».  Jänner  lOgo  erstattete 
fftitachten,  worin  auf  eine  Verpflichtung  der  Stande  üum 
'I*hurmbau  hingewiesen  wurde,  nachdem  selbe  schon  im 
Jahre  1ÖI37.  daher  noch  vor  der  Rückkunft  der  Minoriten 
den  Thurm  höher  gebaut,  die  l-enstcr  repariri,  das  grosse 
"ITior  vermauert  und  mit  dem  l^ndschaftswappen  übermalt, 
mithin  ipso  facto  coutirmirt  und  sich  laut  Coniract  schuldig 
bekannt  hatten,  die  wesentliche  Erhaltung  der  Kirche  zu 
bestreiten. 

Obwohl  dieses  (TUtachten  mit  den  bestehenden  Docu- 
mvnlcti  im  offenbaren  Widerspruche  steht  und  einen  gänz- 
lichen Mangel  an  Rechtskenntniss«;n  verrath,  so  liefen  sich 
dio  Stände  dennoch  dazu  bewegen,  mit  Schluss  Tom 
1*.  ti.  u».  »9.  Jänner  it>g<j  den  Thurm  um  2700  fl.  auf  ihre  Kosten 
neu  ht^rzusteUen,  welche  Herstellung  indes  laut  Ouittung 
des  Maurermeisters  Pruckmayr  vom  31.  Dec4?mber  lOgg 
auf  3548  fl.  zu  stehen  kam. 

Im  Jahre   17111    kamen  die  Minoriten    mit  einer  neuen 
Uitte  um  l\rhöhung  des  Kirchenbogens  und  liröfl^nung  von 
ci  IM.  US.     3  Fenstern    bidtufs   der  b>bauung   einer   I-Tanciscikapelle, 
wozu    dii;    Einwilligung  erfolgte,    sofern   es   ohne  PräjuiJix 
geschehen  könne. 

Diese  Conce'!*siontm  t»niiuninrtcn  die  Minoriten  zu  immer 
wpitüren  Anforderungen. 
11 1&*  »».N.  .  Am  15.  November  1713  überreichten  sie  ein  neues  Ge- 

such mit  alten  Klagen  über  lU»  ihnca  entrtsMene  Kloster, 
über  k\u>  ungenügende  Reslituiion,  über  ihr  Linvi^rmögen^ 
ütatt  dei   uralten  baufälligen  Kirche  eine  nuue  herzustuUen,^ 
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wenn  nicht  ^ulcheb  durch  die  milde  Hand  gnädi^jer  Patrune, 
vor  allem  durch  Hilfe  und  h'undatiun  der  Stäiidt;  n]s 
eij4;entliche  Patrunu  und  Stifter  bewerkstelliget  werdc^ 
welchen  diese  Kirche  jure  dedicationis  j^ehÖre. 

Die  Stände  bewlllij^ften  auf  ein  unmotivirtes  Kinrathen 
der  Verordneten  mit  Schluss  vum  i8.  Duc^embcr  ijij  die 
Uebemahme  de-s  auf  15 — 16.000  fl.  veranschlaj^en  Haues, 
l)«hufs  des.H«m  mit  ileni  Stadimaure rrnuister  Prunner  eine 
Piiuschhandlunj?  abj^eschlossen  und  die  Aufsicht  über  den 
Hau  den  Verordneten  übertrajfen  werden  sollte. 

Allein  aus  dem  Schlüsse  vom  3j.  April  1716  ist  er- 
sichtlich, dass  mit  diesem  Haue  weyim  anderwellij^fcn  prossen 
Ausladen  zurückg'ehaUen,  hiiisichtlicli  des  Klostcrbaues 
aber  den  Verordneton  die  Heiwohnung  bei  der  Grundstein- 
lo\]funyr  übertray'en  und  ihnen  zuy'leich  die  Vollmacht  mit- 
yepeben  wurde,  zu  sorgen,  doss  dem  Landhause  durch  den 
Hau  kein  Nachtheil  zugehe,  worüber  der  Vertrag  vom 
27.  April  1716  Heruhtg-unj^  gab. 

Der  Hau  des  [Clusters  wurde  in  Angriff  genommen 
und  die  Stande  bewilligten  hiezu  mit  Schluss  vom  ij.  April 
1717  jooo  fl. 

Was  mit  ditiseni  Uelde  und  anderweitigen  Zuflü.ssen 
gebaut  \vurde,  ist  nicht  bekannt,  \s*ie  denn  überhaupt  mit 
Aufnahme  der  im  Jahre  1730  bestrittenen  (7lockensluhl-  it 
Reparatur  per  170  fl.  die  Stände  mit  Ansprüchen  und  An- 
Ibrderungen  bis  zum  Jahre  1747  verschont  gebliuberi  sind. 
In  diesem  Jahre  behaupteten  die  Minoriten  mit  Eingabe 
vom  i,v  April:  es  sei  seit  500  Jahren,  wo  die  Kirche  er- 
baut wurde,  bis  nunmehr  in  den  Hauptmauern  und  im  Dach- 
stuhl fast  nichts  im  geringsten  reparirt  worden,  daher  täg- 
lich, ja  stündlich  durch  Einsturz  (iefahr  drohe,  der  Orden 
sei  nicht  imstande,  die  Kirche  neu  aufzubauen. 

Die  Gefahr  muss  jedoch  nicht  .so  gross  gewesen  sein, 
weil  über  das  erst  im  Jahre  1751  erfolgte  neuerliche  Ein- 
schreiten von  Seite  der  Stände  das  Hedauern  ausgesprochen 
wurd«,  dass  sie  nicht  imstande  seien,  die  Reparirung  der 
Kirche  nach  vorgelegtem  Hauriss  untl  Anschlag  im  Hetrage 
von  0077  fl.  auf  sich  zu  nehmen. 

Ganz  übereinstimmend  damit  und  das  Unvermögen 
der  damals  unter  einer  eigenen  Administration  stehenden 
ständischen  Casse  bestätigend,  war  auch  der  llufbericht 
per  Repräsentation  und  Kammer  vom   i;.  Mai   1751,  dahiir  i  <^«o.Nr. .(. 
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B.  iM.sibNr.i.  mit  Rescript  vom  2f),  Mai  zur  Reparation  der  schiiOhaften 
Kirch«  eine  sechsjährig-e  .Sammlung  in  allen  Österreich i:>cben 
Erblanden  g-estattet  wurde. 

Das  Ergebnis  dieser  Sammlung  muHs  zur  Herstellung- 
der  Kirche  nicht  ausg-ereicht  haben,  denn  schon  untenn 
2.  Mai  1754  bewllipten  die  Stände  über  ein  flehentliches 
Ansuchen  des  Ordens  mit  landesfürstlicher  Genehmi]jrun}jf 
zu  einer  Umänderung  des  Dachstuhles  un<i  F.rbauung  von 
Oratorien  (deren  Gebrauch  sie  sich  V4irbehit;Iten)  mmjo  rt. 
mit  dem,  dass  sie  um  keinen  weiteren  Beitrag  angegangen 
werden. 

Dessenungeachtet  wiu-de  damit  fortgefahren. 

Im  Jahre  1750  erhielten  die  Minoriten  über  Einrathen 
der  .Stände  vom  12.  November  1755  mit  allerhöchster  Ge- 
nehmigung 3000  fl.  zur  F*>bauung  eines  neuen  Hochaltars, 
auf  welchem  das  Landschaftswappen  anzubringen  gei^tattet 
war  und  im  selben  Jahre  übernahmen  die  .Stände  die  Auf- 
richtung des  Dachstuhles  über  den  zum  I^ndhaussaal  füh- 
renden Gang. 

Diesem  folgten  weitere  Beiträge,  so 

im  Jahre  1758   1500  ä.  zum  Kirchenbau, 

im  Jahre  17Ö0  250  fl.  zur  Umgiessung  der  Glocken, 

im  Jahre   1767  1200  fl.  zur  Erbauung  der  Kanzel, 

im  Jahre  17Ö8  600  fl.  zur  ßeischaffung  ehier  Orgel 
und  200  fl.  zur  Feier  der  Heiligsprechung  des  Josef  von 
Kupertin, 

im  Jahre  1769  200  fl.  zur  Herstellung  des  Johann  Nepo- 
mukaltars  und 

im  Jahre  1771  400  a.  zur  Herstellung  des  heiligen  Grabes. 

Der  vorstehende  Beitrag  war  der  letzte,  welchen  die 
Minoriten  erhielten,  deren  Aufh^^bung  mit  vielen  anderen 
Klöstern  unter  Kaiser  Josef  11.  urfulgte. 

Aus  dem  Regicrungs  -  Präsidialberichte  vom  3.  Sep- 
tember 1785  mit  beigefügter  Hofserledigung  vom  13.  Sep- 
tember geht  hervor,  dass  das  Minoritenkluster  zu  einem 
Dicastcrtal-(Tebäude  beantragt  war  und  es  sich  nur  noch 
um  die  Kirche  handelte,  ob  selbe  nämlich  offen  zu  belassen 
oder  gleichfalls  zu  anderen  Zwecken  zu  verwenden  wäre, 
dann  aus  welchem  I*"onde  im  erstereu  Falle  das  Kirchen- 
erfordcrnis  zu  bestreiten  wäre. 

x\us    einem    weiteren  llolberichtö  vom  jo.  Sfpiember 
L  1.  Nr.  »,     17K5  ist  ersichtlich,  dass  sich  dit;  hiesige  Bürgerschalt  um  die 
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OffenbeJassung  der  Kirche  bewürben  liutte  und  darauf 
auch  einyt'ralhen  wurde,  obwohl  die  >juistliche  Coniniission 
(Kcg-ierungsrath  Kybel)  der  Meiniinif  war,  Hie  Kirche  zur 
Ersparunjf  der  jährlichen  Erhaltunfjfsko.sten  untwedor  zu 
verkaufen  oder  etwa  /u  militärischen  Zwecken  zu  ver- 
wenden. 

UnU-rm  21;.  November  1786  erfolgte  die  allerhöchste  i«-«%i. -jj. 
(.Tenehmijfunjf  des  Baues  zur  Unterbringung  der  kaiser- 
lich«!n  Aemier  und  Herstellung  der  I'räsidialwohnung,  wo- 
mit das  MinorileiikloHler  seiner  ursprüiiglicheu  liestinimuiig 
xum  zweitenmal  entrückt  und,  wie  im  Jahre  1574  in  ein 
Landhaus  der  Stände,  so  jetzt  in  ein  Regierungsgebäutle 
des  Landes  ob  der  Knns  umgewandelt  wurde.  Von  der 
Kirche  geschah  darin  keine  Erwähnung. 

Aus  der  Regierungs-lntimaiion   vom   8.  Februar   17«»      a  ■  i  »v 
acheint    zwar   hervorzugehtMi ,    als    ob   die.se  K  irche ,   deren 
Orgel  im  Jahre   1787  über  Ansuchen  des  Abtes  zu  Krems-    ü.  li*».  lA 
münster  nach  Neuhofen  gelangte,  hauptsächlich  wegen  den 
ständischen  feit-rlichen  Kunctionen  und  anderweitigen,  da 
selbst    abgehaltenen  (.iotlesdienstrtn    uflFen    belassen   wuni«, 
wofür  denn  auch  der  .ständische  Ausschuss  den  Wachsziehär- 
conto  pi*r  70  fl.   2\  kr.  bezahlen  sollte. 

Darauf  wurde  aber  entgegnet,  dass  die  ständischen  h.  m- «v 
F'"unctionen  sich  lediglich  auf  das  Landtagsamt  beschränken, 
dessen  Kosten  ohnedie^i  besonders  und  titnreicheiij  bezahlt 
werden,  dass,  weil  die  Kirche  vielmehr  auf  Hegehren  der 
hiesigen  Einwohnerschaft  zur  Aushilfe  offen  belassen  wurde, 
dieselbe  daher  auch  aU.eine  Filiale  der  hiesigen  Stadt- 
pfarrkirche zu  betrachten  sei  und  sohin  die  Kirchen- 
auslagen entwe<ler  von  dem  Vermögen  der  Mutlerkirche 
oder  aus  dem  Religionsfonde  bestritten  wurden  sollen, 
welch  letzterer  ohnehin  die  Mess-  und  sonstigen  Stiftungen 
an  sich  gezogen  habe. 

Nachdem  jedoch  in  der  hierüber  erfolgten  Regierungs- 
Erledigung  vom  (2.  Octobcr  1788  erwidert  wurde,  dass 
man  diese  Last  weder  dem  Religionsfonde,  von  welchem 
die  Stiftungen  noch  immer  fortgehalten  und  bestritten 
werden,  noch  der  Mutterkirche,  die  selbst  nur  ihre 
eigenen  Auslagen  zu  bestreiten  vermag,  aufbürden  könne, 
und  man  im  Lalle  der  Nichtühernahme  von  Seite  der 
Stande  auf  gänzliche  .Sperrung  die.ser  zur  Seelsorge  ohne- 
diCÄ    entbehrlichen    Kirche    anzutragen    gezwungen    wäre, 
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»o  Übt; rn ahmten  die  Stände  laut  Hnricht  vum  22.  October 
"4- *v  17S8  dit:  Bestrt;itunf»  di«Her  wunijjon  Kosten  für  die  noch 
abzuhaltendun  (iottusdiunstu  auf  den   [)unic»ttcalfond. 

T>ie  diesfäUifircn  Ausladen  wurden  in  das  ständische 
Präliminare  aufg'enuinmen,  welches  auch  nach  Inhalt  das 
von  dor  Koj^ionin^  bestätijften  Stifthriefes  vom  ti.  August 
17m  die  aI1erhöc;hst«  (iiinclinujjtuny^  erhielt  und  Wodurch 
diu  Ständü  in  uin  uäherL-s  Verhältnis  zu  dieser  Kirche  lye- 
tFHten  .sind,  die  auch  des»halb  ^^ewÖhnlich  tlie  ständische 
llofkirche  genannt  und  in  mehreren  einzelnen  l'ällen, 
besonders  wenn  es  sich  um  Rnitra^sleibtungen  liandells. 
als  ein  Ki^enthum  der  Stände  betrachtet  ward. 

I)avon  zei^-t  die  Hitte  des  Kirchenvorstehers  (Uxmino- 
riten}  Pater  Wolfyani»-  (Jrundtner,  der  unterm  ii.Uoiober 
178«;  zur  Sacristeibeheizunjj^  und  zum  Uubtienbacken  fünf 
Klafter  Holz  erhielt,  wie  nicht  minder  die  Regierunifs- 
note  vom  in.  October  i7<;ji,  womit  die  Bitte  des  von  dieser 
Stelle  im  Jahre  178g  als  Sacrlstan  berufenen  Kapuziner- 
I.aienbruders  I ^inzlbauer  um  Bewilliifuny  einer  Natural- 
wohnung  oder  eines  nuarliergeldus  unterstützt  wTxrde, 
und  die  Stande  als  Kigenthümer  der  Kirche  f^enannt 
werden. 

Indcs-s  handelt  es  sich,  was  mit  den  hier  noch  beKndlich 
gewesenen  sieben  Kxminurilen  zu  geschehen  habe. 

Dompropsi  Trend   stellte   mit    Eingabe   vom    21.  .Set>- 

V -Vr,  iflv).  tember  17^2  «üe  Anfrage,    inwiefern   sie  von  den  Standen 

abhängen   und   bei  der  Minoriteiikirche   nothwendig  seien. 

Ha»  Verordneten  -  Collcgium  erwiderte  hierauf,  dass 
eine  Kntfernuntr  der  Minoriten,  die  durch  Erfüllung  der 
seelsorglichen  l'flichten  den  Mangel  an  <ieistlichen  weniger 
fühlbar  machen,  keineswegs  rälhlich  sei,  weil  die  dadurch 
herbeigeführte  AbstrhafFung  des  (iottesdienstes  in  der  er- 
wähnten Kif-he  die  l'nzufriedenheit  der  hiesigen  liin- 
wohnerschaft  erregen  würtle.  und  auch  die  .Stände  nur  aus 
diesen  Beweggründen  ilie  1'>haltung  des  Gebäudes  und 
Bestreitung  aller  kirchlichen  Auslagen  auf  sich  genumnien 
haben,  ungeachtet  die  Kirche  ein  Capital  von  5000  fl,  hatte, 
welches  dadurch  dem  Religionsfonde  unbelastet  zuge- 
faHen  ist. 

Was  über  die  Minoritun  verfugt  wurde,  ist  hier  unbe- 
kannt^ Indes  zeigt  sich  aus  einer  Verhandlung  hinsichtlich 
der  Bestellung  eines  Kapuziner-I^ienbruders  als  Sacristan 
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im  Jahre  1795,  dass  Pater  (trundtnur  noch  immer  Kirchon- 
vorsteher  war  und  in  di<;ser  liig'unscbaft  über  die  ICircheii- 
au>Iagen  Rechnunjjf  lejfte. 

Im  Jahre  1707  «tBilte  der  hierländig'«  Studie nconsuss 
die  Bitte  um  <Täsiatlunj^  zur  Abhaltunj;?  eines  akademischen 
* rottesiliünsles  für  die  studironde  Jugend,  w»is  sammt  den 
auf  Reparirung  des  von  di-T  Stadiptarre  geschenkten 
Positivs  und  auf  sonstige  Beischaffunjfen  erlaufenen  Aus- 
lajifen  bewillitjet  wiirde. 

Der  Brand  vuii  Linz  im  Jahre  iHcm)  halte  auch  das 
ICirchendach  in  Asche  gele><t,  dessen  llerstellunjf ,  sowie 
jene  des  Kirchthurmn^s  den  Standen  zur  Last  fiel. 

Im  Jahre  iMo?  erfoliftc  die  4*rste  Krm^nnuni;  eines  welt- 
liehen  Kirchendienern,  des  Karl  KuiUinger,  mit  einem 
Monatsgehalt  von   12  fl. 

iJass  sich  die  Stände  als  Ri|?enthümer  der  Kirche 
hielten  und  als  solche  auch  von  der  Reg^ierunj;  erkannt 
wurden,  zeigen  die  Stiflbrief«  der  Elisabeth  Kraus  und 
der  Antonie  von  Slirntfeld.  sowie  jene  des  Kranz  Tiller, 
der  Anna  (lürtler  und  des  Josef  Ijellein,  worin  sie  in  dieser 
Kigenschaft  erscheinen. 

Im  Jahre  1807  starb  der  letzte  F.xminorit  und  zugleich 
Kirchen  Vorsteher,  Puter  (Trundlncr. 

Da»  Verordneten -Collegium  verlieh  diese  Stelle  dem 
Feldkaplan  Philipp  Kampmüller  und  holte  die  Hestätigun^' 
des  bischöflichen  (_>rdiriariats  ein.  welches  mit  \ute  vom 
25.  April  1807  erwiderte,  dass  es  keinen  Anstand  nehme, 
dem  vom  Verordneten- Colle^rium  zur  speciellen  Aufsicht 
über  die  I.antlhauskirche  gewählten  Priester,  sobald  der- 
selbe dit!  Kntlassuny  von  Seite  di^s  Militärs  iMfigübracht 
Ilaben  wird,  die  verlangte  liestälijrung  und  zeitliche  Juris- 
diction zu  ertheilen. 

r>ir  Gehalt  betrug  jährlich  hki  H.  und  wurde  im  Jahre 
1813  auf  ijo  ä.- erhöht. 

Im  Jahre  1810  entstand  bei  (rL-legenheit  der  angeord- 
neten Einlieferungdes  entbehrlichen  Kirchensilbers  hinsicht- 
lich des  weltlichen  Vogteirechtes  ein  Streit  mit  dem  Ma- 
g'istrate  Linz,  welch'jr  dahin  entschieden  wurde,  dass,  nach- 
dem die  Stände  die  Krhaltung  der  Kirche  übernommen 
und  bisher  immer  die  dit^slälHjfen  Unkosten  bestritten  haben, 
ihnen  auch  das  dem  Magistrate  im  Jahre  1 788  übertragene 
Vogleirecht  gebüre,    wobei  jedoch   ausdrücklich   angeführt 
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wird,  tIa-sH  diasc  Kirche  durch  die  allerhöchble  Ke&olution 
vom  27.  Juni  ijfiH  nicht  alH  .Sdilosskirche,  snndttm  aU 
Nebenkirche  dur  Sladtpfarre  crkliirL  wurde. 

Die  Zeitfol(?e  im  allgemeinen  unterbrechend,  werden 
hier  vorerst  die  Verfii^n^yen  hinsichtlich  des  Kirchen- 
vermög-ens  und  der  tfoltesdienstUchen  Verriclitunjfen,  sowie 
jene  Leistungen  berührt,  wozu  .sich  die  Ständti  nebst  den 
guw»')linlichen  Auslagen  freiwillig  erklärt  hatten.  Dienten 
reihen  sich  die  Acte  der  Verleihungen  der  Kirchenvorstofaer- 
Stelle  und  jener  des  MessnerdiensteK  an. 

///  .Insrhung   der  fwisbingcn  der  Siänäc  und  Vrr/iigungaf 
üöi'r  Kir<:hfm'Lrmö^in  und goUfsdknstikhc  VerrichtungfH, 

Im  Jahre  iKio  die  Ueischaffung  eines  Corporis  Chrisli- 
altars  tini  dim  Betrag  von  200  fl.  zur  Verwendung  beim 
F  ruhn  le  ich  nu  msfeste . 

Im  Jahre  1817  Hrrichtung  einer  Z5chschreino  für  die 
kirchlichen  Urkunden  und  deren  Aufbewahrung  itn  Ar- 
chive unter  zweifacher  Spurre;  im  Jahre  iH»t  dem  Ober- 
einiii'hincramte  ülx;rgebt!n,  wurde  sie  im  Jahre  iM,i^  unter 
dreifache  Sperre  gestellt. 

Im  Jahre  \%2h  Wiederabhaltung  des  seit  i;inig«n- 
Jahren  unturbruchenun  akademi^schen  Gottusdiensteh  und] 
Uebemahmu  der  dabei  erforderlicliun  Auslagen,  Orj^eUpiel* 

U.    St.   w. 

Im  Jahr«  1827  HewilUgung  für  die  Xormalschul- 
Direction  /,ur  Abhaltung  feiurlichur  Dankfeste. 

Im  Jahre  iKj7  Verwendung  der  (^fergelder  zum  Besten' 
df-r  Armen  und  Merhaltung  des  .\ltars  zur  schmerzhaften 
Mutter  Uottes. 

Im  Jahre  1838  lletstellung  eines  neuen  Glockenstuhls 
um  drn    Ht'trag  von   SOi    tl.  37*1   kr. 

Der  im  Jahre  i8j4  von  Seile  des  biächü fliehen  Ordi- 
nariats in  Antrag  gebrachten  Uinführung  eines  nachmit- 
tägigen (iottc.sdienstes  wurde  wegen  der  nicht  dring- 
lichen Nolhwcndigkoit  und  der  dem  Üomesücalfonde  er- 
wachsenden grossen  AuMage  von  518  fl.  keine  l'olge gegeben, 
sowie  auch  din  im  Jahre  1H37  von  dem  damaligen  Kirchen-i 
Vorsteher  riimmazzolli  angeregte  lierstelluf^r  einer  Orgel  1 
vorläuHg  vertagt  wurile. 

Im  Jahre  i8.|j  orl'olgte  die  Vorlage  des  Evidenz^Aus* 
wei»«s  über  die  zur  Kirche  gemachten  Stiftung^en. 
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Dem  im  Jahr«  1H13  verstorbenen  Karl  KHÜlinjfer  folg-le       i    '   ■ 
im  Dienst«  Peter  Neu   mit   dem  Jahresy:(jhfilt(;   von   i8(»  fl. 

Xanh  Neu's  Tode  folgte  im  Jahre  1818  Ji^^naz  llamiun-  i  «•  45.  Nr..^«.i 
seiter,  diesem  im  Jahr«  1829  Jakob  Rabl  und  im  Jahre  183H  1.  r.  «^..  Nr.i.-A. 
Mirhiifl  Rück  als  <1er  letzte  Messner,  welcher  seine  Anstel- 
lun(7  von  dun  Ständen  erhielt. 


L  r.  ijS. 


In  Ansehung  tkr  KirchetntorstfherS'Sklk. 

Nach  dem  im  Jahre  iSi^  erfolg-tcn  Tode  des  Kirchen- 
vorsteheri*  Kampmüller  wurde  die  provisorische  Verwaltuni;  1.  r_15.Nr.u5i. 
einem  Iluchhaltunjfsbeamton  ühertraR"en,  die  erledi^fle  SioUe 
aber    unterm    10.   November    1814   dem   Keldkaplan  Ku;^l- <.  •^■(«■Nr ^tu« 
inayr  verliehen  und  hievun  das  bischnflicho  Ordinariat  mit 
dem  lü-RUchen  um  Bestätig'ung  in  Ivennlnis  gesetzt. 

Dasselbe   erwiderte    hierauf  nichts    und  so  wurde  bei 
der  nächsten  Besetzung-  der  durch  Kuglmayrs  Tod  im  Jahre  1.  r  10.N1.  im* 
1810  erledigten  Stelle  durch  Alois  Wurzer  das  bischöfliche 
Ordinariat  nicht  mehr  in  Kenntnis  gesetzt. 

Im   Jahre    1824    starb  Alois   Würger    und    der  Welt- 
priester Johann  Weingartner  bat  um  prnvisorische  Ueber- 1  f- ,-5.  !<r  t.;D^. 
iragung  der  Verwaltung,  welche  ihm  auch  unterm  jfS.  Au- 
gust   verliehen    wurde,   ohne  das    bischöfliche   Ordinariat 
davon  in   Kenntnis  zu  setzen. 

Nach  Weingarlners  Austritt  im  Jahre  i8»5  wurde  diese 
Stelle  dem  Domprediger  Rapperslurfer  verliehen  und  zum  i.c  70.  Nr.  ^^ 
erstenmal  das  Hcichthören  vom  Verordneten-Collegium  in 
die  Instruction  für  don  Kirchonvorsteher  aufgenommen. 
Das  bischiifliche  Ordinariat  hie  von  in  Kenntnis  gesetzt, 
hat  nichts  erwiden. 

Im  Jahn?   182g  zeigte  Rapperstorfer  sf?ine  Versetzung       l  <:  iw. 
nach  Wels  an  und  bat  um  provisorische  Verfügung. 

Wahrend  c«  dem  Rapperstorfer  überlassen  blieb,  unter 
Heiner  Haftung  v\n  Provisorium  zu  treffen,  wnlches  der- 
Hclbe  dem  l'"eldkaplan  Meixner  übertrug,  wurde  das  bischof- 
liche Ordinariat  ersucht,  die  zur  Versehung  der  Kirchen- 
vorwalters -Stelle  geeignet  br^fund^Mien  Priester  mit  ihren 
iiistruirten  Gesuchen  an  das  \'c;rordnt>tnn  -  CoUegium  zu 
\veLs«in.  Dieses  enipfahl  d<Mi  t'hitrvicar  Uospodsky,  dem  1  <•  ■*«.  .vr.  uihj. 
auch  die  Stelle  d»'finitiv  verliehen  wurde,  wovon  tnan  das 
bischöfliche  Ordinariat  in  Kenntnis  setzte.  i-  c.  n  «hi. 
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Nach  dem  Austrittu  des  Vonrenanmen  verwendete  sich 
das  V**!r(iriinfiten-(*iilliiyiuni  mit  NotR  vom  25.  Februar  183^ 
an  das  bischÜt'lichc:  Urdmariat  mit  dt:m  l-lrbuchen,  ein  taug- 
liches Individuum  vorzuschlaifen,  worauf  der  von  demselben 
erapfnhlene  Abhate  Tommazzolli  die  erledi;^te  .Stelle  erhielt,] 

Xach  dessen  "Itule  berichtete  der  Verorthiele  Ritter 
von  Hak  mit  lüngabe  vum  23.  October  1837,  dost»  das 
bischuflichc  Ordinariat  den  Domvicar  Gu|Lreneder,  ohne 
mit  dem  Verordneten-Colteg'ium  Rücksprache  zu  päeg'en. 
als  provisorischen  Kirchen vorstanil  in  spiritualibus  auf^r^ 
stellt  habe. 

lis  wurde  zwar  bemerkt,  dass  dieser  Vorj^anp:  zu  Colli- 
sionen  führen  könne,  jedoch  um  einem  Streite  auszuweichen, 
be.'fchlussen,  den  em-ähnten  Domvicar  auch  quoad  tempu- 
raliu  in   die  provisorische   Kirchenvorwallunj^  eimtu^ieizen. 

Als  es  sich  um  die  definitive  liesetzunjj  handelte,  wurde 
der  pensionirte  Pfarrer  Schwaibergor  als  Kirchenvorsteher 
ernannt  und  das  bischöfliche  Ordinariat  um  ße^ttätiKung-] 
des.sclben  in  spiritualibus  ersucht. 

Dieses  verweig^erte  jedoch  mit  lüngabe  vom  23.  Jan-J 
ner  i8jS  die  Itestatigiing,  weil  Schwaiberger  wegen  Hart-' 
hörigkcit  zum  liuichthören  nicht  geeignet  sei.  wegen 
schwacher  Stimme  den  nachmittiigigen  (iotcesdienst  nicht 
;ihhalten  und  als  lieficient  der  activen  .SeelKorge  nicht  mehr 
vorstehen  könne. 

iJadurch  liess.  .<iich  das  V^erordneten-CoUegium  bestiiu-^ 
men,    durch    definitive    l-~mennung    des    Gugeneder    dem 
Wunsche  des  bischöflichen  Ordinariatb  zu  enisprechen,  wo-i 
Iwi  es  jedoch  in  der  Note  vum  it.  Februar   1H38  Immerkte, 
«lass    die    eingewendeten  Umstände    den    Priester   Schwai- 
licrger  durchaus  nicht  als  ungeeignet  darstellen,  der  Rirchc^ 
welche  kein  Curat-Keneficium  sei,  \orzustehen  und  dass   ea 
sich  für  die  Zukunft  seine  Rechte  ausdrücklich  verwahrst 
müsse. 

Am  1(1.  Marx  1840  /.eigie  iJomvicar  tiugeneder  ai 
ÖMs»  er  ive^en  l!.rnciinuiig  ixuu  N'icedireclor  dos  biijchÖf- 
lieben  Alumnats  auf  die  Kirchenverwallung  resignireu  müss 
übrigens  aber  bereit  sei,  bb.  zum  Schlüsse  des  Verwaltungs; 
Jahres  die  l>}itung  noch  fortzuführen,  was  auch  geni^hmigl 
wurde. 

Allein  6ch«in   am  jM.    desselben  Monats   erinnerte 
biAchötlich«   t h"din«riat .   da.ss   liugeneder    die    Wrwaltuni 
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igen  stiner  vielen  Gebchälto  nicht  lonführen  könne,  und 
Lss  «s  dif!  provisoriM:he  V<*rwaltiinjf  dem  Oomvicar  Mieter 
übertragen  Imh«,  dulier  ersuch«,  die  Kinleitunjj  zu  treffen, 
dasa  demselben  vom  (rutfeneder  alle  auf  die  Kirche  Bezuf; 
habenden  (iriijenständM  überjyeben  werden. 

\>as  V'ertirdnelen  -  C'ullujf  iuui,  durch  diese  Vorg'ängo 
verletzt,  ülmrtrutr  das  Provisorium  dem  mittlerweile  um  die 
Kircheiivcrwalter-Stelle  eingeschrittenen  Pr<»fessor  Schau- 
berj^r  in  der  Voraussetzung^,  dass.  demselben  kein  Ileden- 
ken  im  Weg"e  stehe,  und  stjtztij  das  bischtlfliche  Ordinariat 
davon  in  Kenntni». 

Dieses  hingejuen  erwiderte,  da^s  es  die  Uebertrapunt^ 
dos  Provisoriums  an  .Schauberger  nicht  j^enehmij^en  könne, 
weil  es  dasselbe  schon  früher  an  Mitter  übertra^'en  habe, 
weil  es  aussehliessliches  Recht  habe,  Provisorien  bei 
erledijften  Pfründen  einzusetzen,  endlich  weil  die  Würde 
und  das  Ansehen  des  Bischofes  durch  eine  solche  Abände- 
rung^ compromittirt  würde;  /uj^Ieich  wurde  wifjderlndt  um 
Vertüjjfung  der  üebcri^abe  der  K-ircheneffecten  vom  (iugen- 
eder  an  Mitter  ersucht. 

Da  in  der  vorerwähnten  lirklarung-  geg-en  die  Person 
des  Professors  .Schauberger  keine  Kinwendung  enthalten 
war,  so  nahm  das  Verordnetcn-Collejjium  keinen  Anstaml, 
denselben  definitiv  als  KJrchenwalter  anzustellen  und  dem 
ausyetretenen  Verwalter  (iujjeneder  die  L'ehergabe  der 
Kircheneffccten  an  Schaul>erger  aufzutragen,  vtm  dessen 
Jirnennung  das  bischöfliche  Ordinariat  mit  dem  Beifügen  t  c  Xr.  1316. 
in  Kenntnis  gesetzt  wurde,  da-ss  das  Verordneten  Kol- 
legium seiner  L'eherzeugung  nach  die  Sphäre  seiner  aus- 
schliesslichen Rechte  nicht  überschritten  habe  und  auch 
ausdrücklich  sich  vorbehalte,  auch  in  Zukunft  hei  Ueber- 
tragung  der  provisorischen  oder  detinitiven  X'erwaltung 
dieser  Kirche  seinem  Rechte  gemäss  zu  handeln. 

Di«  Uebergahe  konnte  aber  nicht  gepflogen    werden,  l  i.  Nr  iA|h 
weil    sie    von    detii    bischöHiclu'n  (Jriiiiuiriate   ausdnicklich 
untersagt  wurde. 

[einige  Tage  früher  überreichte  das.seU>e  xur  Wahrung   1  ■   Nr  ir.,, 
der  kirchlichen  Rechte  ['jnsprache  gegen  die  Uebertragung 
der  Verwaltung  an  Professor  Schauberger. 

Um  den  Streit    beizulegen    und    auf   eine  Vermittlung 
hinzu\vei.sr*n,  wnrde  (iugenecler   bis  zur  wirklichen   Ue5>er-    '  •■  Xr  n«j. 
gäbe  in  skiu^t  Stt-Ilung  mit  dem  l*\)rtbezuge  s.*ine.s  (iehaltes 
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bßlassen  und  ihm  zu^i^leich  freigestellt,  die  Verwaliuni^ 
sclb^ll  oder  durch  einen  lfe'VulImäcbti|j;ten  zü  führen,  daü 
bischöfliche  Ordinariat  aber  in  lirwiüerung  auf  seine  Kin- 
»prache  mit  wiederholter  Anführung-  des  Rechtsbestundta» 
ersucht,  der  HrnennuMjj  dos  Professors  Schauberger  keine 
wcileren  Hindernisse  in  den  Wog  zu  legen. 

Noch    vor   Zustellung    dieser   Xute    wurde    von    dum 

Lr.  Nr.  »75-  bischÖflichcn  Ordinariate  mit  Hingabe  vom  10.  Juli  1840 
ein  Besetzungsvorschlag  zu  fjunsten  dos  Domvicars  Mitter 
«ingebrachtj  derselbe  je<l<Hih  von  dem  Verordneten-Col- 
legium  damit  beantwortet,  dass  es  der  mittlerweile  einge- 
langten Resignation  des  Professors  Srhauberger  noch  keine 
amtliche  l-'cilge  gcgelmn  habe^  und  mit  Berufung  auf  den 
Inhalt  der  Note  vom  2j.  Juni  bei  dem  vollständig  aufge- 
klärten .Sachverhalte  der  Hestätigung  seiner  getroffenen 
Wahl  entgegensehe. 

Allein  das  bischöniche  Ordinariat  behauptete  in  »einer  an 

l  «■.  Mf.  »«71.  das  l^ndospräsidium  gerichteten  Note  vom  jo.  August  184O; 
^Die  Kirchenver\vaIter-.SteUe,  als  mit  kirchlichen  Func- 
tionen und  mit  Ausübung  seel.sorgMcher  Pflichten  verbunden, 
dürfe  nur  nach  einem  förmlichen  Consistorial -Vorschlage 
besetzt  werden,  die  (resuche  seien  nicht  mehr  bei  dem 
Verordneten -t'ollegium,  sondern  bei  dem  bischöflichen 
t)rdinariate  einzureichen,  Schauberger  könne  daher  die 
Stelle  nie  erhalten.  Schliesslich  wurde  bemerkt,  dass  es 
allerdings  in  den  Befugnissen  des  Verordneten-Collegiunis 
Hege,  die  temporäre  Verwaltung  einem  Laien  r.u  übertragnen, 
da.'^s  aber  in  diesem  Kalle  da-s  Ordinariat  für  die  fernere 
Abhaltung  der  üblichen  (ritttesdienste  in  dieser  Kirche  Sor^fe 
tragen  werde." 

Dadurch    sah   sich    das  Verordneten-Collegium   veran- 

I.  r.  Xi.  »j»s5  lasst,  den  Deficienten-Priester  S<:hwaibergftr  wegen  An- 
nahme der  Verwaltersstelle  zu  befragen,  welcher  sieb  auch 
dam    bereit    erklärte  und  mit  Decret    vom  18-  September 

I.  c.  Nr.  3034^    iSjn  als  Verwalter  definitiv  angestellt  wurde. 

Nun  war  jede  Aussicht  auf  eine  \ '-rxilinliche  Beilegung^ 
in  den  Hintergrund  gedrängt. 

I,  *■.  Sr  joji  Ijjis    bischöfliche    t>rdinariat    pmtestirti;    gegen    diese 

Krneimung  und  erklärte  den  l-'ortbestand  des  vim  ihm  an- 
geordneten Provisoriums. 

Ute    auf  den    (».    Oclubor    Inthufs    der    l^ebergabo    an 

I  c.  Kr  IM'    Schwaiberger  festgesetzte ('onitnission  niusste  ohneCiiigen- 


—     337     — 


eder,  welcher  den  Schlüssel  zu  dem  Behältnisse  der  Rech- 
nungsbelege und  anfälligen  Vorschussgolder  vorenthielt, 
vorgenommen  werden  und  aus  der  Hingabe  dos  letzteren 
vom  2.  October  gieng  hervor,  dass  derselbe  schon  am 
I.  April  dem  vom  Ordinariate  eingesetzten  Provisor  Mitter 
alle  K-ircheneffecten  übergeben  und  sohin  von  dichera  Tage 
seine  Wirksamkeit  aufgehört  habe,  weshalb  er  auch  die 
für  diese  iCeit  unrechtmässig  behobene  Besoldung  mit  der 
Bitte  um  Enthebung  von  der  Verantwortlichkeit  rückzu- 
stellen  erklärte. 

Während  bei  obiger  Commission  dem  neuen  Kirchen- 
verwalter Schwaibnrger  nach  gepflogener  Inventur  und 
IJebergabe  seine  Bestallung  angewiesen  wurde,  wollte  das 
Verordneten-CoUegium  nicht  mit  (rcwalt  zur  KrÖffnung  des 
verschlossenen  Behältnisses  schreiten,  sondern  forderte  den 
Gugeneder  zur  Uebergabe  auf  und  ersuchte  das  bischöf- 
liche Onlinariat,  ihn  hiezu  zu  vermögen. 

Dieses  aber,  nachdem  es  dem  Schwaiberger  das  Messe-  i. 
lesen  in  der  ständischen  Kirche  untersagt  hatte,  protestirtc 
mit  Eingabe  vom  1 1 .  November  wiederholt  gegen  dessen  i. 
Ernennung,  zeigte  sich  aber  bereit,  ihn  als  bloss  lemp<jraren 
Verwalter  anzuerkennen,  insoferne  dem  vom  Ordinariate  /.u 
den  geistlichen  Verrichtungen  berufenen  I*riester  von  den 
Ständen  ein  billiges  Honorar  angewiesen  werde. 

Inzwischen  hatte  das  Ordinariat  eine  ähnlicheBcschwerde 
auch  bei  der  Regierung  eingereicht,  über  deren  Auffor- 
derung das  Verordneten-CoUegium  mit  der  Vorstellung  i. 
vom  24.  November  1840  zugleich  die  Bitte  verband,  diese 
Streitfrage  der  liofkanzlei  zur  ICntscheidung  vorzulegen, 
ob  bei  dem  nachgewiesenen  Reclitsbestande  das  bischöf- 
liche Ordinariat  oder  das  Verordneten  CwUegium  den  Pfarl 
der  Geschichte  imd  des  Rechtes  verlassen  und  (;ine 
Neuerung  begonnen,  ob  das  Onlinariat  das  Recht  habe, 
die  Weigerung  des  Verordneten-Collcgiums,  in  die  Ab- 
.sichten  desselben  einzugehen,  als  eine  Opposition  des  Pres- 
byteriats  gegen  das  Kpiscopat  zu  denuneiren  und  mit 
ständischen  Geldem  und  Kircheneffecten  mit  Willkür  zu 
verfügen. 

Zur  weiteren  Begründung  dieser   Vorstellung    wurden   '* 
auch  die  Note  des  Ordinariats  vom  30.  November  und  ein 
schriftliches  Votum  des  IVopstes  von  St.  Florian  der  Re- 
gierung nachträglich  zugeinittelt. 
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Hierauf  wurri«  von  der  Revjierunjf  mit  Insinuat  vom 
23.  Juli  it>ii  eniffnet,  dass  sio  —  als  von  dßr  liofkanzlci 
zur  EntJicheiduim  in  enitbr  Instanz  berufen  —  damit  noch 
zurÜLkhalt«  und  früher  sich  bestimmt  finilc,  zu  einer  mög- 
lichen Ausgleichung  den  We((  zu  bahnen. 

Das  Vernrdniiten-Colle^ium  glaubte  die  Hand  zu  dieser 
Ausgleichung  zu  bieten,  indem  es  sich  in  seiner  Eingabe 
vom  II.  .September  herbeÜiess,  solange  .Schwaibf;rgcr  im 
Amte,  einen  für  die  kirchlichen  l-'unciiouen  befähigten 
Priester  mit  50  fl.  jährlich  zu  remuneriren  und  sich  auch 
für  die  Zukunft  verstand,  diese  Refalngung  als  Bedingung 
in  dio  Instruction  für  den  ständischen  Hauskaplan  aufza- 
nehmen. 

Dagegen  sollten  bei  Krletügung  der  Stelle  die  Gesuche 
wie  bisher  bei  dem  Vurordneten-Collegiura  überreicht  und 
von  diesem  der  Cjewählte  dem  Ordinariate  bekannt  gemacht 
werden,  um  im  Falle  canonischer  Bedenken  darauf  Bedacht 
nehmen  zu  können,  was  auch  jetzt  schon  bei  Anstellung 
des  Aushilfspriusters  zu  geschehen  hättu:  Scliwatberger 
solle  als  ständischer  Hauskaplan  erkannt  und  ihm  die  Licenz 
zum  Messelesen  wieder  ertheilt,  wie  auch  zur  Vermeidung 
willkürlicher  Vermehrung  der  Gottes<lienste  ein  jährlich 
festgesetzter  Betrag  für  derlei  Auslagen  in  das  Präliminare 
aufgenommen  werden. 
I.  c.  Nr.  38U.  Mit  r.ingabe  vom   1.  November  184.1  resignhte  Schwai- 

t.  &  Nr.  40«-  berger  auf  seine  Stelle  und  mit  Regierung«- Insinuat  vom 
20.  December  wurde  eröffnet,  dass  nach  der  Meinung  des 
bischöflichen  Ordinariats  die  lvirchenvorsteher-.Stello  nach 
Schwaibergcrs  Resignation  für  die  Geistlichen  dieser  Stadt 
auszuschreiben  und  sonach  die  Wiederbesetzung  einzu- 
leiten wäre. 

Das  Verordneten-Collegiuni  erklärte  sich  in  Conforrai- 
tät  seiner  Aeusserung  vom  1 1.  September  1841  mit  Insinuat 
vom  12.  Jänner  1845  für  die  Ausschreibung  ohne  Be- 
schränkung auf  die  hiesige  iTeistliL-hkeit,  für  einen  Gehalt 
von  80  tl.  jährlich  lur  den  Kirchen  Vorsteher,  jedoch  ohne 
bindende  Rechtskraft  und  für  die  Trennung  der  Kirchen- 
Verwaltung  quoad  spiritualia  von  der  teniptiraren  Verwal- 
tung mit  dem  Vorbehalte  der  freien  Verfügung  hinsicht- 
lich der  letzteren. 

Während  die   vom  Domvicar  Mitter   unter   dem  Titel 

i.e.i8*».Kr.7ro.ßj„^Bi  provisorisclicn  Kirchcnvcrwalters  ohne  Vidirung  und 
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C.    M. 

»16.   J5M. 


Beidrückungr  eines  Amtssicg-els  jyepfloffenen  liUcre.ssen-Er- 
hcbuny  dum  Vurordneten-CoUejanum  srfjrechten  Anlnss  zur 
Beschwerde  gab,  wurde  von  der  Regierung  mit  Insinuat 
vom  21.  März  1842  die  Eröffnung-  j^emachl,  dass  sie,  nach- 
dem dii-s  bischöfliche  ("Vdinariat  in  die  Anträge  dos  Ver- 
ordneten-CoIle^iumb  vom  12.  Jänner  1842  nicht  einjjehen 
XU  können  erklarte,  zur  Fällung  der  Entscheidung  zu  wissen 
benöthige,  ob  das  Verordne  len-Cül  legi  um  nur  auf  seinem 
Ansprüche  auf  das  lugenthums-  und  I*atronatsrecht  be- 
harre, dann  wie  hoch  sich  die  Auslagen  vor  Einführung 
der  neuen  (rottesdienste  belaufen  haben. 

Auf  Grund  der  hierauf  gegebenen  Erklärung  vom 
Q.  Mai  1842  erfolgte  unterm  19.  Mai  die  Regienings-Ent- 
scheidung,  dasa  die  Stände  in  Ansehung  der  Besetzting 
der  Kirchenvürsleher-Stullc  in  dem  Besitzstande  geschützt 
werden,  in  welchem  sie  sich  vor  dem  Beginne  des  Streites 
facrisch  befunden  haben. 

Das  bischfdlichc  Ordinariat   ergriff  dagegen  den  T!of-  i.  <;■  nv.  <?S7- 
recursj  behufs  der  Berichterstattung  hierülMir  die  Regierung 
sämnulichc  Voracten    verlangte,    das  Votum    des  Propstes  jj^  , 
von  St.  Elorian  aber  wieder  zurückstellte. 

Durch  das  flofkanzleidecret  vom  17.  Februar  1^43,  1.  <.  Nr.  uii.. 
nach  welchem  die  Eeitung  und  Beaufsichtigung  der  kirch- 
lichen Functionen  unter  der  Oberaufsicht  des  bischöflichen 
Ordinariats  dem  hiesigen  Stadt pfarrer  zugewiesen  und 
durch  die  aus  dem  Religionsfonde  bewilligte  Remuneration 
für  den  damit  beauftragten  Priester  geregelt  und  sicher- 
gestellt wurde,  schienen  dem  Verordnete n-CoUegium  nun- 
mehr alle  Mi  SS  Verständnisse  gänzlich  behoben  und  es  er- 
wartete von  dem  bischöflichen  Ordinariate  die  Anerken- 
nung des  Priesters  Schwaibergcr  als  sländischoTi  Haus- 
kaplan. 

IndcRs  handelte  es  sich  gleichzeitig  auch  um  die  Frage 
hinsichtlich  des  F.igenthumsrechtes  auf  die  Kirche,  welche 
laut  Regierungs-Intimation   vom  4.  Mai    1843   in   abgesoh- 1.  r.jj.  Nr.ij«;. 
derte  Verhandlung  zu  nehmen  anbefohlen  wurde. 

Da  sich  ausser  jenen  Traditionen,  .Schlüssen  und  Fol- 
gerungen, aus  welchen  bi.sher  Eigenthumsansprüche  auf 
diese  Kirche  gemacht  wurden,  kein  Titel,  keine  Erwer- 
bungsarl  nachweisen  Hess,  so  sah  sich  das  Verordneten- 
Collegium  veranlasst,  die  Stände  mit  dem  an  sie  erstatteten 
Vortrag    zu   dem    einstimmigen  Beschlüsse    zu    vermögen,      Nr"*s»'sl 
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dasä   von   ihnen    kein  Anspruch   auf  das  Ei>{'enthuni!>recbt 
dieser  iCirche  gff*macht  werde. 

Ni«-h  aha  darüUiir  i-ine  Krlodigung"  erfolg^te,  wurde  im 
Verfolgte  der  Bescizung-sfrajfü  von  Seile  des  bischüflicbcit 
Ordinariats  die  Vermitthin i,'  der  Reji-ieruiig'  nar.hj^esucht, 
von  dem  V(;r<)rdn<;lfin-Collejiiuin  judoch  darauf  «int^ejfnet, 
das»  es  in  keinem  Falle  dem  Priester  Schwaiberger  die 
verliehene  Besoldung  entziehen  werde,  dass  man  denselben 
von  der  Verpflichtunfj  zur  Lesung  einer  täglichen  Messe 
in  dieser  Kirche  enthoben  habe,  solange  ihm  das  Ordi- 
nariat die  Jurisdiction  versagt,  dass  ihm  sein  frehalt  bis 
zur  gänzlichen  Regulirung  dieser  Angelegenheit  für  seine 
1-Menste  als  Bewahrer  der  ständischen  Kffecten  und  Rech- 
nungsleger belassen  bleibe,  dass  man  fortan  nur  jene  Kirchen- 
auslagen bestreiten  werde,  welche  zu  übernehmen  sich  die 
Stände  ausdrücklich  erklärt  haben,  mithin  einem  von  dem 
Ordinariate  oder  dem  Stadtpfarrer  zu  anderweitigen  kirch- 
lichen Functionen  einseitig  bestellten  Priester  kinne  wie  im- 
mergeartete Rumunoration  oder  Besoldung  bewilligen  werde. 

Die  Regierung  erkannte  hierauf  laut  Insinuat  vom 
28.  September  1S-J5,  dass  sie  nicht  in  der  l.^e  sei,  dem 
wiederholten  Ansuchen  des  bischof liehen  Ordinariats  zu 
entsprechen,  weil  mit  der  Berufung  eines  nach  vorläufiger 
Ordinariats-CTiitheissung  von  dem  Verordneten -Collegium 
zur  Verrichtung  der  geistlichen  Functionen  und  neuen 
(rouesdienstcn  anzustellenden  und  wie  vor  zu  remuneriren- 
den  Priester  das  alte  Verhältnis  gegen  den  Sinn  der  Ilof- 
kanzlei-KntscVieidung  herbeigeführt  und  ein  neuer  Anlass 
zu  Collisionen  gegeben  würde. 

dessenungeachtet   geschah    nichts,    als   Schwaiberger, 
der  noch  inintcr  temporärer  Kirchenverwalter  war,  der  Un- 
I. «.  Nr.  jjw».  annehmlichkeiten  müde,   mit    Eingabe   vom    g.   December 
1843  auf  diese  Stelle  resignirte. 

Da  die  Abhaltung  einer  eigenen  Messe  für  die  Stande 
kein  Bedürfnis  war  und  diese  nach  dem  Tlofkanzleidocreie 
vom  17.  l'ebruar  1843  keine  Verpflichtung  mehr  hatten, 
einen  Priester  für  die  geistlichen  Functionen,  zu  deren 
Anordnung  und  Abhaltung  der  hiesige  Stadtpfarrer  ohne- 
hin berufen  war,  weiter  zu  besolden,  so  wurde  die  Auf- 
stellung eines  w^eUlichen  Kirchen  Verwalters  in  der  Person 
des  Rec.hnungsofficials  Purschka  bcschlos-sen  und  hievon 
das  bischöfliche  Ordinariat  verständigt. 
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Unterm  29.  Jänner  1844    erhielt  Purschka  eine  eigene     ^^^^  "' 
Instruction,  worauf  am  »8.  Februar  unter  Intervanirung"  des    1.  i.  Nr,  si<- 
liiesigen  Stadtpfarrers  die  Uebergabe  erfolg-te. 

Die  von  (iem  bischöflichen  l')rdinariate  hinsichtlich 
dieser  Verfuj^-uni^  eing-ebrachte  Verwahrunjf  vom  16.  Jänner  <  '■-  ?*>  «.i«- 
*''Hi  g"GJf»*n  wnlche  ein«  enorffischp  Widtürloirunp  beniits 
verfasst  war,  blieb  jedoch  unbeantwortet,  inden*.  das  Ver- 
ordneten-ColIeg-ium  mti  Rc^fierung-s-lnsinuat  vom  ,5.  Februar  1  ^  Nt.  >*». 
iS.(4  zur  I Berichterstattung-  über  einen  neuerlichen  Hof- 
recurs  des  bischöflichen  ( >rdinariats  angewiesen  und  zu- 
gleich um  die  Aeusserung  angegangen  wurde,  ob  es  der 
guten  Sache  wegen  nicht  geneigt  wäre,  nach  erfolgter  l^nt- 
schei<lung  über  diesen  Hofrecura  wieder  einen  Priester  und 
zwar  nach  Massgabe  des  Hofkanzleidecrets  vom  1 7.  Fe- 
bruar 1843  als  Kirchcnvorsieher  zu  bestellen  und  zu  remu- 
neriren. 

Die  Aeussenmg  fiel  verneinend  aus. 

Das  Verordneten -CoUegium  erklärte: 

nie  mehr  einen  Priester  anzustellen  und  zu  besolden, 
dessen  Ernennung  von  der  Willkür  des  bischöflichen  Ordi- 
nariats abhängt,  der  vielleicht,  wie  die  Erfahrung  zeigte, 
die  vielen  Wohlthaten,  welche  die  Stande  seit  Jahrhun- 
derten der  lix-Minoritenkirche  zugewendet  haben,  mit  lie- 
leidigungen  oder  Undank  lohnt,  —  es  erklärte, 

dass,  wenn  auch  die  Stände  darum  nicht  aufhören 
werden,  dieser  Kirche,  die  durch  ihre  Grossmuth  erbaut, 
geschmückt  und  vor  Zerstörung  bewahrt  wurde,  nach 
Kräften  eine  Unterstützung  zuzuwenden,  eine  Regulirung 
der  kirchlichen  Auslagen,  welche  sich  seit  15  Jahren  bei- 
nahe um  300  fl.  im  jährlichen  Durchschnitte  vermehrt  und  • 
im  Jahre  1843  allein  auf  123g  fl.  i^  kr.  belaufen  haben, 
unerläsblich  geworden  sei,  daher  es  im  nächsten  Landtage 
bei  den  Ständen  die  Bewilligung  eines  jährlich  festgesetzten 
Betrages  zur  Herhaltung  des  (iottesdienstes  nachsuchen 
werde,  und  damit  bei  der  unter  Interv'onirung  des  Stadt- 
pfarrers bereits  gepflogenen  Uebergabe  von  Schwaiberger 
an  Purschka  die  ganze  Streitfrage  schon  dermal  durch  die 
Ilofkanzlei-Kntscheidung  vom  :;.  Februar  1843  und  die 
hierauf  getroffenen  Verfügungen  als  vollkommen  erledigt 
betrachte. 

Während  mit  der  hierauf  erfolgten  Hofkanzlei-Krledi- 
gung  vom  3,  November  184^    das   bischöfliche  Ordinariat    '  *' ig^J'*" 
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angewiesen  wurde,  die  Anordnung  xu  treffen,  dass  der 
hiusigu  Stadtpfarror  diu  Crotlesdienste  und  guiäüichcn  Vunc- 
tionen  in  der  Mx-Minoritcnkirchi:  als  Kiliale  der  Pfarre  ent- 
weder selbst  oder  durch  seine  llilfspriester  l>esorge,  hatte 
die  Hoficanzlei  mit  demselben  Decrete  die  Verzichtlcistung 
der  Stände  auf  das  i*.ig"enthum  dieser  Kirche,  soferne  es 
sich  nur  um  das  privatrochtliche  Eigenthum  des  (iebäudes 
handelt,  mit  dem  Beisatze  zur  Kenntnis  genommen,  da:>s 
dieses  Ergebnis  der  besonderen  Verhandlung  den  Rechten 
und  Verpflichtungen  nicht  präjudiciren  dürfe,  welche  in  den 
bisherigen  Verhältnissen  und  Leistungen,  oder  etwa  in  aus- 
drücklichen Zusicherungen  rechtsbcständigen  (rrund  haben. 
Sonach  handelte  es  sich  um  die  Feststellung  der  künf- 
tigen Verhältnisse  der  Stände  zur  Ex-Minoritenkirche  so- 
wohl hinsichtlich  ihrer  Rechte,  als  ihrer  Verpflichtungen. 
Dies  geschah  auf  dem  Landtage  am  15.  S*.-ptember 
1845,  woselbst  die  Stande  über  Vortrag  dos  Verurdneten- 
Collegiums  erklärten: 
aj  in    Zukunft    weder   auf    *las   Higenthum,    noch    auf  das 

Patronatsrecht  einen  Anspruch  zu  machen, 
6j  keine   aus  obigen  Rechten  entspringenden  lösten    und 
Verpflichtungen  auf  den  Ijomesticalfond  zu  übernehmen; 
daher  alle  Auslagen    sowold   in  Bezug  auf  die  Kirche 
als  auf  (jottesdienste,  vom  Jahre   184b  angefangen,  auf- 
zuhören haben,  auch  ohne  Bewilligung  der  Stände  keine 
neuen  überiionuneii  werden  dürfen, 
£j  Zurücklcgung  des  weltlichen  Vogiuirechtes,  sohin  Auf- 
hören der  Fürsorge   und  Haftung  der  Stiftungs-Capi- 
talien  und  Extradirung  des  Gesammt-Kirchenvcrmogena 
an  den  Patron, 
r/J  Aufliebuiig  der  Anstellung  und  Besoldung  eines  ätän* 

dischen  I  lauskaplans, 
t:J  Auflassung  der  MuHsner.stello, 

/J  Bewilligutig  eines  jahrlicheu  Beitrags  von  500  fl.,  so- 
lange es  die  Kräfte  des  ])omestica1fondes  gestatten, 
oder  die  .Stände  sich  nicht  aus  anderen  Ursachen  be- 
wogen linden,  diesen  Botrag  zu  beschränken  oder  ganz 
einzustellen,  wie  auch  abgesonderte  Bestreitung  der  Aus- 
lagen für  den  akademischen  und  Normalschul  -  Gottus> 
di'.'iisl,  darni 
^J  Ueberlassung  ties  ständischen  Etgenthumsan  Paramonten 
und  Kirchengeräthscliaften  als  Geschenk  für  die  Kirche. 
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lieber  diese  Erklärung-  der  Stände  wurde  von  der 
Rejficrung  mit  Insinuat  vom  20.  November  1845  eröffnet, 
ilass  die  weiteren  Anordnunjiren  erst  nacli  erfolgter  Weisung 
der  Müfkanzlei  ^fctruffon  werden  können,  bis.  zu  welchem 
Zeitpunkte  das  VeTordneten-('oIlep;"ium  ersucht  wird,  in  An- 
sehung der  Verhältnisse  dieser  Kirche  es  bei  dem  bis- 
berij^en  Stande  belassen  zu  wollen. 

Das  Verordneten -CoUugium  erwiderte,  dass  es  bereit 
sei,  bis  zur  wirklichen  llebcrg"abc  der  weltlichen  Vojjftei- 
verwaltung"  an  den  liiesiijen  Stadtmaj^strat,  suweit  dadurch 
nicht  in  einen  fremden  Wirkungskreis  eing-egriffen  wird, 
die  diesfälligen  (ieschäfte  fortzuführen,  dass  es  sich  aber 
/u  einer  commissionellen  hlrhebung  des  Zustandes  der 
Kirchenl>aulielikeit  und  dl^s  ("apitals wertes  ch;r  Kirche, 
behufs  welcher  sich  an  den  Kigenthümer  gewendet  werden 
wolle,  nicht  berufen  halle,  und  hinsichtlich  der  kirclilichcn 
Auslagen  an  den  .Schluss  der  Stände  vom  15.  September 
1845  gebunden  sei. 

In  Erledigung  dieser  Erklärung  wurde,  nun  zur  Ueber- 
gabe  der  weltlichen  Vogteivt-rwallung  an  den  Äfagistrat 
Linz  geschritten,  dieselbe  am  20.  Februar  1846  vollzogen 
lind  das  Operat  hierülier  unti*rm  7.  März  vorgelegt. 

Nouh  war  aber  hinsic}itlich  der  ReguItruTig  der  Rechts- 
verhältnisse der  Landschaft  zu  dieser  Kirche  keine  Ent- 
scheidung herabgelangt. 

Die  Regierung,  infolge  >I<jfkaTizlei-Krlasses  vom  26.  Fe- 
bruar iS^ü  hiezu  beauftragt  und  das  Verordncten-CoUegiuin 
davon  vorläufig  in  Kenntnis  setzend,  bat  tnit  Insinuat  vom 
2$.  Juni  1840  eröffnet,  dass  sie  die  im  Eandlagsschlussc 
vom  i.v  September  1H4.5  i.-nthaltene  Erklärung  der  Stände 
zur  definitiven  Annahme  nicht  geeignet  finde  und  vielmehr 
der  Ansicht  J*ei,  dass  die  Stünde,  weil  noch  immer  Nutz- 
niesser  dieser  Kirche,  und  als  solche  nach  g  513  des  a.  b. 
tjesetzbuchcs  /ur  Herhaltung  derselben  verpflichtet,  ihren 
bisherigen  Verpflichtungen  ohne  Hofkanzlei-Cxenehmigung 
umsondnder  sieh  entschlagen  können,  als  die  HofT^anzlei- 
decrete  vom  2.  Ueceniber  1844  und  26.  Eebruar  i«40  da- 
gregen  die  ausdrückliche  Verwahrung  enthalten,  dass  daher 
der  jährliche  Heitrag  von  500  fl.  nur  als  eine  provisorische 
Aushilfe,  wie  auch  die  dermaligo  Vogtei  die  Verwaltung 
nur  provisorisch  fortzuführen  erklärt  habe,  angesehen 
und    bei    Nichuustandekommen    einer    Ausgleichung    der 


c.  va.  j> 


c  Nr.  tiio, 

.  IT.  Xt.  yA 
c.  Nr.  vn. 
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Nr.  ihii- 


I.  c.  Kr.  iiBi. 


Gegenstand  nur  auf  dem  Rechtswege  entschieden  werden 
könne. 

Hierauf  wurdt*  mit  Insinuat  vom  i.  September  1846 
entgegnet : 

dosbderangezugeno  g5ij  hier  keine  Anwendung  findijn 
könne,  weil  die  Kirclie  doii  Ständen  nie  in  ihr  Eigunthum 
oder  zur  Nutzniessunij  übergeben  wurde, 

dass  diese  Kirche  nach  §  509  wohl  kuum  als  ein 
(tegunstanU  der  Nuuniessung  für  die  Stände  angesehen 
werden  kann, 

dass  viehnehr  nach  den  §§  514  und  515  der  Eigen- 
thümer  —  das  Aerar  nämlich  —  zur  llcrhaltung  verpflichtet 
s»ci  und  die  Regierung  sich  sohin  bewogen  finden  dürfte, 
einen  Process  /u  vermeiden ,  den  kein  hinreichender 
Recht;^5Tund  rechtfertigen  könnte,  der  nur  zum  grössten 
Aergerniäbc  eine  Masse  widerrechtlicher  Bestrebungen  und 
Uebergriffe,  sowie  Eigennutz  und  Undank  au  den  Tag 
fördern  würde. 

Nach  fast  siebenjährigem  Streite  erfolgte  endlich  mit 
dem  Hofkanzlei-Erlassö  vom  jo.  März  1847  die  Beendigung 
desselben,  obwohl  in  einer  Weise,  wodurch  die  Rechts- 
verhi^Unisse  keineswegs  klar  und  deutlich  festgestellt  er- 
scheinen. 

Während  einerseits  die  Kirchenverwaltung  sowohl  von 
der  l^rklärung  der  Stände  über  ihre  künftigen  Leistungen, 
als  auch  von  den  licstimmungcn  des  llufkanzlcidecrets 
vom  2.  i-)ecember  1844  mit  d«r  Weisung  verständigt 
wurde,  wegen  Bedeckung  der  Bedürfnisse  der  Kirche  mit 
Bedachtnahme  der  Ständeerklärung  nach  den  bestehend«Mi 
Vorschriften  vurzugehen  und  im  Kalle  der  Xichtzureichung 
der  ständischen  Zugeständnisse  die  Bedeckung  jener  Aus- 
lagen, die  von  den  Ständen  mit  Recht  angesprochen  werden 
kann,  bei  diesen  nachzusuchen  und  im  Weigerungsfalle 
sich  an  die  Regierung  zu  wenden,  wurde  anderseits  die 
Erwartung  ausgesprochen,  dass  die  Stände  wie  bisher, 
so  auch  künftiji  keiner  in  der  Voraussetzung  des  Vlofkanzlci- 
ducrets  vom  2.  DeccnilÄr  1844  wirklich  rechlsbeständig 
begründeten  bestimmten  /umuthung  sich  werden  entziehen 
wollen. 

In  der  Voraussetzung,  dass  die  Stande  als  bisherige 
Wohlthäler  der  Kirche  sich  nicht  entschlagen  werden, 
billigen   Bitten  üehür  zu  schenken,   stellte   die   geistliche 
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und  weltliche  Vogtei  der  Ex-Minoritenkirchc  mit  Eing-;ibe 
vom  20.  Februar  185 1  die  Bitto  um  einen  Beitrag  zur  Be- 
soldung' eines  Messners. 

Das  vereinigte  I^ndescolleg^iuni,  von  Gründen  der 
Billigkeit  geleitet,  bewilligte  in  der  Sitzung  am  14.  Juli  1851  1.  *;:.  Nr  iq^^L 
die  Erhiihung  der  jährlichen  Dotation  für  diese  Kirche  von 
50Ü  auf  600  fl,  C  M.  zum  Behufe  der  Besoldung  eines 
Messners,  jedoch  als  freiwillige  Gabe,  ohne  der  Kirche 
diesfaUb  einen  Rechtsanspruch  zuzugestehen,  und  nur  pro- 
visorisch bis  zum  Zusammentritt  dos  nächsten  Landtages. 
Unterm  rz.  August  1851  erfolgte  die  allerhöchste  Ent-  1. «.  Nr.  44«t)- 
s4;hliesÄung,  dass  der  erhöhte  Beitrag  mit  Vorbehalt  des 
Widerrufes  geleistet  werden  könne. 

Nicht  denselben  Erfolg  hatte  das  von  der  erwähnten 
Vogtei    mit    Eingabe    vom     in.    November    1851    gestellte  i.t.».Nr.  5*5. 
Ansuchen: 

aj  um  gänzliche  Uebemahme  der  Bau-,   Reparaturs-   und 
Renovirungskosten   im  Innern  der  Kirche  im   Kosten- 
anschläge von  2695  fl.  10  kr.,    oder  um  einen  Beitrag 
hiezu  und 
6j  um   einen  Beitrag   zu  den  Baulichkeiten   und  Repara- 
turen an  dem  Dachstuhle,  Dach  und  sämmtlichcn  Ora- 
torien. 
Der  g«dachten  Vogtei  wurde  auf  Grund  des  Sitzungs- 
liuschlusses   vom  z^.  Februar    1853  erwidert,  dass  dermal    i.  c.  Nr.  7^1. 
der  Stand   des   Domesticalfondes   weder   die    Uebemahme 
der  Adaptirungsküsten,  noch  die  Leistung  eines  Beitrages 
biezu  gestatte,    dass   aber   der    Dachstuhl    und   das    Dach 
dieser  Kirche,   sowie   die  KirchRnstühle  untl  sonstige  Ein- 
richtung   der    Kmporkirchc    und    der    Oratorien    ohnehin 
immer  auf  Kosten   des  I>3me&ticalfondes  im  guten  Stand 
erhalten  würden. 

Fast  gleichzeitig  mit  dem  vorerwähnten  Einschreiten 
wurde  von  der  Statthalterci  als  Landesschulbehörde  das 
Ansinnen  gestellt,  zu  der  in  der  Ex-Minoritenkirche  zu  er- 
bauenden Orgel  einen  Beitrag  zu  leisten,  worauf  vorläufig 
beschlossen  wurde,  die  Zulässigkeil  der  Autstellung  dieser 
Orgel  commissionell  erheben  zu  lassen. 

Dies   ist  nun  geschehen   und  dabei  die  Zweckmässig- 
keit und  Not h wendigkeit  der  Aufstellung  dieser  Orgel  als  *■  "^  ***'  *•**• 
begründet  erkannt  worden,    daher  das  vereinigte  Landus- 
collegium  in  der  Sitzung  am  5.  Jänner  1852  die  Aufstellung   '•  ''^ '|  ^^ 


C.    J.    IJB. 

.\r.  wjt.  lij». 
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C.  s-  tja. 
Kr.  mt. 


dur^clbcii    (renchini^e    und    zujjflotch    einen    Beitrag*    von 
ifioo  fl.,    judoch    mit    dein   BcisaUv    „ein    für  allemal"   und 
unttjr    Ahlehnunjf   jedes  Anspruches   auf   KrhaltungH-    und 
'  Rti parat urskusten  hieau  bewillig"te. 
Weitcro  Vorbehalt«;  waren: 

1.  dass  der  übrige  Kaum  dt*»  Oratoriums  sammt  Hutstühlen 
unberührt  und  diu  beiden  Seilen- Oratorien  zur  Be- 
nützung frei  bleiben, 

2.  dass  das  Benützunj^srecht  der  Stande  rücksichtlich  des 
Oratoriums  für  tiottesdifinst«  i)hne  fiyurirte  Musik  nicht 
beim  werde, 

j.  dass    clem    jeweiligen  LandesausschusM;   bei    feierlichen 
Gotteödienst«n  das  Schiff  der  Kirche  zur  aussch liessen- 
den Verfügung  gestellt  und,  um  den  feierlichen  Hinzug 
in  corpore    nicht  über   die  (Ta»sc  in  die  Kirche  halten 
zu    dürfen,    die   jetzt   vermauerte,    in   den    Präsidialhof 
führende  Thür  ausbrechen  zu  la!>sen  gestattet  werde. 
Die    allerhöchste    Kntschli essung  vom    21.   März    185-? 
genehmigte  diesen  Beitrag.     Allein  derselbe  war  nicht  zu- 
reichend; es  fühlten  von  dem  Kostcnaufwande  per  i-^Oo  H. 
uach  Abschlug  des   ständischen  Beitrages  und  der  Samm- 
lungsbeträge  per  202  fl.  10  kr.  noch  697  fl.  50  kr.,  welchen 
Betrag  auf  den  Donieslicalfond  zu   übt;riu;hmcn    da.s   ver- 
einigte  LandescoUegiuni    von  der   Sutthalterei    mit   Noto 
l  c.  Xr.  «.{89.   vom  8.  April  1Ö57  eingeladen  wurde. 

Dieses  jedoch  erwiderte,  für  die  Orgel  ohnehin  das 
uiÖglichste  gethan  zu  haben,  ein  Mehreres  zu  leisten  jedoch 
ausser  dum  Bereiche  der  Möglichkeit  liege. 

Im  Jahre  1857,  mit  Statth  alterei  noto  vom  10.  April 
neuerdings  darum  angegangen.,  erwiderte  es,  dass  vom 
rechtlichen  .Standpunkte  aus  den  Dornest icalfond  keine 
wi«  immer  geartete  Verpflichtung  treffen  könne  und  auch 
Billigkeilsgründe  sich  schwer  dafür  auffinden  lassen,  da 
dieser  l'und  als  Wohlthäter  mehr  als  die  Hälfte  der  Kosten 
ein  fiir  allemal  bereits  beigetragen  hat,  ein  Weiteres  zu 
leisten  sein  dermaliger  .Stand  geradezu  unmöglich  mache. 
Die  von  Seite  des  bischöflichen  Ordinariats  beantragte 
Vorwendung  der  Ex  -  Minoritenkirche  für  die  künfiig-e 
St.  Matthiaspfarre  und  das  von  der  Statthalterei  mit  Not« 
vom  2f^.  October  1857  gestellte  Ansinnen,  ob  das  ver- 
einigte LandescoUegiuni  nicht  geneigt  sei,  einen  Iheil  der 
dabei  erforderlichen  Auslagen  zu  übernehmen,  gaben  dem 


1.  c.  N>.  .-wo 


Kr.  DtM. 


Nr-  kMi. 


letzteren  Anla»»,  dag-eg^en  tu  vitilfacliun  Reziehunjfen  Be- 
dünken  2u  erhebüii  und  selbst  auch  für  den  Kall,  als  die 
ang"oreRten  IJedonken  beseilifft  werden  kunnlen,  das  lie- 
dauern  auszusprechen,  dass  die  Kräfte  des  Domeslicalfondos 
die  Uehernahme  auch  nur  irgend  mnes  Theües  der  Adap> 
tirunj^s-  unti  Anschaffung'sko.sten  durchaus  nicht  ji^estatten. 

Das  bischüfliche  Urdinariul  wendete  sich  hierauf  un- 
mittelbar an  das  vereinigte  LandescoIIc>^ium  mit  dem  er- 
neunrten  Ansinium:  es  möge  die  Kx  -  Minoritenkirche  als 
Pfarrkirche  für  die  St.  Matthiaspfarre  zeitweise  überlassen 
wurden- 

Gegen  dieses  Ansinnen  l'and  das  Landescollegium  nichts 
«inzu  wenden. 

Es  erwiderte,  im  Falle  der  Verwendung  dieser  Kirche 
liir  die  St.  Malthiaspfarre,  keineswegs  durch  strenges  Be- 
harren auf  der  Ausübung  der  den  Ständen  auf  diese  Kirche 
zustehenden  Rechte  Hindernisse  in  den  Weg  zu  legen  und 
erklärte^  im  oben  angedeuteten  Kalle,  die  Ausübung  dieser 
Rechte  zeitweilig  zu  sistiren,  ohne  jedoch  ein  Recht  für 
die  Zukunft  aufzugeben.  Es  verzichtete  auf  das  Recht  des 
freien  Eintritts  in  die  I''mp[irkirche  (Musikchor)  durch  die 
Tliür  vom  steinernen  Saale,  die  daher  gänzlich  abge- 
schloHsen  würde,  Vjehielt  sich  aber  die  drei  Oratorien  zu 
beiden  Suiten  des  Hochaltars,  sowie  den  freien  Durchgang 
durch  das  Oratorium  hinter  dem  Hochaltar  in  das  Statt- 
hallerei -Gebäude  bevor. 

Die  Krage  wegen  Verwendung  der  Ex-Minoritenkirche 
als  Pfarrkirche  für  die  St.  Matthiaspfarre  ist  seither  nicht 
weiter  zur  Sprache  gekonnnon  und  auch  die  übrigen  Ver- 
hältnisst;  der  erwähnten  Kirche  sind  bis  zum  Beginne  der 
Wirksamkeit  der  neuen  Landesvertretung  unberührt  ge- 
blieben. 

Dies  änderte  sich. 

Veranlassung  hiezu  gab  die  auf  dem  Landtage  im 
Jahr«  18O3  angeregte  Erhebung  des  Rechtsbestandes  mehre- 
rer Beiträge,  darunter  auch  jener  per  630  fl.  zur  Ex-Mino- 
ritenkirche, dann  jene  per  K^  fl.  zum  akademischen  Irottes- 
tlienste  und  per  T7  fl.  für  das  Orgelspiel  begriffen  waren. 

Der  Landtag  binvilUgte  zwar  in  seiner  .Sitzung  am 
ly.  April  1864  auf  Grund  des  von  dem  Landesuusschusse 
diesfalls  erstatteten  Berichtes  die  Einstellung  vorgenannter  Nr.  io«l.  Iwi. 


St>MMk|;r.  Rfrichl 


601. 


Beiträge  in  das  Präliminare  für  das  Jahr  1865,  aber  nicht 
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ni«;lir  deren  Aufnahme  in  den  Voranschlag^  pro  1866,  was 
Nr*"  'v,  "Isüi   ^^'^^'^  auch  geschehen  ist  und  wovon  die  Percipienten  ver- 
ständigt wurden. 

Hetreffend  den  in  der  erwähnten  Sitzung-  am  19.  April 
siLm.j-r.  ikruht  ^^^^  ^^  ^^^^  Landesausschuss  beschlossenen  Auftrag-,  wegen 
gänzlicher  Ueberlassung  der  Kirche  in  das  Eigenthum  des 
Landes  mit  dem  bischöflichen  Ordinariate  in  Unterhand- 
lung zu  treten,  so  waren  deren  Ergebnisse  derart,  dass 
!.  L.  pjK.  aj8.  der  I-andtag  in  der  Sitzung  am  13.  December  18Ö5  den 
lieschluss  fasste,  in  dieser  Angelegenheit  weiter  nichts  vor- 
zukehren. 


,>Jk' 


XXVI. 
KAPUZINER  IN  LINZ. 


I>.  IS.  «I«. 


Wenn  auch  die  im  Jahre  160O  aus  Italien  nach  I.inz 
g*« kommen en  Kapuziner  in  ersterer  Zeit  ihres  Hierseins  von 
den  damals  meist  protestantischen  Ständen  keiner  Unter- 
.slüLxung  sich  erfreuen  durften,  su  erwirkten  sie  d(n:h  bald 
nachher  nicht  unbeträchtliche  üeihilfen,  die  ihnen  von  den 
katholischen  Ständen  g"espendet  wurden. 

Schon  im  Jahre  i(*j7  bewilligten  sie  einen  Hauheitrag" 
von  100  fl.  und  im  Jahre  iO,j8  die  Ableitung  des  für  das 
Kloster  nÖthig^en  Wasserbedarfes  aus  der  ständischen 
AVasserleitung. 

Nicht  unbeträchtlich  für  die  damalijje  Zeit  waren  die 
in  den  Jahren  lüOi,  i0ü2  und  lüöj  zu\u  Hau  der  Kirche 
und  3tur  Herstellung  der  Ciarienmauor  bewilligten  Meiträge 
mit  zusammen   nf»o  fl. 

Diesen  Beiträgen  reihen  sich  andere,  nicht  minder  be- 
trächtliche an,  so 

im  Jahre  lyty  jener  mit  300  fl.  für  den  Bau  des  t>ach- 
stuhles, 

im  Jahre  1745  jener  mit  100  fl.  für  Baulichkeilen  und 
Wasserleitung,  welch  letztere  auch  seither  immer  von  der 
Landschaft  auf  ihre  Kosten  unterhalten  wird,  so  ferner 

die  Beiträge    in    den  Jahren:    1744,    1700^    17O0,    17O8, 

»77«,  »776*  '778;  '7«o.  '781,  179t»  und  »797  im  Gesammt-  aV^'j^»* 
itrage  von  1409  fl.,  w<:lche  zu  versi:hiedenen  Rauführungen,  "■  i''s-  '<»■  '»■ 
inn    für    Kirchenrenoviruiig,   BcischalTung   nothwendiger 

Einrichtungsstücke,  Herstellung  der  Kreuzkapclle  im  Jahre  «  i"7-  ji-  «■ 

1790  und  in  sonst  wohlthatlger  Absicht  gespendet  wurden, 

HO  endlich 


ti-  iV  ifr; 
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der  seit  undenklichen  Zeiten  fur  lierhaltunp  des  ewigen 
Lichtes  gewiiinmte  Jahresbeitrag  p^r  1  (  fl.  z\  kr.  C.  M., 
dessen  gänzliche  Ablösung  im  Wuge  dur  Capitabsirung 
auf  Grund  des  I.andtagsbeschlusscs  vom  tg.  April  1864 
im  Jahre  1865  mit  dem  entfallenen  Betrage  von  joa  fl.  40  kr. 
ö.  W.  vollzogen  worden  ist. 

Die  Kriegsereigni.s.se  des  Jahre»  1809  und  die  Unter- 
bringung der  üst«rreichi.sdn;n  Kriegsgefangenen  im  Kloster- 
garten hatten  die  Reparirung  der  Klostcrmauer  zur  Folge, 
die  mit  1602  fl.   19  kr.  bestritten  wurde. 

Im  Jahre  181 1  geschah  die  Herstellung  des  kleinen 
Refectoriums  mit  einer  Auslage  von  127  fl.  45  kr.  und  im 
Jahre   1823  eine  Hrunncnreparatur. 

Eine  ähnliche  Reparatur  im  Jahre  1849  wurde  Ewar 
auf  den  Domesticalfond,  jedoch  nur  ausnahmsweise  und 
mit  dem  Bemerken  übernommen,  dass  eine  weitere  derlei 
Passirung  nicht  mehr  stattfinden  könne,  indem  die  I^nd- 
schnft  durch  die  Unterhaltung  der  Röhrenleitung,  mit 
welcher  «ine  Rrunnenreparatur  nichts  gemein  habe,  ohne- 
hin genuj^  leiste. 
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XXVII. 
KArUZINER  IN  URFAIIR. 


Aus  einem  Schreiben  des  furatbischöftichen  Consisto-     *•  iw- ;* 
riums  zu  Po-s^au  vcim    ii.Juli   1080  ist  ersichtlich,  ctiiss  der 
Kapuzt nerorden  schon   vor  dem  Jahre  1Ö83   in  Urfahr  ein 
I  lospij!    hatte ,    hinsichtlich     dessen    Umwandlunij    in    ein 
Kloster  die  Kinwilligung'   der  Stände  nachtfcsucht    wurde. 

Obzwar  diesen  eine  xu  jjrosse  Vermehrung"  der  Mendi- 
kantcn  in  mehrfacher  Ileziehung"  bedenklich  schien,  so 
führten  sie,  weil  denn  die  Sache  einmal  so  weit  gediehen 
war,  dennoch  nicht  g-eradezu  Kinsprarhe  daß^egen,  doch 
»sollte  die  Zahl  der  Conventualen  auf  12  beschränkt  bleiben. 

Nach  erlangter  kaiserlicher  Hewillij^un^'  nahm  der  Orden 
die  Munificenz  der  Stande  in  Anspruch,   die  sich  auch  in 
den  Jahren  1693,  lOg.i  und  iO(>5  l>ei  Ausführung-  des  Kloster-  it.  j.«.  »7.^1, ««. 
und  Kirchenbaues  durch  UeitragTileislung-en  im  Betrag^e  von 
zusammen  2500  H.  bethätiyte. 

In  gleicher  Weise  spendeten  sie  im  Jahre  1715  20«»  fl.     n.  i-i  ut. 
jmr  I'^rbauung  eines  Danhstuhles, 

im  Jahre  171,1   300  fl.  zu  Kirchen-  und  Kloster-Repa-     n.  jn.  v. 
raturen, 

im  Jahre  1743  2üo  fl.  zur  Herstellung  der  (rartenmauer,       i.  •-.  «o. 

im  Jahre  17  J4  200  fl.  für  einen  neuen  tiochaltar,  sowie      1. 1.  m. 

in  den  Jahren   174.^,   1755,  1762,   i7<'5j  17(>7,   i"'»**,  '77'.     »•  i'»- *» 
1772    und  1^73  755  fl.,   welche   zu   weiteren  llauführungen,      11.^/13.7. 
Rep.T.raturen    und  Heischafiungen    gespr-ndct    wurden    und      äi.'mi.'X- 
mit  den  übrigen  Beitragen  eine  ("iesammtsumme  von  (153  fi.  ii  jn.(t  m.  t«. 
für  dieses  Kloster  ausmachen. 
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allerhöchstem  Rescriple  vom  17.  November  1671 
wurden  die  Stände  um  ihre  Miiwirkunfi-  zur  Kinführunjt 
der  Karmeliten  in  I.inz  angegaa>{en,  die  um  so  leichter 
stattfinden  kunne,  als  der  Orden  eigenes  Vermög'en  besitze 
und  datier  weder  Bürgerschaft  noch  (reistlichkeit  mit 
Almosensammlungen  belästigen  werde. 
I.e.  Kr.  9.  "Die  von  dem  Ordensprovinzial  unterm  12,  Janaer  1672 

unmittelliar   bei   den  Standen    vorgebrachte  Hitte   besagtet 
das  Nämliche   und    cnlhielt  zugleich  das  Anerbieten,  einen 
Theil  des  dem  Orden  gehörigen  Vermögens  bei  der  I^nd-- 
Schaft  fruchtbringend  anzulegen. 

l.  r.  Nr.  i.  4.  Ha   jedoch    dit;    von   der  Stadt  I.inz   sowohl   als  aach 

von  dem  Dechanti;  daluer  und  den  übrigen  Ordensbrüdern, 
abverlangten  Krklärungen  zum  Nachtheile  der  Karmelitenl 
ausfielen,  so  fanden  sich  auch  die  Stände,  zum^il  weder  an 
Kirchen  noch  (ieistliehen  eine  Noth  war,  im  Interesse  der 
l.  c.  Nr.  %.    Stadtbewohner  und  Geistlichkeit   veranlasst,  Se.   Majcsti 
um  Zurückweisung  der  Karmeliten  zu  bitten. 

Diese  waren  indess  bemüht,  sich  hier  sesshaft  zu  machen, 

L  &  Nr.  r.  B.  jtu  welchem  ISehufe  sie  laut  Contract  vom  8.  Juli   1Ü72  von 
einem  gewissen  Matthias  Panlechner   um  den  Betrag   von 
4500  fl.  ein  Haus  sammt  Garten  in  der  Vorstadt  (^vormuUj 
Freiherm  von  Schifur  gehörig)  erkauften  und  darüber  dio? 
kaiserliche  Bestätigung  erwirkten. 

Die  .Stände,  von  diesem  ohne  Vorwis.sen  und  Consen.s] 
dos   Linzer    Stadtrathcs    geschlossenen    Kaufsvertrage    in 
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Ivunntnis  geset/.i,  machten  Vorstellunj?  gejfen  diesen  Vor-      'x^'^, 
^ng  und    baten  wiederholt  um  Zurückweisung^  der   Kar- 
meinen. 

Nichtsdestowenig'er  erneuerten  diese  im  Jahre  1O7J  bei  l  c  n».  f. 
den  Ständen  ihr  Ansuchen,  worin  sie  unter  Beischluss  des 
Kaufsvertrag-es  und  der  (Juittunjf  über  den  bereits  bezahlton 
Kaufsschilling^  und  an<iorcr  KnipfehlunH'sdocumunte  die  Be- 
fürchtungen, welche  ihrer  Zulas^un^  im  Wege  standen,  als 
unbegründet  zu  widerlegen  suchten  Und  sich  zur  Ausstel- 
lung eines  Reverses  de  non  mendicando   bereit  erklärten. 

Auf  Grund  des  von  den  Verordneten  und  Aunschüsson  1.  r.  Nr.  «- 
hierauf  erstatteten  Gutachtens  ^vu^dc  unterm  22.  Februar 
1674  eine  abermalige  Hofs  Vorstellung  dagegen  eingebracht 
und  besonders  hervorgehoben,  dass  ungeachtet  des  Re- 
verses de  non  mendicando  ungünstige  Zeitverhältnisse  die 
anderwärts  anliegenden  CapUiilieii  unsicher  machen  und 
die  Karmeliten  dadurch  zwingen  können,  zur  Almosen- 
sammlung ihre  Zuflucht  zu  nehmen,  was  sehr  beschwerlich 
fallen  würde,  da  ohnehin  ij  Mendikantenklnster  hierlands 
bestehen,  die  ihren  Tribut  fordern. 

Allein   die  Sache  der  Karmeliten    hatte   bei  Hof  ihre 
Vertreter. 

iJer  I^ndetthauptinann,  schon  im  Jänner  1674.  von  der  1  «-  S'  \ 
niederösterreichischen  Regierung  zur  Förderung  des  Kloster- 
baues  angewiesen,  erhielt  ungeachtet  des  von  der  Stadt 
I.inz  untersagten  Baue-s  und  der  bei  Hof  neuerdings  vor- 
yfebrachten  Vorstellung  derselben  laut  allerhächste^r  Res<>- 
lution  vom  7.  April  1674  den  gemessenen  Befehl,  im  Namen  1  •■  Xf.  1-. 
des  Kaisnrs  den  ersten  Grundstein  zu  legen. 

Noch  einmal  versuchten  die  Stünde,  den  1-andeshaupl- 
mann  bU  zur  Erledigung  ihrer  Ilüfsvorstellung,  um  welche 
yleichzeilig  Se.  Majestät  gebeten  wurde,  zur  Innehaltung 
mit  der  Grundsteinlegung  zu  bewegen  und  warun  auch  so  _ 
ß-Iücklich,  vom  ('"ürsthj-sdiof*  zu  Passau  einen  Befehl  an 
die  Karmeliten  zu  erwirken,  womit  ihnen  die  Veröffent- 
lichung des  cum  clausula  sine  pra^judieio  aliorum  ertheillen 
bischöflichen  Consenses  bis  auf  weitere  Verordnung  unter- 
lagt wurde. 

Diese  Begünstigung    war    jedoch    von    kurzer  Dauer, 
denn  mit  ailerhöch>ter  Kesolulion  vom  4.  Mai  1Ö74  erfolgte    '  ••■  N'  "• 
die  Erledigung    über   die   ständische  Vorstellung   und    mit 
ihr  die  allerhöchste  WÜlensm einung,  dass  es,  nachdem  die 


Slunlirr,  t^plK-nii-iiilrit. 
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Nr.  ij.  i|. 


1.  r.  Nr  tv 


Kammlitcn  bereits  ina  Besitze  des  Hauses  sind,  dieselben 
-sich  auch  zur  Ausstellung  des  Reverses  de  non  mondicando 
erbieten  und  überdies  von  Seite  des  Ordinariats  ^egen 
den  Klosterbau  keine  Jlcdenkcn  obwalten,  bei  dem  schon 
ertheilten  landesfürstlichen  Consens  hiezu  sein  Verbleiben 
habe. 

Der  Bau  wurde  bald  in  Angriff  genommen  und  schon 
der  20.  Mai  1&74  zur  Legung  des  Grundsteines  bestimtatt 
zu  welcher  Feierlichkeit  von  Seite  der  I.andeshauptmann- 
schaft  und  der  Karmeliten^an  die  Verordneten  die  liin- 
ladung  ergieng. 

Unterra  6.  März  1675  erfolgte  die  Vorlage  des  auf 
Grund  des  ständischen  Schlusses  vom  30.  Mai  1O74  abver- 
langten Originalre Verses  de  non  mendicando,  womit  diese 
Klüsterfrage  ihre  definitive  Erledigung  erhielL 

Obwohl  die  Stände  die  Einführung  der  Karmeliten  im 
Einvernehmen  mit  dem  Stadt  mag  istrate  und  der  Gesammt- 
geistlichkeit  dahier  zu  verhindern  gesucht  hatten,  so -waren 
sie  es  doch  wieder,  die  in  späterer  Zeit  diesem  Orden 
ihre  Unterstützung  nicht  versagten. 

Im  Jahre  1707  erhielt  derselbe  300  fl.  zum  Kirchenbau, 
im  Jahre  170S  iotx>  fl.  zur  Erbauung  des  Dachstuhles, 
im  Jahre  1762  50  fl.  zur  Ecier  des  ersten  Säculums, 
im  Jahre  1764  30  fl.  für  Kirchen  reparat  uren,  endlich 
im  Jahre  1775  100  fl.  zur  Herstellung  dt?s  Thurmes, 
sohin  eine  Gesammtunterstützung  von   1480  fl. 
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XXIX. 
KARMRIJTINNF.N  IN  LINZ. 
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ierunddreissig  Jahre  nach  der  (irundsteinlngung /um 
Karnieliterkloster  dahinr  wurden  von  dem  (_)rdens-IVi)- 
vinxial  Theodor  auch  die  Hinführunjf  der  Karmelitinnun 
nachgesucht  und  weyen  Erbauung'  eines  Klosters  für  selbe 
dos  (iutachtcn  der  Stände  al> Verlan f^t. 

Obwohl  die  Inümalion  diL-sfalls  fehlt,  so  geht  doch 
aus  der  Krklärung  der  Stände  vom  30.  August  1708  hervor, 
dass  die  Kinführung  des  geilachten  weiblichen  Ordens 
bereits  allerhöchst  beschlossen  war. 

Uie  Stände  wollten  oder  konnten  daher  nicht  geradezu 
entgegen  sein,  glaubten  jüdoch  nicht  unbemerkt  lassen  zu 
sollen,  dass  mit  der  zu  grossen  Vermehrung  der  Kloster 
den  Ständen  sowohl  als  den  Hürgom  die  Räumlichkeilen 
der  Stadt  immer  enger  zugemessen  und  dadurch  einerseits 
die  Quartierslast  der  Bürger  vermehrt,  anderseits  die 
Einkünfte  der  Stadtconimune  bei  der  Entziehung  steuer- 
pflichtiger Objecte  gemindert  werden,  dass  ferner,  wenn 
auch  Rücksichten  der  Seelsorgc  und  des  Jugend-Unter- 
richtes für  die  Zulassung  schon  bestehender  Klöster  ge- 
sprochen haben,  dies  bei  den  Karnielitinnen  keine  An- 
wendung finden  könne,  weil  ihr  Bestehen  weder  in  seel- 
sorglicher Hinsicht  noch  durch  Unterweisung  der  Jugend 
einen  Vortheil  gewährt,  dass  endlich  das  abgeschlossene 
Leben  dieser  Klosterfrauen  wohl  kein  persönliches  Ein- 
sammeln des  Almosens  befürchten  lasse,  dieses  aber,  wie 
den  Ständen  aus  Erfahrung  bekannt  sei,  in  anderer  Weise 
weit  reichlicher  ersetzt  werde. 

13* 
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Ob  und  welche  Erledigung  erfolgte,  ist  nicht  bekannt, 
indess  zeigt  das  einstige  Bestehen  dieses  Klosters,  dass  die 
Einwendungen  der  Stände  unbeachtet  geblieben  sind. 

Dagegen  aber  wurde  ihre  Munificenz  in  Anspruch 
II.  jv  ,w.  if^i.  genommen,  welche  sie  in  den  Jahren  171 1,  1716  und  1732 
jt.  5'io.  134-  durch  Baubeiträge  von  zusammen  1800  fl.  an  den  Tag 
gelegt  haben. 

Nach  Pillweins  „Linz  Einst  und  Jetzt"  war  es  das 
Engelszeller,  nachhin  Minoritenhaus  sammt  Garten,  an 
dessen  Stelle  Kloster  und  Kirche  entstanden,  wo  sich 
gegenwärtig  das  Krankenhaus  der  barmherzigen  Brüder 
befindet. 


XXX. 

MENDIKANTBN-KLÖSTEK. 
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'ic  Unterstötzung'en,  welche  den  .Mt.•Ildikantenklö^terll 
in  Liiu  und  Urfahr  zulheil  geworden  sind,  erstreckten  -sich 
auch  auf  mehrure   and«re,   hierlands   ehemals  bestandene. 

Darunter  tjehörten: 

die  Paulaner  zu   ITialhein,    welche   im  Jahre    1715  zur 
Herstcllun^if  der  Kirchen-  und  Klosterbaulichkeilen  400  H,, 
dann  in  den  Jahren   1775  und   1776  jrxj  fl.  zur   IlersteHung '»■  .v»3-  as.  j<i. 
der  Kirchen-  und  Klosterdachung  erhielten, 

die  Kapuziner  zu  Freistadt,  welchen  im  Jahre  1716 
zur  Ausbesserung  ihres  baufälHgen  Klosters  ein  lieitrag 
von  2i>o  fl.  bewillii«;t  wurde, 

die  l'Vanciscaner  zu  Pupping,  welche  im  Jahre  1745  zur 
Beischaffung"  einer  .Monstranze  100  fl.,  im  Jahre  1769  l'ür 
eine  neue  Orgel  100  fl.  und  im  Jahre  1775  zur  Herälüllun^ 
des   Thurmes    100   fl.  erhiulten, 

die  Dominicaner  zu  Münzbach,  die  Im  Jahre  1745  zum 
Hau  ihres  abgebrannten  Meierhofes  mit  einer  Beihilfe  von 
100  fl.  und  im  Jahre  1746  mit  einem  Almosen  von  100  fl. 
bedacht  wurden,  endlich 

die  Minoriten  zu  Enns,  welchen  vom  Jahre  1768  an 
für  jeden  der  beiden  I.inzcrmärklc  15  fl.,  sohin  zusammen 
30  fl.  als  ein  jährliches  Almosen  bewilligt  wurden. 
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XXXI. 
KKANKENIIAUSdku  barmherzigen  BRÜDER. 


Z-u  dun  vielen  Wohliliätigkeitsanstalten,  die  der  stän- 
dischen Unlerstützung'   sich    erfreuen    durften,    zähll    auch 
das  Krankenhaus  der  barmherzigen  Brüder  zu  Linz, 
a  vtj.  38.  Uie  erste  lirwähnung  davon  geschieht  im  Jahre  1757, 

wo    die  Stande    zum  Kloster-    und  Spitalbau     100   fl.    be- 
I.  c.  «a.       willigten:    im  Jahre    175c/  bewilligten    sie    75    fl.    zur  Üei- 
schalfun^  der  Glocken. 

Als  die  Erweiterung  des  Krankenhauses  ein  Hedürfnis 
u.  jivHo.     wurde,    bewilligten    si«    zu    diesem  Avecke   im  Jahre   1707 
200  fl.;  ähnliche  Hcwilligungen  mit  den  gleichen  Beträgen 
te.i».<f>.     folgten  in  den  Jahren   1768  und  1769. 

Sie  widmeten   femer  zur  Verbesserung  der  Kranken- 

H.  yis.  18.  y<ß.  pflege  im  Jahre  1773  300  fl.,  im  Jahre  1775   100  fi.,  endlich 

L  u  a.i.       im  Jahre   1774  einen  Beitrag  von  300  fl.  zur  Tilgung  der 

Sciiulden,  diu   der   grosse  Krankonstand   veranlasst  hatte. 

Das  Jahr  171)8  führte    einen  Beitrag   herbei,    der    von 

da  an  bleibend  wurde.  ■ 

Veranlassung  hißzu  gab  die  Ritte  des  Convcntspriors 
um  einen  Beitrag  für  Verpflegung  der  in  der  Arbeil  bei 
den  ständischen  (lebäuden  verunglückten  Maurer,  Zimmer- 
leute und  Tagwerker,  M 
Sowohl  in  Rücksicht    auf  die   Behandlung  dieser  Ar-  ™ 
Lc.  Nr.  «44.   beiter,  als  auch,   um  überhaupt  für  dieses  nützliche  Insti- 
tut wohlthätig  zu  wirken,  wurde  bei  den  Ständen  auf  einen  ■ 
jährlichen  Beitrag  von  50  fl.   eingerathen  und  derselbe  in 
^^*'' 'j*'     der  Versammlung    am  24,  April    1798    bewilligt,   worüber 
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II.  «1.  u. 
Nr.  »57. 

»>.  1^   7.1- 
Nr.  III.    1846. 


mit  dem  Holkanzleiducretc  vom  jo.  Juli  die   atlerliöcli^te      ^  *'^'* 

**        ■*  Nr.  töii. 

(ienchmig'ung  erfolgte. 

iMissliche  Vermögen sverhältnisse  des  Krankcnhauseä 
veranlassten  dieRegierunnj  im  Jahre  18 13  die  Stände  um  eine  n.  ij.  1.  Nr.  m». 
Verdopplung  ihres  Beitrags  |>er  50  fl,  E.  Seh.  anzugehen,  die 
auch  mit  Schluss  vom  28.  April  1813  bewilliget  und  mit "  j- 1.  Nr.  ii«i. 
dem  Hofkanzleidecrete  vom  6.  August  allerhöchst  geneh- 
migt wurde,  von  da  an  der  erwähnte  Beitrag  per  100  fl. 
E.  Seh.  oder  40  fl.  C.  M.  alljährlich  seiner  Bestimmung 
zugE^fuhrt  wurdfi  und  noch  gegenwärtig  mit  42  fl.  5.  W. 
als  freiwillig  und  widerruflich  gegeben  wird. 

Eine  weitere  Unterstützung  erhielt  das  Krankenhaus 
im  Jahre  1Ä45,  wo  dem.selben  mit  I  .andtag.'*.schluss  vom 
j6.  September  zur  Bestreitung  der  Kosten  für  die  Her- 
stellung neuer  Fussböden  ein  Beitrag  von  200  fl.  bewilligt 
und  derselbe  von  der  Hofkanzlei  genehmigt  wurde. 

Gesteigerte  'l'heuerung,  vermehrter  Andrang  von  Hilfe- 
suchenden und  spärliches  Kinfliessen  der  mildthatigen  Bei- 
träge, die  bei  günstigeren  Zeitverhältnissen  eine  reichliche 
Einnahmsquetle  bildeten,  nöthigten  den  Prior  des  Convents, 
bei  dem  l-ande.scoUegium  mit  Eingabe  vom  3.  Jänner  1852 
um  eine  Unterstützung  für  das  Krankenhaus  einzuschreiten. 

Das  I^ndescollegium,  das  vieljährige,  unter  den 
schwierigsten  Zeitverhältnissen  bewährte  wohlthätige  Wir- 
ken dieser  unentbehrlich  gewordenen  Anstalt  würdigend 
und  anerkennend,  da;»s  derselben  ihr  ferneres  Wirken 
zum  Wohle  der  leidenden  Menschheit  ermöglicht  werden 
müsse,  bewilligte  in  der  Sitzung  am  5.  Jänner  1852  einen 
Unter  Stutzungsbeitrag  von  500  fl.,  um  dessen  Genehmigung 
beim  Ministerium  des  Innern  eingeschritten  wurde, 

Sie     erfolgte     mit     allerhöchster  P^ntachliessung     vom   '- «-  Nr.  «m. 
27.  April  1852,  jedoch  nur  als  eine  Ausliüfe  ein  für  alle- 
mal,   weshalb    auch    der    im  Jahre    1853    erneuerten  Bitte  1  c.  Hi.  ^s&i. 
keine  Folge  gegeben  wurde. 


L  c.  Nr.  j,. 


KRANKRNIIAUS  DER  ELISABl'TlUNERlNNi-l 


L/itise»  KraukcnhüUs,  zu  dessen  Erweiterung^  die  Stände 
1f.titi.li.  schön  im  Jahre  1773  300  fl.  beivfetrajjen  hatten,  ^erieth 
im  Laufe  der  Zeit,  namfintlicli  durch  di«:  Inttjresaen-Reduc- 
tion  infolj^e  dtj»  Finanzpatents  in  misslichc  Venntigens- 
umständäj  daher  sich  diu  Vorsteherin  de»  Klostors  im 
Jahre  1836  c[eniithigt  sah,  bei  den  .Släiidt-n  Hilfu  zu  suchen. 

Die  Reg'iorunjj  empfahl  das  von  dem  .\lühlkrei*.aiut*: 
o,  i>.s;.Nr.6M.  vorgelejfte  (iesuch  um  einen  jährlichen  Unterstützung^ 
beitraj^,  zumal  auch  die  barmherzigen  Brüder  seit  länjrerer 
Zeit  einen  ähnlichen  iieitraj^  jfenicssen  und  der  tÜr  die 
iilisabelhinerinnen  bei  der  in  AnsÄJcht  stehenden  Verlosung 
ihrer  Stiftunj^s  -  Capitalien  nur  durcli  tsinige  Jähre  noth- 
wundij»  sein  dürfte. 

Die  (tründt;  würdigend,  haben  die  Stände  mit  I-andlag'»- 
sclduss  vom  ig.  September  1Ö36  einen  jährlichen  Beitrafjf 
von  100  Ü.  C.  M.  insolange  bewillij^et,  als  das  Kloster 
dessen  bedürftijf  sei,  was  denn  auch  mit  allerhöchster 
EntSchliessung  vom  1.  Kebruar  1837  mit  dem  Beisatze  {{«- 
neluingt  wurde,  dass  dieser  Beilrag  vom  Jahre  1835  an  bis 
zur  erfolgenden  Verlosung  der  Stittungs-Ubligationen  in  We- 
tallmünze  aus  dem  Domesticalfonde  geleistet  werden  könne. 

iJies  ist  nun  seither  alljährlich  gesehehen  und  geschieht 
noch  gegenwärtig  im  Betrage  von   105  ti.  Ö.  W. 


II.  3>a.  4. 
Nr.  i4>3H. 


r>.  ij.  57. 

Nr.  i'aS, 


.A.Jft.A.Jt.A.JLA.A.A.A.A.A..g.A.A..a.A..^. 
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XXXIII. 

KRANKEMIAUS 

DF-K  BARMHERZIGEN  SCIlWmSTERN. 


Ir 


Im  Jahre  ifip  stellte  die  I.oralobcrin  des  Kilial- Kranken-     '*•  'J-  *<• 
bauües  dur  barmherziij«n  Schwestern    dahier   di«  Bitte  um 
eine  jährliche  Unttirstützunjjf. 

AufGnmd  des  von  der  J^ndesrejjieruny  mitgetheiUcn  l  k.  Nr.  sni 
Berichtes  des  I.and«s-Protomedicus  uhcr  den  Bestand  und 
die  I-eislun^jen  des  Kraiikerdiaus^js  fanden  sich  die  Stände 
über  Vortrag'  des  Verurdneten-CoIleg"iuras  veranlasst,  auch 
«Jieser  wohhhätijjen  Anstalt  ihre  Unterstützunj^  nicht  zu 
versag^en,  indem  sie  derselben  mit  Landt^iffpschluss  vom 
19.  September  1842  auf  die  Dauer  vun  5  Jahren  einen 
jährlichen  Deitray  von  cooo  fl.  C.  M.  bewiUii^t«Mi  und  die 
allerhöchste  (icnchmiyung  hieüu  erhitjlten. 

Nach  Ablauf  der  5  Jahr«  wurde  dieser  Heitrajj  über 
die  Bitte  des  Institutsvorstehers  in  Anorkennunif  des  erfoljf- 
reichen  Wirkuns  dieser  Anstalt  mit  I.andlaysschluss  vom 
7.  Juni  iS.iy  auf  weitere  5  Jahre  bewilligt  und  diese  Be- 
willijfung'  unterm  16.  October  desselben  Jahres  allerhöchst 
genehmigt. 

Aus  denselben  rücksichtswürdigen  Uründen  fand  sich 
das  vereinigte  Landescollegium  im  Jahre  1852  bewogen,  1. ...  Nt.  »;» 
die  Bitte  der  Instituts  vorstehung  um  den  Kortbezug  des 
bisherigen  Beitrages  auf  weitere  Jahre  zu  unterstützen  und 
die  Cienehmigung  zu  erwirken,  dass  der  Beitrag  pr.  looo  fl., 
weil  noch  nicht  präliminirt,  vorläufig  für  das  Jahr  185J 
aus  dem  Domesticalfonde   angewiesen   werden  dürfe,  was 


Nr.  /*.70- 

tX  ij.  IM. 
Ni.    i-m.   lAi.i 

1.  c.  Kr,  m». 
1*17. 

a  a/i.  17. 
Ni.  1,166. 

t>.  IJ.  ft*. 
Nr  »flW. 
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XXXIV. 

URSULINERINNEN  IN  LINZ. 

(MÄDCHENSCHULE.) 


l,  t  Nr.  i. 


1  r.  Nr.  J. 


I.  .:.  N..  <. 


Im  Jahre  1677  stellte  Katharina  Aloisia  Au^Ubtina,  Vor- G.i3/3.7i.Mr.j. 
stehmn    des  Klosters    der  UrsuHnerinnen    zu  Wien,  beim 
Fürstbischöfe  zu  Passau  das  Ansuchen  um  Bewilligung  £ur 
Errichtung  eines  ähnlichen  Klosters  zu  l.inz. 

Die  von  dem  erwähnten  Bischöfe  befragten  Stände, 
ob  ihrerseits  Anstände  dagegen  obwalten,  erwiderten, 
dass  von  den  Klosterfrauen  ein  derlei  Ansuchen  bei  ihnen 
noch  nicht  eingelangt  sei,  dass  sie  aber,  wenn  ein  solches 
einlangen  sollte,  hiezu  nicht  einralhen  würden,  weil  die 
Anzahl  der  Kirchen,  Klöster  und  Geistlichen  im  Vergleiche 
mit  der  Grösse  der  Stadt  mehr  als  zureiuhund  sei. 

Die  Vorsteherin  des  Klosters  hatte  sich  indess  an  Se. 
Majestät  gewendet,  und  der  zur  Kratattung  des  (rutachtens 
beauftragte  Landeshauptmann  verlangte  dcsshalb  auch 
jenes  der  Stande,  deren  unterstützende  Mitwirkung  mittler- 
weile auch  von  der  Stiftsvorsteherin  eigens  nachgesucht 
wurde. 

Die  .Stände  fanden  es  nothwendig,  vor  Abgebung  ihres 
Gutachtens  die  Stadt  J-inz  sowohl  als  auch  den  Dechant 
und  die  Vorstände  der  übrigen  Klösttir  dahier  zu  befragen, 
aus  deren  Aeusserungen  hervorgeht,  dass  von  Seite  der 
Geistlichkeit  gegen  die  Errichtung  des  Klosters,  sofeme 
dasselbe  durch  eigene  Mittel  ohne  Beeinträchtigung  der 
schon  bestehenden  Klöster  existiren  könne,  keine  erheb- 
lichen Bedenken  vorgebracht  wurden. 


1.  c  Nr.  7, 


I.    L-.    Nf.     IQ. 


f,ij».jv.sr.n  Dies  wurUti  dum  Landeshaupt manne  berichtet,  diu  Ent- 

I.  c  Nr.  q  ücheiilun^r  aber  dem  alltirhnch^tnn  Ermessen  Sr.  Majuütüi 
anhcimgtfütulll  und  d<;r  l-ürslbischof  von  I'iUHSUu  davua  ver- 
ständigt. 

Wann  die  Hewillijfung'  zur  Errichtung  erfolge,  fiir 
welche  auch  Ihre  Majestät,  Kaiserin  Eleonora.  mit  Schreiben 
vom  3.  Auffust  1679  ihre  Theilnahme  aussprach,  ist  aus 
den  ständischen  Archivsacten  nicht  zu  ersehen. 

Nach  Pillwein  wurde  im  Jahre  1690  der  Anfang^  mit 
dem  liau  des  Klosters  g-cmachi  und  im  Jahre  1732  mit 
dem  Bau  der  Kirche  begonnen. 

Wie  überall,  wenn  es  sich  um  Unterstützung^  und   Do- 
tirung    von  Bildungs-    und  WohlUiätigkcitsanstallen    han- 
delte, so  auch  hier^    wurde   die  Munificenz   der  Stände    in 
Anspruch  genommen. 
B.  i«!.  j.  ;j.  «.  Dies  beweisen  ihre  Heiträge  in  den  Jahren   1700,  1708, 

a  ^11.  io.  49-  1710,  I7J9,   174",   ^7^9/  1770»  '773  "n<^  '770,    die   sich    auf 
B.  .1/1*.  Oft.     eine  Summe  von  zusammen  5850  fl.  belaufen  und  bowohl 
u.ji>.i.i..R.jft.  jfum  Bau  des  Klosters,  des  .Schulgebäudcs  und  der  Kirche, 
als  auch  zur  Schuli;inrichtung,  Renovirung  dffr  Kirche  und 
in  sunst  wuhlthäliger  Absicht  gespendet  wurden. 

Im  Jahre  1843  wurde  diese  MunÜicenz  neuerdings  in 
Anspruch  genommen,  veranlasst  durch  den  beantragten 
(irweiterungsbau  der  weiblichen  I.ehr-  und  KrriehungT?- 
anstatt  sowie  der  Mädchcn-KIosterschule. 

Da  jedoch  die  angeordneten  Erhebungen  über  die 
Nothwendigkeit  dieses  Baues  noch  nicht  vollständig  g-e- 
pflogen  waren  und  das  ResuUat  eben  kein  dringendes 
Bedürfnis  herausstellte,  so  wurde  be-schloKsen,  den  Antrag 
zur  F.rweiterung  des  Klostertracte.s  vor  der  Mand  beruhen 
zu  lassen. 


n.ti.M.Nt.U|: 


I.  L.  Nr.  ^(iH. 


c.  Nr   11«,;. 
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XXXV. 

TAUIiSTUMMENlNSTlTUT. 


Ochon  im  Jahre  1814,  sohin  zwei  Jahre  nach  der  vom 
Coopftrator  an  der  St.  Matthiaspfarre  dahier,  Michael 
Reitter,  errichteten  Privatlehranstalt  für  Tauhstumme,  wur- 
den diti  Stände  von  dor  Regierung  uinguladun,  die  zur 
Kmporbringung  und  Aufrichtung  dieses  Instituts  erforder- 
lichen und  auf  ungefähr  1700  fl.  jährlich  sich  belaufenden 
Auslagen  aus  dem  DomHsticalfonde  zu  bestreiten. 

So  sehr  auch  das  Vcrordnetcn-CuUegium  das  Bestehen 
einer  solchen  Anstalt  aU  eine  Wohlthat  für  das  ganxe 
Land  anerkannte,  so  waren  doch  die  damaligen  Verhalt- 
nissu  nicht  derartj  um  dem  Ansinnen  entsprechen  zu 
können,  einerseits^  weil  der  Domcslicalfond  ohnehin  zur 
Leistung  beträchtlicher  Vorschüsse,  zumeist  für  das  Militar- 
ärar,  in  Anspruch  genommen  war,  und  anderseits  das 
mit  beinahe  unerschwinglichen  Steuern  und  Lasten  be- 
schwerte Land  diese  neu*;  Auslage  unnsoweniger  zu  leisten 
vermochte,  als  an  den  repartirten  Steuern  beträchtliche, 
fast  uneinbringliche  Rückstände  hafteten. 

Das  Verordneten-Collegium  glaubte  daher  auf  den 
Studienfond  hinweisen  zu  müssen,  dem  ohnehin  die  Unter- 
haltung der  hicrländigen  Studien-  und  Luhranstaltun  ob- 
liegt und  noch  überdies  nach  Aufhebung  der  juridischen 
Studien  dahier  durch  Versetzung  und  Sterbfall  einiger 
Professoren  eine  jährliche  Ersparung  -zugeflossen  ist. 

Hierauf  erfolgte  keine  Lrledigung. 

Im  Jahre  i8j5  wurde  an  Se.  Majestät  eine  Denkschrift 
über    diri    Bihlung    der    gesammten    Taubstummen     in    der 


I).  1.1.  ij, 

Nr.  4«^;, 


Östarreichi&chen  Monarchie    überreicht    und    von.    der  Re- 

gierunj^  im  Jalirc  i8j6  eine  Abschrift  hievon  mit  dorn  Kr- 
suchcn  mii>;cthoilt,  inwiefern  sich  die  Stände  zu  einiif 
Gelduiiterstütziiny  genciijjt  finden  dürften,  im  Kalla  die 
Einnahnisqucllcn  zur  Hcstreitung"  der  Auslaiyen  nicht  zu- 
reichen holhun. 

Das  Verordneten-CoHejfium,  keineswegs  abgeneigt,  zur 
Ausbreitung  der  gemeinnützigen  Anstalt  die  möglichste 
Unterstützung  ghiich  anderen  !*rc>vinzen  zu  giiwähron.  wnr 
jedoch  nicht  in  der  Lage,  sich  über  einen  bestimmten  Be- 
trag aussprechen  zu  können,  da  weder  die  Zahl  der  Taub- 
stummen und  der  darunter  befindlichen  Armen,  norh  der 
Kustenaufwand  für  letztere  bekannt  war  und  zudem  auch 
die  Zustimmung  der  Stände  eingeholt  werden  müsste. 

Auch  hierüber  erfolgte  keine  Rrledigung. 

Das  Zunehmen  der  Anstalt,  (He  im  Jahre  182  |  zu  einer 
öffentlichen  erhoben  wurde,  erforderte  ilie  Krweiterung 
des  Hauses. 

Die  Instituts-Direction  wendete  sich  daher  im  Jahre 
1844  an  die  Stände  mit  der  Bitte  um  einen  Beilrag  zur 
Ausführung  des  höchst  nothwendig  gewordenen  Erweite- 
rungsbaues. 

Da  die  zur  allmählichen  Schuldentilgung  verfügbaren 
Domestical-Ueherschüsse  fiir  eine  Auslage  zum  Besten  des 
Landes  zureichende  Bedeckung  gewährten,  so  hatte  das  Ver- 
ordncten-Colleyium  bei  den  Ständen  auf  einen  Beitrag  von 
4000  fl.  C.  M.  angetragen  und  auf  Grund  der  Stände- 
zustimmung vom  ib.  September  1844  nach  erfolgter  Bau- 
bewilligung im  Jahre  1845  die  allerhöchste  Genehmigung 
hiezu  nachgesucht  und  dieselbe  mit  allerhöchster  Ent- 
tc.  Nr  636.    Schliessung  vom  21.  Februar  1846  auch  erhalten. 

Dieser  Bewilligung  folgte  im  Jahre  1847  eine  weitere 
Bitte  um  Errichtung  von  .Stipendien  für  arme  Taubstumme 
dieser  Provinz. 

(tleichwie  die  Stande  in  Anerkennung  des  Nutzens 
dieser  Anstalt  und  ihres  wohlthätigen  lüuflusses  auf  so 
viele  unglückliche  Familien  sich  bestimmt  gefunden  hatten, 
obigen  Beitrag  zum  F.rweitcrungsbau  zu  Iwwilligen,  ebenso 
fand  sich  auch  das  Verordnelen-C'ollegium  liewogen,  so- 
wohl in  Berücksichtigung  des  Zudranges  von  bereits  82  Zög- 
lingen, welchen  fast  für  die  Hälfte  die  Verpflcgskosten 
durch  mildthätige  Beiträge  oder  durch  die  Armeninstitute 


D.  ij.  70. 
Nr,  .WS, 


I.  c.  Nr.  til.i7. 


Nf.  318«. 
I).  13.  7". 

Nr.  J065. 


C.  if».  i«. 
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und  Gemeinden  bestritten  wurden,  als  auch,  weil  noch  bei- 
läufi;,r  to  In4lividuen  im  Lande  aus  Maufj^el  an  I^nterstützung^ 
des  Unterrichts  und  der  nioralischcn  Auäbildunj^  entbehren 
müiisen,  bei  den  Ständen  auf  2  Stipendien  von  je  80  fl,  C.  M. 
für  g^unz  verarmte,  bildun^^sfähi^^c  Jünglin^fc  anzutraj«un, 
welcher  Antrag  auch  auf  dum  I.andtayu  am  7.  Juni  18:^7 
bewilliget  und  infolj^c  allerhöchster  Kntschlteshunvf  vom 
22.  September  desselben  Jahrs  von  Sr.  Majestät  geneh- 
miget wurde. 

Im  Jahre  1848  bot  sich  den  Ständen  eine  neue  Oe- 
legenheit  dar,  ihre  Wohlthätigkcit  für  diese  Anstalt  zu 
bewähren,  indem  sie  der  Instituts-l!)irection  über  ihre  Tlitte 
um  Ucbernahme  der  Büsiildung  eines  neu  anzustellenden 
Lehrers  in  der  Versammlun|^  am  u.  Juli  1848  (die  leUtc 
der  traditionellen  Stände)  400  fl.  jährlich  bewilligten  und 
mit  dem  Minislerial-Krlasse  vom  23.  August  desselben  Jahrs 
die  fienehmigimg  hiezu  erhielten;  doch  wurde  obiger  Retrag 
aus  Anla.ss  einer  Buchhaltungsanfrage  nicht  als  Besoldung, 
sondern  nur  als  ein  Beitrag  an  den  I-'ond  der  Taubstummen- 
lehranstalt erklärt  und  zur  Vermeidung  allfälliger  Miss- 
verständnissc  und  Pensionsansprüche  die  Regierung  sowohl 
als  die  Instituts-Direction  davon  verständigt. 

Im  l-ebruar  185(1  stellte  diese  letztere  die  Bitte  um 
Erhöhung  dieses  Beitrages  zur  Besoldung  eines  I^hrers 
und  das  I  .andescollegium,  anerkennend  den  höchst  müh- 
samen Beruf  eines  Lehrers  dieser  Anstalt,  bewilligte  eine 
F.rhöhung  auf  500  fi.  C.  M.,  wozu  die  hiihere  Genehmi- 
gung nachgesucht  wurde. 

Das  Ministerium  des  Innern  jedoch  hatte  mit  dem  Erlasse 
vom  22.  März  1857  t^ruffnet,  dass  es  die  Erledigung  di<;ses 
Gegenstandes  jenem  Zeilpunkte  vorzubehalten  ßndc,  in 
welchem  das  Ergebnis  der  wegen  Systemisirung  des  Linzer 
Taubstummeninstituts  als  Landesanstalt  im  Zuge  beßndliche 
Verhandlung  vorliegen  wird. 

Im  I-'ebruar  1859  erneuerte  die  Instituts-Direction  ihre 
TCtte  um  Beitragserhöhung,  welche  zur  höheren  (jenehmi- 
g"ung  empfohlen  wurde. 

Diese  Erhöhung  wurde  zwar  bewilligt,  aber  nicht 
atis  dem  Uomesticalfonde,  sondern  aus  den  currenten 
Mitteln  des  Instituts,  aus  welch  ersterem  Fonde  sohin  nur 
der  ursprüngliche  Beitrag  pr.  400  fl.  C.  M.  oder  420  fl.  ö.W. 
zu  entrichten  kam. 


R.  i'j.  17. 
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XXXVl. 
BLINDKN -INSTITUT. 


Im  Jahre  182.5  wurde  von  ilmn  W'uUpriestßr  Kn>fel- 
TTiann  zu  KJnz  eine  THindenanstaU  errichtet,  worin  der 
Unterricht  unentj^oltüch  nrtheilt  \mrdfi  und  die  Kitsten 
zur  Verpflegunfif  unbeniittekfr  hlindor  Kinder  in  ilrn  üfn- 
sammeltcn  wohlthritijfi:n  UeiirÜK^en  ihre  lii-Mhickunj^  fanden. 

Da  sich  dti;  Anstalt  in  ihren  Folgen  so  zwerkmä-ssijf 
erprobte,  dass  hicli  diu  Lau  dusreg  ierunjj  veranlasst  sah, 
die  Organ isirung  derselben  zu  einem  Provinzial-Institulc 
zu  beantrag-en,  wurden  auch  die  Stande  mit  Insinuat  vom 
g.  September  1828  ersucht,  bei  der  Gründung  dieses  so 
wohlthäcigen  ln£>titutä  mitzuwirken  und  die  Bestreitung 
der  Kostenerfordernisse  von  circa  420  f\.  jährlich  für  die 
erbten  3  Jahre  auf  den  Dome.sticalfond  zu  übernehmen. 

Die  Stände  erklärten  sich  hierauf  in  der  I^ndtags- 
vcrsammlung  am  15.  Uctober  1828  zu  einer  Heitragsleistung 
von  i2<jo  tl.,  worüber  sie  die  allerhöchste  (itiuehmivjung 
nachsuchten. 

Xach  Einlangen  derselben  am  28.  August  1833  wurden 
die  bewilligten   1260  fl.  zum  Ankaufe   und  zur  Adaptirung 
des  mit  allerhöchster  Entschliessung  vom  14.  August   1838  t.  e.  Nr.  1*» 
überlaäsenen   I.inienanites  zu  NeuhäiLsl  verwendet  und  der 
Rest  davon  pr.  ,^iO  tl.  seiner  Beätinnnung  zugeführt. - 

Hei  der  Ausbreitung  der  zu  einem  J*roviozial- Institute 
erhobenen  und  unter  der  unmittelbaren  Aufsicht  des  Mühl- 
kreisamtus  gestellten  Anstalt  konnte  jedcjch  das  vorerwähnte 
(jebäude  wegen  Mangel  an  Raum  sowohl  als  auch,  weil 
die  (lemächer  klein  und  niedrig  waren,  nicht  mehr  genügen, 

Di«  Institutsvorstehung  sah  sich  (iaher  im  Jahre  i8i|i 
veranixsst,  die  Stande  behufs  der  HerslelluTig  eines  neuen 


I).  IJ.  5*. 

Nr.  .m;9. 


Sr.  i;o4. 


IK  t,^  «, 
Nr.  14»*' 
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(iebäiuleft  im  We^o  des  Kreisamtes  um  einen  jährlichi^n 
Untf^rstiitzniiifsbeitrag-  aus  dem  Oomesticalfonde  *u  er- 
suchen, welcher  auch  mit  Laiidtajpischl'u-.s  vom  14.  'Sep- 
tember i«4i  im  Uetra^je  von  juou  H.  C.  M.  bowillig^  und 
nach  orfolfi^ter  aUerhnchster  Genehmigung'  vnin  .  I  >ecem- 
bnr  tÄ|i   clor  [nstitutsvorstehunj,;  ausbezahlt  wurrii.-. 

Im  j ahr«  1  H.\(i  sU'W t»?  cliesel] »k  eine  n«u«rliche  Bitti? 
um  einen  B4;ilrajf  von  aooo  fl,  zum  xVnkauf«  und  zur  Adap- 
tirunjf  di;s  ni.'urn  (iebäudeh. 

Nachdem  jedoch  die  wirkliche  I'-rwerbung-  des  Gebäuden», 
sowie  die  Genehmij^ung  des  Bauplanes  und  der  fCosten- 
übcrschläj^u  nicht  nachgewiesen  waren  und  auch  diese 
Nachweisunnfen  bis  zu  dt.*m  nahen  Landtaf^fe  nicht  lyeliefen 
wt?rden  konnten,  so  wurde  da-s  (Vesuch  vorderhand  zurück- 
gr  wiesen. 

Kine  Krnouerun^j  desselben  geschah  nicht,  dagoiLTHn 
aber,  vir-Ueicht  aufgemuntert  durch  den  dem  Taubstummen- 
instiiute  für  einen  Lehrer  be^viUigten  Besoirtungsbeitrag, 
stelllp  dit;  Institutsvt)rstehung  bei  den^  im  Jahre  i8|K 
V(?rs;imnieltt;n  Provinziallandtage  eine  ähnliche  Bitte  um 
(iehalts-Systemtsirung  für  das  I-ehr-  und  Aiifsichtspersonale. 

niese  von  dem  l^ndtage  über  Gutachten  des  Comil6 
imterm  2.  üctober  1S48  an  das  Verordneten -Collegium 
zur  l'jledigung  abgetretene  Bitte  scheint  verloren  gegangfm 
zu  sein,  blieb  daher  unerledigt. 

Die  Institutsvorstehung  glaubte  desshalb  in  anderer 
Weise  den  nnsslichen  Vermögens  Verhältnissen  zu  begegnen, 
indem  »ie  im  Jahre  1850  eine  zeitweilige  Unterstützung 
von  Rio  fl.  nachsuchte. 

Das  I-andescollegium  bewilligte  einen  Üeitrag"  von 
400  fl..  der  mit  dem  Ministerial-Krlasse  vom  ir.  März  1850 
genehmigt  wnirde. 

Der  während  der  Wirksamkeit  des  l^ndescollegiums 
im  Jahre  1852  dem  Institute  aus  dem  I-andesconcurrcnz- 
fondo  mit  2000  fl.  zugeflossene,  im  Jahre  1855  auf  1500  fl. 
gi^minderte  Unlerstützimgsbeiirag  wurde  im  Jahre  1H63 
über  Kinschreiten  der  Institutsvorstehung  wieder  auf  den 
ursprünglichen  Betrag  von  2000  fl.  C  M.  oder  a  100  fl.ö.W. 
erhöht  und  diese  Krhühung  vom  I^andtage  in  der  .Sitzung 
am   lo.  l'rbniar   i8oj  genehmigt. 
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lit  dem  Hofitecretu  vom  i6.  August  1766  wurde  aus-      c  ».  ». 
gesprochen,  dass  gleichwie  in   Innerösterreiiih   so    auch  im 
Lande   ob  der  Enns  uinc  eigenu  Ackurtmugusellschutt  ur- 
richtet  werden  sull. 

Die  Stände  erklärten   sich    hierauf   in  ihrftr  VerAamm-     n.  j/u  ;« 
lung  am  ^6.  November  desselben  Jahrs  hiezu  hereil,  übtn-- 
truffen  den  Verordneten   die  zu  ergreüenden  Massnahintm 
und  erwählten  den  Abt  Wolfgang  von  (»leink  zum  iJirec- 
tor  der  (iesellschaft. 

Um  die  Hrrichtung  zu  ermöglichen,   waren  (TeUimtitel 
erforderlich,  die  der  erwähnte  Abt  in   seinem  vorgi» legten     ti.  w. ».. 
Statu tenent würfe  von  den  Ständen  erwartete  und  dieselben 
auch  erhielt. 

Es   wurde    nämlich    mit  .Schluss   vom   14.  Jänner  17O7     h-  »m  p» 
der  Landschaftsaucretär    Xorbert    Baumbach    aJs  Secrelär     i>.  ,v  «%- 
der  Gesellschaft    mit   einem  Jahresgehalte  von   200  fl.  er- 
nannt   und    noch    überdies    zur  Bestreitung  kleinerer  Ver- 
suche   ein   jährlicher  Beitrag   von  500  fl.   aus  dem  Dome- 
slicalfonde  bewilligt. 

.Schon  am  lO.  August  desselben  Jahrs  hatte  die  Gesell-      u.  to.  »i. 
achaft  ihre  erste  Sitzung. 

Unter  den  Schutz  der  Stände  sich  begebend,  be- 
schloss  sie  die  Vorlage  der  Statuten  au  die  Landeshaupt- 
mannschaft zur  Einbegleitung  nach  Hof  und  begann  mit 
der  Ausschreibung  der  Preisfrage   über  die  Verbesserung 
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der  Fütterei,  für  deren  J.ösunE  mit  dem  er\vähnt«*n  Hof- 
rlecTftt*?  vom  ib.  August  i;oo  i<xt  Thaler  pftwidmei  wanm, 
ihr«  Wirlcsamknit.  l'eber  diP  Lnsunj^  di(*s*-r  rVnisfrag-e 
ist  nichts  bekannt. 

Im  Jahre  1771  resijrnirte  Abt  Wolfjfan^,  was  den 
Stünden  Anlnss  ^ab,  mit  Srhluss  vom  7,  Jannt^r  r;?!  »Mfitm 

0.  I».  y.      Kntwurf    zur    besst^ren  Kinrii  btnn(r    untl   RrwtMtiTunj^     drr 

Gesellschaft  nach  Mass^jabe  d«r  für  Böhmen  hnstehendmi 
Statuten  zur  höheren   Uestäii^unj^  vorzulevjen. 

Dieser  l'lan  sowohl,  a|s  auch  die  gleichzeitijr  vorjfc- 
nommcnen  Wahlen :  eines  Protectors  in  der  pHrsnn  des 
l^ndchhauptmannes  (rmfim  niÜrheim,  eines  IDirecturs  in 
jener  des  (irafcn  von  Ilohenfeld,  welchem  Abt  Wolf:sfan)? 
ad  latus  beigegeben,  dann  eines  Kanzlers  und  Secretärs  in 
den  Personen  des  .ständischen  Syndicus  von  Gleichenmuth 

1.  IT.  w.       und    Secretärs    Haumbach    wurden    laut   Resolution     vom 

ij.    März  1771    mit  dem    Beifügen  allerhöchst   R-enehmixi: 

„auf  Erwerbung   arbeitender    Männor  vom    Ka^b    Be- 
dacht /u  nehmen  und  "sowohl  die  (gewöhnlichen  uls  auss*jr- 
gewölinüchcn    SitzungsprotokpUc     allerhöchsten    Orts    zur 
Einsicht  vorzulejyen.*' 
i.  c.  s6.  r)ie    hierauf    am     ifi.     April    1771    stattjfehabte     Ver- 

-sammluny  hatte  die  Dmcklejfung  der  verbesserten  Statuten 
£ur  I'*olj;fe,  welche  den  betreffenden  äUtjjfliedern  mit  ge- 
druckten Schreiben  zugesendet  wurden. 

Wie  lan^t!  die  (iesellschaft,  die  übrigfens  eine  eigene 
Bibliothek  hatte,  in  Wirksamkeit  war  und  mit  welchen 
Erfolgen,  lässt  sich  aus  den  ständi»chen  Archivsacten  nicht 
ersehen;  nur  soviel  ist  bekannt,  dass  im  Jahre  1771  ein 
gewisser  Obermayr  mit  einem  Monatsgehalte  von  h  fl,  al* 
Kan^elist  aufg^enummen, 

dass  im  Jahre  1772  an  die  Stelle  des  verstorbenen 
(irafen  von  Hohenfeld,  Graf  von  Qam  zum  Präses  und  im 
Jahre  1778  Kranz  von  Gleichenmuth  an  BaumbachH  Stelle 
zum  Secretär  gewählt  wurde,  wie  auch 

dass  es  im  JahTo  1781  von  der  N'orlage  der  Sitzungs*- 
1».  lo.  115.    Protokolle  sein   .\bkonimen   erhielt,  die  Gesellschaft  sohin 

um  diese  Zeit  noch  bestanden  habe. 

I.  c.  r».  Indess  ward  der  ständische  Beitrag  per  500  fl.  jäbrlir-h 

seiner  Bostiraniung  zugeführt,  in  welcher  Weise  es  hi»  /um 

iK  1).  1(1.     J.'ilire    1776  verblielwn  ist,  wo  dersalbe  infolge  Resolution 

vom   JO.  April   dt:m    Studienfonde    und    später  auf   (irund 


I.  f.  ö. 


I.  c.  iVh. 


der  landtishauptmannüchaftlichcn  Intimation  vom  lo.  Jänner 
1 7a  I  dem  nicht  zureichend  bedeckten  Normalschtüfonde 
zugewiesen  wurde. 

Sübchr  nun  die  Stände  bei  Krrichtuni^  der  Ackerbau- 
(fesell schall  zu  deren  l'^rderun^f  dus  Ihrij^e  beizutragen  be- 
strebt waren,  so  fanden  sie  es  dtich  in  der  Kol^e  ungeräumt, 
dass  wegen  dieser  vormals  bestandenen,  «eit  Jahren  aber 
nicht  mehr  bestehenden  (jes.ellschafi  »-in  Heitrag  zum 
deutschen  Scliuliund  bezahlt  werden  ioUe,  der  übrii^enä 
seit  dem  Mnanzpatent  aut  >oo  fl.  C.  M.  rcducirt  war. 

Sie  suchten  dah^r  mehrmals,  namentlich  in  den  Jahren 
t822,  i8j2,  iHj.j  und  )8.iy,  jedoch  immer  vergebens  die 
Enthebung  von  dieser  Heitragsleistung. 

Noch  ehe  über  die  Vor«ieUung  vom  Jahre  1839  eine 
Entschuldung  urfolgle,  habtMi  dit?  Ständr  im  Jahre  1^42 
die  hrrichlung  einer  Landwirtscbaftsgesellscliaft  als  ein 
dringendes  Bedürfnis  einhellig  erkannt  und  in  der  Land- 
tagssitzung am  xi).  Septemlier  den  Hesrhluss  gefasst, 
Se.  k.  k.  Hoheit  Erzherzog  Johann  zu  ersuchen,  der  Pro- 
vinz ob  der  Ennb  zur  tiründung  dieser  <Tesel1schaft  be- 
hilflich zu  sein  und  sich  an  die  Spitze  einer  solchen  Unter- 
nehmung zu  stellen. 

Durch  das  Ausschussraths-Collegium  aufmerksam  ge- 
macht, dass  es  angezeigt  wäre,  den  an  den  Normalschnl- 
fond  zu  entrichtenden  Jahresbeitrag  per  jou  rt.  nach  seiner 
nrsprüngliL-huii  l{t:;stiminung  künftig  für  die  neue  Land- 
wirtschaftsgesüllschaft  zu  widmen,  wurde  von  Seite  des 
Verordm'ten -Collngiums  mit  Insinuat  vom  25,  September 
184J  die  höchste  Genehmigung  dazu  nachgesucht  und  diese 
Bitte  über  ein  Hofkanzleidecret  vom  ö.  Jänner  1844  mit 
Lusinuut  vom  lO:  September  1844  neuerdings  in  Anregung 
gebracht. 

Da  jedoch  mit  dem  llofkanzleidecrete  vom  27.  De- 
cember  184.1  die  Hrledigung  erfolgte,  das»  vorerst  di« 
allerhöchste  linischliessung  über  die  fernere  Bestimmung 
dieses  Beitrags  abgewartet  werden  müsse,  bevor  demselben 
eine  andt^re  Bestimmung  gegeben  werden  könne,  diese 
allerhöchste  Kntscliliossung  vom  s.  November  iK|s  aber 
eine  allgenicinc  Liithefaung  des  Domesticalfondes  von  den 
verschiedenen  Beiträgen  nicht  gestattete,  sondern  nur 
erlaubte,  dass  über  jnne  Beiträge,  um  deren  Befreiung 
die   Stände    wegen    nicht    mehr  bestehenden  Bedingungen 


t>.  ij.  f*. 
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G.   UM.    lo. 


anäucht:n,  auf  dem  (Trundt  aller  darauf  sich  beziohenden 
liistorischon  Nachweise  und  Documente  neue  Verhandlungen 
gepflo||fen  werden  können^  so  ist  es  Sache  der  Stande,  den 
in  Frage  siehenden  Beilrag*,  welcher  noch  immer  an  den 
deutschen  Schulfond  abgeführt  wird,  durch  eine  neuerlich»; 
Vorstellung-  seiner  ursprünglichen  Bestimmung  wieder  zu- 
kommen zu  machen. 

Der  über  Anregung  der  Stände  ins  Leben  gerufene 
landwirtschaftliche  Wreiu  hatte  indess  unter  dem  Vorsitze 
Sr.  k.  k.  Hoheit  Erzherzog  Johann  am  12.  Mai  1843  seinti 
erste,  zahlreich  besuchte  Versammlung  abgehalten  und  da- 
selbst die  Statuten  festgesetzt. 

Im  Jahre  1844  erfolgte  mit  dem  llofkanzleidecrete 
I.  c.  Nr.  ijv  vom  10.  Juni  die  Genehmigung,  dass  der  Verein  nun  wirk- 
lich in  das  Leben  treten  könne  und  der  von  der  ersten 
Generalversammlung  zu  prüfende  Statutenentwurf  zur  aller- 
höchsten Genehmigung  vorzulegen  sei. 

Während  einerseits  die  Regierung  ersucht  w^urde,  die 
(renehmigung  der  in  einer  zahlreichen  Versammlung  von 
Sachverständigen  unter  dem  Vorsitze  Sr.  k.  k.  Hoheit  be- 
reits reiflich  geprüften  Statuten  von  der  Hofkanzlei  zu  er- 
wirken, erhielten  der  Propst  zu  St.  Horian  und  die  übrigen 
Interessenten  Li n ladschreiben  zur  Bildung  eines  Comitd 
und  zum  Reginn  der  Vorarbeiten  für  die  General- Ver- 
sammlung. 

Das  sofort  gebildete  Comit^  erhielt  über  Ansuchen 
einen  Vorschuss  von  500  fl.  zur  Bestreitung  der  dringend- 
sten Vorauslagen ,  und  mit  dem  Hofkanzleidecretu  vom 
jo.  August  1S44  erfolgte  die  (fenehmigung  der  bereits  ge- 
prüften und  modificirten  Statuten,  welche  sammt  den  für 
alle  Privatvereine  mit  Verordnung  vom  nj.  October  1844 
festgesetzten  Directiven  dem  Comitc  zur  Lrgänzung  behufs 
ihrer  weiteren  Vorlage  übergeben  wurden. 

Indem  auf  diese  Weise  alles  vorbereitet  war,  um  den 
Verein  in  Wirksamkeit  zu  setzen,  handelte  tia  sich  nur 
noch  um  die  Geldmittel  zur  Ausführung. 

Das  Comit^  stellte  daher  mit  Eingabe  vom  z.  Dccem- 
Z  X».  17«.  ber  1844  die  Bitte  um  Unterstüt2ung,  die  auf  zwei  Gegen- 
stände gerichtet  war: 

1,  um  Dotirung  eines  jeweiligen  Secretars  und 

2.  um  Hmvilligung  eines  Capitals   von    10  —  12.000  fl,  zum 
Ankaute  eines  Mu>ltThoreä. 


L  t.  Nt.  191«. 
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Wenn  auch  die  Stände  in  ihrer  Wrsammlun^  am  q.  De- 
cember  1S44  so  wühl  aus  Rücksicht  für  die  Kräfte  des 
Schuldentilgningsfondcs,  als  in  Erwägung,  dass  der  Mutzen 
einer  in  so  ausgedehntem  Masse  anzulegenden  Musterwirt- 
schaft noch  problematisch  ist,  in  den  zweiten  Gegenstand 
der  Hiite  nicht  eingivngcu,  so  bewilligten  sie  doch  zur 
Deckung  der  dringendsten  Bedürfnisse  und  um  den  Ver- 
ein sogleich  im  Beginne  der  (iesellschaft  nachdrücklich 
tu  fordern,  eine  Liarunterstützung  von  2000  fl.  C  M.  Da- 
gogen  wurde  einem  permanenten  Secretär  der  Gesellschaft 
für  die  flauer  derselben  ein  jährlicher  (rehalt  von  800  fl.C  M. 
ÄUgesprochen,  ohne  dass  jedoch  derselbe  in  die  Kategorie 
eines  ständischen  Beamten  eintreten  soll. 

Mit  dem  Hofkanzleidecreto  vom  29.  März  1845  erfolgte 
die  allerhöchste  Genehmigung  beider  Antrage  unil  das 
Centrale  der  nunmehr  förmlich  constituirten  Landwirt- 
üchaftsgesellschaft,  deren  Wirksamkeit  mit  der  unter  dem 
Vorsitze  ihres  Protectors,  Sr.  k.  k.  Hoheit  lirzhorzog  Johann, 
am  10.  April  184,5  abgehaltenen  ersten  Versammlung  be- 
gonnen hat,  fühlte  sich  verpflichtet,  deo  innigsten  Dank  ■■  c.  Nr.  tM 
den  Ständtfii  Uberösterreichs  auszudrücken,  dass  aus  ihrer 
Mitte  der  erste  Impuls  zur  l-!,rrichtung  der  (iesellschaft  ge- 
geben, die  Gründung  derselben  durch  einen  grossmütliigun 
Beitrag  möglich  gemacht  und  das  mit  lo.  April  1845  be- 
{fonnene  Secretariat  funtlirt  worden  sei. 

Nach  Verlauf  eines  iJecenniums  seit  dem  Bestehen  der 
GcsellKchaft,  als  es  sich  um  deren  Reconstituirung  handelte, 
und  das  hierüber  aufgesteUte  Comite  eines  Locales  zur 
Besorgung  seiner  Geschäfte  bedurlie,  erhielt  dasselbe  im 
December  1855  zwei  Zimmer  im  zweiten  .Stocke  des  Land- 
hauses (das  ehemalige  Catastral-  Di-partemeiit  tler  stän- 
dischen Ruchhaltung)  zur  einstweiligen  Benützung,  sowie 
demselben  auch  gestattet  wurde,  zur  Ablialturig  der  ge- 
wöhnlichen Sitzungen  sich  des  kleinen  ständischen  Raths- 
saales  zu  bedienen. 

Die  reconstituirte  Gesellschaft  bedurfte  zur  lirrelchung 
ihres  vorgesteckten  Zieles  einer  bedeutenden  Unterstützung 
an  Geld,  wenn  sie  in  die  I^ge  gesetzt  werden  sollte, 
durch  Htalehrung,  durch  HerbeischafTung  der  nöthigen  land- 
wirtschaftlichen Werkzeuge,  .Sämereien  und  anderweitigen 
Hilfsmittel  des  rationollen  landwirtschaftlichen  Betriebes 
inustergiltige  Beispiele  in  der  l'flege   der  Bodencultur  zur 


(i,  10.  lA. 
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XacliuTimun^"-  aufxustKllKti  und  auch  die  kleinen  Tjindwutej 
aufzuinuntt'rn,    (k*n  Ackerbau    auf  eine    höhere    Siufe  d< 
Auttbiltiunjj  /.u  liritiy't;n. 

I^i«  da/u  erforderIich«*n  (itildmittt'l  ftthlten  j**doch,  da-| 
her  sich   d«r  CentrKlaussihuss   dur  yedachtmi   <  itjücllschuft 
im  Jährt:   1850  an  das  l.andrM:u!U:i|jfium  inil  drr  lliut^  Wrn- 
dcte,  zur  DecTcunjjr  der  Ausl£^ren  emen  jährlichen  Boiirajfj 
von  3450  fl.  zu  lieuilliüren. 

Das  I.andescolltftfium.  in  Würdij^ung  <h•^♦  j^osw'n  Kin-' 
RusäHN  der  Unt(;rm;hmuii)|yen   des  Verc^ins  auf  die  Hebüi 
der   ßodcncuUur  und  Verjn'össorung'   dos    Xational  AVühI-| 
Standes,  fand  sirh  bewoijen,  die  Bitte  d«s  Centralauss^-hu-MSK« 
kräftigst  zu  untcrsiiiliit.'n  und  die  (renehmiifuny  zu  erwirkensl 

„da^s  lur  die  Zwecke  des  Kandwirtschaftsvereini  vor- 
läufiif  ein  Jahro^beitrair  von  *noc>  fl.  aus  dum  h<jnnL*stic.nI- 
fonde  jfewidinet  worden  dürf«,  bis  der  Verein  selbst  in  dii* 
Tji)^  komtne,  die  Auslagen  aus  seinen  eigenen  Kinküaften 
ihcilweise  oder  yanz  decken  zu  können.'' 

Mit  dem  Minislerial-liriasse  vom  z.  März  i»57  nrfoljfle 
die  Genehmijj^un^  zur  Krfoljrunjf  einer  jährlichen  Unler- 
stütKunj^  von  zoot»  fl.  C.  M.  auf  di»;  Dauer  von  5  Jahren,] 
vom  Jahre  i»58  anj^^efangen .  jedoch  unter  der  ausdrück- 
lichen Widniuntr.  dass  hievon  Hon  fl.  jährlich  zur  Ausbil- 
duny  vun  junyfen.  fähii^en  Söhnen  hierländi^er  Bauern  an 
einer  irdändiscliun  Ackerbau  schule  verwendet  werden. 

Ilievon  wurde  der  Ontralausschuss  mit  dem  Krsuchen 
in  Kenntnis  gtjsetrt,  über  die  Erfüllung^  der  Bedinjfung, 
welche  an  die  Bewilliifun^  des  Jahresbeitraf^es  geknüpft 
wurde,  sich  jährlich  auszuweisen. 

Die^  ist  nun  seit  dem  Jahre  1858  geschehen  und  höchst 
erfreulich  waren  die  Erfolge,  welche  die  an  die  Acker- 
bauschule zu  Grossau  abgesendeten  Zöglinge  erzielten, 
um  entweder  als  Wirtschafter,  oder  im  .Selbstbctrieb  uines 
Eigenthumes  das  auf  der  Ackerbauschule  Erlernte  für  sich^ 
und  andere  in  Anwendung  zu  bringen. 

Noch   gegenwärtig    bezieht   der   CentraluusBchuss    die 
Jahressubvention    mit  zioo  fl.  ö.  W.   and  zwar  auf  Grund 
des  I-andtagsbeschlusses  vom   irj.  April  1H04  als  freiwillij 
und  widerrui  liehe,  »."ihrend  die  Besoldung  lÜr  den  Secretar' 
1. 1.  ■«■.  t»«.  p«r  Jt4o  fl.  o.  W.  mit    Schluss   vom    21.   April  ab   rechts- 
verbindlich anerkannt  wurde. 
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er  provisorisüht:  Aui^chusit  dta*  von  Sr.  Majwstat  im  Nr!  »14^.  itj,. 
JaJiru  iHjj  (Tunchmiiften  Vttreins  Hines  vati-rlandisflirn 
MusuuniM  tür  ob  der  Kiiun  und  Salzbur>f,  b<j;ruleii  /.ur  Vur- 
nahmu  jener  Vorkehruii^fun,  welche  der  wirklichen  Coa- 
slitiiirunif  des  Vereins  voranzugehen  haben,  g^laubte  für 
d.i?i  krütli^''e  Aufblühen  und  kü^fti^'e  (Ttdeihen  deshclbun 
nicht  besser  sorgen  zu  können,  ab  indem  er  sich  unturm 
it>.  März  iSji  an  die  Stände  mit  der  Bitte  wendete,  die  An- 
stalt, weil  die  Ehre  und  Wohlfahrt  dieser  Provinr  fördernd, 
als    L'ine  Landesanstall  zu  UtrtrauhLuii    uiid  Jtu  unterslüuen. 

Als  das  erste  und  dring^endslt;  Hedürfuis  erschien  ein 
provisorischri.s  Local  zur  Aufbewahrung  unil  Onlnunjj  der 
bereits  vnrhandenen  und  künfttji;  einUinvfendf^n  dejfenstande 
des  Murseunis,  um  dessen  Ausmiltlunp  und  Ueberla.N«un>r 
l^ebecen  wurde. 

Der  \  ün  dt:tn  Verordnete n-CoUeifiuni  hierüber  crstattotü 
Wottr&fc  erhielt  in  der  Ständeversammlung  am  7.  April  1831. 
volle  Anerkennung. 

Ks  wurde  beschlossen;  •  h.  >.  ju.  Nt..*^ 

da.«*  g'emeiiniütziiifü  Uulernelimeü  nach  l^unlichkeit 
mit  höchster  Cienehmijfung'  xu  unterstützen, 

zu  diesem  Behufe  vorläufiif  die  e.hemali);«  siiindisi-.hi; 
Kxpeditorswohnun]^  mit  t»  Zimmern  im  Btiauiteugcbäude 
unentjjeltlich   zu   überlaswin, 

£ur  Vurmehrun)^  der  ständischen  Hibliothok,  wozu 
bchon  in  den  Jahren  1832  und  1^34  von  dem  Verordneten    jjr' li', '^ 
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n.  M-  SS  •■ 

Nr.  lOv 


Nr.  jaiJ. 


Ritter  von  Spaun  Anträge  und  Pläne  vor^felegt  wurden, 
jährlicVi  uim«  Sumnie  von  200  fl.  zu  verwenden  und 

die  ständische  IJibliutlick  nach  sorgfältiger  Au&schei- 
<lung"  der  zum  eigentlichen  ^^rchivsgeb rauche  dienlichen 
Bücher  und  Documente  mit  ausdrücklichem  Vorbehalte 
des  liigenthums  und  der  jederzeit  freien  Disposition  mit 
der  Museums- Bibliothek  zu  vereinigen. 

Hierauf  erfolgte  die  Hufkanzlei- Enlschliessung  vom 
12.  April  1834,  dass  die  gestellten  Anträge  bei  Vorlegung 
der  zu  entwerfenden  und  der  allerhöchsten  Genehmigung 
zu  unterziehenden  Statuten  zu  reproduciren  und  damit  in 
Verbindung  zu  setzen  seien. 

Da  nun  die  von  der  Regierung  mit  [nsinuat  vom  5.  Oo 
tuber  1835  mitgetheilten  Statuten  zufolge  weiterer  Ind- 
'^iBj*.  niation  vom  14.  November  1835  mit  Unt^chliessung  vom 
25.  März  desselben  Jahres  die  allerhöchste  Genehmigung 
erhielten,  so  wurde  der  im  Jahre  1834  gefasste  Landtags- 
schlu.ss  wegen  Unterstützung  des  Vereins  mit  Insinuat  vom 
I  j.  März  1836  neuerdings  zur  Erwirkung  der  allerhöchsten 
(renehmigung  vorgelegt  und  dabei  die  Nothwundigkeit 
eines  jährlichen  Beitrages  zur  Vermehrung  der  mit  dem 
Museum  zu  vereinigenden  ständischen  Bibliothek  durch 
den  im  Jahre  1834  von  Sr.  Majestät  genehmigten  Ankauf 
des  Hoheneck'schen  Archivs  sowohl,  als  auch  durch  Be- 
rufung auf  S  4 1  der  ständischen  Instruction  vom  Jahre 
i^fji  näher  begründet. 

Der  Ankauf  des  vorerwähnten  Archivs  kam  schon  im 
Jahre   1832  in  Anregung. 

Veranlassung  hiezu  gab  der  Wunsch  nach  einem  Er- 
sätze für  den  Verlust,  welchen  das  Land  durch  den  Brand 
im  Jahre  180a  erlitten  hatte,  in  welchem  die  ständische  Biblio- 
thek ein  Raub  der  Klammen  wurde. 

Die  Abordnung  des  Verordneten  Ritter  von  Spaun 
mit  Beiziehung  des  Churherm  Chmel  zur  Untersuchung  des 
Archivs,  die  von  demselben  mit  Eingabe  vom  31.  l-'ebruar 
1833  hierüber  erstattete  Relation  und  die  Erklärung  der 
I.e.  Hr.  iH>s.  Freün  von  tmsland,  von  den  anfangs  bedungenen  4400  0. 
400  fl.  nachzulassen,  hatten  den  Vortrag  des  Verordneten- 
CoUegiums  an  die  Stande  zur  Folge,  welche  in  der  Land- 
Kl. «t.Nr  lAi^  tags&itzung  am  15.  October  1833  den  Ankauf  um  den  Be- 
trag von  4000  fl.  bewilligten  und  die  allerhöchste  Geneh- 
migung hiezu  einholten. 


Nr.  vfitf.  (8.U. 


I. ».-.  Nr.  JH/. 


I,  t.,  Nr.  Vit* 
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Indess  über  eine  weitere  Relation  de^  Verordneten 
Ritter  von  Spaun  hinsichtlich  der  Vollständigkeit  des  Ar- 
chivs und  Absonderung  iler  Faniilicn-Documente  <ler  Con- 
tractsuntwurf  und  dieKinwilliiifungder  i*'ideicoinmi»ä~Uehürdu 
nachträy^lich  vorgeleg't  wurden,  hatte  die  Ilofkanelei  mit 
dem  Erlasse  vom  i  Februar  1Ö34  nähere  Nachweisunjjen 
über  die  Entstehung  der  ständischen  Bibliothek^  über  deren 
Bebtand  vor  dem  Brande  und  ihren  dermalig^en  Umfang, 
dann  über  ihren  Zweck  und  die  Art  der  Benützung  ver- 
langt. 

Auf  Grund  der  mit  Inüinuat  vom  7.  März  183.1  gegebtjnen 
Nachweisungen  erfolgte  mit  Enlschliessung  vom  10.  Mai 
1834,  die  allerhöchste  Genehmigung  zum  Ankaufe  des 
Hoheneck'schen  Archiv«  um  den  Betrag  von  4000  fl.  C.  M. 
und  hierauf  die  Abordnung  des  Verordneten  Ritter  von 
Spaun  zur  Vornahme  der  Ausscheidung  der  lamilien-Üo- 
cumente. 

Während  nun  in  Erledigung  der  über  die  Ausschei- 
dung und  Uebemalime  des  Archivs  erstatteten  Relation 
wegen  Ausfertigung  des  Kaufs-  und  Verkaufsvertrages  das 
NÖthige  eingeleitet  und  nach  hierauf  am  4.  November 
1835  erfolgter  Ratification  desselben  der  Kaufschilling  per 
4000  fl,  bei  dem  Stadt-  und  Landrechte  deponirt  wurde, 
erhielt  der  ständische  Archivar  mit  Decret  vom  14.  Jänner 
i**J5  die  Weisung,  sUmmtliche  Geschlechtsurkunden  genau 
£u  verzeichnen,  chronologisch  zu  ordnen  und  das  Kehlende 
vorzumerken. 

Der  auf  diese  Weise  erworbene  Besitz  des  Hohen- 
eck'schen Archivs  veranlasste  die  Commission,  welch«  mit 
Landtagsschluss  vom  7.  April  1834  zur  Ausscheidung  der 
für  das  Museum  sich  eignenden  Werke  ernannt  wurde, 
unterm  2.  Juli  1835  das  Verzeichnis  hierüber  vorzulegen, 
um  mit  der  Ausscheidung  beginnen  zu  können. 

Obschon  die  Uebergabe  der  im  obigen  Verzeichnisse 
aufgeführten  Werke,  wogegen  der  Syndicus  Ritter  von 
SchmeUing  Bedenken  erhob,  laut  Beschluss  vom  17.  August 
1835  bis  zur  Genehmigung  der  ständischen  Antrage  in  sus- 
penso verblieb,  so  wurden  dennoch  sowohl  aus  der  stän- 
dischen Bibliothek,  als  aus  dem  Hoheneck'schen  Archive 
mehrere  Werke,  welche  evident  keine  Archivsgegenstande, 
oder  von  welchen  l_>uplicate  vorhanden  waren,  unterm 
11.  Jänner   1H36  mit  Vorbehalt  des  ständischen  lügenthums« 


3kL  1.  6. 


X.  c.  Tit.  M«. 
«"Ji- 

I,  c.  ?Jr.  55«. 


I,  c.  St.  iMo. 


'Am 


I.  c.  Nr.  3S»e. 
K.  ist.  61- 

M    t,  h, 
Nt.  iioS.  iBLM' 


K.  v  la  Hr.  ggS. 

M.  ■.  11.1. 
Nr.  mjo. 


I.  c.  Nr.  J84. 
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X.  I.  ftj. 


X  ••.  Jtt   n»t. 


U.  I.  *3. 


M.  I.  St5- 

B.  ttt.  *. 
Nr.  iAjIL 

M.  I.  ftl. 
Nr.  IHK,. 


U  c  Kr.  jHp. 
I.  t.  Vr.  «5.1- 


rechtc!»  und  dur  freien  Benützung"  dem  Museum  ubeiyehen, 
htMuifs  (!«SM_'ii  t!t?r  Archivar  dtjn  Aufinig-  erhielt,  dieselben 
mit  dum  statKlisduni  Siejrel  zu  bäjceichiiun  und  den  Etnpfanjf 
vum  N(useumcuNtos  sich  bestätigten  zu  luikscn,  was  auch 
tfuschL'hen  i^-t. 

Mit  Hntsdilies^unjf  vom  i8.  Juni  iH.jo  erfulg"te  die 
allferhöchste  (tenehmitfunff  zur  unentj^eltlichen  Ueberlassunjf 
der  vormali)fen  Kxpcditorswohnunjir  im  ständischfsn  Hause 
Ni*.  8O5,  sowie  der  Widmunj^  eines  jährliclit-n  BeilraK-es 
von  joo  fl.  C.  M.  zur  Üotirunjsj  der  mit  dem  Museum  zu 
vereiniffenden  »tändisuhen  Bibliothek,  worauf  Cberdi«  vom 
Verwukunyfsausschus.se  unterm  i<y.  October  i8j6  ijesteHte 
Bitte  wegen  Ueberi^abc  der  für  da*.  Museum  bereite  aus- 
geschiedenen Werke  und  llüssig-machunR"  der  Jahres^ 
dotation  per  200  fl.,  diese  letztere  nach  Alassg-abe  der  bei- 
zuschafFenden  Werke  vom  Jahre  i8jo  an  flüssig^  g-emacht 
und  der  ständische  Archivar  mit  Decret  vom  y.  December 
i8j0  anj^ewiesen  wurde,  die  in  dem  Verzeichnisse  vom  1.  Juli 
1835  aufjjeführten  Werke  dem  Verwaltungsausachusse  zu 
übergeben. 

Nun  handelte  es  sich  um  einen  Plan  zur  künftigen  Ver- 
mehrunjf  der  ständischen  Bibliothek. 

Wie  bereits  «rwähnt^  wurde  ein  solcher  vom  Verord- 
neten Ritter  von  Spaun  schon  im  Jahre  i8j2  v'orgelegt 
und  derselbe  im  Jahre  iHjj,  erneuert,  jedoch  bi?>  zur  liin- 
langunj^  der  aUerh(k:hsten  Crenehmigunj»'  drs  1  }c)taii(ins- 
betrag'es  ad  acta  gelegt. 

Nach  Kinlangunj;  dieser  (renehmigung  wurde  der  er- 
wähnte Vorschlag  mit  einigen  Abänderungen  am  ij  Sop- 
tember  i8.jt)  neuerdings  vorgelegt,  hierauf  von  den  Ständen 
in  der  LandtagsversammSung  am  uj.  September  183O  die 
Wahl  einer  eigenen  Büoherankaufs-Commission  beschlossen, 
dieselbe  mittelst  Circular  vom  7.  Uecember  1836  eingeleitet 
und  das  Ergebnis  derselben,  nach  welcher  der  Abt  m 
Schlägl,  Ri-gif-rungsruth  Baron  Stibar  und  Bürijermei&ter 
Bischotf  gewählt  wurden,  dem  Vo^waltungsau^•^»chusse  be- 
kannt gegeben. 

Mit  Kingabe  vom  jo.  Jänner  iXjH  hatte  dit'-s^r  Com* 
nnssion  ihr  (re.schäft  begonnen ,  in  welcher  Weise  mittehtt 
Vorlage  der  Verrechnung  der  zur  Bücherbeischattung-  er- 
haltenen und  präliminirten  Jahresdutation  per  200  fl.  fort- 
gefahren wurde. 
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Das  Zunehmen  der  Anstalt  an  Uedeutsamkeit,  die  zahl- 
reichen BRiträg«*  zu  den  Sanimlunw**n  diirselhen  und  dio 
\'«rmühruiiti  dtr  Bibliothi;k  hattüii  die  RÜumltchktiiten 
bald  unztireichend  gr?machl:  der  V'er\vaUun(fsausschuss  äah 
sifh  daher  im  Jahn?  iJtj;  veranlasst,  um  l-'ßborlasi.unff 
eiitws  schenk un^s weisen  Beiratfiis  und  um  ein  unverzins- 
lichus,  in  jährlichen  Raten  von  looo  fl.  zurückzuzahlendes 
Darlehen  von  15.000  fl.  zu  bitten, 

Sasehr    auch  da-s  Verordneten- CoUcgium  das   foljfen 
reiche  Wirken    des  Museums    anerkannte,    so     ungünstig 
waren  aber  auch  damals  die  pecuniären  \'erhältnisse,  welche 
nicht  gestatteten,  diese  Angelegenheit  bei  den  Ständen  in 
X'ortrag  zu  bringen. 

Indessen  wurde  dem  Verwaltungsausschus-se  über  eine 
schon  im  Jahre  18^7  gestellte  Bitte  die  vom  ständischen 
Archivar  innegehabte  Wohnung  im  ständischen  lieamten- 
gebäuüe,  antangUch  gegen  jährlichen  Zins  von  100  fi., 
sodann  über  ein  weiteres  Einschreiten  inlolge  allerhöchsler 
Hntschliessung  vom  u.  Mai  i8j8  unentgeltlich  überlassen 
und  ihm  überdies  die  von  Michaeli  1837  bis  Georgi  1838 
bezahlte  Miete  pr.  50  6.  zurückvergüte^  wie  auch .  die 
Adaptirung  der  erwähnten  LocaUtaten  aus  dem  Domestical- 
fonde  bestritten. 

Diesen  Bewilligungen  reihte  sich  baUi  eine  wichti- 
gere, bedeutendere  ;in;  sie  betruf  das  iJiplomatar,  mit 
dessen  lirrichtung  der  Verein  /.war  bereits  begonnen  hatte^ 
dessen  Zustandebringu?ig  aber  wegen  Unzulänglichkeit  sei- 
ner Mittel  ohne  fremde  Unterstützung  nicht  ermöglicht 
werden  konnte,  weshalb  sich  der  \'erwaUungsausschuss 
tnit  Eingabe  vom  8.  September  1839  unter  Beiscliluss  eines 
vom  Chorherm  Jodok  Stülz,  später  Propst  von  St.  Flo- 
rian, in  der  Cioneralversammlung  des  Musoalvereines  gehal- 
tenen Vortniges  an  die  Stände  wendete  und  dieselben  er- 
suchte, eine  Unternehmung  zu  unterstützeni  welche  des 
J.andes  Ehre  und  Wohlfahrt  fürdert  und  der  Provinz  die 
Quellen  ihrer  (ieschicht«  sichert. 

Die  Stände  bewilligten  hierauf,  in  voller  Anerkennung 
eines  so  wichtigen  Werkes,  einhellig  in  der  l.andtags- 
sitzung  am  ib.September  183g  behufs  der  Zustandebringung 
des  IJiplumutars  auf  unbestimmte  Zeit. einen  jährlichen  Bei- 
trag von  500  fl.  C.  M.,  welcher  mit  Entschliessung  vom 
31.  Decembcr  desselben  Jahrs  die  allerhüchste  Genehmigung 
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Nr.   101 1. 


I.  t,  Nt,  jif 
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M.     I.     K'a. 

Hr.  jaj.  1840. 


-     JÖi     - 


>l    I.  *■/« 


U-  I.  113. 
Nf.  ifij.  1840- 


i'rhi«It  uiiil  seit  tlt'ni  Jalin?  iKjo  jf^ff«"  jährlirlir  RiM-hnungfs- 
l'^trun^  und  Hokannltriihfi  dfts  R«sultat«.s  dwr  T.*Mstijni:»?n 
an  t\f.n  Vorwaltunifsausschuss  in  halbjXhriK-on  Ratßn  orrolijt 
winl. 

(yleichz^iliß  orhielt  das  Archiv  die  Wftisun(j,  dftn  von 
dem  Viirwaltung-sausschusKe  h«vr>IImä(;btlg^tiin  Personen 
nicht  nur  die  Einsicht  der  Indices  und  Klenche  zu  gc±ita.tten, 
sondern  auch  die  lür  das  Diplomatar  g'coig'neton  Docu- 
mente  über  Verlangen  gej?en  Bescheinig-unp  zu  erfoljyen, 
und  der  Huf-  und  Staatsarchivar  Chmel  wurde  ersucht,  zu 
bewirken,  dass  mit  (ieuehmiirun«:  dos  Herrn  Staatskan/lers 
von  den  im  Staatsarchive  befindlichen  und  die  Geschichte 
des  lindes  oh  der  Knns  betreflFenden  Urkunden  g-«naue 
Abscliriflen  veranstaltet  und  dem  V'erwaltungsausschusse 
St  >-^tu>*  übermittelt  werden^  wozu  der  Herr  .Staatskanzler  seine 
Einwilligun)^  K"ab. 

So  wunie  von  Seite  der  Stände  alles  aufg^eboten,  dem 
Verwaltungsausschussc  behufs  der  Zustandebrinj^ng*  des 
Diplomatars  nützlich  und  behilflich  zu  sein. 

Eine  neuerliche  Veranlassung  hiezu  gaben  einige  im 
Jahre  1823  in  der  Regierungs-Registraiur  vorgefund»jne, 
für  die  Geschichte  des  lindes  wichtige  Urkunden  des 
Klosters  Mondsee,  wodurch  die  Vermuthung  entstand,  dass 
sich  sämmtliche  Nfonciseer  Urkunden  dort  befinden  dürften 
und  infolge  der  über  Einschreiten  des  Verordneten-Colle- 
giums  mit  Regierungs-Genehmigung  von  zwei  ständischen 
Beamten  vorgenommenen  I  )urchforschung  des  erwähnten 
Archivs  mehrere  Urkunden  zur  Abschriftnahme  für  das 
Diplomatar  aufgefunden  wnirdcn. 

Die  zu  diesem  Durch  forsch  ungsgeschäft  verwendeten 
zwei  Beamten  erhielten  eine  Remuneration  von  zusammen 
80  fl.,  die  aus  dem  Domesticalfonde  bestritten  wurde. 

Wesentlich  noth wendig  für  die  baldige  Herausgabo 
des  Diplomatars  und  für  den  Umfang  desselben  war  die 
Anfertigung  der  Abschriften  von  den  zu  den  kostbarsten 
des  Landes  gehörigen  Urkunden  des  Stiftes  Kremsmünster. 
M.  I.  tiK.  ia«4-  Das    Stift,    auf    (rrund     gegebener    Zusicherung    von 

dem  Ver\\*altungsau9schusse  darum  angegangen,  xog  es 
vor.  seine  Urkundenschätze  seinerzeit  selbst  heraufizu- 
geben  und  stellte  über  ein  Vermittlungsschreiben  deA  Ver- 
ordneten-ColIegiums  den  Antrag,  dass  eine  Commisaion 
von    Sachverständigen    zur   Durchforschung    sämmtlicher' 
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llrkundenarchivR  der  ganzen  Provinz  oinge^iutzt  und  jcdi^r 
Urkundenbesiuer  zur  Theilnahme  an  der  Be^ündunjf  des 
iJiplomatars  eingeladen  werde,  welche  Anträge  jedoch  auf 
den  einmal  entwurfenen  Plan  des  Diplomatar  keinen  Etn- 
fluss  nahmen  und  mit  dem  Wunsche  beantwortet  wurden, 
dass  die  Zelt  eine  Aufklärung'  der  Miss  Verständnisse  her- 
beiführen  möge. 

Von  nicht  mindpr  wesentlichem  Belange  für  die  von 
mehreren  deutschen  Geschichtsforschern  wiederholt  ange- 
regte baldige  Herausgabe  des  Diplomatars  waren  die  in 
dem  Reichsarchive  zu  München  befindlichen  Codices  der 
aufgelassenen  Klöster  Ranshofen,  Kormbach,  St.  Nicola  und 
Rettenhaslach. 

Um  mit  dem  ersten  Bande  über  die  ältesten  Codices 
Traditionum  beginnen  zu  können,  stellte  der  Verwaliungs- 
auüschuss  mit  Eingabe  vom  lo.  September  i8j.)  die  dop- 
pelte Bitte,  bui  den  Ständen  zu  erwirken,  dass  ('horherr 
Stülz  auf  ihre  Kosten  nach  München  zur  Durchforschung 
dfts  dortigen  Archives  reise  und  dass  die  Druckkosten  des 
Diplomatars  auf  den  stänilischen  Domes ticalfond  über- 
nommen werden. 

Erstere  Bitte  wurde  in  der  Landtagsversimimlung  am 
i6.  September  18.44  mit  200  fl,  für  Chorherrn  Stülz  bewil- 
ligt und  mit  dem  Hofkanzleidecrete  vom  2.  December 
desselben  Jahrs  genehmigt,  wegen  Uebernahme  der  Druck- 
kosten des  Diplomatars  aber  noch  zuzuwarten  beschlossen, 
bis  die  nöthigen  Xachweisungen  über  flie  Zahl  der  Bände, 
die  Druckkosten  und  Ausstattung  des  Werkes  geliefert 
s<;in  werden. 

Indess  die  Stände  in  vorbeschriebencr  Weise  zur  För- 
derung des  Diplomatars  nach  Kräften  wirkten,  ivurde  ihre 
Unterstützung  in  Ansehung  der  Knveiterung  der  l.ocali- 
täten  sowie  wegen  besserer  Dotirung  des  Vereinscustus 
in  Anspruch  genommen. 

In  ersterer  Beziehung  war  es  die  Wohnung  für  den 
Museumsdiener,  die  aus  der  Wagenreniise  des  ständischen  ' 
Syndicus  um  den  Betrag  von  23$  fl.  38  kr.  C.  M.  hiezu 
adaptirt  und  mit  Uofkanzlei-Genehmigung  dem  Verwakungs- 
auHschusse  zur  Benützung  übergeben,  und  ebf^nso  jene  des 
ständischen  Sucretars,  welche  dem  gedachten  Ausschusse 
über  dessen  Einschreiten  vom  8.  April  1843  auf  Grund  des 
i.andtagsschlUB,ses  vom  18.  September  desselben  Jahrs  mit 
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allerhrtchsler    Genehnii^yung  vpm  2y    Decerabei*  1843   un- 
eiU^eltlic))  überlassen  wurde. 

In  ieUlftrer  Beziehung  war  e.s  diu  GeliaUserhöhunfir  fi"" 
den  Custos  des  Museums  auf  .150  fl.  C  M..  welche  über 
Kinschreiten  des  X'erwaltuntjfsausschusses  vom  8.  August 
1H41  und  über  Kinrathen  der  Siände  mit  dem  Ilofkanrlet- 
decrete  vom  20.  I-fthruar  1842  die  allerhüchNte  (ienohrai- 
f^unfjr  erhielt,  nach  welcher  der  Krhohun^rsbetrag"  mit  jähr- 
lich 150  fl.  solang^e  aus  dnm  Domosticalfonde  zu  verab- 
lolgen  sei,  bis  die  Vermohrun);  das  Stammcapitals  ups  Mu- 
seum» die  Besoldung  der  Beamten  aus  seinen  KintcünfUin 
moghch  macht?. 

Dieser  Erhöhungsbctrapr  sowin  der  Beitrag  zur  Zustande- 
brinji^n);  des  Diplomatars  wurden  seither  alljährlich  ihrer 
Bcstimniunjf  zugeführt  und  weriien  dieselben,  er&terer  mit 
15H  fl.,  letzterur  mit  525  fi.ö.  W.  noch  jfummwärtig  auf  Grund 
des  l.andta^sbe»chlus.scs  vom  ji.  April  1864,  als  trciwillige 
und  widerrufliche,  zu  obigen  Zwecken  aus  dem  l.aiidesfon<le 
geleistet. 

Die  landschaftliche  IMbliothck  betreffend,  so  ist  die* 
selbe  in  zwei  Abtheilungen  getheilt,  davun  die  uino  jene 
Werke  enthält,  welche  sich  im  I^andesarnhivc  befinden, 
die  andere  mit  dem  Varbehalle  d«s  Migcnthumsrechts  das 
Landes  dem  Museum  einverleibt  ist.  Ueber  beide  Biblio- 
theken sind  abgesonderte  Verzeichnisse  vorhanden,  die  in 
der  Kintragung  der  jährlich  beigeschaffttm  Werke  ihre 
Ergänzung  finden. 

Der  ursprüngliche  Beitrag  zur  Vermehrung  der  Biblio- 
thek pr.  2üO  fl.  C.  M.  wurde  in  der  Landtagssitzung  am 
7.  Februar  1803  in  Berücksichtigung  des  Bedürfnisses  für 
den  Landtag  selbst  und  den  Landesausschuss  auf  420  8. 
I.  r-  iMK.  fKH».  erhöht,  in  der  Sitzung  am  21.  April  US04  jedoch  auf  die! 
runde  Summe  von  400  fl.  ö.  W.  festgesetzt. 
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XXXIX. 

GUOCNOSTISCII-MONTANISTISCIII'R  \1:R1UN. 
r.F.ni.OGISCIIE  ANSTALT. 

Am  3b.  Jufi  1847  stellte  die  l>irection  des  g-eognostisch- 
montanistiRchen  Vereins  von  InnerÖKtRTPeich  urifl  di»m  l.nncio 
iib  iltr  Eiins  hoi  diiAsnii  Protectur,  Krzherxojj  Johann,  (He 
Bitte  um  Itevorwortuni^  ihn^s  (leAuches  \v«3g*,'n  RewiUitrunjj 
einer  Unterstütz unar  von  Seito  der  Stünde.  •• 

■  r>«n  \viT7.Hn  lind  die  Vortheile  wördig-end,  die  aus  der 
l^nauen  KiMintnif.  uines  l.andBs  den  Bewohnern  desselben 
erwachsen,  habnn  sich  die  Stände  auf(rrund  des  Schreibens 
Sr.  kaisprlir.hen  Koheit  vom  5.  Anglist  T847  nnd  de*  vom 
Veroriineten-Collegium  untBmi  2.  November  vorbereiteten  '  ''■  **^  "**'■ 
Vortrags  mit  Schluss  vom  10.  TJecember'  bereK  erklärt,'  sr.  »jii 
nach  dem  Beispiele  jener  von  Steiermark  vorläufitf  dureh 
drei  Jahre  eine  jährliche  tlnterstüizungf  von  ^00  i\.  unter 
der  ausdrücklichen  Bedinjifunjf  r\J  widmen,  dAs*i  dieser  Hei- 
Crag"  vollfttändifir  zur  Ourchforschnnp  des  !-andr*»  vei*wendftl 
werde.  ' 

Damit  der  für  diese  Provinz  beauftrage  Cormmlssär 
an  den  Belehrunjren  des  BerjfratheH  Heiding-er' noch  reteW^ 
reitig"  thiiilnehmen  konnte,  wurde  in  zuvnrsichtlichnr  Kr- 
wartung;  der  hohen  (ienehmiifuni?  zuifleich  beschlossen,  den 
bcwilUjften  Beitrag-  in  monatlichen  Raten  vam  r.  Novem- 
ber 1S47  angefangen  an  jene  Person  oder  Firma  zahlbar 
anzuweisen,  welche  die  Vereinsdirection  als  zur  Kmpfang"- 
nähme  und  Bescheinigung  ermächtigt  bezeichnen  wird. 

Während  die  erwähnte  Direction  für  die  grosstnüthige 
Spende   mit  Schreiben    vom    7.  Jänner    184K    ihren   Dank  i».  <j.iii.  Nr.;«. 
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uu»drückU:  uutl  den  CuäLos  duü  Musuuuls  Karl  l'.lirlirh. 
als  j<-owah!u*n  Mtindator  xur  lirliobunK  t;rm5clnJH"t  1»fzcich- 
notf»,  eribIjTte  mit  dem  Uofkan/leidocreto  Vöm  3.  Mürz  184^ 
üie  (itmehroijfung^  zur  B^jitraysleiHtung"  auf  diu  I^uer  von 
drei  Jahren  untur  den  gestellten  H4?ding-ungen. 

Als  ßeweise  des  Wirkßns  der  Direction  wurden  Ab- 
drücke ihrer  Jahresbericlite  hiehcr  mityctlieiU,  welchon 
eine  vom  Cu!>to»  Ehrlich  verfasste  Abhandlunjjf  über  iUh 
»»■eolog-ischtin  Vorhällnisse  THi erÖsterreich»  folgte,  die  der 
l,aiiüeNbi)>liülhek  einverloibt  j*ind. 

Im  letzten  Jahre  der  ständischen  Verpflichtung  gab 
die  Vtirbreitung  tlor  irrigen  Meinung,  da>is  durch  Creining 
der  geolugibchcn  Ruichsanstalt  die  Auflösung  des  geogno- 
stisch-uiontanistiächuQ  Vurcins  herbeigeführt  worden  sei, 
dem  Krzherzog  Johann  Anlass,  den  hierländigen  Stän- 
I.  r  Nr  oOi.  den  mit  Schreiben  vom  22.  l-ebruar  1H50  die  erfreuliche 
MiltheituDg  zu  gubun,  dahs  nicht  nur  die  Verbinduag  des 
Vereins  mit  der  gtiologischun  K.eich:>anstült  bewerkbtcUigt 
wor<1en  is-t,  sondern  ilass  auch  das  Reich^instituc  noch  ins- 
beiiundere  die  Itewohner  der  Kronliinder  Steiürmark,  Kärn- 
len,  ICratn  ui»d  Uberöbterroich  auffordern  wird,  dem  Vereine 
beizutreten,  um  durch  kräftigc.<i  Zusammenwirken  eine 
raschere  I-o&ung  der  gemeinisamen  Aufgalie  zu  erzielen^ 
welchem  gemeinnützigen  Unternehmen  die  Stände  in  ge- 
wohnter Wei^e    ihre  Theilnahme   nicht    entziehen   werden. 

Diui  LaJide^coUegium  t^rwidene  unterm  5.  März  18.^0» 
(Uiss  es  sich  zwar  für  die  gegebenen  Mittheilungeo  «1 
grobscm  Uauke  verpHichtul  fühle,  jtKloch  glaube,  ob» 
Urgan  der  nur  mehr  iür  kürzt;  Xt:it  bestehenden  dnrmalig«n 
Landesvertretung  seine  HermtwilUgkeit  auch  nur  für  diu 
Zoit  seiner  Wirksamkeit  an  den  Tag  legen  zu  können,  die 
Zwecke  des  Vereins  nach  Kräften  zu  fördern,  wozu  ihm 
die  für  das  laufende  Jahr  (1850)  noch  bestehende  IWitrags- 
leistung  von  500  fl.  die  Gelegenheit  biete,  nach  deren 
Aufhören  mit  linde  Ociober  1850  es  der  nach  der  Landes- 
verfassung für  die  einzelnen  Kronländer  berufenen  neuen 
Landusvertretung  überlassen  bleiben  müsse,  auf  wcdcha 
Art  und  Weise  sich  dieselbe  an  dem  gemeinnutzigen 
Unternehmen  der  geognos tischen  Reichsanstalt  betheiligen 
wolle. 

Im  Kebruar  1851  wurde  von  der  geognosttschen  Diroc- 
tion  der  Verrechnuni;s{iusweis  über  die  i»  den  Jahnen  1848, 
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1S4Q  und  1850  empfanjfenen  und  verwendewii  Geldbeiträge 
mit  dem  Ersuchen  überreicht,  den  verbliebenen  Re*>t  per 
440  fl.  an  die  au  l^iUle!ntle  I*ro\'tnzial-lJirection  in  I-inz  ab- 
führen zu  dürfen  und  dieser  letzteren  dieselbe  Unterstützung 
^utheil  urerdcn  xu  tasKRn,  wie  sie  bift '  jet2t  der  Central- 
direction  gewährt  wur<)e.  < 

Ersteros  wurde  bewilligt,  in  Ansehung-  des  Beitrajfes 
für  die  künftig^e  I'rovinzial-Djrection  aber  sich  dahin  aus- 
jfeaprochen,  noch  mvor  von  dem  Umfanpre  des  Wirkens 
dieser  Wreclion  und  dt^n  ihr  «u  ti-ebot  ntehenden  Mitteln 
Kenotnib  zu  erlangen.  nih  O» 

Hierauf  folgte  im  JuH  i8,sl  die  Vorlage  eines  Statuten- 
entwurles  zu  einem  jährlichen  Congresse  aller  Vereine  zur 
Begutachtung,  wo^g«it'  ikichtH  «ingewendet,  jedoch  er* 
widert  wurde,  dass  der  IMldung  der  Provinzial-Direction 
entgegengesehen  werde. 

fndess    »teilte  die  Direction    der    k.   k.    geologluchen 
Reichsan-stalt  zu  Wien  mit  Schreiben  vom  H.  AuguRt  rSjT   1  c  Nr  3785. 
an  das  voreinigii;  I  jindescollegiuni  da.s  Ansuchen  um  Ver- 
mittlung zur  ilewerkstelligung  einer  geologischen  Anstalt 
für  Oberösterreich. 

T>as  I  jindescullngium  beschloss  in  der  Sitzung  am 
25.  Auguat  185^1,  .->ich  der  Anstalt  onzunohmen  und  die 
geologischen  Forechungen  cu  unterstützen;  es  beschlosi»,' 
zu  diesem  Rehufe  für  die  erwähnte  Anstalt  beim  Mini- 
sterium um  diu  ßewilligutig  der  Adaptirungsko&ten  und 
eines  Ueldbeitrages  von  500  t1.  jährlich  vorläutig  a.vf  drei 
Jahre  einzuschreiten  und  erlies»  ein  Schreiben  an  den 
Ver waltun g.«iausschuss  des  Museums  mit  der  Aufforderung, 
diese  Anstalt  in  seinen  Wirkungskreis  zu  ziehen. 

Zwei  Monate  später  folgte  eine  Zuschrift  ähttlichon  1.  <■.  Kr.  47*1. 
Inhalts  von  Sr.  k.  k.  Hoheit  Krzherzog  Johann,  welche 
dahin  beantwortet  wurde,  tlass  Hieb  das  Landescollegium 
daHswogen  an  den  Verwaltung^iausrichusä  des  '  Museum» 
gewendet  und  denselben  wegen  Abgabe  seiner  Aouwio- 
rting  neuerding»  aufgefordert  habe,  und  dass  die  Abfuhr 
der  erübrigten  41^  II.  an  da-s  Oherettinehmeratnt'keinem  An* 
Stande  unterliege,  die  auch  dahin  geleistet  würde.  '  '' ,/',  ''*'^ 

Auf  Grund    der    mit  Jiüigabe    vom    28.  October  1851  Nr.t.  e.  s«h- 
eingelangten    zustimmenden    Erklärung    des  Verw.iltungs- 
ausschusses  des  Museums,  die  ins  Leben  zu  rufende  Anstalt 
in  seinen  Wirkungskreis  zu  ziehen,  wurde  dem  gedachten 
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Leitunj^  und    Besorgung  dieser  Angelegenheit    überiassen 
und  derselbe  zugleich  ersucht;  noch  im,  l-aufe  des  Jahres 
•     eine   Generp-lverHammlung   der   VereinsmitgHeder   zu  ver- 
anlassen und  das-  Ergebnis  d^selben  mitzutheilen. 

Ueber  eine  neuerliche  Zuschrift  der  k.  k.  geologischen 
1.  €■.  Nr.  066.    Reichsianstalt  vom  lOi  Februar  1852  und  die  von  dem  Ver- 
1.  c.  Nr.  1001.  waltungSÄusschusse  ,d€js  .Museums  hierauf  genuachte  Eröff* 
n^ng,   Uass    in  der  ziveiten  Hälfte  April  die  General-Ver- 
s^minl^ang  stattfinden  und  daselbst  über  die  Aufnahme  der 
geologischen  Thätigkeit  in  die  Wirksamkeit  des  dortigen 
Vereins  ein  eigener  .Vortrag   gehalten   werde,    wurde   mit 
Kinschreiten  vom  22.  Mihrz  i8s2idie. Bewilligung  zur  Erfolg- 
Ussung  von  50*0  fl.  jährlich  vorläufig  auf  3  Jahre  nachge- 
sucht   und    der  VerwaltungB&ü&6chuss    den   Museums    zur 
Empfangnahme  der  erübrigten  490  fl.  ermächtigt. 
I.  c.  Nr.  2ioj.  Mit  dem  Ministerial-Erlasse  vom  9.  Mai  1852  erfolgte 

die  (Tenehmigung  zur  Auf^folglassung  des  Beitrages  pr.  500  ti. 
für  /das  laufende  Jaht*^  wofüt*  der  Verwaltungsausschuss 
dßS'  Museums  seinen  Dank  ausaprach  und-  :zugleich  mit- 
theilte, dass  von  der  Gesammtheit  der  Veneinsmitglieder 
die;  Uebernahme  der  g>eologrisch«a  Wirksamkeit  erklärt 
und  ;Vom  Referenten^  Professor  Engel,  angezeigt  wurde, 
dass'  er-  »ich  mit  der  geologischen  Keichsaoütalt  ber^t»  in 
das  iKittvemehimen  gesetzt  habe.  <     .     . 

Der  erwähnte  Baitrag  livurde  indeas,  weU  präliminirtt 
auch  für  die  Jahre  .i853>  1854  und  1855  dem  Verwaltungs- 
ausschusse au^efelgt.  -n  •  M 

.Vor  allem  handelte  es  siiäh  Um  die  Adaptirung  der 
dem  Museum'  zum  Gebrauche  für -die  geologische  Abthei- 
lung ^oi'derlichen  Localitäten,  wessfaalb  die;  beiden  Wi^un- 
remisen   im-  Mu&eaJigebaude    äufgekündet   wm'den. 

.  Indess  &teilQe  der  Varwaltungsausschuas  mit  Eingabß 
vr.  iri>.,  vom  10.  April  1853  den  Antrag /zsm  Ankauf  des  .Sohöbl'- 
sohen  Ha-uses,  allmn  derselbe  kam  ■  nicht  zur  Ausßihrung, 
daher  dem  VerwaltungsausBchasse  '  erinnert  wurde,  diLss 
die'  beiden  ^Remisen  olme  Adaptirung  zur  Unterbcingunii 
voluminöser  Monumente  vorläufig  verwendet  werden  soUen. 
weil  bei  Ausmittlung  der  für.den  Industrievorein  erforder- 
lichen Localitäten  zugleich  auch  Gelegenheit  gefunden 
werden  könnte,  um  andere  passende  l.oca2i(.äten  auch  für 
die  Zwecke  des  Museums  aus/.umitteln. 
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Dies  sollte  durch  die  in  der  commts&ionellen  Reratliunj;' 
am  13.  Juli  1854  beantragte  VergrÖsserung-  des  MuseiJ- 
gebäudes  geschehen,  allein  sie  unterblieb,  da  das  Projeiu 
wegen  Mangel  des  nöthig'en  Baufondes  nicht  hätte  zustande 
kommen  können  und  bei  den  bereits  hergestellten  Räumlich- 
keiten ein  dringendes  Bedürfnis  nicht  mehr  vorhanden  war. 

Diese  Herstellungen  wurden  mit  Ministerial-<fenehmi- 
gung  im  Jahre  1855  beendet,  worauf  am  24.  Decembor 
desselben  Jahrs  die  Uebergabe  der  adaptirten  ebenerdig-on  t, 
Localitäten  des  Musealgebauties  an  den  Verwaltungs-Aus- 
ächuss  erfolgte.  Die  dabei  auferlaufenen  Auslagen  betrugen 
1102  11.  45  V«.  kr.  CM.      ■        ' 

Inz^vischen  stellte  der  Verwaltungsausschuss  des  Mu- 
seums mit  Eingabe  vom  i.  Mai  1855  die  Bitte  um  dt*n 
Fortbezug  des  bisherigen  Unterstützungsbeitrages  zu  den 
geologischen  Untersuchungen  auf  weitere  3  Jahre. 

Der  Verwaltungsausschuss,  wegen  Nach  Weisung  der 
Resultate  seines  bisherigen  Wirkens  angegangen,  hat  die- 
selbe mit  Eingabe  vom  31.  Mai  1855  geliefert,  woraus  das  1.  ■.  Nr.  ■"■,■,. 
vereinigte  I,andescollegium  Anlass  nahm,  die  gestellte  Bitte 
in  Würdigung  der  höchst  erfreulichen  Fortschritte  und  ICr- 
werbung  wertvoller  Sammlungeri  mit  Einschreitun  vorti 
4.  Juli  1853  zur  Erwirkung  der  höheren  (Tenehmigung 
bestens  zu  empfehlen. 

Das   Ministerium   verlangte   jedoch    mit    dem    Erlasse 
vom  3.  November  1855  Aufklärung  hinsichtlich  der  für  die  '■  ■■  >>•-    t" 
Jahre   1853,  1854  und  1853  ohne  specielle  Genehmigung  er- 
folgten Beiträge,  nach  deren  Abgabe  mit  dem  Ministerial-    ''',^';, '" 
Erla-sse  vom  23.  Juni  1856  die  nachträgliche  Genehmigung  '•  ■•  Nr.  i--.-. 
für  die  Jahre  1853,  1834  und  1855,  sowie  gleichzeitig  auch 
für  das  Jahr  1856  erfolgte. 

Weitere   Ersuchen  um   den    Fortbezug  des  jährlichen'-'-  ""  ■  ■''*' 
L'nterstützungsbeitrages    geschahen    in   den    Jahren    1857, 
1858  und  1850,  die  auch  jedesmal  die  Ministerial-Genehmi-  '-  '■  ^'  '"''■ 
gung  erhielten. 

Mit  dem  Erlasse  vom  5.  Mai  1860  erfolgte  die  letzte  "m '■'-'. 
Ministerial  -  Genehmigung  für  das  Jahr  1860,  von  wo  an 
dii-serr  Unterstützungsbeitrag  mit  523  fl.  n,  W.  über  jedes- 
malige Bewilligung  des  I-andtages  und  zwar  auf  f irund 
■i«.  Beschlusses  vom  21.  April  1864  als  ein  freiwilliger  und  -""■•«'  '*" 
widernrfKcher  Beitrag  zum  Behufe  der  geognostischen 
Dtn-chfoTtchnng  des  I-andes  ausgefolgt  wird. 
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Uiu  Krrichlung  des  polytuclmibcliun  liisütuis  xu  Wiun 
im  Jahre  lättt  als  ßildun>o^n.->uU  tür  lluiulu-l  und  Cit^wcrbe 
hatttt  auch  das  Krschuiuun  eig'untir  Jahrbücher  zur  b'oige, 
worin  über  die  iTi.^)j^enständ»  diy>  Commerze.s,  der  Industri« 
und  dur  Staaiüwirtscliaft  Licht  und  Aufklärung  verbreilet 
wurden. 

In  dieser  Beziehung  mitwirkend,  haban  auch  die  Stände 
dieäe  Zeilschrift  beigeschafft  und  ihrer  HibLiuthek  einver- 
leibt, im  Jahre  1830  jeduch  dieselbe  mit  Vurbuhalt  des 
ständischen  Hi^enthumsrechtes  dem  .Museum  trancisco* 
Carolinum  überlassen. 

Im  Verlaufe  der  seil  dem  Jahre  i8zü  begonnenen  Ver- 
handluug-en,  welche  der  :>päterea  Aufhebung  der  ständi- 
schen Ingenieur-  und  Zeich nunj,jsschule  vorang'ieng'en,  wurde 
j.  t.  64  Hr.  «y>.  mit  allerhöchster  Entschliessuntf  vom  20.  März  1  «24  be- 
fohlen, dass  der  Unterricht  der  ständischen  Ingenieurschule 
g'änzlich  einzugehen  habe  und  hiebei  die  AeuKserung  ab- 
verlangt, ob  die  Stände  nicht  genoi>;t  wären,  von  dem  für 
diese  Schule  bisher  verwendeten  Betrage  2  oder  j  Sti- 
pendien zur  Bildung  tüchtiger  Baukün-stler  an  dem  poly- 
technischen Institute  und  der  Akademie  der  bildenden 
K.ün»te  zu  Wien  zu  gründen. 

Die  Stände  baten,  in  der  Hoffnung,  die  Ingenieur- 
schule zu  erhalten,  um  lüuhebung  von  dieser  Aeu»seruiig, 
weil  auch  durch  die  l'ensionirung  des  Ingenieurs  keine  ivt- 
reichende  lirsparung  eintreten  würde. 

Die  Mrklärung  hinsichtlich  der  Stipendien  wurde  aller- 
i,  r.  sw.  Koo.  ii,",t;],st    ^^^J■    WisscHschaft    genommen,    in    Ansehung    der 


-     5QI      — 


Nr.  tl*6a. 


ferneren  Bttlasttunji;  <ler  Jnjn-niMurschulo  aber  ein  weitere» 
*iutarhtnn  aliverlong-t,  ties.s«n  l'.ndresultai  im  Jahra  i8iÖ 
üiv  Aufhebung  dieMvr  Schuh:  war.  ■ 

Die  mit  derselben  fKleich/eiti^jf  uut^uhubene  ständische 
Zeichnunifsschule  wurde  indes«  hart  vtTmisKt  und  Sc.  Ma- 
jestät btibbt  hat  mit  iillerhÖchsteni  Cabinetsschreiben  vom 
30.  Mai  1817  2U  Hrhel>efi  anbefuhlen,  ob  und  inwiefern  es 
nolhwendi^  sei^  dteäem  KedüHoisse,  wenn  eä  »ich  hestätij^t, 
ab^uhelTun. 

In  dbr  hierauf  abjfejfebenen  Hrkläruntf  wurde  dargcj- 
stellt,  das»  nicht  nur  die  ständische  Zeinhnung's-,  sondern 
awcli  die  Inifeniuurschule  hart  entbehrt  werde  und  da.ss, 
um  dum  Bedürfnisse  des  wichtij^en  Unlerriclitos  in  diesun 
Gejcenständen  abzuhelfen,  die  Hrrichtunif  einer  ähnlichan 
Lehranstalt  zu  I.in£,  wie  die  dtth  polyterhniHrhen  Instituts  7.u 
Pra«  und  Wien,  dt.-r  an>;u)ux-cntlichs>te  Wunsch  bei,  zu 
dessen  Rualbiruni,?  die  einf^s teilten  ßüsoldung'en  des  ^lan- 
dUchen  iteichnunj^-^lehrers  und  Intfcnif-urs,  dann  die  Bei- 
trag für  die  nicht  nielir  bestehendim  ProfeKsor^n  der 
Rijchte  o)inu  eine  neue  Hl-■la^tUllK'  des  ständischen  I^ime- 
9(icalfunde!»  verwendet  werdi;n  konnten:  allein  es  erfoljjrte  die 
allt'rhnr.hstH  l-.ntNchlie,ssunjf  vom  i  j.  I^ecember  1^27.  dass  1.1- Nr  i*,?.  (Hj*. 
weyen  l?>richlun^  eines  polytechnischen  Instituts  zu  I.inz 
keine  Anträjfe  von  den  Ständen  abr.ufonieni  seien. 

Wie  sehr  in<less  der  Manjjel  einnr  hierländi^n  Anstalt 
xur  Hildunjif  der  tür  Induhtrie,  Handel  und  Ciewer)>e  heran- 
wachsendun  Jugend  iirefühlt  wurde,  zeif^t  dio  aus  Anlast 
einer  Sit/ uni?  der  obdereunsischen  Handels-  und  l.andwirt- 
schafts-l^ommissioii  im  Jahre  1834,  an  da»  Verordneten- 
Colleg^iuni  ergangene  Regierungseinladung  um  Mitwirkung 
zur  Gründung  einer  Realschule  in  I.inK,  welchei  von  Seite 
dtÄ>  Verordnt^tim-tiuUegiums  damit  beantwortet  wurde,  dass 
Mü  der  allgemein  ausgesprochenun  Ansicht  vullkoniuien  bei- 
pÜichle  und  nur  über  die  Art  der  Einrichtung  dieser  .Schule, 
über  ihrt^  Ausdehnung  und  den  erforditrlichen  ICosten- 
Lulwand  hie/u  um  Aufklärungen  ersuche,  wornach  es  nicht 
langeln  werde,  zum  Uehufe  der  beantragten,  f>o  wünschens- 
werten und  gemeinnützigen  xVnstalt  diesen  Gegenstand  in 
di&  gehörige  Behandlung  zu  nehmen. 

Die  erbfitenen  Aufklärungen  wurden  jedoch  nicht  ge- 
geben und  so  unterblieb  der  Antrag,  bis  die  erfreulichen 
Resultate   des    innerösterreichischen  Industrievereins  auch 
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Iiinrlands  zur  Nachahmung  anBJferten  und  durch  zahlreiche 
Beitritlu  in  Linz  ein  Zweig^  dieses  Vereins  ins  Leben 
trat,  ohne  öffentliche  Fonde  mit  neuen  Auslagen  zu  be- 
schweren. 

t/ Dieser  jun^'en  Anstalt,  welche  die  trefflichsten  Muster 
der  Nachahmung  bereits  aufstellte  und  lernlwgieriH^e  Schüler 
herbiMzi)}^,  um  in  ihr4:n  Krhulunfifsstuncien  ilie  dargebutenen 
BilUunv^smiltcl  zu  benützen,  fühltu  aber  ein  gccnifnctcs 
Lücal  zum  Unterricht,  zur  Auf^^tellung-  der  Sammlung-en, 
zur  Wohnung  des  Custos  und  Dieners,  denn  die  durch  die 
Güte  des  l.inzer  Bischofs  einstweilen  zur  Verfügung  ge- 
stellten   Räumlichkeiten    waren    nicht   mehr  genügend. 

Das  provisorische  Mandatariat  des  Vereins  zu  Linz 
wies  daher  auf  ein  zum  Verkaufe  angebotene»,  dem  Zwecke 
voUkummcn  untsprecliendus  Gebäude  und  wendete  sich  mit 
der  Bitte  an  die  .Stände ,  dieses  Gebäude  um  den  Hetmg 
von  IQ  bis  20-000  fl^  aus  dem  ständischen  Dornest icalfonde 
anzukaufen  und  mit  Vorbehalt  des  ständischen  liigenthums- 
rechlHs  zu  den  Zwecken  des  Vereins  zu  widmen,  was  denn 
auch  mit  Laadtagsschluss  vom  n/-  September  1842,  sfjtern  da» 
Gebäude  passend,  einhellig  bewilligt  und  mit  Kntschliessung 
vom    II.  1-uljruar   184.5  allerhöchst  genehmigt  wurde. 

Auf  Grund  der  hierauf  eingelangten  Zustimmung  Seiner 
k.  k.  Hoheit  Erzherzog  Johann,  in  Betreff  des  zum  An- 
käufe beantragten  Hauses  des  Baumeisters  Met/  in  der 
Steingasse  \'r.  1248  wurde  sogleich  zur  Adaptirtmg  ilej»- 
selben  geschritten  und  nach  deren  Beendigung  unterm 
10.  l^ebruar  1844  der  Verkaufs-  and  Kanfsvertrag  zwischen 
dem  Baumeister  Metz  und  dem  Verordneten -CoUegium  in 
Vertretimg  tier  I.andschaft  sowohl,  als  auch  unterm  ji.  Mai 
desselben  Jahres  der  Vertrag  zwiüchen  dem  Verordneten* 
CoUegium  Mamens  der  Landschaft  und  dem  Muiidatariate 
Namens  des  Industrie-  und  (rewerbevereins  abgeschlossen 
und  damit  diesem  Ictzercn  das  Benützungsrecht  des  TOti 
den  Ständen  um  20.000  fl.  erkauften  Hauses,  jedoch  mit 
Vorbehalt  des  ständischen  Kigenthumsrechies,  eingeräumt. 

Das  Mandatariat  sprach  hierauf  mit  Eingabe  vom  i.  De- 
cember  1844  seinen  innigen  Dank  für  die  so  gro.ssmüthige 
Unterstützung  aus  und  unterbreitete  einen  Ausweis  über 
die  seit  der  Gründung  des  hiesigen  Mandatariats  erfolgt*m 
Besuche  der  Zeichnung>töchule  und  des  LeselocaloA  nebst 
der  Zahl  der  ausgeliehenen  Bucher. 
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Uie  Muniticenz  dur  Stände  btjächränkti:  ücb  inde^^s  nicht 
auf  das  hitisi^  Alandatariat. 

Schon  im  Jänner  1843  hatte  sich  das  Mandatariat 
zu  Steyr  mit  der  Bitte  um  Unterstüttungf  an  die  Stände 
jjeivendet,  damit  in  l-inz  sowohl,  als  vonEÜglich  in  Steyr 
«in  mwijfnetes  Kocal  erhalten  werden  könne. 

•*■  Die  Antwort  hierauf  war,  daas  die  Stände  mit  di;m 
beschlosjienen  Ankaufe  eines  Hauses  nicht  die  Absicht 
hatten,  dem  hiesigen  Mandatariate  eine  besondere  Unter- 
stützung zxi  tfewähren .  sondern  zu  bewirken,  dass  durch 
Uebemahme  dieser  dringenden  Ausgabe  die  Gesammt- 
einkünfte  der  obdcrennsi sehen  Vereinsabtheilung  unge- 
schwächt zu  den  anderweitigen  Zwecken  des  Vereins  ver* 
wendet  werden  können  und  daher  die  bewHIUgte  Summ«  in 
eben  dem  1  trade  dem  Mandatariate  in  Steyr,  wie  jenem  in 
I.inz  zustatten  komme. 

Im  Jahre  184^  wurde  das  Ansuchen  erneuert  und  die  1 
Bitte  tun  ein  Ueldgeschenk  von  300  fl.  jährlich  für  die 
1  )au«r  von  in  Jahr«n  zur  l-'Örderung  seiner  Zwenke  g-e- 
steUt,  weil  ein  eigenes  Local  zur  Erlangung  einer  höheren 
technischen  Ausbildung  für  den  Irewerbestand  in  Steyr, 
dessen  Urzengnissf?  früher  einen  höchst  bedeutenden  Aus- 
fuhrsartikel gebildet  haben,  ein  unerlässliches  Bedürfnis  sei, 

I>ie  hierüber  Qinv*7nommune  Delegation  des  inneröster*  ^  «■  <*'•  »•«*■ 
reichischen  Industrievereins  hat  die  (iesuchsgründe  des 
Mandatariat«  als  wahr  und  berück  sich  tigungswürd  ig  dar- 
gestellt und  die  Stande  dadurch  vermocht,  da^s  sie  in  der 
lAndtagsversammlung  am  16.  September  1844  nicht  nur 
in  die  Bitte  elngiengen  und  es  dem  Mandatariate  freistellten, 
statt  des  lojährigen  Beitrags  per  300  fl.  den  ganzen  Capi- 
talsbetrag  per  jooo  fl.  sogleich  zur  Verfügung  zu  erhalten, 
sondern  auch  aus  der  weiteren  Bitte  der  .Stadt  Steyr  um 
Verwendung  /.ur  Bewilligung  der  nachgesuchten  Kröffnung 
eines  U.  Jahrganges  der  IV.  Classe  der  Haupcschule  Anlass 
nahmeny  dieselbe  zu  unterstützen  und  zugleich  Sr.  Majestät 
vorzustellen,  dass  die  dermal  bestehenden  Unterrichts- An- 
stalten durchgängig  zu  wenig  für  den  (iewerbs&tand  vor- 
bereiten und  die  Zwecke  des  Vereins  am  mächtigsten  ge- 
fördert würden,  wenn  die  Wirksamkeit  der  Realschulen 
erhöht  und  die  Zahl  derselben  vermehrt  würde. 

Hierauf  erfolgte  unterm  28.  Jänner  1S45  die  allerhöchste 
(renehmigung  der  dem   Mandatariate  zu  Steyr  bewilligten 
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UnterstütJinnjj  per  3000  fl.;  hinuichcHch  der  weiteren  Bemer- 
kunjfen  aber  weifen  L*nzulänj^lichk«it  der  Unterrichts- An- 
stalten für  die  gugfnnwärtig'i;!!  Kedürtni.s.'H:  dur  Induülrie 
und  der  damit  verknüpften  iliitu  um  die  aUerhöchste  Ver- 
fi^ung-,  dass  auf  die  tüchtijfe  Vorhildung^  zum  trewerbe- 
stand  bei  den  UnterrichtsanstaltKn  Rücksicht  j^enoninien 
w«rdo,  ist  der  Reyfieninjf  die  entsprechende  triedigunj^  im 
Wege  der  Studien -Hofcommission  zu)^esichert  worden. 

Diese  neuerliche  MunlHccnz  der  Stünde,  wofür  das  Man- 
datariat  ku  .Steyr,  die  Uelepation  da.s«lbst  und  die  l>ir«c- 
tion  2U  Graz  ihren  l>ank  aussprachen,  wurde  von  dieser 
letzteren  für  das  Mandalariat  zu  Ried  in  An^p^uch  K*^- 
nomnien,  und  die  Stande,  in  Wurdt>fun;f  der  liarg^uHleUten 
Verhältninse,  bewilligen  auch  diesem  Mandatariate  in  der 
Landta^verAammlun^  am  15.  September  1)^45  eine  Unter- 
Stützung"  von  .'000  (i.,  worüber  unterm  20.  December  des- 
selben Jahres  die  aUerhÖchste  Genehmi>funvr  ertolgie. 

I>ie  im  Jahre  tH\y  zu  Linz  stattgebaht»*  I ndustrie- Att&- 
stellung  ImjI  (ieleg^enheit  »ur  Hebung  denselben  aus  den 
Mitteln  des  JJuoiebticalfonde^  niiljiuwirkeii,  wubei  nahezu 
700  ft.  zu  diesem  Zwecke  verwendet  wurden. 

Von  nit:ht  un\vesentlit:hem  Belanijre  sind  die  zur  ehe? 
maligeii  ständischen  Ingenieur-  und  Zt;iohnungsschule  ye- 
hÖrigen  Zeichnungen,  Kupferatiche,  Messinätrumente,  Schul- 
requisiten und  liücher,  welche  nu  Anfanif  des  Jahre*»  1^48 
der  Delei^tinn  des  Industrie-  und  (ie  werbe  Vereins  nüt  dum 
Vorbehalte  des  ständischen  Kig'enth  ums  rechtes  tut  Be- 
nützung für  die  Industrieschule  übergeben  worden  sind. 

Nicht  lauge  sollte  der  Industrie-  und  Ire  werbe  verein 
im:I5esitze  deb  ihm  zur  UL-nüCitung  ülierlassenen  ständischen 
Gebäudes  bleiben. 

Eis  stellte  nämlith  der  Hürgermeister  der  Stadt  Linz 
mit  Hingabe  vom  17.  Mai  1851  den  Antrag: 

'  ^Ks  mochte  das  dem  Indus  tri  evereine  zur  Benützung 
überlassene  (lebäude  für  die  beantragte  Realschule  ge- 
widmet worden" 

und  die  Delegation  des  Industrie-  und  Gewerbevereins 
erklärte  sich  mit  Eingabe  vom  30,  Mai  bereit: 

«das  Gebäude  unter  Hetlingungen  für  den  Zwtjck  der 
Realschule  zu  räumen.'' 

L>as  vereinigte  I.a.ndescoUegium  bewilligte  in  der  Sitjeun^ 
am  o.  Juni  lüsi    die  unentgeltliche  Ueberlassung  des  Ge- 
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bäudns  an  dio  boantra^tn  Realschule,  sowie  die  U«bcr- 
nahme  der  Adapttruni^^koBten  auf  den  Domesticalfond  und 
|dün  Ankauf  einer  UrundparceUe  behufs  der  ErweiterunK's- 
bauten  für  die  Oberrenlschulo  geg"en  seinerzeitige  Zins- 
zahl unj^r. 

Xfw  Auspfleichunj»-  über  die  von  der  Ueletfation  des 
Industrie  Vereins  grtsttsllten  ilfdin^un^'en  wurde  der  Dele- 
g-ation  und  der  Stadt^meinde  überla^iscn,  mit  Ausnahme 
der  Beding^ung  li. : 

pdass  bei  dem  Bau  der  Oberreal»chule  darauf  RücJc- 
sicht  genommen  werde,  doss  dem  Vereine  in  dem  neuen 
Gebäude  die  nöthigon  I.ocaliiäten  £ur  Disposition  gcMellt 
werden,"  darum  der  Verein  ansuchen  könne,  wenn  der 
Bau  der  Überrealschule  zur  Verhandlung  kommen  wird. 

Da.  nach  dora  die  Anträge  genehmigenden  Krlasse  des 
Ministers  für  Cultus  und  Unterricht  vom  12.  August  1851 
die  Unterkunft  der  su  errichtenden  Realschule  suhon  im 
nächMan  Schuljahre  1852  erwartet  wurde,  so  bandelte  e» 
sich  um  die  Räumung  des  tiebäudes  von  Seite  des  Industrie- 
verein»,  welclie  auch  atultgefundun  hatte  und  worauf  am 
8.  November  1851  die  Uebergabe  des  Hauüet»  an  den  (ie- 
m^nderath  der  Stadt  I.inz  erfolgte. 

Der  Industrie  verein  fand  Unterk  uoft  im  Pri  vatfhauite 
Nr.  416  deä  J<»äf  Hartmayr,  wofür  ein  Jabreszins  voti 
780  fl.  bezahlt  wurde.  

Mit  Itingabe  vom  27.  Urtcember  1K52  stellte  der  ge- 
dachte Verein  das  Ersuchen,  bei  dem  Erweiterungsbau  de» 
Röalschulgebäudes  Vorsorge  für  die  Horstellung  jener  I.o- 
calitäten  in  treffen,  welche  die  Hedürrni.s.se  des  Vereins 
erheischen. 

Diesem  Ansuchen    konnte   nicht  entsprochen   werden, 
weil  der  Erweiterungsbau  nur  die  Unterbringung  d*_'r  Real 
schule  bezweckte    und  das  EandescoUegiutn  auch  erklärte, 
die  thunlichste  Schonung  der  Kräfte  des  Doraesticalfonde-i 
nicht  ausseracht  lassen  zu  können. 

Die  Zinssteigerung  für  die  Vereinslocalitäten  von 
780  fl.  auf  880  fl.  und  das  Verlangen  des  Hauseigenthümers 
wegen  Erneuerung  des  Vertrags  veranlasste  die  Sladt- 
gemeinde  T.in/.  mit  Hingabe  vom  14.  Mai  1853  die  Anfrage  '  '■  »-  'wi. 
zu  stellen,  bis  zu  welchem  Zeitpunkte  die  liauherstellungen 
2ur  Unterbringung  des  Industrievereins  voraussichtlich  voll- 
endet sein  düriten,  worauf  vom  I.andescollegium  erwidert 
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wurde,  dnss  diu  Einleitungen  zur  Ermittlung  einer  andur- 
weitig-en  UntRrlirinjfuni^  des  Vereins  in  Verhandlunij  Strien. 

Die  diesfalls  j^'^lHichzniiijf  auch  bozüg'lich  des  Museums 
Krancisco-Carolin  um  in  Anru^uni;  ^ebrachtrm  Bauführunj^n 
sollten  im  Jahre  1854  zur  Entscheidung  kommen. 

Es  wurde  nämlich  beantragt: 

^für  »len  Industrie-  und  (tf^w-erboverein  in  dem  hinter 
dem  ständischen  Tlieatergebäude  beAndlichen  grotwen  I  iofe 
ein  dem  Btidürfnissn  dies«s  Vt;r«ins  zusagendes  neues  (xe- 
bäude  auf  Kosten  des  Üomusticalfondes.  soluild  us  dessen 
Kräfte  gfestatten,  um  den  beanschlagten  Betrag  von  30,683  fl. 
zu  errichten." 

Dieser  Antrag  kam  jedoch  nicht  xur  .Vusführung",  weil 
das  Projcct  wegen  Mangel  des  nöthigen  Baufondes  nicht 
hätte  zustande  kommen  können,  wesshalb  auch  da»  Ein- 
schreiten vom  3  1.  Juni  1854  der  voraussichtlich  erfolglosen 
höheren  Vorlage  nicht  unterzogen  wurde.  ' 

Was  den  Mietzins  für  den  im  Hause  des  Josef  Hart- 
niayr  untergebrachten  Industrieverein  betrifft,  welchen  auf 
trrund  dos  zwischen  ilem  I.andescoUegium  und  <i«m  It«^ 
meinderathe  I.inz  am  6.  Juni  1851  getroffenen  Ueber«in- 
kommeiis  der  Domesticalfond  zu  leisten  hatte,  so  belief 
sich  derselbe  für  die  Zeit  von  Michaeli  1Ä51  bis  Georgi  1857 
auf  1640  ü.  und  wurde  laut  des  am  30.  Mai  1H37  mit  Josof 
[  lartmayr  geschlossenen  Contracls  von  ireurgi  1857  an 
mit  KSo  H.  C.  M.  nachhin  924  fl.  Ö.  W.  unmittelbar  von  der 
I.andschaftscasBc  an  den  Hauseigen thümer  entrichtet. 

Die  von  dem  Vereine  eingebrachte  Petition  um  Ueber- 
nahme  der  Zinserhöhung  von  76  fl.  gab  der  n^^uen  Ijtndes- 
v(;rtretung  Anlass,  in  der  Sitzung  am  12.  April  186-1  Ktatt 
des  bisherigen  Mietzinsbei träges  per  024  fl.  eine  Sub- 
vention von  1000  fl.  zu  bewilligen  imd  dieselb«^  in  dor 
Sitzung  am  21.  .\pril  1WÜ4  als  eint;  freiwillige  und  wider- 
rufliche zu  erklären. 
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Im  Jahre  ■'1764.,  soliin  2»vet  Jahre  vor  Krttchtur^  der 
hiertändi>»'en  Ackerbau ^resellschaft  wurde  Ihrer  Majestät 
der  Kaiserin  Maria  Theresia  von  ffinftm  gewissen  Philipp 
l|?na/  rrossiny»^r  ein  Vortschla^  tmt  Kmporhring'iing^  der 
Bienen/uchl  unterbreitet. 

■Öie  darüber  um  ihr  Gutachten  l>elra|?ien  Stände  be-  o.  i». ». 
«rhlnssen  jedoch,  vorderhand  kf'ine  Aeussorung'  abzu- 
geben und  eine  wiederholte  AufforJijrunt*'  alizuwarten,  zu- 
mal ohnehin  fast  jeder  J.andmann  bei  einer  (günstigen  I-ag*J 
seinf*r  llestuung"  mit  diesem  rulturzweijfe  sich  beschäftig-e 
and  seihen  jjehörijj  pllejfe. 

Im  Jahre  1773  kam  dieser  (ie^enstand  neuerdings  zur 
Sprache. 

Vcranlassuntf  liiezu  ]Lfab  ein  vt>m  Anton  Jantst;ha, 
k.  k.  öffentlicher  i, ehrer  der  Hienenzuchl  zu  Wien,  schon 
im  Jahre  1773  verfaRsterl^ntwurf  zur  Krrichtunjf  einer  Bienen-  1  c.  j  nv  y 
ffeaellsohaft,  7U  d<;reit  l''tirderunvf  dnr  Srhnt/.  der  trx- 
hereo^n  Christine,  vermählten  Her/üjjin  zu  Sachsen  T eschen, 
erbeten  wurde.  ' 

I'Jar  Nichtzustandttkommeu  I>ewo[f  den  Verfasser,  die- 
sen Lntwuri'  Ihrer  Majestät  selbst  zu  unterbreiten,  welch« 
in  Würdig-unif  der  vom  Professor  Jantschn  seit  dem 
Jahre  1770  erzielten  Resultate  mit  dem  Hescripte  vom 
i«i,  Jänner  1773  dii;  Kandeshauptmannschaft  aufforderte,  u  c.  1.  Nr.  j. 
iMdiufs  der  iMnporbrinyuiiy"  der  Hienenzucht  ernstliche 
Schritte  zu  thun  und  zu  diesem  Zwecke  den  Kntwurf  des  1.  c  n,.  ». 
Jantscha  sowohl,  als  auch  die  Uetrachtungen  hierüber  mit     1.  <■.  Nr. «. 
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BcUlejiwff.  der  i.a]i<.UvinM:}iaftsi{esülUchal't  und.  ^mver 
nehn»'-n  der  Rreishauptltiute  j^roaau  ku  prüff.'t»  ün4  binnen 
länfjsiens  ,^  XKm.'tt^n  »-in  wohU'rwrH^''*"'ii*-'N  i  riif.'i<'1n''ri  zti  '-r- 
sUtten. 

tr,  w.  j.  Was   von   Seite    iler  diesfailH  uinv«rnommenen    I^nd- 

wirtschaflsß'ese II schall  berathen  und  beM^hlossftn  wuni«, 
t, «.  y».  )-.).  lässt  sich  nicht  nachweisen;  dto  im  Lamlosarchive  vor- 
hamlenen  wenig-en  Actenstücke  sind  Meinung-en  und  Vür- 
Hchläg'e,  iheils  für  di<;  (irüii<lun^  einur  Uientinyiisellschaft 
und  deren  Vereinig-unjj  mit  jener  der  1 -and Wirtschaft,  theiU 
gef^en  diese  Gründung,  t^Ei  /die  Bienenzucht  bierUmds 
keineswejjs  sosehr  vemachlässijjt  sei,  als  vermuthet  werde 
und  der  Landmanri  iii^ht  dui'cfi  frei^Ui,  sondern  durch 
vor  Augen  liegende  Beispiele  für  diesen  Cultur^weig  em- 
pfänglich gemacht  werden  könne. 

Diese  verschiedenen  Ansichten,  sowie  die  Hindernisse» 
welche  als  die  Hienenzuchl  hummend  vorgebracht  wunlun, 
bieten  dem  Sachverständigen  manchem  Interessante  und 
geben  zugleich  Aufschlüsse  über  die  damalige,  durch  Vor- 
urtheÜK  ni>c:h  befangene  Anschauungsweise. 

Vorerwähnte»  Hruuhätücken  liegen  noch  pwei  Druck- 
werke bei:  „(rrundsätze  über  Bienenzucht'^  vom  Doctor 
ivortum  und  Riem  s  «physikalisch- ökonomische  Bit^nen- 
Bibliothek",  sowie  ein  im  Jahre  1779  der  Ack^'baugesell- 
schaft  zur  Aeussorung  zugestelltes  Majestätsgesuch  des 
k.  k.  Bienenzuchts-Praktikanten  Kohringer.  worin  derselbe 
um  die  Verleihung  der  im  Lande  ob  der  linns  offen  werden- 
den Stelle  eines  Bienenlehrers  bittet. 

Ob  eine  solche  Stelle  hierlands  wirklich  bestandtm 
habe,  dürfte  aus  den  Acten  der  vurmaligen  l^andeshaupt- 
manuschaft  zu  ersehen  sein,  woselbst  auch  jene  Verhand- 
lungen sich  vorfinden  werden,  die  im  Jahre  177.?  wogen 
ÜTÜndung  einer  Bienengesidlschaft  geptlogen  worden  sind. 

Ueber  Rtjhringers  (xesuch  wurde  von  der  Landwirt- 
schaftsgusellschaft  erwidert,  das»,  nachdem  der  für  die 
I.,andwirtschaftMgeseUschaft  gewidmete  Jahre-sbeitrag  per 
500  fl.  künftig  in  don  Josuiteufond  zu  Hiessen  habe,  die 
(Tesellschaft  sich  ausser  Stande  beilüde,  dun  Ruhringer  als 
hiurländigen  Biencnlohrer  anzustellen. 
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Im  Jahre  1796  wurdti  mit  Kejfienmff.'^note  vom  ly.  F*e- u. ».  ».Nr.oo;. 
bruar  ein  tfcwL'^ser  Heinrich  Wissmann,  wolchor  schon  ira 
Miinat  Jänner  dessßlben  Jalvrefi  zur  Hestellunif  d»%s  Lein- 
samens oincn  VunichusH  von  joo  fl.  aus  dem  Domestical- 
ion«le  erhii-'lt.  dun  Ständen  als  ein  Mann  empfohlon,  der 
mit  s»-inen  kennmissen  und  l-rfahnint^n  in  Ansohimg  der 
Hanf-  .und  iKlachncultur  durch  Unterrichtsertheilung  vor- 
/üj^Hch  dem  I.andmanne  ^rtÄ^o  Vorthcile  vi:rschaifen  könnte. 

r>as  Verordnüten-CoIIe>cium,  welchos  sich  durch  i\e- 
Htchli^njif  dtss  von  WisHmann  mit  Vorwiss«n  und  Zustim- 
uiUng  der  l.andus|ir^Nidtums  hier  errichteten  Spinnschulu 
vt>n  seiner  {TeM:liii:kIiehkeit  in  ilieHum  Fache  überzeugt 
halte  und  /.ujfleich  erkannte»  dass  die  ständische  Instruction 
o*  ihm  KUf  Pflicht  maah&y  Kur  Verbesserung-  der  ].addes- 
cultur,  zumal  dieses  bisher  ziemlich  unvoUkommi-nen  und 
d<H:h  HO  wesentlichen  i^weij^es  mit  allen  Kräften  mitzu- 
wirkeUf  glaubte  jedoch  während  dor  damaligen  Kriegfl- 
epoche  mit  einem  ICinschreiten  höchstenorts  wenig  erwirken 
zu  können  und  erlaubte  sich,  die  Regierung  aufmerksam 
zu  Diactaen,  dass  der  erwähnte  Wls&mann  vielleicht  zur  Be- 
kleidung der  nochimmer  erledigton  ManutactursCommissärs- 
-steUe  geeignet  wäre,  wobei  daim  das  Verordnoten-Collegium 
nicht  an^itehen  würde,  wegen  Bewilligung  einer  jährlichen 
Remuneration  für  ihn  soinerzclt  bei  den  Ständen  sich  rM 
verwenden. 
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Null  im  Mrlbiin  Jahre  wmidrto  »ich  Wissmann  un- 
"rnfttclbar  an  üas  Verordnctcn-C'oll'j-iflutii  mit  der  Ritt«'  um 
oinen  Vorüchuss  von  450  fl.  zur  Fürts«;Lzuiij»  iles  Ijt'neiU 
bej^onnL-nua  praklischuii  Unterrichts  und  BciMThafTun^  de* 
zu  dun  Maschinoii  erforderlichen  trockenen  Uolaes. 

Die  Stände  bewilligten  joo  fl.,  jedoch  K^^ji^en  "Ruck- 
zahlung' des  früheren  Vorschusses  binnen  3  Monaten  und 
suchten  darüber  die  höchste  Genehmigung  nach. 

Bevor  diese  einlangte,  brhielt  Wissmann  in  Berück- 
sichtigung seiner  Dürftigkeit  den  nachgesuchten  Vorschuss 
in  Theilbeträgen  und  mit  St^hluss  vom  24.  October  1796 
wurde  ihm  dieser  Vorschuss  sowohl,  wie  der  frühere  als 
ein  (ieschcnk  mit  dem  Bt:deut^ni  belassen,  daxs  er  auf  eine 
weitere  Belohnung  keinen  Anspruch  mehr  /u  machen  habe. 

Nichtsdestoweniger  überreichte  Wissmann  im  Jahr« 
1797  eine  Kostenberechnung  im  Betrage  von  ijop  fl.  32  kr. 
mit  der  Bitte  um  Zahlungsanweisung. 

Obzwar  die  Stände  dem  Wissmann  keine  Zusichi^rung 
gegeben  hatten,  um  ihn  in  dieses  Land  zu  ziehen,  und  so- 
hin  nur  er  so  unklug  gehandelt  hatte,  eine  vielleicht  bessere 
Existenz  zu  verlassen,  so  verkannten  sie  doch  keineswegs 
seine  Verdienste  um  das  Kmporbringen  der  Flachscultur 
und  bewilligten  ihm,  ohne  in  eine  Beurtheilung  seiner 
Rechnung  einzugehen,  bis  zur  P.inlangung  der  allerhoch-sten 
Hntschliessung  wegen  dessen  Anstellung  als  Manufacturs- 
C'ommissär  1  Ö.  täglich  zu  seinem  Unterhalt,  wofür  er  v«r- 
pflichtet  wurde,  seine  praktischen  Versuche  im  l'lachsttnbau 
in  der  Gegend  um  Linz  fortzusetzen,  den  Unterricht  in  der 
Spinnschule  aber  einzustellen. 

Um  den  l<lachsanbau  hierlands  mehr  zu  verbreitnn, 
wurde  Huf  Rechnung  der  Stände  Rigaor  I.ein:i|imen  au.s 
Breslau  verschrieben,  der  Verschleiss  desselbi-n  gegen 
Verrechnung  dem  gräflich  .Starhembenf'schen  Hausmeister 
(■iTohe  überlassen  und  dies  mittelst  Avertissement  und  Cir* 
cular  an  sämmtliche  Donünicn  zu  jedermanns  Kenntnis  gO' 
bracht. 

Die  Nachfrag«  war  jedoch  äusserst  unbedeutend,  daher 
sich  das  Verordne ten^i'ollegi um  bewogen  fand,  Wissniann» 
Antrag  zum  Verschleiss  des  Leinsamens  anzunehmen  und 
dentsfibrii  unter  Vorsichtsmashregt:;In  von  dorn  aiL>i  lireslau 
um  den  Preis  von  392  fl.  erhaltenen  ift  Tonnen  (  l'onnen 
gugen  Verrechnung  zu  überlassen. 
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Der  Verkaufspreis  wiird»  damals  auf  36  kr.  für  jedes 
Massl  bostiraml  und  dem  Verschleisser  ein  Gewinn  per 
H  kr.  zuifesprochRn,  wodurch  die  ganze  mit  jHo  fi.  57  kr. 
ausLfelügte  Summe  wieder  hereingebracht  wurde. 

Indess  erfüljjfte  unterm  22.  Juni  171^7  die  allerhöchste 
Entschliessunjf ,  dass  e.s  zwar  nicht  correct  g"ewcsen  sei, 
ohne  eingeholte  Uewlligxing'  die  ang-ezeigten  Auslagen  zu 
machen,  dass  jedoch  in  Anbetracht  der  (^ten  Absicht  zur 
Kmpurbringung  der  für  das  I^nd  ob  der  Knns  so  wichtigen 
l'lachscullur  über  das  (jeschehene  hinausgegangen,  von 
einer  Anstellung  des  Wissmann  als  Manufacturs-Commissär 
aber  sowie  von  einer  ferneren  (reldverwendung  für  ihn 
es  abzukommen  habe. 

Wissmann,  obgleich  davon  verständigt,  erneuerte  den- 
nonh  bald  darauf  die  schon  früher  gestellte  Bitte  um  Aus- 
zahlung seines  Guthabens  per  13(12  il.  53  kr.,  erhielt  aber 
in  [Erwägung  seiner  misslichen  Umstände,  nebst  dem  für 
die  überlas.senen  Requisiten  der  Spinnschule  entfallenden 
Betrage  per  115  fl.  24  kr.  nur  die  Zusicherung  einer  Re- 
muneration, wenn  er  einen  zweckmässigen  ^(anipulalions• 
Unterricht  den  .Ständen  vorlegen  werde. 

Noch  im  seihen  Jahre  legte  Wissmann  dieses  Werk 
vor,  welches  der  Regierung  zur  Vornahme  der  Prüfung 
durch  Sachverständige  zugemittelt  wurde,  um  selbes  im 
I'alle  der  Verwendbarkeit  gemeinnützig  zu  machen,  und 
um  d«m  Verfasser  ilie  ihm  zugesicliertn  Remuneration  be- 
willigen zu  können. 

Jlald  darauf  erhielt  Wissmann  einen  Ruf  nach  Salz- 
burg und  bat,  um  nicht  als  Bettler  abreisen  zu  müssen, 
um  ein  Reisegeld  von  50  fl.  Es  wurde  ihm,  jedoch  als 
letzte  Abfertigung  und  mit  der  Erklärung  bewilligt,  dass 
CS  auch  von  der  Vorlage  seines  Werkes  abzukommen 
habe  und  es  ihm  freistehe,  dasselbe  wo  immer  aut  legen 
KM  lassen. 

Er  bat  zwar  nochmals  um  Prüfung  seines  Werkes,  um  i.  e.  uo?.  ii^b- 
Erfulglassuiig  setner  Requisiten  sowie  des  noch  vorräthlgen 
Eeinsamens  und,  um  leben  zu  können,  um  einen  Vorschuss; 
allein  er  wurde  zurückgewiesen  auf  Grund  der  aller- 
höchsten EntSchliessung  vom  22.  Juni  lyy",  um  ihm  die 
Hoffnung  zu  benehmen,  sich  auf  Kosten  der  Stände  fort- 
zubringen, ohne  einen  anderen  Nahrungszweig  ernstlich 
zu  suchen. 
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Uebrigens  wurde  das  im  Jahre  1799  einf^ebrachte  Ge- 
such um  Empfehlung'  seines  Werkes  und  Erwirkung  eines 
Privilegiums  unterstützend  einbegleitet,  womit  die  Daten 
über  Wissmann  und  dessen  Versuche  zur  Hebung  der 
Elachscultur  schliessen. 
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XLIU. 
SEIDECULTUR. 


D. 


O.  lo.  «. 
Nr.  9«3|. 


'er  um  die  Einführung  der  Seidecultur  im  I^nde  ob 
derRnns  vordiente  Hauptmann  Reisinjjer  halle  im  Jahre  1840 
um  die  Rewillijfunp  einer  auj^en])Iiclclichen  Unterstüt/ung 
und  e!m;.s  jährlichen  Beitrages  zum  Hehufe  der  Einführunjif 
der  Seidecultur  gebeten. 

Das  Verordneten-Colleg-iuro,  nach  §  43  der  ständischen 
Instruction  berufen,  die  Emporbnuf^ung  der  I-andescultur 
als  einen  der  wesentlichsten  Geg-enstände  seiner  Aufmerk- 
samkeit ra  betrachten^  und  die  Vortheilc  anerkennend, 
die  durch  Forderung  der  Seidecultur  dem  Lande  in  der 
Zukunft  erwachsen  würden,  ohne  die  Landwirtschaft  zu  be- 
einträchtig-en,  hat  die  Bitte  des  Hauptmanns  bei  den  Stän- 
den bestens  unterstüut  und  dieselben  vermocht,  dass  sie 
in  der  Landtagssitzung  am  15.  September  1840  dem  Bitt- 
stnller  zur  Refundirung  seiner  für  die  Hebung  der  Seide- 
cultur in  dieser  Provinz  gemachten  Vorauslagen  durch  con- 
trahirte  Darlehen  300  fl.  C.  M.,  dann  durch  5  Jahre  jährlich 
100  fl.  C.  M.  gegen  jedesmaliges  Einschreiten  und  legale 
Nachweisung  der  Fortschritte  seiner  Bemühungen  aus  dem 
Üomesticalfonde  bewilligten  und  darüber  die  allerhöchste 
Genehmigung  nachsuchten. 

Sie  erfolgte  mit  Entschliessung    vom    1.  Februar  1841  g  «o.  q.Nf.5;;. 
und  Hau]>tmann  Reising^er    erhielt    obige   300  fl.   sogleich; 
der  Jahresbeitrag    ^vurde   in    halbjährigen  Raten   zur   Be- 
hebung angewiesen. 

Im  Jahre  1 84 1  relationirte  Reisinger  über  die  gemachten  j.  «r.Nr.  3^. 
Fortschritte  und  bat  zur  Deckung  eines  Delicits  von  313  fl. 
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Cr.  lO.  9. 
Kr.  t^. 

I.  C.  Nr.  >|1- 


B.  ■/(.  in. 
Nr.  3t>pt. 


O.  in.  Q. 
Nr.  .7J. 


t  c.  Nr.  3i>.f. 

R  */s.  II. 
Nr.  «535. 

O.  la  9. 
Nr.  a$t. 

I.  c.  Nr.  KUX 

n.  v*.  i«. 

Nr.  IIb. 


O.   lO.  ^ 
Nr.   4JJ.  184& 


c.  ij.  n.  IS. 


I.  c,  14. 
Nr.  iitf  j. 

n.  *'«.  14. 

Nr.  fOM, 


20  kr.  um  Amicipations- Zahlung  von  200  fl.  für  die  Jahre 
1842  und  i8.|j,  die  aber  nur  mit  100  t).  für  die  beiden  Raten 
des  Jahres  1842  bewilligt  wurde. 

Kine  ähnliche  Uttlc  im  Jahre  1842  für  die  Jahre  1843, 
•1844  und  1845  wurde  üurückjjewiesen. 

Hierauf  stellte  Reisinger  noch  im  selben  Jahre  unter 
g-leichzeitiger  Relationirung  über  die  Seide-  und  Maulbi?er- 
baumcultur  eine  neuerliche  Bitte  um  Erhöhuny^  der  jähr- 
lichen Unterstützung  von  lou  auf  2(x)  11.,  deren  er  um  so 
bedürftiger  sei,  als  ihm  durch  Hlcmentar-Ereignisse  roo.ooo 
Stämmlinge  zugrunde  gegangen  seien. 

Das  Verordnete n-Collegi um  beantragte  und  die  Stande 
bewilligten  mit  JLandtagsäChluss  vom  19.  September  1842 
diese  Vermehrung  für  die  Jahre  1843,  1844  und  1845,  wo- 
rüber mit  allorhiichster  Entschliessung  vom  3.  Jänner  1843 
die  (xenelimigung  erfolgte. 

Die  guten  Kor tsch ritte  in  der  Zucht  der  Maulbeer- 
bäume erwarben  dem  Ilauptmanne  Reisinger  die  Zufrieden- 
heit der  Stände  und  noch  überdie.s  die  Aussicht  auf  Ab- 
nahme von  4ÜÜ  Exemplaren  seiner  Schrift  über  die  An- 
pflanzung der  Maulbeerbäume,  wozu  das  Verordnetcn- 
CoUegiuni  mit  l,andtagsschluss  vöm  18.  .September  1843 
ermächtigt  wurde,  wenn  die  (Tcmeinnützigkeit  die.ser  Schrift 
erkannt  sein  wird,  was  indes  nicht  der  Fall  war. 

Gleiche  Zufriedenheit  erwarb  sich  Reisinger  im  Jahre 
1844»  die  ihm  infolge  des  J^andtagsschlusses  vom   16.  .Sep 
tember  mit  dem  Bedeuten  zuerkannt  wurde,  dass  eine  Be- 
willigung  des    Unterstützung.sbetrages    für    weitere   Jahre 
von  der  nächsten  Relation  abhängen  werde. 

Diese  unterblieb  jedoch,  denn  Reisinger  starb  am 
ß.  Februar  1845,  nachdem  er  von  den  Ständen  für  sein« 
Bemühungen  zur  Kmporbringung  der  .Scidecultur  in  einem 
Zeiträume  von  5  Jahren  den  nicht  unbedeutenden  Bülrag 
von   1100  fl.  C.  M.  erhalten  hatte. 

Xach  Reisingers  Tode  traten  4  Bewerber  auf  {.Scola, 
Fischer,  Günther,  Himraelstützer),  welche  zur  Fortsetzung 
des  Soideculturbctriebes  die  Unterstüuung  der  Stände 
nachsuchten. 

Den  beiden  Officieren  Fischer  und  Günther  wurde  über 
Antrag  des  Verordneten -Collegiums  mit  I.andtagsschluMi 
vom  15.  September  1845  eine  jährliche  Unterstützung  von 
100  fl.  für  j  Jahre  bewilligt,  wenn   von  Seite  des  MiUlärs 
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kein  Anstand  obwalte  und  wenn  sie  die  Uebemahm«  der 
Reist nger*schcn  Anpflanzungen  logal  nAch^mviescn  haben 
worden. 

Da   wohl    da.s   erster«   geschehen   ist,   über  die   Auf- 
forderung zur  Nachweisung  der  Uebernahme  der  erwähnten  j,"''*'^ 
Anpflanzungen  aber  keine  F.rklarung  einlangte,    so   unl^r- 
blieh    das  Kinschreiten    um   Erwirkung    der   (Ttmehraigung 
und  dadxirch  die  ]Witragsleistung. 

Neuerdings  in  Anregung  kam  dieser  Gegenstand  nach 
Verlauf  eines  Decenniunis  im  Jahre  tH^b.  V.s  hatte  sich 
nämlich  ein  Comite  gebildet,  an  dessen  Spitze  Graf  von 
Barih-Barthenheim  stand,  um  mr  Korderung  der  Soide- 
culrur  in  Oberösterreich  einen  selbständigen  Verein  zu 
gründen  und  damit  eine  neue  Krwerbsquelle   zu    achaffen. 

Die  Bildung  dieses  Vereins  in  Ausführung  zu  bringen, 
bedurfte  das  Comit^  einer  nachhaltigen  pecuniärcn  Unter- 
stützung, die  von  demselben  im  Jänner  1856  bei  dem  ver- 
einigten I^ndescollegium  angesucht  wurde. 

Das  Kollegium  erwiderte  jedoch,  dem  Ansinnen  in  Er- 
manglung disponibler  (jelder  nicht  entsprechen  zu  können, 
dass  es  aber  keineswegs  die  schätzenswerten  Bestrebungen 
des  Comitf^  zur  Bildung  eines  Vereins  verkenne,  der, 
wenn  er  zustande  gekommen  sein  wird,  der  kräftigen  IJnter- 
btützung  des  Landescollcgiums  sich  erfreuen  dürfu. 

Daraufgestützt,  erneuerte  das  Comite  seine  Bitte  um  ic-Nr.5e«.i«s7- 
l InterStützung  und  wurde  dieselbe    über  verlangte   nähere 
Motivirung  mit  Kingabe  vom  15.  März  1H57,  unter  Berufung    l  t.  N».  -»w. 
auf  den  Erlass  vom  1.  Februar  1856  und  auf  die  mit  Ent- 
schliessung  vom  25.  Decenibcr   1856  bereits  erfolgte  aller- 
höchste  (icnchmigung    des    Vereins    abermals    wiederholt,   1  <   n>  m«. 
worauf  vom  I.andescollegium  am  21.  März  1K57  der  Vereins- 
direction    zur  Förderung   der  Seidecuttur   ein   Beitrag  von 
5<xj  fl.  bewilligt  und  derselbe  mit  dem  Ministerial-Krla.sse 
vom  26.  April  iS^y  jedoch  nur  als  eine  Unterstülzuug  ein   1.  •:■  Nr.  ^m. 
für  allemal  genehmigt  wurde. 

Dessenungeachtet  erneuerte  die  Veroinsdireclion  mit 
Eingabe  vom  31.  Mai  1858  ihre  Bitte  um  einen  weiteren  l.  c.  Nr.  aj»» 
Beitrag  und  begründete  dieselbe  mit  dem  Berichte  über 
die  zweite  ticnera! Versammlung  des  Vereins,  wodurch  sich 
das  I,andescülIegiuTn  bewogen  fand,  einen  abermaligen 
Beitrag  von  yto  fl.  zu  bewilligen,  der  mit  dem  Ministerial- 
Erlasse  vom  i.  September  1858  genehmigt  wurde.  1.  c.  Nr.  4745- 
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Die  erfreulichen  Fortschritte,  welche  der  Vtjrotn  zur 
ETnporbrin^uny  und  \^iirbr«itunj;  der  Seidecultur  {gemacht 
hiitte  und  sich  durch  dem  Tragmantel  bewährte,  der  aus 
oberobterreichischer  Rohseide ,  von  oberösterreichischen 
Gewerbslfiuten  anjyefertigt,  Sr.  kaiserlichen'  Hoheit  dem 
Kronprinzen  Krzherzojr  Rudolf  als  das  erste  Iirzeug-nis 
inländischen  Kleihses  in  diesem  CuUurzweige  g^ewidmel 
wurde,  bewogen  das  l^ndescoUefrium»  die  von  der  Vereins- 
direction  im  Februar  185g  (festellte  Mitte  um  weitere  Unter- 
stützung mit  Einschreiten  vom  13.  Februar  zu  bevonvorten, 
I.  c  Nr.  jii*.  die  auch  mit  dem  Ministerial-Erlasse  vom  12.  Juni  1^5«^ 
im  Betrage  von  500  fl.  g-enehniij^ft  wurde. 

Aehnliche  (»enehmig'ung'en  für  die  Jahre  1860  und  18O1 
erfolgten  mit  den  Mini^terial-Erlässen  vom  5.  Mai  1860  und 
18.  Februar  1861  im  jedesmaligen  Betrage  von  500  fl-  Ö.  W. 

Für  das  Jahr  iHöz  erfolgte  die  Bewilligung  von  Seite 
des  Landesausschusses  in  der  Sitrang  am  27,  F'ebruar  18Ö2, 
womit  die  Reihe  der  Bewilligungen  schloss,  da  dem  An- 
trage auf  Bewilligung  pro  1863  in  der  I-andtagssItzung 
^l^j^'    am  7.  Februar  dies&s  Jahres  keine  Folge  gegeben  wurde. 


U.   ICh  fB. 

Nr.  n». 
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XLIV. 
PFERDEZUCHT. 


Z- 


.  urEinfiihrung^  einer  guten  Pferdezucht  in  den  deutschen 
Krblanden  wurden  infolge  des  Rescriptes  vom  ij.  Aug^ust      ti.io.ij. 
1763   auch   für   da»  l^nd   ob   der   Enns   mit  landoshaupt- 
mannschaftlichem    Patent     vom    17.    September    desselben      (i.  i,*  j». 
Jahres  die  deshalb  aufgestellten  Massregeln  und  Ordnungen 
kundgejyeben  und   mit  Patent  vom  8.  Juni  18O4  jene  Be-       l  c.  j9. 
günstigungen  und  Vortheile  speciell   liezeichnet,    die  dem 
I^^ndmanne  dadurch  zukommen. 

Das  Rcscript  vom   12.  September  1788  enthält  weitere    ü.  .n.  •«. 
Begünstigungen,   welche    die  Benützung    der   vom    Aerar 
angekauften  Beschäler  erleichtern    und  allgemein   machen 
sollten. 

T>ie    im    Jahre    1763    zur    Verbesserung    der    Pferde-     g.  .<».  «1. 
zucht    aufgestellte  Direction   wurde  im  Jahre   1780  aufge- 
hoben und  die  1-eitung  dieser  Landes-Angelegenheit   nach 
der  diesfalls  abgegel>enen  Vorschrift  vom  4.  März  1780  der 
I^ndeshauptmunnschaft  übertragen.  o.  lo.  m^. 

Diese   ersuchte    infolge    allerhöchsten  Befehls  mit  In- 
äinuat  vom   i.  November  1781  um  Auskunft^  ob  kein  stän- 
discher Fond  vorhanden  sei,  der  zur  PÖrderung  der  Pferde-      i  <:.  hö. 
zucht    verwendet    werden    könnte.     Die    Erklärung^    dass 
keiner  bestehe,  wurde  zur  Nachricht  genommen. 

Allein   schon    im  Jahre  1785,  suhin  zu  einer  Zeit,  wo 
es  kein  Verordneten- Collogiuni    gab   und  die  Stände  nur 
durch   zwei  Ücputirte   bei    der  Landesregierung    vertreten 
waren,   wurde  allerhöchst  beschlossen,   dass   die  I*rämien      Leu*. 
für  die  3  schönsten  Ifengste  des  ].,andes  ob  und  unter  der 
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Enns,  jede  zu  50  Ducacen,  nach  dem  Vorschlagfe,  von  beiden 
Ländern  alternativ   aus   dem  ständischen   Domesticalfond« 
hestritten  Wßrden  können,  wenn  die  Rejji'irunjy  nicht  ntwa" 
mit  der  ^eit  einen  schicklichen  Fond  ausfindig  zu  machen 
vertnaR. 

So  wurde  auch  mit  Regierungs-Insinuat  vom  4.  Februar 
1736  die  durch  Elementar- Ereignisse  verursachte  Mehr-Aus- 
laj^e  für  Unterljrinjfunij  tier  Beschäler  infolg'e  allerhöchsten 
Hcschluhbes  auf  den  nümt;slicalfond  überwicben,  da  die 
(.ie:>tütanstaU  zum  Besten  des  Landen  jifereiche  und  mit  dem 
Mofdecret  vom  2$.  November  1786  von  den  Ständen  eine 
Erklärung'  ahv«rlaniL^t,  üb  und  mit  welchen  Modalitäten  sie 
einen  Fond  zum  jährlichen  Ankaufe  besserer  Stuten  für. 
den  Eandmann  zu  verwenden  gedächten. 

Diese  Aufforderung,  im  Jahre  17S7  erneuert,  scheint 
unbeantwortet  geblieben  zu  sein,  wie  denn  überhaupt  durch 
längere  ileit  über  diese  Angelegenheit  keine  Verhandlungen 
vorliegen. 

Erst  im  Jahre  iSoi  theilte  der  damalige  Regierunjfs-' 
Präsident  Ciraf  von  Auersperg  einen  Vorschlag  mit,  die 
von  ihm  in  Niederosterreich  mit  gutem  Erfulge  eingeführte 
Landespferdezucht  auch  hierlandft  Hinzuführen,  und  ersuchte 
die  Stände,  zur  l-"(lrderung  der  so  gemeinnützigen  Anstalt 
nach  Kräften  mitzuwirken. 

Die  zur  Beschleunigung  dieser  Sache  auf  den  28.  No- 
vember iSoi  einberufenen,  zu  IJnz  befindlichen  Stände- 
mitglieder erklärten  sich  in  Anerkennung  der  dem  Lande 
zugehenden  grossen  Vortheile  und  zwar  zur  Buischatfung 
der  Muttersluten  und  zur  Bestreitung  der  Xinse  für  »Juar- 
tiere  und  Stallungen  zu  einem  jährlichen  Beitrage  von 
2000  fl.j  dann  zur  ersten  Hftrstellung  der  Stallungen 
zum  sügleichen  Erlag  von  zoo  fl.  und  endlich  zur  Aus- 
zahlung der  seinerzeit  einzuführenden  jährhchen  t>  Prämien 
von  180  Ducaten,  worüber  mit  HofKresolutlon  vom  6.  Jänner 
V  e.  Nf.  jw>.  i8oj  die  allerhöchste  (renehmigung  erfolgte  und  der  Jahres- 
beitrag per  200Ü  fl.,  vom  i.  Ecbruar  i$o2  augefaugen,  in 
(Juartalsraten,  der  auf  die  erste  Herstellung  der  Stallungen 
bewilligte  Betrag  per  zog  6.  aber  sogleich  für  das  k.  k. 
Be4>chäl-  und  Remontirungs-Conunando  angewiesen  wurde. 

Obwohl  nun  der  tirwähnte  Jahresbeitrag  auch  für  die 
zur  Unterbringung  der  Pferde  nöthigen  Stallungen  gewid- 
met   war,   buchte   dennoch  das  Militär-Obcrcommaudo  im 
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Jahre  ifio^  die  Stände  zu  bewegen,  in  den  Beschälstationen     %,'*'Jl' 
die  Aufilaji^cn   auf  Stallung-en    für   di«   Heschälzeit  im    Be- 
trage von  mindestens  Si6  fl.  jährlich  zu  übernehmen. 

Dieses  Ansinnen  \vurde  mit  Rnrufunjaf  auf  den  stän- 
dischen Schluss  vom  28.  November  i8ai  zurückg-ewiesen, 
zuj^leich  aber,  damit  das  Geschäft  nicht  leide,  die  Ver- 
legung der  Pferde  nach  dem  Schlaf  kreuze  r  als  der  einzige 
Allsweg  in  Vorschlag  gebracht. 

Auf  gleiche  Weise  wurde  auch  die  angestrebte  L'eher- 
nahme  der  Auslagen  für  Adaptlrung  der  Kaserne  zu  Schär- 
Uing  behufs  der  Unterbringung  der  Beschäler  ausser  der 
Boschälzeit  abgelohnt. 

Hierauf  erfolgte  das  HofkanzleidecTet  vom  15.  October 
1804  und  die  Regierung  ersuchte  aufgrund  desselben  um  ■  *^- **■*'•  <^« 
Anweisung  der  Stall-Keparationskosien  aus  den  für  andere 
vom  Lande  zu  bestreitende  Militär-Rrfordernisse  exscindirten 
Geldern,  da  von  dem  Stalleigenthümer  wohl  nicht  ge- 
fordert werden  kann,  dass  er  für  den  Dünger  das  Streu- 
stroh beiäcliaffen,  seinen  Stall  hergeben  und  nebslbei  die 
Keparatursk Osten  bestreiten  soll. 

Die  darüber  geführten  Verhandlungen ,  aus  welchen 
klar  hervorgeht,  dass  das  jährliche  PauschalH  per  2000  fl. 
für  alle  erforderlichen  Auslagen ,  als  wozu  sie  auch  be- 
stimmt waren,  zumal  bei  der  ohnehin  geringen  Zahl  der 
Beschäler  vollkommen  zugereicht  hätte,  wenn  es  von  dem 
Beschäldtjpartemcnt  nicht  grösstonthrils  zu  anderen  Zwecken, 
zur  Miete  eines  Meierhofes,  einer  Hutweid«  u.  s.  w.  ver- 
wendet worden  wäre,  hatten  das  Hofkanzleidecret  vom 
16.  Juli  1805  zur  Folge,  welches  bestinnnlc,  dass  die  t.  cSr.  «b«. 
.Stallreparaturen  in  den  Stationen,  wo  die  Beschäler 
während  der  Belegzeit  stehen,  von  den  (femeitiden  oder 
Hausiiigenthümern  gegen  Bezahlung  des  .Schlaf kreuzen» 
für  die  Mannschaft  und  Ueberlassung  des  Düngers,  und 
jene  in  den  Standquartieren  von  dem  Beschäldepartement, 
dagegen  aber  die  ersten  Herstellungen  der  Stallungen  in 
neuen  Stationen  nach  dein  liofkanzleidecrete  vom  15.  Oc- 
tober 1804  aus  der  l.andschaftscasse  zu  bestreiten  seien, 
wobei  denn  nichts  anderes  erübrigte,  als  diese  letztere  Aus- 
lage auf  die  I .andschaftscasse  zu  übernehmen,  die  Regie- 
rung aber  gleichzeitig  zu  erinnern,  nicht  innner  neue  Sta- 
tionen zu  wählen,  sowie,  dass  in  den  schon  bestehenden 
die  vorfallenden  Reparaturen  von  dem  Beschäldepartement 
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Nr,  aiio, 


c^a«.  Nr.jis«, 


I.  c  Nr.  i«^ 

II.  I.  «a. 

Nr.  4|te). 


C.  II.  jj. 
Nr,  JJ7J. 


t  t  Nf.  Jt«. 
1*11. 


I.  c.  3,. 

Nr.  jM.7. 

Lc  jfc. 
Ni.  SOoo. 


Nr.  jq7».  I»U. 


udur  von  den  Gemeindun  bestrittt^n  wurden ,  indeui  mcIi 
derlei  Au.sla>(un  dur  ohnehin  yanz  erschöpften  l.aud:>ch£ifis- 
cassn  nicht  aufbürden  lai^scn. 

Im  Jahre  i  Hob  hatte  die  erste  Vertheilunj^  der  Prämien 
stattgefunden  und  zwar  iur  die  Jahre  1805  und  1806  im 
Gesanimtbetraj^e  von  ^bo  Üucaten.  suhin  für  ein  Jahr 
180  Üucaicn. 

Die  Prämien  wurden  von  den  Ständen  im  Jahre  iik>8 
nach  dem  Wunsche  desllofkriejr^srathcs  auf  jährlich  300  Du- 
caten  erhöht  und  die^e  Erhöhung    aUerhüclu>t  genehmigt. 

In  dieser  Weise  verblieb  es  sowohl  hins-ichtlich  der 
Prämien,  als  auch  in  Ansehung*  des  jährlichen  Paubchati&s 
bis  zum  Jahre  1K09,  wo  während  der  feindlichen  Besitz- 
nahme des  Landes  keine  Beschäler  daselbst  gehalten  und  so 
auch  keine  Prämien  verlheilt  werden  konnten. 

Nichtsdestoweniger  stellte  die  Regierung  im  Jahre  i^iu 
da.s  Ansuchen  um  Nachzahlung  des  jährlichen  Pau^tchalu», 
vom  Februar  1809  angefangen,  sowie  um  fernere  Erfolg^- 
lassung  desselben. 

Die  Nachzahlung  bis  zum  Jänner  1810  wurde  zwar 
von  den  .Ständen  bewilligt,  das  Pauschale  aber  aus  Anlass 
der  (Gebietsabtretung  für  die  Zukunft  auf  1500  t).,  bowie 
der  Beitrag  für  Prämien  auf  hk>  Ducaten  gemindert, 
worüber  in  Ansehung  der  Prämien  mit  tlem  Hofdecrete 
vom  17.  April  1811  die  Genehmigung  erfolgte,  binsiclit- 
lich  des  geminderten  Pauschales  aber  der  Regierung  auf- 
getragen wurde,  mit  dem  Militär-Obercommandu  eine  Aus- 
gleichung zu  treffen,  welch  letzteres  sich  auch  mit  der 
Herabsetzung  xufrieden  stellte,  jedoch  den  Rntrag  mit 
Rücksicht  auf  das  l'inanzpatent  fünffach  in  Bankozetteln 
zu  erhalten  wünschte. 

Dies  wurde  abgelehnt  und  ebenso  eine  weitere  Uitte 
vom  Jahre  181 2  wegen  fernerer  Bezahlung  der  ursprüng- 
lichen 3000  fl.  in  W.  W.:  allein  beides  war  überflüäisig, 
indem  mit  dem  Hofkanzleid ecrete  vom  22.  Üctober  1S12 
anbefohlen  wurde,  dass  vom  Jahre  181  j  an  alle  für  die 
Beschälanstalten  erforderitchen  Auslagen  für  die  Provinzen 
nach  dem  Sleuergulden  umzulegen  und  sohin  alle  ZalUungen 
aus  der  ständischen  Ca&se  ein/.ustpllen  seien. 

Darunter  waren  nicht  begriffen  die  Prämien,  deren 
Bezahlung  im  Betrage  von  100  Ducaten  und  zwar  im  Goldo 
nach  wie  vor  aus  dem  Domes ticalfon de  xu  geschehen  hatte. 
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Nach  WiedererwerbuQjy  iliir  abjfetretenen  Provinrtheile, 
ein.schlit'Mülich  des  Hurzo^thuins  Salzburg*,  wurd«^:  ntil  dum 
llofkanüleidecrete  vom  23.  Octobor  1817  die  Nothwendi^^- 
keit  einer  Zurück führung"  iler  Prämien  auf  den  ursprüng'- 
lichon  Helrag'  vun  200  Ducaten  anerkannt  und  auf  Grund 
dessen  von  der  Kei^fiprung'  di«  Aruss<:ruiig  abvi^rlaiiyt, 
welcher  BL-lrai^  von  Suilc  der  Stande  billig'  überuuniitieii 
worden  konnte. 

Das  Verordneten-ColleEiuni  erklärt«  sich  bereit,  jenen 
Betrag  zu  übemehniun ,  welcher  nach  dem  in  jedem  der 
Provinztheile  bestehenden  Pferdestaud  auf  den  dermal  der 
standischen  Verfassunj?  einverleibten  alten  Provinztheile 
entfällt,  dass  aber  der  auf  die  übriyfen  Provin/.en  entfallende 
Betra^f  umbomehr  aus  einem  anderen  Fonde  bestritten 
werden  müsse^  als  die  Stände  auf  die  wiedererworbenen 
Provinztheilft  wetler  einen  Einfluss  zu  nehmen  haben,  noch 
von  ihnen  einen  Vortheil  g-eniessen. 

Hierauf  erfolgte  die  Hofkanzlci-Entschltessung  vom 
j».  Jänner  i8ig  mit  der  Bestimmung,  dass  vom  Jahre  i8ji  n'^I' 
an  die  Vertheilung  auch  auf  den  Hausruck-  und  Innkreis 
auszudehnen  und  der  Salzburger  Kreis  insofern  eiiizu- 
■beziehen  sei,  aU  eine  Concurren/.  von  Abstämmlingen  der 
Aerarial- Beschäler  derzeit  noch  möglich  sei. 

Die  Prämitin  wurden  auf  276  r)ucaten  erhöht,  wovon 
di«  auf  dun  \[ühl-  und  Traunkrels^  dann  auf  die  Hälfte 
des  Hau:iruckkruises  entfallenden  108  Ducatcn  von  den 
Ständen,  die  übrigen  iö8  von  dem  Cameralärar  bis  zu 
jenem  Zeitpunkte  zu  beslreiten  seien,  wo  die  ^viodererwor- 
benen  Provinztheüe  und  Salzburg  eine  ständische  Ver- 
fassung erhalten,  oder  der  obderennsi sehen  Landschaft 
einverleibt  sein  werden. 

Im  Jahre  i8äi  entspann  sich  sowohl  in  Ansehung  der  i.  c  rj.  Nr.  7. 
Vertheilungs-Modalität  der  Prämien  in  der  .Station  Vöckla- 
bruck,  wo  von  dem  ständischen  Antheile  keine  Bewohner 
des  alten  Hausruckkreiscs  betheilt  wurden,  als  auch  hinsicht- 
lich der  von  der  Regierung  allein  erlassenen  Kundmachung 
des  Vertheilungsresultates  eine  Verhandlung,  die  durch 
die  von  Seite  des  Verordneten- Collegiums  gleichfalls  ver- 
fügte derlei  Kundmachung  ihre  Erledigung  fand. 

Eine  ähnliche  Verhandlung  hinsichtlich  des  Stationen- 
wechsels ont.spann   sich   auch    im  Jahre  1825    und  ebenso  i-  <;■  '*•  St.  7«;. 
im  Jahre  1826  in  Ansehung  der  von  der  Regierung  aber- 
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.»1.14.  '•"*^  ipi^Ijj  verfugten  Kundmachung,  worüber  das  Verordneten- 
Collcgium  wiederhult  Kinsprache  führte  und  in  Beant- 
wortunjf  der  RetficrunKr^^zuschrift  cntK'eR'nete,  dass  die 
Stände  nicht  durch  blosse  fickanntmachung'  der  Prämien- 
vertheilunij,  sondern  durch  die  wirkliche  Elrfolglassung  der 
Prämien  aus  dem  I)ome!^tic-aI^on<^e  zur  r*'mporbriniJfung'  der 
inländischen  Pferdezucht  mitwirken,  und  selben  daher  aus 
dicäcm  Grunde  wie  bisher,  so  auch  fernerhin  die  Bekannt- 
machung* der  aus  der  ständischen  Casse  betheilten  Indi- 
viduen zustehe. 

Indess  wurde  vom  Jahre  182g  angefangen  infolge  aller- 

1.07.  Nr.  iwv  *'^'^^*^*^'*  Enlschliessung  vom  4.  Jänner  1828  mit  dem  Hof- 
kanzleidecrete  vom  5.  März  1829  eine  neue  Modalität  der 
Prämienvertheilung  provisorisch  auf  3  Jahre  eingetührt  und 
dadurch  der  die  ständische  Casse  treffende  Antheil  von 
108  auf  103  Ducaten  gemindert. 

iv.tvh»iOf*pu-         L)er  diesfalls  in  Druck  gelegte  Instructionsentwurf  ent- 

luwi"  1*  iT'oj.  *iält  im  §  7  die  Bestimmung,  das«  über  alle  preiswürdigen 
If  erde  Consignationen  zu  verfassen  und  die!»e  in  die  öffent- 
lichen Blätter  durch  die  Kreisämter  einzuschalten  seien, 
daher  auch  seit  dem  Jahre  1830  die  Kundmachungen  von 
Seite  des  Verordneten -Collegiums  aufgehört  hatten. 

Um  sich  die  Ueberzeugung  zu  verschaffen,  ob  durch 
die  Aerarial- Beschälanstalt  den  Bedürfnissen  der  Pferde- 
zucht vollkommen  (renüge  geschehe,  ob  sich  das  Bedürfnis 
ausspreche,  nebstbei  Privaibeschäler  bestehen  zu  lassen, 
ob  es  nothwendig  oder  gerathen  sei,  dieselben  mehr  KU 
begünstigen  und  ob  die  seit  dem  Jahre  1829  provisorisch 
in  Wirksamkeit  befindliche  Instruction  über  die  Verthei- 
lung  der  Prämien  ohne  Beeinträchtigung  der  Pferdezucht 
gehandhabt  werde,  wurde  auch  das  Verordneten-Collegtnm 

Lc«»  Nr.  tss;.  infolge  des  Hofkanzleidecrets  vom  9.  März  t8j8  um  Be- 
kanntgabe seiner  Ansichten  über  diesen  Gegenstand  er- 
sucht, welches  sich  dahin  erklärte: 

dass  die  Pferdezucht  durch  die  Aerarial- Beschälanstalt 
immer  mehr  zugenommen  habe,  jedoch  RJne  Vermehrung 
iler  Aerarial-IWschäler  höchst  nolhwendig  wäre, 

dass    die    bestehenden    Xormen    gehandhabt    werden 
und  Modific^tionen  tlcrsrlben    oder  Abweichungen  hievon 
in  keiner  Hinsicht  nuthwendig  seien,  da  ohnehin  kein  /.waag 
auferlegt  werde  und  es  nicht  rathsam  wäre,  die  l^erdexucht' 
ohne     Pür^orge     von    Seite     der     StaAt&verwaltung     den 


a  11.  19. 

Nr.  HI7I.  lÄj». 
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Nr,  »)j6. 
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Privaten  m  überlassen,  das»  es  aber  zur  Aufmunt«runjf  der 
Privaten  xweckmassii^er  scheine,  wi:nn  sowohl  für  voll- 
kommen taugliche  PrtvaLhe.schäler,  als  für  derlei  davon 
erzeujfte  I-üllon  l'rämien  zuerkannt  würden. 

Noch  ehe  diese  Aeusserung-  an  die  Regierung  gelangte, 
wurde  infolge  allerhnchsier  Kntschliessung  vom  27  Mai 
1830  mit  dem  Hofkanxleidecrete  vom  13.  Juli  1838  die 
bisher  provisorisch  in  Wirksamkeit  g-ewesene  Instruction 
vom  Jahre  tüzu  mit  einigen  Modificationcn  als  bleibende 
Norm  bestätigt  und  mit  Regierungs-Insinuat  vom  15.  August 
1838  mit  dem  Beisätze  den  Ständen  mitgetheilt,  dass  die 
Verrechnung  der  Präniiengeldcr  in  Zukunft  durch  die 
Kreisämter  zu  geschehen  habe  und  »ohin  die  Beschäl- 
departements-Commandanten  davon  enthoben  werden. 

Da  nach  dieser  neuen  Vorschrift  jeder  mit  von  Aerarial- 
Üeschälcrn  abstammenden  l'üllen  zum  ConcurseKrscheinende 
einen  gedruckten,  von  dem  Unterofficier  der  Beschälstation 
ausgefertigten  lielegzettel  mitzubringen  hatte,  so  wurde 
das  Verordneten -CoUegiuin  infolge  des  Hofkanzleidccrets 
vom  3.  Jänner  1839  um  die  Uebernahme  dec  Auslag-en  für 
deren  Drucklegung  angegangen  und  dieselbe  bewilligt. 

Der  von  dem  hiesigen  Beschäl  -  Postocommando  im 
Jahre  183^  gestellte  Antrag  wegen  Aufstellung  einer  Cum- '  r  ^o.  Nr  4». 
Tni&sion  zur  Untersuchung  der  I*rivatbeschäier  wurde  von 
Seite  des  Vcrordneten-Collegiunis  als  nicht  nothwendig  er- 
klärt, tlagegen  aber  im  Jahre  1845  über  Auffurderung  so-  ' 
wohl  die  Vermehrung  der  Anzahl  der  Beschäler  bei  bereits 
bestehenden  Beschälstationen,  als  auch  die  Krrichtung^  von 
neuen  Stationen   als   ein    wahres   Bedürfnis  nachgewiesen. 

Die  auf  Grund  der  allerhöchsten  KntsL:liHessuny  vom 
27.  Jänner  1857  für  das  Jahr  1858  beschlossene  Krmässi- 
t^'ung  der  zur  Forderung  der  Pferdezucht  bestimmten 
IVämien  nahm  auch  auf  die  aus  dem  Domosticalfonde  bis- 
her jährlich  bezahlten  103  Ducaten  Einfluss,  welche  Aus- 
lage als  nicht  hinlänglich  gerechtfertigt,  mit  Stalthai terei- 
notu  vom  y.  l*cl)ruar  i8.i8  im  Laufe  dieses  Jahres  mit  dem 
Bemerken  sistirt  wurde,  über  die  künftige  Verwendung 
dieses  verfügbaren  Betrages  im  Interesse  der  Landescultur 
ein  wohlerwogenes  (Tutachlen  zu  erstatten. 

Dieses  wurde  mit  Note  vom  8.  März  1858  erstattet  und   1.  r.  Xr.  u««. 
darin   nachgewiesen,    dass  eine  anderweitige  Verwendung 
des  reservirton    Betrages    zum    Zwecke    der    I  -andescuUur 


Nf.  *t»i. 
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nicht  angezeigft  erscheinen  dürfte,  indem  zur  Förderung 
dieses  Culturzweiges  von  Seite  des  ]!)omesticalfondes  die 
zu  den  übrigen  nothwendigen  Auslagen  dieses  Fondes 
gewiss  verhältnismässig  grosse  Summe  von  jährlich  4800  6. 
in  Anspruch  genommen  werde. 
Nr.'jo«^  ^^^^  ^®"^  Ministerial-Krlasse  vom  2.  Mai  1858  erfolgte 

die  definitive  Auflassung  dieses  Prämienbeitrages  und  die 
Enthebung  des  Domesticalfondes  von  der  ferneren  Leistung 
desselben. 


XLV. 


EPFRRDARZNEIK'UNDE.  HUFBESCHLAGS- 
-  ANSTALT. 

Ochon  mit  allerhöchster  Kntschliessung  vom  5.  Jänner 
1781  wurde  ausjjesprochen,  wie  es  noth  thue,  dass  die  j.  vj.  «■  n*'.  » 
Länder  mit  tüchtigen,  in  der  TTiierarznuikunde  erfahrenen 
Aer^tcn  verschen  werden  und  demnach  anbefohlen,  einen 
junjf'-n  Arzt  nach  Wien  zu  senden,  um  ihn  in  der  dortijafen 
Thierarzneischule,  worin  meist  Schmiede,  Viehhirten  und 
tiergleichen,  eines  systematischen  Unterrichtes  nicht  fahif^e 
Leute  sich  geübt  haben,  unter  der  Leitung  des  Professors 
Wollstein  ausbilden  zu  lassen. 

Hiezu    bedurfte    dieser  Arzt   eines   Unterhalts   für  die 
r>auer    des    I.ehrcurses     und    das    darum    ersuchte    Ver- 
ordneten-CoUegium    erklärte  sich    nebst  der  Reisekosten-     1  c  n».  ». 
Vergütung  zu  einem  jährlichen  Beitrage  von  20U  fl. 

Der  zu  diesem  Zwecke  nach  Wien  bestimmte  Ur.  Huber  1  "^  Nr.  j. 
verblieb  indess  nur  zu  kurze  Zeit  daselbst,  um  vollständig 
ausgebildet  zu  werden,  daher  er  auch  bloss  befähigt  erklärt 
wurde,  das  Erlernte  anderen  mitzuthcilen  und  bei  entstan- 
denen Viehkrankheiten  zu  interveniren ,  nicht  aber  als 
Professor  zu  gelten,  als  welche  nur  jene  gelten  sollen,  die 
den  ganzen  Lehrcurs  zu  Wien  vollendet  haben  und  vom 
Professor  Wollstein  das  Certificat  beibringen. 

Ein  weiteres  landeshauptmann schaftliches  Insinuat  \'om 
14.  December    1781,    mit   welchem    ein  Exemplar  des   von     1.  c  Nr.  4. 
dem  envähnttin  Professor  verfassten  Lehrbuches  über  Vieh- 
krankhcitcn  nebst  Unterricht  für  die  Schmiede  in  Ansehung 
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der  Pferde  mil>;etlieilt  und  zugleich  »in  Verzeichnis  all«" 
Juindschaftsphysiicer  und  Chiruri^on  ]>oliufs  der  nctlicilunjj 
derselben  mit  dem  jfcdachien  l-chrbuche  iibverUiUKt  wurde, 
enthält  die  BBstimmung*,  dasH  bei  Anstellungen  ru  den 
Lehrämtuni  sowohl,  als  auch  äu  den  I.andi»chafb>physikatcii 
zunächst  jene  herücksichtijft  worden,  die  auf  dun  mudi- 
cinischcn  hacultäten  den  jjanzen  Lehrcurs  der  lliierarznei- 
kunde  mit  Erfol};  vollendet  haben,  um  auf  diese  Weise 
aller  Orten  auch  in  der  Thierarzneikunde  erfahrene  Aerzi« 
und  Wundär/te  r.u  bekommen. 

Im  Jahre  1787  wurde  dlo  Regierunjcf  mit  dem  Hof- 
decrete  vom  26.  Noveml)er  angfewiesen,  über  die  Anstel- 
lung- eines  Lehrer»  der  'J'hierorzneikunde,  wenn  ein  solcher 
nöthig  ist,  einen  besonderen  Bericht  zu  ersuttun. 

Ueber  den  Verlauf  hierüber  ist  aus  den  ständischen 
Acten  nichts  ersichtlich.  Erst  im  Jahre  1804  geschieht  von 
dieser  Angelegenheit  wieder  eine  Erwähnung,  vcranla*^t 
durch  Ignaz  Schan^l,  welcher,  nachdem  er  von  der  Re- 
gierung die  IJewilligung  zur  lirtheilung  des  Unterrichts 
in  der  l*ferdarzneikunde  erhalten  hatte,  bei  dem  Ver- 
j.  f.  I.  Nr.  lai.  ordneten-CoUegium  einen  fixen  (iehalt  nachsuchte,  um  den 
Unterricht  unentgeltlich  erlheilen  zu  können. 

Xach  der  von  der  Regierung  anerkannten  Xüt/.lichkcil 
bewilligten  die  Stände  mit  Schluss  vom  11.  April  1804 
und  mit  Vorbehalt  der  allerhöchsten  Genehmigung  die  Kr- 
richtunji  einer  eigentlichen  Pferdarzneischule  in  lAnz,  die 
Erbauung  der  Hufschmiede  oder  liesch lagbrücke  und  einer] 
.Stailung  für  kranke  Pferde,  dann  die  Anstellung  des  Igna2 
Schanxl  zum  Lehrer  der  lliierarzneikunde  für  Mufschmieih^ 
vorläufig  mit  einer  Gebür  vou  1  fl.  täglich  und  mit  der 
Zusicherung  einer  jährlichen  Besoldung  von  400  ft.,  wenn 
er  sich  mich  Jahre-sfrist  über  seine  Verwendung  und  Be- 
lahigung  ausgewiesen  haben  wird. 

Der  Antrag  zur  Erbauung  der  Schmiede  nächst  der 
Reitschule  wurde  jedoch  nicht  gutg^iheissen  und  .Schanzl 
angewiesen,  einen  .uideren  Platz  in  Vorschlag  zu  bringen. 
Ebenso  wurden  zwei  andere  Anträge  (das  Krcuzwirtslocale 
und  Bergersche  Ereihaus  betreffend)  wegen  der  noch 
nicht  enheilten  Genehmigung  zurückgewiesen. 

Diese  erfolgte  untemt  ty.  Uctuber  1S04,  worauf  der 
von  der  HofVatuIei  sehr  tauglich  befundene  Ignaz.  Scltanzl 
als  standischer  Lehrer   der  Pfordarznel künde    provisorii^h 
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an^'csiellt  und  demselben  uinstweiten  bis  zur  1  lersiellunf? 
d**s  InjvtitutH  nebst  der  i  Mjhür  von  i  fl.  täg^Hch  -die  Mie- 
tung doi  R<>si!nau<;r'st'hi!n.SL-hiffsladls  in  Urfahr  zur  Unter- j 
brinK^nfir  der  kranken  l'ferde  sfeg-en  jährlichen  Zins  von 
30  fl.,  dann  die  Mietunjf  eines  Theilcä  des  Schiitz'schen 
Hauses  und  (iartens  zur  Lehranstalt  und  F.rrichtunjif  einer 
llMM:hlajihriii:kf  ynj^t-n  jiihrlichfin  Zins  vnn  150  (1.  liHwilligt 
und  dem  Bauamtc  die  Hcrstellun>{^  dies<;r  üesch  lag  brücke 
auffifotrajfen  wunie. 

Nach  Vfirlauf  ein*!s  Jahres  erhielt  SchanzI  infolge  der 
von  der  Regierung-  bestätigten  entsprtschenden  Verwendung 
sein  AnsteUungsdccret  als  wirkUchiir  ständischer  J.ehrer 
fl.T  l*ferdarzneikunde  mit  dem  itehalto  von  400  fl. 

lieber  stjin  Wirken  als  Lehrer  und  die  Vorkommnisse 
in  der  Schule  wird  als  wesentlich  hervürgehoben: 

dass  SchanzI   im  Jahre    i8o.s   an^^cwiesen  wurde,  über       '•  *■■  "" 
den  Fortgang-  seiner  Lehrlinge  Monatsausweise  vorzulegen, 

dasa   sich    derselbe    im  Jahre    1806    über    das    eigen- 1.  c.  i&  Nr.  j6«s. 
mächtige  Freisprachen  der  Schmiede  von  Seite  der  Domi- 
nien bei  der  Regierung  beschwert  habe, 

dass  2a  den  jährlich  vorgenommenen  I'rüfungen  von 
Seite  des  Verardnelen-("ollegiums  tler  ständische  bereiter 
und  von  Seite  der  Regierung  der  ThJerar/L  Knörlein  ab- 
geordnet wurden, 

dass   mit  (ieorgi   1K07    die  Lehranstalt  in  das  Zimmer- 1.  r  »a.  Nr.  n«^- 
mann'sche  }Hau.s  in  der  Herrengasse  übertTiigen  wurde, 

dass  sich  im  selben  Jahre  aus  Anlass  der  von  SchanzI 
verweigerten  Vorlage  der  Rapporte  zwischen  der  Regie- 
rung und  dem  Verordnetcn-Collegium  eine  Differenz  ent- 
spann und  das  letztere  im  Rechte  zu  sein  erklärte,  von 
einem  von  den  Ständen  angestellten  und  I>esoldeten  Lehrer 
wohl  ohne  Anstand  Rapporte  abverlangen  zu  können,  wie 
dies  auch  bei  den  übrigen  ständischen  I-ehrem   geschieht, 

dass  zur  Beheizung  des  I^hrzimmers  für  jeden  Winter- 
curs  (1  Klafter  Hrennhülz  bewilligt  wurden, 

dass  im  Jahre  1S07,  da  das  Üimmermann'sche  Haus 
nicht  geeignet  war,  der  sogenannte  Seidlhof  zur  Unter- 
bringung der  .Schule  beantragt,  dieser  Hof,  eigentlich  das 
Wirtschaftsgebäude,  nach  mehrmaligen  Erhebungen  an- 
fänglich gegen  Bestreitung  der  Herhaltungskosten  und 
Zinszahlung,  späterhin  um  den  Retrag  van  5000  fl.  zum 
Kauf    angeboten,    \on    den   Standtm    jedoch    wegen   den.  •:.  507  »»o». 

S t a  u (•  r •■ ,    Kiilirnii-tiili-ii.  2; 
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auf  19.500  fl,  veranschlagten  Iicrstellun>:räauäUg'<^n  darauf 
nicht  einycjfunifen,  sonilRrn  vielmehr  von  ihnim  die  Riltit 
(^stellt  wurde,  diese  Auslag-on,  wenn  schon  die  Herslellunjf 
eines  eigenen  Gebäudes  in  l.inz  nothwendij;  sein  soUtti-, 
entweder  auf  das  Aerar  zu  übernehmen,  oder  2ur  Untur- 
brinjfung"  der  Ajistalt  ein  aufjjfelassenes  Stifts^reljäudo 
(fjarsten,  (ileink)  xu  widmen,  oder  aber,  was  noch  vor- 
thcilhafter  wäre,  diese  Anstalt  mit  der  salzobcrämtlich^n 
SchifTszug^sregie  zu  Lambach  zu  vcreinigfcn, 

^  ^lli'  "**  ^^*"*  ®^  selbst  nach  dem  Einrathen  der  Regierung  von 

dem  Kaufe  sein  Abkommen    erhielt   und    die   langwierige 

Verhandlung    infolge    der    persönlichen  Intervenirung  des 

°*jj|'*^''  Rejfierungspräsidenten   mit   einer    6jährigen  Pachtung   des 

IC  tj,».  I«.  iHofl.  Seidlhofes  von  Seite  der  Stände  endigte,  welche  nebsl  der 
Bestreitung  der  Adaptirungsauälagen  pr.  1379  Ü.  £ur  iCahlung 
des  Jahrcspachtes  pr.  37.^  fl.  sich  verbindlich  machten, 

J.  5- jo- Nr.  104.  dass  über  eine  im  Jahre  1S08  vom  Lehrer  SchanzI  ge- 
stellte ßitte  nm  frehalts Vermehrung,  dann  Aufnahme  eine.'« 
Adjuncten,  eines  Schmied gi;s*;llün  und  Hausknechtes,  ^owic 
um  Vergütung  der  zur  Anatomie  gckaulten  l*ferde,  mit 
LcNr.  ia$3.  dorn  Hofkanzleidecrete  vom  30.  Man  1808  nur  die  Auf- 
nahme uines  Hausknechtes  mit  munalUch  15  fl.  ex  dorne- 
sticü  bewilligt  wurdu  und  hinsichtlich  der  zur  Anatomie 
verwendeten  I^ferde  Lehrer  SchanzI  für  jedes  derselben 
10  fl.,  sohin  für  jo  Pferde  300  fl.  Fjitschadigung  erhielt, 
die  auch  später  je  nach  der  JCahl  der  Pferde  geleistet 
wurde,  endlich 

dass  infolge  des  .Studienhofcommi^sions-Decretes  vom 
r. t].N>..^i«  i«.  Octobor  181 1  ausdrücklich  angeordnet  ^vll^tle,  deuts, 
nachdem  Ignaz  Schan/l  als  Schmiedgeielle  nur  die  Pford- 
arzncikunst  sich  eigen  gemacht  habe  und  in  Linz  keine 
Thierarznei-,  j>ondem  nur  eine  Pferdarznei  schule  für  Huf- 
schmiede errichtet  wurde,  derselbe  auch  nur  Lehrer  der 
Pferd«xzneikunst,  die  Schule  aber  Pferdarzneischule  für 
Hufschmiede  genannt  werden  solle. 

Lc«a.  Ni.  II««.  Im  Jahre   1812  wurde  SchanzI  wegen  des  Verbrechens 

der  öffentlichen  Crewaltthätigkuit  zu  viurmonatlicher  Kerker- 
strafe verurtheilt  und  dessen  Gehalt  eingezogen. 

Nichtsdestoweniger     verblieb     derselbe     infolge     des 
X».  1*16.  Studi«nhofcümmission.vl>ecrt;l«s    vom    20.   März    iSij    bei 
der  Lehranstalt,  an  der  sogar  dessen    ungeprüfter    .Sohn 
Johann  .SchanzI  durch  längere  Zeit  Unterricht  ertheilte. 
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I.  c.  Nf.  J«i. 
1814. 


Nicht  SchanzU  Gewaltthätig^keiten  allein,  weshalb  Her- 
selbe abt^eurtheilt  wurde,  sondern  auch  andere  VBrg^ehun«en 
hatten  indess  das  VerordneienCollegium  bewogen,  über 
die  dem  Schanzl  fur  l-ast  gelegten  Betrügereien  und  Er- 
pressungen Rewei»ti  •zu  liefern  und  aus  dem  Resultate 
dieser  l'>hebungen  zeigte  sich  seine  Uminirdigkeit^  noch 
länger  Lehrer  zu  sein. 

Die  darüber  geführte  Untersuchung,  wahrend  weichere  n.  1*.  iBij- 
Zeii  SchanzI  noch   immer  als  Lehrer  tungirte,  hatte  seine  j^^  ^,L.'ia,» 
abermalige  Verunheilung  zu  rttägigem  Kerker  und  Suspen- 
dirung  vom  l-ehramte  und  Irehalte,  sowie  die  provisorische 
rienifung  des  Professors  derOckonomic,  Ur.Schuk  zur  Kolge. 

[ndess  hatte  schon  früher  Protomedicus  L>r.  lluber  den 
("ontract  hinsichtlich  der  auf  seinem  Seidlhofe  boHndiichen    "^'^g''' 
Pfurdarzneischule  gekündigt. 

Es  entstand  ständischeraeits  der  Antrag  zur  Vereini- 
gung dieser  .\nstalt  mit  joner  der  Landwirtschaft  und  deren 
Unterbringung  im  Muslerhufe,  worüber  die  Regierung,  da 
auch  Professor  Schuk  sich  dafür  aussprach,  in  Ans*ihung 
der  Unterbringung  ihre  Zustimmung  gab,  hinsichtlich  der 
Ernennung  des  Professors  Schuk  aber  die  Entscheidung 
über  SchanzI  abzuwarten  erklärte. 

Diese  erfolgte  mit  dem  Studienhofcommissions-Decrete 
vom  ^.  März  lü^^.  SchanzI  wurde  entlassen  und  zugleich 
noch  vor  Besetzung  seiner  Stelle  das  Gutachten  abverlangt, 
ob  es  räthlich  wäre,  die  Lehriinsta.lt  für  Curschmiedo  in 
Linz  beizubehalten,  oder  ob  sie  aufzuheben  und  im  ersteren 
Kalle^  wie  und  auf  wessen  Kosten  dieselbe  zweckmässig 
zu  organisiren  sei. 

Die  Stände  erklärten  sich  hierauf  für  den  Fortbestantl 
dieser  Anstalt,  jedoch  unter  der  Leitung  der  Staats-Ver- 
waltung, wozu  sie  bereit  wären,  mit  Vorbehalt  des  Vor- 
schlagsrechtes zu  dem  erledigten  J.ehramte  einen  Jahres- 
beitrag  von    lOfK)   fl.   aus  dem   Duniestiralfonde  zu  leisten. 

Da  es  der  Hofkanzlci  auffiel,  warum  die  Stände,  die 
doch  bisher  alle  Auslagen  bestritten  hatten,  sich  gegen- 
wärtig nur  zu  einem  Beitrage  von  rooo  fi.  herbeilassen 
wollten  und  da  auch  die  beantragte  Unterbringung  der 
.Schule  im  Musterhof  nicnt  angenommen  wurde,  so  sah 
sich  das  Verordneten- CoUegium  unter  Vorlage  des  abver- 
langten Ausweises  über  alle  bisher  ex  domestico  be- 
strittenen Auslagen  zu  erklären  veranlasst: 

17  • 
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Nr.«j7.'rft4.  ridass,  wenn  das  Lehramt  auf  eino  Art,  wie  es  in  Wien 

besieht^  hier  «rrichtet  wenißn  sollte,  hiem  nicht  nnr  oin 
eigenes  Haus  saninU  f frunilstückcn  irrfonlitrlich  Mtin  wünir. 
sondern  auch  dem  Lohrer  ein  unjLjleich  höherer  (iehalt 
gv^Bben  werden  müsste,  um  dio  Hufschmiodg-eBcUßn  vor 
Rrpressunpfen  dos  Lehrers  zu  schützen,  woru  aber  Aus- 
lagen erforderlich  sninn,  der*'n  UestrRitunijf  niif  •^irb  zu 
nehmen  der  Domesiicairond  unvermögend  wäre.'" 
LtytKMr.ijii.  Hierüber    orioljifte    unterm    30.  April    i8iü    die   aller- 

höchste  Kntschliessung: 

dass  die  Stelle  eines  Curschmtedes  für  Oesterreich  ob 
der  Enns  auf  Kosten  der  Stände  nach  der  ursprünglich 
bestehenden  Kinleitunvi'  zu  besetzen  sei ,  die  IiiIdun>fK- 
anstalt  für  Curschmiede  aber  indessen  auf  sich  zu  beruhen 
habe. 

Der  auf  (rrund  dieser  allerhöchsten  lintschliessunjy  von 
den  Ständen  zum  Curschmied  vorgeschIav;cne  Adalben 
Prohaska  wurde  mit  dem  Studienhof  com  missions-Decreie 
vom  35.  October  i*li6  als  solcher  ernannt  und  mit  dem 
Besoldung-sanweisunj^s-Decrete  zuj»"!eich  beauftrajjt,  weg'nn 
Errichtung"  der  Bc  seh  lagbrücke  ein  passendes  Locale  in 
Vorschlag  zu  bringen. 

Schmiede  und  Rh  seh  lag  brücke  befanden  sich  incless 
noch  immer  im  Seidlliofe,  woselbst,  obwohl  der  l'achl- 
vertrag  mit  Ende  Jänner  1814  erloschen  war,  Professor 
Schuk  bis  Knde  October  1814  den  Unterricht  ortheÜte, 
der  von  dieser  Zeit  an  aufluJrte.  Die  Räumung  de*  HofoÄ 
orfolgto  aber  erst  im  Jänner  1817  und  Frotomedicus  Doctor 
Huber  erhielt  für  diese  Zeit  und  einige  Herstellung»»- Aus- 
lagen 1156  fl.  15  kr. 
'5"  l'Zs  handelte  sich  nun  um  ein  neuen  Locale.  dessen 
Auffindung  t»chwer  hielt,  weil  es  entweder  nicht  passend 
oder  zu  hoch  im  Preise  war. 
Li. rt1.Nr.414».  Im  December     1817    beschwerten    sich    mehrere   Huf* 

-schmiedgesellen,  dass  ihnen  Curschmied  Prohaska  den  prak- 
tischen Unterricht  nicht  ertheilcn  könne,  weil  ihm  noch 
keine  Schmiede  zugewiesen  sei. 

Da  [*rohaska  über  den  HuH^eschlag  keine  Vorlesungen 
halten,  sondern  die  Schmiede  nur  praktisch  unterrichten 
durfte  vind  selbst  dieser  Unterricht  ohne  .SchmieUe  und 
Heschhigbrücke  pra^ktisch  nicht  ertheilt  werden  künnte,  dio 
HersteUung  der  erwähnten  Lutalitäten  aber  zu  ko.stspi«lig 


l.  r.  Nr    itty.. 
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1819. 


!»ein   würde,    so    sah   sich   das  VerordnetenColIegium    zur 
Bitte  veranlasst: 

diiss  entweder  uinc  förmliche  Lehranstalt,  wie  sie  ehe- 
vor  bestand,  wieder  errichtet  werde,  oder  dass  es  von  der 
nur  halben,  sowohl  der  Landschaft  als  den  Schmiedgesellen 
unnütze  Kosten  vorursachcndon  Anstalt  wieder  abkomme 
und  dadurch  di«  fruchtlos»^  Auslag-e  für  Besoldunfj  des 
Lehrers  Prohaska  erspart  werde. 

Diese  Vorstellung-  Iplieh  ohno  I-lrfoJ^r  und  Prohoska  er- 
hielt die  Weisunur  zur  Ausfindijfmachunjjf  eines  passenden 
Locales,  dessen  Adaptirunj;  sich  auf  398  (  fl.  55  kr,  belaufen  '' ''  .j^Ji^*"^ 
hätte,  durch  den  Krlass  der  StudiKn-Hi>fcommission  vom 
21.  Auifust  i8i"y  aber  übt'rflussij?  wurde,  indem  es  bei  der 
Einstellunj?  des  praktischen  Unterrichtes  auch  von  der 
Hrbauung  einer  Heschlaj?brücke  sein  Abkommen  erhielt 
und  zufileich  den  Ständen  überlassen  blieb,  ob  sie  dem 
Prohaska  die  hesol'lung  pr.  400  fl.  bezahlen  wollen  oder 
nicht. 

Das  \Vrordneien-C!oIleijium  hat  Anlass  gfenommt^n,  um 
Enthebung^  des  Dornest icalfondes  von  dieser  Auslage  ein- 
zuschreiten und  dieses  Einschreiten  in  den  Jahren  1820 
und  1Ä21  dreimal  erneuert. 

Hierauf  errolffle  unterm  y.  Mai    1K21    die   allerhöchste  1. >.  jo. Nr.  .-t^ 
Hntächeidung*: 

dass  dem  Curschmied  Prohaska  der  (iehalt  von  jähr- 
lich 400  fl.  aus  dem  Domesticalfonde  solang"e  zu  verab- 
folgen sei,  als  er  die  Verrichtungen  eines  lindes- Cur- 
schmiedes  zu  besorgen  imstande  Ist. 

Die  im  Jahre  1826  bewilUijte  Rinstelluny  dor  Resol- 
dung^en  tur  den  Professor  der  Recht»,-  und  Polizeiwissen- 
schaft, wozu  auch  jene  fiir  den  I,ehrer  der  Ilufbeschlag- 
künde  einbezog-en  ^^•u^de,  gab  zur  Krklänmi^  Veranlassung-, 
idass  der  (ielialt  für  Prohaska  nicht  an  <len  Studienfond 
abgeführt,  sondern  von  ihm  unmittelbar  von  der  ständischen 
Casse  behoben  werde,  und  daher  auch,  weil  Prohaska  Nr ^ii.u.'Trt*«N 
weder  als  Lehrer  Unterricht  geben,  noch  auch  mit  Pfcrde- 
curen  sich  abgeben  dürfe,  einzuziehen  wäre:  allein  auch 
diese,  sowie  eine  weitere  Vorstellung  vom  ib.  August  1826 
sind  ohne  Erfolg  geblieben. 

Im  Jahre    1834  kam    dieser  Gegenstand   abermals  zur  1. 1.  xr.  1.1.%. 
Sprache    und   zwar   von    der    Ilufkunzlei    selbst    angeregt, 
welche  Aufklärung  verlangte, 
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Nr.  46J.    ibo. 

I.  r^  j>^ 
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was  es  mit  dem  aus  der  ätändischen  Gasse  be&uldeten 
Lehrer  der  Thierarzneikunde  für  Hufschmiede  für  eine  Be- 
waiidniü  habe. 

Diese  Aufklärung'  wurde  j^eg-eben,  hinsichtlich  der 
weitwrs  abverlangten  Ürhebung-en  über  die  Functionen  des 
Prohaska  und  dessen  Fähig-keiten  aber  envidert,  dass,  weil 
dem  Verordneten-Colleg-ium  nicht  bekannt  .sei,  zu  welchem 
Zwecke  der  Curschmied  von  der  Studien- Hof  cum  mission  an- 
yebtfcUt  wurde  und  welche  Funcliunen  derselbe  hätte  ver- 
richten sollen,  es  auch  nicht  wssen  k^jnne,  was  er  bisher 
und  mit  welchem  Erfolg'e  g-eleistet  habe,  dass  es  daher 
wiederholt  bitten  müsse,  den  Domes ticalfond  von  dieser 
Auslage  zu  befreien. 

Die  auch  hierüber  erfolgte  abweisliche  Entscheidung 
gab  dem  Verordnet en-CoUegi  um  Anlas:>,  das  Sach Verhältnis 
den  Standen  aufzuklären  und  dieselben  zu  vermögen, 
sich  unmittelbar  an  Se.  Majestät  zu  wenden,  damit  der 
Domesticalfond  von  der  ferneren  Salarirung  des  Cur- 
schmiedes  umsomehr  enthoben  werde,  als  derselbe  nicht 
von  den  Ständen  angestellt  wurde  und  auch  für  die  Pro- 
vinz keinen  anderen  Dienst  zu  leisten  hat,  als  welcher 
dem  auf  Staatskosten  angestellten  I^nde-sthierarzt  ohnedies 
obliegt. 

Nach  zwölfeinhalb  Jahren  erfolgte  unterm  12.  April 
1840  die  allerhöchste  Entschliessung,  dass  Pnihaska  in 
den  Quiescentensland  zu  versetzen  sei.  Dieser  war  aber 
schon  am  1.  Februar  desselben  Jahres  verstorben,  daher 
jede  weitere  Verfügung  mit  demselben  sich  von  selbM 
behob. 

Während  der  vorerzählten  Verhandlungen  wurde  mit 
dem  Hofdecrete  vom  28.  Juli  i82y  ein  (Gutachten  abver- 
langt, wie  auch  hicrlands  geprüfte  Schmiede  und  Cur- 
schmiede  erhalten  wt-rUen  können. 

Die  darüber  einvernommenen  Stände  erkannten  die 
Nolhwendigkeit  der  Errichtung  einer  Lehranstalt  zur  theo- 
retischen und  praktischen  Ausbildung  der  Lehrlinge  im 
1  luf  b«*schlago  und  in  der  Thierarzn  ei  künde,  jetloch  nicht 
in  der  Weise,  wie  sie  hier  dem  /wecke  nidit  entsprechend 
bestanden  hatte,  und  erklärten,  hiezu  600  11.  aus  dem 
Uomcsticalfünde  jährlich  beizutragen.  Hierüber  erfolgte 
keine  Erledigung. 

Eine  im  Jahre    iSj^   vom  Landesthicrarzt  .Swatun   ge- 
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lieferte  Oarstellunjj  wej^en  Krrichtun^^  einer  l'ilialanstalt 
zur  Bildung  vun  Hufschmieden  blieb  unlieuchtet,  weil  ausser 
dem  ständischen  Wirkungskreise,  und  aus  demselben  (i  runde 
auch  die  von  ihm  im  Jahre  1840  gestellte  Ilitte  um  Er- 
wirkung eines  jährlichen  Beitrages  mit  Rücksicht  auf  stSne 
dem  Lande  geleisteten  Dienste. 
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XLVI. 
MUSIKSCHULE  IM  LANDHAUSE. 


I. 


m  Jahre  1799  steUto  der  damaHge  Dom-  und  Stadi- 
kapellmeister  Franz  Glög-^l  bei  dem  Verordneten-Collegiura 
die  Bitte  um  Ueberlassung  einer  l.ocalitäc  im  I^ndhause 
zur  Abhaltung  seiner  Musikschule,  wofür  derselbe  2  stän- 
dischen Schülern  unentgeltlichen  Unterricht  zu  ertheilen 
erklärte. 

Mit  dorn  bewilligten  Locale,  dessen  Beheizung  aus  dem 
Domes ticalfonde  bestritten  wurde,  erhielt  der  Musiklehrer 
zugleich  ein  Beleuchtungsdeputat. 

Noch  im  Jahre  1 79g  erfolgte  die  erste  Aus.schreibung 
der  2  Freiplätzc  und  deren  Verleihung. 

Der  Brand  von  Linz  im  Jahre  iSoo  hatte  die  Trans- 
ferirung  der  Schule  in  die  Privatwohnung  des  I-ehrers  rur 
Folge,  zu  deren  Beheizung  ein  Holzdeputat  von  8  Klaftern 
bewilligt  wurde. 

Nach  hergestelltem  Landliause  daselbst  wieder  unter* 
gebracht,  war  jedoch  ihr  Bestand  von  nicht  langer  Dauer, 
L(.  Nt.  j&ta.  denn  schon  im  Jahre  1805  wurde  dem  I-ehrer  freigestellt, 
seine  Schule  wo  immer  abzuhalten,  und  derselbe  auch  nach 
Einstellung  des  Holzdepuuis  von  der  unentgeltlichen  ün- 
cerrichtsenheilung  enthoben. 

Im  Jahre  iSoO  stellte  Glöggl  eine  neuerliche  Bitte  um 
Weisung,  wie  er  sich  hinsichtlich  der  Musikschule  zu  be- 
nehmen habe. 

Aus  dem  ihm  ertheilten  Bescheide  ist  ersichtlich,  dass 
der  Unterricht  unordentlich  oder  gar  nicht  abgehalten  und 
daher  die  Fortsetzung  desselben  umsoweniger  als  thunUch 
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XLVII. 
MUSIKVEREIN. 


Im  Jahn;  iSai  liatte  sich  zu  I.inz  ein  Verein  tsfebildct, 
der  sich  die  Hebung'  der  Musik  zur  Aufj^abe  stoUte. 

Sosehr  diese  Kunstanstalt  in  ersterer  Zeit  zu  den 
i-rf ff  tu  liebsten  F.rwartung'en  berechtigte,  so  zeigte  sieb  den- 
noch nach  einem  Zeiträume  von  25  Jahren  ein  minder 
günstiger  Erfolg  ihres  Wirkens  und  die  Interessen  des 
Stammcapitals  waren  nicht  mehr  zureichend,  einen  tüch- 
tigen Musiklehrer  zu  besolden. 

Der  Ver waltun gsausschuBS  wendete  sich  daher  im 
Jahre  1846  an  die  Stände  mit  der  Bitte  um  einen  jährlichen 
JVjitrag  zur  l'"ör(Ierung  der  Vereinszwecke. 

Das  V«rt»rdnetnn-C(jllegium,  keineswegs  verkennend, 
dass  eine  Unterslülzung  zu  dem  löblichen  Zwecke  der 
Kmporbringung  der  Musik  wünschenswert  und  daher  nicht 
ausser  dem  Wirkungskreise  der  SiUndu  gelegen  sei,  glaubte 
jedoch  noch  früher  die  Beweise  eines  grösseren  wirk- 
sameren I'*ifers,  einer  grösseren  Tüchtigkeit  in  den  Btistre- 
bungen  und  in  der  Leitung  der  von  dem  Vereine  gegrün- 
deten Musikschule  abwarten  zu  sollen  und  beantragte 
deshalb  eine  ablehnende  Erledigung,  die  auch  die  Zustim- 
mung der  Stände  erhielt. 

Doch  schon  im  Jahre  1847  wurde  die  Bitte  erneuen 
o-  «J.  n.  und  besonders  der  Umstand  hervorgehoben,  dass,  wenn 
auch  dermal  erneuerte  Kraft  und  rege  I.ust  der  Mitglieder 
zur  Fürderung  der  Vereinszwecke  unverkennbar  wahrzu- 
nehmen seien,  der  Vcr  waltung  sau  sschuss  bei  den  unzu- 
reichenden Geldkräften  des  Vereins  sich  leider  ausser  Stand 
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sehe,  das  Kunsiinstitut  vor  g-änzlicher  Auflösung 
zu  retten. 

Dieser  Umstand,  sowie  dio  Wahniehmung  eines  krär- 
tij^eren  limporstrebens  bewü^^en  die  Stände,  eine  jähr- 
liche Unterstützung^  von  200  fl.  C.  M.  für  die  Dauer  von 
3  Jahren  unter  der  Bedinq-unjf  zu  bewillig-en,  dass  von 
Seite  des  Verordneten-*  ^olleg-iums  jährlich  ein  eig^ener 
kunstverständiger  Commissär  zu  den  tiffentlichen  Prüfungen 
in  den  Musikschulen  abgeordnet  werde,  um  aus  den  He- 
richten  desselben  bestimmen  zu  können,  ob  nach  Ablauf 
der  3  Jahre  auf  die  I*"ortdauer  der  Unterstützung  oder  auf 
das  Aufhören  derselben  angetragen  werden  könne. 

Unterm  15.  September  1847  erfolgte  die  allerhfichste 
Genehmigung  der  Ständebewilligung  und  wurde  der  Rei- 
trag vom  Schuljahre  1848  angefangen  bei  der  ständischen 
Casse  angewiesen,  während  der  bestimmte  Commissär  die 
Weisung  erhielt,  den  Öffentlichen  Prüfungen  der  Musik- 
schulen beizuwohnen  und  seine  Beobachtungen  über  die 
Leistungen  des  Vereins  dem  Verordneten -Coli  egi  um  mit' 
zutheilen. 

Nach  Inhalt  der  in  den  Jahren  1848  und  1849  diesfalls 
erstatteten  Relationen  war  das  lirgebnis  der  abgehaltenen 
Prüfungen  in  der  (tesang-  und  Violinschule  sowuhl  hin- 
sichtlich der  Tüchtigkeit  der  I.elirer  als  auch  der  Leistungen 
der  Schüler  ein  sehr  befriedigendes  und  gewährte  die  be- 
ruhigende, Ueberzeugung,  dass  der  von  den  Standen  gewid- 
mete Beitrag  gute  Früchte  getragen  habe. 

Cxleich  befriedigend  war  die  Relation  des  Prüfungs- 
commissärs  vom  8.  September  1850. 

Xoch  bevor  diese  erstauet  wurde,  l>at  der  Venvaltungs- 
ausHchuss  mit  Hingabe  vom  17.  Juli  1850  um  fernere  Be- 
lassung der  Unterstützung,  die  über  Kinrathen  des  Landes- 
collegiums  mit  dem  Ministcrial-LrlaNse  vom  22.  üctober 
1850  auch  für  das  Schuljahr  1H51  genehmigt  wurde. 

Eine  ähnliche  Genehmigung  für  dafi  .Schuljahr  1852 
erfolgte  auf  Grund  der  allerhöchsten  Kntschliessung  vom 
5.  October  1851  und  ebenso  über  liinschreiten  des  Wrwal- 
tungsaus.schusses  vom  2g.  Juli  1852  mit  dem  Ministerial- 
Krlasse  vom  23.  October  für  die  Jahre   1K53,  [851  und   1855. 

Die  mit  grossem  Kostenaufwaiide  bewerkstelligte  Vor- 
führung grösser  Tonwerke  und  der  durch  den  Andrang 
von  Unterricht  Suchenden  vermehrte  Aufwand  Hessen  bei 
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geminderter  Einnahme  für  das  Verwaltungsjahr  1854  ein 
Deficit  von  280  fl.  erwarten.  Der  Verwaltungsausschuss 
Nr  "h^T  ^^*  daher  mit  Eingabe  vom  26.  Juni  1854  um  einen  ausser- 
ordenthchen  Beitrag  zur  Auf  rech  thaltung  der  Anstalt  und 
das  Landescollegium  bewilligte  in  Anerkennung  der  ver- 
dienstlichen I-oistungen  zur  theilweisen  Deckung  des  De- 
ficits  einen  Beitrag  von   100  fl. 

Weitere   (ienehmigungen     der  Jahressubvention     von 

^l''s^hA'U    200  fl.    CM.    für   die  Jahre    185Ö,    1857,    1858,    1859,    18Ö0 

.i(j72.  1850.  ijjö.  m^(j  jg^j  erfolgten  mit  den  Ministerial-Erlässen  vom  30,  Juli 

}}.  13,3.  32.     1855,   10.  Juni  1836,   18.  Februar  1857  und  18,  Februar   1861. 

Für  das  Jahr  18Ö2   erfolgte   die  Anweisung  von  Seite 

des  Landesausschusses  auf  Grund  des  Sitzungsbeschlusses 

1.  L.  2j.       vom  30.  Jänner   1862. 

stonour.  ncrirht  jj^  Jahre   1863   bat  der  Verwaltungsausschuss  um  Er- 

''"'  '  höhung  der  Subvention,    die    der  Landtag   in    der  Sitzung 

i^^^2  11^    am  7.  Februar  mit  dem  Betrage  von  300  fl.  ö.  W.   geneh- 

Nr.  1086.      migte  und  in  der  Sitzung  am   19.  April    1864   als  freiwillig 

su-noKr  Hcricht  y^^  widerruflich  erklärte. 

p^K.  564.  .sW. 


XLVllI. 
ZWANGSARBFJTSANSTAl.T. 


1  olyfdnwichttg-  für  den  ständischen  Doinfislicalfond  \v;ir 
die  ICrrichtunjj  der  Zwangsarbnitsanstalt,  di«  schon  in  den 
Jahren  1827  und  1828  von  Seite  der  Regierung  in  An-  n,'j,',^  ,»»;, 
J^ß^nj?  gebracht,  von  den  Standen  aber,  ohne  das  Gute  iwv  •»»«. 
einer  solchen  Anstalt  zu  verkennen,  damit  beantwortet 
wurde,  dass  weder  der  Domesticalfond  Vorschüsse  leisten, 
noch  eine  Aussdireibung  auf  das  Concretuni  stattfinden 
könne. 

Nichtsdestoweniger  wurde  nach  5  Jahren  infolge  aller- 
höchster F.nlschliessung   vom    ly.  November    i8j3   die  Er- '■  <■  >if  *  ■»j*. 
richtung    dieser  Anstalt    und    deren  Herhaltung    aus    dem 
ständischen  Domesticalfunde  angeordnet. 

Die  dagegen  vorgebrachte  Vorstellung  vom  Jahre  1835 
liatte  keinen  lirfolg  und  ebensowenig  die  Bitte  an  Se,  Maje- 
stät, indem  mit  Entschliessung  vom  22.  November  1836  das 
Inslebentreten  der  Anstalt  anbefohlen  wurde. 

Gleichen  Erfolg  hallen  die  Vorstellungen  in  den  Jahren 
1839  und  1840;  sie  wurden  zurückgewiesen. 

Die  Anstalt  blieb  und  mit  ihr  dem  ständischen  Dome- 
sticalfonde  die  grosse  I-ast  der  Bestreitung  von  Auslagen, 
die  mit  dem  Nutzen  dieser  Anstalt  in  gar  keinem  Verhält- 
nisse standen. 

Das  Verordneten-CoUegiura  versuchte  es  daher  noch 
einmal,  die  Befreiung  davon  zu  erwirken,  indem  es  mit  Ein- 
schreiten vom  14.  April  1848  das  Ansuchen  stellte,  eine 
Anstalt  aufzulassen,  die  ihrem  Zwecke  schon  lange  nicht 
mehr  entsprochen  habe. 
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Der  Ministerial-Erlass  vom  20.  Juli  1848  verwies  auf  den 
künftigen  Reichstag'  oder  auf  die  organisirten  Provinzial- 
stände,  womit  aber  nicht  geholfen  war,  bis  endlich  nach 
der  von  Seite  der  Verordneten  im  October  1848  verfugten 
Einstellung  über  ein  neuerliche»  Einschreiten, vom  11.  Oe- 
cember  1848  infolge  allerhöchster  Entschliessung  vom 
1 .  März  1 849  die  Genehmigung  zur  Auflassung  dieser 
Anstalt  erfolgte,  wodurch  der  Domesticalfond  von  einer 
Last  befreit  wurde,  die  ihm  seit  der  Entstehung  der  An- 
stalt bis  zum  30.  März  1849  zuwider  dem  Willen  und  der 
Absicht  der  Stände  eine  Summe  von  135.051  fl.  43'/^  kr.  C.  M. 
gekostet  hatte. 
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BESCHÄFTIGUNGSANSTALT 


U. 


Im  arbeitsfähig'en  Personen,  welche  wirklich  oder 
nur  vorgeblich  keine  Beschäfti^un>;  oder  Arbeil  finden, 
dieselbe  zu  verschaffen  und  diese  Leute  dadurch  mit  Krnst 
und  Nachdruck  vom  Müssi^i^an^c  abzuhaK*jn,  wurde  die 
Errichtunjij  einer  freiwilligen  Beschäftigunj^sanstalt  bean- 
tragt und  nir  l-'miöglichung  derselben  mit  Regienings- 
Insinuat  vom  i.  September  1K45  ^^^^  **"  ^^*^  Stände  ge- 
wendet, diesem  Unternehmen  behuf»  der  Adapiirung  des 
bereits  bestimmten  Gebäudes  und  der  ersten  Einrichtungen 
mit  einer  grossmüthigen  Unterstützung  von  2200  fl.  C.  M. 
zuhilfe  KU  kommen. 

Die  Stände,  in  Würdigung,  dass  mit  dieser  Anstalt 
der  armen,  erwerblosen  Menschenclasse  ein  wesentlicher 
Nutzen  iiugeht  und  durch  Beschäftigung  dieser  Leute  den 
in  grosseren  Städten  so  nachtheiligen  i'olgen  des  Paupe- 
rismus vorgebeugt  wird,  bewilligten  ülwr  Antrag  de»  Ver- 
ordneten-Collegiuma  mit  Landtagsschluss  vom  15.  Septem- 
ber 1S45  obigen  Beitrag,  worüber  mit  Lntschliessung  vom 
3.  Jänner  1846  die  allerhöchste  (ienehmigung  erfolgte. 

Diese  Anstalt  hatte  jedoch  ihren  praktischen  Wert 
nicht  bewährt;  sie  wurde  aufgelassen. 

Da  von  dem  ständischen  Beitrage  pr.  2200  fl.  auf 
Adaptirung  des  Ciebäudes  und  Beischaffung  der  nÖthigen 
Einrichtungsstücke  700  fl.  verwendet  wurden,  suhin  noch 
1500  ä.  erübrigten,  so  .stellte  der  frcmeinderath  der  Stadt 
IJnz  mit  Eingabe  vom  20.  Decembcr  1851  die  Bitte:  i 
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Nr.   <iH58. 
1.   ..   Nr.    17J4. 


„&a  möchte  dem  (reschenke  eine  andere  Widmung, 
nämlich  die  für  das  in  JAnz  zu  errichtende  allgemeine 
Krankenhaus  geg-eben  werden." 

Das  vereinigte  Landescollegium  willfahrte  dieser  Bitte, 
fugte  jedoch  die  Bedingfung  bei,  dass  der  mit  dem  Bar- 
vorrathe  zu  vereinigende  Erlös  für  die  Einrichtungsstücke 
bis  zur  Verwendung  für  das  allgemeine  Krankenhaus  frucht- 
bringend angelegt  und  zum  Capital  geschlagen  werde, 
worüber  mit  Einschreiten  vom  i8.  Jänner  1852  die  Geneh- 
migung nachgesucht  und  dieselbe  in  der  allerhöchsten  Ent- 
schliessung  vom   22.  Februar    1852    ausgesprochen    wurde. 


L. 
STOCKHOF. 


N. 


lach   einer   alten    Information    hatte    die  Stadt    l.in/, 
muthmos&lich  im  Jahre  1708  den  Stockhof  sammt  Zug-uhor    «.».5.14';. 
an  Feldern,  und   Wiesen,    sowie    den    sogenannten    Knj^l*- 
Kchen  Garten  und  Stadel  von  der  l^andsch reibers witwe  Re- 
bcka  von  Eng^l  erkauft. 

Dieses  Bcbitzthum  wurde  später  in  kleineren  Theilen 
an  verschiedene  Parteien  wieder  verkauft. 

Darunter  befand  sich  denn  auch  der  Stockhof,  doch 
nicht  der  ehemalige  ganze  Complex,  sondern  nur  der 
sammt  Stallung,  Stadel  und  (iarten  eingefriedete  Hausstock, 
welchen  der  Passau'i>che  Pfleger  zu  Kbelsberg,  [soak 
Khiinig,  laut  Contract  vom  25.  tebruar  1709  uro  den  Be-  h.  *. ».  n*.  * 
trag  von  440Ü  fl.  mit  der  Verpflichtung  käuflich  an  eich 
brachte,  denselben  im  Falle  eines  Wieden' erkauf  es  dem 
Stadtmagistrate  anzubieten  und  an  keinen  der  drei  oberen 
Stände  zu  verkaufen. 

Im  Jahre  1725  wünschte  Gundaker  ITiomas  Graf  von  h.  i.  i. 
Starhemberg  einige  freieigne  Gilten  um  Linz  an  sich  zu 
bringen  und  ersuchte  deshalb  den  I.inzer  Magistrat  um 
die  Mittheilung  des  zwischen  ihm  und  der  Witwe  von 
Engl  bezüglich  des  Stockhofes  geschlossenen  Kaufs-Con- 
tractes,  um  daraus  zu  ersehen,  inwiefern  ihm  dieses  lie- 
sitzthura  passend  erscheine. 

Der  Magistrat  gab  jedoch  eine  ausweichende  Antwort, 
woraus  her\'orgeht,  dass  er  selbst  aus  Rücksicht  der  Burg- 
friudser Weiterung  die  Wiedererwerbung  des  Stockhofes  in 
Absicht  hatte. 


Stnntiff,   K^hi>w*'iJrn. 
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Graf  Starhumberg-  wendete  sich  hierauf  auf  Grund  de-. 
Uinstands-Privilegiums  der  l.andleutc  an  die  zwei  oberen 
Stände  und  die  darüber  ^i^führtu  Verhandlung-  hatl«-'  den 
landüähauptinannschaftlichcn  Hcscheid zur  b'ol^c, mit  welchem 
der  Majicistr^t  zur  Mittheilung  des  fraglichen  Contract*: 
oder  Bekanntgabe  der  Hindernisse  angewiesen  wurde, 
u.  Mj.  17-  Das    allerhöchste  Rescript     vom     20.  December     17*8 

zeigt  indes»,  dass  in  dieser  Sache  nichts  geschehen  sei, 
weil  der  Stockhof  ^ur  Errichtung  eines  Straf-  oder  Arbeits- 
hauses vorzüglich  geeignet  erkannt  wurde,  zumal  derselbe 
um  einen  billigen  Preis  zu  erkaufen  wäre. 

Die  Stände  erklärten  jedoch  in  ihrer  Antwort  vom 
30.  August  1729,  dass  die  Mittel  hiezu  fehlen  und  das  l^nd 
noch  früher  von  der  Last  der  Verpflegung  der  abgedankten 
Soldaten  enthüben  werden  mü^^ste. 

Doch    schon    im  Jahre  1731    kam  der  Kaul    zustande, 
ermöglicht  durch  das  von  Abt  Alexander  zu  Kremsmünster 
zu  diesem  Behufe  erlegte  Capital,  wozu  sich  der  erwähnte 
G.  »s.  »*ti.    Abt  für   die  ihm   vom  Kaiser  verliehene  Jagd  zu  Scham- 
stein anerboten  hatte. 

Die  Summe,    um    welche    der  .Stockhof    laut  Vertrag 

H.  1.  z.  Kf,  $.  vom  21.  Mai   i/ji   von   der  Witwe  Khönig   an   die  Stände 

verkauft  wurde,  betrug  Oooo  fl.  und  es  erübriglo  »ohin  nur 

noch   die  Adaptirung    des  Gebäudes   zu    einem  Strai  hause 

und   die    innere  Einrichtung    desselben,    wozu    die  .Stände 

G.  eo/s.  tu.    mit  dem  Rescripte  vom  3.  April  1731  aufgefordert  wurden. 

Das  unterm  0.  August  1738  erlassene  Rescript  beweist 
jedoch,  dass  in  dieser  Sache  nichts  geschehen  ist,  daher 
an  die  .Stände  die  Weisung  ergieng,  damit  nicht  länger  zu 
säumen. 

Unterm  2.  Mai  1739  erfolgte  die  neuerliche  Auffbr- 
tlerung  zur  gemeinschaftlichen  Berathung  mit  deml^ndes- 
hauptmanne,  wozu  von  demselben  die  Verordneten  einge- 
laden wurden. 

Das  Ergebnis  dieser  Berathung  fiel  verneinend  aus. 

Die  Verordneten  erklärten  in  ihrer  Relation  vom 
25.  August  1739,  dass  eine  Befreiung  von  den  abgedankten 
Soldaten,  zumal  während  des  Krieges  nie  zu  hoffen  sei, 
sohin  deren  Verpflegung  dem  Lande  immer  ziu*  Last  fallen 
werde, 

dass  keine  Landschaft  zur  Errichtung  und  Dotirung 
eines  .Strafhauses    verpflichtet  sei,   wie    auch    die    nieder- 
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osierroichischen  Siando  für  das  zu  Wien  bestehende  nichtb 
beigetragen  habcm, 

dass  die  Lundschaft  ohnehin  mit  uncrschwin^bart-n 
Auslagen  schwer  belastet  sei  und  der  Siockhof  unter  sol- 
chen Umständen  eher  dem  Landesfürsten  zur  freien  Dis- 
position zu  überlassen  wäre,  als  sich  mit  dessen  Umstaltunjf 
zu  einem  Straf  hause  zu  befassen,  die  dem  Lande  mindestt-ns 
20.000  fL,  wo  nicht  mehr  kosten  würde. 

Üer  ständibche  Schluss   vom   gleichen  Datum    enthält     H-  j/u.  «i. 
die  volle  Zustimmung  der  btände,   seit    welcher  Zeit  diese 
Angelegenheit  nicht  weiter  angeregt  wurde. 

Was  die  Benutzungsweise  des  Stuckhofes  vom  Zeit- 
punkte der  Erwerbung  desselben  betrifft,  ist  wenig  be- 
kannt 

luu  l>eurot  an  den  ständischen  Uauschreiber  vom  ji.  De- 
cember  1736  «-nlhält  die  Weisung  zur  Aufnahme  eines 
Inventars  über  sammtliche  der  1-andschaft  gehörige  Uin- 
richtungsstücke,  welches  von  ihm  und  dem  dortigen  Haus- 
meister zu  unterfL'rtigen  war. 

Min  zweites  Üecret  vom  gleichen  iJatum  befiehlt  die 
Reparirung  der  Stallungen  zur  unentgeltlichen  Benützung 
diirselben  von  Seite  des  hier  stationirt  gewesenen  Keld- 
mar^chall-Lieutenants  Baron  vun  Müffling.  Aehnliche  Be- 
nützungen müyen  wohl  üftcr  stattgefunden  haben. 

Im  Jahre  174«  stellte  Abt  Alexander  von  Krems- 
münsler  das  Ansuchen  um  Ueberlassuny  des  Stockhofes 
als  yuaäikasurne  für  die  nach  Kremsmünsler  zur  üinquar- 
tiening  bestimmte  Compagnie  vom  Graf  Harrach'schen  In- 
fanter ie- Regime  nte,  mit  der  Erklärung  zum  Erläge  eines 
unverzinslichen  Capitals  von  1000  fl.  für  die  Dauer  der  Be- 
nützung behufs  Herhaltung  der  Sarta  tecta. 

Dies  wurde  in  Krwägung  des  vom  Stift svorfahrer 
gewidmeten  Kautschillings  bewilligt  und  ein  gewisser 
Schlöger  zur  Aufsicht  als  Hausmeister  bestellt. 

Im  Jahre  1753  wieder  zurückgestellt,  wurde  der  .Stuck-     «■  »'s-  's 
hof  sowohl    zur  Unterbringung  des  Militärs,   wie  auch  als 
Spital  für  kranke  Soldaten  verwendet. 

Die  verstärkte  (ramison  und  bedeutende  Truppen- 
durchmärsche machten  eine  Erweiterung  nothwendlg,  zu 
welchem  Zwecke  die  i.andeshauptmannschaft  mit  Insinuat 
vom  21.  Mai  1772  den  Betrag  von  3304  fi.  33  kr.  und  mit 
Insinuat    vom    11.  September    binen    weitHren  Betrag    von     1.  t.  Nr,  i. 
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3000  fl.  XU   Händen  des    den  Bau  leitenden  Kreiherm   von 
Pocksteiner  verlangte,  welche  beide  Betrage  j^ej^fen  Rück- < 
Zahlung   aus    dem    Ka^timzinsfonde    ex    dome»ticu     vorge- 
schossen wurden. 

Diese  Erweiterung  war  nicht  zureichend.  Der  zu  Ijoj; 
anwesende  Kaiser  Josef  II.  erklärte  das  Spital  als  zu  klein, 
weshalb  Feldmarschall-Lieutenant  I^n(»"lois  den  liofehl  er- 
hielt, sich  weg'en  Verlängerung  der  beiden  Flüg"el  de» 
Gebäudes  an  die  Landeshauplm annschaft  zu  wenden  und 
diese  mit  Insinuat  vom  to.  November  177g  von  den  Ver- 
ordneten ihr  Gutachten  verlangte. 

Der  auf  ij.903  fl,  22  kr.  veranschlagte  Hau  wurde 
jedoch  abgelehnt  und  dafitr  die  Untcrbring'ung  der  kranken 
SoUlaten  anderwärts  auf  dem  Lande  beantragt,  in  welchem 
Sinne  auch  die  allerhöchste  trenehmigung  erfolgte. 

Allein  schon  im  Monat  Mai  dessulben  Jahrs  wurde 
die  Adaptirung  der  im  Garten  bcändlichen  Scheuer  zur 
Unterbringung  der  Reconvalescenten  verlangt,  dafür  aber 
eine  Baracke  im  veranschlagten  Betrage  von  407  fl.  42  kr. 
aus  den  Innviertlcr  Bieraufschlagsgcldern  bewilligt. 

Da  jedoch  auch  diese  Baracke,  zumal  im  Winter,  zur 
Unterbringung  der  Kranken  nicht  geeignet  w^ar,  so  kam 
man  wieder  auf  den  schon  früher  beantragten  Erweiterungv 
bau  zurück,  welcher  nach  der  im  April  1783  erfolgten 
allerhöchsten  (renehmigung  um  den  veranschlagten  Betrag 
pr.  10.035  fl-  5*^  kr-  ^"  Angriff  genommen  und  untRr  mili- 
tärischer Controle  von  dum  stämlischen  Bauschreiber  ge- 
führt wurde. 

Die  Kosten  hiezu  wurden  aus  dem  Bieraufschlag^Ä- De- 
positum bestritten. 

Wann  der  Bau  beendet  wurde,  ist  aus  den  ständischen 
Acten  nicht  erMchtlich,  da  während  der  Vereinigung  de> 
VerordnctenCollcgiums  mit  der  Regierung  die  betreffenden 
Agenden  bei  letzterer  Behörde  aufbewahrt  lieg-en. 

Nach  Wiedereinsetzung    der  .Stände    in    ihre    frühen». 
Wirksamkeit    hatten    dieselben    als  Eigenthümer    des  Ge- 
bäudes die  ihnen  als  solche  zustehenden  Auslagen   zu   be- 
streiten. 

Wie  früher,  so  auch  seit  dem  Jahre  1790  hatte  ein 
eigener,  von  dem  Verordnelen-Collegiuni  ernannter  und  ex 
domestico  besoldeter  Hausmeister  die  Aufsicht  über  dft& 
Gebäude,  dessen  Entfernung  in  den  Jahren   ifto^t  und  ittos 
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vom  Militär  ver^febenh  angu^ttrubt  wurde.  Dies  gt^^chah  er«t 
später;  der  It^t/te  Mandische  liaUMncister  war  Andreas« 
Scthne^  welclier  im  Jahm  1K32  als  .solcher  angestellt  wurde. 

Die  HerhaUung  des  (rebäudes,  welches  seither  aU  (rar* 
nisons-,  im  Jahre  1813  auch  als  Armee- Kilialspital  benütxt 
wurde,  führt  auf  das  Militärreglement  vom  Jalire  174,^ 
zurück^  demzufolf^e  das  l^nd  nur  zur  er.'>ten  Adaptimng 
der  Spitäler  und  Kasernen  verpöichtet  war,  die  weiteren 
Beiftchafifungen  und  Reparaturen  aber  vom  Militär  hätten 
bestritten  werden  sollen. 

Dies  ist  nun  nicht  geschehen.  Mehrere  fruchtlos  ge- 
bliebene Vorstellungen  veranlassten  im  Jahre  iSio  ein 
neuerliches  Einschreiten  um  endliche  Uebernahme  der  dem 
Lande  nicht  zustehenden  Auslagen  auf  das  Militärärar. 

Im  Verlaufe  der  darüber  geführten  mehrjährigen 
Verhandlungen  erfulgte  im  Jahre  1H15  die  von  der  Hof- 
kanzlei mit  dem  Decrcte  vom  15.  October  erlassene  Ver« 
fügung,  nach  welcher  die  firhaltung  der  Sarta  tecta  der 
in  das  Militäreigenthum  nicht  übernommenen  Crebäude  dem 
Lande,  die  Xachschaffung  der  Einrichtungsstücke  aber  vom 
Jahre  iBij  angefangen  dem  Militärärar  zugewiesen  wurde. 

Im  Jahre  1S17,  bei  Uebergabe  sämratlichor  Kasernen 
und  .Spitäler,  geschah  und  zwar  am  3.  März  auch  jene  des 
Slockhofes,  dessen  Einrichtungsstücke  am  23.  October  vom 
Militär  übernommen  wurden,  von  welchem  Zeitpunkte  an 
die  Landschaft  von  der  Bestreitung  der  Auslagen  mit  Aus- 
nahme der  als  Eigenthümer  sie  treffenden  Herhaltung  der 
Sarta  tecta  enthoben  blieb. 

Das  (tuthaben  der  Landschaft  für  die  seit  1.  Novem- 
ber 1813  bis  zur  Uebergabe  im  Jahre  1817  bestrittenen 
Auslagen  im  ftetrage  von  10.543  fl  ^5^i^  kr.  wurde  in  das 
allgemeine  Liquidatii»ns-(.)pnrat  der  ständi-schen  Militär-For- 
derungen einbuÄOgen,  dürfte  aber  durch  Componsirung  als 
bezahlt  zu  betrachten  sein,  da  die  l^ndschaft  bei  Aus- 
gleichung der  gegenseitigen  Forderungen  zu  einem  Er- 
sätze verhalten  wurde. 

Mehrere  Beschwerden  über  Haugebrechen  führten  im 
Jahre  1820  eine  Untersuchung  herbei,  wob*fi  infolge  des 
Hofdecrotes  vom  12.  October  zugleit:h  auch  die  I'Vage  er- 
örtert werden  sollte,  ob  es  nicht  /.weckmä-ssiger  wäre,  wenn 
das  Gebäude  von  Seite  des  Militärs  angekauft  würde,  wozu 
ps  aber  nicht  gekommen  ist 
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Nt  löM.^'  j  Inütiss    halte    (Ho    im   Jahru    1825   ein^eluitfitu    Ueber- 

3IJ«.        nähme  der  Militärquartiersfonds-Verwaliunff  am  4.  \ovem- 

I. .-. Nr. «6. i8^>.  ber  eine    r-ommissionell*^    Verhantilnnjy    zur    Folge,    wobei 

die  ständificben  Abgeordneten  erklärten^  das  biäber  immer 

~  zum    Gebrauche     des    Militärs    jfewidmcte   Ciebäude    den» 

Militärärar   in   das   zeitliche  Xutzeijtfenthum  überg-eben  zu 

wollen,  oder  aber  im  Falle  der  NichtÜbernahme  von  Seite 

des  Militärs,    dass  von   demselben   für  diu  Benützung"  ein 

Zinsbetrags  von    1687  fl.  .}"  kr.  jährlich  bezahlt  werde. 

Da  keine  ErlcdigTinj?  erfolgte,  so  wurde  im  Jänner  1829 
die  l'lüssijfmachupff  des  seit  1.  November  1825  aushaften- 
den Zinses,  sowie  die  künftige  Kntrichtung  desselben  nach- 
t.  e.  v-Kf.3»6.  (fesucht  und  dieses  Ansuchen  im  Jahre  1830  erneuert,  weil 
sonst  mit  dem  Gebäude  eine  andere  Verfüjjfunjif  gfetroffen 
werden  müsste. 

Im  Jahre  i8jj  erfolgte  endlich  die  Entscheidung,  dass 
die  Militärvci-waltung  die  Ucbemahme  des  Gebäudes  nach- 
träg^lich  realisire  und  dass  sich  dieselbe  bereit  erklärt  habe, 
den  Ständen  alle  von  ihnen  seit  1.  November  1825  be- 
strittenen Auslagen  zu  vergüten  und  die  fernere  Bestrei 
lung  dieser  Auslagen,  solange  das  Gebäude  im  militärischen 
Hesitze  bleibt,  auf  das  Militärärar  zu  übernehmen,  wobei 
die  angesprochene  Zinszahlung  sich  von  selbst  beheb«. 

Am  26.  Üctober  i8,}.^  erfolgte  die  Uebergabe  des  Ge- 
bäudes an  das  Militärarar;  die  angesprochene  Zinszahlung 
wurdo  jedoch  rurückgcwitisen,  ja  mit  dem  Hofdecrete  vom 
1 1,  März  i8jb  wurde  sogar  die  genaue  Erhebung  des  Um- 
standes  abverlangt,  inwiefern  der  Stockhof  ein  Higenthura 
der  Stände  oder  des  Eandesquartiersfondes  sei? 

In  der  darüber  gemachten  Mittheilung  wurde  nach* 
gewiesen,  dass  im  Lande  ob  der  Enns  nie  ein  eigentlicher 
Militärquartinrsfond  bestanden  habe,  der  Stockhof  daher 
nicht  aus  diesem  Eonde,  sondern  ex  domestico  erkauft 
worden  sei. 

Als  ICrledJgung  hierauf  erfolgte  im  Jahre  iSjfl  die  Hof- 
kanzlei- Erklärung,  dass  dem  ständisciien  Domesticalfonde 
nur  der  Anspruch  auf  eine  Vergütung  der  für  die  Erhal- 
tung des  Ciebäudes  innerhalb  der  K  Jahre  wirklich  gemachton 
.Vuslagen  zustehe,  der  diesfälligen  Gegenvorstellung  daher 
keine  Eolge  gegeben  werden  könne. 

Es  erübrigte  daher  nichts  anderes,  als  die  Nachweisung 
dieser    Auslagen,    welche    im    Verlaufe    iler    diesfalls   ge- 
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pfTuf^tm^:!!  Vcrliandluii^un  mit  dent  llufkan/.1cKlttcrctu  vom 

.»;.  Mai   1842  im  Botrajfe  von  2433  fl.  28«/,   kr.  zur  Rück-  k"'mC.  ^^ow 

Zahlung-  an  den  Domesticalfond  un^ßwiet^n  WTirden,  somit 

diu  BezichuQi^cn  der  Stände  xu  dorn  Stockho%Bbäude  von 

da  an  aufhörten. 

Das  hiesij^e  Militär-Obercomraando  glaubte  zwar  im 
Jahre  1845  unter  dem  Vorg-eben,  dass  der  Stockhof  stän- i.c  «.  Nr.  ^to, 
dischcs  Eig-cnthum  sei,  der  Her-stcllung  einig'er  feuerg-efähr- 
licher  Objcctc  sich  entschlai^cn  zu  können,  allein  das  Ver- 
ordneten-CoIlegium  beantwortete  die  bitte  des  J.tazer  Ma- 
gistrats, dass  bei  ■  dem  dermaligen  Bestände  der  Verhalt- 
niss«  ein  ständisches  Higenthunisrecht  auf  das  (iebäude 
factisch  nicht  mehr  bestehe  und  dasselbe  er&l  in  dem  Falle 
wieder  aufleben  kiinnte,  wenn  das  Militärärar  dieses  Ge- 
bäude nicht  mehr  zum  eigenen  Gebrauche  nothig  haben 
würde. 
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'as  nächst  Knns  gclcjäfcne,  zwischen  i68ö  und  i6qu 
vom  Karl  Grafen  von  Cavriani  erbaute  und  im  Jahre  1717 
an  einen  Grafen  von  Thürheim  verkaufte  Schloss  I-erchen- 
thal  wurde  im  Jahre  1 759  als  Quasikaseme  zur  Unter- 
bringung des  Militärs  benützt,  wofür  die  damalige  Be- 
sitzerin,  eine  Freiin  von  Clam,  200  ti.  jährlich  aus  dem 
Dornest icalfonde  erhielt. 

Im  Jahre  1774  als  Verpflcgsmagazin  für  das  Regiment 
Langlois  beantragt,  mussten  Backöfen  erbaut  werden,  deren 
Herstellung  mit  500  fl.  ex  domestico  bestritten  wurde. 

Die  im  Jahre  1775  stattgehabte  neue  Militar-Dislocations- 
eintheilung  machte  eine  lirweiterung  des  Gebäude*»  noth- 
wendig,  weshalb  das  Verordneten- CoUegium  mit  der  Er- 
üfTnung  wegen  Vornahme  dieser  dem  Domesdcalfonde  zu- 
ständigen Herstellung  zugleich  auftnerksam  gemacht  wurde, 
ob  es  nicht  rathsam  wäre,  das  Gebäude  als  ständisches 
Eigenthum  anzukaufen. 

Das  Verordneten-CoUegium  entgegnete  hierauf,  dass  der 
DomesticaUond  weder  die  auf  5184  fl.  27  kr.  sich  belaufenden 
Herstellungskosten  bestreiten,  noch  das  Gebäude  ankaitfcn 
könne  und  zwar  urasoweniger,  als  die  auf  Quartiera*  und 
Kasernauslagen  jährlich  bestimmten  lo.ooo  fl.  fast  um 
das  Doppelte  überschritten  und  dem  Dornest  icalfonde  da- 
durch Summen  entzogen  werden,  die  zur  Minderung  seiner 
Schuld  zu  verwenden  wären. 

Das  vom  l'Veiherrn  von  Pochsteiner  vorgebrachte  Pro- 
uiemoria,  worin  der  Ankauf  des  Gebäudes,  sowie  diu  Vor- 


nähme  der  auf  3450  ö.  g-umindorten  1  lerstellungen  als  eine 
l'Tspanin);^  an  /,insun>«'en  darg-iisielli  wurde,  hatte  das  Ver- 
ordneten-CuIlegium  zur  Heisrimmun^f  vermocht,  worauf  mit 
Ständobewilligiing^  vom  16.  Jänner  1776  dasSchlossI.erchen- 
ihal  sammt  Grundstück  nach  Inhalt  des  am  15.  l'ebruar  177b 
abytjschlossenen  Vertrag-es  vom  Urafen  von  Eu(fl,  Oechanc 
zu  linns,  als  Vertreter  des  dortigen  Priesterhauses  um  den 
Betrag"  von  3050  fl.  an  die  Stände  verkauft  wurde.  Am 
2.  Mär£  erfolgte  die  Ratification  des  Vertrages. 

Die  Stände^  nunmehr  Kigenthumer  des  (iebäudes,  hat- 
ten immer  nicht  unbedeutende  Auslagen,  darunter  im  Jahre 
1781  die  Herstellung-  von  I^aracken  zur  Unterbringunif  de» 
wahrend  der  Exercir/eit  nach  Enns  bestimmten  Bataillons 
LangloiR. 

Die  während  der  Vereinigung  des  Verordneten -Col 
legiums  mit  der  Regierung  stattgehabten  Herstellungen 
wurden  von  der  Baudirection  besorgt,  was  im  Jahre  1791 
mit  der  Uebergabe  de»  Gebäude»  an  das  ständische  Bau- 
amt aufhörte. 

Im  Jahre  1794  geschah  der  Ankauf  des  Prierhaus- 
stadels  als  Maga^^in   für  Baumaterialien  -  Vorräthe. 

Das  Gebäude  wurde  indess  sowuhl  zur  Unterbringung 
de»  Militärs,  wie  auch  vom  Verpflegsamte  zu  Depositorien 
und  zur  Bäckerei  benutzt,  welcH  letztere  grosse  Auslagen 
verursachte. 

Nach  Entfernung  der  Bäckerei  im  Jahre  1803  wurde 
das  Gebäude  zwei  Jahre  später  als  Spital  für  kranke  und 
blus^irte  Soldaten  verwendet,  sowie  im  Jahre  1808  der 
Stadel  zur  Unterbringung  eines  Theiles  des  Regiments  Jordis 
adaptirt. 

I.  Die  Kriegscreignisse  des  Jahres  1813  führten  die  Um- 
gestaltung der  Kaserne  in  ein  Armeefeldspital  herbei, 
worüber  ein  ständischer  Beamter  als  Verwalter  bestellt 
wurde. 

Nach  Auflassung  des  Spitals  erfolgte  im  November 
1814  die  Wiederbenützung  als  Kaserne  und  im  Jahre  1815 
die  Vergütung  der  Auslagen  per  1909  fl.  5  kr. 

Im  Jahre  18J7,  bei  Uebergabe  sämmtücher  Kasernen, 
geschah  am  10.  März  auch  jene  der  I.crohenthaler  Kasenie, 
von  welchem  Zeitpunkte  auf  Grund  des  Hofkanzleidecrets 
vom  15.  October  1H15  alle  Nachschaffungen,  vom  Jahre  1813 
angefangen,  dem  Militärärar  zugewiesen  wurden. 


I.  c.  Nr.   u. 
H.  ift.  s-M. 


H.  I.  t. 
(»0.  179«. 

I.  c  Nr.  1II04. 
1791 

1.  <:.  41.  Nr.  ^So. 

E.   ISrt.  Oll. 

H.  I.  9S.  ij-^. 

IL   1,1.    to.  iftfi. 

H.  lit.  aoi  u. 


a  1. 14. 

l.  c.  .17. 
Nr.  qA«.  tSi«. 

H.  I.  36. 

Nr.  «ibr. 

I.  c.  7j.Nr.  ijio. 


I.  c.  107. 
II.    iri.    Ari'hir. 

hiwntiirbutk. 

H,  1,    loo, 
Nr.  70.  181«. 
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Nr.  ijij.  iHiM. 
L  c,  Nr.  $)ib. 

I^4>   lllj.   >Ä|V 


H.  4'«>  .tt. 

Nr.  16m.  njin. 
sixq. 


II.   t  j.  t).|. 
Nr.  4tJB.  183a. 


c  4>.  Nr.  jihi. 

M.  1^9.  jo. 
Nr.  1085- 


I.  r.  Nc.  jow.i. 
n.  i.  a.  Archiv. 

Inrmtarbiu-h. 


H.    19.   JO. 

Nr.  jihi. 


Das  Guthaben  der  I^ndschaft  für  die  seit  i.  November' 
1813  bis  zur  Uebergalie  im  Jahr«  1K17  bestrittenen  Aus- 
lagen im  Butnig-e  von  9272  fl.  7V4  ^^^  wurde  in  das  all- 
(yemeine  l.iquittaiions-Operat  der  ständischen  Müitärforde- 
runj?on  einbezoj?en,  dürfte  aber  durch  Compensirung  al.s 
bezahlt  zu  betrachten  sein,  da  die  I^andschaft  bei  Aus- 
g-leichung^  der  gegen  sei  tig-en  Forderung-en  zu  einem  Ersätze 
verhalten  wurde. 

Die  im  Jahre  1825  eingeleitete  Uebernahme  der  Militar- 
quartiersfonds-Verwaltung  hatte  am  4.  November  eine  com- 
missionelh:  Verhandlung  zur  Folge,  wobei  die  ständi- 
schen Abgeordneten  erklärten,  die  I-erchcnthaler  Kaserne 
dem  Militärärar  in  das  zeitliche  Xutzelgenthura  übergeben 
zu  wollen,  oder  aber,  da»s  im  ]''alle  der  Nichtannahme  vom 
Militär,  für  die  Benützung  ein  Zins  von  556  fl.  15  kr.  jähr- 
lich bezahlt  werde. 

Da  keine  Erledigung  erfolgte,  wurde  im  Jänner  i6i*f 
die  Flüssigmachung  de»  seit  i.  November  1825  aushaftenden 
Zinse.s,  sowie  die  künftige  Rntrichtung  desselben  nachge- 
sucht und  dieses  Ansuchen  im  Jahre  1830  erneuert,  weil 
sonst  mit  dem  Gebäude  eine  andere  Verfügung  getroffen 
werden  müsate. 

Im  März  183.5  erfolgte  endlich  die  Entscheidung,  dass 
die  Militärverwaltung  die  üebernahme  des  (rebäudcs  nach- 
träglich realisire  und  dass  sich  dieselbe  bereit  erklärt  habe, 
den  .Ständen  alle  von  ihnen  seit  i.  November  1R25  bestrit- 
tenen Auslagen  zu  vergüten  und  die  fernere  Berichtigung 
dieser  Auslagen,  solange  das  Gebäude  im  militärischen 
Besitze  verbleibt,  auf  das  Militärärar  zu  übernehmen,  wobei 
sich  die  angesprochene  Zinszahlung  von  selbst  behebe. 

Am  26.  October  1833  erfolgte  die  Uebergabe  der 
I.erchenthaler  Kaserne,  zugleich  aber  auch  die  Erklärung, 
dass  sich  die  Landschaft  mit  der  angebotenen  Entschädigung 
nicht  begnügen,  vielmehr  den  bereits  ausgemittelten  Zins 
mit  Recht  ansprechen  könne,  sich  jedoch  mit  einer  min- 
deren Summe  zufriedenstelle,  oder  auch  im  Falle  der 
Nichtzu»timmung  des  Hofkriegsrathcs  das  Gebäude  dem 
Militär  gegen  Vergütung  des  .Schätzungswertes  in  das- 
vollständige  Eigenthum  überlasse. 

Die  hierauf  unterm  17.  Juli  1834  erflossene  Hofkanzlei- 
Entscheidung  enthob  das  Militär  von  der  Zinszahlung  und 
gestattete   nur  die  Vei^ütung  der  Auslagen,  ja  das  Hof- 
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kanzleidecret  vom  u,  März  1836  verlangte  die  gunaoe  Er- 
hebwig  des  Umstandes,  inwiefern  die  l.erchenthaler  Ka- 
serne ein  Eigenthum-  der  Stände  oder  des  Landesquartiers- 
fondes  sei? 

A!s  Erledigung-  über  die  pejfebene  Au^klärun^',  dass 
nie  ein  Militärquartiersfond  bestanden  habe,  dio  I.erchon- 
thaler  Kaserne  daher  nicht  aus  diesem  Eonde,  sondern  ex 
domestico  erkauft  worden  sei,  erfolgte  im  Jalire  iHj8  die 
Hofkanilei-Kntscheidung,  dass  dem  Domes ticalfon de  nur  der 
Anspruch  auf  die  zur  Erhallung  des  Gebäudes  gemachten 
Auslagen  zustehe,  welche  denn  auch  im  Jahre  1842  zufolge 
des  Hofkanzleidecretes  vom  27.  Mai  im  Betrage  von 
1804  fl.  ö5  kr.  angewiesen  wurden.  ■ 

Die  im  Jahre  1843  von  dem  Ausschussraths-Collegiura 
angeregte  und  von  der  Regierung  in  Aussicht  gestellte 
Errichtung  von  Cavallerio-lCasenien  brachte  die  Stände  mit 
der  Lerchenthaler  Kaserne  insofern  wieder  in  Berührung, 
als  über  ihre  Erklärung  wegen  Uebernahme  der  Kosten 
auf  die  Landesconcurrenz,  mithin  pro  rata  auch  für  das 
Dominieale,  mit  Regierungs-Insinuat  vom  jo,  August  1845 
eröffnet  wurde,  dass  sich  das  niederösterreichische  General' 
coinmando  bemühen  werde,  zur  EÖrderung  der  Sache  die 
Ueberliussung  der  l.erchenthaler  Kaserne  an  die  Stände  be- 
hufs deren  Umgestaltung  in  eine  C'avallerie-Kaserne  höheren 
tJrts  zu  erwirken. 

Diese  Umgestaltung  ist  im  Verlaufe  der  darüber  gepflo- 
genen Verhandlungen  im  Wege  der  I.andesconcurrerxz,  zu 
deren  ßeschleunigung  ein  unverzinslicher  Vorschu.ss  von 
35.000  fl.  C,  M.  fx  domestico  geleistet  wurde,  zustande  ge- 
kommen und  so  durch  den  Impuls  der  Stände  das  von 
ihnen  gekaufte  J^erchen thaler  (Gebäude  zur  Cavallerie- Ka- 
serne geworden. 


FT.  »f».   ,v>- 


t  c.  Nr.  S«. 


L  c.  Nr.  I  i6j. 
rtjft. 


n.  1/^  5, 

Mr.  3>ot. 


H.  »4,   II. 
Nr,  >sii1-  ^1* 

M.  tu.  107. 
Ni.  igati. 


I.  c.  Nr.  iiH'. 


Nr.   ifc7.( 


t:- 
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aSsoüV*^ 


UL 

BERGSCHLÖSSEL. 


xt  V?\h(W  ^"^  Jahre  1717  halte  laut  VertraR'  vom  0.  üctober  der 

btändische  Syndicus  und  KanzleiUirector  Johann  Jakob 
Mäderer  von  Hhrenreichs-Cron  aus  der  sog^enannten  Stadt- 
hüfleiten  oberhalh  de.s  städtMchen  ZiegfelstadeU  drei  Joch 
Aecker  von  der  Stadt  l.inz  um  300  fl.  gegen  Bezahlung 
eines  jährlichen  Grunddienstes  von  3  fl.  erkauft  und  daselbst 
ein  Gebäude  aufgeführt. 

Dieses  Gebäude  am  Rerg,  daher  der  Name  Berg- 
ächlösäel,  wurde  von' seinem  Erbauer  im  Jahre  1736  durch 
"Tl.  11.  i.vr. «;,  Testament  vum  31.  Jänner  sammt  allem  Zujjehor  und  der 
r'*».'ii\'w.i  Jurisdiction  über  das  Harrasgütel  der  obderennsi sehen  I^nd- 
schaft  in  dankbarer  Erinnerung  an  die  von  derselben  ge- 
nossenen WühUhaten  dergestalt  vermacht  und  geschenkt* 
dass  es  dem  im  Landhause  wohnenden  ständischen  Präsi- 
denten, das  ist  dem  in  officio  stehenden  Verordneten  des 
alten  Herrenstandes  •  zur  Nutzmessung,  auch  beliebigen 
■Sommerwohnung  dienen  soll,  wofür  derselbe  verpflichtet 
wurde,  tiebäude  und  Zugeluir  im  stift-  und  baulichen  Stande, 
ohne  davon  etwas  wegzubringen  und  ohne  Entgelt  der 
Landschaft  zu  erhalten. 

Der  erste  Nutzniesser  war  Johann  Wilhelm  Graf  von 
Thürheim,  welchem  das  auf  6365  fl.  51  kr.  geschätzte  Be- 
rt.  isti.  ^?.     sitzthum  im  Jahre   173g  übergeben  wurde. 

Sein  Nachfolger  im  Verordnetenamte,  Josef  Antun 
J.t.ja,  Graf  von  Weissenwolf,  stellte  im  Jahre  1743  bei  den  Stän- 
den das  Ansuchen  um  Uebernahme  der  Reparaturskosten 
^uf  die    l^ndschaftscasse.     Es   wurde    bewilligt    und    der 
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ütändiüche  Bauschreiber  bcauflra^rt,  die  Reparaturmi  auf  Be- 
ff'hl  des  jeweilif^en  ständi:»chen  Präsidenten,  wie  bui  den 
übriycn  »tändischen  Gebäuden,  vorziin«hm«n.  Um  jedoch 
diustt  Auäla(j'e  niclit  perpetuirlich  xu  machen,  wurde  zu- 
gleich beschlossen,  dass  jeder  Nachfolger  beim  Antritte 
seines  Amtes  darum  nachzusuchen  habe. 

Allein  schon  im  Jahre  1750  wnirden  die  erwähnten  Aus- 
lag'en  infoljfe   des  allerhöchsten  Rescripts    vom  15.  April  n,  1. »».  Nr.  j. 
beanständet    und    dem   Nutzniesaer   zugewiesen,    zu    deren 
Bestreitung  derselbe  nach  dem  Wortlaute  der  Schenkungs- 
urkunde ohnehin  verpflichtet  sei. 

Da  der  Genuss  in  dieser  Weise  statt  Nutzen  Xachtheil 
zu  bringen   schien,   so    wurde    noch    im    selben  Jahre    der 
Verkauf  des  Bergschlössols  beantragt,  jedoch  damals  nicht     f.  »v*.  •*. 
ausgeführt.     Dies  geschah  erst  im  Jahre  1776. 

Noch  früher  aber  wurde  von  Gottfried  firafen  von 
Clam  als  damaligen  Nuizniesscr  laut  (irundbrief  vom  30.  Mai 
17Ö7  ein  .Stück  Grund  von  '/|8'"'  Tagwerk  an  den  Besitzer  j^^^'J^^'^,^, 
des  Rammelhauses  um  einen  verglichenen  KaufsrhilUng 
gegen  jährliches  Dienstgeld  käuflich  überlassen  und  von 
dessen  Nachfolger  (xrafen  von  Hohenfeld  laut  Vertrag  vom 
1.  September  1773  das  ganze  Besitzthum  an  den  Regenten 
des  Nordischen  Stiftes  um  den  Betrag  von  jährlich  30  fl. 
auf  5  Jahre  verpachtet. 

Unterm  3.  April  1775  stellte  Achaz  Herr  von  Stibar 
den  Antrag,  das  Bergschlössel  für  einen  Dritten  zu  kaufen 
und  den  Kaufschilling  zum  Theaterbau  zu  verwenden,  wo- 
für sich  auch  Graf  Hohenfeld  erklärte,  jedoch  mit  dem 
Vorbehalte  einer  halben  Loge  per  100  fl.,  oder  im  Kaile 
kein  Theater  bestehen  sollte,  gegen  lirfolglassung  dieses 
Betrages  aus  der  standischen  Bauamtscasse. 

Ks  hatten  sich  auch  bereits  mehrere  Käufer  gemeldnt 
und  die  von  der  1-andeshauptmanuschafl  darüber  befragten 
Stände  erklärten  mit  .Schluss  vom  24.  October  1775,  dass 
sie  dem  Verkaufe  nicht  entgegen  seien,  wenn  der  Rudol- 
finische  Herrenstand  kein  Bedenken  finde  und  wegen  iles 
Kntganges  von  dem  Kaufschilling  ein  angemessenes  Aoqui- 
valent  erhalten  könnte. 

.\uf  Grund    dieser    unterra    10.  November    J773    abge- [^^  l'i^Abiiii. 
gebenen  Hrklärung  wurde  unter  Intervenirung  der  Landes* 
hauptmannschaft  infolge  der  Rescripte  vom   tj.  April   und     '  •"■  ^'-  '"■ 
1 7.  Juli  1 776  der  Verkauf  des  Bergschlösseis  an  das  Nordische 


I.  c.  Nt.  *^ 
I.  AhiM. 


I.  .:.  Nr.  4. 
[.  AhUil. 


I.  I-.  Nr.  t. 
I.  Abthl. 
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9- 
I.  c.  Nr.  ta 


K.  j,  j.. 
Nr.  iWj.    i*».v 


"*»?*»'*  ^^^^^  allf^rhöchst  genehmig  und  dorsclbe  nach  Zustimmung 
rtes  Unrrenstitndes  laut  Contract  vom  i.  Jänner  1777  um  tlen 
IVjtraK  von  yxxi  fl.  in  Vollzug  guscizA,  wobei  .sich  der 
HcrreuhtanU  als  Verkäufer  im  Kalle  des  Wieder\'erkaufes 
das  liinstandsrecht  vorbßhinit. 

Der  nach  §  2  dws  Kaufconlractes  zur  Herrunstiindscassi: 

I.  f..  itriujce  lu  eing'ezahlte  Kaufschilling  wurde  im  Jahre  1777  in  fundo 
publica  zu  4  Porcent  ungelugt  und  dem  Ht;rren.stande  dafür 

1. 1,  BdUje«  it  eine  Aorarial-Übligaiion  ausgestellt,  im  Jahre  177^  aber 
von  dem  erwähnten  Stande  wieder  aufgekündig-t  und  bei 
Privaten  angelegt. 

Da  jedoch  die  beireffenden  Parteien  diese  und  andere 
aus  der  Merrenstandscasse  geliehenen  lielder  mittelst 
Aerarial-Obligationen  spater  wieder  zurückzahlten,  wnrde 
zur  Bt?seitigung  künftiger  Irrungen  das  darunlt^r  begriffene 
Bergschlösse  kapital    per   3000  Ä.   ausgeschieden  und    dem 

i.  IT.  H,-ii«e<- II  Herrenstande  dafür  eine  neue  Aerarial-Übligatiun  ausgc* 
stellt,  wovon  das  Interesse  dem  ersten  Herrenstands-Ver- 
ordneten  seither  verabfolgt  und  vorn  (trafen  von  Weissen- 

c^'wh^^s  wolf  in  dieser  fc:igenschaft  für  das  Jahr  i«4K  noch  behüben 
iK..  (iMi.      wurde. 


Dieser  Nachweisung  über  die  Entstehung  des  Burg- 
schlÖssclcapitals  reiht  sich  noch  eine  Separat  Verhandlung 
an,  hervorgerufen  durch  das  Hofkanzleidecret  vom  20.  Xo- 
~3.ja.Nr.j?3fc  vember  1823,  mit  welchem  bei  Gelegenheit  der  bestätigten 
Verordneten  wall  1  des  (fraien  von  G  rundemann  gegen  tlen 
Genuss  der  Interessen  von  dem  erwähnten  Capital  zwar 
nichts  erinnert,  jedoch  zugleich  die  Auskunft  abverlangt 
wurde,  wer  der  wahre  üigenthümer  des  (Japitals  sei,  wo 
dasselbe  anliege  und  sich  die  Schuldurkunde  befinde. 

Die  von  dem  Hi;rrenstandt:  hierauf  erstatl*^t"m  Aus- 
künfte waren  der  Landesregierung  nicht  genügend.  Die- 
selbe war  der  Ajisicht,  dass,  da  das  Bergschlössel  der  Land- 
schaft vermacht  worden  sei,  nur  diese  oder  ihr  Vertreter, 
das  Verordnuten  -  Collegiura  und  nicht  der  Herrenstand 
Kigenthümer  des  im  Jahre  1777  aus  der  Vcräusserung  des 
ßergschlössels  gelösten  Kaufschillings  sein  könne,  die 
Schuldbriefe  daher  nur  auf  die  Landschaft  ausgestellt  vrer- 
den  konnten  und  dieselben  sohin  bei  dem  Verordneten- 
Collegium  und  nicht  in  die  Herrenstandscasse  hätte  d«pu- 
nirt  werden  sollen. 


I.  c  St.  m. 


Dagt^ün  wurde  auf  Grund  der  von  dorn  Ut^rrcnstande 
wl^ite•^R  abverlangten  Auf  klUrunij;  mit  Insinuat  vom  19.  Sep- 
t<*mb<ar  1824  er\vid«rt: 

dass,  da  das  BergscHlössel  im  Jahre  1777  gegen  dem 
verkauft  worden  sei,  dass  der  KaufRchilling'  in  die  Herren- 
standaoasse  erlegt  werden  müsse  und  der  Merrenstand  den- 
selben in  funilo  publico  angelegt  hat,  das  Vorordnetan-Collu- 
gium  die  dem  Herrenstunde  darüber  auägestelltc  Obligation 
per  3000  fl.  für  den  Domusticalfond  nicht  reclamiren  könne. 

Hierauf  wurde  mit  dem  Regierungs  -  Insinuate  vom 
2.  August  1825  eröffnet,  daM>,  nachdem  das  Verordnetun- 
Collegium  das  aus  dem  Verkaufe  des  Bergschlösseis  gelöste, 
bei  der  Ilerrenstandscasse  befindliche  Capital  per  3000  fl, 
nicht  reclainirt,  nach  dem  Hufkanzleidccrete  vom  21.  Juli 
1825  kein  Anlass  zu  einer  weiteren  Verfügung  vorfaaiideu 
sei  und  daher  diese  Angelegenheit  auf  sich  zu  beruhen 
habe. 


Nach  dem  Aufhören  der  alten  Stände  Verfassung  ist 
die  Widmung  der  Interessen  von  dem  Berjfschlosselcapital 
für  den  ersten  llerrenstands- Verordneten  entfallen  und 
werden  diese  Interessen  sowohl,  wie  alle  übrigen  der 
llerrenstands-Capitalien  seit  dem  Jahre  1849  von  dem  be- 
treffenden Stande  zu  Unterstützungen  bedürftiger  Standes- 
niitglieder  und  zu  sonst  beliebigen  Zwecken  verwendet. 


E.  j.  it. 
Nr.  JI49- 
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UM 
KREISAMTSGEßÄUDE  ZU  LINZ  UND  WELS. 


jyiit  dem  Hofkanzlei decrete  vom  12.  Juli  1804  wurdu 
die  Landesregierung  angewiesen,  wegen  Ausmiltlung  sta- 
biler Wohnungen  für  die  Kreishauptleute  und  Kreisamter 
in  einem  und  demselben  Locale  ihr  Gutachten  zu  erstatten 
und  dabei  zu  berücksichtigen,  dass  der  Krmshauptmann 
den  Zins  nur  für  seine  Wohnung,  der  Kreisort  den  für  die' 
Kanzleien  und  die  Landschaft  jenen  für  die  Casse  ex  do- 
meslico  zu  leisten  habe. 

Das  Vcrordneten-Collcgiuni  wegen  allfälligcr Vorschuss- 
leistung für  jene  Kreisorte,  welche  die  Mittel  zur  Adap- 
tirung  nicht  besitzen,  davon  in  Kenntnis  gesetzt,  beschloss, 
diese  Vorschussgesuche  abzuwarten;  allein  es  sind  keine 
eingelangt. 
L  c  bi.  Nr.  ii8j.  Die    unterm    6.    Februar    1812    erflossene    I  lufkanzlei- 

Verordnung  enthält  neuerliche  Bestimmungen  wegen  Zins- 
zahlung für  die  zur  Unterbringung  der  Kreisämter  be- 
nützten Localitäten,  nach  welchen  in  Gemassheit  der  aller- 
höchsten k-nlscliliessung  vom  26.  September  iSii  der  für 
die  Kreiscassen  entfallende  Zins  der  Landschaft  zugewiesen, 
von  dem  Verordneten-Collegium  aber  dagegen  erwidert 
wurde,  dass  eine  Zinszahlung  von  Seite  der  Landschaft 
nicht  anwendbar  scheine,  indem  die  Kreisamter  hierlands 
keine  Steuern  und  Umlagen  einzuheben  haben,  sohin  eigene 
Ca-sscgewÖlber  nicht  orforderlich  .seien. 

Indcss    wurde   mit  Hofkanzleivurordnung    vom   7.  Mai 
I.  c.  Nr.  isji*   1812  ausgesprochen,  dass  kein  Anstand  obwalte,  die  Miet- 
zinse   für    die  Kanzleien    der  Kreisamter    dfo^  Hausmck-. 
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IVaun-  uttil  Mühlkri;iäi:s  nach  dem  Si«uer(fuIdeM  des  Dornt • 
titf-^ils  und  Kusiicals  ;iuf  din  siniu*rj.iflirlitttr''n  K rftisinsa^fi^n 
durch  die  Ständr  umhijfcn  und  siilbe  dt:n  Krewhaupütiuttin 
in  halbjährii{en  Rutim  auh  der  ständi^^chen  Ciisse  urfolg-cn 
zu  lassen,  unter  WfUchen  Zinsung'en  laut  wciterorllofkanzlei 
v«?rordnunj{  vom  2H.  Mai  1812  auch  ji;ne  für  die  K.^;i^;- 
cassen,  Mifünie  ihrn  ( hddg^nschäfte  sich  nicht  vtirm«hren, 
nilibef^rifi'en  wurden. 

Xun  handelte  es  sich  um  die  Unterbrinffung  der  Kreii^ 
ämter  des  Müld-  und  llausruckkreises,  für  welche  noch 
keine  pasäendun  I,ucalitäten  vurhanden  waren. 

Zur  Unterbringung  des  Mülilkreisaniios  wurde  laut 
Vertrag  vom  o.  Juli  1813  lios  Paul  Schalk'sche  Haus 
Nr.  801  in  der  Herrenyasse  gekauft,  der  da/u  erforderliche 
Kaufschilling  pr.  28.UO0  fi.  W.  W.  vom  Cameralärar  vor- 
geschossen und  dab  so  erkaufte  Haus  zufolge  dea  Hof- 
kan/leidecretes  vom  7.  September  1813  von  Sr.  ^tajestäi  k.  5  n  Nr.i39o. 
gegen  dem  als  ein  lügenthum  des  I^ndu»  erklärt,  dass  sol- 
ches dem  Cameralärar  den  vorgeschossenen  IvaufschilUng 
im  Wege  der  genel\uiigten  Repariirung  auf  das  Universum 
vergüte,  auch  die  erforderlichen  Herstellungs-  und  Unter- 
haltungskosten nebst  den  laufenden  Steuern  vom  Tage 
der  Uebernahme  bestreite,  wofür  das  J-and  den  suinerzeit 
auszumittelnden  Zins  zu  empfangen  habe. 

Die    hierüber   geführten  Verhandlungen    betreffen    die 
Einbringung  des  Kaufschillings,  die  Adapttrungskosteti  und 
die  Zinsermittlung,    worauf  mit  Regierungs-lnsinuat   vom 
23.  Mai  1814  die  Zustellung  des  intabuUrten  Kaufsv ertrages  t.  c  Nr.  mq. 
an  die  Stände  als  die  Repräsentanten  des  lindes  erfolgte. 

Unter  denselben  Modalitäten  geschah  die  mit  dem  Ilof- 
kanzleidecrete  vom  15.  September  1814  genehmigte  Kr- 
werbung  der  zwei,  vormals  gräflich  Czernin'schen  Häuser 
Xr.  128  und  I2y  zu  Wels,  welche  nach  Inhalt  des  Vertrages 
vom  24- October  1814  um  den  Betrag  von  24.000  fl.  W.W. 
dem  l^nde  verkauft  wurden. 

Die  Uebergabe  der  Kaufsdocumente  erfolgte  mit  Re- 
gierungs-lnsinuat vom  2j.  November  1H14,  worauf  die 
Buchhaltung  die  Weisung  erhielt,  den  Kaufschilling  und 
die  Adaptirungsauslagen  mit  jenen  für  das  Mühlkreis-Amts- 
gebäude  unter  einem  im  Ausschreibungsantrag  zu  nehmen 
und  den  Dividenten  anzuzeigen,  damit  zur  Ausschreibung 
geschritten  werden  könne. 
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Da  jedoch  die  Ausschreibung  nicht  sobald  einjifeluitiaj 
werden  konnte,  so  wurde  der  Kaufschilling-  ein.stweilon  e\\ 
domesiico  vorgeschossen,  wie  dies  auch  mit  jenem  lür' 
das  .Schalk'sche  HauK  im  Jahre  1814  f^eschehcn  ist. 

Das  Land,  in  dieser  Weise  Eigenthümer  der  vorer- 
wähnten Gebäude,  bezog  davon  Wohnungszinse,  wofür  es 
abjir  die  R*?paralur.skosten,  Steuern  und  scuistig-e  I.a<^lcn 
7u  tragen  hatte,  deren  Bestreitung  und  Verrechnung  von 
den  Kreisamtsvorständen  besorgt  wurde. 

Unter  den  Zinsungen  waren  auch   die  für  die  (Järtcn 
begriffen,   worüber    in    den  Jahren    1813   und   1815  eigene] 
Paclitvcnräge   abgeschlossen    wurden.     Weitere  Ueborlas- 
sungen  der  Garten  zu  Wels  und  l.inz  hatten  im  Jahre  1824 
stattgefunden. 

Das  mit  allerhöchster  Enüschlitissung  vom  10.  April  1821 
ausgesprochene  Aufhören  allerauf  den  Objeclcn  derCfrund-, 
Urbarial-,  Zehent-  und  ( rebäudesteuer  lastenden  Xeben- 
gaben  nahm  auch  auf  diese  Auslagen  für  die  Lrnterkunfl 
der  KreisäiiU'-r  Kinfluss,  welche  infolge  der  mit  obiger 
Entschliessung  angeonlneten  Erhebung  mit  Insinuat  vom 
10.  Juni  1821  als  der  Staatsverwaltung  zuständig  erklärt 
wurden. 

Hierauf  erfolgte  unterm  7.  Juni  1824  die  allerhöchste 
Genehmigung,  dass  in  Ansehung  der  Auslagen  fUr  die 
Unterbringung  der  Kreisäuiter  die  MajestäUvenlschliussung 
vom  io.  April  1Ö21  in  Vollzug  zu  setzen  sei,  wozu  von  der 
Regierung  die  Aeusserung  abverlangt  wurde,  welche 
Lande.sauslagen  auf  die  Unterkunft  der  Kreisärater  zu  Kinz, 
Wels  und  Steyr  vom  Jahre  1825  an  hin  wegfallen,  dann  ob 
die  ständische  Casse  nicht  etwa  einen  oder  den  andern 
Ertrag  für  ihre  Bedürfnisse  verwendet  habe? 

Diese  Aufklärung  wurde  gegeben  und  darin  nachge- 
wie.sen,  dass  sich  die  Landschaft  nicht  nur  von  den  einge- 
hobenen Beiträgen  nichts  angeeignet,  sondern  nicht  einmal 
die  diesfälligen  Auslagen  durch  Ausschreibung  eingebracht 
habe,  dieselbe  daher  die  im  Laufe  von  10  Jahren  ex  dome- 
sricti  bestrittene  Mehrau-slage  von  074y  fl.  41^/,  kr.  W.W. 
und  1500  Ü.  5Ö  kr.  L".  M.  als  ein  Guthaben  ansprechen  könne. 

Als  Erledigung  hierauf  wurde  mit  Regicrungs-lnsinuat 
vom  10.  ,\pril  1825  eröffnet,  dass  di<:  Hofkanxlei  die  Aus- 
künfte zur  NachrU^ht  genommen  habe,  der  nachgesucbtun 
Vergütung  der  Mehrau>lage  aber  keine  Eolge  geben  könne. 
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Hinsichtlich  tl«r  Krajye  ülmr  die  künftijf«  TVnüi/unjf 
tl«r  Kruisutnls^tflmiKle  xu  IJii/.  und  Weis  isl  die  Hofkanzlei 
mit  der  llüfkamtiiLT  überuinj|f<!kümm<.'n.  dass  das  Uiiji'n- 
ihum  ilit?siir  (it;bauile  don  Ständi*n  zu  verhlt>ihen  habe,  die 
Unlorhallunj»  und  R(ip.iratur  drrs«ll>f  n  aber  für  di«  r)aU4;r 
ihr<;r  Widmuny  zur  l'iilrrhrinyunj;  dfir  Kri'i.sJinjlHr  aus  iltrn 
Suialhschatzc  bustrittun  wcrduu,  wodurcli  jmli!  weiurrt; 
Capitalsuntschädij^un)^  oder  Mieutinsnnirichtung  an  die 
Siäiide  von  selbst  fMitfalle, 

Auf  Grund  diusijr  H<:sliminun)j  wiirtlnn  mil  iMernt  vom 
^1.  April  1825  dtc  Duulichkcilcn  In  den  «.'rwähnten<tt:bäudcn 
einfftt-stellt,  wie  die  Sistirun(f  der  Zinszahlung-  für  dl«  Unter- 
kunft des  Traunkrcisamltis  schon  mit  Decret  vom  5.  Jänner 
14*25  siailgeluiidon  halle. 

Sofort  erfolgte  die  mit  dorn  Regiurunjifs-Insinualn  vom 
2H.  Mai  iSi.s  angeordn^'tfl  IJobergab«  dnr  bt»id»;n  Kreis- 
amtsgubaude  zu  l.in/  und  Wels  zur  \ui/.niessun({  an  das 
A«rar,  und  Kwar  die  des  Trcbäudes  xu  l.inz  am  13.  und 
r|.  Juni  iHZ5,  dann  jene  di?r  Häuser  au  Wels  am  15.,  tt>. 
unil  17.  Juni  desselben  Jahrs,  jetloch  mit  Vorb«halt  d«s 
ständischen  Kig-onthums  und  mit  der  Verjjflicluung"  des 
Aerars  zut  Unterhaltung'  und  Reparatur  der  (lebaude  für 
die  Dauer  <ler  vorbenannten  Wjdmuny. 

Diu  noch  weiters  (juplioyenen  Verhandlungen  iHitreffen 
die  Ausgleichung  der  gegenseitigen  (iulhabungen  in  liezug 
auf  Zinsung^cn  und  Reparaturskosten,  die  im  Jahru  iS;;0 
zustande  gekommen  ist. 

Uino  Schätzung  des  Wertes  dieser  Gebäude  zur  Zeit 
der  Uebergabe  an  das  Aerar  hat  nicht  stattgefunden. 

Im  Jahre  i82y  wurden  über  Ansuchen  die  beiden  Ori- 
ginal-Contracte  wegen  Pachtung  der  Kreisamtsgärten  zu 
Wels  der  Regierung    zum  AniLsgebrauche   mitgetheilt. 

Die  Kreisannsgebäude  zu  l.inz  un<l  Wels  als  ein  Uigen- 
thum  des  lindes  bei  cnlslandenum  l'cuer  sicher  zu  stellen, 
wurde  am  14,  Juli  1851  deren  l'-inverleibung  in  die  stän- 
dische Feuerschaden -Versicherungsanstalt  beschlossi.'n  und 
dieselbe  mit  den  Krlässen  vom  25.  Juli  und  jo.  August 
1851  angeordnet  und  vollzogen. 

Der  Erweiterungsbau  für  die  Oberrealschule  in  l.inz 
gab  Anlass,  dass  im  Jahre  1853  ein  Ihcil  von  dem  zum 
hiesigen  KroisaniLsgcbäude  gehörigen  Garten,  die  Parcellc 
95,   dem  Josef  Dierzer  Ritter   von  Traunthal   eingeräumt, 
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1,  c.  Nr.   1Ö97. 


dag^fijyen  von  diosem  letzteren  die  Parcelle  97  a,  und  zwar 
weil  um  28  Quadratklafter  grösser,  ffeg-en  Entschädigung 
von  840  fl.  C.  M.  der  Landschaft  überlassen  wurde,  welche 
sich  auch  herbeiliess,  die  Parcelle  96  dem  erwähnten  Ritter 
von  Traunthal  zur  Benützung  als  Zugang  und  Zufahrt  zu 
seinem  Hause  einzuräumen,  jedoch  mit  dem  Vorbehalte 
als  ständisches  Eigenthum,  auf  welchem  kein  Gebäude  auf- 
geführt werden  dürfe. 

Die  von  der  Direction  des  Industrie-  und  Gewerbe- 
vereins mit  Eingabe  vom  22.  Februar  1860  gestellte  Bitte 
um  Ueberlassung  des  durch  das  Aufhören  der  Kreis- 
behÖrden  verfügbar  gewordenen  Hauses  in  der  Herrengasse 
gab  Anlass  zu  einer  Anfrage  bei  der  Statthalterei,  welche 
mit  Note  vom  3.  April  1860  erw^iderte,  dass  sie  sich  das 
Verfügungsrecht  mit  den  beiden,  dem  Landesfonde  eigen- 
thümlich  zugehörigen  ehemaligen  Kreisamtsgebäuden  zu 
Iaxiz  und  Wels  als  Verwaltungsorgan  des  Landesfondes 
vorbehalten  habe,  worauf  von  Seite  des  I^ndescollegiums 
die  Erwartung  ausgesprochen  wurde,  es  werde  nach  defini- 
tiver Entscheidung  hierüber  die  Leistung  der  Brand- Asse- 
curanzumlage  für  den  Domesticalfond  in  Zukunft  aufhören 
und  billigerweise  auch  die  Rückvergütung  der  bisher  er- 
wachsenon  diesfälligen  Auslagen  eintreten. 


1^^^!^ 


LIV. 

MUSIK  IMI'OST. 


Di 


'ie  grossen  Stoat.s.iu.slag'en,  zu  deren  Bestreitung  die 
g-ewölinlichtin  Jünkünfte  niclU  mehr  zuruichien.  nöthigten 
Kaiser  Josef  l.,  auf  solche  Aiishilfsmittel  zu  denken,  die 
sich  ohne  Kfänkunir  des  Unterthans  ausführen  liessen. 

Unter  diesen  AushiUsmitteln  befand  sich  der  Tanx- 
impost  (Musikinipost),  dessen  tinführnng"  beschlosM^n  und 
niit  ilem  Patente  vom  2K.  I)ecembHr  1707  any^tonlnet  wurde,      u  ».  &  /. 

r>erselbe  bestand  in  einer  (icbür  lür  das  Abhalten 
der  Tan/mu*iik  und  iii  einer  Musikantentaxe,  die  jeder 
Tanz  halteniie  Wirt  mit  den  je  nach  dem  l>c>micil  be- 
ic^iscnen  Beträfen  an  das  Aerar  jährlich  bezahlen  musste. 

Die  Stände  fanden  den  neuen  Impost  fiir  die  Wirte 
zu  drückend  und  baten  um  Aufhebung^;  sie  wurden  aber 
jiurückg'ewiesen,  ja  mit  dem  Rescriptu  vom  j»i.  AuK-ust  170« 
»og-ar  ang'ü^angen,  denselben  geg-en  10.000  fl.  jährlich  in 
Pacht  zu  nehmen,  wozu  sie  sich  auch  laut  Vertrag  vom 
7.  Septembur   1808  auf  2  Jahre  lierbeiliessen. 

Üiese  V'erträge  wurden  immer  auf  2,  3,  4,  auch  6 
Jahre  erneuert,  allein  die  Stände  haben  dabei  nie  ihre 
Rechnung  gefunden,  im  tiegentheil  innner  griVbbcrc  Nach- 
theile erlitten. 

Davon  zeigen  ihre  Vorstellungen  vom   ij.  Jänner  und 
),V   April    1717,   worin    sie   sich    nur    gegen    künftig«  Ver-     '  •    »*•  i"«- 
Schonung   zur  Pachtnahme  auf  weitere   3  Jahre  erklärten, 
indem    sie    kaum    den    zehnten   Theil    des  Pachlbetrages 
hereinzubringen  vermochten. 
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"Das  gcrinije  Krlräj^jnis,  welches  vom  i.  Jänner  1709 
an^efanj^cn  durch  die  Übrijifkeiten  an  die  ständische  Casee 
abgeführt  wurde,  nüthi^e  dii*  Stände,  andere  Ma-ssregeln 
zu  ergreifen,  als:  Beücbruibuinj  der  im  Lande  befindlichen 
Wtrto  und  Ueberlassuny  des  Gefolls  an  die  Obris-keiten 
ifeg'en  Abtuhr  von  0  kr.  pr.  Feuerstait,  die  aber  ebenso 
unzureichend  waren. 

Es  wurde  daher  im  Jahre  1725  zur  Collectirun^f  jfe- 
schritten  und  ein  jrewisser  Lorenz  Seha-stian  I'uchs  ah> 
ständischer  Collector  bestellt^  der  gejfen  2  Groschen  vom 
Gulden  für  die  Einbrinjifunjf  zu  sorg-en  hatte, 

Indess  zeig"l  -sich  aus  den  Vprhandlungon  der  folg'enden 
Jahre,  dass  auch  damit  ungeachtet  aller  V<irbe.'>serung's- 
vorschläg"e  und  Iiinrichtun^^^  wenig  erzielt  wurde,  denn 
da»  reine  Krträgnis  liehi^f  sich  im  Jahre  I7j<;  auf  Jöj«j  fl. 
ii'/^  kr.,  im  Jahre  17  ju  auf  1326  11.  11  kr.  und  im  Jahre 
1741  gar  nur  auf  ggg  ä.  17  kr.,  ein  Beweis  dor  steten 
Abnahme  des  (ietalls,  dessen  I'achtnahmu  den  Ständen 
jährlich   10.000  fl.  kostete. 

Bei  dieser  für  den  Domes ticalfond  so  nachlhoiligen 
Pachlnahnie  verblieb  es  bis  zum  Jahre  1748,  wo  der  Musik- 
impost  infolge  des  Uecennalrecesses  vom  y.  Octobor  den 
Ständen  zur  Uestreitung  ihrer  Dornest ical -Auslagen  auf 
10  Jahre  überlassen  wurde. 

iJie  von  der  landschaflHchen  Casse-Adniini^tration  v<<r- 
genommenen  Reftirnit^n  im  ständischen  HauslialU;  t--rslrti:k- 
ten  sich  aucli  auf  den  Musikimpost,  dessen  Einbringung  im 
Jalire  1750  den  lierrschaftlichun  Iteainten  abgenummeii  und 
den  uhnohin  bui-tclUun  liier-  uiiüMostaufscblags-Collecturen 
übertragen  wurde. 

Auch  dabtrii  blieb  es  nicht  lange.  Das  fortan  geringe  hr* 
trägnib  führte  im  Jalire  1753  7.ur  Verpachtung  uml  zwar  gleich- 
zeitig mit  dim  ßier-  und  Mo^ta^fschlage  an  die  beiden 
Pächter  WinkItT  und  Erdpresser  auf  die  Dauer  von  3  Jahren. 

Der  Pacht,  im  Jahr»;  1756  auf  weitere  j  Jahr«  er- 
neuen, gieng  iu  den  Jahren  1760  und  1763  an  Juhami 
Klier,  in  den  Jahren  1766  bis  1780  an  die  Bräu«rzÜnfie 
über,  wofür  an  Musikinipost  anfangs  4  und  5f>oo  fl.,  !*eil 
dem  Jahre   1772   aber   nur  j(mx)  fl.  jährlich   einüossen. 

Im  Jahre  1781  wurden  Mosiaufschlag  und  Musikimpost 
einotn  gewissen  .Maurer  in  J*acht  überlassen,  der  beide 
Gelalle  bi.K  zum  Jahre   171^0  Jnne  hatte. 
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Darunter  war  nun  auch  der  Musikimpost  von  dem 
[in-uerworbcncn  Innvic-rle!  beHtiffen,  welchur,  d.i  die  zu  di-n 
AliliLar-OuarticrsaUfilagen  in  den  alten  ],andeskreiseTi  jäiir- 
Uch  systeroisirten  lo.ooo  fl.  nicht  hinreichten,  dem  Domo- 
ftticalfonde  behufs  der  Uestreitunff  dieser  Auslagen  im 
Innkreise,  im  Jahre  1782  zugewiesen  und  von  demselben  h.  t».  15. 1;. 
bis  zur  Abtretung'  dieses  Kreises  im  Jahre  1809  bezogen 
wurde. 

Im  Jahre    lyijfj    wurde   dem  Antun  Maurer   der  Pacht      u.  »j.  ■». 
auiVfekündet  und  eine   kreisweise  Verpachtunx  beantra)?t,      i-  «^  6* 
dieselh«   jedoch    auf  ruhijjere  Zeiten   verschoben    und   die    '■  <■•  m-  ?*• 
l'Ziiihubung'    mit  Schluss    vom    33.  Auy'ust     i/tjt»    von    den  "•  v»r-j>-  I  w. 
Ständen   selbst  übernommen,  soierne  die  Hrklürunjijen  der 
Wirte  rechtzeitif?  und  annehmbar  einlangen. 

Dies    ist    nun    yeschehen,    daher,    um    den    dun:h    die    ' 
Kriegaereigtiissc  ohnuhin    yedrücktou  Unlerthanen  keinen 
Anlass  zum  Alissmuth  zu  >febcn,  eine  Vorpachtun]?  durch 
I  .icitation    erst    nach    hertfestelltom   !■  rieden    eintreten    zu 
(lassen  bestimmt  wurde. 

Allein  eben  die  Kriugserui^iiisse  hatten  die  ständische 
Caase  ganz  erscht'ipft  und  eine  Krliöhun^  ihrer  (Gefälle 
unerlässHch  j^omacht,  die  durch  Vorpachtung  sich  erzielen 
Hess. 

Um  sie  jedoch  in  Ansehung  des  Mustaufschlags  und 
Musikimposts  zu  vermeiden,  wurden  infolge  des  ständischen 
Schlusses  vom  2j.  August  iHoj  sämmtliche  Wirte  mit  l  t.  rt>- *  *■ 
Circularc  vom  z8.  August  1804  aufgefordert,  ihr  bisheriges 
Bestandquantum  mit  Daraufgabe  eines  Viertels  durch  6  Jahre 
zu  entrichten,  und  alle  Erklärungen  mit  Uinschluas  von  Linz, 
dessen  Wirte  seit  dem  Jahre  iSoo  unter  ständischer  Col- 
lectur  standen,  fielen  zustimmend  aus. 

In  dieser  Weise  verblieb  es  mit  Ausnahme  von  I.inz, 
wo  vom  I.  November  iSi  1  an  die  ständische  (,'ollectur  wieder 
eintrat,  bis  zum  Jahre  1813,  da  die  vom  Aerar  beantragte 
Reclamirung  .sämmtlicher  Aufsrhlagsgefalle  eine  weitere 
Hofsweisung  nnthig  machte,  was  mit  den  ständischen  Ge- 
fallen zu  geschehen  habe.  xr.  «oei/^ij, 

Auf  Grund    der    hierauf    erfolgten    Hofkan/.lei  -  Knt- 
Hchliessung  vom  27.  Jänner  181  ^.  welche  den  Musikimpost  vtm    '  ^  Nt.  7*9. 
drnreclamirten  Besteuerungsquellen  nicht  ausschloss,wurden 
sämmtliche  Districts-Commissariate    unter  Anschluss  eines 
Extracts   aus   dem  Patente   vom    .(.  Juli    1706  angewiesen, 
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mit  sämmtlichen  Wirten  auf  unbestimmle  Zeil  Pausch- 
haDdlun^en  abzuschliessen,  was  auch  meist  j^eschehtm  tsi, 
mit  Ausnahme  der  .Stadt  I.inz  und  einijfer  Bezirke,  die 
unter  CoUectur  blieben. 

Uielintrichtunjf  düs  Musikimposts  inConventionsmünxp 
gab  im  Jahre  1820  zu  einer  Verhandlung  über  Entüiehunjf 
und  Fortbestand  des  Bezujfsr echtes  Anlass,  in  deren  Ver- 
laufe auf  Grund  der  gegebenen  Auflilärungen  mit  Hof- 
kanzle i-Entschliessunj?  vom  21.  März  1822  die  .Stände  in 
dem  Genüsse  dieses  Gefälls  in  den  3  alten  I_-andeskreiMn 
nach  den  bestehenden  Bestimmung'en  bela».sen  wurden; 
Innkreis-  und  Hausruckparcellen  blieben  ausgeschieden, 
auch  selbst  nach  der  im  Jahre  1824  erfolgten  Einverleibung 
dieser  Provinxtheile  tn  den  ständischen  Verband. 

Neuerliche  Ansprüche  wurden  erhüben  im  Jahre  1825, 
veranlasst  durch  die  allcrhochäl  beschlossene  Uebcmahme 
der  Militär-Quartiersauslasfen  auf  das  Müitärärar,  wofür  der 
Musikimpost,  weil  zu  militärischen  Zwecken  bestimmt,  ein- 
g-ezoyen  werden  sollte. 

Dies  war  jedoch  eine  irrig-e  Hehaupiung,  denn  der 
Muäikimpost  in  den  alten  Landestheilen  wurde  den  Ständen 
mit  Recess  vom  9.  Üctober  1748  nicht  zu  miUtärischen 
ilwecken,  sondern  zur  Bestreitung  der  Domestical- Auflagen 
überlassen. 

Anders  verhält  es  sich  mit  diesem  Gelalle  im  InnviertHl^ 
welches    die  Stand«    inj  Jahre     1782    zur  Bestreiiung-    der 
durch  den  Länderzuwachs  vermehrten  MUitärauslu^n  er-^ 
hielten    und    bis   zum  Jahre    1809    zu  diesem  Zwecke  auch 
verwendeten. 

Ks  wunie    daher   in   den  darülxjr  geführten  Verband-; 
lung^en   wiederholt  nachgewiesen,    dass    das   durch    obigen 
Keccss  erworbene  Bezugsrecht  nach  10  Jahren  keineswegs] 
erloschen   sei,    indem    dieser  Rocess   bis  zum  Steuerprovi-j 
borium  in  Wirksamkeit  gebliel>cn  ist. 

Die  llofkanzlei  hat  diese  Aufklärung  mit  dem  Uecrete 
vom  25.  September  1820  mit  dem  Bemerken  zur  Nachricht, 
genommen,  dass  es  vorderhand  bei  der  in  Ansehung  du 
Gefälls  erlassenen  llofkanzlei  Weisung  vom  21.  März  iBzzI 
zu  verbleiben  habe. 

Noch  vor  Beginn  dieser  letzteren  Verhandlung  wurde 
au5  Anlasft  der  wegen  Prüfung  des  ständischen  Präliminars 
am  g.  Juli  1823  abgehaltenen  gerne inschaftUchfin  Berathungi 
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mit  der.Verpachtunn  des  Uieraufschlag^  an  den  Bräuverein 
auch  jene  des  Mostauf  sc  hla^^s  und  Musikiniposts  g"«gen 
einen  jährlichen  PachlschiUinif  von  22.000  fl.  beantragt  und 
die  höchste  Cienehmivjung  dazu  nachgesucht. 

Die  Verpachtung-  des  Bier-  und  Mostaufschlajrs  wurde 
j^enehmieft.  hinsichtlich  des  Musikimposls  aber  antjeordnet, 
dass  die  Einhebunjf  dessulben  in  \Jm  durch  di«;  PoUzei- 
Direction  und  auf  dem  I^nde  durch  die  ßezirks-Commiäüa- 
riate  ^rcKun  2*/^  Einhebungsgebür  nach  dem  dermal  be- 
stehenden  Tarife  besorgt  werde. 

Ereteres  geschah  imOctober  i8jö  mit  der  Acten-Ueber- 
gabc  an  die  Polizei- Di rection,  letzteres  ira  Jahre  1827^  wo 
zufolge  des  Hofkanxleidecretes  vom  25.  April  sämmtliche 
Districts-Commissariate  atigewiesun  wurden,  die  Einhebung 
des  Muüikimposts  nach  den  im  ständischen  Circulare  vom 
27.  September  i8-'7  republicirten  Modalitäten  mit  Beachtung 
der  beigegebenen  Instruction  gegen  27..  Kinhebung'sgebür 
za  besorgen. 

Bei  dieser  F.inhebungswei.se  ist  es  verblieben,  bis  das 
Aufhören  der  bisherigen  politischen  Behörden  infolge  der 
Ereignisse  des  Jahres  1B48  und  das  Uebergehen  der  Ge- 
schäfte an  die  neuen  Verwaltungen  in  Bezug  auf  den 
^Iu^ikimpost  andere  Massnahmen  nothwendig  machten. 

Es  wurde  ein  Comitc  niedergesetzt  und  nach  dem  Er- 
gobnisse  seiner  Berathung  der  Vorschlag  dahin  erstattet, 
dajss  die  Perception  und  Verrechnung  dieses  Gelalls,  so- 
lange dasselbe  den  Charakter  einer  I^nde^anlagu  an  sich 
trä^,  jenen  Behörden  unter  den  bisherigen  Modalitäten 
übertragen  werden  dürfte,  welche  nach  dem  Aufhörender 
Districts-Commissariate  die  Bewilligung  zur  Abhaltung  der 
Musik  zu  erthcilen  haben. 

Dies  schien  jedoch  der  Regierung  V(jrderhand  nicht 
fachlich,  da  für  derlei  Bewilligungen  die  Bezirkshauptmann- 
Schäften  zu  ausgedehnte  Gebiete  verwalten  und  den  (»e- 
uteindevorständen  wohl  jene  Bewilligungen,  aber  nicht 
üeldpurcepliunen  aufgetragen  werden  können. 

Es  wurde  daher  von  der  Regierung  beim  Einanz-Mi- 
ni^teriuni  die  Bewilligung  zur  Uebertragung  der  Perception 
und  Verrechnung  an  die  Steuerämter  nachgesucht  untl 
diese  mit  dem  Erlasse  des  Mnanzministers  vom  27.  No- 
vember 1840  auch  ertheilt,  weil  bei  der  voraussichtlichen 
nur  mehr   kurzen    Dauer   des    ständischen    Musikinipostes 
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und  bei  dem  Aufhören  der  Uezirksobrigkeiten  nichts  ande- 
res erübrig«. 

lier  Erlass  der  I.andßscommissiün  xur  EiniÜhrunif  der 
politischen  Orjjranisalion  vom  5.  Jänner  1850  hat  diese  Ver- 
fü^unp  zur  öffentlichen  Kenntnis  gebracht. 

lirhübene  Zweifel  über  den  Fortbestand  dieses  Gefalls 
führten  über  liinschreiten  des  Landescol  legi  ums  vom 
24.  August  1850  den  Statthalterei-Krlass  vom  ig.  September 
desselben  Jahres  herbei,  mit  welchem  die  Bewohner  und 
Gemeinden  der  drei  alten  Kandeskreise  auf  die  Pfiicbt  zur 
Entrichtung  dieses  (refälls  aufmerksam   gemacht    wurden. 

Ueber  ein  weiteres  lünschreiten  vom  26.  Mai  i8;s» 
wurden  von  Seite  der  «Statthalterei  sowohl  die  Steuf*rämier, 
als  die  Gemeindevorstände  zur  genauen  Festhaltung  der 
Muaifcimpo.stvorsrhriften  neuerdings  angewiesen  und  i?rhi«U 
die  siäudische  Buchhaltung  den  Auftrag,  dais  die  Musik- 
impost- Instruction  vom  Jahre  1H27  vorderhand  keiner  Aen- 
derung  fähig,  somit  die  Rechnungen  bloss  quoad  Cal- 
culum  zu  prüfen  seien. 

Dagegen  erlitt  die  vorgenannte  Instruction  eine  Aen- 
derung  und  zwar  in  Ansehung  der  2%  Elnhebungsgebür, 
welche  von  dem  vnrRinigten  Landescollegium  den  Steuer- 
ämtem  zugedacht  war,  von  der  Statthallceci  jedoch  den- 
selben mit  dem  hrla-sse  vom  7.  November  1853  nicht  ge- 
stattet, sondern  ihnen  bedeutet  wurde,  die  Musikiniposts- 
beträge  ohne  Abzug  der  Gebür  an  das  ständische  Über- 
eiimchmeramt  abzuführen. 

Die  von  der  i'otizei-Direction  im  Polizeirayon  Linz  bis- 
her besorgte  Einhebung  des  Gefälls  wurde  infolge  des 
Staithalterei-Frlasses  vom  20.  Jänner  1855  dieser  Behörde 
abgenommen  und  den  Steueramtem  Linz  und  Urfahr  über- 
tragen. 

Noch  erübrigt,  des  Salzkammerguts  zu  erwähnen,  dessen 
Insassen  nach  den  Hofkanzleidecreten  vom  4.  Deceniber 
1823  und  li).  December  1825  von  df^r  Kntrichtung  dieses 
(refüUs  enthüben  sind  und  daher  bei  der  l'achtnahme  vom 
Jahre  1708  bis  1748  das  Land  hiedurch,  gering  genommen, 
circa  jzcooo  ti.  einbüsste. 
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Im  dab-Salzjfefäll  ^u  lieben  und  di«  Kinscliwärzunyc«-*" 
au&  Bayern  unil  Salzburg*  zu  vcrliindurn,  wurden  Nchuii  ini 
Jahre  1705  die  Stänilu  üb«r  uinun  Vortrag  dur  llurkanimur 
mit  allcrhiichätur  Ru^ulution  vom  7.  September  iinyeg^anm,-n. 
dio  nadi  Anzahl  der  hierlanJs  bestehenden  l'euerhiätten 
untfiillende  Ouantitiit  von  44.000  l'uder  Salz  zum  Ver- 
:>chlui:>äc  zu  übernf^hmeii. 

Durch  den  am  27.  Uctuber  1 705  diesfalls  abf(eächluä:>enoti 
Vertrag  wurde  der  Privutsalzhandel  gänzlich  einj^estellt 
und  der  Verscblei>s  nur  den  vier  Sländirn  und  wirkliehen 
(»iltenbesitzern  innerhalb  de»  Ueruiche.s  einer  jeden  Ubrii^- 
kuit  guälaltel. 

Derlei  Verträge  (SaUvorlag-sconlracte  ),(enaniU)  in  den 
Jahren  1722,  1725  u,  s.  w.  erneuert,  hatten  infuljfe  des  mit     1  v.  «j^.  *«. 
den    Ständen   ^'eseblus.senen    Deeennalreeesses    laut    Patent 
vom    11.    Mai    1750    aufguhürl    und    cä    wurde    jedem    Irei*  k.  i^;.  i.Mr.?. 
jfet.telU,    den  Salzbetlarf  vwi  den  bezeichneten  I. erstatten 
zu  beziehen. 

Mit  dem  erwähntun  Kecesse  cntsLand  zuj^leich  der  den 
Ständen  zur  leichleren  Be^L^ei^u^g  der  im  Rccesse  über- 
nommenen l.eistungen  bewilüf^te  Sidzaufächta),r  per  i  fl.  jHkr. 
für  jeden  im  l^ndü  verkauften  Centnor  Salz, 

Solange  ilie.**er  Aufschlag  b»!stand,  war  das  SaU-Dber- 
amt  verptliehlet,    den  Salzver^ohleiss  jährlich   aufzuweisen 
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und  tlttn  dafür  entfallenden  ständischen  Aufschlag  an  die 
I.Eindhchaft  /u  entrichten;  ilie  Landschaft  da>jeg^«(i  tni^  die 
K. i*v.»*. Nr.  I.  Hälfte  der  Unkosten  für  die  zur  Verhinderung  der  SaU- 
eitutchwärzunt^en  aufgestellten  sogenannten  trrenzsaU-I'uss- 
knechte,  erhielt  aber  auch  die  Hälfte  der  Contrebande- 
jfelder. 

Das  Salinenärar  sowohl,  alü  die  Landschaft  hatte  hei 
den  (Jontrebandefallen  den  Kamnierprocurator  zu  ihrem 
Vertreter,  wofür  dersen>e  Expensen  aufrechnete,  derim  Vtir- 
>fütunjf  zur  Hälfte  vuii  den  Standen  geleistet  wurde.  Diese 
Verg-ütung  htlrte  im  Jahre  1766  auf,  indem  der  Kammer- 
procurator  dafür  eine  jährliche  Hestallun^^  von  200  fl.  er- 
hielt, deren  eine  Hälfte  aus  der  Uiuundner  llauplamts- 
casse,  die  andere  hingeg^en  aus  den  ständischen  SaU-Auf 
Schlagwäldern  bezahlt  wurde. 

In  dieser  Weise  verblieb  es  bis  zum  Jahre  1776,  wo 
der  erwähnte  Aufschlag  zur  Beseitigung^  der  beschwer- 
lichen Verrechnung  infolge  allerhöchster  Resolution  vom 
K.  i*j7.i  Nr-i").  f).  Juli  mit  dem  nach  einem  15jährigen  1  hirchwchnitte  ent- 
fallenden Nettobeträge  von  5^.784  Ü.  in  ein  jährliches  Aequi- 
valent  umgewandelt  wurde. 

Dadurch  entfiel  für  die  Stände  jede  Regie-Auslage,  so- 
wie eine  V'ertretung  derstrlbi^n  hinsif.htlich  des  nicht  mehr 
bestehenden  ständischen  Aufschlags  und  es  hätte  somit 
auch  der  ständische  Huiirag  für  den  Kammer procurator 
per  100  fl.  C.  M.  aufhören  sollen,  der  ab<jr  ungeachtet  aller 
Vorstellungen  bis  zum  Jahre  1K64  an  die  Canieralcassc 
abgeführt,  in  der  Landiagssitzung  am  21.  April  18O4  für 
das  Jahr  1805  zwar  einstweilen  sistirt,  in  der  Landtag?*- 
sitzung  am  11.  Jänner  iXf'ö  jedoch  für  die  Jahre  1805  und 
i«öb  in  das  Präliminare  wieder  eingestellt  wtirde. 

Die  Abfuhr  des  Salzaufschlags- Aequivalents  begann 
mit  1.  Mai  1776  und  wurde  in  Ouartalsraten  bis  Unde  l'e- 
bruar  1809  unbeanstandet  fortgeführt,  wo  die  feindliche 
Occupaiion  des  I^ndea  sie  unterbrach. 

Die  Abtretung  des  Lnn-  und  der  Parcellen  des»  Haufir 
ruckkreises  veranlasste  die  Mofkammer  im  Jahre  1810  über 
ein  ständisches  Einschreiten  um  Erwirkung  des  Aus^^tandes 
eine  Minderung  des  Pauschalbetrages  auf  37.960  fl.  zu  er- 
zielen, wogegen  aber  die  Stand«  eine  Vorstellung  ein- 
brachten, weil  das  Innvierlel  zur  Zeit  der  Pauschhandlung 
noch  unter  bayrischer  Hoheit  stand,  daher  unter  dem  Pausch- 
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quaiitum  nicht  iMj^riffnii  war,  und  auch  der  Salzvftrsch)eif.s 
unjtfüachtct  (If:r  Thciluni;  di*s  Hausruckkrfiisiis  hei  dnr  Zu- 
nahme dor  niivölkferunj;  sich  bodmiiend  vorrnchri  hal)».*, 
Hcihin  nach  ilütn  von  ilf*r  Itanknhufbuchbalnin^  vorfassten 
Auszug'o  IUI  Durchschnitte  für  die  l.^t)d.schaft  üin  Uctratif 
von  Si..-^?!  fl.  50  kr.  entfiele. 

Die  hierauf  crfolf^te  I  iof kanzlci  -  Entscheidung  vom 
20.  April  I H 1 1  sprach  den  Stän<Ien  zu  Recht,  demgemÖÄS  von  der 
Finan/.-Hofcnmn»is»ion  an  (Yw  Rankalgenillen-Administratiun 
die  Wuisung^  ergieny  des  wurtlic)i«n  Inlialls:  diese  durch 
einen  wirklichen  Vertrag'  anno  1776  bestimmte  Summe  in- 
folge des  erfloHsenen  Finanzpatents  bis  zum  17.  März  d.  J. 
pro  rata  temporis  nach  dem  Tag  berechnet,  in  einfachen, 
von  diesem  Tage  an  aber  im  fünffachen  Nennwerte  in 
Dankozettcin  und  künftig^  in  Ein  los  seh  einen,  sobald  sie  in 
Umlauf  g^eset/t  sind,  zu  lierichtigen. 

Auf  diese  Weise  wurde  der  ursprünglich  in  Metallmünze 
bemessene  Betrag  auf  Kinlösscheine  reducin. 

Das  Unzureichen  des  Doniesticalfondes,  der  auch  selbst 
im  Falle  des  Kintliessens  aller  lünnahmsposten  in  der  pra- 
liniinirien  Valuta  für  die  ihm  obliegenden  Auslagen  keine 
Bedeckung  fand,  machten  im  Jahre  i8»o  die  Einzahlung  des 
vom  I.  Mai  auvständigeu  l'auschalbetra^es  in  Conveniions- 
münze  dringend  nothwendig;  allein  die  Hofkammer  hat  ^^  gj  "^^^ 
dies  abgelehnt  uiul  auch  die  unlerm  lu.  Februar  und  Nr.  i'n,. 
2.  September  1821  gemachten  Vorstellungen  sind  laut  Hof- 
kanzleidenreC  vom  4.  October  itt^a  ohne  F.rfolg  geblieben,  l  c  Nr.  35*5. 

Mit   der   allerhöchsten  KnLschlieasung  vom  28.  Jänner  ß.  6. 6«.  Kr.«u. 
1823  wurde    angeordnet,   das  Aequivalent   solange  in  Ein- 
lüsscheinen  zu  tirfulgtin,  als  die  in  dieser  Hinsicht  bestehende 
Gesetzgebung  nicht  verändert  wird. 

Das  V'erordneten-Collegium  fand  Anlass,  mit  Zustim- 
mung der  Stände  dagegen  Wirstellung  zu  machen  und 
diese  damit  zu  begründen:  dass  durch  die  im  Jahre  1770 
erfolgte  Umwandlung  dos  Aufschlags  in  ein  Aequivalent, 
das  Recht  zum  Bezüge  des  erstereii  nach  der  Valuta  des 
Verkaufspreises  nicht  erloschen  sei  und  den  Ständen  ilahor 
bei  dem  Verkaufe  des  Salzes  in  Metaihnünze  der  Aufschlag 
sowohl,  als  dessen  Aequivalent  in  dieser  Valuta  gebüre. 
Auch  könne  der  allfällige  Einwurf,  dass  das  Salzärar  nach 
dem  Finanzpatente  nicht  schuldig  sei,  das  Aequivalent  in 
einer  anderen  Valuta  als  Papiergeld  VV.  W.  zu  entrichten, 
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Iiii-T  nicht  platz^Ti^iftin ,  ila  (Jer  Aufschlag  keine  zwti>i:beii 
IVivalen  cönlrahirt«;  Schuldigkeit,  sondern  eine  (gesetzlich 
zug'esichertp  (»ebür  von  dem  wirklichen  Verkaufspreise  d**s 
Salzes  ist,  auf  welche  das  rinanzpatent  in  keiner  Hinsicht 
und  zwar  umsoweni^er  anwendbar  sei,  als  einerseits  durch 
das  II(tfdr;cri;t  vom  21.  März  1Ä20  allvjcmoin  anir«ardn<A 
wurde,  dass  vom  i.Mai  i8jo  an  alle  Verzehrung-sauf>chliiK'- 
die  in  ständische,  stä<ltische  und  politische  Kondscasscn 
rinzufliesw^n  haben,  in  MetalhnünKc  bezahlt  werden  soll'^n 
und  anderseits  selbst  in  ticr  allerhöchsten  Resolution 
vom  e.  Juli  1770  ausdrücklich  enthalten  ist,  dass  im  Falle 
des  N'ichlzureichena  dos  Aequivalents  zur  Restreitimg^  der 
ständischen  Auslafjen  durch  andere  Aerarial mittel  aus- 
jfeholfen  werden  müsse,  was  bei  dem  nachjfewiesenen  jähr- 
lichen Casseabj^ang  von  mehr  al»  33.000  fl.  gog-enwänig 
der  Kall  sei. 

Die  unterm  23.  September  1823  erfolgte  allerhÖch-sle 
EntSchliessung  enthielt  die  Zurückweisung  der  Stände. 

Aus  .Vnlass  der  von  der  Commission  zur  ReguHrung 
der  Veriehruugssteuer  ini  Jahre  1820  abverlangten  Nauh- 
wcisung  über  die  ständische  Con.sumtions-Gefälle  wurden 
diese  Auskünfte  mit  der  l'>rinnorung  gegeben,  ilass  die 
ständischen  Anitirungs-  und  Credit-sauslagen  in  der  Zakunft 
aus  den  der  J-andschaft  zugewiesenen  Aufschlagsgefallen 
nicht  mehr  bedeckt  werden  können,  wenn  nicht  das  SaU- 
aufschlags-Ae<iuivalent  wieder  wie  ursprünglich  in  Metall- 
münze erfolgt.     Hierüber  geschah  keine  Eröffnung. 

In  den  Jahren  1B41  und  18.13  ^^^  dieser  Gfigenstand 
durch  das  Ausschussraths-CoUegiuni  neuerdings  zur  Sprache, 
allein  es  wurde  dem  gedeichten  Collegium  erwidert,  da.ss 
man  einer  erneuerten  VorstoUung  von  Sr.  Majestät  nicht 
beipflichten  könne,  weil  das  Aequivalent  zufolge  tlttr  Mnt- 
schliu.ssung  vom  0.  Juni  1770  nur  in  supplementum  fundi 
domestici  bewilligt  und  dessen  Zuerkennung  in  Metall- 
münze über  die  im  Jahre  1R23  eingereichte  Vorstellung 
ungeachtet  des  damals  nachgewiesenen  Casseabganges  von 
jährlich  30.000  fl.  allerhöchst  abgelehnt  wurde,  was  auch 
jetzt  umsomehr  wieder  geschehen  würde,  als  der  Domestical- 
fond  Ueberschüsse  habe,  die  den  ständischen  Schuldenstand 
jährlich  mindern. 

Eine  erneuerte  Vorstellung  konnte  übrigens  nur  im 
Zu.sammenhange  mit  einer  durchgängigen  Fest^itellung  und 
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Rijjjulirung'  iIl'S  Ocnncsticalfondcs  mit  srinnm  ursprünjL«"- 
lichen  Stjimnivormtij^iüi  yoinacht  wordiMi,  wozu  aber 
g-ej^enwärtig^,  tla  noch  viele  wichtig-e  Anj^cli^j^^onhciten 
dieses  Kondes  unentschiisden  sind,  nicht  der  jjeeijjnete  Zeit- 
punkt  sei. 
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iVlit  dum  Rcscripte  vom  13.  Juli  lüüy  vorlangte  Kaisur 
l.oopold  I.  von  den  Ständen  ein  (lUtachten  über  die  als 
ein  Hilfsmittel  zur  F-rhaltunif  dfir  obderennsi sehen  Jajferei 
ihm  vorj^eschlajjune  Verpachtung  des  uUeinig'en  Rechtes 
zur  Einfuhr  fremden  Tabaks,  jedoch  ohne  Xachthejl  für 
don  Verschleiss  der  hierländig^en  Krxeug'nisse,  aus  welch 
letzterer  Rücksicht  die  Stande  auch  nichts  einzuwenden 
fanden  und  der  Tabakabaldu  hierauf  im  Jahre  1670  dem 
I.e.  •.  wr.  «t.  Kranz  Christoph  Grafen  von  Khevenhüller  auf  12  Jahre  über- 
lassen wurde. 

Im  Jahre  lüjü  hatte  der  Ennser  Handelsmann  Johann 
Geiger  ein  Privilegium  zur  alleinigen  Erzeugung  des  Tabaks 
nachgesucht,  welche  Bitte  die  darum  befragten  Stände 
I.  c.  N(.  *,  j,  u.  ii)  ihrem  Gutachten  unterstützten,  weil  durch  die  vom  Geiger 
erbetene  Ankaufung  hierländiger  Tabakblätter  nicht  nur 
dem  Unterthan  ein  Vorlheü  zugeht,  sondern  auch  das  Geld, 
statt  für  fremdes  Erzeugnis,  dem  Auslande  zugewendet, 
hier  erhalten  bleibt,  worauf  Geiger  das  IVivilegium  erhielt. 

Lc.  Xr.  10.  Doch  schon  im  Jahre  1677  erstatteten  die  Stände   ein 

weiteres  Gutachten,  dasjs  sie  nur  bedingungsweise  cingo- 
rathen  liaben,  wenn  den  schon  früher  bestandenen  derlei 
Befugnissen  kein  Eintrag  geschehe,  was  aber  nicht  der^ 
Fall  sei,  indem  (reiger  den  Abaldü  sich  allein  aneigne 
und  überdies  den  eingegangenen  Verpflichtungen  nicht' 
nachkomme;  allein  Geiger  wurde  auf  (irund  seines  Pri- 
vilegiums in  Schutz  genommen    und   dies  mit  Patent    vom 

I.  r.  Nr.  ao.     i?-  Jänner  1680  öffentlich  bükannl  gemacht. 
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Im  Jahre  1682  gieng'  der  dem  Cfrafen  von  Kheven- 
hüUer  verliehene  Tabakabaklo  zuende,  daher  die  Stände 
baten,  dass  derselbe  als  ein  dem  freien  Handel  nach- 
üu:iU^es  Monopol  aufg^hobi^n  und  der  darum  Kich  bewer- 
bende Geiger  zu rückj^e wiesen  werde,  was  auch  geschehen  ist. 

Im  Jahre  16^3   hatte   ein  gewisser   Verlura   den    aus-   i.  c.  1  Nr.  ^ 
schliesslichen  Tabakabaldo  nachgesucht  und  dafür  1000  fl. 
zur  Verfügung  des  Kaisers   zu   erlegen  sich  erboten,  wo- 
gegen  aber    die  Stande   eine  energische  Vorstellung  ein- 
reichten. 

Als  Erledigung  erfolgt«  das  Patent  vom  22.  Februar 
1694,  mit  wulchum  Johann  Höllinger  zur  Administrirung  i.  c.  Nr.  10 
des  Tabakabaldo  als  eines  zur  Kammer  einbezogenen 
landesfürstlichen  flefäll»  berufen  und  nur  er  allein  zum 
Kauf  und  Verkauf,  i«owic  zur  Kabriration  zu  Enns  be- 
rechtigt, zugleich  auch  di-*r  Tabakbau  mit  Ausnahme  in 
Hausgärten  untersagt  wurde. 

Die  Stande  hatten  zwar  diesenvegen  eine  Majestäts- 
schrift  eingebracht  und  darin  nebst  Anführung  der  trau- 
rigen Folgen  für  die  armen  l^ndesinsasscn  statt  dcb  Abaldo  l  e.  Nr.*.  7. 
eine  Mauterhöhung  als  minder  nachtheilig  und  angleich 
einträglicher  dargestellt,  allein  sie  war  ohne  Erfolg,  der 
Abaldo  verblieb  dem  Höllinger,  bis  derselbe  mit  dem  Pa- 
tnnte  vom  5.  October  1704  aufgehoben  und  dafür  der 
Tabakaufschlag  eingeführt,  somit  der  Tabakbau  wieder 
freigegeben,  wie  auch  der  freie  Handel  damit  gegen  Krlag 
der  Aufschlagsgebür  gestattet  wurde. 

Die  zu  hohe  Taxe  für  das  Verkaufsrecht,  sowie  der 
gleich  hohe  Aufschlag,  besonders  in  Ansehung  des  in- 
ländischen Tabaks  gaben  /.u  wiederhoUfsn  Beschwerden 
Anlass,  daher  mit  dem  Patente  vom  27.  Mt^rz  1714  die  »• 
Taxe  gänzlich  aufgehoben,  der  Aufschlag  hingegen  ge- 
mindert wurde. 

Das  Patent  vom  17.  Juli  1722,  eine  Erneuerung  des 
vorgenannten,  ist  wesentlich  gegen  die  hie  und  da  wieder 
ausgeübten  Monopole  gerichtet,  die,  sowie  das  Hausiren 
mit  Tabak  gänzlich  untersagt  wurden. 

Mit  der  Errichtung  einer  eigenen  kaiserlichen  Tabak- 
fabrik nach  dem  Patente  vom  11.  März  172J,  emouRrt  mit 
den  Patenten  vom  i.  März  1725  und  19.  .September  1729, 
hörte  der  freie  Verkauf  des  Tabaks  auf  und  wurde  der 
Anbau  desselben    nur   gegen  kaiserliche  Licenz  und  Ver- 
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pflichtung-  zur  gewissenhaften  Abfuhr  der  Fechsuny  an  die 
kaiserliche  Kabrik  gestaltet. 

Das  Jahr  1758  brachte  die  !Stände  mit  dem  Tabak- 
yefäU  in  niihere  Verbindung-,  indem  ihnen  dasselbe  gegen 
K.i|rM.ft.Nr.t.  Einrichtung-  von  jährlich  120.000  fl.  zur  i^achtnahmc  ange- 
bottsn  wurde. 

Die  Stände  urklärteii  sich  jedoch  nur  zu  75.000  fl., 
worauf  mit  dem  Hofrescriple  vom  j.  August  1758  die 
Pachtsunime  auf  100.000  fl.  gemindert,  dieselbe  von  den 
Ständen  gegen  <iestattuny  der  freien  Manipulation  ange* 
nommen  und  mit  dem  allerhöchsten  Rescripte  vom  26.  Sep- 
tember desselben  Jahres  ihnen  einjyeraumt  wurde. 

Der  auf  20  Jahre  geschlossen«  Pacht  sollte  vom 
I.  Jänner  175g  bis  letzten  December  1778  dauern. 

Nach  dem  darüber  erlassenen  Patente  vom  18.  Decem- 
ber 1758  war  den  .Ständen  die  Abnahme  eines  jährlichen 
Beitrages  nach  .Standesc]assen,  ein  eigener  Tabakverlag 
und  die  Belegung  der  von  ihnen  berechtigten  Verleger 
mit  einer  Gewerbesteuer  gestattet. 

Das  ständische  Tabakregimc  hatte  indes»  keinen  langen 
Bestand,  da  die  Pachtsumnie  mittelst  keiner  der  in  An- 
trag gebrachten  Modalitäten  (Verpachtung,  ständischer 
Abaldo,  Fabrikserrichtung)  einbringlich  gemacht  werden 
konnte;  es  hörte  auf  mit  dem  Patente  vom  1.  Kehruar  t^O^^ 
mit  welchem  nach  Aufhebung  der  Tabaksteuer  da.s  Gefall 
als  ein  dem  Aerar  allein  zustehendes  Regale  erklärt,  die 
früheren  Manufacturspatente  erneuert  und  der  freie  Handel 
eingestellt  wurden,  worauf  dieses  Gefall  zufolge  des  Patents 
vom  25.  vjuni  1765  in  die  Cameral-Administration  übcr- 
gieng. 
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In  der  Vorzeit  war  im  Lande  ob  der  Enns  kein  Ge- 
tränk mit  einem  Aufschlage  belebt. 

Damals  war  es  Gepflog"enheit,  dass  die  Münzen  von 
den  l-andcsinsassen  dem  l.andesfürsten  alljährlich  um  einen 
g-erinjferen  Preis  eingeliefert  werden  mussten,  wofür  dann 
dieser  schlechtere  Münzen  prägen  liess. 

Auf  dieses  alte  Vorrecht  nun  verzichtete  Horzoy  Ru- 
dolf IV.  und  traf  mit  dt^n  Ständen,  welche  diesfalls  Vor- 
slellungen  machten,  laut  Urkunde  ausgestellt  am  Pfingst- 
tagfe  vor  Maria  Verkündigung  1359,  ein  U  eberein  kommen,  c.  bV'i.ii«i- 
dass  statt  der  Münze  von  jedem  um  (ield  ausgeschänkten 
Wein,  Mcth  und  Hier  der  zehnte  Pfennig  nach  dem  Aus- 
schankpreise abgereicht  werden  solle. 

Dieser  Aufschlag  wurde  Umgeld  genannt,  in  der  Folge 
auf  alle  Getränke  ausgedehnt  und  von  landesfürstlidien 
l^eamten  eingehoben. 

Im  Jahre  1702  nach  Inhalt  des  Patents  vom  25.  Sep- 
tember an  Private  verkauft,  wurde  derselbe  von  allen  vom  ^^^^"^1  •^'V 
Zapfen  ausgeschänkten  Getränken  mit  j  Mass  vom  Eimer 
nach  dem  Verkaufspreise  in  Geld  eingehoben. 

Die  grossen  Auslagen,  welche  die  andauernden  Kriege 
mit  den  Türken  verursachten,  verlangten  ebenso  grosse 
Opfer. 

Am   I.  Dccember  15(^8  wurde  unter  dem  Vorsitze  Kaiser     it.  *,'j.  1». 
Maximilian  II.  zu  I.inz  ein  grosser  Landtag  abgehalten  und  g.  w^'v  jis/i. 
von    den  Su"mden    daselbst    beschlossen,    die    vom   Kaiser 
verlangte  Summe  der  schuldigen  Capitalion  un«!  Interessen 
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pr.  1^200.000  H.  gegen  dem  zu  übernehmen^  dass  von  allen 
Getränken,    welche    vom  Zapfen    um  Geld    aus^eschänkt 
wertlen,  wie  im  Lande  unter  der  Ktitis,  diu  doppelte  Zapfen 
mass  (Taz)  mit  b  Achtering  oder  Mass  pr.  Eimer  bis  zur 
Tilgung    dieser  Schuld   entrichtet  und  zur  1-andschaft  ab- 
geführt werden  mühse,  dann  dass  zur  RuihiHe  eine  Anlage 
auf  alle  Personen    des  ganzen  Landes   gemacht    und    cini 
Aufschlag   auf  verschiedene  Waren,  sowie   auch    auf  das] 
Vieh,  welches  aussur  Land   geführt    wird,    gelegt  und   füi 
dieLaudschafl  eingehoben  werden  solle  ((irenzaufschlägo).! 

Dieser  Schluss   wurde   vom  Kaiser  durch  den  Schad-i 
O.  «»'/t  i(8<5.  losbrief    vom     17.  December    15ÖB   bestätigt    und  mit  dem 
i.  r.  .iiwa.      Patente  vom  20.  März   156t/  in  Ausübung  gebracht. 

Die  Üauerzeit  dieses  Aufschlages  war  auf  10  Jahre  be-j 
stimmt  und  hatte  daher  nach  Ablauf  dieser  Zeit  wieder  auf- 
gehoben werden  sollen,  allein  wegen  der  von  den  Standen' 
neuerdings  übernommenen  Hofschulden  und  Zahlungen  1 
konnte   dieser  Aufschlag  nicht  mehr  aufgehoben  werden.] 

Die  Ereignisse  vor  dem  Beginne  des  dreissigjährigen* 
K  rieges    und    wahrend    des    ersten  Decenniums    desselben 
haben  gleichwie  den  Staat  so  auch  den  Credit  der  Stände 
erschüttert. 

Diesen  letzteren  zu  erhalten  und  zu  befestigen,  bewil-j 
ligte  Kaiser  Ferdinand    IL    mit  Resolution    vom    18.   Sep-j 
tembcr  1628  einen  neuen  Aufschlag  bei  den  Grenzstationen! 
auf  Getränke  und  Victualien,   bekannt    unter  dem  Namen 
Sarmingsteinuraufschlag,  der  von  da  an  seine  Entstehung 
a  vi^.  wj.ate.  ableitet.  Er  sollte  zwar  nur  j  Jahre  dauern,  allein  er  wurden 
p.  6-  *5s.      von  j  zu  3  Jahren  verlängert  und  im  Jahre  i<»4J  laut  Con- 
cession    vom   7.  Eebruar  mit  Erhöhimg  des  Weinaufschlags 
auf  den  doppelten  Retrag  (12  kr.  pr.  Eimer)  der  Landschaft! 
auf  22  Jahre  überlassen  und  von  derselben  nach  dorn  Tarife] 
ei  ng  eh  oben. 

Im  Jahre  1657  hatte  Kaiser  I>eopold  1.  den  Ständen- 
das  Tazgefall  zum  Kauf  angetragen,  im  Verlaufe  der  dar-] 
über  geführten  Verhandlungen  der  Vertrag  vom  4.  April 
1658  zustande  kam,  vermöge  welchem  das  ganze  TazgcfilU 
sammt  den  alten  und  neuen  Haupt-  und  Rei-Aufschlagen  zu 
Linz,  Wildenranna,  Engelhartszell  und  Vocklabruck  den, 
Ständen  gegtm  dem  als  ein  unbeschranktes  Eigentlium  zurj 
freien  Disposition  verkauft  wurde,  dass  selbe  von  ihi 
Eorderungen  an  das  Aerar  pr.  5,500.000  fl.  abstehen, 
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dem  Lande i>fürstc.*n  den  Sarniing'stuiner  lo  kr.  Aufschlai; 
auf  ewi^ce  Zeiten  abtreten, 

auf  den  Wochenpfennip,  tien  sie  aus  dem  Viceclomamt 
mit  5ÜD0  fi.  jährlich  zu  beziehen  hatten,  Verzicht  leisten, 

eine  Summe  von  100.000  fl.  bezahlen  und  jährlich 
15.000  fl.  abführen. 

I>ie  Stände,  auf  diese  Weise  im  eigenthümlichen  Ue- 
sitze  vcjrgrnanntnr  Gefälle  mit  der  g"leichzeitig"  einfferaum- 
ten  Jurisdiction  und  Anordnung-  der  üblichen  Kxecutions- 
mittcln,  blieben  jedoch  nur  kurze  Zeit  im  Besitze  de» 
TiucgefällH;  dasselbe  wurde  nach  *iem  am  24.  September 
1038  g-cfassten  Beschlüsse  an  Private  mit  eben  den 
Rechten,  wie  die  Stände  es  contraclmässig  an  sich  gebracht 
hatten,  wieder  verkauft,  worüber  das  diesfalls  errichtete 
TazverkaufMregister  den  auth»mtischen  Nachweis  liefert:  o.  b/t't^  34W.1;. 
ausgeschlossen  vom  Kaufe  blieben  die  protestantischen 
Stände. 

Im  Jahre  16^4  verkaufte  Kaiser  Leopold  1.  den  Stän- 
den auch  jene  Rente  pr.  20.000  fl.,  welche  vom  Taz  jähr- 
lich abgeführt  werden  musste,  gegen  Uebemahme  eines 
Schuldbriefes  pr.  100.000  H.  und  Bezahlung  einer  Summe 
von  250.000  fl. 

Obgleich  nach  dem  Contracte  vom  4.  April  1658  der 
Sarmingsteiner  Wcinaufschlag  dem  I.andesfiirsten  abge- 
treten worden  ist,  so  wurde  solcher  doch  den  .Ständen 
gegen  übernommene  Zahlungen  zur  Verwaltung  und  Be- 
nützung von  Zeit  zu  Zeit  überla.ssen  und  sie  blieben  bis 
/um  Jahre  1775  in  dem  (fenusse  der  alten  und  neuen  Auf- 
schläge, welche  im  Jahre  156S  und  162H  eingeführt  und 
denselben  überlassen  worden  sind. 

Die  grossen  .\uslagen  zu  bestreiten,  welche  der  spa- 
nische Krbfolgekrieg  verursachte,  sollte  im  Jahre  1709  ein 
neuer  Aufschlag  eingeführt  werden,  der  Bier-  und  Most- 
aufsclilag. 

In  der  diesfalls  an  den  I^ndeshauptmann  und  Vlcedom 
erlassenen  Re-solution  vom  20.  JuÜ  erklärte  zwar  Kaiser 
Josef  I.,  dass  bei  dem  Getränke  ausser  dem  Taze  in  Ewig- 
keit nichts  mehr  begehrt  und  gesucht  werden  solle,  befahl 
aber  der  I-andeshauptmannschaft,  dass  sie  auf  anständige 
Weise  befliessen  sein  solle,  den  Bier-  und  Mostaufschlag 
mit  15  kr.  vom  Eimer  bei  den  Ständen  in  gütige  Erhand- 
laog  zu  bringen. 
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Diu  Stände  jedoch  protestirlen  in  ihrer  Vorstelluiig^ 
vom  20.  Novtmlier  1709  yegen  den  Mostaufschlaj^,  wuil 
von  dem  Ertrags  dos  Muslc-i  diu  Conlributiunsfahigkuit  der 
l^ndesbewohncr  abhänj^t,  derselbe  selten  geräth  und  wenn 
er  geräth,  um  äusseret  niedrige  Preise  losgeschlagen  werden 
mufts;  gegen  den  ßie raufschlag,  weil  Malz  und  Hopfen  aus 
dem  Auslande  mit  grossen  Unkosten  bezogen,  das  Bier 
sohin  sehr  schlecht  erzeugt,  dem  Unterthan  bei  dnm  Mangel 
an  Wein  die  einzige  Erquickung  entzogen  und  den  Hräu- 
häusern  bei  gemindertem  Absätze  ein  grosser  Schaden 
zugefügt  wird. 

l^lierüber  erfolgte  keine  Erledigung. 

Erst  im  Jalirc  1721  kam  der  Bieruufschlag  wieder  zur 
Sprache  und  zwar  als  eine  bereits  beschlossene  Verfügung, 
im  Verlaufe  der  hinsiclitlich  der  Art  der  Ausführung  ein- 
geleiteten Verhandlungen  die  Stände  den  auf  j  kr.  vom 
Himer  gemässigten  Bieraufschlag  mit  Patent  vom  22.  März 
iy22  gegen  jährliche  12.000  fl.  auf  3  Jahre  in  Pacht  ge 
nommen  und  denselben  wieder  in  Afterpacht  hintan- 
gegeben haben. 

Im  Jahre  1725  erfolgte  die  Pachtiiahme  auf  weitere 
3  Jahre. 

Drei  Jahre  später  entstand  xxXnsr  ein  Ansinnen  des  al>- 
geordneten  Directors  der  rcservirton  geheimen  Hofcasse, 
der  Most-  und  Brantweinaufschlag,  und  zwar  ersterer  mit 
ü,  letzterer  mit  15  kr.  vom  Eimer,  wozu  die  Stände  unter 
Vorbehalt  der  CoUectirung  vermöge  Schiusa  vom  27.  No- 
vember 1728  ihre  Einwilligung  gaben,  zugleich  aber,  ge- 
stützt auf  den  Tazk  au  fsvertrag  vom  4.  .\pril  1Ö58  erklärten^ 
dass  dies  freiwillig,  bloss  aus  Devotion  zum  Behufe  d«r 
reservirlcn  geheimen  llofcasse  geschehen  sei  und  hierauf 
im  Jahre  172^  die  erwähnten  /Vufschläge  gegen  jährlich 
in.tHJO  fl.  auf  j  Jahre  übernalmien. 

Im  Jahre  1731  (ig.  Jänner)  wurde  der  IMeraufschlag 
auf  18  kr.,  der  Mostaufschlag  auf  10  kr.  per  Eimer  er- 
höht und  diese  Aufschläge  den  .StäTi<len  .>amnU  dem  Brunt- 
weinaufschlag  per  15  kr.  vom  Eimer,  sowie  auch  der  Heisch- 
aufschlag, welcher  im  Jahre  lObi  vom  I.andcsfürsteu  eia- 
geführt  und  im  Jahre  \-\b  den  Ständen  gegen  jährliche 
j  1.000  fl.  verpachtet  worden  ist,  zur  Unterstützung  ihr»» 
Credits  gänzlich  überlassen. 

Hier-    und    Mustaufschlag  beiretfend,    so    wurden    die- 
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selben  zur  Erschwing^ung  der  im  l>ecennalrecusöu  vom 
i;.  October  1748  übcmoininencn  Recessualquote  und  zwar 
der  Hieraufächlag  auf  ju  kr.,  dann  der  MosUiufäcblag  auf 
15  kr.  per  Eimer  erhöht,  und  beide  von  den  Standen  theilb 
in  ei),fener  Reyie  verwaltet,  theils  verpachtet. 

Uun  FItiischaufschlag  betrclt<:iid,  bui  dessen  Verwaltung 
die  Stände  so  schlechten  Hrfolg  hatten,  das»  sie  zur  Er- 
schwingung  der  Pachtsuramt:  im  Jahre  1735  auf  jede  Ftiuer- 
statt  im  Kande  eine  Anlage  von  2  Schillingen  auszuschruibeu 
bemussigt  waren,  gieng  infolge  der  mit  dem  Rescripte 
vom  17.  December  1749  den  Ständen  entzogenen  freien 
Casscgebarung  die  Verwaltung  dieses  (iefälLs  an  di«  Mi- 
niäterial-Bankodeputatton  über,  welche  den  Mehrbetrag 
über  die  31.000  fl.  an  die  ständische  Casse  abzuführen  hatte, 
bis  im  Jahre  1764  auch  diese  Abfuhr  aulhörtc  und  von  da 
an  das  Gcsammterirögnis  in  die  Bankakasse  floss. 

Im  August  I  ;ü3  wurde  den  Ständen  durch  den  lande»- 
fürstlichen  Commissär  Grafen  von  Schlick  bekannt  gemacht, 
dass  das  Tazgufall  auf  allerhuchsten  Befehl  mit  lu  Per- 
cent vom  jährlichun  Erlrage  zu  besteuern  sei. 

Die  Stände  machton  dagegen  Vorstellung,  weil  ver- 
möge des  erkauften  Tazes  nach  Inhalt  des  Contracts  vom 
4.  April  1658  keine  wie  immer  geartete  Belegung  des 
Tazes  stattfinden  solle  und  bemerkten  zugleich,  dass  das 
diesfalls  erlassene  Patent  denselben  sehr  schmerzlich  falle, 
weil  die  im  Decennalrecesse  vom  y.  Oclober  174K  gemachte 
Zusicherung: 

„dass  kein  das  Contributionale  betreffendes  I*atent  ohne 
ihre    vorläufige  Einvernehmung    werde    publicirt  werden," 

nicht  beachtet  worden  sei.  Dieser  Vorstellung  wurde 
jedoch  keine  Folge  gegeben  und  auch  die  Abschreibung 
der  steuerfreien  Quinta  nicht  bewilligt. 

Im  Jahre  1775  wurden  nach  Inhalt  der  Resolutionen 
vom  15.  April,  21.  Juli  und  ö.  October  die  ständischen  alten 
und  neuen  Aufschlagsgefälle,  dann  der  Weinaufschlag  zu 
Sarmingstein,  welche  seit  deren  Bestehen  von  den  Ständen 
eingehobeu  worden  sind,  gegen  eine  jährliche  Entschädi- 
gung von  42.000  fl.  aufgehoben  und  vom  1.  November 
1775  an  mit  Einführung  der  neuen  ZoUordiiung  dem  ßan- 
kale  nach  einem  neuen  Tarife  zugewiesen. 

Die  .Stände  machten  dagegen  wiederholte  Vorstellungen 
mit    der  Bitte,   dass    ihnen    die    Einhebung    dieser  Gefälle 
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nach  (lein  neunn  Tarif«  beibelassen  oder  die  Entschädijfunp 
in  Capital  goloistot^  wenn  aber  die  Stände  sicli  mit  der 
ausjfüsprochcnen  Entschädigung  von  42.000  fl.  jährlich  be- 
gnügen müssen,  diese  Summe  durch  eine  Versicherungs- 
urkunde dergestalt  sichergestellt  werde^  dass  im  Falle  das 
Itankale  die  Zahlung  in  den  bestimmten  l''risten  nicht 
pünktlich  leiste,  den  Ständen  das  Recht  zustehen  solle, 
die  Gefälle  wieder  zurückzunehmen,  damit  selbe  weder  in 
Friedens-  noch  in  Kriegsxeiten  weder  einen  F.nthang  leiden 
und  ihr  Credit  aufrecht  erhalten  werde. 

Durch  Insinual  vom  13,  November  1775  wurde  die 
höchste  Kntschliessung  bekannt  gemacht,  dass  es  hei  der 
beschlossenen  Uebergabe  der  tTefalle  an  das  Rankale  sein 
Verbleiben  habe  und  die  jährliche  Entschädigung  nuf 
42.000  fl.  bestimmt  werde. 

lüne  weitere  Vorstellung  bewirkte,  dass  unterm  13.  Juli 
'775  zwischen  der  Hufkammer  und  den  Ständen  ein  Re- 
cess  errichtet  worden  ist,  in  -welchem  festgesetzt  wurde: 

dass  die  Stände  die  ständischen  Aufschläge  auf  Vieh 
und  Cxetränke  äut  Kinhebung  und  Verwaltung  nach  dem 
neuen  Tarife  vom  15.  Juli  1775  der  k.  k.  Ministerial-Uanko- 
deputation  überlassen, 

dasselbe  für  diesen  Gefällsbezug  jährlich  42.000  fl.  in 
vierteljährlichen  Raten  zur  Landschaft  abzuführen  habe, 

dass  den  Ständen  das  Recht  eingeräumt  werde,  l>ei 
Nichtzuhaltung  dieser  Zahlungen  sich  ohne  An-  und  Rück- 
frage an  der  ^filitä^-(>ü^t^ibution  zahlhaft  zu  machen. 

Unter  diesen  Aufschlägen  nicht  begriffen  waren  Bier- 
und  Mostaufschlag,  weil  ein  Zugehnr  des  erkauften  Tazes 
und  daher  von  ihrem  Ursprünge  ständisches  FJgenthum 

Im  Jahre  1790  machten  die  Stände  zur  Vereinfachung 

G.  «4,  WS.  ;i.  der    Nebengaben    den    Vorschlag,    dass    der  Recess    vom 

13.  Juli   1775    aufgehoben,    die  Getränkgefälle    erhöht    und 

ihnen  wieder   zur  Einhebung  und  Verwaltung   übergeben 

werden  sollen. 

Hierauf  wurde  durch  Hofdecret  vom  19.  November 
1792  erinnert,  dass  Sc.  Majestät  geneigt  sind,  den  Ständen 
den  Sarmingsteiner  W  ein  aufs  ch  lag  mit  der  angetragenen 
Erhöhung  wieder  einzuräumen,  dass  jedoch  eine  Er- 
höhung des  Rieraufschlagps  nicht  stattfinde,  sondern  eine 
bessere  Benützung  des  Bier-  und  Mostaufschlages  einzu- 
leiten sei. 
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Mit  dem  Hofkanzleidecreie  vom  j8.  Juni  und  dem  n.*.;.  Nr.uij. 
Patente  vom  25.  Aujjust  1793  wurde  dnn  Ständun  in  surro- 
gatiuncm  der  auf^fuhebendun  KriegHschulden-  urd  Pterde- 
steuer  der  AufscIUag*  von  allen  Getränken,  welche  pro 
Consummo  in  das  Land  eingeführt  werden,  wieder  und 
zwar  mit  einer  Erhöhunpr  einjaferäumt,  jedoch  noch  von  dem 
Rankale  für  die  Landschaft  einjfehoben,  bis  auch  die  Ein- 
hebung und  Verwaltung  dieses  Irefalls  nach  dem  Patente 
vom  25.  August  171^3  infolge  der  Hofkanzleiverordnung 
vom   »I,  December  1799  an  die  Stände  übergieng- 

In  dieser  Weise  verblieb  es  bis  xur  Einführung  der 
allgenieinun  VeriCL-hrungssteuer,  die  infolge  der  al]erh«ichsten 
lintschliesNUng  vom  25.  Mai  182g  nach  dem  Kcgierungs- 
Circulare  vom  1.  Juli  an  die  Stelle  der  bisher  bestandenen 
fretränke-  und  Verzehrungssteuern  vom  i.  November  1829 
an  in  Wirksamkeit  zu  treten  halte  und  wofür  nach  dem 
Finan/ministerial-Krla-sse  vom  15.  Juni  1S29  die  lintschädi* 
gungsbeträge  im  Wege  eines  gutächtHchcn  Ueberein- 
kommens  ausgemittelt  werden  sollten. 

Durch  die  Aufhebung  dieser  (Tefiille  (Sarmingsleincr 
Weinaufschlag,  Bier-  und  Mostaufschlag)  wurden  den  Stän- 
den die  MauptftinnahmsquoIIen  benommen,  auf  welchen  ihre 
Subsistenz  und  ihr  Credit  gegründet  war. 

Dies  gab  dem  damaligen  ersten  Herrenstands-Verord- 
neten  Josef  Grafen  von  Thürheim  Anlass,  bei  dem  Verord-  1  .  Nr.  *;«. 
neten-Collegium  den  Antrag  zu  .stnllen,  dass  sich  liasselbf  mit 
dem  !,andespräsidium  in  das  geziemende  Kinverm-hmeii 
setze,  damit  die  für  das  l^nd  ob  der  Enn.s  so  wichtige 
Angelegenheit  den  gesammten  Ständen  zur  Herathung  vor- 
getragen werde,  wie  bei  jenen  von  unter  der  linns  und 
Steiemiark  bereits  geschehen  sei. 

Bei  der  vtm  dem  Verordnet(Mi-('ol]egium  am  y.  Sep- 
tember 182g  abgehaltenen  Sitzung  wurde  der  einhellige 
Beschluss  gefasst: 

dass  um    eine    provi.sorische    Entschädigung   im    nach- 
gewiesenen Jahresbetrage  per  215. -joo  fl.  in  viertt^ljährigen   i  e.  Sr.  iiüj. 
An ticipations- Raten  sogleich    einzuschreiten,    in   dem  Vor- 
trage an  die  Stande  aber  dahin  anzutragen  sei, 

dass  im  allgemeinen  gegen  die  Einziehung  der  Gefälle 
eine  Vorstellung  zu  machen  und  zu  bitten  wäre, 

dass  sowohl  die  Tazinhabcr  als  die  Stände  in  dem 
Genüsse  ihrer  diesfälligen  liezugsrechte  belassen,  oder  wenn 
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diüse-s  bei  den  Staatsverhältnissen  nicht  möglich  wäru,  den- 
s«lV)mi  doch  vollständii»«  iüit.schädijjun>i^iin  für  den  Verlu.st 
ihrer  Ruchtt;  in  l'orni  ».-incs  Rccussus  geleisttit  wcrduii. 

Diesem  Vortrage  wurde  in  der  am  lo.  Octobor  1829 
abgehaltenen  Sitzung-  des  vergrösserten  Ausschusses  fast 
eiuliellig^  bui>(üstimmt  und  in  diei>em  Sinuu  die  Majustütb- 
Schrift  ttljgefasst. 

Noch  vor  dem  Hürabgelangen  der  allerhÖch»teii  Knl- 
schliessung^  ei'folg'te  hierauf  in  Erlediyunji^  des  ständischen 
i.c.Nr.iKtj.  Kiuschreitens vom  14.  September  1K24  der  Hnanzministerial- 
L  c  Nr.  J.J*«.  Eriass  vom  5.  November  1829,  mit  welchem  bis  zur  defini- 
tiven Ausmittlung  der  Eutschädiyung^  ein  jährlicher  Vur- 
schu.ss  von  200.000  fl.  in  monatlichen  Raten  anguwicsicn 
wurde. 

Das  Verordnet fjn-ColI«gium  bat  zwar  um  hlrfoljjlassung 
dos  Restes  jährliclier  15.400  tl.,  allein  das  Einschreiten 
hatte  keinen  Urfolg,  sowie  die  Majestätsschrift,  welche  mit 
allerhöchster  lintschlicssunjf  vom  6.  März  1Ö30  bei  der 
bereits  in  Wirksamkeit  g^etretenen  Verzehrung-ssteuer  und 
den  getroffenen  Verfüg'uny^en  zur  vollständigen  Entschädi- 
gung als  unzulässig  erklärt  wurde. 

I>ie  definitive  Ermittlung  der  Entschädigung  ist  iudess 
noch  nicht  erfolgt,  dafür  aber  infolge  der  allerhöchsten 
EntSchliessung  vom  28.  März  1840  die  Einleitung  getroffen 
worden,  dass  über  den  Rentenbetrag  von  20.000  fl.  eine 
5*ii.StaatsHchuldverschreibung  von  .(oo.ooo  II.  ausgefolgt  und 
dorn  Tilgungsfonde  übergeben  wurde,  der  jährlich«  Hnt- 
schädigungsvor.schuss   somit   nur  noch    180,000  fl.   beträgt. 
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Adolzhausen,  Lamiratb.  1603.  — 

t^ij.  ibb. 
Agricola,  l'rofras*ir  juris.  50. 
Alberojiihaiin,  stäncliatrherHcrcittT. 

1634.  —  3. 
Albrecht  V.,  Ht^rzog,  spritt*r  Kaiser 

AIhrrrhi   II.    löl. 
Albrecht  VI.,  Hcrzon-  59. 
Albrecht  IL,  der  Weise,  Herzog. 

»349.  —  5«- 
Albrecbt   Julius   Wutf,    Ahnoseo- 

pfleycr.    1623.  —  27. 
Alexander,  Ahi  vunKrrmsmünsttT, 

Liindraih.     1603.    —    l^q,    166. 
Alexander,  ALt  von  Krrmsinünsirr. 

'73»-  —  434-     '74«-  —  435- 
Andlem,  Graf  von.    1748.  —  8ü. 

155-  156. 

—  Lanileshniiptmann.  fJftA- — 81. 
Anna  v.  Otsitrn'irh,  Gemahlin  iIcs 

K"init;s  Mattliias.    j6ll.  —  306. 
Anna  von  Spanii-n,  e^nttc  (icm.ihlin 
l'VrHinan«!  tll.    1G30.  —  306. 

Anna  Maria,  SchwL-strr  Jospf  !., 
3ooottMochzcitsgcschtnk-  i~üÄ, 

—  A^*ii- 

Anomaeus  Dr.,  Rcctor  der  Laml- 
SL-haflsschuln.  1597.  —  42.  I18. 

—  Ib<»2.  — 43.  —  1610.  — 45. 

—  Arzt  während   der  Pest,    1585. 

—  356. 


Anton,  Abt  7.11  Krrm!imfln.<ucr.  1628. 

—  151.  16K. 

A pelt,  1 788 —  1 790  Thratcr-Untcr- 

nt-limt-r.    itiU. 
Auersperg  Graf,  Uhtrrsthufmftster 

unter l'VnlinamI  III.  l64<>'  -315. 
—  Re^icrungs-Präsident.   1801.  — 

408. 

B. 

Bach  litliiard,  I-Vciherr,  St3itl)alu*r. 

1H52.  —  t)H.   170. 
Barbarino,MiM]i;iuer.  t6Hi. — 318. 
Barth-Barthenhcim  Oaf,  Vrr- 

ordni'trr.    1H56.  —  405. 
Baumbach  Nurticrt,   LandM-hafts- 

scrrc-t5r  11.  Srrn't.lr  d.  Arkt-rl)aü- 

jiese  II  Schaft.    1767.  —  37T.372. 
BenziUS  Johann  Kriedr.,  Kectortler 

l-andschaftsschulc.  1624.  —  46. 
Bettalen  C'.ahnr,  Confridrratinn  mit 

den  Ständen.    1620.  —  72. 
Bischof?,  Burj^ermeistcr  von  Linx. 

i«36.  —  380. 
Bock  Mirhacl,  siftndischcr  Mrnsnrr. 

1838.  -  333- 
Bocskay    Sieplian ,    Frieden    mit. 

1606.  —  166. 
BÖhelm  Dr..  Prnfessurjnris.  1672, 

—  49- 

BÖrnslein,    1  hcaicr-  Uoternehiner. 

1838.  —  297.  298.  • 

Brueder,  Uiatun.   1585.  —  250, 
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^^^^H          Burghauser  Karl.  *I'lic:itcr<lIntcr- 

^^^H 

^^^^^L                                iHi\2.  —  3rK>. 

^^^^^H         Durkhard,l.ar)ilcsliau|itniann.l374. 

Dongier,   1798   ritraitrr-UQicnirli-  ^H 

^^^H               —  139- 

nu-r.   287  —  2<iO,                         ^^H 

^^H 

Diala,  llistdru-nmaitT.  Hild  dcsbrciK   ^^H 

ncndi-ni.an<lhausrs.lH(io. — 131.    ^^H 

^^^^H        Cacilia  Renata,  kaiserliche  Prin- 

Diethard,   standisclicr   VV'uadanu  ^^M 

^^^^^^H                zi-sätn;  Rooo  II.  von  drn  Ständen 

263.                                     ^H 

^^^^^H                7iir  Ati.HstattKn^.    1637.  —  307. 

Dierzer  Ji^rf  von,    Ankauf  äciorr   ^^M 

^^^^^^H        Culanilni,  Lirhrrr  ili-r  I^imlbchiifts- 

Gui  (rnpsirccIU'ftirdasKrrisamts-    ^^H 

^^^^^H                                                   — 

Viebfiucle.      1H53.    —    451.    452.    ^H 

^^^^^^        Camerari,  Lt!hrfr<l<--rLuntlHch:ittS' 

Dietrichslein  Rnrüioloma  v..  Ver-  ^^M 

^^^^^B                                       — 

ürdneter.    1614. —  II9.                ^^M 

^^^^^B          Canaval    Cbrii^toph  .     iul]>ntM  lier 

^^^^M 

^^^^^H                Buumciatcr.    und  dcssca  Bruder 

^^1 

^^^^H                                     —  115. 

^^^^^^B          Capel  l'lrich  v..  Landcshmiptmiinn. 

Eclilhuber  Michael,  Mü>:ister  drr  ^^M 

^^^^                              - 

l^amlst-liaftssehule.  1570.  —  40.    ^^| 

^^^^^^          Cavriani   Karl  Graf,  Ivrbuucr  des 

Elirlich  Kar)  ,   Muscumeustus    und    ^^| 

^^^^^^H                St-hloNMCS  Lt*.rcht:ntlial  bei  Knns. 

Gttologe.    1848.  —  jK(>.                 ^H 

^^^^^H 

Eleonora  von  Mantua,  zweite  Gc-    ^^M 

^^^^^^1         Chmcl,    Hi>f-    und   StuiiLsarcIiivar. 

mablin    Ferdinand  IL    1622.  —    ^^M 

^^^1 

306.  —  1651.  —  307.                    ^H 

^^^^^1         Christine,  ICrzht^rzogin.    1772.  — 

—   —    i;,<K>  fl.  Keisfigeschcnk    iIkt    ^^M 

^^^H           i9i' 

Stflrid*--.   1642.  —  314.                    ^^M 

^^^^^H          Clam  Guitfrief)  Graf.  1767.  —  445. 

CLeonora  Magdalena,  PfaliE);r:ifin  ^H 

^^^^^H         —  Lcu|)iiM<.>rafrWr^<tirectur.i765. 

bri  Khcin,  dritte  Gemahlin  Lco>   ^^M 

^^^H               —  234- 

pold  1.    1676.  —  307.                     ^H 

^^^^^H         —  GuUliL-bGrur,We^directur.I776. 

Eleonora,  verwitwete  KiViti^in  von  ^^M 

^^^H         — 

Pulen  ,    Schwester    Leopold    L    ^^H 

^^^^^H          —  Graf,    iJLn-ciur   der   Ackerbau- 

1078.  —  307.                       ^H 

^^^^^1                  gcsrllschaft.     1772.  —  372. 

Elisabeth    Christine,    Gemuhlin    ^H 

^^^^H         —    —  Verurdneier.   1785.  —  129. 

Karl  VI.    1707.  —  307.               ^H 

^^^^^^1          —   Krcifrau ,    1759    Rcsitzcrin    des 

Elisabeth  von  Parma,  erste  Gc-    ^H 

^^^^^^H                Sclilijsücs  Lerchcnthal  b«i  Knns. 

rraldin   Josef  tl.     1760.  — -  308.    ^^| 

^^^^P 

Encnkl  l-'relherr,  Insficctur  d.Lanil-    ^^M 

^               Claudia  l-'tliritas  von  l'irul,  2.Ge- 

»chafLSKchute.  161 1.  —  45.  282.    ^^M 

^^^1                             inatiiin  Lrupuld  1.   1673.  —  307. 

Engel    \'un   Wat^ram  Simon,    W.r-    ^^| 

^^H               CementariuSiPrrdi^rru.Inspcriuir 

urdneter.    1628.  —  93.                    ^H 

^^^^^H                 der  Lundscliaftsschulc.  1586. — 

—  Graf,  Ucchant  zu  Enos.    1776.    ^^M 

^^^^^B 

—                               ^M 

^^^^^^          Colornba,   Maler.     16K1.  —  31K. 

—   Professnr.Gcoinge.  1K52.  —  3S8.    ^H 

^^^^^^            Conradi,  I.rhrer  der  l^atirlschurts- 

Engl  Kel>ekH  von.  t^uidschretbcrs-    ^^| 

^^^^^ft                                        — 

Witwe,  Besitzerin  des  Stockhufcs.    ^^M 

^^^^^^1          Conta,  kiirliniriKch.  Huflj:ium«ister. 

,70«.  —  433.                                    ^M 

^^^P                             — 

Engelmann, We]tpriester;errichtet  ^H 

^^^^^         Creuzthalior,  stand.  Bauscbrciber. 

1823    eine  HlindenansLalt.    369.    ^^M 

^^H                        — 

Ensmüller  juaihira,  stilnd.  Syndi*    ^^M 

^^H                Cronberg,  Ivxjinlitür,  Wnhnun^  im 

Kus,  n[isHrx  Graf  vuo  Wlndhag.    ^^M 

^^^^^^                 Laiidlmu».    126. 

—  93.                       ^M 

^^^^^                '                  —    477     —            ^^^^^^^^^^^^^1 

Erdpresser,     stAnH.    AufschLi^s- 

Franz  U.,   Küi&er.    1792.  —  28Ö.           ^^^^| 

(..■i.hier.    1753.  —  454. 

—   J792  t)Ooo}i  Krünungsgcschi'nk.             ^^^^H 

Ernst,  llcrzug.   1407.  —  58. 

^H 

Ernst  August,  Kurfürst  \.  KrHun- 

—  yoelueiUigr«rhcnkr.     1808    uml              ^^^^| 

srtiwcig-Lünclnirg.  1  Oy2.  — ^  I  y. 

—  309.                                                 ^^^H 

Esterl ,    Genmeter   in   Hurttbauüf n. 

Friedrich  von  der  Pfalz,  ConfA-           ^^^H 

1727-  —  246. 

deration  mit  den  St-^ndcn.    1620.              ^^^^H 

Eybel,   Kegkrungsrath.    17K5.  — 

—                                  ^^H 

329- 

Friedrich  Itl.,   Hertog,    1439.  —            ^^^^1 

F. 

^^1 

—    Kaiser.    14(14.  —  &n.                                  ^^^^H 

Fabri  iJr.,  L:ind!t<:h.-ifuph)aikrr  in 

AnwcArnhrit  auf  dem  l^ind-            ^^^^| 

Wds.    1614.  —  2t>\. 

tage  zu  Linz.    1467.  —  6o>                    ^^^^| 

Fadinger  Stephan,  Baucrnanführcr. 

—   —  Stir)}t  XU  Lin2  am  IQ.  .August             ^^^^H 

■:i.i- 

1493.  —  6u.  317.                                     ^^H 

Ferdinand  L,  Könid.  1521  ff.  dz. 

Friedrich  August,  König  v.  Polen.            ^^^^| 

63.    Kaiser.  65.  212.  315. 

1719-  —  30^-                                         ^^^1 

Ferdinand)   Mnhcruyg   in  Steier- 

Fuchs   Lortrnz    Sebastian  1    stättd.             ^^^^| 

mark.    lOii^.  ■ —  71, 

Aufschlags-Coilcrtnr.   1725.                  ^^^^| 

Ferdinand  11^  Kaiser.  1O22  Hocb- 

454-                                                          ^^H 

xcttspräscnt  tWr  ^itAinIe.  306. 

Füger    Graf ,    Rcprjtsentatinnsrath.             ^^^^H 

—  Dessen       Rcformatiuas  -  Palenl. 

^^H 

1Ö25-  —  322. 

—  'I'heater-L'nternehnier.  1804  und            ^^^^h 

—  18.000 11.  zur  Keiac  nach  Kcgnns- 

1814.  —  290.  291.                                ^^^H 

burg.    1636.  —  314. 

^^^^ 

Ferdinand  IIL,  Kaiser.  HuchzdU- 

[ir.larntc   der  Stände.    1630.  — 

30(1.  —  164H  11.    1(151.  —  307. 

Gangell  van,  stAnd.  'I'anzmeister.            ^^^^H 

—  2000'riialcr  Kindljcttjiräsenl  fOr 

—                            ^^H 

dusjicn  Ciemahlin.   IÖ33.  —  312. 

Garsten,  Stift.  Abt  Antcm.  1563.            ^^^H 

—    15.0OÜ  fl.  f.  die  Kcisc  zur  Armee. 

—         105.                                ^^^H 

1640.  —  314. 

Garzweiler     iJr. ,     Kcfnrmaiions-            ^^^H 

—  Aowcscnhcit  in  Lin/,.    1644.  — 

(  iimniit^srir.     \{y»yo,  —  42.                          ^^^^H 

263. 

Geiger  Joh.,  Handel.snvmn  in  ICnoR,            ^^^^H 

—    lOOOtl  Ki-iscgfsclienk.  1649.  ^ 

Tabakerzeuger.    I(>70.    —  4'>4.             ^^^^H 

3>5. 

4Ö5-                                                               ^^H 

Fernberger  Wolf  Adam,  Verord- 

Gelfv., Major,  Ingenieur  f.  Strassen-             ^^^^H 

neter.    1O3K.  —  120. 

^^^^1 

Fischer    Ür. .    Senior    der    Land- 

Gemperll von  WejdenthaL  stand.            ^^^H 

schaftsphysiker.    1743.  —  270. 

Ini^rnirur.    1784.  —                                      ^^^^H 

—  k.k.  Ofl'icier,  Krtrdrrcr  d.  Seidcn- 

Gera    Krasmus   von  ,   Verordneter.              ^^^^H 

cultur.     1845.  —  404. 

^^^1 

Florian  St,  PropstSicgmund.  1503. 

—  Wnif  von.  Verordneter.    1O28.             ^^^^| 

-^  106.  165. 

93-                                                       ^^1 

—   Propst  Leupold.    162O.  —  »68. 

Gerhauser,    stand.    B.iUBelirciber.             ^^^H 

Franz  Stephan   \nn  Lothringen; 

—                                                      ^^^H 

Hochzeilspräsenl.   I736.  — 308. 

GersUer,5tAndischer  Bereiter.  1640.            ^^^H 

—  Deutst-hi-r  Kaiser.    I74.S'  —  ^0. 

^^H 

—  —  50.00011.  Keise- u.  Krrtnungs- 

Geymann   ILtns  Thristoph,  kauft            ^^^^| 

gcschcnk.    1745«  —  3*5- 

1593  di-n  .Sitz  Kreyn.    41.                          ^^^^| 

^           ^     ~  -^y*  ~                      ^^1 

^^^ft               Gienger,  VicL'dnni  u.  Reforniations- 

Hagenlelthner  Ui.,  mai^ister  sani- 

^^^^^^L               Commissflr.    löou.    —    42.  l6ft. 

talis  in  Sleyr.   1713.  —  2^KJ. 

^^^^^^P        —  Unmlrnth.    164)3.  —  149. 

Hardegg  Julius  Graf,  f^ndeshaupt- 

^               Glelchenmuth  v.,  ütAml.  SyniÜcus. 

m;inn.     1539.  —  141. 

^^B                                 - 

Harmanseder  Ignaz.  stAml.  Miss- 

^^^H                 GlÖgglFranz.'rhcnicr-Untfrnrhmcr. 

ncr.   1818.  —  333, 

^^^^H                 1791.  —  28Ö.  —  1795.  —  287. 

Harrach  Lconhard   von,  Laniles- 

^^^^^H               —  1804.  — 

liaupimann.    1579.  —   142. 

^^^^^^H         —  MuHikHrhulf  imLandhausc.  1799* 

—  Graf,  ältester  Herrensianda- Ver- 

^^^^               — 

ordneter.    1099.  —  307. 

^^^F              Gössinger  IMtitipii  I^nnz.  Förderer 

—  Karl  von.    1O27.  —  310. 

^^^1                         «Irr  Hicncnzucht.    I764.  —  397. 

—   Franr.^lbrccht,Verordnctt.'r.l  23. 

^^^1                Grav,  *it.lnct.  Hcn-iier.   1707.  —  5. 

Harrach'sehcslnfanterie-Rc^mciit. 

^^^1                Grelner  von,  Hofr^iih;    Stmsscti- 

»74«-  —  435- 

^^^H                            hrrr-isun}{.     I794<    —  -37' 

Haselhueber  (Hasrlgruber)  Georg. 

^^H               Greissenegg  Krasmus  vun.   1536. 

Quardinn   des   MinofilrnklostcrS 

^^^1                           104. 

in  Linz.    1536.  —  104.  321. 

^^H                Grienthal  Philipp  von;  Krpar.iuir 

Haym  Freiherr  von,  LandeÄhaiipt- 

^^^^^^1                seines  Hauses  aufstand.  Kosten. 

niann.    1603.  —  148. 

^^^^P                           —  124. 

Heggenmüller  v.  Rubenweiler, 

^^^^^^         Griesmeyer    Kl»iri;in ,    Mfil.    Dr., 

Landcsanwalt.     i6oz.    —    147. 

^^^^1                          (_>|ieratiuns  -  Sti])enf1iijm.      1844. 

i.)8.  140. 

^H            — 

Heidinger,  Bernrath.  1847.  —  385. 

^^H               Gronsreld,  GL-ncral.   1704.  —  77. 

Heiss  K.irl  Anscltn,  stand.  In^rnirur. 

^^^1                Grundemann  Graf,  Vernrdneter. 

'745— 5- 

^^^a                  i'St;,  18J3.  —  291.  446. 

—  zeichnet    die     Sonnenuhren    ain 

^^H                   Grundtner  P.  Wnlfj^an^,  Kxminn- 

I^amlhausthurni.    1760.  —  7. 

^^H                     178g.  —  330. 

Herberstorf  .Adam    Graf,    Statt- 

^^^^^^^          Guet  Peler,"  Steinmetz  vtm   Peucr- 

halter.    i()20  ff.  —  48.  73.  93. 

^^^^^^h                tiarh,  Verferti^er  des  Lnndh.ius- 

112.  117.  200. 

^^^^^^                brunnens.    1581.  —  116. 

—  Landeshauptmann.  1628. —  151. 

^^^V               Günther,  I  lauptmann,  KHrdrrer  d<-r 

Heyrenbach,  Pnifess<ir  juris.  50. 

^^^H                          Sftdr-nriiliür.     1H45.  --  404. 

Hippel    I-eopojd ,     Zimmermeistpr; 

^^^^^^         Giiggeneder,  Voi-stamI  (irr  Mino- 

renuvirt   1760  die  'Iburmkuppel 

^^^^^               riu'nkirrhr.  1837.  —  334-  335- 

im  L:in<lhaus.    120. 

^^H 

HÖIlinger  Johann  ,   Verwalltr   des 

^^H 

TahiikHbaldo.    1694.  —  465. 

HÖlzl,  Thcatcr-Untcrncluner.  18  ly. 

^^^^^H          HaagIlrinnnim,MiniiriC(*n-Quardian. 

—  293- 

^^^H 

Hörleinsperger,Fürdererd.  Land- 

^^^^H         Hack  Kittcr  v..  Vcrrirdnctcr.  1785. 

schaftsschule.   14. 

^^^H                —  '29.  —                   334- 

Hofstädter  Dr.,  magister  sanitAtts. 

^^^^^^1          Hackl    Ornr^ .    fitandinrhrr  Tanz- 

1679.  —  267. 

^^^^^H 

Hoheneck  Georg  von.    1573.  — 

^^^^^H         —  Veit,  atSndischer  Kiiplan.    1643. 

108.  198. 

^^^H 

—  Johann  Georg  Adam,  frelherr. 

^^^^^B         Häcklberger  Arha/.  Insiteetor  der 

Genealog;.   57.  78.  95.  183. 

^^^^^H                  l.ands(-li;iHsH(-luilr.    l.S^i).  — 40. 

—  —  SanitAtscammissAr  d.  Stünde. 

^^^^^H         Hafner  Martin  Dr..  Landrsanwali. 

17  »3-—  269- 

^^^^^L                          — 

—  I-eo  von.    1742.  -^  79. 

^f                                ~   *^**   ~          ^          ^^^^1 

Hohenfeld  Graf,  Uirccior  d.  Acker- 

Josef L,  römisrher  K6ntg.  15.0001).              ^^^H 

bau  -  Gesellschaft.   1771,  1773. 

f.  d.  Reise  zur  Reichsarmec  gegen               ^^^^^| 

—  372-  445- 

KrankreiL-h.  1702.  —  315.                      ^^^^| 

—  Verordncier.    1775.  —  128. 

Josef  IL,   Kaiser.    K2.  285.  328.                   ^^^^ 

—    Wrjfilirrrtor.     I775.  —    234. 

—  3000    ^    Kindbettpr.'isent    an-              ^^^^^ 

Hohenfelder  Achaj;.  Stirtunj;  f.  il. 

Iftiulith  ücinrr  Geburt  nn  Maria              ^^^^| 

LandschafiÄRihulr.  1377.   1588. 

1741.  —  312.                          ^^^^1 

—   14-  4>- 

—  HnchzeiUsgeiK'hcnk.  1760. — 308.              ^^^^H 

—  Michael,  Verurdncicr.    1 563.  — 

—    70.000  II.  und  3U.000  Ü.  KeiHc-              ^^^^1 

106. 

und    Krünun^gejichenk.    17(>4>             ^^^^| 

HorslauerHc-innrh,  KtAntl.  Chirurg ; 

^^H 

Stiftung  f.  d.  Lnndsch.ifts^chulr. 

—  Dessen  Tud  am  20.  Februar!  790.             ^^^^H 

1597.  IÖ08.  —  14.44-  '»7-257- 

^H 

Hos  podsky^  Vorstand  d.Minoriien- 

Josefa  von  Bayern,  2.  Gem.ihlin             ^^^^H 

kirrhf.    1H29.  —  333. 

Josef           i'fi5-   —  30H.                                  ^^^^1 

Huber  IJr.,Tliierarzt.  1781. —  415. 

Judenbauer.    Wasserleitung   über               ^^^H 

—    Prutumcdicus.  1813. —  4IQ.420. 

des:>en  Gründe  seit  1579. —  115.              ^^^^H 

Hueber  Ludwig ;  Ic^in  den  adcli^m 

^^^^M 

SitK  l''rcyn  fOr  dir  Landschafts- 

^H 

schule.    1577.  —   14.  40. 

Hueller  G«;ürjj»  KürK^n-m eiste r  von 

Kalleysen     Peter,     Fechtmeister.             ^^^^| 

Linx.    1577.  —  III. 

—                                   ^^^H 

Humbert,  stand.  S[l^lrh^lcist<^r.  (j. 

Kampmüller  Philipp,  Vorsteher  der             ^^^^| 

Miiinritenkirche,    1807.  ~  331.               ^^^^| 

J- 

5ii-                                                                    ^^H 

Kampmüller,     stand.    Ingenieur.             ^^^^| 

Jagenreiler    \V'i>lf ,    Vf mrdnfier. 

—                                   ^^^H 

lii2H.   —  93. 

Karl,  ürzhi^rzug.    1320.  —  62.                   ^^^^| 

Janlscha  Anton,  Lehrer  d.  ßiencn- 

Karl    V.,    Kaiser.    Kesignaiion  auf              ^^^^f 

zut-ht   in  Wien.    1772.   —  397. 

tue   Tisterr.   I\ri>länder.   62.                       ^^^^H 

Imsland  Fniin  von.  1833.  —  378. 

Karl  VI.,  Kaiser.  40.000  Ü.  Hoch-             ^^^H 

JÖl^erzu  l'ullet.Wi'lfKanj;.  Landes- 

zeitsgesehenk.    1707.  —  307.                  ^^^^^H 

haupim:tnn.    I^S13'  —    I4I- 

—  50.000  n.  Keise-  und  Krönung»-        ^^^^^^H 

—  Hildebrand,  R'iuhcrr  beim  Uand- 

gesehcnk.    171 1.  —  315.                    ^^^^^^| 

hausbau.   1563.  —  106. 

—  3000    ^    Wtegengegrhenk     für               ^^^^H' 

—   I  bJnih.'trd.    1605. —  149. 

deinen  Gemahlin.   171O. — 312.              ^^^^H 

Johann  KrzheKOK.  1842.  1843. — 

Karl  Albert,  Kurprinz  von  llayern.              ^^^^| 

373-  374- 

—  308.                                              ^^^H 

—  Priitettor   der  Landwirtschafts- 

—  Kurfürst  von  Bayern.  Huldigung              ^^^^H 

gfsrllschaft.    1845.  —  375. 

zuLin/am  IQ. April  1741.  —  78.              ^^^^| 

—  —  des  jfco^nostisch-monlanisi. 

Karl  von  Lothringen.  1744.  —            ^^^H 

Vereins.    1847.  —  38.5. 

^^H 

Jordan ,    Magister    an  <lcr  Land- 

Karolina  Augusta,  4.  Gemahlin            ^^^H 

srhaftssfhulc.    1610.  —  45. 

Kr.-inz        l8i6-  —  309.                             ^^^^| 

Joserv.Kuperlin,  Heiligsprechung 

KeJllinger,  Diener  in  der  Minorileti-                ^^^H 

desselben.     1708.  —  328. 

kirrbr.    1802.  —  331-  333-                    ^^H 

Josef  I.i    rr»misfher  König.    Hfirh- 

Keller  Josef,  Onlt-nsprovinzial  der               ^^^^H 

zcitsgescheiik.   IÖ99.  —  307- 

Miniiritrn.    1OO8.  —  323.                            ^^^H 

—  3000^:1     Wiegenangebinile      an 

KhellerGeurg,  T.inzm<.-ister.  1613.                        ^H 

driften  Gemahlin.  1 700.  —  312. 

—                                                                  ^1 

4Sa 


Khellerer  llnnaChmtoph.  1653, — 

log. 
Khevenhüller    Kranz    ChrisiopU, 

Gnif.    rob8.  —  31^. 

—  Päthtt-r(lcs'rab;ik;ibalii».l670 — 
1682.  —  404. 

Khevenhüller,  Graf.  1795.-287. 

—  kauft  vcm  den  Ständen  das  Tbür- 
lifiniisrhf  ll.-iUK.     |H(50.  —    134. 

Khönig  IsiUik,  pass;iuisi-tirr  i'llr^rr 
AU  KU-lsljerj;.  i7«'jy-~433-434- 

KJlÖrner,  Dr.,  mat^istcr  sanitatis. 
1650.  —  264. 

Khrüner,  Maurrrtncister.  1751.  — 

Kinsky,  Füret,   RL-gicruncs-Pi^si- 

dcnt.    1R35.  —  2yQ. 
Kntttel  Kr.inz  Anion,  Lchrirr  an  der 

Inji»-niriirsfhuli:.    1708.  - —  5-  6. 

Knörlein,  Ihicrarzi.  1806.  — 417. 

Krackowizer  Krnst,  iJr.  med.; 
i  liiiiir^isclH-'snpf-ratKins-.Sliitcn- 
dium.    1844.  —  2g.  io. 

Kraft,  liauilircctnr.    1794.  —  238. 

Kreibig  ICduard,  Thcatw-Untfr- 
ni-Iim<T.    1856.  —  304.  305. 

Kremsmünster,  Siift.  Abt  Krhanl. 
1583-  —   »w. 

—  Abt  Alexander,  I^ndraih.  1603. 

—  149.   166. 

—  Abi  Anton.  1628.  —  151.  lOÖ. 
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ritt-nkirchc.    1814.  —  333. 

L. 

Ladistaus,  Köni^r  von  Polen.  1637. 
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—  247- 

LÖhl  Jakob  Hans,  Fr^-iherr;  Laadcs- 

liaupcm.  1600.  -  42.C17.  liS.  I4,«>. 
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ibjb.  —  3. 

H                 2ui.  218.  282. 

Moser,    Rt^giswaior   uml    SrurctÄr 

H           —  Horhzcits;resi.-hi-nk.  173O.      308. 
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Skrbeiisky  Frriherr;  Rc^irrunjjs- 
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Stands- Verurdneter.  IbzS^  —  93. 

—  Graf.   1717.  —  440. 

—  Johann     Wilhelm    Graf.      1739. 
1741.  —  312.  444. 

—  Graft   Landcshauptmaan.    1765. 

—  »58. 

Proiector  d.  Ackrrbaugeaell- 

srhafi.    372. 
^   —  Rcjficrunjjspräsidcnl.     1783. 

—  129. 

—  —  verkauft    den    Ständen    sein 
Haus.  1800.  —   134. 

—  Josef  Graf,  erster  Htnrcnsunds- 
Verordncicr.    1829.  —  +73' 

TitluIUS,  Diacun.  1585.  —  256. 
Toraazzolli,  V(>rateh<*r  der  Mino- 

ritinkirehe.  1H38.  —  33z.  334. 
Tremt,  Dnmpropst.  1792.  —  330. 
Tschornembl  Hans,  lospector  der 

Landäcliaftsschule.  1569.  •—  40. 

—  Knismus.  lOig.  —  72. 

V. 

VatUtrin   de  St.  Lirbam   Heinrieh. 

stund.  Ingenieur.  1773.  —  7. 
Verleih  .Xhitthias,  1  anz-  und  Fechi- 

mcistrr.     1Ö52.  —  4. 
Volkerstorf  Widfv.,  l^ndcrshNUpt- 

mann.  1204.  —  13g. 

—  Wilhelm  V.,  1563.  —  loO. 
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Volkerstorf  Wulf  Wilhrlm.  Lün- 
dcshaupiRiann.  i6o2  ff.  —  6S. 
119.  147.  lyi.  167.  joO. 

Tod  desselben.  161O.  — 70. 

w. 

Waibl  Antun  vun,  stAnd.  Bereiter. 

1804.  —  (). 
Walcher  Pater,  Navigations-Uircc- 

«"'•    >773-  —  247- 
Walsee,  die  Herren  vun;   Landes- 
hauptleute.   139.  32a.  321. 

—  Ebrrhard  von.   128R.  —  321. 

—  ^'olfj;an|j  v..  Ljndesliaupimsnn. 
1457.  --   162.  195- 

Weesen  Er*:hanger  von .  Landes- 
hauptmann. 1230.  —  139. 

WegSCheider,  sl.'ind.  Sprachlehrer. 
12. 

Weingartner  Johann,  Vort»tand  d. 
Minvinlt-nLirche.     1824.  —  333. 

Weishäupl  Gcur)£ ,  siftnd.  Zeich- 
nun^'slehrtT.     186.   187. 

Weiss  von  Slarkenfels,   Polizei- 

dircctur.    1S26.    —   2*)$. 
Weissenwolf  l>avid  Graf.  Landes- 
hauptmann.   1656.  —  153. 

—  Josef  Antun  Ciraf.    r743.  1745. 

—  313.  444- 

—  Kranz  Jusef  Graf,  Herrenstands- 
Vcrordnecer.    1765.  —  123. 

—  J"srf  Graf.    l7go.  —  84. 
Werloschnigg   Dr.,    Landwhafts- 

[ihvsikcr.    269. 
Wibeking  v.,  ffufrath;  Rereitnin^  d. 
Strassen  di-a  Landes.  24a.  241. 


Wilhelmb  Hcmnch,  Hildhauer  zu 
Rrneosburg,  licfrrt  1900  Mar- 
morplattrn.    1(137.  —   121. 

Wllhelinine  Amalia  von  Rraun- 

srhurijj,  Grmahlm  JoscJ  1.   I0t)<}. 

—   307. 

Wllhering,  Stift.  .\l»t  I-conhard, 
Verordneter.  1526.  —  IÜ3.  Abi 
Georif.  Verurdnctcr.  1628  und 
1637.  —  120.  168.  —  Abt 
Jutiiinn.    1848.  —  169. 

Wimber  Dr.,  Professor  juris. 
1765—1777.  —  5a 

Windhaag  Graf  (Juarhim  l'*nz- 
mülb-r).    1627.    -*  93.* 

Winklor,  ätäml.  Aufschla^spächtcr. 

»r.^J-  —  454- 
V^^lssmann     I  letnrif h ;     führt    tiic 
Maid-     und      Kiatrhscullur     i^in. 

n9<>-  —  399-  400. 

WUtkofsky,MfMersili  mied;  dessen 
Vrrschlcissbudc  vor  dem  Land- 
haus.   1782.  —  128. 

Wolfgang,  .'Vbt  von  Gleink.  Üi- 
rcetor  der  A('kerb.*iu  -  Gesell- 
sthaft.   1766.  —  371.  372. 

Wolkenstein  Hans,  stand.  Huf- 
meister.   1614.  —  119. 

Wollstein,  Professor  der  Thier- 
arzntrikunde  in  Wien.    1781.  — 

415- 
Wrede,  KQrst.    1826.  —  208. 

Wrona,  Ljinilsihafisphysiktrr.  259. 

Wurzer  Alois,  VorstamI  di-r  Mino- 

ritcnkirche.    1S16.  —  333. 
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B. 

SACH-REGISTER. 


A. 

Absolutorien  an  Stelle  der  Schad- 
lüsbriefe.  1748.  —  80. 

Ackerbaugesellschaft,  1766.  — 

371-  397- 
Ackerbauschule  in  Grossau.  i8')8. 

-376. 
Adelige  Intt^rtenement»!.  274. 

—  Theater-Sücietät.    283.  2S4. 
Adelsgeschlechter     des     Landes, 

ältpste.  57. 

Adelsmatrikel,  173.  175.  179. 

—  Kntslehunji  derseihrn.  183     1S8. 
Adjuncten    für    die    Landsrhalts- 

physiker.  268. 

Adjulen  (Recompcnse)  für  die  Ver- 
ordneten.   1660 — 1688.  —  94. 

Adler  auf  dem  Landhausthurm 
restaurirt.    1854.  —  136. 

Administration  des  Landes,  freie, 
seitens  der  Stände.  1608.  —  68. 
71.  72.  214. 

Aemter,  kaiserliche,  im  Landhaus 
untergebracht.     1787.    —    129. 

130.  329- 

—  landschaftliche;  deren  Untcrbrin- 
jjung  imPilatihaus.  i8fK). —  13 1. 

Aerarial  -  Beschälanstalt    412. 

Aerzte,  Hippokrates  und  Galenus 
als  Richtschnur  für  die.    258. 

Akademiestiftung  in  Kremsmün- 
ster. 13  ff.  16. 


Almosen.   274. 

Almosenciasse  der  stand.  Stipen- 
diatscasse.    27. 

Almosenpfleger  (Hofmeister):  Mi- 
chael Kugler.  1610.  —  27.  273. 

Almosensammlungdurchd. stand. 

Prediger.  256. 
Alraun,  Verkauf  von.  258. 
Alumnat  imnordischenStifte.  1750. 

—  15.   16. 
Angina,  Auftreten  dieser  Krankheit. 

262. 
Anw^alt,  Landes-.  Ur.  Veit  Spindler. 

1594.  —   145. 
Apotheken,  Untersuchung  der.  254. 

255-  258.  259.  271. 

—  l'ntersuchung  derselben  in  Linz, 
Steyr  und  Wels.  1575.  —  255. 

Apotheker  nur  3  in  Linz.    Deren 

Beeidigung.    258. 
Archiv,  geheimes,  seit  1571. — 92. 

—  von  Schlüsselberg  1834  ange- 
kauft.  378.  379. 

Armeefeldspital    im    Schloss 
Lerchenthal.    1813.  —  441. 
Armee-Filialspital  im  Stockhof. 

1813-  —  437- 
Arsenik,  Verkauf  von.    258. 
Asylrecht  im  Landhaus.   1570.— 

107. 

—  1775  aufgehoben,    1 28. 

Au,  Markt.  Donau<lurchbruch  dort- 
selbst.    1773.  —  247. 
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Auffi^eboL    S.   Landesaufgebot. 

Autliahme  in  den  Herren-  und 
Ritterstand ;  Krfordernisse  hiezu. 
183. 

—  neuer  Landleutc.    1630.  —  178. 
Aufschlagsämter,  ständische,  in 

Linz,  Wildenranna,   Kngelharts- 

zell,  Vcicklabruck  und  Sarmin>r- 

stein.    468. 
Aufschlagsgefälle ,    ständiRche. 

467  ff. 
Aufschlägerhaus    in    Linz.     12O. 

127.  130. 

—  demolirt.    iBoo.  —  134. 
Augenärzte.  258. 
Augsburg,  Reichsciir  von.   15 lo. 

—  140.  172. 
Augsburger  Interim.  1548.  —  64. 
Aushilfen    aus    der   Herren-    und 

Ritterstandscasse.  190. 
Aushilfsgelder.  273  ff. 
Ausschussraths-Collegium.  ggff. 

—  A«fgabedesselhen.Qg.  101.  197. 

—  von  1705 — 1790  aufgehoben. 
82.  96.  100. 

—  1790  wieder  eingeseut.    84. 
Ausstellung,    Industrie.,    in    Linz. 

1847-  —  394- 

B. 

Baccalaureatus  ex  [ihilosophia. 
Privilegium  zur  Krtheilunj;  des- 
selben.   1674.  —  49.  75. 

Bader,  Besrhwerdcn  g^Ü^"  '^''^* 
254.  258. 

Baderhandwerks-Ordnung.266. 

Ballhaus  nächst  dem  Schmidthor. 
X26.  283. 

Ballmeister  Langet!.  1707.  —  5.Ü. 

Ballspiel,  Unterricht  im.    5. 

Baracken  in  Enns  für  die  Truppen 
hcrgesteHt.    1781.  —  441. 

Barmherzige  Brüder  in  Linz, 
Krankenhaus.    285.  358. 

Barmherzige  Seh westernin  Linz, 
Krankenhaus  derselben.   361. 

Baubeiträge  der  Stände.  3 1 7 — 319. 

Bauernaufstand  i.sy.s.  —  07. 

Bauschreiber.    loh.  125. 


Beamten  der  Landesh^uptmann- 
schaft;  deren  Salarirung.  1730. 
-78. 

Befreiung  des  Landhauses,  üiphim 
von   1570.   —  107. 

Begleitungscommissäre  für  Lin- 

(]uarticrung  und  Verpflegung  der 
Truppen.    215. 
Beisitzer    beim    Landrecht.     1535. 

—  1 40. 
Bereiter,  ständische: 

Johann  Albert).    1634.  —  3. 

Stflrr  und  Gerstler.   1640.  ~  3. 

Möltzer.    1676.  —  3. 

Grav.    1707.  —  5. 

Jakob   Schneider.    17H3.   —   8. 

Anton  von  Waihl,    1804.  —  9. 

—  Pferdepauschale  für  den.    1817. 

—  10. 
Bereilerstöckel  auf  dem  ehemali- 
gen Mautgarten  erbaut.   3. 

Bergschlössel  in  Linz.  444 — 447. 
Bergschlösse Icapital  pr.  3000  fl. 

Kigenthum    des    Herrenstandes. 

446. 
Beschäftigungsanstau.   431. 
Beschälstationen.   1804.  —  409. 
Beschlagbrücke  für  Pferde.  1804. 

—  417- 

Beschwerden  der  Stände.  1613. 
-69. 

—  wegen  der  Landeshauptmann- 
schaft.   145.  146. 

Besehnerinnen.  258. 

Besitzungen  der  Städte  und  Prä- 
laten als  ^  Kammergut''  brhan- 
delt.    164.  199. 

Besoldung.  S.  Gehalte. 

Bestallungen  für  <iie  Fehlhaupt- 
leute.   214. 

Betlelorden.   357. 
Bibliothek,  ständische.    380. 

—  grüsstentheils   verbrannt.     1800. 

~  13»- 
Bienenzucht.   397. 
Bieraufschlag,    154.  454  H.  469  ff., 

—  1722  und  1748.  —  78.  80. 

—  im  Innviertel.    436. 
Bierausschank  im  Landhaus  1751 

abgestellt.     127. 


^^^^^^^^^^^^^^^^^^^^S^^^^^^^^^^^^^^^B 

^^^^^r          Bisthum  Lin<  rrriohici.    lOg. 

Gautlon  d.   I'h^lcr-UntcTiK-htnrra. 

^^^^K         Blinden-lnslilut.  ^(»4. 

286  (T.  290.  2gi.  293.  395. 

^^^^^^m         Blilzalileilcr  .lul   ilrtn   Lttnilliiius. 

Cavalleriekaserne    in    Ktins.    S. 

^^^^H                   — 

Lerchenlhater  Kaserne. 

^^^^^^1         Bräuverein  iiurhtpt  ilrn  Hier-Auf- 

Chirurgen,  «itäml.  257. 

^^^^B                          1825. 

Chirurgisches  Oitcraitons-Stipcn- 

^^^^^^H          Brand  ittw  l^nill)nu>tt*»  »m  15.  Au^. 

dium  seit    1844.  —  29. 

^^^^^H                    — 

Censuramt    im    Aur«rhIftKerh:uj&. 

^^^^^H         Brnunau,      f.  Staili. 

i;^'-  -  130. 

^^^^^H          Bruchschneider.  25K. 

Codices    Iraditionura    di-r   :tiil- 

^^^^^H         Buchhaltung  drr  LamtschiU^t  scnt 

gchobonrn    Klusirr    Kansbtif*Ti, 

^^^^1                                        103. 

i*ormb.ith  und  .St.  Nikula.  38^ 

^^^^^H           Buchladen,  i*Uind.,    im  Lnndh;ius. 

CoUecloron  der  stand.  Aufsciil&gr. 

^^^^H                   — 

AS4- 

^^^^^^H           Bücher,  protrslanlisi-hr,  conlisrirl. 

Collegien,  ntüml.  90  S. 

^^^H                  — 

CoUegium  medicum.    1666  und 

^^^^^H         Bücherankaufs  -  Comraission. 

1717.  —  75.  2bs.  270. 

^^^H                — 

Comnierzial  -  Seitenslras-sen, 

^^^^^H          Bücherkalalog  rl<-r   1  ..mdsch.ifts- 

IkrsiHInny  der.  234.  23O.  237. 

^^^^^1 

Commissäre  für  dm  Strassrnbau. 

^^^^^^1          Bündnis  mit  Fncdnrh  v.  d.  Pf:ilz 

232. 

^^^^^^H                 und    mit  Hctlilt-n  {«ahor.    ifizo. 

—  für  die  Trupitentiuartinr.   214. 

^^^H         — 

ConfÖderatlon   mit    Krirdrich  inn 

^^^^^H          Bürgediche  Häuser,  (icrea  .Ankauf 

tlt-r  Pfalz  und  mit  B<^llil'-'ii  Githor. 

^^^^^H                             AddigL-,   1(^7. 

1620.  —  72. 

^^^^^V         BürgerspUal       I^inz.  255. 

Conscriplionspatent,  u.  ix».  22a, 

Convictsplälze   in  Krt^msmänstrr. 

^^B 

10.  17. 
Credenzschreiben  an  die  Stftnde. 

^^^^^H          Cameralwissenschaft,  Pr»reasur 

«7- 

^^^^^^H 

CredItIV  fürdrn  LnmlrshaU)>lmanti. 

^^^^^H          Canieralzahlami     im    Landtiaus, 

87. 

^^^^H                        1H23.  —         133. 

Crediis-u.Scbuldencasse.  i7ju. 

^^^^^H          Canischa ,    Festung;    in    Unj^ani 

--  7*>'  «^5- 

^^^^^H                 44.000  ii.  Haubeitra^  der  StAndc 

Curscbmied,  stand.  fQr()brrr»wrr- 

^^^^^H                            317. 

rtMcli:  Adalbert  Prohaült.-i.  1810. 

^^^^^1         Cardinal  Lamberg'schr  Siirumif. 

—  420.  431.  422. 

^^^^H                   — 

Guslos  d.  Muücum  Krannsco-Oira- 

^^^^^^1          Carmeliten  in  Linz.  ^^2. 

linum:  Gehalisbcitraf^.  384. 

^^^^^H          Carmelitinnen  in  Linz.   i$s- 

^^^^^H         Cascrnen.   220  S. 

D. 

^^^^^B         Casino.   284.  286.  287.  295.  294. 

^^^^H                               303. 

Darleben    zu  Studien    auf  Hitfh- 

^^^^^1         Gasse  -  Administration ,     atutui. 

•srhidrn.  45. 

^^^^^M 

Decennalrecess    vnn    1715.     — 

^^^^^B           Gassen    des   Herren-    und    Kiitcr- 

77- 

^^^^^^F                 stamlr»;    ihre    Kntütchung    und 

—  von  1748. — 80.218.308.313. 

^^^^^B                    Grsclii eilte.    i8l»  f(. 

454.  450.  471. 

^^^^^H          Galastralsteuer,  K-xtra-.  204.  207. 

Defensionsordnung  von  151Ä. — 

^^^^H 

212. 

^^^I^^^^^^^^^s^^^^^^^^^^^^^^^l 

DepuLAllon,  i.  U,  xur  Hcaur^unu 

Eisens  Leigerung.  1701.  —  70.             ^^^H 

ilt-s  miliiariü  mixti ,  (  imirilHilin* 

EiLzendor(f   lJ<inaudurcbbrui.-h  in.          ^^^| 

iiiilis  i't  (*uincr.atit>»   •74**'  —  Ko; 

17H0.  —  247.                    <  H                ^^^1 

155. 

Elisa bethinerinnen    m    lÄm.               ^^^M 

—  stund.,  fflr  <iir  rasurvcrwuliuir^. 

Kr.inkn)li:iuM  drr.    2Hi>,  joo.                 ^^^H 

1757-  —  Si- 

Elisabeth- Klnderspilal  in  H.-ill.          ^^^| 

Deputirte,  stand.,  als  Kclcrcnien 

Gisela- L^ttidL-sstdiung       hictür.           ^^^^| 

ln:i  (irr  [.nmlfsre^pruiiE.   1783. 

—                                                 ^^M 

-  g6. 

Elisabethsliflung     far     IHnrain-          ^^^| 

Dienstzeit     di-r     Au»«rhussriltlH-. 

;iiis.stattiin;;i-ri.     1H54.  —  35.                    ^^^H 

1(K». 

Enns,  1.  f.  .Siiidt.  iM,s.  200.  2Ü3.             ^^^1 

—  drr  KaithrAihr.   101. 

—  l^indKrhaiiHschulc   4law;lbfit  van          ^^^^| 

. —  der  VcTOfilnctcn.  <)2.  ifj\.  tfj. 

1567  bi!i   1574.  —   14.  40.                     ^^H 

Diplomatnr,  •••  i^.  l>kun<lcnbiiih. 

—  Lcrchenthnlrr  Kaserne.  22n.  221.           ^^^H 

jKl    bis  383. 

44U                                         ^^^H 

Doctoren-  odt-r  .Anttt-nbürhcK  2,S5. 

—  Minohtcn  in  l<lnn>i.  1768.  —  357*          ^^^^| 

Duminicaner  in  Mücuhiich.  1745' 

■ —   I*rit^rliHUR.st;tdirl.     I7ct4.  —  441.            ^^^H 

—  357- 

—  'I'abnkfabrik  in  Rnns.    ibg4,"'-*-          ^^^^| 

Donikirche  in  Linz.  Hochaltar  von 

^^H 

den    Stftndtrn    f;ru'i{lfnct.     1(>8|. 

EquIpirungsbeiLräge      atui     d«-          ^^^| 

-  318. 

Herren-    und    Kittt-rjtlaadäOnss«:.            ^^^^| 

Donattve.  S.rhr  Hochzeiis-Ge- 

1                                       ^^H 

schenke,  Kindbellprasente. 

Erbrolgeordnung   von    1720.   —          ^^^| 

Donaudurchbruch  Im:i  d.  Vl.irkir 

^^^H 

Au  and  in  Hiucndiirf.  1773  und 

Erbhuldigungen.     Wej^hilt     des         ^^^| 

1780.  —  247. 

kr>qit:rli<.liciil'lidc.t.  IÖ52. —  lb8.            ^^^H 

DreifalUgkeits-Pfründenhaus  in 

Evangelischer     Gottcsdicaac    itti         ^^^| 

der  ILihnrn^ufisr  ku  Lmx.  t^SV*. 

^^^1 

—  105.  lOtt.  321. 

Evangelische    Kirrhcntnatriken.             ^^^| 

Dreifaltigkeilssäule;  Reitrag  der 

^^M 

Stfindr,    iiH. 

—   [^andsrhaftswrhulc.     .'->.    Lahfl-          ^^^H 

Drei    Kreuzer    Weinaufschlag. 

schaftsechule.                                      ^^H 

154. 

Exercltienmeister,  4  tf.  —  8.                ^^H 

E. 

IJerrn  üchaltr.    iAn8.  —  1^.                 ^^^| 

—   Wuliinin^rn  ini  L:uii)h:iiis.     llK.            ^^^^| 

Ebclsbei^,  pa.ssaaisoh«  HctTüChaft. 

Exercierplätze  in  Lmz,  l-lnns,  Wrls          ^^^| 

Ki-wdlii^un^i    xur   Wa!iS(*rlritun^. 

und  ätryr.    22a.                                       ^^^^| 

15K0.  —  1 15. 

EjO^suitenfond  Hcii  1776.  —  48.         ^^^| 

Edelleute,  rittcrmÄssiiiP.  1844;  — 

Exminoriten.  1789.  —  330.  33t.         ^^^| 

löo. 

^^M 

crerding,  Siadi,  durch  4  Mfinat« 

Expedilorswohnung  f.d.  Zwecke         ^^^H 

wr^cn  d.  Fest  abgesperrt,  ib^g. 

des   Museum    ühcrladsen.    1836.          ^^^^| 

-»-  204.                                        t 

—                                  ^^M 

Ehrungsgelder,  qo.  204.  211. 

Experimental  -  Physik ;     8n     n.         ^^^| 

Einlagsbähdler.  i^^y*  —  qi.  163. 

Hritra^  hir/u.    53.                                   ^^^H 

205.                    ."..-J 

Extrabelhilfen.   273  ff.                           ^^H 

Snquartierungderl'nippen.  2I.S- 

Extra  -  Catastr  als  teuer.    204  ff.         ^^H 

221  ft. 

2ü8.                                            ^^^1 

Einstands-Privilegtum  v.  2.  Nnv. 

^^H 

1628.—  173.  177. 

^^M 

ätRuber,   Ephcmcriditn. 

^^H 

^^^^^^^^^^^^^^^^^r^^^^490   —                   ^^^^^^^H 

^^^^V 

Gartgeher  als  Knmkenwärter  rer- 

wrn<l(:i.    zbg. 

^^^^^H           Fahnenscliwingen,  Ltntcmrhc  im. 

Gartgeher-Rüstgeld.    217. 

^^^^H                   — 

Gehalt  >l<*r  Aussrhuitsr&the.    100. 

^^^^^B          Fechtmeister,  stAndisrhe: 

—  der  Kniträthc.    loi. 

^^^^^H                    Kusp;Lr   l\:ttiiiK*^r.    l6lJ.    — 

—   der   Vcnirdnctcq.    93.   94,    ^5. 

^^^^^H                  Pcti:r  Katicysco.    ibib.  — 

00.  97. 

^^^^^^H                  Mathias  Vcricth,  zu^^tricb  'l'naz- 

—  des  Landes  hau  ptmannca.    17O5. 

^^^^^^M                             1652.  — 

—  82.  uti.  15H. 

^^^^^H                  Papillnn.    1708.  —  5. 

—  des    L;indrsh;iupimanneft     1B49 

^^^^^H          Feldhuuptmann,stAnitisrher.2i3. 

aidj^rhrirt.    98.   l^'h 

^^^^^^1           Foucrsbrunst  m  Um  nm  is-  Au- 

—    dn*  )an<lc8hnuptmannschaft lieben 

^^^^^^H                                    — 

(jehchtKstabea.    ij2.    i;^3.   I5ft. 

^^^^^H          Feuerstätten.  Uirrn  Zahl  als  lia- 

— ~  der      stand.     Kxercilienmcisirr. 

^^^^^^H                   sis  hii  iIhs  Uanilrsatir^rbol,  2to. 

l8o«.  —  9. 

^^^^^^M             2 

—  der  Lundsehaftsphybiker.  255  ff. 

^^^^^^B          Fiachscullur.   399. 

27fj.  271. 

^^^^^H          FlelschauTschlag.     1716.' —  77. 

—   VcrminderungendcÄselben.  171M. 

^^^H 

—  »54- 

^^^^^H           Frankenmarkt.  Ankunft  der  kats. 

—  des   Custus  des   Museum.    384. 

^^^^^^H                  Hr.iui    Wiiht^lnitnr    Am»lia     von 

—  des     Serretärs     der    Landft'in- 

^^^^^^^B                     Hi'aiinsi'tiwci^.     lOljCi.   —  307. 

itchafls-(Jrsrlls<.hafl-    375.    37Ü. 

^^^^^F          Franz  Josef  l[Dtcrnc:ht!»-Sii|icndien. 

—   für  den  TbierarztSchanzJ.  1804. 

^^^^ 

—  4iti. 

^^^^^^1          Franciscaner  in   Pupping.    1745. 

Geognüsttsch-  montanistischer 

^^^H 

Verein.    3S5. 

^^^^^1         Franzosen ärztc.   25K. 

Geologische  Anatalt.   3S5. 

^^^^^^H          Freihauser.    1 

Gerichtsbarkeit     im     Landbaus. 

^^^^^^1           Freistadt,  [.  1.  Stadt.  195.  20a.  2Dj. 

(Sperre  und  Inxeniur.)    128. 

^^^^^^H           —  Siu  eines  Latidschaftsphysiker». 

Gerichtsstab ,     landeshauptmann- 

^^^H 

schafllichcr.     153.   154.    158. 

^^^^^^^           —  Kapuziner          171Ü.  —  3,^7. 

Geschirrknechl;    dessen    ßier- 

^^^^^H          Freyn,    adrli^^fr  Siu,  der  Land- 

H,iissi:-h.tnk    Im    Landhaus.     127. 

^^^^^^1                  st'haftsschulc    Icgjrt.     157 7>    — 

Gesellenpriester  des  Pfarrer«  zu 

^^^^^^B                  14. 

I.inz.    322. 

^^^^^H          Fütterei,  Verhrsserunyf  der;  land- 

Gewerbe  verein.  3900. 

^^^^^^H                  wirtsihaft liebe  Preisfrage.  1766. 

Giltbuchhaltung,     Lucale     der* 

^^^H         — 

aiilbcn.    I2(>. 

^^^^^^1          Fussknechte,  vun  den  Städten  zu 

Giltgebür.  ICntstehung.   204  ff.  — 

^^^^^H                                             ~  ig^. 

212. 

^^^^^^H           —  Koslm    für   ein    Fähnlein.    213. 

Giltenbcrailung.    1.S27.    —   qi. 

^^^^^^H           —  ein    KAhnlein    ^cwnhnlich     7U0 

1O3.  igl>.  2f»4.  212. 

^^^^^^1                               2 1 

GiUen-Recliflcallon.     1 750.    — 

201.  205. 

^^H 

Giltpferde.  Stellung  der.    215. 

Gisela -Landesstiftung   für   Bad 

^^^^^^1          Garten  hei  den  Kreisamisgcbäudcn 

Mall.    185Ö.  —  36. 

^^^^^^^1                   in  LiriiE  und  Web  verminet.  450. 

Gmundcn,  I.  f.  Stadt.    195.  200. 

^^^^^H          Garnisonsspital  nn  Sitickhof.  437. 

Gnadengabea   274. 

^^^^^H          Garlgehende  Knechte.   2iülf. 

Gpes^stbe  Stiftung  f.  Invalideo.  zi8. 

^f                                                    —     49«     —                    ^^^^^^^^^^^1 

Gold  Schmied  haus  in  Linz;  1653 

Hochschule  in  Linz;  von  denStän-         ^^^H 

.in^rk  Hilft.     tO(j.   124. 

den   angestrebt.     1697.   —  49.           ^^^H 

Grenzauf  schlage.  468. 

5$.                                          ^^M 

Grienl harsches  Haus;  1695  ange- 

HochschuleOf IJarlrht^n  und  l^nter-          ^^^H 

kauft.    126. 

■»tüuungcn  zu  Studien  auf.    45.           ^^^^| 

Grieskirchen ,    Srhute;     300    II. 

Hochzeiten.  Abhaltung  sulcher  im          ^^^| 

JuhrcsbeiirxK  tler  Stäntic.  I608. 

Lamlhaus.   1570-  —    I07.                        ^^^H 

—  44. 

Hochzeitspräseote  bei   Vcrmäh-         ^^^| 

Grossau,   Ackcrbauschulc.     1858. 

lungcn  der  Landc^fOrstt-n.  306  ff.           ^^^^| 

—  376. 

—  an     ständische    Mitglieder    und           ^^^^| 

Gymnasialschüler,  Prämien  f.  51. 

Beajntc.    310.311.                                  ^^^| 

nobelster,  auch  Almoscnpflcger.           ^^^H 

H. 

—  27.                                             ^^^H 

Horschulden,  1,200.000  11.;  1568          ^^^| 

Häuser,  bürgerliche.  Deren  Ankuuf 

von   dcu    Ständen    übernümmeiii            ^^^^H 

tlurch  tlcn  /Vk'I,  11^7. 

66.  —  1692.  —  76.                               ^^^1 

Hall.     Citsrla  -  I^mtlfssurtuog    für 

Hohenecks   .Archiv    in  SchlOssrl-          ^^^H 

das    Kindrrhuspital.     1 856.    — 

berg  1834  angekauft.  37K.  379.           ^^^H 

36- 

Horstauer*tH:hcSchulstiftung.i6o8.         ^^^| 

Handstipendien.    15.  18.  47. 

—   M-  44'                                                  ^^H 

Hanf-  iiml  Kl.ichM-ultur.  3gg. 

Hufbeschlagsanstalt.  415  AT.                 ^^^| 

Hannover.      500    tl.     Beitrag     zur 

Hufschlag (Trepijelweg).  247.  250.            ^^^| 

kathulischen    Schule     daselbst. 

^^^1 

1718.  —  319. 

^m 

Hauptstrassen,  tlrrhaltung  durch 

den  W'eyfunil.  235.  237. 

Jägerei   in   Oberüsterreich.    Hilfs-           ^^^H 

Hauptwache  im  Limühaus.    1856 

mittel    zur  Krhaltung  derselben.            ^^^^| 

bis  lS(>3.  —    136. 

—  404.                              ^^^H 

Hausruckkreis.    IVircrllen  hlt^von 

•lahresrechnungen  drm  1  Infe  vor-          ^^^| 

an  ijayern  abgetreten.  I08. 

zulegen.    1757.  —  95.                            ^^H 

Hebammen.  258. 

Jesuiten  im  Besitze  der  Minoritrn-           ^^^^| 

Heeresrolge,  persünlicbe.  211. 

kirche.    322.  324.                                    ^^^H 

Heiratsausstattung.   Stiftung, 

—  Apdlheke  in  Linz.   1717.  —  270.            ^^^H 

»854.  —  35- 

—   lMntlu»isaufit.isStudimwe.Hen.  15.            ^^^^1 

Horrengllte.  210. 

—    Üebertragung    des    Unterrichtes            ^^^^| 

Herrenstand ,    rudniruiisrher   uihI 

an  {ler  LandsL-l)afts.schulc  an  die.           ^^^^| 

stiftin  ässtger.  183. 

118.                                   ^^^1 

—  Intcrtrjiementt:      für      Mitglinlirr 

—   1  It-lMTlaitsung  d.  mittleren  Cadtrm           ^^^^| 

drsselbcn.    274. 

im  Schiii.stiirke.     1629.   —   l  iK.            ^^^H 

—  R«-rgst-hlüs»cU'apitaI  pr.  3000  t). 

—   1  lerrschjift  Otirnshrim  drnsrllirn           ^^^^B 

—  446. 

eingeräumt.    1628.  —  46.  48.              ^^^H 

Herrenstandscasse.     KntAtchung 

—  deren 'i'hcatcr  in  Linz.  1711  und           ^^^^| 

und  (ieschichcr.    1K9  ff. 

—                                          ^^H 

Herrenslands-Privllogium  vuin 

Incolatsverleihungen.  178.                  ^^H 

27.  Juni  I.SM3-    174-  "81- 

Industrie- Ausstellung   m  Linz.          ^^^^ 

Hilfsgelder  (Khrungm).    go.  zo^. 

^^1 

21 1. 

Industrie- u.üewerbeverein.39oH.           ^^^H 

Hochamt   vur   Beginn   des   Land- 

^^M 

tages;    seit    1639.    —    74.   88. 

Infeclionsordnung.  i.^u?  n.  1049.         ^^^H 

332.  324. 

^^M 

33*             ^H 

^^^^^^^^^^^^^^^^g^^^^^^^^^^^^l 

^^^^^V         Ingenieurs,  stäntlischt!: 

Interlenemente.  273  ff. 

^^^^^B 

Invaliden.  Heitr»^  aus  der  Ilerrco- 

^^^^^^H                   Karl  Atuclm  HdüH.    5.  7. 

und  KittcrsiundäcakM'.   1(^3. 

^^^^^^H                 Hrinnch  Vaultrin.    7. 

Invaliden- Versorgung.  1713. — 

^^^^^^H                  Oemprrli  v.  WriHcntliaK    "J. 

77.  210  ff.  2  1b  ff. 

^^^^^H                 FenlinantI  Mayr.    1790.  — ■  0> 

Innviertler  Bier» uf seh Ibk.  436. 

^^^^^B                 K.im[>mi1ller.    1620.  —  lo. 

—  Musikimpoüt.  220. 

^^^^H         Ingenieurschule,  1708  errichteu 

Italienische  Spraehschulc-    17^3. 

^^^H                5-  S(- 

~  8. 

^^^^^H          —   1H26  aufgcholjcn.    10.  390. 

Judex  provlncialis.{I.undcshau)it- 

^^^^^1          Innerberger  Gewerkschaft;  Bisen- 

mann.)  lyj. 

^^^^^H                stci^«.Tun^.  1701.  —  76. 

Juridisch-poIItlsche  Studien  bi« 

^^^^H         Innsbrucker  Libell.  15 iS.  —  140. 

i8iü.  —  52. 

^^^^^H 

Jurisdiction  im  l^ndhatuMU  (Sperrr 

^^^^^1         Innkreis;  dessen  Krwerbun};.  207. 

und  Inventur.)    12^. 

^^^^^^H          —  \VrtrctuD>;  (Icr  Städte  Bruunau, 

Justiz    vun   ilcr   pulit.   Vcrwaliun); 

^^^^^^H                 Ki«r<l  und  Srhrirdui^r.    zul.  202. 

yjetrejjnt.     1749.  —  fil. 

^^^^^^H          —  Musiki mpost.    45S> 

^^^^^H           Instruction   für  dr-n  Landt^shiiupt- 

K. 

^^^^^^H 

^^^^^^H          —  für  dit:  LandcH^sromm'issJirt-.  87. 

Kaiserliche  Aemim  Deren  l'nicr« 

^^^^^^H           —  für  das    Vcri>r>lnc-|i-n-('.üllr^iutn. 

brin^iiii^  im  I.Ainilh;tus.  1787.  — 

^^^^H 

129.   130. 

^^^^^H         —  lilr   die    Ausachussräthc.     1718 

—   Besiritigung     der     Vrrtirdnfi.n. 

^^^^^H                        ^190-  —  ^4*  99* 

Wahlen.  97. 

^^^^H           —  lördie  l^ttrüthc.    I  660.  ~  I02. 

Kaiserliches  ScMoss  in  Um.,  lici. 

^^^^^H          -^  fiir  den   A Im (WfniJ lieber.    t6lo. 

trajT  tier  St.1ndi--  zu   den  lirwin- 

^^^H                 —  -27- 

trnin^r^baulen.    iHf.  317.                ^tM 

^^^^^H          —  für  die    Riiutierrcn  liHm   ].;ind- 

KammerguU  Itr-^itzungen  «lerPri- ^^| 

^^^^^H                   tiutisbuu.    1.^63.  —   106.    165. 

laten  und  Städte  als  sulclie»  bc-  ^^| 

^^^^^^r           —  für  (it-n  Kfctor  der  Liiadschafts- 

handuk.  1538.  —  164.  I09.  J04.  ^^ 

srhute  m  Knns.     1567.  —  40. 

Kammergüter,  kaiserliche.  62. 03. 

—  für    dir    Inspeelorrn    iler   Latid- 

Kammerprocurator^  siüikI.  Be- 

si:)iaft5srhidr.    ijO«).  —  40. 

-stallun^  für  seine  Vertretung  im 

—  für    den    professor    juris.     I  ü<v6 

Sal/^^rfäll.  460.                                ^^fl 

umi  171 1.  —  4g.  50. 

Kanischa  Festung;  Biiubcitnig  der  ^^M 

—  (Ur  den  Bereiter.   3. 

Stünde.  214.  317.                           ^^M 

^  f.  il.  Ingenieur,  'lanzmeister  u.  f. 

Kanzleitaxe  f.  den  Lonüaciirdber.  ^^M 

beide  Spnudilelirer.   1793-  —  H. 

^M 

—  für  den  Vorsieher  der  Minodten- 

Kaplan,  stand.  1643.  ~  324.  338.  ^H 

kirehe.    1S25.  —  333. 

Kapuziner    m  Linz:    Beitrüge  der  ^^| 

—  für    den    weltbelirn    Verwalter 

Stände.    34u.  350.                            ^H 

ilt^rselben.     1K44.  —  341. 

—  GottcHiliensl  im  Kaiidhniis.   ld:?S>  ^^H 

—  für  den  stand.  Kaplan.    338. 

^M 

—  rflrMilitar-Eini|uarbcrun^.  lycii. 

—  in  Freisudt.    1710.  —  357.          ^H 

—  221. 

—  in  Urf:thr:  KeiirSge  an  die.  351.  ^^| 

—  für     Veriln-ilunji     iler     PlcrUe- 

Karlskirche  m  Wien;  Beitrag  Ucr  ^^| 

pr'iniii'n.    iHj'^  —  412. 

318.                       ^H 

—  für  da*  Wejifpersvmal.    1771. —• 

Karmelilcn  in  Linz.  35z.                  ^^M 

2i4- 

KarinolitJnnen  in  I.iai.  jf^^^.          ^^M 

^                                          --    49J     —                                                       ^^ 

Kasernen.  220  ff.  224. 

Landes- Administration,    Irac.        ^^^| 

Kindbeltpräsente.  312.313. 

seitens  der  StAndc.  (1  Jahr  und           ^^^H 

Klöster  im  Jährt*  1406.  —  161. 

4    Mon.i(e    lani:;.)    l6c)8.    —    68.          ^^^| 

^ft      Klösteraurhebung  unier  Juttcni. 

"            16g. 

^H 

—  1619.  —                                      ^^H 

Knechte,  tfangehmtle.   216  ff. 

Landesanwatt  Ur.  VHt  Spimllrr.        ^^H 

Krankenhaus  in  Linz,  allgcmtincs. 

—                                            ^^1 

4^^- 

LandesaufgeboL   210.  215.                 ^^^| 

—  der   Iiiirinhcrxijiffn    Hrüifcr.    358. 

Landescollegium  ,   vrrcinit^ttrs.            ^^^| 

—  der    barmhrrzi^cn    Seh w es! er n. 

184g  bis  1861.  —  98.  101.                 ^^^1 

361. 

Landesfürstliche  Dcpututiun.              ^^H 

^m       —  drr  Klisalii"ihinerinne;n,   3(1«. 

1748.  —  So.  155.                             ^^H 

^P      Krelsamtsgebäude  in   l.inr  und 

—  KcprAsentaiion     und     Kammer.         ^^^H 

^              VWls.    44K  ff. 

1749.  1759.  —  155.  157.                    ^^1 

Kremsmünster,  Akudemicstiftun^;. 

— r  Städte.    (Vierter  Stand.)     194  ff.          ^^H 

13  ff.     lÖ. 

Landesgubernatoren.    itjiH.  —         ^^H 

—  Vertrag   mit   dem   Stifte   wpgeti 

^H 

(Itrr  stand.   Sti|jendistcn.    1751. 

Landeshauptmann ;    dessen    In-        ^^H 

—  '5- 

142.                                ^^^H 

—^  Stand.  Stipendisten  im  Cua\Hct- 

—  2700  11.   Gehalt.    1765.  —  82.        ^^^1 

16.  17. 

^H 

Kriegsgefangene   im    Kapuzinrr- 

—  .\ufhfircn   drssrjbrn.     1848.    —         ^^^| 

garien  untergebracht.  1B09.  — 

98.  if;g.                                                    ^^^H 

350. 

Landeshauptmannschart  u.  ihre        ^^^| 

Kriegshilfen,  Hllfs^chler.  ^.  204. 

ßcziehun)(cn    zu    den    Stünden.          ^^^H 

21 1.  214. 

139                                                            ^H 

Kriegskosten  per  1 00.000  M.  it>92. 

—  VrrwrKer  der.    1602.  —  147.            ^^^H 

—  7t>- 

—  st.lml.  OhaltsbcitrA^c,  I  j2. 153.         ^^^| 

Kriegsrüstung,  BcicrftKc  d.  Städte 

—   Salariruntf  der  Beamten.    1730.        ^^^^| 

üur.   li>'). 

^H 

Kriegswesen.   210  ff. 

Landesreg-lerung.  1783. — 82. 96.        ^^^| 

Kriogszahlmeisler,  stand.  216. 

Landostheater.  S.  Theater.               ^^^| 

Krönungsgeschenke.      314    tiis 

Landfahrerj   <lcrcn   .Ab^'fauffun]^.        ^^^H 

316. 

^^M 

—  ttir  K»iscr  Kninz.  1792.  —  28Ö. 

Landgerichtsordnung.  231.               ^^H 

316. 

Landhaus.                                     ^^H 

Krönungsgeschenks-Pfründen. 

Adler  :iuf  dem  'l'hurme  restaurirt.         ^^^H 

27.  ri(>. 

^^m 

Kronprinz    Rudolf  -  Stiftung    Tür 

.'Vemtcr,  kaiserliche;   i.*nterljrin-         ^^^H 

Lflir:init5i_;Muiidalen.  18.^8.—  30. 

^un^  im  Landhaus.   1787.  —         ^^^H 

Krystallenselier,  .Aliü<-h.-iffun^dpr. 

^^H 

^57- 

—  landschaftliehe;  im  PilaiihauK         ^^^H 

L.    . 

unterstell  rächt.   1800.  —  131.          ^^^| 

.\r^hiv.     106.   125.                                     ^^^1 

Ladschreiben  zu  'l'rauuni{«n  stAml. 

Asylrecht.    1.570.  —   107.                   ^^^| 

MuxlifdiT.   310. 

—    1775  aur^ehnlieo.   -128.                      ^^^H 

LunibcrgVhf  Stillung.    1747.   — 

A  u  f s  e  h  I :t  }^  r  r  )l  u  u  ä.  1 2 0. 1 27. 1 30.          ^^^H 

_•  1. 

—   |8<.M)  ik-inutirt.    134.                         ^^^H 

Lnnd<iu'>i  lii'h  Haus,  1O4H  von^drn 

HallbauRnAelist  demSrhntMtthor.        ^^^H 

Stan<N-n  ^inj^nkauft.   lOQ.    [24. 

—                                           ^^H 

■ 

Hp                                                  —     494     —                     ^^^^^^^^^1 

^^1 

Landhmui. 

Landhaut.                            ^^^H 

^^^^1 

Hau    Urs   L.an(lh.*itisRS    nach  dem 

Gestndcziramer.    106.            ^^^^^| 

^^^^1 

Hraiulc.     l8oo.   —    131.    IJ2. 

Giltbuchhaltung.    12b.         ^^^^| 

^^^B 

—  KnsU-n    [jr.   256.700  »1.    134. 

G  i  1 1  e  r  t  h  0  r  am  Hingang  zur  Land^^^^f 

^^^^1 

Bauführun^cn.   1716^91718. 

hausbrücke.     II4.    135.                  ^^M 

^^^H 

126. 

Gtildachmidhaus,    1653  ango    ^^M 

^^^^1 

Bauherren  des  Landhauses.  106. 

kauft,    tug.  134.                         ^H 

^^^B 

165. 

Grienthal'sches  Haus:  rcparirt.    ^^H 

^^^^H 

M;iuschn*ihcr.    inft. 

124.                                                 ^B 

^^^H 

ncamienwuhnunKcn.  S.  Wuh- 

—  angekauft.    125.  126.                   ^^M 

^^^^1 

nunjjcn« 

Hauptwacbe;vont856bi»i863.  ^^M 

^^^^1 

B  e  fr  1:  i  u  n  ^  dea  Lamlhautics.  1570. 

—                            ^B 

^^^H 

—  107.  loS.  198. 

Huchxeiien,  im  Landbause  ab-    ^H 

^^^H 

M)  b  1  i  u  t  )>  e  kt  siÄiidiscbc;  Krtissirn- 

gehalten.    107.                               ^^| 

^^^^1 

thvilsvtrrbrunnt.  1800.^-131. 

Instruction  für  die  Bauherren.    ^^M 

^^^^1 

KicrausMchank   im   LnndhauiK:. 

io6.   IÖ5.                                        ^B 

^^^B 

175'-  —  127-- 

juilcnbauer; Waaserlcitungübcr  ^^M 

^^^^1 

Blitzableiter,  183Ö  aur^^estcllt. 

dessen  Gründe  twit  1579.  -^  ^^| 

^^^^1 

136. 

1)5-                                              ^B 

^^^^1 

Brand  dt:s  Landhausesam  ij. Au- 

Kaiserliche Acmter  im   Land-   ^^M 

^^^1 

gust  1800.  —  131. 

haus.  1787.  —  12Q.  130.          ^H 

^^^^1 

Rrüekt!  ilbcrd.Stadt>;raljc-ii.  l  14.. 

KanzU-i.    lob.  125.                           ^H 

^^^^1 

Hrunnrn  im  grossen  Hofe.  15H1. 

Kapuziner;      Gottesdienst      im    ^^| 

^^^^1 

—  116. 

Landhaus.    ib25.  —  118.           ^^M 

^^^1 

ß  u  ch  1  fi  d  f  n ,    ständische.     1 625. 

Kreutgang   sammt   beiden   Ka-    ^^M 

^^^^1 

—  117. 

pellenimMinnritt-nklosli-r.  107.     ^^M 

^^^1 

BQcher,  protestantische,  ctinits- 

Landau'sches    Haus;     1648    an-     ^^M 

^^^^1 

cirt.    1Ö25.  —  1 17. 

^rfkauft.    log.    124.                         ^^M 

^^^^1 

('amcraizahlam  t  Im  Landhaus. 

Lan<lhauspnrtal,ROdlirhcs.l  14.    ^^M 

^^^H 

17OI  bis   1823.  ~    130.   133. 

—    1B25  rcnnviri.    135.                     ^H 

^^^^B 

Churbrunncn  im  grussrn  llufc. 

Landhauszwinger,     ehemals        ^^H 

.  % 

1581.  —   116. 

Stadtgraben.    124.                        ^H 

Ccnsiiramt  im  Aiifschlägttrhaus. 

Landrechtssi  tzungen;  llflwr-      ^^^ 

B^^^ 

»79»-  —   '3"- 

lassunjj  der  Katlissiube  hic-für.     J 

^^^^1 

Evangelischer    Gottesdienst. 

1590.  —  1  iK.   144.                      ^H 

^^^^1 

116. 

Landrt^clitif,  Unterbringung  der.  ^^M 

^^^B 

Ki'nstcr  durch   die  Stadimattrr. 

1783.  —  129.                            ^B 

^^^H 

1564.  —  107. 

J.andschaftsBchuloiproceatan-   ^^| 

^^^^H 

Festlichkeiten  und  l'afeln  auf 

tische.    1  ff.  —  115.                     ^^M 

^^^H 

Landtagen.    199. 

Laiidtafelamt   im  Aufschläger-    ^^M 

^^^^1 

Fcucrmaucr  gegen  das  Gricn- 

haus.    1791.  —  130.                    ^H 

^^^^1 

thal'srhe  Haus.  1063.  —  125, 

Marmursaal:      Ausschmilckung            1 

^^^^1 

Keuersbrunst,       grosse,      am 

mit  Fresken   von  M.  Schwind    ^^M 

^^^H 

15.  August  1800.  —  131. 

bcschlossea.    1846.  —  86.         ^B 

^^^H 

Gerichtsbarkeit    (Sperre    um) 

MaulbccrbAumc   auf  der  Pro-    ^^M 

^^^^1 

Inventur).    128. 

mrnadr.    1772.  —  127.                ^^M 

^^^^1 

Geschichte     des     Landhauses. 

Militär-Hauptwachc,  i856bis    ^H 

^^^B 

104  ff. 

1863.  —  136.                                ^B 

^^^^1 

Geschirrknccbt,    Bierausschank. 

Minoritenkloater;  .Ankauf des-     ^B 

1 

127. 

selben.  1563.  —  105.  lob.       ^H 

^K                                                 —     495     —                     ^^^^^^^^^^^^1 

Landhaus. 

flH^^^^^^^I 

MiTiiiritrnkIrister:   um  13.  Mm 

S<ii)ntnuhrrn     am     1  .airannuB^^^^^^^^H 

1563  »len  Släntlrn  öUrrjjehrn. 

thurm.    17(111.  —  7.                                 ^^^^H 

lOÖ. 

Staat  sb  IM'  hhal  (uiig    im    l^ind-              ^^^^^| 

Mühlirung  d.  HrAsi<H»lwolinun^. 

baus.               —  13t).                          ^^^^1 

1804.  —  13a. 

—  blieb  bis  1835.  —  133.                      ^^^H 

Musikschule  d»  Kram  GlA|;(rl. 

SiAdtc;  deren   Verordnete    von            ^^^^| 

I7.>ij.  —  424. 

der    LandhauKbrfreiung    aus-            ^^^^H 

Napolrnii  ).,  1K05  und  1809101 

geschliMKrn.    Iü8.                                 ^^^^^| 

L^inilhdutiC.    138. 

Stadtmauer  und  Zwinger,    l  lo.              ^^^^H 

Clhvrcianchmcrami.    1682.  — 

—   Streit  mit  dem  Magistrat  Linz.              ^^^^H 

tat}.  12.^. 

113.                                          ^^^H 

—  Kinhrufh  dns^lbRt.    1761.  — 

Stadtwall;    dessen    Abtragung             ^^^^H 

127. 

—  113.                                         ^^^1 

Pflasterung  dcsgnisscnStÄndr- 

—   Planirung  desselben.  1800. —             ^^^^H 

Kualf.s.    1O40.  —   121. 

^^H 

I'lnianen     für     die     Prr»mcn.idc. 

Ständesaal,  grosser,    1640  ge-             ^^^^| 

1803.  —    135. 

^^^^1 

portal,  n^rdlirhes;    1844  rcnc»- 

—  Krc5kngem.'ildc  von   Schwind             ^^^^H 

virt.    135. 

pmjectirt.    1 36.                                      ^^^^| 

PrüsitliMltiacL.  Kcstaiirinin)'  u. 

1'heatergassesril  l8o2. —  133.              ^^^^| 

Mßblirun^    der    Präsiil(-n«*n- 

'1  hnr  ge(;cn  den  Stadtgraben  be-              ^^^^H 

wcihnun^.  17Ü5. —  123.  126. 

wdligt.    1632.  —  114.                         ^^^^1 

—   1787.  —   129.  130. 

Tboröffnung  durch  die  Zwinger-              ^^^^^| 

—  Staatsbeitrag      »ur     Wiedcr- 

mauer.    109.  113.                                 ^^^H 

^m              hcrstrllun^     dieses     l'racles. 

Thdr  zur  Kro|i(>rkirchc  der  Min>>-             ^^^^H 

^^M             i8ui.  —  13z. 

ritenkiri'he.    1636.  —  121.                 ^^^^| 

^^B       —  Streit   mit    <Ifr   Landrsvertrc- 

'r  hürhei  m'schrs  Haus  angekauft              ^^^^^| 

B             tun«.    1862.  —   133. 

und    dann    an     Khe%'cnhiillcr             ^^^^H 

Predigten,   evangelische.     ]l6. 

verkauft.    1800.  —   134.                      ^^^H 

Promenade,  1772  angelegt.  I27. 

l'hurm,  bau  desselben.    119.                   ^^^^M 

—   1803  neu  angelegt.    135. 

• —  Erhöhung  desselben  beantragt.             ^^^^| 

Rathsstube    (Sitzungssaal     der 

119.                          ^^^H 

Verordneten).   106.  123.  124. 

—  Blecheinderkung.    I20.                           ^^^^H 

—   Reiitaurirung  derselben.    126. 

—   Aufsetzung  der  Kupprl.  1638.              ^^^^H 

Registratur;     i68t     im    neuen 

—                                                                   ^^^H 

GebAude  aufgestellt.    125. 

—  Kuppet    1702  baufällig.    120.             ^^^^| 

Rückblicke  auf  die  Geschichte 

—  Aufsetzung  des  Tfaurmknopfes.             ^^^^H 

des  Hauses.    137. 

^^^H 

Rusikammer.     lü6.    127. 

—  Renuvirung      des      Thurmes.             ^^^^H 

Scharfrichter  Seyrihuber;  Pas- 

1758  bis  176U.  —   i20.  121.             ^^^^1 

^^ft             sirung    des    Landhauses   vcr- 

'i'hurmuhr,  neue,  vom  Hof-Uhr-               ^^^^H 

^^^             weigert.    17  76.  —   1^8. 

maciicr  Sachs.    1801.  —  132.               ^^^^| 

W           Scfaiesst&tte    im    Stadtgraben. 

Tuposkop     auf    dem    l'hurme.              ^^^^H 

1                          1638.   131.    122. 

—                                                  ^^H 

K            Schulstock;     mittlerer    Gadcm 

Uhr,   neue,   für   den  Tburm  um              ^^^^H 

^^K            <len  Jesuiten  überlassen.  162g. 

700  n.    1801.  —                                    ^^^^ 

^H            —  47.   115.  118. 

Verbindungsgang   zum   Pr.l5i-              ^^^^H 

■            Sitzungssaal,      grosser,      der 

dialtract  eingedeckt.  1822. —             ^^^H 

^^v            Stände.    106. 

13s.                               ^^M 

^^^^^^^^^^^^^^^^^^15^^      ^^^^^^^^^^ 

^^^^H        Landhau«. 

Landrechlsordnung    tob  ItAiS- 

^^^^^^^ft               \  tf  1  M  li  U'issImmI  r^kuHhcri^^illitits 

—   140. 

^^^^^^m                    ci8txn4:n    CiticrihorcK.    178J. 

—  vun  1627.  —  151.  20I. 

^^^^1                    — 

LandrechLssilzuHK^^n.    UetHTlai» 

^^^^^H               W'.isfterleitung,  i^7i^ai^clegt. 

sun^     der     K.iiliK<iiuh<'    für    ilii-- 

^^^^1 

si-II»in.  1540., —  llä.  t44-  146. 

^^^^^^m              V\  IrdrraufbHii  ilnt  LrHmniau»!.s 

Landix>boL   1721.  —  232. 

^^^^^^f                     nach     dem     RranH«'     kostrir 

Landschaftsphysiker.   2^$  ff. 

^^^^^k                   2.<S0.7og  (1.  —  180a.  —  134. 

—    AiilliMi(-ndirvt|li,-n.  iSl^. — 372. 

^^^^^^H               Wohnung  rtcT  Wnirdartün  Stur- 

Lands  c  h  aftfls  ch  ule. 

^^^^^^M                    hemherg,  ilarrarli           ]60n. 

AniiiuriischrK  1  Uti»  u. Garten  um 

^^^B        ~ 

35oc>ll.iuij^fkauri.  lOoj.  —  43. 

^^^^^^H             —  ilrs  Synilicus.    i>8.  125. 

Hcrcilcr  aufnunnmmen.   47. 

^^^^^^P             ~~  ilrü  SrLTftArs.    106.   125. 

liürhi-rkaifiloj;.     lül  1.    —  45. 

^^^^^^f              —  Hes  ilnilfl<'hrfiljnr<t.    125.   127. 

'Enns.    UascllMit  die  Schule  vna 

^^^^^^H               —    für     Ucntnlt:              Kxrrrilicn- 

1567  bis  1574.  —  4ti.  115. 

^^^^^H                     mcistrr.    118.  126.  130.  133. 

Eröffnunj;     der    SchuJc*      155'"'- 

^^^^^1               —    für  drn    rhürhütC-T.   106.  127. 

—  40.  1 15.  l(>f,. 

^^^H 

KerhtmrtsiKr.    IÖ13.  —  45. 

^^^^^^1              ^ie);rl*ita(lel,    »lier.   nmr-rhalb 

F  r  e  y  n ,  Siu ;  zur  SrJiule  vermiichu 

^^^^^^H                     d<-'s  kais.  SchloKscü.    I07. 

1577- —  40. 

^^^^^H         Landkanzlei,   Taxen  fitr  dir.   t<;i. 

—  an  Geymaon  vcrknuU.    IJ«),?- 

^^^^^H         Landleulc,  .Aufnsihmc  neuer.  1630. 

—  41. 

^^H 

Hanilstipcndien    eingeführt. 

^^^^^H         Landmannseinstand.  1748.  — 80. 

|<J35-  —  47- 

^^^^^H         Landmannsordnung  vnmS.AphI 

Hucbscbulcn;     L>Arli?h<in     und 

^^^H                 — 174. 

UnterstüLEimgen  zum  ilcsinlir 

^^^^^H           ~—  vom   14.  Juni    1615.  —  476J 

dereelbrn.  45, 

^^^^^H          ^  vom    3if.    Ni>vt-mbcr    ib44.    — 

Horxtauer;  Stiftung;.  1608.     44. 

^^^^^F 

—   I^cichenrede  t'ür  ihn.    117. 

^^^^^B         Landtnannschaft;  ICnutRhun^r  und 

JesiiitcD;  Kinröumiing  »Irr  Herr- 

^^^^^^H          I    '  Kntwti'kUin^.    1 7  i  (T. 

schaft  Ottensheim  an  ilicsellirn. 

^^^^^^H         —  KrforcIcmiRitCzur  IvrUtn)run;>^  rt<:r. 

i6a8.  —  46. 

^^^H       '7^' 

—  Ucbcrtra^ung.  <L  Untem'chte'i 

^^^^^^H          —  ücren     Verleihung    (l{iost»nils« 

an  die.  162V.  —  47. 

^^^^^1                  Privileg   \t)2H). 

instruction  /.  A.  Kcctor.   1567. 

^^^^^M         Landmannslaxen,  177.  17g.  iKo. 

—  40. 

^^^^^H        LandraLhsstcUen;  Hcscuunx  n^i 

—  für  die  Sctiulinspcotoren.  1569 

^^^^^H                 Lanilcsmit^licdcrn.    146.   148. 

und  1586.  —  40.  44.  ■ 

^^^^^^B          —  zwei  vom  Hrrilatenstaode.  1O27. 

Landhaus  in  Ijnz.  Wiederbefjpnn 

^^^H         — 

der     vun    Mnns    dbersietlclten 

^^^^^H          Landrecht;     Hcsst-n     HiindliaUun;^ 

Sdiulc.    i.S74*  —  40» 

^^^^^^^B                  nat*))    dem     Innsliruckcrr    Lihcll. 

L  eh  rc  r     (Cn)lej;ea) :      Culamim. 

^^^^^H                               —   140. 

Conrarii,  Cameran  und  LilHiy. 

^^^^^^K         —  anstatt    iler    Lnndeäliaupimann- 

t576-  —  4»- 

^^^^^1         >'•    scbofti   1749  bis   1754.  —  8i. 

Magister:  Lorrnz  Pücblcr.  1574- 

^^^B 

—  40. 

^^^^^H        Landrechte;  deren  Unierhnn^nt; 

—  Jordan  aus  Wittenberg.  1610. 

^^^^^^H                im  L;iridti»u».    1783.  • —  129. 

—  43. 

^^^^^H         —  PrüsKlmm  bei  de-n.    152, 

—   Kausehart.  1614.  —  45. 

^                                             —     497     —               ^^^^^^^^^^^^^1 

Landschaftsflchule. 

Land täniche    Güter ;    ICru-eihunjf              ^^^^| 

Matihias,  K.<'ini^;  \.  <l.  .Srhülrrn 

^^^^H 

rrirrlirlihfuriisst.  iCdi^.  —  44. 

Landtarelt  ijoo  (1.  zur  ersten  Hin-              ^^^H 

Mixlisteit,    (Iruti^-lic.     (Srhrrib- 

rirhturi)).    1754.    —    13b.                               ^^^^| 

idbrcr.)  157D.  —  41. 

—  He:imir-n  Personal     unrl    Gchallr.                 ^^^^H 

Oekunum  (Schulwirr).   41. 

~                                                                ^^H 

Mrnlaj^otjen   (Corrtpeiiioren). 

—  im  Aufscbtüjferhaus.  17QI. — 130.                ^^^^M 

1.S7Ö.  —  41. 

Landtage  i.s(>,siind  15O8  in  (ir^rn-               ^^^^| 

Priimirn  <*in^<*fiihri.  45. 

wart   Kaiser  Maximilian   11-   —               ^^^^| 

I'rill  11  njjcii  in  f«rit-rlii"Iier  Wmsp. 

^^^1 

4.1- 

—  Post ulatvo- Landtage  alljAhrlit-h.                ^^^^| 

ktciurcn:  Basilius  KhÜciKgi>cr. 

^^H 

1567.  —  40. 

—  nur    vom   Ivandesfürsien    rinzu-                ^^^^| 

^m     —  Johann  Mtnnh.ircl   ;ius  Strass- 

berufni.    1783.  ~  82.  83.                            ^^^B 

^B         '"""»i-  *57***  ~~  4^-  45- 

—   Atjlmliun^  der  ehemaligen.  87  IT.                 ^^^^H 

-^  Jiihunn  Krinlr.  H<*nztus.  1024. 

—    l*ni\in/i;ii-I,andl;i>j   1848.  —  87.                  ^^^H 

—  40. 

Landlagsoomnilssäre.  87  H.                     ^^^H 

—  Ur.  AnumAuK.    ijyy  0.  lOio. 

Landtagshochamt  seit  l63«j.  —              ^^^H 

—  42.  43.  45. 

^^M 

Rcfurmatiuas  -  CommiBsArf:. 

LandtagstafeL  176.S.  —  62'  158.               ^^^| 

lOoo.  —  42. 

Landwfrtschafts- Gesellschaft              ^^^| 

SchulL-asse.  46. 

37  >                                                              ^^M 

—  HritrÄ^c  zu  »lerrn  C'apiulirn. 

LehramLscandldalen.    Süfiunt;                ^^^H 

40.  41. 

—  3(>.                                       ^^^^1 

f^rliulinspf  i'turen: 

Lehranstalt,  philostjpliiscbe.    49.              ^^^H 

^m          Hans  'l'srhr^nirmbt  und  Aehaz 

Lehrer  der  Liuidsrhaft^srhule.  S.              ^^^H 

^^K          Hrit-klbcr^t-r.   l^Og.  - —   40. 

^^^^H 

^^K  —   (icoiY  V.  Nruhaus  u.  Prediger 

Lehrer,    Ni.ind.,    der    ffertlarznei-               ^^^^| 

^^1           Oniirntariiis.    15^10.  —  41. 

i8us.  ~  417.                                  ^^^H 

Srliulmatrikel.     1611.   —    43. 

Lerchen thalerkasemo  in  Mnns.             ^^^H 

Srliulurdoun^rn.    I.syo.  1579> 

2J$.  440  Ijis  44J.                      ^^^1 

1586.  —  4«.  41. 

LieTer^elder  diT  Landräihe.  itK>3.                ^^^H 

SrhuUtork,  hinterer.  115.  322. 

—                                                     ^H 

Schulwirc  (( )('konuai).  41. 

—^  der  Auftschussräilii-.  1697.  —  ^9'                 ^^^^| 

Schulu  iriHchuft    IÖ35    aufj;»*- 

—   der                                                                          ^^^H 

hulx-n.    47. 

—   f.   d.  QuHrtJerst'tMnmissän-..   2 15.                   ^^^^| 

Stipcn(liats<:;issc  seit  1633. — 

Lim,                                                     ^^^1 

47- 

A  u  f  s  <-  h  U  g  e  r  h  :l  u  s.     126.     1 2  7.                   ^^^H 

Siipendten,  t2.  f.  ailrliifc  Jitng- 

^^H 

linjf»^.    1600.  —  43. 

—  demulirt.   1800.  —  134.                           ^^^H 

1  anzlchrrr.  )Oi3an)i;csti*ltt.45. 

Badstube,    CmcrsuiiiuD};  einer.                 ^^^^| 

'I"raK"'i*)i*'iu  Aufführunij  v.  1611. 

—                                                      ^^^H 

—  45-  2«2- 

Ral  lh:tus  nächst  dem Sctimidihitr.                 ^^^^H 

Wille nbt^rg;  stand. Stipendisten 

^^^1 

^B          in.  1604.  ~  44. 

Bela^crun^   der   Studt.     1742.                 ^^^^| 

^^P  ' —   10O44- r.  d.  Suidt:ntrnapiial.4.(). 

7^-                                                      ^^B 

\\'(thltliäti-r  diT  Srhidc.  41,         | 

H'-rj/schlö&sel.    444  l)is  447.                       ^^^^| 

Landschafistrompeter.  2(>iv.        \ 

Besi-hAfti^un(^s:instult.  1845.                   ^^^^| 

Landschreiber.    141.  147.  146. 

—  431-                             ^^H 

Landüteuer.   204.  m^. 

Uisthvim  Linz  errichtet.  iUl/.                       ^^^^| 

S 1  i>  B  b  r  r .    Kphraici  uli>a. 

^^^1 

^       ~   ♦'S  —             ^^^^^^^1 

^        Linz. 

^^^m^H 

^^^^^^H                  Hlimlrninstilui.  36g. 

L:indt:ii;,  ^rositrr,  ni^s^Sniin^^H 

^^^^^^H                Hr»n<t,  ^riissrr,  .im   15.  August 

14(14.  —  1O2.  196.                  ^H 

^^^^B                       1800.  — 

—  in    (jrjjmwar!    Kaiser    Frie-^^H 

^^^^^H               ßflr^cra|ntal. 

diich  III.  1467.  —  60.             ^H 

^^^^^^^                DictschcrstHdrt. 

Lazarcth,  Rrbauun^  flessrn>rn. ^^| 

^^^^^^^^^          Dum.   Stänili:  wiilmrn    I2.000  11. 

^M 

^^^^^^^1                zum                      1O81.  —  318. 

Lcu[)cilH  I.,  Kaiser:  Ifin^ere  Zd^^H 

^^^^^^^^H          Urcifalti^kci tK    - 

in  Linz.    i(>83.  —  7(1.              ^^M 

^^^^^^^^^                hnus  in  H.llnlini'niffi.sfir.  1557' 

Linz ,    1.    r.    Stndr ,    im    vierlrrt^^f 

^^^^V                      —  105.  109. 

Stande   vertr'^trn.    195.    200»^^^ 

^^^^^^1                Urcifalti^kritssAulr;   Bdtrü^ 

—  Stadt;  Streit  xvcgrn  Mauer  u.^^^ 

^^^^H 

Zwinger  beim  l^ndh:iu>i.  1 10.        J 

^^^^^^H                F(^rilin:ini[   111.,  KAisrr,  s.imnit 

113.                                     ^H 

^^^^^^M                        Katnitif  in  Linz.  1644.  -^  2O3. 

—  —  Streit  we}»en  Her  Srhtes$-^^| 

^^^^^H               Friedrich  III.,  Kaiser.             zu 

stAtte  im  Stiidt^raben.    1038. 

^^^^^H                     \Jnz    Hm    ig.   Au)rusr    1493. 

—   121.  122. 

^^^^1                     — 

Streit  wejfen  d.  weltlirhen 

^^^^^^^H                  Goldscl)  m tritt .lus  ,       \  iin       ilcn 

\'ogteirrrhtes  der  Minoriten- 

^^^^^H                     StSmlrn    -^rkaiift.    1653.    — 

kinhc.    1810.   —   331.    332. 

^^^^^H                       109.  124. 

.Mari:i  ThereNia,  Kaiserin.  Hul-^^H 

^^^^^H                Grienthal'srhj^s  Hans  von  den 

di}run^  am  25.  Juni   1743.  — ^^| 

^^^^^H                       Ständen  gekauft.  1695.  -  T2ti 

79-                                              ^M 

^^^^^H                 HarrasgOtet.    173Ü.  —  444. 

MaCthixSf  König',  in  Lnu  anwc^^H 

^^^^^^H                 H.'trtmayr-Ilaiis.  CnKrhrin^ung 

send.  1Ö09.  —  44.  1 19.        ^^M 

^^^^^H                         des    [ndustrle^  crrines.     1 853. 

Maximilian    TT. ,    Kaiser;     I365^^| 

^^^^1 

und    1568   in  Linz.    Oo.    447>^^| 

^^^^^^H                Jr!Siiiten<.\p(iih('kr*.    270. 

Maximili.-in  vnn  liavem,  l-terzot^.^^f 

^^^^^^H                Indu.Htrie-Ausstf  llun};.   1847. 

l>)inzug  in  Linz  am  4.  AugU!»^^^ 

^^^H            — 

—  72.                              ^H 

^^^^^H                  Knpuzint!rklo<iter:  RcitrA^re  d. 

MlniiritenkliisterfürUasLaml-i^^l 

^^^^H                                           349. 

haus  eru'urlicn.  1563.  —  105-^^| 

^^^^^H                 K  :i  r  1    A 1  h  r  1-  r ))  1 ,    K  ui-fi)rst 

lob.  320  ff.                                  ^^M 

^^^^^H                       Bayern.  Huldigunti;  in  Linz  am 

Mrtz'sches  Haus  in  der  Steingasse ^^| 

^^^^^1                        19.  April               — 

r.  d.  Cie Werbeverein  adaptirt.^^H 

^^^^^H               Karmelittn. 

1844.  —  392.                            ^M 

^^^^^^H                Kiirmeli tinncn.  353. 

Museum     Krancisco  •  CArt)hnum*i^^| 

^^^^^H               Komwdicahaus  nächRt  der  iJo- 

377  bis  384.                     ^M 

^^^^^H                       283. 

Na|i(t|t-()n  L,  iKo*;  und  1809  im^^H 

^^^^^^H                  Krnnkcnlinus,  all^rinrincs.  452. 

L.indhatis.  138.                          ^^H 

^^^^^^B                —  drr  hiirinlii'rzii^rn  Hrudrr.  358. 

Pest  in  Linz.  t034.  1649.  tÖ70^^| 

^^^^^^1              —                                Schwestern. 

—  262.  204.  2O6.                   ^^M 

^^^^H 

Pferdcarzneisrhule.  1804.  — ^^H 

^^^^^^H               —  der  l^lisabrrthinerinnen.    360. 

^H 

^^^^^^^M                 Kreiftamts^cbätidr.    448. 

Promenade.  1772  anj^elef^t.  I27.^^| 

^^^^^^H                 LHndau'scFies  lliius,  v.  d.  StSn- 

—    1803  neu  any;eiej;t.   13.^.           ^^M 

^^^^^B                       (\tztt   ^r-kauft.    1648.    —    109. 

Realsrhulc,  Gründung  d.  l83i>^^| 

^^^H 

—  39'-  394-  395.                    ^M 

^^^^^H                 Lundestheater.    S.    Theater. 

Rudolf  IL,  Kaisrr»  l.syS  in  Linr. ^H 

^^^^^^H                I.and^irh.-iftssrhiittr.S.Hasrlbst. 

^H 

—  49g   — 


Linx. 

St  lial  ^t'^^  hc»  11» us  in  «Ut  llcrrrn- 
;;;is!tt-,  jclJt  Krn:»unit>i{(-b;iu(]c, 

"**>j'  —  44y-  45"- 
bcbifssiSite    im     Suili^rulM-n. 

163K.  —    121.  122- 
Srht<i.s<i,  Ictisfrlirhrs.  .S.)-.S'4  D- 

Urilr^^  iur  Krivfitrruiij;.  itu.i- 

Ims   i6it).      -  317- 
_    Schöbl'sfhcs  Huiis:  Ankuuf  des- 

st-lbcn  für  <laH  Museum  (jrujcc- 

tirl.   1853-  —  38«- 
^cidlhof  zur  l'nicrhrinvjun^;  ilrr 

Pfrnicannr »schult-  );r pachtet. 

i8a8.  —  418.  4ii>. 
St3>ltis<*hi'S      KiitiKHlirnltauH 

nätliM  der  D'ina».  ^Hj. 
ätadtniuucr  und  Zwtoxtrr   beim 

beim  I^ndliuu:«.  1  lo. 
Stsdtwall;    di*sarn    Abtm^un^. 

1631.    -    113. 

—  Anlr^ungd.  Prumrnadc.  1772. 
—    127.  128. 

—  1803  planiri.  133. 
SlockhuT.  220.  22t.  225.  433  bii. 

439- 
Tauhfitummrninstltut.  365. 

Thratrrbrhri/iiiig.    Hfitrag  d. 

SiHili    hirxu    in    Aussicht    >je- 

ntimmen.  297. 
I  hiait-T^jasacsfii  1802. —  135. 
Thiirlicim'si'hrs  Haus;  1800  von 

dt-ii  Stände»  an^rkauft.    134. 
Utbnst'hwL'mmunti.    1786.  — 

285. 
L'nivrrsitflt.     ILrrichtun^    einer 

EMilcht-n  von  den  Stilndcn  an- 

>:eslrrht.    1697.    —    49.    52. 

53-  55- 

L.  rsulincrinneii,    Kloster.    363. 

\'rrsi'hliMÄsbudf  ausseWialb  «1. 
eisernen  Gittrrthorc»  beim 
Landliause.    1782.  —Vi  28. 

ZimmiTmann'schcs  llau^in  der 
I  ti-rrengasur ;  F'ferdi-Srzni'i- 
srliule  daselbst.   1807.  -  417. 

Zwangsarbci  t  Sans  t  alt.  iS^b 
bis  1849.  —  429. 


M. 


MädchenschuledcrCrsultnennnen 

in  Linz.  363. 
Mähnanlage,  doppelte.  235. 
Magister  sanilatis.   25g  ff. 
Magislerium  ex  philostjphia.  Pr)- 

\  iiejj    zur    Rrllieilung    ittssrlbrn. 

"'74-      -    4'>  75- 
Mandalai'iaLe    de»    inncrAMtrrrei- 
i-hisihen      Industh«-vercinrs      in 
I-ini,  Steyr  und  Ried.  392.  ^g^. 

394- 
Mappe  über  die  Strassen  des'IVaun- 
k  reise».     1743*   —  5- 

—  öbt-r  d.lV«-nzen  /vvisi-hrnOealrr- 
ri'ii  It   und    Piissau,     I7Ö7'    —  7* 

Marmorsaal  im  Landhaus:  dessen 
Ausst  hmtlt'kun^  1846  l>eH('hlos- 
wn.   Hb.  I3t>. 

Marschangelegenheiten.  214. 

Matrikel  der  Landirute.  173.  175. 
17V. 

—  Knt^tehun}(  iler  Adelsmatrikel. 
1S3  bis  188. 

Matriken  derr\an^;elisi'hen  Km  he 
im  I^iidhaus.    1 16. 

Maulbeerbäume  auf  der  Prome- 
nade. 177-'.     -  128. 

Maulbcerbaumcultur.  1842.  — 
404. 

Mauten.   230  H. 

Mauthausener  Strasse.  230. 

Medaillen  an  Stellr  der  Prftmien- 
l'iiclirr.    )777.  —  51. 

Mondikantenktöster.  357. 

Mercurius,  V dkauf  von.   258. 

Meublirung  der  l^rftsidiuluidmuu^. 
1804.  —  132. 

Militär  -  Akademie    in     Wiener 

.\<ust.nlt.    2_^. 
Militärbäckci^i    in    dir   l,«Trhrn- 
thalei    Kasrrni".     1803.    —    441. 

Militär-Bildungsanstatten.  Sufi- 

pblizf  liu-fiir.    34. 
Militärforderungen  des  Landen  im 

3aji'ilir.  Krietie  pr.  4,629.000  (I, 

—  75- 
Militär -Hauptwache  im  Land- 

hiiis.    185Ö  bis  :803.   —    *3*'* 
33» 


^^^^^L                ^B^P                          —                   ^^^^^^^^^1 

^^^^^B         Militär  -  Obererziehungshaus. 

1 
Uinoritenkloiter  in  Unc. 

^^^^H 

Ila^l^riibrr    Gcur^ ,    Quardian. 

^^^^^H          Milit^niuarUers-  und  Veqitlega- 

»53Ö-  —  32t- 

^^^^^^H                                          315.  JlS. 

llMrliiiltar.nr>urr.  1755.  — 328. 

^^^^^1         Milärspitäler.  ?2o.  224.  437.  441. 

Hucharol.   S.  Landla^aamt. 

^^^^^^H            Mihlär-  lind   Knc>!.swt>iirn.    2IO. 

Mufkirchc.    stündisrhe.      Name 

^^^^H        Minoritenkloster  m 

drrscllirn.    330. 

^^^^^^^H                 ArniUT,     kuTS.,     tintt'r](rhra(.'lil. 

1 1  u  H  t  i  r  n  b  a  c  k  L*  n :     Hiilzbtri  trag 

^^^^H 

hirzii,   330. 

^^^^^^H                Ak»<lRmi5chrr  Goticsflirnst  für 

Ji'&iiiti^n    im  BcÄitz  dw   Kirchr. 

^^^^^H                     die  stiulircntli;  Jugend-    1797. 

322.  324- 

^^^H            — 

1  □  s  t  r  u  c  t  i  onfürdcn  stAnil.Kaplain. 

^^^^^^H               Altar  7iir  si-htnerz haften   Muttt^r 

33«. 

^^^^1                                                  — 

—  für    iirn    weltlichen   Kirchcn- 

^^^^^^1                 Rhu    iJcs    KInstcr»:     Hcilrug    ilrr 

verwahrr.    1844.  —  341. 

^^^^^1                    Stfimlc.    1717. 

Juhann  Nepumuk-Altnr:  Bri- 

^^^^^^^              R<*irhthörrn.   333. 

trag  zum.    i'ttf).  —  328. 

^^^^^^1               Chor  hinter  dem  1  k'chali.ir.  1 698. 

Johann    v  u  n    K  u  p  e  r  l  i  n ;    Krtit 

^^^^H             — 

seiner  lleili^prcchunj;.  1768. 

^^^^^^B               Curpiiris    (  hristi-Aliar.    Rci- 

-  328. 

^^^^^^1                      irng  hivr.it.    1810.  —  333. 

Kanzrl;   17Ö7  t*rb;uit.    $2H. 

^^^^^^H               Dankftfste.    fcmrliche  ,    Tfir   die 

Kaplan,  stSndischrr.  i643.i84.<s. 

^^^^^H                      Nttrmalst-hülcr.  1827.  —  332. 

—  S2i-  ^2;^.  342. 

^^^H 

Kcticr  Jttsef,  Minuritnn-Ordcns- 

^^^^^H              t>ntniiun   für  die  Kirche.   342. 

provinzial.    1668.  —  ^2^- 

^^^H                    345- 

Kirrbi-nbau;    1500    Ü.    Britraj; 

^^^^^H                Ürrifalli^ltcritükuiirne.  I5Ö0. 

zum.    175S,  —  328, 

^^^H 

Kirrhendacli,  iHooabgrbranni. 

^^^^^^H               Urt^if:iltigkf  i  ts  -  t'f  rüntlcn- 

55^- 

^^^^^l                                  15&O.  — 

Kirchendiener,  weltlicher,  sril 

^^^^^^M              Km|iurkirt-he.  (Musikc-hnr.)347. 

180J.    —    331,    333.     S.    a. 

^^^^^^H               —  l'htir  zu  drrsctbrn  srit  1036. 

Sacristan. 

^^^^^^B                     — 

Kirchenthurm  restaiirirt.  1699. 

^^^^^^H               Evangelischer    Guttcsdirnsc. 

-326. 

^^^H           1575-  — 

K  irrhensllber;   destirn    Biaüe- 

^^^^^^1               Kxminuriten.     1781J.     —    330. 

fcrung.    l8lo.  —  331. 

^^^H 

Kirchi*n Verwalter,  wcJiliclier; 

^^^^^^1               Krancigcuskap(-Ile;    1701 

Purschka.  1S43. — 340.341. 

^^^^^H 

Kirt'hcn  Vorsteher: 

^^^^^^B              Grsrllrnprtesier  des  Pfarrers 

P.  Wnlfgang  Gnindtnrr.    1789. 

^^^^^^H                     zu 

—  Si<f-  iS^-  ii^' 

^^^^^^H               GIncken;  Umgiesfiung der.  1760. 

KarrpmülltT.  1K07. — 33I.333. 

^^H            - 

I  ornazzolli.    1837.  —  33z. 

^^^^^^H              G1ucken«tuh1    reparirl.    1730. 

Kdi'lraayr.    1814.  —  333. 

^^^H 

Alois   Wur7cr.     lfil6.   —    333» 

^^^^H              —  neuer.    1R38.  —  332. 

Johann  Wringartner.  18^4,  — 

^^^^^^H              Grab,  Iinli^vs;  Beitrag;  zur  Her- 

333' 

^^^^^H                     stdlun^.                — 

Rappcrstorfer.    1825.  —  333- 

^^^^^^H              Haa^     Hunurius ,     .Vfiiiontrn- 

Meixner;      dann      1  luspLHlskv. 

^^^^^H                   quardian.    1679.  —  324. 

i«29-  —  333. 

Hinoritenkloater  n  i-nz. 

KTcH»-n\"ritr-'-t-r: 

337  t—  54- '■ 
[_in'I;.ii;s.tmt .  ^i-viinL^f-nr-i.  ><- ; 

i'i..  --  5_v.  524. 

M.iith!.i>;it.irrr*,  Antr;i^  wt-j^rn 
Wrwcnifiin;^  'U't  M:n"rii»-n- 
kirche  t\lr  .lirsf  Pl'arrt-.   iN^  ,. 

—  34Ö.  347- 
Mfssnf-r.i-rn^l.    ^^^.  34::. 
Min'tr'tt-n  /u  L-nz  uri'!  Wfts  um 

K»-^riiuinini;      'Iin-r     Kl'»trr- 

^'liir-r.  lojnff.  —   3J3. 
Minitritrn  ;n  W'-fii:  Bt-itnr^  fiir 

■lie.     I  ^tyt.   —   3J1. 
Min-'rifnkl'i'iHT    zur    J-Xmii- 

un^  "Ifr-Liin-ifMUSfi  ;in;;t-k;iijlt. 

ft>.  321. 
Milta>;spr»*iii^t   .in  K«-irrLi;^rn. 

322. 
Ni»rmalsfhiil  -  f "lutn-xlirnst. 

33-'  34-' 

Oplrr^i'lilt-r :   \  frwi-ri'luii.;  ilt-r. 

i«37-  -  öi^- 
Oratorir-n:     17^4    i-rliaut.    3-'^. 

—  B»-nüt7iinj,'    'l<T<f!Iifn.      i-S^  1. 

—  340. 
<Jr»Iinariai-i  -  Hfii-  h  «  r-r-lrn. 

337  ff- 

Or^fl;  I*.-i[ra-  zur.  I  7'iS.  —  3J>. 

—  na«"h     NViihntf-n     tr.in-f<T'rt. 

»7«7-  —  3-'"- 

—  l'Cjrj  tl.  Hritra^  zur.   l^s  l.    — 

345-  34^'- 
Paramr-nti-,  -tänil.  3^4.  34J. 

Pflastr-run^  'Ifr  Kirrfn-.    iMij>. 

—  52tj. 

P  r  ä  s  i  <l  i  a  I  w  n  h  n  u  n  ii .  1 7  S  ( ..  — 
329. 

K«!chts\  «Th-il  tfiissc  lU-r  l,;iii'l- 
srhaft  zur  Min-'rilfnkinhf 
1845    f.-tt-.-.t.-llt.    34_'.    343. 

Sacristan      l,<'iizil.,iinT.       i -><■,. 

Sarristrjljfhi-izun^.  17N.,.  — 
330. 


'1       — 

MinoritenklosteT  -n  L-nz, 

Kr.-^.:i=....:.     :7^!.    --   3js. 
>:■  tii:  n|^<-n  '   *n  K".>.*'t«-tn  Kr^iu^^. 
A.  \.  Sr-rTi»f"t.  Kran/    I  ÜltT. 

I  -"..ir/ur  !v't;>'  rk nhf.   1  ^j*^-  — 
i.'i.  ijj.  3J.'. 

—  n  .!'-n  Pr.i>.'''.i:ii.il.    34(1. 

\"  -.;tr-r<  rht.  \\i-!:Iii-tic-s:  Streit 
h:r-rii!'iT  mit  l'-m  M.i;^'i>tr.i[i.- 
l.inz.      l'il'i.     —     331.     ii2. 

54-'-   543- 
\\  .1  !!■"■'-.  I  l'-rrr-n  \<,n:  St[t'[»-r  -.IfT. 

M  n-rtt'nklo-trr-*.    3-<»- 
Z  ..  h-'  hr- -n  tiir  'l:.-  kiPhlMh-ri 

I  rkimtlrn.     I>*I7-  —    33-- 

Minoriten   n  V.mi-,  \-t>)s,   -    3^7. 
Mondsee,  Scuihr  .).isfil'>i.   1714. 

—  j~ii. 

—  I  rkiimlfn     -U-»    auf;;ch<il't-nt-n 
KI<ist»Ts.    3*"^-- 

Mostaufschtag.  i-z'^.  —  7>>.  4^4. 

4't't  ff. 
Münzbach,  bunmi  » .m-  r  zu.   1745. 

— '  3?7- 
Miisikimpost  Mit  \-"S.  -   --.>>•*. 

4^S  ff- 

■m   Iiun  ifT[i-l.    J_*"t. 

Musikschule  im  I..iiiiiliau-.i-.  i~  ,-.. 

—  4-M- 

Musikverein ,     i.^  j  i     -i--riin.l»t. 

4J0  liis  42S. 
Museum  Fr.tinJsi-.-l  ap'limim.  377 

l.i>  3S4. 

—  A>l.i[i[ii"Lin.;    'itT    P.irttrrir;uinic. 

—  Ptlc^f  li.-r  t.H-1.1. .-;«-.    3Sn. 
Musterhof  lilr  ihr  Lan-lwirlM-haÜs- 

.;•  >f!lMh,it't.    Ankauf  [>44    [»m- 
j.-.tirt.  374.  41  .. 

N. 

Naturalroliot.  -'33. 
Navigations  -  Direclor    P.itii- 

W'.ii.hiT.     1773.      -  J47. 
Navigationsfond.  .^7. 
Nekromantie.  1.-14.  —  joi. 


^                   ^          ~    S02     —                 ^^^^^^^1 

^^^^V           Neuhofen ;  ( ir^^\  <t.  Minunimkin-br 

Pferdezucht.   407  ff.                ^^^^| 

^^^^^H                   1787  dahin  tr;ini^ffrin.  331J. 

PllaslermauL  230.                   ^^^H 

^^^^^H             NeUSOhlf  K<<i<'h.st:i>;  in.  1620. —  72. 

Pfründen.  (Ju:itfriibvr-u,)\rOnung»-  ^H 

^^^^H          NetiHtädter  MiHtür-Akadeniic.  23. 

^(■üchcnks-PfrOmlrn.  27.               ^H 

^^^^H          Nordisches  SliU;  i7io^(r^änflet. 

Philosophische   Lctiranm^li.    4<i.  ^H 

^^^^H                 ig. 

Physiker  >Iit  LamUchafi.    255  fl.  ^M 

^^^^^H          ~  Alumnat    in    ricmscibai.     1750. 

Politische  V  er»  nltun^  r.  d.  Jtulu  ^M 

^^^^^^1            —  Vfrk.tuI   (IfH    H<*r^srhlctssels   un 

^jrtri*nni.   1749.  —  Bi.                  ^| 

Polizei  Wissenschaft,      Pnifessur  ^| 

^^^^H 

^M 

Polytechnische    Stiitcndicn     sctt  ^M 

^^H 

'»^47-  —  3»-                               H 

Postulate  u  t.-ri)p:n  nur  nnclicrfnljjii-r  ^H 

^^^^H        Obdcrennsische  KrKicrung :  1783 

Scli.i(IK>})vrr9cbrcibun)( bewillig  ^H 

^^^^^H 

I()I5.  —  70.                                    ^M 

^^^^H          Ohereinnehmeramt;      Kinlmirh 

Posttilatehlandtage,  jahrlich  »nt  ^H 

^^^^^H                                1761.  —  \;-j. 

M.t\  1.                 i9n.                         ^H 

^^^^H         Oberrealschule  in  I.inz.  S.Real- 

Prälatensland,     Urtipruni;     de»-  ^M 

^^^^H 

Sftbcn.    164.)  ff.                                  ^H 

^^^^H         Ornctersquartiere.  221.  222. 

—  int  Jahff  14U&.  —  löl.                 ^H 

^^^^H         Operatlons-Stipendlum,  diirur- 

—  Llrsirlincrdcn    dcssellicn.      IjtjS.  ^H 

^^^^^H                            1S44.    - 

-   &7>                                            ■ 

^^^^^1         Ordinari-Aus^chussräthe.  1620. 

—  erhält     zwL-i      Lamlrathsstrllen.   ^H 

^^^H 

1^27.  —  151.                                  ^M 

^^^^H         Original-Urkunden  im  Kt-lieinim 

Prämien  an  ürr  Landsrhafisscbulc.  ^H 

^^^^^H                                  — 

^1 

^^^^H         OUensheim,  i6u  Sciiche  in.  259. 

—  für  Gynin:isialst:hiilrr.    51.              ^H 

^^^H 

—  Üir  Henjjstr.    4(17  ff.                          ^H 

^^^^^H          — ■  HrrrHChiift    ila»i-l|jst    Iiij^c-ntlium 

PräsJdialtract  Streit  ni.  d.  Landen  ^M 

^^^^H                  tjrr  Jesuiten.  1628. —  I5.46.  48. 

vcrlri^Uin^.    l8Ö2.  —    133.              ^H 

Präsidialwohnung  im  Lamlbuus.  ^M 

^^H 

1787.   —    i2<).   130.  133.  3*9.   ■ 

Prag;  Af>j;t;«irtlm'ir  rluhin  cntst-ndet.   ^H 

^^^^H        Pächterf.d.sT.iml.  Aufschlage.  454. 

l(>l9.  —  72.                                        ^1 

^^^^H         Passauer  Vertrag.    i.=)52.  —  64. 

—   I50(j  tl.  Htfitra};  zum  Nepomuk-    ^| 

^^^^^B          Patent,  ka1<ir^lil-he:^,  vuin  ij.  Marx 

;ill;.r.     1734.    —  3  IQ,                         ■ 

^^^H                   — 

Pragmatische  Sunctiun.   78.  201.  ^M 

^^^^^B          Patente,  strmHisi  h«*,  tmt  Werliun^ 

Predigten,  «rvangirliitcht:.  im  l^nil-   ^| 

^^^^^H              \iiti                  21b  ff. 

Hhük.    1 16.                                      ^1 

^^^^H          Paulancr  zu  lliaihntn,    1715.-  — 

Privatsalzhandell 705 ciiitfcätrilt.   ^M 

^^^1 

H 

^^^^H          Pest  in  Linz.    1634.    it)4i>,    1679. 

Privilegium     des     Hcrrmsuuid»   ^H 

^^^^H               —           264. 

vom     27.   Juni    151^3.     —     174.    ^H 

^^^^H         Pestkranke,  Arzt  und  Prt!((i}ic;r  fOr 

■ 

^^^^1                                   — 

—  zurErthcilua^dcsbäcc:du.urt^tui>    ^H 

^^^^^B        Pferdearzneikunde.  415  ff. 

et     ma^istrhi     ex    [ihilusophiu.    ^H 

^^^^^B        Pferdearznelschule  in  Lin^  1804. 

1(174.  —  4g.  75.                              ■ 

^^^H          — 

—  itur    Tabakcrzeu^un};.    1676.  —    ^H 

^^^^H         pferdepauschale  für  >ltn  Bereiter. 

^1 

^^^^H                          — 

—  dt-  mm  evk)t:iiiulti.    1748*  — 80>   ^^| 

I 


Pro fessiontstenst euer,  17*6  he- 

.inlru;;t.     1 54. 

Professores  juris: 

t)r.  Wimbrr.  ijb.^bis  1777. — 50. 
HrxrrohAch  und  A}rriJtiiIa.    50. 
ür.  ßt'ibrtoi.    1672.  —  49. 
j.-iknli  Pauli.    l&qO.  —  49. 
K.ikiiwiz.    171 1.  —  50. 
Professor  drr  ("ameraU  u.  Polijct- 
wissrnschaft.    50. 

Promenade,   1772  angrl«^   ti-j. 

—  1H05   nru  aiij;«*l«'j{l.     135. 

ProtesLanlische   Laadsrhafts- 

srhuir.     S.   Irtittrrr. 

Protomedlcua^VormanH  il.  cull<!};ii 

mrilii  i,    270. 

ProvinziaUandtag  1848.  —  87. 
Prüfungen,  feicTiirhf ,  an  (f<Tr  l^nd- 
JM-h;iftVM-hult*.    45. 

—  an  den  SrhuIrndi-sMu^ikvcrcias. 
427. 

Pucbenau,  *t.'ini1is«*hf  WVjfmHui  in. 

Pupping,    Franc-iscancr   in.    1745. 
-  357- 


Quatierssachen,  inämliürhr.  214. 

21s  ff..   2-M    ff. 

Quatlerszinsungen.  220. 
Quasikasernen.  22U. 

—  Sl»K-khi>f  als  snlrhc.     1748.  — 

435- 

—  l-«rch»rnthalcr  Srhiftäs  bri  Enns. 

»7S9-  —  44"- 
Quatemberpfründen.  27. 


R 


fin- 


Rallpfennig  (12  :p-)    für  <)rn 
trrtt-n<ifn  t^aitratli.     102. 

Raitrathscollegium.  101  ff.  i<j7. 

—  t~l>r,  aufi;rhi»U«^n.   82.  qb. 
Rathsstube,   Sitzungssaal  ilrr  Ver- 

Oflnden,    123.   124. 

—  K4*stauration  <lrr.     126. 
Realschutemi.mz,  iH^^j/egründi^t. 

—  3"'>-  3si4-  3^5-  451- 
Rechnungen,  Jahre»-,  «lern   Hufr 
vnriuli-jjrn.    1737.  —  95. 


RechlswissenschaTL  VurträKc 

hierüber  seit    IÜ72.  —  4y.  .So. 

—  AufhOrm  il.  jurittiftrh-fHilitisrhrn 
Siu.tico.    iRm.  —  52. 

Recompense  für  dir  AUHirrtcndm 

KaitrAthe.    102. 

—  Her  Vcn»rdnricn.   l  b66  bis  1 688. 

—  V4. 

Recrutirung,   stAmlisi-far.    21b   ff. 

21./.  237. 
Recloren    »irr    Lamkchafisscholr. 

S.  |i-utcnr, 
Redoulensaal,    177J    neu  hn^e* 

Ktfllt,     284. 

Reforniations  -  Commissäre. 

lüoo.  —  42. 
RerormaUons- Patent    1025.  — 

Regalien  bei  Krwcrbung  der  l^nd- 

mannsrhafc.     181. 
Regierung,  obdrrcnnHifit'hr.  178J. 

Reichersberg;  dessen  PropKt  Umd- 

sL'ind.     ibi). 

Reisegeschenke.  314  bis  31U. 

Reiter,   ^  un  ilrn  SlAndrn  zu  Kielten. 

2>3- 
Reitschule,  siAnd.  3.  n. 

—  Hi-reitcr  an  der.  S.  Bereiter. 
Reitschulordnung.    1H43.  —  12. 
Reitsiadel.  3. 

Religlons  -  Beschwerden   der 

Stii.Iti-.    2(K>. 

Religio nsslreiu  65  ff. 
Religionsübung;    Hittr    um   freie. 

'5^15,.  —  66. 
Repräsentation  und  Krimmer,  I.  f.. 

1749  bis  173g. —81.  155.  157. 
Reverse  der  auf^enummenen  Land- 

Icdte,    177. 

Rhabarber,  Verkauf  vun.  258. 
Ried,  I.  f.  Stadu   202. 

—  MiUidaiariat  d.  innerOsterr.  Indu- 
strie verein«.    394* 

Riedegg,  Si  hlnssarehiv  f.  d.  Mnirikel 

benutzt.    iSb. 
Rigaer  LeinRamcn  angcKiut.  1797. 

—  400. 

Riltermässige    ICdelleuie.     1844. 

—  iHo.  • 


^^^^^^^^^^^^^^^^^^^^^^^^^^^^^^^^^^^1 

^^^V               Rlllersland,  alter  u.  junger.  Auf- 

Schiri88eibei*gor    Arohit ;    dctast-n 

^^^^^^^H 

Ankauf.    iSj4.  —  37«. 

^^^^^^P         —  latirrimenifiitr     rür     Mittflinli-r 

SchuldencassCt  r'rrdttt«-  und.  1730, 

^^^^^ 

-  7«.  y.i. 

^^^K^          Kilterslandscasse.  limstrhuae  u. 

Schulcasse.   13.  4b.  117. 

^^^^^K                                            iMij. 

1   Schulen,  Htändinclir,  imjahrr  1708. 

^^^^^V        Rudoinnische  Scüsiuiistuflnun^. 

j           -      6. 

^^M                 i^gj-  —  174-  iKi- 

Schul- und  Stiidlenwesen.  39ff. 

^^^^^H          RudOlfetlftung  fiir  Lchrnmlsf-niuli- 

1   Schwärmer,  S«:liw.irxkünitlkT  ab- 

^^^^f 

tiisrhafft.    254. 

^^^^^^          F^iihr,  riitli4-.    2t}Ci,  261. 

Schweden,   \^TdtridJ;;unK»t.-i(i»(al- 

^^^^^^          Riisigelder,  nach  Hrn  l>'micrKtilttfn 

■''"  K''>I''"  ''■*'•    '(»'l'- —  74* 

^^^^^^B                 uits^esrhrirbrn. 

Secretärd.LaiitlriUiauiiuitaiinsrbAft. 

^^^^^^^          —  für  Gartgohcr.    217. 

141.  142. 

^^H^               Rüslkammer  im  Lan<Uiaus.    S06. 

—  Ars  K:iiirnthiiCfille};iutns.  102. 

^^H                RusLicalgüter.  Mntr:i>:  f.  <i.  Schiflf- 

Seidenbauverein.    i«50.  —  405. 

^^^L^                   24H. 

Scidcncultur.  403  ff. 

^^^^^K         —  ClHSsilK-irunt^     derselben»    ■22S, 

Seidenwaren,  .'Vnsrhlajt  auf.  (568. 

—  00. 
Senior  d.  I^ndsuliafisphyiükrr.  270. 

^^B 

Scnsenaufschlag.  10^2.  —  70. 

^^^1               Säckelgelder,  u.thrmd  d.  pratiisi. 

Sesslonsordnung,     rudoUioischr. 

^^^^^^^               üuiti-ücdi-nstfN  im  Liindbaiis  gc- 

15^3-  —   '74-  >«»* 

^^^^^^P 

—   vi»m  28.  Ucccmlicr  1702.1 — 181, 

^              Salzaufschlag.    157.  4.sg  fi. 

Silberwaren,  .Vnschla^  auf.  1568. 

^^^1              Salzverlagscoiitracte.    45g. 

--    (lÖ. 

^^^1               Sarmingsleiner    Wi-inauftu-lila^ ; 

Sold  drr  st:imfischen(Hriclerc.  214. 

^^^1                               i6i8.  —  74.  75.  468. 

Soldaten,  siäml.    1042.  —  74.  75. 

^^^H               Sanction,  praj-matisrlif.   7H.  201. 

Sonnenuhren  am  |.;uidliau«thtirtn. 

^^^M              Sanitats<^omin)ssäre.    209. 

i7(.o.  —  7, 

^^^1               Sftniiätswesen.  75.  254  ff. 

Spielberg,    Sirumn-^ulirung    bei. 

^^H             Scbadlosbriefe.  70.  74.  Ho.  211, 

240. 

^^H 

Spinnschule  dcü  H.  Wis^imann  in 

^^H              Schärding,  1.  f.  Si»U.  202. 

Lini.   3<jg. 

^^^H               —  Adapürun^  der  Kuscrnt-.    iKü4. 

Spitaler  für  Militär.   220.  224- 

^^M           — 

Spitalerstrasse,   Hrmu-Ilunj;  der. 

^^^M              Sohamstein,  Jn^d  xti,  ilrm  Stifte 

1798.  —  2y). 

^^^H                      KiTin^tnilnstrr  verljeht^n.    1731' 

Sprachmoisier,  siandisrhe.  All^jr- 

^^1                      —  434- 

mcincs.  4. 

^^H               SchJfTahrt.  N:ivii;»tiiinsftmd  fardic. 

—  ilumbcrt.  6.  Ono  Wilhrtm  Stcin- 

^H 

furt.   7. 

^^^H                 —  auf   der  '1  raun    obeilialb    Lftm- 

—    W'cj^schfidt-r  und  Russi.    12. 

^^^B                     buch.    1H27.  —  2,so.  251. 

Spracbschule,  iuilientsclic.    I7sfj> 

^^^H              SchifTsiniete  für  Miliiäriranttportf. 

—  K. 

^^^B 

Spracbschulen,  1865  auf^jf lassen. 

^^^1             Schlafkreuzer.   40g. 

12. 

^^^1              Schlicrliach  ,     n>Hz    rrstrr    Abt. 

Staatsbeamte,  Klrirhzrm^rHfklin- 

^H 

tluii;;  stand.  iJJcn.sHr.  1822.  —  1^7. 

^^^H                 Schlnss,  k;iisi-rl)rlir>(,  I^rtlra^  /u  cU'ii 

Slaatsbuchhaltung  im  l^amllumK. 

^^^^^^^                 l''i\t<'i(<-ruti|thb:iuti-n.      U>. 

17.JI.  183.S.  —   130,  133, 

—     S05     — 


Sladeln,   die  bcidrn ,  im   Wrtrili. 

i2b. 
Slädte  (virrtcr  StanH),  v.  rf.  Land- 

hauübffrriiin^     :tu»^4»<*hlnKK:n. 

t(>8.    H)4  ff. 

—  Anspruch  nuf  t^anHrnthsfi teilen. 
IÖ.15.  —   151. 

Stände  von  ob  und  iinwr  der  Knnn. 
['rrtject  ihltr  Vrreinitiuou.  1810. 

—  47- 

Sländiscbe   <'a»sc<Administration. 
I74y.  —  «i. 

—  CitUejfiRn.   yo  ff. 

—  Üc|iut)iti<in.    1757.  ^  81. 

—  Truppen.    IU42.  —  74.  75. 

—  Vcr{astiun)£.      Ücrrn     Lintprim};. 
^(i  ff.  84. 

—  N'rrsjnninliinj;«*n.    50  ff' 
Statthaller  Hans  Arüm  v.  Herber- 

Muri.    iti2o.   —  73.  y3. 

—  Kreiherr  von  Skrbcnsky.    1848. 

—  g8. 

—  Freiherr    von    Bach.     1853    bis 
1862.  —  98. 

Statut     der    Lan<ls(-h.iftsphyüiker. 

IÖ68.  —  270. 
Steinschneider.  258. 
Stempel  patenL   168(1.  —  76. 
Steuer-  Rectiflcation,     ICniwml 

einer  all^femeinen.   1748.  —  80. 

20.S. 
Steuer-     imd    Urbarialsysieni. 

Stände  um  Aufhebun^r  deKselhc n. 

1790.  —  8j. 
Steyr,  I.  f.  St-idt.    195.  203. 

—  MandiiUiriai  des  inncnViiTr.  In- 
lUistrievcrrin».   393. 

SLiflungen,  stämliarht^  13  ff. 

—  IVbrrsk-ht  der.    37. 

—  NeueKe^tilirüngdersclben.lS^iy. 

—  18. 

Stiftung,  nordische.    1710. —  ig. 
Stipendiatscasse.   seit  1Ö35.  — 

13-  47- 
Stipendien    »us  d^r  Herren-  und 

Kiltcrstandsrassc.    igO. 
Stipendien,  ständische.   13  ff.  43. 
SlOCkhof  in  1-inz.    220.  221.  22y 

43}  l>is  43g- 
Strassenbau.  22g  ff. 

SiAubtf r,   Upt)Muerid«iL 


Strasse  narh  Kbelüber};  nnd  Wil- 
hrring.    1630.  —  2  2g. 

—  nach  LiMcii.    1797.  —  23g. 

—  von  Mautliausctn  nach  Krristadt, 
230. 

—  ober  Ottcnslieim ,    neue.     17 n. 

—  231. 
Strassenbau-Conimissäre.   232. 
Strassen -Visitationen.  237. 

Slrasscrnu,  -nu-  l!nirrbrinj>un^  d«T 

Invaliden.   217. 
StromreguUrung  bei  Struden  uml 

Spielber^.   246. 

Studium  juris  seit  1672.  —  4g. 

—  Aufhören dfSBclbcn.  iSlü. —  52. 
Suhsiditim  iiinrrMriiini.3i4bis3iO. 
Syndicus;   Jitjichiin    Enzmiillrr. 

lt>27-  —  93. 

—  stAndischer.    1783.  —  Ö2.  gO. 

—  letzter    SyndicuÄ    A.   v.    Spaun. 
184g,  —  gB. 

T. 

Tabak.    4O4  ff. 

TaTelgelder  lOr  die  Vcrurdnetcn. 

t>2. 

Tanzimpost,  1707  ein^^rfohrt.  4.^3. 
Tanzmoister :     Scio.   0.    —    van 
GanKcU.  1763.  —  7. 

—  Gcnr^  Khcller.    1013,  —  I. 

—  Matthias  Verleih,    ib^z.  —  4. 
Tanzschule,  «nAndisrhe.  i.fi.  4.  b. 

7.    11.  4f>- 

TaubstummenlnstituL  305. 

—  Stipendien  hiefiir.  1H47.  —  32* 
Taxen    für    ICrtheilung    der    Land- 

mannschaft.    läi. 

—  für  die  L^ndJianjdei.  141.  147. 
Taxoi^jnung  für  die  Acr»c.  ibo8. 

—  -^^g• 

—  fürdic.^pcuhrkcr.  1744.  —  271. 
Taz,  den  SiÄnden  überlassen.  1508. 

—  60-  74-  75- 
Tazgefäll.    1657.  —  153.  468. 

Techniker,    Stipendien   f>ir,   seit 

i«47-  —  31- 
Terra  siglUata,  Verk,iuf  von.  2.s8. 
ThaLheim,  l'aulaner  zu.    1715.  — 

357- 

34 


^                 ^             ^^    "            ^^^^^^^^^^^1 

^^V           Theater. 

^^^^^H 

^^^^^^1               A ili- 1 1^ r    riir;itrr-Sni  irtat.    283. 

U.iflt.gr.     1852.  —  303.    ^^^^^^^ 

^^^^H                     284. 

Jesuiten;  dcrvn    Thealer.    1711. 

^^^^^^H           Apt^it,     '1  hi::itrr  •  L'ntrrnrhninr. 

1731.  —  282. 

^^^^^^1                  lyHK  h\s  I7gü.  —  28b. 

lospectiun  im   Theater.  299. 

^^^^^H           H.llle,  Krtra^Hfr.  185O.  —  304. 

Khrüner,    M.iurermeister ,     um 

^^^^^^1           Uau    <Ii:s   Tlit-uu^rs    iKoo    aii^c- 

Ucherlassung  d.  Uallhauscb  /u 

^^^^^H 

einem   Theaicr.  1751.  —  283. 

^^^^^^1           Hnukosten  tietni^Mt  101.458  H. 

KomüdicDhaus  nrirhsid.Diinau. 

^^^^^1                  44         ~  289. 

283. 

^^^^^^H           Btrhc^izun^  von  Meissner.  i8jO. 

Krcibig   Kduard,    Unternehmer. 

^^^^^H                  —            297. 

>857-  —  i<^•  3"5- 

^^^^^^M           ßeleuchtun^sausUi}(en.     300. 

Kreuzertheater.  1803  geeeh  lin- 

^^^^^^H          Rnrnsirin,  Unternehmer.   1838. 

sen.  289, 

^^^^^1                  —  ^^7' 

Landsehaftsschule;  cbrairali- 

^^^^^^M           Burghuusrr  Karl,  UntrmHimer. 

urhc  Vnrstellungen  an  d.  282. 

^^^^^^1                            — 

Loge  für  die  Milit.'ir-   und  Cnil- 

^^^^^H           rasinii.  284.  286.287.293.294. 

inspcetiijn.  299* 

^^^^H                                     303. 

Lugen  im  Parterre.  29(1. 

^^^^^^1           —  vdm    Thcjiter  grircnnt.   179s. 

Maschinerien.  291.  292. 

^^H          ^^'^' 

Maschinist  Schmidt-    1817.  — 

^^^^^^H           Cautiuo  des  Unternehmers.  286. 

292. 

^^^^H                                     293.   295. 

Miree  Jn&ef,  Unternehmer.  tSii. 

^^^^^^H           Cnmitr  für  Ana  Thralcr.    1827. 

1817.  —  290.  291. 

^^^H                  —  295.            299. 

Neufeld,     Umcrnehmer.     1S35. 

^^^^^H           rontruisuhr.  1844,  —  300. 

1842.  —  298.  300.  302.  303. 

^^^^^^H           Ürbura  victrix,  Kairrtdie,  vnr 

Ocfen  im  Parterre.  296. 

^^^^^^H                  Maria     Thr-refi:«     aufK^fOhrt. 

Pellet,    Unternehmer.    1824.  — 

^^^H               —  283. 

293  bis  297.  299, 

^^^^^^H            Uccuratinncrn.   291.  292. 

l^ulizeidirectur,  Luge  für  den. 

^^^^^^H           Dctroratiuns- Magazin  ,    183.9 

1853-  —  305- 

^^^^^H                                399. 

PrAsidialloge.  289  bis 291.  305. 

^^^^^^H           Dengirr,    rntcmrhmpfr.     1798. 

Pütz  Andreas,Untemchm(rr.i852. 

^^^^^^r         —  2K7 

—  S03-  3"4- 

^^^^^H           K  rO  f f n  u  n  g     des    Thraicrs     am 

Roaenbcrg  Graf,  Unternehmer. 

^^^^^H                  4.  Ortuhrx  1803.  —  289. 

1782.  —  284. 

^^^^^^H           Fcucrwarht:.  300. 

Sehau|jtats,  .iussercr,  rcstau rin. 

^^^^^^K          KÜger  Graf,  llntcmchmer.  1804. 

1845.  —  301.  302. 

^^^^^^P                  1814.  — 

Scholz,  Unternehmer.  1817.   — 

^^^^^^M          G II  r  d  c  r n  b c .    Krweiterung    der. 

29t. 

^^^H 

SchuscIka-FlrOning   Ida.    Un- 

^^^^^^B         Gasbeleuchtung   eingeführt. 

ternehmerin.    1855.    —    304. 

^^^H                  tK57- 

Sommerbüttc,   stAdi.  Theater, 

^^^^^H           ('l^glf  1     Kranz,      Unternehmer. 

289. 

^^^^^H                  1791*    I7Q.5-    1804.    —   266. 

Sperrsitze  für  die  ThcatCT-.'\uf- 

^^^^^H                 287. 

sicht.  1854.  —  305. 

^^^^^^v         HerHtellungrn    gegen    Keucrs- 

Scadtktimüdicn  haus  nächst  der 

^^^^^^                                1847.  — 

Dunau.  283. 

^^^^^^B          Hötzl,    Unternehmer.    1819.   — 

StOclcl      Kranz ,      UBtemchmrr. 

^^^H                 293. 

1K49.  —  303. 

^ ^ ^^^^^^1 

[           Theater.              4^|V 

Umgeld,  R.nLsiebun^desselbcn.467.              ^H 

^^^            Sul>\rntiun.   3000  n.  IS45. — 

Ungarische  (^rankheii.  260.                        ^H 

^H                            504. 

Universilat  m  I.inz  v.  d.  Ständen              ^| 

^H           —  4000  fl.  1857.  —  304. 

angrsirebu  1697.  —  49.  52.  53              ^M 

^H            —  5000  tl.  —  305. 

<>*»                                     ^^H 

^H        —  6300  fl.  —  30s. 

Unterbereiter.  6.                                 ^^^H 

^^H             Thcutirrcunsur.  205. 

UnterrlchUanstalten,  ständische.      ^^^H 

^^H            Tbculcrurdaun^  vud  1814.  — 

1                                                          ■ 

^H          294- 

UnterrichU-Slipcndien  1833  er-             ^| 

^^H            —  republicin  1R3B.  —  2(j(f. 

ri.-htr).  ii.                                                ^M 

^^H            Theater  -  Societftt,      ailelige. 

Urbarialsystem;  Stände  um  Auf-             ^H 

^H                   283.  284. 

hchun^  des.    17^11.  —  83.                             ^H 

^^M            VarschuKs  an  Neuffid.  1848. — 

Urfahr;    Keitrfl(;e   zum    Kapiizinc^-                ^H 

^H 

klostrr.  351.                                                        ^M 

^^H           Wohl  t  hat  i)jrkeit9-Vur  siel  lun- 

—   Unter brinjjunjj  d.  kranken  Pferde                ^H 

^H 

imRosenaucrSehiffüstadel.  1804.               ^H 

^^V           /Cuc-krrbirkerci.293. 214,298. 

H 

300.  303. 

Urkunden,  Originalicn  im  geheimen                ^H 

Thealergasse  wh  1802.  —  135. 

Ar^■ht^.  1571.  —  92.                                  ^H 

Theresianische  Waiscnstiftung  seit 

Urkundenbueh,  0.  i\  —  38  t  bis        ^^H 

1767.  —   25- 

^H 

Therlakverkäurer,    Abschaffung 

Ursulinerinnen-Kluster  und  M^d-        ^^^H 

(It;r  fiilsi-ht-n.  234. 

(-lu:ns<rhule.  3O3.                                        ^^^^| 

Thierarzneikunde.  415  fi. 

Unlerslülzungsgelder,  huertene-        ^^^| 

Thron- u,  Krbrolj/eonJnuD^.  1720. 

menie.  2K1.                                                   ^^M 

-  78. 

^^^H 

Th  ü  rhu  ter  Wohnung.    106.    127. 

^H 

Toposkopiiufdcm  Landhansthorm. 

iH3^i.  —   136. 

Verehrungen  und  lalelgelder.  92.         ^^^H 

Tragödien  an  d.  I^andschaftssdiule 

Vereinigtes    r.undesrullegium.            ^^^^| 

auf^t-föhrt.     [611.   —  45. 

184g  bis  1861.  —  g8.  101.               ^^^H 

Tranksteuer,  1640  eing-cführt.  74. 

Vereinigung  der  Stfmdr   vun  üb              ^H 

Transport  MmMiIitärrffearn.  216. 

und  unter  der  Knns  pmjectin.               ^H 

Treppelweg{Huts»hlai;).  247.  250. 

1810.  —  97.                                              ^H 

Truppen ;    lo    Wallenstcin    Krgi- 

Verfassung,  stand.;  Ursprung  der.               ^H 

mrnic  itn  Lande.    1633.   —  74. 

^^M 

—  ständische.    1642.  —  74.  75. 

—  1790.  —  84.                             ^^^H 

Truppenwerbung,  stand.  Patente 

Verfassungsurkunde  v.  25.  April       ^^^| 

zur.    2 1 6  ff. 

IS^K.  _  H-j.                                               ^^M 

Türkenkrieg.  i6fc3  und  1683.  — 

Verordnete,  Wahl  der.  i6öo.  1765.        ^^^M 

75.  76. 

.>4-                                                ^H 

Turnierkunsl,  Unterricht  in  der. 

Verordnetenbueh.  ui.                         ^^^H 

^^             1707-  —  5- 

Verordnelen -Coilegium,     L'r-        ^^^H 

^^H 

Sprung  des.   gt  IT.                                   ^^^^| 

^^fr 

—    1783  aufgehoben.    82.                             ^^^H 

Verpachtung    drr   Haupt  Strassen.         ^^^H 

W           UeberschwemniunginLinz.i78ö. 

^^H 

1                  -  2S5. 

Verpflegung  drr  ')  ruppen.    1633*        ^^^| 

1               Uhr,  neue,  fflr  den  Landhausihurm. 

—  74-  215-                                                    ^M 

^^m                 1801.  —   132. 

Versammlungen,  Ktdndiiiche.  56A;             ^H 

1 

^^1 

^                            —    !v>8    —                                     ^^^^1 

^^H^          Vertheidigungsanstallcn    \ityrcn 

Wegrobot -Reluitlon.   1763.  —      ^^M 

^^^M                    lÜf  Srluvrdt-n.    104t.  —  74. 

2ii.                                              ^M 

^^^B            Verweser  der  [.Hniicshauptmunn- 

Wegeasse,  sCindische.  233.  24  t.          ^H 

^^^K                       \ti02.  —  147. 

Wegpersonal,    Insiructiuium    für        ^^M 

^^H          Verzebrungssieuer  seit  1829.  — 

^^^H 

^H 

Weinaufschlag.  154.                     ^^^^| 

^^H          Verzeichnis<I.I^ml)ruie(MAtnkcl). 

Wels,  1.  f.  Stadt.    195.                       ^^^^B 

^H 

—  LamttaK  ^"*  9*  Jftnner  1452>  —        ^^M 

^^H           VtcedomaniL  144. 

^M 

^^^^            Viehautschlag  «k-n  StÄnHfji  {]t>f.r- 

—  Tod    Kaiser    Maximilian    1.    um         ^^^ 

^^^B                     lassen.   1  56M.  —  6b. 

12.  janner  1.^19.  —  61.                      ^^M 
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H&uscr  zum  Kreisumtsgebäude.        ^^H 

^^^^^^fe           inbjttriti(*hf.rl'fHnctinha.l)ung.  201. 

1814.  —  448.  449.                               ^H 
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^^^H           Wasserbaufond,  Hntstchun^.  24R. 

Wundärzte,  stämlischL-.    2,57.              ^^M 

^^^1           Wassermaut.   247. 

Wurzelgräber,    Abschaffung  der.  ^^^H 
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